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Erites Kapitel. 


Entſtehnng und Urfachen von Stantsfreitigkeiten. 


8 1. 
Politiſche und rechtliche Staatsftreitigfeiten. 


Tie Entftchung und Urfachen der Staatöftreitigkeiten können nur 
verbunden mit einander behandelt werden, da fie logiſch zu einander ge- 
hören. Die Staatsftreitigkeiten find fehr verfchiedene, eine Claffificirung 
M aber nur im Großen und Ganzen möglid). 

So wie zwei Hauptprincipien die auswärtigen Beziehungen der 
Eulturftaaten beftimmen und beherrſchen: das politifche und das inter- 
nationale Rechtsprincip, fo kann auch eine Staatsſtreitigkeit oder eine 
tolhe der Staaten unter einander entweder aus politifchen oder Rechts— 
verhältniſſen entftehen und können auch die Urfachen derſelben ent- 
weder politiiche oder rechtliche fein. An ein Syftem des Rechts wie 
Das Bölferrecht gehören indeß nur die rechtlichen Verhältniffe und 
kann auch in diefen nur das Rechtsprincip die Herrichaft beanfpruchen, 
während die auswärtigen politifchen Staatenverhältnijje in das Syſtem 
Der äußeren Politik hineingehören, für welches ein oder mehrere politische 
Trincipien maßgebend fein fünnen. Bei Staatenftreitigfeiten läßt fi 
aber diefe Grenze nicht immer einhalten, indem ein Streit nicht immer 
ent NRechtöverhältniiien und auch nicht immer aus rechtlichen Urjachen 
entiteht, jondern auch aus politischen Berhältnifien oder Gründen. Wohl aber 
lann ein fo entitandener und verurfacdhter politiicher Staatenjtreit durch 
im Völkerrecht vorgeiehene Rechtsmittel beigelegt oder geichlichtet 
merden und jtreift eind der Mittel: Die guten Dienfte an das Politiſche. 
Auserdem haben die der Anwendung eines Rechtsmitteld vorhergehenden 
Rerbandlungen vielfach einen politifchen Charakter und werden nicht 
stos im politifhen Sinn, jondern auch aus politifchem Interefie unter: 
aommen und geführt. 
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Auch die Verhandlungen auf Congrefien Haben keineswegs vor- 
wiegend Rechtsftreitigkeiten der Staaten unter einander zum Gegen- 
ftande, fondern weit mehr politische Verhältniſſe und ebenjo keineswegs 
blos äußere Verhältniſſe der Staaten, fondern aud) innere eined einzelnen 
Staated. Das erweifen 3. B. die Interventionscongreſſe von Troppau 
(1820), Laibach (1821) und Verona (1822). Nur auf dem erften der- 
jelben wurde noch da8 Princip der bewaffneten Intervention „zu Gunſten 
der Verträge von 1815” proclamirt, fomit dasfelbe zu Acten des 
internationalen Rechts in Beziehung gebradht, während der Congreß 
von Laibad ſchon ald Recht und Pflicht der drei Mächte (Preußens, 
Defterreichg und Rußlands) verkündet: Maßregeln gegen den Fort. 
fhritt der Revolution zu ergreifen, aljo gegen Störungen des 
inneren Staatälebend. Auch Hat ſowohl Ddiefer Congreß als der zu 
Berona (1822) beitimmte Staaten zur Unterdrüdung von Revolutionen 
beauftragt rejp. in Neapel und Piemont und in Spanien. Gegen folche 
Snterventionen protejtirten aber nicht nur zwei andere Großmädhte: 
Großbritannien und Frankreich, fondern ift überhaupt die gewaltſame 
Ssntervention in die inneren Angelegenheiten dritter Staaten, es jei 
denn, daß die Intervenienten von der Staatögewalt dazu aufgefordert 
oder vertragsmäßig dazu berechtigt feien, als ein völferrechtliches Inſtitut 
nicht anzuerkennen. Selbſt eine gütlihe Sntervention kann nur auf 
Aufforderung der bezüglichen Staatsgewalt gefchehen. Sie ift fonft eine 
unbefugte Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten eines dritten Staates. 

Obgleich nun in den äußeren Beziehungen der Staaten überhaupt, 
und zwar ſowohl in den politifchen wie rechtlichen, Staaten die jtrei- 
tenden Theile find, jo find es doch keineswegs ſtets Intereſſen und Rechte der 
Staaten, weldhe Anlaß zu Staatsftreitigfeiten geben, Tondern noch Häu- 
figer und vielleicht am häufigſten Streitigkeiten der einzelnen Ungehörigen 
verichiedener Staaten, aber auch Anſprüche eines Einzelnen an einen 
fremden Staat, welche fein Staat zu vertreten übernimmt, falls der 
Einzelne ohne dieje Vermittlung nicht zur Anerkennung oder Gewährung 
feines Rechtsanſpruches gelangen Tann. 

Die Nechtsftreitigleiten der Staaten fünnen fi aber ent« 
weder auf die Örundredte der Staaten beziehen, d. h. auf die 
Nechte auf Eriftenz und Erhaltung derfelben, auf Unabhängigfeit oder 
Souveränetät, auf Gleichheit, auf gegenfeitige Achtung und auf Rer- 
fehr (f. Bulmerincq, Handbuch des Völkerrechts 1884 $ 2226), 
oder auf ſonſt im Völkerrechte begründete Nechte und auf aus 
den Verträgen derjelben entjtehende oder auf durch Herkommen oder 
durch comitas gentium begründete Rechte. Zur internationalen Ver⸗ 
tretung der Rechte einzelner Staatsangehöriger gelangen aber entweder 
die dem Einzelnen im Völkerrecht eingeräumten Rechte oder einzelne 
Nechtöforderungen aus dem Gebiete des Privatverkehrs oder Fälle der 
dem Einzelnen verjagten oder nicht gehörig gewährten Juſtiz. 





„m ad ıbre Entſcheidung ohne Krieg. 


.nz.nch der Zweikampf, fo bei Staaten der 

. za Durch Vermittlung der Sache eine Aus» 
ed kann, Während cin Echiedsfpruch fich 
= >, eignen wird. Jedenfalls iſt aber ver 

| »erbergehende Unterbandlungen oder ohne 
. vw .ebiunlid, während Retorſion oder Re— 
. vuser Staatsachtung faum angewandt werden 
Andilligkeit enthält, welche allein zu Retor— 
“me geringere und ausgleichbare Unrechtmäßig- 
zaa.nsug des anderen Gtaates ausdrüdende Hand- 
..wrpies wäre, auch eine Beleidigung mit einer Be- 
‚de paſſend erwidert werden und endlich auch 
Rt an der zugefügten Beleidigung ſchwerlich zu 


weites Kapitel. 


xrilegung der Streitfaden. 


an ya Arten der Rechtsmittel der Staaten 
im Frieden. 
a. Zur Nevilion der Lehre von ben internationalen 
yernbrift für Die gejanımte Staatswiſſenſchaft. XVII. 


N Husten entſtandene Streitigkeiten können entweder 
it deigelegt werden auf dem Wege der Unterhandlung 
x. darch Mitwirkung dritter Staaten als Vermittler oder 
mdepriih. Meagiren kann aber ein verleßter Staat 
sergriuden durch Retorſion, Repreſſalie, Embargo und 

JWBWeiche Mittel ein mit einem anderen Staat in 

tn oder gegen dieſen tvegen einer Unbilligfeit oder 

cagtreuder Staat zu ergreifen babe, läßt ſich nicht 
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u oaenag kann eine bejtimmte Reihenfolge in der Anwendung 

igeriein feltgelept werden. Wohl aber it zunädit ein 
At anzuwenden, aber nur dann, wenn dadurch eine zur 
wo Zireites beftimmende Wirkung auf den gegneriichen 
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Staat erreichbar ericheint. Bor allem aber ift unter den ftreitenden 
Theilen zu unterhandeln, bevor zur Anwendung eine gewaltſamen 
Mittels geichritten wird. 


Bon Kaltenborn hat die Mittel noch zu verbielfachen gejucht 


ud, weil die völferrechtlichen Streitigkeiten fih im Allgemeinen auf 
dreierlei Weiſe ſchlichten laſſen, auch das „Völlerproceßrecht” in drei Ab- 
tteilmmgen getheilt, zunächit in: 


l. Friedliche Rechtsmittel. Als folche führt er auf: 

l) den Austrag des Nechtsftreites oder Sicherung (?) 
der Rechtsverletzung durch directe gegenfeitige Ber- 
ftändigung, ohne daß wie bei einem Vergleich die eine und 
die andere Partei gegenfeitig etwas von ihrem angeblichen 
Rechte aufgäbe. Hierdurch vereinige man jich über die richtige 
Auffafiung des Streitfalles refp. über die richtige Interpretation 
der betreffenden Eatungen und gewähre allenfalls cine Ent- 
ihädigung wegen der Verlegung, welche gegen den Einn 
dieſer nun feitgeitellten richtigen Erklärung erfolgte; 

2) den directen Vergleich unter den Parteien; 

d) die Appellation an die Meinungsäußerungen unbefangener 
Tritter, an die öffentliche Meinung der gebildeten Welt durch 
die Organe der Tagespreffe und der Wiflenfchaft, Hauptiächlich, 
wenn beide Parteien ſich zwar Direct gütlich vertragen wollen, 
aber es ihnen dazu noch an der nöthigen Unbefangenheit fehle und 
die abweichenden, unklaren Punkte in den beiderjeitigen Rechts: 
auffaftungen noch allzu unvermittelt daftänden. Jede Partei 
erwarte dann, daß die öffentlichen Debatten den Ztreitpunft 
mehr aufflärten und ſich ein feites Urtheil über die Sache 
ergebe. Zunächſt werde jede Partei hoffen, daB dies ihrer 
eigenen Auffaſſung günftig fein werde, fall® aber eine gütliche 
Ausgleihung ihr noch Ernſt bleibe, ſich auch fügen, wenn das 
Gegentheil ſich herausftellen ſollte; 

4) Entihluß der Parteien, ihre Sache einer ſchiedsrichterlichen 
Entiheidung zu unterwerfen; 

5) freiwillige Zuziehung dritter Mächte von Seiten ber 
Parteien, damit durch deren Mitthätigleit die Ausgleichung 
der Proceßſache zu Stande komme, jei es in Form jener Ber- 
ftändigung (sub 1) oder des Compromiſſes (sub 3). Tie Form 
diejer Mitthätigleit der dritten Macht erfolge hier entweder blos 
durch fogenannte gute Dienite oder durch eigentliche Vermittelung; 

6) Aufforderung der einen oder im geeigneten Fall auch 
beider Parteien zum Rechtsihug an die Garanten, Schup- 
mächte, Verbündeten, mobei das unter 5 bezeichnete Ber- 
fahren eintrete; 

‘) einfeitige Einmiihung dritter Mächte, um den Streit 
der Zarteien zur Ausgleihung zu bringen. 


e.y.zun und ihre Entſcheidung ohne Strieg. 


‚Ne gweikampfs ald Mittel zur Austragung von 
„son Raltenborn und die des Looſes ftatuirt 
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ucnen aber Diefe in fehr verichiedenen Graden 

2.9 wimentlich Der Anwendung der phyſiſchen Ge. 
tandig bei der friegerijchen Selbjthülfe einträte, 
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us Kehisnittel der Gelbithülfe in Ausübung gebracht 

ne sogleich Die einzelnen mehr oder weniger, jämmt: 

2. Amanndung Des Kriegsmittels bereit? in fich, doch fei 
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Ara 
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x 
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iS. 34) mit Recht eingewandt worden it, da wir die Retorjion zum 
gewaltiamen Berfahren rechnen, daß bei dieſer jelten von dem die Rede 
it, was man gewaltiam nennen könnte. Aber auch die von Kaltenborn’- 
ihen Unterſcheidungen: friedlide und tranfitoriihe Maßregeln 
bilden feinen Gegenjat, und kann man mit vollem Recht auch die fried- 
lichen als tranjitorijche bezeichnen, ja jelbit der Krieg iſt fein dauernder 
Zuttand und fann unter Umjtänden von fürzerer Dauer fein als die 
während des Friedenszuſtandes angewandte Retorfion und WRepreflalien, 
da dieje erit dann aufhören, wenn ihr Zweck erreicht ift und ihre 
Anwendung keineswegs immer die Wirkung hat, daß es in kurzer 
u geihiehbt. Wir glauben daher, den unterfcheidenden Charakter in 
enem anderen Moment erbliden zu müflen, indem wir ung Dabei 
vor einer Zelbitcorreetur nicht fcheuen — im Moment der Selbithülfe. 
Tamach würden wir dann alle die von und ald Arten des gütlichen 
Lerjahrens harafterifirten Mittel zu dennihtauf Selbithülfeberuhen- 
den rechnen, dagegen zu den auf Selbfthülfe beruhenden die Re— 
torñon, NRepreflalien und den Krieg und als Unterarten der Repreſſalien 
dei Embargo und die Friedensblocade. Die Selbfthülfe im Frieden 
wurde fih dann entweder realifiren durch die Netorfion ald Reaction 
gegen eine Anbilligteit oder als Repreſſalie mit ihren Arten als eine 
Reaction gegen ein Unrecht. Claffificiren würden wir dann die beiden 
Saupiverfahren oder die in demſelben anzumendenden Rechtsmittel als 
an Serfahren oder Mittel und als Reactionen zur friedlichen 
eder nichtfriegeriichen Beilegung von Nechtsftreitigleiten. Nur lebtere 
würden ſich als Selbithülfe charakterifiren laſſen, denn die guten Dienite, 
die Termittelung und der Schiedsſpruch können ſelbſtverſtändlich nicht als 
Nittel der Selbſthülfe gelten, und felbit die Unterhandlungen zwijchen 
den itreitenden Theilen können es nicht, da doch hierbei nicht ein 
einjelner der jtreitenden Theile ohne Mitwirkung des anderen Theiles 
—* ſondern beide Theile ſich einander zu einer friedlichen Beilegung 
verhelien. 

Shon Rotteck und Welcker's Staatslexikon widmet in erſter, 
weiter und dritter Auflage beſondere Artikel der „völkerrechtlichen 
Selbüthülfe“. Wurm behandelt in der erſten und zweiten Auflage 
gtundlichſt und mit eingehender Berüdfichtigung der Staatenprarid ver- 
bunden und getrennt Retorfion und Repreſſalien und jodann diejenige 
zelbitbilte, „Die zu Kriegsmaßregeln greift und doch nicht Krieg heißen 
ml“, wobei auch des Embargo und der Friedensblocade Erwähnung 
geichieht. Held, der Verfaſſer des Artikels „völferrechtlidde Selbft- 
ulie* in der dritten Wuflage des Lexikons fieht ald Formen der 
Selbitbülfe an den Krieg und außerdem die Talion, Retorfion und 
Reprefjalie, während er ald Mittel, um Kriege abzumwenden bei 
geringeren Gollifionen zwiichen Staaten, diplomatiſche Verhandlungen 
end bei wichtigeren Collifionen diplomatiiche Congreſſe anführt. Berner 
gnteriheidet im Bluntſchli'ſchen Staatdwörterbudye im Artikel: Krieg, 
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Kriegsrecht gütlihe VBerfuhe, um den Krieg zu vermeiden, 
wohin er die von und fog. Urten des gütlichen Verfahrens rechnet 
und vereinzelte Gewaltmaßregeln. Berner's Gegenjab befteht 
demnach weſentlich wie bei unferer früheren Unterfcheidung im Güt— 
lien und Gewaltjamen, und rechnet er zu den leßteren Embargo und 
Sriedendblocade, während Wurm und Held das unterfcheidende Moment 
in der Selbithülfe erbliden und zu dieſer dieſelben Mittel rechnen wie 
e3 weiter oben von uns gejchehen ift, wobei Held dazu noch die Talion 
fügt, welche jedoch als jelbititändiges völferrechtlicheg Mittel kaum an- 
zufehen ift, fondern nur die Art und die Urfache der Uebung von Re— 
torfion und Reprefjalien bezeichnen Tann. 

Während nun die meiſten Völferrechtdautoren fich einerjeit3 an den 
nichtkriegerifchen Mitteln der Unterhandlung, guten Dienste, Vermitte⸗ 
lung und des Schiedsſpruches, ſowie andrerjeit3 an der Retorfion 
und den Nepreflalien mit Einfluß des Embargo und der Friedens 
blocade genügen laſſen, Hat v. Kaltenborn noch den Austrag 
des Rechtsſtreites durch gegenfeitige Verſtändigung Hinzugefügt, 
welche doch nur erſt Wirkung der Unterhandlung fein kann, ferner Die 
Uppellation an die Meinungsäußerung unbefangener Dritter und Die 
Öffentlide Meinung, welche doch nur eine politiide Maßnahme und 
eine rechtlich ungeregelte ift, während die befüriortete einfeitige Ein- 
miſchung dritter Mächte entweder als fog. gute Dienfte oder ald Inter⸗ 
vention fich geltend machen kann, und endlich die Aufforderung der einen 
oder auch beider Parteien an die Garanten zur Leitung des Rechtsſchutzes, 
welhe doch nur in Folge eines beitehenden Garantievertraged ergehen 
und nicht als allgemeines völferrechtliche3 Necht3mittel bezeichnet werden kann 
Dagegen ift der durh von Kaltenborn als tranfitorifches Rechtsmittel 
bezeichnete Abbruch des Verkehrs mit dem gegneriihen Staat als zeit 
weilige Verſagung eines Grundrecht? aufzufallen und demnach auch als 
gerechter Kriegsgrund für den anderen Theil. Indeß wird der Abbruch, 
joweit er nicht Wirkung eines erklärten Krieges ift, factiſch oft nur 
ala politifhe Preifion geübt, um einen Staat zu BZugeitändniffen zu 
veranlafien in einer bereit3 geführten wichtigen diplomatischen Verhand- 
fung und kann daher als eigentlicheg Rechtsmittel nicht angejehen 
werden, da der Abbruch insbejondere der diplomatischen Beziehungen, 
ebenjo aber auch die theilweife Beſchränkung oder Aufhebung des Ber- 
fehr3 der beiderfeitigen Unterthanen in der Nidhtgewährung eines 
Rechtsanſpruches befteht, da Staaten einer internationalen Rechts. 
gemeinschaft ſowohl ein Recht auf diplomatischen Verfehr Haben, als 
auch deren Unterthanen einen Anspruch auf gewiſſe Verfehrsrecdhte, deren 
Nichtgewwährung den anderen Staat zu einem gleichen Verfahren berechtigt, 
ohne daß von ihm bejondere Repreflalien geübt werden oder gar ein 
Krieg erklärt wird. 
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Drittes Kapitel. 


Unterhandinng freitender Staaten unter einander. 


85. 
Weſen der Unterbandlung. 
Literatur: Heffter, Bölterrecht 7. Ausgabe 1881, 8 106. — v. Kaltenbornl.c. 


Bei einem zwiſchen Staaten entftehenben Streit pflegen diejelben, 
ee fie die Mitwirkung Dritter, fei es von Staaten oder Einzelner be- 
eipruhen, bemüht zu fein durch Unterhandlung mit einander den 
Etreit auszugleihen. Dazu ift vor Allem der Streitpuntt zu ermitteln 
und feitzuftellen, fodann die factifch mögliche Ausgleichung und erforder- 
lihen Falls die Satzung, welche ihrer zu vereinbarenden Audgleichung 
za Grunde zu legen märe. 

Benn Heffter fagt, daß völkerrechtliche Anſprüche der Regel 
ch feine andere Garantie für fich Haben, als die Macht der Wahrheit 
md den thatkräftigen Willen der Betheiligten, kein anderes Forum als 
de eigene Gewifienhaftigkeit und die öffentlihe Meinung, jo erbliden 
wir die Garantie, infoweit nicht eine vertragsmäßige vorliegt, in dem 
Bällerreht ſelbſt, denn fonjt wären fie nicht völkerrechtliche An— 
Iprähe, und ift auch ber thatkräftige Wille an jenes Recht gebunben, 
während das Forum weder in der eigenen Gewifienhaftigfeit noch in ber 
#entlichen Meinung zu finden ift, indem weder Die eritere noch Die 
kpere eine Rechtsmacht ift, die eigene Gewiſſenhaftigkeit aber durch 
des eigene Intereſſe getrübt wird und die öffentliche Meinung eine 

ift. Vielmehr ijt das eigene und des Gegners Recht 

eig zu prüfen und find bie einander entgegenftehenden Rechts 
‚price möglidhit augzugleihen. Bu dem Zweck ſenden ſich die Staaten 
oder übergeben fih durch ihre Bevollmächtigten gegenjeitig Rechtsaus⸗ 

gem in Schrift und Gegenfchrift oder Denkichriften über den 
Sheitfoll. Es enthalten viefelben die Tarlegung des Rechtsſtreites, Die 
rechtliche und thatiächlihe WBegründung der eigenen und die Würdigung 
der gegueriichen Anſprüche und Vorſchläge zur Begleichung derjelben. 
Bird von den mit einander unterhandelnden Staaten eine Verjtändigung 
errebt, jo wird dann ein Nachgeben des einen oder anderen in einem 
Aechteanſpruch nicht ausgeichloffen fein, und ift nicht abzuiehen, weshalb 
das Weſen der Perjtändigung, wie dv. Kaltenborn (S. 99) meint, 
Sarın beitehen folle, daß keine Partei etwag von ihrem angeb- 
sıhen Rechte aufgebe. Vielmehr kann derjenige Staat, der bei 
der Unterbandlung jein Unrecht erkennt, unbedenklich auf jeinen Nechts- 
saiprud verzichten oder ihn mindern unbejchadet jeiner Rechtsitellung. 
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Wollte dagegen ein treitender Staat feinen Rechtsanſpruch nicht aufgeben 
oder fein Gegner ihn nicht anerkennen, jo fönnte die Unterhandlung zu 
einer Verftändigung nie führen. Gelbitverftändlih kann es fich bei 
ſolchem Aufgeben eines Rechtsanſpruchs um einen fehr wichtigen nicht 
Handeln. Diefer wird vielmehr, wenn er ſich dazu eignet, einem 
Schiedsſpruch unterworfen werden können oder einer Wermittelung 
wie noch kürzlich in der Carolinenangelegenheit. Aber auch ohne jenen 
oder dieſe werden Staaten ihre Anſprüche fallen Iaffen, wenn fie 
diefelben nicht unanfechtbar begründen können, oder fall ihr Gegner 
feinen Widerſpruch völferrechtlih begründen kann. Die Ehre eines 
Staates hängt nicht davon ab, daß er einmal erhobene Anſprüche 
aufrecht erhält, durchführt und durchjeßt, fondern davon, daß diefe 
auh zweifellos im Recht begründet find. Ein Staat, der fidh 
vor dem Recht nicht beugt und einen Rechtsirrthum nicht eingefteht, 
wird in der Achtung der anderen Staaten nur verlieren können. So- 
wie Streitigkeiten Brivater fünnen auch folche von Staaten au nur ver- 
meintlihen Rechtsanſprüchen entitehen, in Wahrheit deshalb 
eines gerehten Grundes entbehren. Andererſeits Tann es aber 
Anſprüche geben, von welchen e8 zweifelhaft ift, ob fie als Rechtsanſprüche 
gelten können, und in folchen Fällen kann, da die Staaten dann fchwer- 
lich Richter in eigener Cache fein können, die Vermittelung oder der 
Schiedsſpruch eines dritten Staates oder eines Staat3hauptes oder einer 
hochangehenen ſtaatsmänniſchen Perfönlichkeit beanfprucht werden. In— 
dei erweiſen ſich dann in einem foldhen Fall zur friedlichen Ausgleichung 
auch die befonderd in internationalen Angelegenheiten Großbritanniens 
und der Vereinigten Staaten üblichen Commiffionen aus Vertretern der 
beiden Staaten ald wohl anwendbar, namentlid, wenn es fih um das 
Maß eines Anfpruches oder einer Entihädigung Handelt. Es find 
diefe Commiſſionen als fchiedsrichterliche bezeichnet worden, können 
aber als ſolche nicht gelten, da die Glieder derjelben aus den 
Unterthanen der ftreitenden Staaten von dieſen felbjt ernannt find, ber 
Schiedsſpruch aber von anderen Staaten oder Staatshäuptern oder 
Staatdmännern dritter Staaten gefällt wird und vor Allem dann, wenn 
eine folhe Commiſſion nicht endgiltig enticheiden darf, jondern ihr 
Ausipruh noch der Beltätigung der reſp. Staatsregierungen bedarf. 
Daß auch jene Commilfionen nit nur nad) Billigfeit entjcheiden können, 
jondern auch nad) den Beitimmungen des Völkerrechts, erhebt fie ebenfo- 
wenig zu jchiedärichterlidden, da damit nur die Duche der Entjcheidung, 
nicht aber deren Art indicirt iſt. 


S 6. 
Arten der Unterhandlung. 


Es können aber die Staaten in Ddreifacher Weile unterhandeln: 
1) durd ihre Staatshäupter, 2) durch ihre Minijter des Auswärtigen, 
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&eiandten oder fonitige diplomatifchen Wertreter, oder 3) durd die 
erwähnten, bejonderd von ihnen beiderfeitig dazu aus ihren Angehörigen 
emannten Commiflionen oder einzelnen Commiſſare. Die Unterhandlung 
der Staatshäupter in Streitfachen findet heut zu Tage felten ftatt und 
M auch unter conftitutionellen Staaten in bindender Weife unmöglich, 
da die bezüglichen Miniſter des Auswärtigen die Verantwortung und die 
Deie zur Folge habende Contrafignatur zu übernehmen haben und ohne 
dieſe auch ein auswärtiger Staatsact nicht gültig ift. Allgemeine Be- 
ſyrechungen ber monardjiichen Staatshäupter find deshalb nicht ausge⸗ 
Klofien, ja fie werden fogar der gütlichen Beilegung förderlich fein 
innen, indem Dadurch die Differenzpuntte und die Mittel zur Aus—⸗ 
sleihung derjelben erfannt und die Minifter oder Gefandten darnach 
infnirt werden können. 

Tie diplomatifhe Unterhandlung, d. h. durch Diplomatijche 
Beriönlichkeiten, zu welchen ja auch die Minifter des Auswärtigen rechnen, 
in die heut zu Tage übliche und empfehlenswerther als die Unterhand⸗ 
kung zwiſchen Stantöhäuptern, beſonders durch die noch immer, wenn 
arch jeltener vorkommenden Konferenzen oder Allerhöchften Handichreiben, 
weiße in Unterhandlungen conjtitutioneller Staaten verfafjungsmäßig un- 
mlöjfig ericheinen, und als die zwiſchen einem Souverän des einen Staates 
md einer befonderd dazu geiandten Perſönlichkeit oder mit dem bei 
Beim Staate accreditirten Geſandten des anderen Staates. 

Der letzteren Art der Unterhandlung mangelt Gleichjtellung der beiden 
Usterbandelnden, welche zu einer freien ungehinderten Verhandlung er- 
ſerderlich ift, um berjelben einen rajcheren und gütlichen Erfolg zu fihern. 

weniger ijt es geeignet, daß angeſehene militärische Perjönlichkeiten, 
wie es in unferem Jahrhundert, befonders vor dem Ausbruch von Kriegen 
mit orientaliihen Staaten vorgelommen ift, als Unterhändler gejandt 
werden, da dieſen nicht blos häufig die diplomatijche, materiell und 
formel fachverftändige Unterhandlungsfähigfeit mangelt, fondern aud) 
ger zu leicht militäriiche Empfindlichkeit und Schlagfertigfeit einen nicht 
immer beabfichtigten friegerifchen Ausgang herbeiführen. Es verdirbt dann 
des Schwert, was die Feder oder paljende Rede zum Frieden hätte 
wenden können. Daher waren in heidnijcher Zeit Fetialen und in dhrift- 
&her Gardinäle und Prieſter ſtets geeignetere Unterhändler. Die dazu 
Feignetftien Männer find aber die Mitglieder der praftiichen Tiplo- 
mitie, welche in Ausübung derjelben zur Erkenntniß der Staatdangelegen- 
keiten berangereift find, bei der Behandlung derjelben fich beſonders an 
Sorficht gewöhnt haben und daran, die Folgen und Wirkungen des ge- 
Khriebenen und gejprochenen Wortes ſachgemäßer zu ermejien. Tie unter- 
kendeinden Gejandten find aber ftet zur Sadhe von ihrem Staat, 
m der Regel durch den betreffenden Miniſter des Auswärtigen injtruirt, 
ioweit dieſer letztere nicht jelbft mit Dem des anderen Staates oder befien 
Gejandbten verhandelt. Werichte eined unterhandelnden Gefandten an 
ben reip. Minifler des Auswärtigen während der Unterhandlung find ge- 
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fordert und haben eventuell neue Snftructionen zur Folge. Nur für den 
Geſandten einer abfoluten Monarchie ericheint auch ein Beriht an 
den Monarchen, bejonder® wenn Diefer Ddirecten Bericht gefordert, 
angemefjen, während in conjtitutionellen Monarchien ein folcher feltener 
gefordert wird und vorkömmt, auch an ein Uebergehen des Miniſters des 
Auswärtigen durch den Souverän bei Unterhandlungen um fo meniger 
zu denken ift, als ja Sener für foldhe wie für die ganze auswärtige 
Geichäftsführung verantwortlih if. Es iſt daher völlig correct, wenn 
der Monarch eines conftitutionellen Staates? und der Präfident einer 
Nepublit durch fie allein oder überhaupt durch fie zu führende Diplo- 
matiſche Unterhandlungen ablehnen, wenn aud ihre Willensäußerung 
während der Unterhandlung angemeffen und zum Abſchluß derſelben 
nöthig ift, da ohne oder wider ihren Willen eine Unterhandlung im 
Namen des von ihnen beherrichten oder vertretenen Staates der Legalität 
entbehren würde. Mit Recht wird daher auch von bloßen Minifter- oder 
Gejandten-Unterhandlungen, falls deren Nefultate nicht vom höchften Organ 
Ipäter ratificirt werden, ebenſowenig ein recht3verbindliches Nefultat er- 
wartet werden fünnen, als von bloßen Fürjtenconferenzen conftitutioneller 
Monarchen ohne Mitwirkung ihrer rejp. Minifter des Auswärtigen, indem 
folhe Conferenzen nur freundfchaftlicher perfönlicher Annäherung dienen 
oder zur Aufrechterhaltung bejtehender guter Beziehungen, eine Rechts- 
gültigfeit für die betreffenden Staaten aber nicht beanſpruchen Tünnen. 
Anderer Bedeutung waren aber die in den lebten Jahren ftattgehabten 
Conferenzen zwiſchen den Monarchen der früher beitandenen heiligen 
Alliance, welche nunmehr auf dem Gebiete realer Politil, unter Mit 
wirkung ihrer Minister mit einander unterhandelten auf Grund von 
Bereinbarungsentiwürfen oder zur Herbeiführung folder. Erſt wenn Die 
Unterhandlungen zwijchen den diplomatischen PVerfönlichkeiten, zu welchen 
wir auch das höchſte diplomatische Organ: den Monarchen, und, je nad 
der Verfaſſung, felbit den Präfidenten der Republik rechnen, wie 3. 8. 
in den Bereinigten Staaten von Nordamerika, zu feinem befriedigenden, 
den Frieden fichernden Ergebniß geführt Haben, wird e8 an der Zeit 
fein, rehtsftreitfachverftändige Männer beider Staaten zu 
einer Commiſſion zufammenzufügen, welche ihre Ausgleichsvorſchläge den 
ihnen übergeordneten Autoritäten zur Beprüfung und eventuellen Ge— 
nehmigung vorlegen. Bloße Diplomaten werden zu ſolchen Commiſſionen 
fih wohl nur eignen, wenn fie, was freilich vorausgejeht werden müßte, 
gründliche Kenner des Völkerrechts wären und überhaupt eine Nechts« 
bildung genofjen hätten, welche zum Erkennen eines Nechiöftreites und 
zur Vorlage eines Ausgleichsentwurfs für einen ſolchen unbebingt 
nothiwendig jcheint. Was Diplomaten, troß ihrer Gewandtheit, nicht 
gelänge, würde Nechtäfundigen mit ihren Kenntniſſen eher gelingen, 
und müßten daher ſolche Commiſſionen von Sachverftändigen, insbejondere in 
Bezug auf einen vorliegenden auszugleichenden Rechtsftreit weit häufiger von 
beiden ftreitenden Parteien gebildet werden als es bisher der Fall war, um 
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durch beiderfeitige Unterhandlung einen fachgemäßen Ausgleich zu erringen. 
Tie Ernennung von Commiſſaren zum Ausgleich einer unter 
zwei Etaatn in Zukunft entitehenden Differenz ftatuirt fchon Der 
Urtilel 22 des Vertrages zwijchen Schweden und up vom 30. 
Anguft 1721. Miltitz, Manuel des Consuls. II. 2. 1152. 


Viertes Kapitel. 
Mitwirkung dritter Staaten bei Stantsfreitigkeiten. 


7 
1. Gute Dienite. 


Literatur: Heffter, Völterreht 88 88, 107. — Berner in Bluntfhli’s 
Einatöwörterbudy Bd. IX. s. v. Staatenverträge 641. — Bulmerincgq in 
d. Holgendorff’s Rechtslexilon s. v. Bermittelung und in feinem Hand- 
bach des Völkerrechts 8 87, 2 


— — a — 


die guten Dienfte (bons offices), welche dritte Staaten in Streitig- 

kiten anderer Staaten leiften, haben im Wllgemeinen den Zweck, dieſe 
pr gütfihen Beilegung ihrer Streitigkeiten zu veranlafien und zivar 
exweder fo, daß die ftreitenden Staaten Verhandlungen unter einander 
beginnen ober unterbrochene wieder aufnehmen oder fie bis zu einer 
gätlihen Beilegung fortführen. Weshalb, wie Heffter will, die guten 
Dienſte ſich auf die erfte Einleitung der Unterhandlungen oder auf ihre 
Biederaufnahme befchränten follen, ift nicht abzufchen. 

Der zn guten Dienften bereite Staat kann es entiweder aus eigenem 
Antriebe fein oder auf Erfuchen eines oder beider ftreitenden Theile. 
Berden num folche gute Dienfte nur aus einem politifchen Beweg- 
stunde angeboten oder geleiftet, jo erfcheinen fie auch nur als ein poli- 
tiſches Mittel und zwar als ein folches der äußeren Politik. Indeß 
Far gute Tienfte auch aus einem Rechtsgrunde geleiftet werden und 

Rab fie nur dann ald Rechtsmittel aufzufaffen und gehören auch nur 
daun in das Völkerrecht. 

Es beiteht aber zu ſolchen Dienjten ſchon eine allgemeine Rechts— 
serpflihtung unter Qulturftaaten, welche Hüter und Bewahrer des 
Ariedens fein follen: conservatores pacis in einem modernen Sinn des 
Eortet, indem dazu nicht mehr wie früher beiondere Perjönlichkeiten 

bettellt werden, ſondern jeder Gulturftaat, welcher mit den anderen eine 
mternationale Nechtsgemeinichaft bildet, dazu berufen it. Es braucht 
zur Uctivirung folcher Tienfte gar kein beionderes Intereſſe des fie lei- 
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ftenden Staates nachgewieſen zu werden, fondern es beiteht dazu eine 
Nehtspflicht jedes einzelnen zur internationalen Redhtögemein- 
haft gehörenden Staates. Nicht blos das völferrechtlide Grundrecht 
der Staaten: dag Recht auf Eriftenz, fondern auch das auf die Erhal⸗ 
tung berjelben verpflichtet jeden einzelnen NRechtögemeinjchaftzftaat, den 
Srieden unter den anderen Mitglieditaaten zu erhalten, da cin Streit, 
welcher gewaltiam ausgetragen wird, namentlih in der Form eines 
Krieges, entweder die Erhaltung der Eriltenz eines Staates oder letztere 
ſelbſt gefährden kann. Die völferrehtlich geforderten guten 
Dienste find daher nicht ein Freundihaftsdienft, der freimillig 
gewährt oder verfagt werden kann, fondern eine durch die Nechtägemein- 
ſchaft geforderte Pfliht. Es wäre die internationale Nechtsgemeinfchaft 
wirkungslos, wenn die zu ihr gehörenden Staaten nicht ſolche Rechts—⸗ 
verpflichtung anerkennen und in Uebung ſetzen wollten. Es kann dem- 
nah auch zur Leiftung guter Dienjte nicht blos daS eigenfüchtige 
Intereſſe beitimmend fein, um durch Bewahrung des Frieden? auch 
fih und feinen Staatsangehörigen den Friedensitand und den ungeftörten 
Rechtsverkehr mit anderen Staaten und deren Angehörigen zu fichern 
und zugleich den Betrieb des Handeld und den Vertrieb von Gewerbe. 
erzeugnifien, da der Welthandel durch den Weltfrieden bedingt it und 
ein Krieg zwiſchen einzelnen Staaten Störungen der anderen Staaten 
und ihrer Angehörigen in beiden Beziehungen zur Folge bat. Ob nun 
aber im einzelnen Fall die Staaten aus folder von ihnen an« 
erfannten Rechtsverpflichtung gute Dienfte leiften, bleibt freilich 
fraglid. Eine Frage, welche Leider meiſt zu verneinen fein wird. Den 
noch muß die Rechtöverpflichtung anerkannt werden, damit die Leitung 
nicht blog in das Belieben der einzelnen Staaten geftellt ift und daher 
auch von ihnen unterlafien werden kann. 

Sollen aber die guten Dienfte als Rechtsmittel geleitet werden, 
jo mitffen fie auch die Tendenz Haben, dem Recht zur Geltung zu 
verhelfen und eine dem Recht entjprehende gütlide Aus— 
gleihung herbeizuführen. Die ihre guten Dienjte anbietenden und 
leiftenden Staaten können daher nicht blos den Zweck im Auge haben, 
factijch in irgendwelcher Art einem Streit zur Beendigung zu verhelfen 
oder einen gemwaltthätigen Austrag zu verhindern. 

Der Erfolg der guten Dienfte eines einzelnen Staates iſt nicht 
immer der erwünjchte. Es kann daher zur Herbeiführung eines folchen 
auch) das Zuſammenwirken der guten Dienfte mehrerer Staaten ftatt- 
finden, welche diejelben nicht blos in einfeitiger, fondern auch in gleich—⸗ 
zeitig mehrfeitiger Einwirfung auf die jtreitenden Theile zur Geltung 
zu bringen bemüht fein können, wozu fie in leßterem Fall Conferenzen 
ihrer Bevollmächtigten mit denen anderer Staaten ftattfinden Laffen. 
Diefe Form der Collectivwirkſamkeit der Staaten ift nad) dem 
Völkerrecht wegen des Grundrecht? der Gleichheit der Staaten und in 
NRüdficht auf die vorhandene und in Wirkſamkeit zu erhaltende Rechts⸗ 
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gemeinidaft der Staaten eine völlig angemefjene, indem aus eriterem 
Grande insbejondere die Großftaaten ſich nicht anmaßen können, eine 
entfcheidende Anftanz in internationalen Streitigkeiten zu 
biden, weldhe Recht zu Iprechen und im Weigerungsfall der Streitenden 
ſich ihrer Entfcheidung zu fügen, diefer durch angedrohte oder aus« 
geführte Gewaltmaßregeln zur Durchführung zu verhelfen hat. Eine 
Swangsauflage würde völlig dem Begriff der guten Dienfte widerfprechen, 
weile nicht blos angeboten, fondern auch angenommen fein müflen und 
ad im letzteren Fall feine die Streitenden bindende Entfcheibung fällen 
tunen, da die ftreitenden Theile, um verpflichtet zu fein fich einer folchen 
zu unterwerfen, nicht blos gute Dienfte beanfprucht haben müſſen, jondern 
einen förmlichen Schiedsſpruch. Die Anerbietung guter Dienfte wird bis- 
weil vertraggmäßig eingeräumt. So willigt im Art. 13 des Ber 
trage zwifchen Rußland und der Pforte vom 28. Mai 1812 (M. N. 
R II. 397) Rußland ein, daß die Pforte ihre freundfchaftlihen Dienfte 
anbiete, Damit zwilchen Rußland und Perfien der Krieg beendet und 
driede gefchlofien werde. Andererſeits erflärt fih im Art. 7 der Con 
veation von Ackermann derfelben Staaten vom 7. October 1826 (M.N. 
R VI. 2 1053) die Pforte bereit, die bons offices Rußlands anzu 
schen, um nad) Vorgang früherer Bräcedenzfälle die Einfahrt in das 
Ehwarze Meer den Fahrzeugen der der Türkei befreundeten Mächte 
za bewilligen, damit der Einfuhrhandel nad) Rußland vermittelft dieſer 
dahrzenge und die Ausfuhr der Ruſſiſchen Erzeugniffe durch fie keine 
erleide. 

Alſo nit blos aus allgemeinem Rechtsgrunde, fondern auch aus 

beionderem, vertragämäßig begründeten, können gute Dienfte geleitet 
und müflen fie dann auch acceptirt werden. Die Bevollmächtigten der 
m Jahre 1856 auf dem Pariſer Congreß verjammelten Staaten drüdten 
m Namen ihrer Regierungen im Protokoll vom 14. April 1856 (Mart. 
x. R G. XV. 767) aber nur den Wunſch aus, daß die Staaten, unter 
welchen ein ernſter Zwieſpalt (dissentiment) ausbrechen follte, bevor fie 
an die Waffen appelliren, foweit die Umſtände es geftatten, ihre 
Zuflucht zu den guten Dienften (bons oftices)einer befreundeten Macht nehmen. 
Tiefer bedingte Wunſch kann jelbitverftändlich einer Rechtverpflichtung 
der contrahirenden Staaten nicht gleichgeachtet werden, aber die Staaten, 
weldye fich jelbft als Glieder des Europäifchen Concerts bekannten, 
indem fie vereinbarten, in dasſelbe (f. den Vertrag vom 30. März 
1856 Art. 7) die Türkei aufzunehmen, hatten doch dabei unverlennbar 
ber Tendenz Ausdruck gegeben, friegeriicher Austragung eines unter 
ihmen ausgebrochenen Streites den Eintritt guter Dienfte, wenn auch 
sicht aller Gontrahenten, jo doch einer befreundeten Macht vorausgehen 
m laften. 

Gine gewünſchte Verallgemeinerung der Anwendung guter Pienite 
enthält aber die von den Bevollmächtigten in dem angeführten Prototoll 
ensgeiprochene Hoffnung, daB die nicht auf dem Congreß repräfentirten 
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Regierungen ſich dem Gedanken anjchliegen möchten, welcher den aus- 
geiprochenen Wunſch eingegeben hatte Ein Wunſch der Staatenbevoll- 
mächtigten Namens ihrer Regierungen muß aber wohl auf Beachtung 
fih Rechnung maden dürfen, wenn er fie auch nicht immer gefunden 
Hat. Wohl aber haben dritte Staaten feitdem auch, ohne daß Die 
Streitenden zu ihren guten Dienften ihre Zuflucht genommen, fich be- 
müht, den Ausbruch von Kriegen in Veranlaſſung jener zu verhindern 
oder auch die Beendigung geführter Kriege herbeizuführen. Der vor 
jenem Protofoll am 30. März 1856 zwiſchen Defterreih, Frankreich, 
Großbritannien, Preußen, Rußland, Sardinien und der Pforte ab- 
geichlofjene, aber erft nad) jener Erflärung am 27. April 1856 ratificirte 
Bertrag (M. N. R. G. XV. 770) enthält feine Verbindlichkeit zur Ver⸗ 
wirflichung jenes Wunfches, wohl aber im Art. 8 des Pariſer Vertrages 
vom 30. März 1856 für den Fall, daß zwifchen der Pforte und einer 
ober mehreren der anderen unterzeichnenden Mächte ein Zwieſpalt (dis- 
sentiment), welcher die Wufrechterhaltung ihrer Beziehungen bedrohen 
würde, eintreten follte, die Beitimmung, daß die Pforte und jede dieſer 
Mächte, ehe fie ihre Zuflucht zur Anwendung von Gewalt nehmen, die 
“ anderen contrahirenden Theile in Stand feben, diefem Weußeriten durch 
ihre Vermittlung (action mediatrice) zuvorzukommen. Es it alfo 
ein anderes Rechtsmittel: die Bermittelung, hiermit für rechts ver— 
bindlich erklärt, aber freilich nur für den Fall einer Streitigleit zwiſchen 
der Zürfei und den anderen contrabirenden Staaten, nicht für den 
Tal einer jolchen der übrigen Staaten unter einander. Somit war 
die Vertragsbejtimmung Hinter dem Wunfch zurücgeblieben und haben 
damit die Staaten dadurch fundgegeben, daß fie ſich nicht ein Mal zur 
Reiltung guter Dienfte an einander für den Fall einer erniten Gtreitig- 
feit vertragsmäßig verpflichten wollten, offenbar aus einer zu weit 
gehenden Rüdjicht auf ihr fouveränes Beſtimmungsrecht, das durch eine 
gegenjeitige Koncejfion zur Forderung und Annahme guter Dienfte vor 
Beginn des gewaltſamen Austrages eines Streite® wahrlid in feinem 
Weſen nicht gefchädigt worden wäre. 

Eine actenmäßig unter einer großen Zahl von Staaten feitgeftellte 
Verpflichtung zurkeiftung guter Dienste finden wir dagegen in der General. 
acte der Berliner Conferenz vom 26. Februar 1885, in Kapitel I Art. 1 
und 8 und in Kapitel II Art. 11. Es kommen nämlid in Kapitel I 
Art 1 die Mächte überein, die guten Dienste anzuwenden bei anderen 
Regierungen der Afrikaniſchen Küfte, damit auch auf deren Territorien 
dad Prineip der Handelsfreieit angewandt werde. Nach Art. 8 des 
Kap. I können aber die beteiligten Regierungen übereinkommen, Die 
guten Dienfte der internationalen Congoſchifffahrts-Commiſſion, im alle 
fih Schwierigkeiten bei Anwendung der aufgeitellten Principien der 
Handelöfreiheit im Congogebiet ergeben follten, zu beanspruchen. Nach 
Art. 11 des Kap. III verpflichten ſich aber für den Fall, daß eine 
Macht, welche Souveränetät3- oder Protectorats-⸗Rechte in den unter 
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dad Regime der Handelsfreiheit geitellten Congogebieten ausübt, in 
einen Krieg verwidelt würde, die den Act unterzeichnenden Staaten ihre 
guten Dienfte (bons offices) zu leiften, damit die diefer Macht gehö- 
renden und in die vertragsmäßige Zone der Handelsfreiheit einbegriffenen 
Territorien, bei Uebereinftimmung diefer Macht und des anderen oder der 
anderen friegführenden Theile, für die Dauer des Kriege unter das 
Regime der Neutralität geftellt und als einem nichtfriegführenden Staat 
angehörend betrachtet würden. 

Wenn nun audh in diefen Beitimmungen für eine große Reihe 
von Etaaten und die internationale Commiſſion die Verpflichtung 
zur Leiftung guter Dienfte vorgejehen ift und zwar einer Leiſtung 
ipso jure, welche nicht erft zuvor zu erbitten ift, deren Annahme aber 
wohl and, damit der Zweck derfelben erfüllt werde, von der einzelnen 
Macht nicht verfagt werden darf, fo Handelt es ſich doch in allen brei 
Fällen nur um eine Leiftung zu einem fpeciellen vorgejehenen Bed, 
keinezwegs aber um eine allgemeine für alle Fälle zwiſchen den Staaten, 
vielmehr ift für einen anderen Fall im Art. 12 die Vermittelung, facul- 
tstiv der Schiedsſpruch, vorgejehen. ebenfalls iſt e8 aber die erite Staaten- 
ecte, in welcher eine jo große Zahl von Staaten die Verpflichtung zur 
Leitung guter Dienfte übernimmt, wenn freilich auch nur in bedingter 
Reife und zwar in dem Fall des Art. 8 des Kap. I, falls die bethei- 
listen Regierungen zur Inanſpruchnahme der guten Dienſte überein. 
Iommen, und im fall des Art. 11 des Kap. III nur für den Fall, daß 
die friegführenden Theile damit einverftanden find. 

Andererfeit3 haben einzelne Staaten in mit einander abgeſchlofſſenen 
Verträgen fchon im vorigen Jahrhundert die Leiftung guter Dienfte 
(bons offices) in Ausficht geftellt. So 3.8. Frankreich der Schweiz im 
Uliongvertrage mit diefem Staat vom 28. Mai 1777 (M. R. 2. II. 

% Art 4, um irgend welchen Unternehmungen gegen die Echweiz 
juvorzufommen und fie abzuwenden. Als 1867 zwiſchen frankreich und 
Differenzen in Bezug auf die Feſtung Luxemburg ausbradhen, 
bot die Königin von England ihre guten Tienfte an (Lawrence, Rer. 
d. dr. intern. VI. 126) und wurde dadurch, aber auf Einladung bes 
Königs der Niederlande, die Londoner Conferenz herbeigeführt und die 
Etreitigleit durch den Vertrag vom 11. Mai 1867 gefchlichtet. (M. N. 
R 6. XVIII. 445). 
Beſonders Haben aber in diefem Jahrhundert Europäifche Staaten 
m ®erträgen mit außereuropäifchen Staaten einjeitig oder beiderjeitig 
ch die Leiftung guter Dienſte für den Fall von Streitigleiten mit 
dritten Staaten überhaupt ober mit einem bejonderen Staat zugefagt. 
Co erflärte fih die Deutſche Neichsregierung im Handelsvertrage 
mi Berfien vom 11. Juni 1873 (R.G.Bl. 1873 Nr. 28) Art. 18 
bereit, falls Perfien in einen Streit mit einer anderen Macht verwidelt 
werden follte, auf den Wunſch der Regierung des Schah diejem gute 
Zienfte zur Beilegung des Streites zu leiten. Oder es erbietet ſich im 
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Vertrage der Vereinigten Staaten von Nordamerifa vom 29. Yuli 1858 
mit Sapan (M.N.R.G. XVII I. 51) Art. 2, der Präfident der eriteren 
auf Aufforderung der Japaniſchen Regierung als ein freundichaft« 
liher Mediator, — mworunter hier wohl nur gute Dienfte zu verftehen 
find, da es eine freundichaftliche Vermittelung nicht giebt, — in Streit. 
fahen zwijchen diefer Regierung und irgend einer Europäifhen Macht 
fih zu geriren. In beiden Fällen wird die Aufforderung zur Leiftung 
guter Dienfte vorausgeſetzt. Im riedensvertrage zwiſchen Groß—⸗ 
britannien und Perſien vom 4. März 1857 (M.N.R.G.XVI 2 114) 
Art. 6 verpflichtet fih aber die Perſiſche Regierung die guten Dienfte 
(friendly offices) der Britichen Regierung in Differenzen zwiſchen Perfien 
einerjeit3 und Herat und Afghaniften andererjeit3 zu beanfpruchen und 
nur zu den Waffen zu greifen, falls die guten Dienfte wirkungslos 
waren. Es ift der Anhalt diejes Artikels dem obenerwähnten Wunjch 
der Pariſer Congreßmächte mejentlich entiprechend. 

Beiderjeitiges Anerbieten guter Dienste finden wir im 
Bertrage des Deutichen Neiches mit Korea vom 26. November 1883 
rt. 1 (M. N. R. G. II. Ser. X. 473) und Großbritanniens mit Korea 
vom gleichen Tage (ibid. 576) Art. 1, indem, falls zwiſchen einem ber 
vertragsjchließenden Theile und einer dritten Macht Streitigkeiten ent- 
fiehen follten, der andere vertragsfchließende Theil auf ein desfallfiges 
Erſuchen feine guten Dienfte leihen und eine freundichaftliche Erledigung 
der Streitigkeiten herbeizuführen ſuchen werde. 

In allen den angeführten Vertragsbeftimmungen, mit Ausnahme 
des Bertrages Großbritannieng mit Perfien bezieht fich die Verpflichtung 
immer nur auf die Uebernahme guter Dienste, nicht aber auf die 
Annahme Dderjelben, melde vielmehr ſtets in das Belieben Des 
refp. Staated gejtellt it und fomit ift auch in Einzelverträgen dem 
Wunſch der Pariſer Congreßſtaaten nicht Rechnung getragen. 

Einige Autoren wie Battel (I. XVII. $ 328), Wheaton (I. 271), 
Twiſs (U. 12) überjehen den Unterjhied von Vermittelung und guten 
Dieniten, indem fie die erjtere in Form der lebteren wirken laſſen. 
Auch Calvo (II. 535) definirt, daß die Vermittelung (mediation) ftatt- 
babe, wenn ein befreundeter Staat feine guten Dienjte leihe, um zwiſchen 
zweien oder mehreren Staaten anhängige internationale Fragen zu löſen 
und regeln. Indeß hat die Mediation diefe Aufgabe allein gewiß nicht 
und übt fie eben fo wenig in Form der guten Dienfte, indem vielmehr 
beide jelbitftändige Rechtsmittel find. In der Praxis werden aber 
die guten Dienfte häufig in Vermittelung übergehen, indem die eriteren 
fih zur leßteren jteigern. Daß beide aber in der Hauptjache überein. 
fommen, wie auh Moſer (Berjuch des neueften Europäiſchen Völker—⸗ 
rechts, VIII. 423) meint, ift nicht einzuräumen und wird ſich der Unterjchied 
aus der Tarjtellung der VBermittelung näher ergeben. Bor Allem ninmt 
der Vermittler an den Verhandlungen Theil, während die guten Dienfte 
Ießtere wefentlich nur herbeiführen jolen. Auch findet bei guten Dienſten 
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nur eine allgemeine Aufforderung zur gütlichen Ausgleichung ftatt und 
die Empfehlung der Vorſchläge der Barteien, während der Vermittler 
ſelbſt Borfchläge maht (Berner 1. c). Staatsfchriften unterfcheiden 
beide wiederholt, vermengen fie aber auch, wie weiter unten bei Be 
handlung der Vermittelung nachgewiejen werden wird. Die Staaten 
relbt nehmen aber gute Dienfte an und lehnen eine angebotene Ber: 
mittelung ab. Schweden wollte 1742 mit Rußland nur unter der 
Bermitteluimg Frankreich unterhandeln, Rußland geftand aber nur gute 
Tienfte Frankreichs zu. (Mojer 1.c. 433.) Spanien erbat ſich 1823 
im Streit mit Frankreich die guten Dienfte Englands, dieſes erbot fidh 
eber zur Vermittelung, welche indeg wieder Frankreich ablehnte, indem 
es mır die guten Dienſte wollte, denen ſich denn auch England unter- 
309 (j. den Notenmechjel hierüber bei Bhillimore III. Appendir 758, 
63 md 764). WUndererfeit3 wurde ein von Frankreich und Groß- 
britannien in Streitigkeiten zwiſchen Epanien und Marocco im Sabre 
184 angebotener Schiedsfpruch abgelehnt, die Vermittelung aber an- 
genommen und führte fie einen Ausgleich Herbei. (Calvo II. 538 ff.) 


$ 8. 
2. Vermittelung. 


Sıteratur: Ch. de Martens, Guide diplomatique, 1851,1.191.— I. J. Moſer, 
Verjuch des neueften Europäiſchen Völkerrechts, VIII. 421 fi. — Heffter, 
Böllerrecht, 8 88. II. — Berner l.c. — Bulmerinca in dv. Holtzen⸗ 
dorff' 3 Rechtslerilon s. v. Bermittelung und in feinem Handbuch des Völker⸗ 
rechts, 8 87, 3. 


Kährend die guten Dienfte in völlig freier Form geübt werden in 
Rüdfiht auf eine Staatsftreitigfeit, ift für die Vermittelung (meddiation) 
einer ſolchen eine beftimmte Art bes Verfahrens üblich geworben. 

Anlaß zu einer VBermittelung zwijchen im Streit begriffenen Staaten 
it gegeben, falls diefe nicht durch Unterhandlung unter einander zu einer 
gätlihen Ausgleichung gelangen, oder um die Beendigung eines Krieges 
herbeizuführen oder um den Abſchluß eines Friedens zu fürdern oder bei Ber- 
tragsabichläfien (Ch. de Martens I. 192.) oder bei Vergleichsabſchlüſſen.) 

In dem eriten und zweiten Fall wird die Vermittelung in der 
Regel von dritten Staaten angeboten, in den lehteren von einem oder 
den zum Friedensſchluß, Vertragd- oder Vergleichsabſchluß geneigten 
Etaaten erbeten. Allem zuvor müſſen aber die ftreitenden Theile ſich über 
die Annahme einer Bermittelung und weldem Staat oder welcher Rer- 

ſönlichkeit fie diefelbe übertragen wollen, geeinigt und dieſer oder 
dieſe fih zur Uebernahme der Bermittelung bereit erflärt haben. (ine 
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Bermittelung kann entweder ganz allgemein vereinbart werden für die 
ganze Streitigfeit oder zum Aufhörenmachen des Krieges überhaupt 
oder nur zur Herbeiführung eine? Waffenſtillſtandes oder zum Abſchluß 
des gefammten Friedens oder nur für einzelne Gegenftände deſſelben, 
oder zur Ausführung eines Friedens. 

Die Vermittelung wird bei Streitigkeiten und Friedensabfchlüfien 
erſt dann erforderlich werden, wenn zwiſchen den Staaten Meinungs 
verjchiedenheit bejteht über die Art der Ausgleichung oder eine einzelnen 
Friedensabmachung, während fie, falls fie die Beendigung eines gemalt 
famen Verfahrens zum Zweck Hat oder den Abſchluß eines Vertrages 
oder Ausgleich? überhaupt, zunächſt nur jene Beendigung oder Diejen 
Abſchluß zur Aufgabe Hat. 

Der zwiſchen Portugal und Brafilien am 29. April 1825 unter 
Bermittelung Großbritanniens abgejchloffene Friedensvertrag janctionirte 
die Abtrennung Brafiliend von Portugal und anerlannte deſſen Unab- 
bängigfeit (M. N. R. VI. 176). Wir erwähnen ferner die Friedens⸗ 
vermittelungen: Großbritannien? und Preußen? vom 4. Auguft 1791 
zu einem Friedendvertrage zwiſchen Vefterreih und der Türkei (M. R. 
2. V. 253), und die Convention Defterreihg und Frankreich vom 30. Juni 
1813 zur Vermittelung des Friedens durch Defterreih (M. N.R. I. 586). 
Endlich vermittelte Großbritannien wiederholt zwischen Staaten anderer Welt. 
tbeile und auch unter Stämmen derfelben. So 3. B. zwiſchen Teras 
und Merico laut Vertrag vom 11. Novbr. 1841 (M. N. R. G. IV. 609) 
und unter Stämmen und Chef3 der Arabiſchen Küfte des Perſiſchen 
Golfes am 4. Mai 1853 (M. N. R. G. XVI. 2. p. 123). 

Bur Vermeidung aller Bweifel über das Unerbieten oder die Auf. 
forderung zur Vermittelung und über die Aufgabe derjelben, ſowie über die 
Bermittelungsvorjchläge und den Bermittelungsabihluß find alle Diefe 
Acte ſchriftlich abzufaflen, wenn auch die erfte Einleitung zu einer 
Bermittelungsübung, zu den Bermittelungsverhandlungen und zum Ber- 
mittelungsabjchluß durch die Bevollmächtigten der zur Vermittelung auf 
geforderten Staaten mündlich geübt werden kann. Insbeſondere wird aber 
aud) eine beabfichtigte Vermittelung in einem nur dieſe behandelnden Vertrage 
vereinbart, wie im geheimen Vertrage zwiſchen Frankreich und Defterreidh 
vom 30. Zuni 1813?) die Vermittelung Oeſterreichs zur Herbeiführung 
des Abjchluffes eines allgemeinen oder continentalen Friedens. Anderer⸗ 
feit8 findet die Unnahme einer Vermittelung auch in Verträgen anderen 
Hauptinhaltes ftatt, wofür der zwiſchen Frankreich und Rußland am 
T. Zuli 1807 abgeſchloſſene Tilfiter Friedensvertrag in den Urt. 13 
und 23 einen ziviefachen Beleg darbietet, da im Art. 13 der Kaiſer 
Napoleon I. die Mediation des Kaiferd von Rußland zur Unterhandlung 
und zum Abſchluß eines definitiven Friedensvertrages zwiſchen Frank⸗ 
reih und England und im Art. 23 der Raifer von Rußland die Ver—⸗ 
mittelung des Kaiſers Napoleons I. zum Abſchluß eines Friedens 
zwifchen Rußland und der Pforte annimmt.?) 
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Ohne vertragsmäßige Vereinbarung befteht fein Zwang zum Un- 

erdieten, zur Annahme und zur Execution eines Vermittelungsſpruches, 
ſelbſt wenn eine DVermittelung gehörig angeboten, von den Bethei—⸗ 
igten und den Dermittlern angenommen und durch die Wermittler 
edgiltig und unter BZuftimmung der Betheiligten feftgejtellt wäre, 
dem nur ein internationaler Schiedsfpruh muß unbedingt ausgeführt 
werden. Indeß wird einer gehörig geübten Vermittelung wohl auch 
die Folgeleiftung nicht verfagt werden fünnen, da ſonſt insbefondere die 
auigeforderten vermittelnden Staaten fi) verlebt fühlen müßten. Ebenſo 
time auch die Vermittler nur aus triftigen Gründen die Uebernahme 
einer Bermittelung verjagen und von einer übernommenen Vermittelung 
zur zurüdtreten, falls entweder ihr Verfuch zur Vermittelung fehlgejchlagen 
ser fie ihren Bermittelungsact vollftändig durchgeführt hatten, d. 5. 
der ihrer Bermittelung gejeßte Zweck erreicht wurde. 

Anders verhält es fich dagegen mit dem WUnerbieten, der An- 
nahme und der Beendigung einer Vermittelung, wenn einer biefer Acte 
den md für beftimmte Staaten vertraggmäßig für den Fall einer 
Etreitigkeit feftgefegt war. Penn dann find Vermittler und Vermittelte 
döllerrechtlich zum WUnerbieten, zur Annahme und zur Uebung der Ber- 
wittelung verpflichtet. Diefe Verpflichtung kann zwar ebenjo wie bei 
den guten Diensten für Staaten der internationalen Rechtsgemeinſchaft 
aus diefer felbft gefolgert werden zur Bewahrung des Nechts- und 

ichensſtandes, indeß wird eine vertragsmäßige Vereinbarung ein 

beſeres Forderungsrecht begründen. 

Ein ſolches Forderungsrecht ergiebt ſich denn aus dem weiter oben 
(Seite 20) angeführten Art. 8 des Pariſer Vertrages vom 30. März 1856, 
mem nach demfelben, freilich nur bei Differenzen der anderen Bertrags- 
Atrahenten mit der Türkei, vor der Anwendung von Gewalt die 
Etreitenden bie anderen contrahirenden Theile in Stand fegen müflen, 
Dielen Heußerften dur ihre Bermittelung zuvorzukommen. Durch 
Diele Beftimmung find die ftreitenden Theile verpflichtet, die beim Streit 
ist betheiligten anderen Contrahenten des Parijer Vertrages zur Ber- 
mittelung aufzuforbern, und dieſe verpflichtet fie zu leiiten. In dem 
einen und anderen Fall beiteht ein Forderungsrecht auf eine Seitens 
ber Etreitenden zu erhebende Beanſpruchung der Vermittelung und auf 
Ucbung der Bermittelung durch die nicht im Streit begriffenen anderen 
Gontrahenten. 

Ein Beifpiel einer unter einer weit größeren Zahl von Staaten 
vereinbarten Bermittelung bietet die Generalacte der Berliner Gongo- 
Eonferenz: cap. III. Urt. 12, indem für den Fall, daß ein erniter 
Zwieſpalt in Bezug oder innerhalb der Grenzen der im Art. 1 erwähnten, 
unter das Regime der Handelsfreiheit geitellten Territorien zwiſchen 
den dieſe Acte unterzeichnenden Mächten ausbrechen jollte, dieje Mächte 
Ah verpflichten, che fie an die Waffen appelliren, ihre Zuflucht zur 
Zermittelung einer oder mehrerer befreundeter Mächte zu nehmen. 
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Bermittelung Tann entweder ganz allgemein vereinbart werden für die 
ganze Gtreitigkeit oder zum Aufhörenmachen des Krieges überhaupt 
oder nur zur Herbeiführung eines Waffenftillftandes oder zum Abſchluß 
des gejammten Frieden? oder nur für einzelne Gegenstände deſſelben, 
oder zur Ausführung eines Friedens. 

Die Vermittelung wird bei Streitigkeiten und Friedensabſchlüſſen 
erit dann erforderlich werden, wenn zwilchen den Staaten Meinungs- 
verichiedenheit befteht über die Art der Ausgleihung oder eine einzelnen 
Friedensabmachung, während fie, falls fie die Beendigung eines gewalt- 
famen Verfahren? zum Zweck hat oder den Abfchluß eines Vertrages 
oder Ausgleichs überhaupt, zunächſt nur jene Beendigung oder dieſen 
Abſchluß zur Aufgabe hat. 

Der zwilchen Portugal und Brafilien am 29. April 1825 unter 
Vermittelung Großbritanniens abgejchloffene Friedensvertrag janctionirte 
die Abtrennung Brafiliens von Portugal und anerfannte deſſen Unab- 
bängigfeit (M. N. R. VI. 176). Wir erwähnen ferner die Friedens 
vermittelungen: Großbritanniend und Preußens vom 4. Auguft 1791 
zu einem Friedensvertrage zwiſchen Dejterreich und der Türkei (M. R. 
2. V. 253), und die Convention Defterreichd und Frankreich! vom 30. Juni 
1813 zur Vermittelung des Friedens durch Oeſterreich (M. N.R. I. 586). 
Endlich vermittelte Großbritannien wiederholt zwischen Staaten anderer Welt. 
theile und auch unter Stämmen derjelben. So 3. B. zwiſchen Texas 
und Merico laut Vertrag vom 11. Novbr. 1841 (M. N. R. G. IV. 609) 
und unter Stämmen und Chef3 der Arabiſchen Küfte des Perſiſchen 
Golfeg am 4. Mai 1853 (M. N. R. G. XVI. 2. p. 123). 

Zur Vermeidung aller Zweifel über das Anerbieten oder die Auf- 
forderung zur Vermittelung und über die Aufgabe derfelben, ſowie über die 
Bermittelungsvorichläge und den Vermittelungsabſchluß find alle Diefe 
Acte ſchriftlich abzufaflen, wenn auch die erfte Einleitung zu einer 
Bermittelungsübung, zu den Vermittelungsverhandlungen und zum Ber- 
mittelungdabfchluß durch die Bevollmächtigten der zur Wermittelung auf- 
geforderten Staaten mündlich geübt werden fann. Insbeſondere wird aber 
auch eine beabfichtigte Vermittelung in einem nur diefe behandelnden Vertrage 
vereinbart, wie im geheimen Vertrage zwiſchen Frankreich und Defterreich 
vom 30. Suni 1813?) die Vermittelung Defterreihs zur Herbeiführung 
des Abſchluſſes eines allgemeinen oder continentalen Friedend. Underer- 
jeitö findet die Unnahme einer Vermittelung auch in Verträgen anderen 
Hauptinhaltes ftatt, wofür der zwifchen Franfreih und Rußland am 
7. Juli 1807 abgeichlofjene Zilfiter Friedensvertrag in den Art. 13 
und 23 einen ziwiefachen Beleg darbietet, da im Art. 13 der Raifer 
Napoleon I. die Mediation des Kaiferd von Rußland zur Unterhandlung 
und zum Abſchluß eines definitiven Friedensvertrages zwiſchen Frank— 
reich und England und im Art. 23 der Kaiſer von Rußland die Ber- 
mittelung des Kaiſers Napoleons I. zum Wbichluß eines Friedens 
zwifchen Rußland und der Pforte annimmt.?) 
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Ohne vertragsmäßige Vereinbarung beftcht fein Zwang zum Un- 
erbieten, zur Annahme und zur Erecution eines Vermittelungsſpruches, 
feibft wenn eine Wermittelung gehörig angeboten, von den Bethei« 
ligten und den Bermittlern angenommen und durch die Vermittler 
endgiltig und unter Zuſtimmung der Betheiligten feitgeitellt wäre, 
denn nur ein internationaler Schiedsfpruh muß unbedingt ausgeführt 
werden. Indeß wird einer gehörig geübten Vermittelung wohl auch 
die Folgeleiftung nicht verjagt werden können, da ſonſt insbeſondere die 
anfgeforderten vermittelnden Staaten fich verlegt fühlen müßten. Ebenſo 
tiınen auch die Vermittler nur aus triftigen Gründen die Uebernahme 
einer Bermittelung verjagen und von einer übernommenen Bermittelung 
ur zurüdtreten, falls entweder ihr Verjuch zur VBermittelung fehlgefchlagen 
er fie ihren Vermittelungsact vollftändig durchgeführt Hatten, d. 5. 

der ihrer Vermittelung geſetzte Zweck erreicht wurde. 

Underd verhält e3 fich dagegen mit dem Anerbieten, der An- 
nahme und der Beendigung einer Vermittelung, wenn einer dieſer Acte 
dm und für beitimmte Staaten vertragsmäßig für den Fall einer 
Etreitigleit feftgefeßt war. Denn dann find Vermittler und Vermittelte 
dölferrechtlich zum Unerbieten, zur Annahme und zur Uebung der Ber- 
mitelung verpflichtet. Diefe Verpflichtung kann zwar ebenfo wie bei 
den guten Dienften für Staaten der internationalen Rechtsgemeinſchaft 
as diefer ſelbſt gefolgert werden zur Bewahrung des Nechts- und 
öriedensftanded, indeß wird eine vertragsmäßige Vereinbarung ein 
beſſeres Forderungsrecht begründen. 

Ein ſolches Forderungsrecht ergiebt ſich denn aus dem weiter oben 
(Seite 20) angeführten Art. 8 des Pariſer Vertrages vom 30. März 1856, 
indem nach demfelben, freilich nur bei Differenzen der anderen Bertrag® 
coatrahenten mit der Türkei, vor der Anwendung von Gewalt die 
Etreitenden die anderen contrahirenden Theile in Stand ſetzen müſſen, 
dieſen Yeußerften durch ihre Vermittelung zuvorzulommen. Durch 
dieſe Beftimmung find die ftreitenden Theile verpflichtet, die beim Streit 
nicht betheiligten anderen Contrahenten des Parifer Vertrages zur Ver 
mittelung aufzuforbern, und dieſe verpflichtet fie zu leiften. In dem 
cam und anderen Fall beiteht ein Forderungsrecht auf eine Seitens 
der Etreitenden zu erhebende Beanfpruchung der Vermittelung und auf 
Ucbung der Wermittelung durch die nicht im Streit begriffenen anderen 
Gontrahenten 


Ein Beifpiel einer unter einer weit größeren Zahl von Staaten 
vereinbarten Bermittelung bietet die Generalacte der Berliner Congo⸗ 
Gonferenz: cap. III. Art. 12, indem für den Fall, daß ein erniter 
Zwieſpalt in Bezug oder innerhalb der Grenzen der im Art. 1 erwähnten, 
unter dad Regime der Handelsfreiheit gejtellten Territorien zwiichen 
den dieſe Acte ımterzeichnenden Mächten ausbrechen follte, dieſe Mächte 
sh verpflichten, che fie an die Waffen appelliren, ihre Zuflucht zur 
Bermittelung einer oder mehrerer befreundeter Mächte zu nehmen. 
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Freilich beſchränkt fi) die Verpflichtung zur Beanſpruchung und Leiftung 
der Bermittelung bier nur auf beitimmte Gebiete der Mächte 

Die Bermittelung fann entweder ein Staat oder können mehrere 
Staaten gemeinfchaftlih oder eine einzelne angefehene Perfünlichkeit, 
gewöhnlich ein StaatShaupt, übernehmen, wenn fie auh unmittel- 
bar durch deſſen Gejandte oder Bevollmächtigte laut ihrer Vollmacht*) 
und nur mittelbar in deſſen Namen geübt wird. ZTwijs°) giebt der 
Vermittelung durh Mehrere den Vorzug, weil e3 einem einzelnen Ver- 
mittler nicht immer leicht fein wird, die ftreitenden Parteien von Der 
Neinheit feiner Abfichten zu überzeugen und bei Aufforderung der einen 
Partei zur Ermäßigung ihrer Anfprüche fi) einen unparteiifchen Cha- 
rafter zu wahren. Die nothwendigſte Eigenjchaft der Vermittler ift 
aber, daß jie unparteiifch find; die unparteiifche Stellung eines Staates 
ift freilich bei den mannigfach coincidirenden oder collidirenden Intereſſen 
der Staaten der Gegenwart nicht leicht vorhanden. 

Zur Bermittelung wird in der Regel nur ein mädtigerer Staat 
oder ein bejonder® angeſehenes Staatshaupt aufgefordert werden; 
indeß wird wegen der anzunehmenden größeren Unparteilichleit dag 
monarchiſche Haupt eines neutralifirten Staates, wie 3. B. Belgiens, 
fi befonderd dazu eignen. Das hohe Anſehen des Papite® veranlafte 
in früheren Jahrhunderten die chriftlichen Staaten ihn zum Vermittler 
aufzufordern. Indeß Hielt er fich im Intereſſe der Friedenzitiftung und 
der Erhaltung und Vermehrung feines Anfehens ſchon felbjt für dazu 
berufen oder er jandte auch zur Verhinderung drohender oder zur Beendigung 
geführter Kriege Legaten, welche befonders in den Engliſch-Franzöſiſchen 
Kriegen zu vermitteln fuchten. Später wurden die weltlichen Fürſten 
Vermittler‘) und blieben es bis in die neuefte Zeit. Die Vermittlung des 
Papſtes ift, wie derfelbe in der Sarolinenftreitfache in Breve an den 
Fürſten Reichskanzler vom 31. December 1885 es felbft bezeugt, „jeit 
langer Zeit nicht in Anfpruch genommen tworden, obwohl es fait nichts 
gebe, was dem Geifte und Wejen des Römischen Bapftthumes jo vollkommen 
entſpräche“. Die Note des Fürften Bigmard vom 1. October 1885 in 
Bezug auf den Carolinenftreitfall erwähnt, daß die Spanifche Regierung 
dem Vorſchlage, die Frage der Entfcheidung des Papſtes zu unter 
breiten, dahin entgegengefommen fei, daß fie die Bermittlung Seiner 
Heiligkeit angenommen und daß der Papſt bereit ſei, dieſelbe eintreten 
zu laſſen. In dem Antwortjchreiben des Fürften Bismarck an den 
Papit auf das obenerwähnte Breve führt Erfterer aber dennoch aus, 
daß er den Papft gebeten, dag edle Schiedsamt in dem Deutſch-Spa—⸗ 
nischen Streit zu übernehmen und der Spanischen Regierung vorgejchlagen 
babe, daß fie an daS Urtheil des Bapftes appelliren. Weiter 
aber bezeichnet Fürſt Bismard den Papſt als erhabenen Vermittler. 
Der Papſt jelbit nimmt aber in feinem Breve nur in Anfprud, daß 
die Uebereinfunft wegen der Carolineninjeln unter jenen Bedingun- 
gen getroffen worden fei, die er vorgejchlagen Habe. In der That 


Bermittelung. 27 


liegt nur ein Vermittelungsvorſchlag des Papftes vor und nicht 
ein Schiedsſpruch. Denn der Papit jchlägt vor, daB das neue 
Abkommen an die Form des Protokolls ſich Halte, welches Hinfichtlich 
des Sulu⸗Archipels am 7. März 1885 zu Madrid zwifchen den Ber- 
tretern Großbritanniens, Deutſchlands und Spaniens abgejchloffen wurde 
und daB man beftimmte von ihm angeführte Puncte annehme. In 
Zolge deſſen wurde denn auch von den beiderfeitigen Gejandten der zu 
vermittelnden Staaten am 17. Tecember 1885 ein folches Protokoll 
unterzeichnet. Auch beftimmte der Art. 6 dieſes Protofolles, daß, wenn 
Die Regierungen von Spanien und Deutichland ihre Zuftimmung zu dem 
gegenwärtigen Prototoll binnen acht Tagen nicht veriveigern follten oder 
wenn fie demjelben vor Ablauf dieſes Termines durch ihre bezüglichen 
Vertreter zuftimmten, die „gegenwärtigen Erklärungen” unverzügli Gel« 
tung erlangen follten. Demnach erledigen erſt diefe Erklärungen und nicht 
ein päpitliher Spruch die Sache. Endlich erfjtattete der Deutſche Ge- 
fandte im Namen des Deutichen Kaiſers dem Papft Dank für „die 
weite und wohlmwollende Vermittelung“. -— Nach Inhalt und Vergleich 
der vorjtehend referirten Actenftüde kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, daß bier weder materiell noch formell ein Schiedsſpruch des 
Papftes, der ja auch inappellabel und unbedingt zu befolgen gewejen wäre, 
vorliegt und daß der Fürft Bismard, da man von demfelben eine er: 
wecdhielung zwiſchen fo verichiedenen internationalen Rechtsmitteln wie 
dem Schiedsſpruch und der Vermittelung in einen und Demijelben 
Echreiben nicht annehmen darf, weil er Epanien einen Schiedsſpruch 
sorgeichlagen, dem Papft gegenüber zuerft diefen Vorſchlag erwähnte, fo- 
dann aber, weil Spanien diefen Vorſchlag nicht annahm, den Papſt als 
Bermittler bezeichnete. Co kann man fi) wohl auch erklären, daß Die 
Zagesprefie bald vom Schiedsſpruch, bald von der Vermittelung bes 
Papftes in der Carolinenſtreitſache geſprochen. Auffällig iſt es Dagegen, 
wenn Leutner, welcher in feiner Edhrift „Tas internationale Colonial⸗ 
seht” (Wien, 1886) ſich das Verdienft erworben, die auf den Garolinen- 
freit bezüglichen Actenftüde abzudruden, wenn aud) die Bigmard’fche 
Note vom 1. October 1884 (?) nur auszugsweife und dad Bismarch'ſche 
Tenffogungsichreiben an den Papft ohne Tatum in kurzer Aufeinander- 
ſolge (S. 131) vom Schiedsſpruch und Vermittelungsporicdhlage 
Wriht und zwar unter der jedenfalld incorrecten Rubrit: Carolinen- 
ſhiedöſpruch. Dennoh erflärt Lentner den „Vermittelungs— 
vorihlag des Papſtes“ für eine Bereicherung des chriſtlich— 
taropäifchen Böllerreht3 und für alle Zufunft von guter Vor⸗ 
bedeutung für die erfprießlichen Werte des Friedens und der gegen- 
kitigen Berftändigung unter den Staaten. Wir können dem Borfchlage 
zur eine politifche Bedeutung beimefien, denn unferer Anjicht nad) 
beraht der Vorſchlag nicht auf Rechtsgründen, welche wir vielmehr 
zart in den entgegenftehenden Ausführungen der Teutichen Reichdregierung 
is entdeden vermögen, nad) denen die Souveränetät Spaniens über Die 
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Carolinen- und Walaosinjeln durchaus nicht anzuerkennen mar und 
zwar auch vor der Zeitjtellung der durch die Berliner Congo-Eonferenz 
für Colonialerwerbung proclamirten Grundfäte, indem dieſe wejent- 
lich nur bereits anerfannte Säge fanctionirte und fein neues 
Recht ſchuf. 

Die Vermittelung geht entweder auf Congreſſen oder Conferenzen 
vor ſich.) Bon Zalesky nennt in feiner Schrift über „die völkerrecht⸗ 
lihe Bedeutung der Congreife”?) als Congreſſe, auf melden Ber- 
mittelungen ftattgehabt, den Wejtphälifchen, den zu Brömfebro, zu 
Breda, zu Dliva, Aachen, Nimwegen, Altona und Ryswyk, jämmtlich 
aus dem 17., zu Niemirom, Teſchen, Verjailleg und Szistowo aus dem 
18. und in Prag aus diefem Sahrhundert. 

Die Uebung der Vermittelung war aber dabei eine jehr verjchie- 
dene. Entweder nahmen die Bevollmächtigten der vermittelnden Staaten 
die Schriftlichen Propofitionen der Bevollmächtigten der einen Partei ent- 
gegen und übermittelten fie der anderen, oder es übernahm der Bevoll- 
mächtigte des vermittelnden Staates eine Verſtändigung hinſichtlich der 
von den Parteien verlautbarten divergirenden AUnfichten herbeizuführen. 
Am erfteren Sal wurde eigentlih nur eine Mebermittelung geübt. 
Andere Vermittelungsfälle find bei Calvo (II. 536) angeführt, indeß 
tönnen alle von ihm angeführten als folche nicht gelten. So betrachtet 
er die gemeinfchaftlihde Garantie des Weftphälifchen Friedens durch 
Sranfreih und Schweden in Bezug auf die Eonftitution des Deutfchen 
Reichs als eventuelle Mediation. Eben jo wenig richtig ift die Annahme 
Calvo's, daß die Vermittelung in Form eines Schiedsſpruchs vor 
fi gehen könne. Nachdem Calvo jodann den von den Bevollmäch- 
tigten zum Pariſer Congreß von 1856 im Protokoll 23 ausgeiprochenen 
Wunſch, daß jtreitende Staaten zu den bons offices einer befreun- 
deten Macht vor dem Appell an die Waffen ihre Zuflucht nehmen, er- 
wähnt, fährt er fort, daß England, den Principien diefer internationalen 
Urkunde Folge gebend, im Sahre 1870, als der Krieg zwifchen Frank⸗ 
reich und Preußen nahe bevorftehend war, an dieſe beiden Länder fich 
gewandt habe, um fie aufzufordern, ihren Etreit einem Schiedsſpruch 
einer befreundeten Macht zu unteriverfen, ehe fie zu den Waffen greifen. 
Hiernach würden aljo nah Calvo auch die bons offices in Form eines 
Schiedsſpruchs vor ſich gehen können, und dennoch ift nur von bons 
offices, nicht von einer Vermittelung und ebenfowenig von einem Schieds- 
ſpruch im Protokoll des Pariſer Congreſſes die Rede. 

Wie wenig correct aber ſelbſt Staatsſchriften unterſcheiden, be⸗ 
zeugt das Wiener Conferenzprotokoll vom 5. December 1853 (Ghillany, 
Diplomatiſches Handbuch II. 334), welches als „gute Dienſte“ eine eigent⸗ 
liche Vermittelung bezeichnet und im Eingange des Protokolles jene 
und im Ausgange eine „intervention amicale“ beſchließt, welch' letzterer 
Ausdruck überhaupt kein terminus technicus im Völkerrecht iſt. 

Aufgabe der Theorie wie Praxis muß es ſein, die drei verſchie⸗ 
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Denen Rechtsmittel: gute Dienſte, Vermittelung und Schiedsſpruch ihrem 
Begriff nach forgfältig auseinander zu halten und fie nicht mit einander 
zu vermengen, weil daraus in der Lehre und Anwendung nur Ver- 
wirrungen entitehen können. 

Die VBermittelungsaction geht fo vor fi, daß der bei den Ber 
Handlungen der Bevollmächtigten der ftreitenden Theile anmwejende Ver⸗ 
mittler nach Anhörung derjelben Vermittelungs-Borjchläge macht. Diele 
müflen aber, da die Vermittelung ein Rechtsmittel ift, rechtlicher Natur 
fein. Der Bermittler bat feinerjeit3 die ftrengen NRechtsforderungen der 
Parteien abzumildern, die unbilligen Vorſchläge derjelben fofort zurück⸗ 
zuweifen oder zu begutachten und billige Vorſchläge zu machen. Die 
Bevollmächtigten ber Parteien geben ihre Vorjchläge entweder mündlich 
oder übermitteln fie jchriftlid dem Vermittler. (Vattel II. XVII. 
&328, Ch. de Martens Guide diplom. I. 192, Moſer 438, Heffter 
888, Berner in Bluntſchli's Staatswörterb. s.v. Staatenverträge IX.542.) 

Das Ergebniß der geübten Bermittelung wird in eine Urkunde zu- 
fanımengefaßt und bei einer Friedensvermittelung im Eingange des Friedens⸗ 
vertragesfelbft erwähnt, wie in dem Defterreich8 mit der Pforte vom 4. Auguſt 
1791 (Mart. Rec. 2. V. 244) die Vermittelung der Könige von Groß- 
Weitannien und Preußen und der Generalitanten der vereinigten Pro- 
vinzen, welchem legteren Bertrage dann eine Declaration der vermitteln- 
Yen Minister diefer Könige und Staaten angefügt ift, daß ber Friedens⸗ 
Bertrag mit allen darin enthaltenen Claufeln, Bedingungen und Stipu- 
lstionen durch Bermittelung ihrer Majeitäten und der Generaljtaaten 

ebgeihlofien: jei. 

Auch wird zur Ausführung eines Friedensvertrages ein 
Bertrag unter Vermittelung abgeichlofien. So 3. B. zur Ausführung 
„der im Wiener Friedens⸗Tractat zwifchen den königlichen Majejtäten von 
Sadien und Preußen vom 18. Mai 1816 an Preußen erfolgten Ab- 
tretung einiger Provinzen, Diftricte, Gebiete oder Gebietstheile und zur 
Wehlegung der erforderlichen Beitimmungen twegen bes veränderten Ge⸗ 
Tütsitandes bei ben betreffenden Landestheilen“, die Convention zwiſchen 
Prenten und Eachien vom 28. Zuli 1817 (M. N. R. Tome Suppl. V. 
€. 14), „betreffend die Abgabe und Fortſetzung der bei den Gericht: 
Wien beider Lande verhandelten Rechtsangelegenheiten“, unter Ber: 
Bittelung eines mitunterzeichneten K. K. Lejterreichiihen Vermitte⸗ 
lungs Commiſſärs. 

Eine völkerrechtliche Vermittelung kann in der Regel nur zwiſchen 

ſtattfinden, zwiſchen einem Staat und deſſen Staat®- 
bürgern nur in Etantenbünden oder Bundesjtaaten in Gemäßheit des 
ages. Indeß vermittelte der erite Conſul der Franzöſiſchen 

Kepablit zwijchen den Parteien der Schweiz „auf Bitte des Helvetiichen 
Eemate, der demokratischen Cantone und auf Wunſch des ganzen 
Gelvetiichen Volkes“ eine Berfafjung für die Schweiz am 19. Februar 
1803 M. R. 2 VII. 579), wie es Napoleons Mediationdacte verkündet. 
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Dabei „mußten ſich Abgeordnete der Helvetifchen Regierung, der Cantone 
und einzelner Städte nah Paris begeben, um dort ihre Wünjche und 
Unfichten vorzutragen”,?) jo daß eine durchweg nad) dem freien Willen der 
Parteien geübte und fomit eigentliche Bermittelung zwiſchen denjelben 
nicht vorliegt. 

Bur Regelung innerer Ungelegenheiten der Staaten oder zwiſchen 
ihren Machtfactoren angebotene Wermittelungen find wiederholt ab» 
gelehnt worden. Großbritannien, welches gegen die von den Großmächten 
Defterreih, Preußen und Rußland im Princip und für beitimmte Fälle 
auf den Congreſſen zu Aachen, Troppau, Laibach und Verona beichlojjenen 
Snterventionen in die inneren Angelegenheiten dritter Staaten protejtirte, 
fuchte doch felbit in jolcden zu vermitteln. So 3. B. im Jahre 1847 
zwiſchen der Königin von Portugal und den Inſurgenten von Oporto 
und im Sabre 1849 im Verein mit Frankreich zwiſchen dem König von 
Neapel und den Sicilianiſchen Inſurgenten. Auch Frankreich bemühte 
ih, zwiichen den Nord» und Südftaaten der Vereinigten Staaten von 
Nord» Amerika in deren Bürgerfriege zu vermitteln. Indeß wurden dieſe Ver⸗ 
mittelungen von den betreffenden Regierungen abgelehnt.!) 

Die Vermittelung erliſcht mit Beendigung derjelben oder Durch 
Abbruch der Verhandlungen durch eine oder beide Parteien, oder falls 
eine oder beide die acceptirte Wermittelung nicht weiter beanfpruchen 
wollen, welchen Falles fie aber in einer befonderen Erklärung das be- 
kunden müflen. 


1) Beiipiele f. bei Mofer 443, 444. 

2) M. N. R. I. 586. 

8) M. R. 2. VIII. 637. 

*) ©. eine folde in M. R. 2. III. 539, 

6) Zwiß I. 15. 

) Pütter, Beiträge zur Völkerrechtsgeſch. 1843. 177 ff. 

) S. Beifpiele bei Mofer 443, 447. 

8) Dorpat, 1874. 

») dv. Orelli, Das GStaatörecht der eöreigeriiden Eidgenojienihaft, in 
Marquardfend Handbuch des öffentlichen Rechts, S 

10%) Calvo II. 539 fi. 


8 9. 
3. Schiedsſpruch. 
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Tas einzige gütlihe Mittel zur rehtlihen Entjheidung von 
Staatsftreitigkeiten durch Dritte, Staaten oder Einzelne ift der völter- 
rectliche Schiedsſpruch. Calvo (II. 545) beſchränkt dieſe Ent— 
ae im Widerſpruch mit der Praxis und ohne Grund auf Dritte 

ähte. 

Der Schiedsſpruch unterjcheidet fi von der Vermittelung weſentlich 
dadurh, daß er entjcheidet und zwar inappellabel, und dab Parteien 
und Schiebörichter gebunden find an eine Uebereintunft: dag Compromiß, 
welhes von den Parteien abgejchlofjen wird und durch welches fie fich 
verpilichten, fi) einem Schiedsfpruche zu unterwerfen. Tas Compromiß 
muß enthalten die Namen der Schiedsrichter, den Streitgegenitand und 

sorderungen ber Streitenden, die Entfcheidungsnorm, das Verfahren, 
den Ort und kann aud enthalten den Termin der Enticheidung. 
Schiedsrichter können fein entweder Staaten oder deren Häupter, 
a es werden dieſe legteren in der Regel zu ſolchen gewählt und 
met mehr wegen ihres perjönlihen Anjchens als wegen der Macht 

von ihnen vertretenen Staates, weshalb auch taatshäupter 
Heinerer Etaaten nicht blos von Großmächten, und jelbit eines ncutrali- 
firten Staates, wie 3. B. Belgiens, zu Schiedsrichtern gewählt werden. 
Zar Entſcheidung der Reclamationen der Vereinigten Staaten von Nord- 
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amerika zu Gunften ihrer Bürger gegen Chile wegen gewaltthätiger Be- 
Ichlagnahme einer für auf der Brigg „Macedonian“ transportirte Waaren 
gelöiten Geldfumme wurde durch Vertrag vom 10. November 1858 dem 
König der Belgier der Schiedsſpruch übertragen.!) Derjelbe König war 
Schiedsrichter in der Differenz der Officiere de Engliihen Schiffes 
„La Forte“ mit den Brafilianifchen Autoritäten. (1862—63.)?) 

Aber auch der König eines anderen Eleineren und nicht neutrali« 
firten Staates, Hollands, war Schiedärichter in Prifen - Indemnitätsfachen 
zwifchen Frankreich und Spanien (1852).°) 

Nicht blos monarchiſche Staaten, auch republicanifche oder deren 
ftaatliche Vertretung können zu Schied3richtern gewählt werden. In der 
Neclamalion der Vereinigten Staaten von Nord-Amerifa wider Portugal: 
Case of privateer General Armstrong?) fällte den Schiedsſpruch der Prä- 
fident der Franzöſiſchen Republif Louis Napoleon am 30. November 1852. 
In der Differenz zwijchen Portugal und England Hinfichtlich der Grenzen 
ihrer Afrikaniſchen Befigungen war Schiedsrichter der Präfident derjelben 
Republik Thiers und fungirte in gleicher Eigenfchaft der Marihall Mac 
Mahon in der Differenz zwifchen Großbritannien und Portugal Hinfichtlich 
der Souveränetät über die Delagoa-Bay.) Der Präfident der Vereinigten 
Staaten von Nordamerila wurde 1869 zum Schiedsrichter zwiſchen 
Großbritannien und Portugal gewählt in Bezug auf dad Eigentdum an 
der Inſel Balama.) Selbſt die höchſte Autorität einer Eleineren Re— 
publil, der Hamburger Senat, übte dad Sciedarichteramt in einer 
Differenz zwiſchen Großbritannien und Peru wegen einer vom erfteren 
zu Gunſten eines von Peru gefangen gehaltenen und vertriebenen Groß- 
britannifchen Unterthans Capitän Thomas Mellevile White erhobenen 
Schadenerfahforderung.”) 

Bon nicht fouveränen Perfönlichkeiten find wiederholt Gefandte zu 
Schiedsrichtern erwählt worden, 3. B. zur Enticheidung des aus der Er- 
mordung mehrerer Japanen durch Chinejen auf der Inſel Formofa im 
Sabre 1875 zwiſchen Sapan und China entitandenen Conflict der 
Großbritanniſche Gejandte in Peking Wade,®) und zur Enticheidung in 
Bezug auf die endgiltige Feſtſtellung der Stalienifch-Schweizerifchen 
Grenze bei der Alpe Cravairola als Obmann der Gefandte der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika in Rom.’ 

Uber aud) andere Perſonen find ald Obmänner zur Füllung eines 
Schiedsſpruches aufgefordert worden, fo 3. B. in den Reclamationen 
Mericos zu Gunſten Mericanifcher Bürger, beſonders des Don Rafael 
Aguirre wider die Vereinigten Staaten wegen Schadenserjabes für die von, 
auf dem Territorium der leßteren angejeflenen, Indianern verübte Einfälle 
in das Eigenthum von Mericanern zunächſt Dr. Franz Lieber, 
erft nach deflen Tode der Engliſche Geſandte bei den Vereinigten 
Staaten, Sir Edward Thornton, welder am 16. April 1874 feinen 
Schiedsſpruch zu Gunſten der Vereinigten Staaten abgab, indem er fi 
dabei auf die Schlußfolgerungen des Sachwalters der Vereinigten Staaten 


Der Schiedsiprud). 33 


dor der Commifjion vom 10. October 1870 ftügte.!%) Auch wurde in 
den durch die Vereinigten Staaten gegen Haiti vertretenen Reclama- 
tionen von Pelletier und Lazarus mitteljt protofollariicher Ueber⸗ 
entunft vom 24. Mai 188411) der frühere Richter des höchſten Gericht. 
beied der Vereinigten Staaten von Nordamerita Willian Strong 
zum alleinigen Schiedsrichter beitimmt, obgleich derjelbe einem der beiden 
Etoaten angehörte. 

Auch in früheren Jahrhunderten übten weltlihe Fürſten das 
Schiedsrichteramt aus. Als eines der ältejten Compromilie ift wohl 
das zwiichen den Königen von Aragonien und Navarra aus dem Jahre 
1156 auf den Schiedsiprudy Königs Heinrih V. von England oder in 
defien Verhinderung und Ermangelung — des Königs von Frankreich anzu- 
ihen, wobei jene Könige vier Schlöffer zur Eicherung verpfändeten. 
Ja der Regel brachten aber die Fürſten ihre Streitigkeiten vor den Rapft. 
Ju der Friedensſtiftung zwiſchen den Königen Eduard I. von England 
and Philipp IV. von Frankreich wählte jedoch der letztere Bonifacius VIIL 
nicht als Papſt zum Schiedsrichter, jondern als Privatmann Bonifacius 
Gantanus, und troßdem erkannte Philipp IV. den durch Bonifacius als 
Vrivatmaun am 27. Juni 1298 erlajjenen, aber als Papſt janctionirten 
Shiedsipruh nit an. Die weltlichen Fürjten ernannten aber aud) 
Viſchoje zu Schiedsrichtern oder einige von ihren Räthen zu Auöträgern 
ihre Streites.1?) 

Auch Gerichtöhöfen und rechtögelehrten Conmillarien wurde der 
Zchiedsſpruch in Staatöftreitigkeiten übertragen,!?) ebenfo Juriſten⸗Facul⸗ 
täten. Namentlich entichied die zu Bologna wiederholt Streitigkeiten 
Julieniſcher Staaten unter einander.““) Wenn Tmwijs!?) als Schiede- 
bruhinitanzen für Fragen zwiſchen mächtigen und mindermädtigen 
Staaten und in welchen die Handelsintereilen ihrer Unterthanen in Be- 
tracht fommen, für die neuejte Zeit Handelsgerichte und als Beiſpiel 
dafür den Hamburger Senat anführt, jo iſt ihm wohl unbekannt 
geiveien, dat dieier die höchite Staatsbehörde der Republik iſt und nicht ein 
Yandelägericht. Einen Schiedsſpruch dieſes Senats haben wir oben angeführt. 

YJım Sciebeiprud aufgeforderte Staaten müſſen, Zouveräne fünnen 
and werden in der Regel zur Vorbereitung und Abfaſſung eines Schiede- 
iprahs ſich vertreten lailen, ıwenn diefer auch im Namen der eriteren 
md legteren verkündet wird. Dieſe Vertretung findet durch eine oder 
mehrere Perſonen, Tiplomaten oder Rechtsfundige, überhaupt für Die zu 
eunheidende drage Sachkundige jtatt. Der Kaiſer Wilhelm fällte in 
fr Tifterenz; San Juan zwiſchen Öroßbritannien und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa am 21. Tctober 1872 den Schiedsſpruch 

‚ach Anhörung des Und von den durch Uns berufenen Sach⸗ und 

Rehtstundigen über den Anhalt der gewechſelten Denkſchriften und deren 

Anlage eritatteten Bortrages“. Im Vertrage zwijchen den Rereinigten 

Staten und Mexico vom 11. Avril 1830 wurde in Bezug auf den 

am chmann gewählten König von Preußen bemertt: „Da aber dir 
bazobu⸗ der Rölferrehrs IV. 3 
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Actenſtücke jo umfaſſend jeien, daß nicht angenommen werden fünne, daß 
der König gewillt oder fähig fei, diejelben perſönlich durchzujehen, fo 
follte derfelbe eine Perſon als Schiedsrichter, um an feiner Stelle zu 
handeln, beftimmen und dieſe von beiden contrahirenden Staaten honorirt 
werden.” Nur ihrer Eigenichaften wegen gewählte PBrivatperjonen dürfen 
fih jedoch nicht vertreten laſſen. Andererſeits werden nur diejen Ent. 
Ihuldigungsgründe zur Nichtübernahme eines Schiedsrichteramtes zur 
Seite ftehen wie vorgerüdte® Alter, Krankheit, Beihäftigung im 
Beruf oder Amt oder in eigenen Angelegenheiten und eine dringende 
Neife, nur aber infoweit Ddiefe Gründe die Uebernahme für die zur 
Wahrnehmung des Schiedgamtes beitimmte Leit überhaupt abjolut 
unmöglich maden.!?) Zeindichaft zwiſchen dem Schiedsrichter und einer 
Partei ift für die andere ein Necufationsgrund. Die genannten perjön- 
lichen Entihuldigungsgründe ftehen Staaten oder Souveränen, da fie ſich, 
auch lebtere in der Regel, vertreten laffen, nicht zur Geite, der ange- 
führte Recujationggrund wird aber ihnen gegenüber wohl faum in An- 
wendung fommen, da ja die Parteien ſich vorher über die zu treffende 
Wahl geeinigt haben müſſen. 

Sind zur Entſcheidung einer Streitſache mehrere Staaten oder 
Souveräne oder mehrere einzelne Perſonen gewählt, ſo entſcheiden ſie nach 
Stimmenmehrheit, während, wenn überhaupt jede Partei nur einen 
Schiedsmann beſtimmte und dieſe verfchiedener Meinung in Bezug auf 
die Entjcheidung find, ein conventionsmäßig in Ausficht genommener und 
von den zweien fofort gewählter dritter Schiedsrichter um feine Ent- 
Scheidung angegangen wird. Auf Grund des Vertrages von Wafhing- 
ton vom 8. Mai 187117) follten die Alabamaanjprüche (claims) der 
Vereinigten Staaten an Großbritannien entjchieden werden durch ein 
Sciebögericht (Tribunal of arbitration), welches zu bilden war aus je 
einem von der Großbritanniichen Majeftät, von dem Präfidenten ber 
Vereinigten Staaten, vom König von Stalien, vom Präfidenten bes 
Bundesrathes der Schweizeriſchen Eidgenofjenfhaft und vom Kaifer von 
Brafilien ernannten Schiedsrichter, im Ganzen fünf Schiedgridhtern, und 
zwar nad Urt. 2 über alle dem Gericht vorliegenden Fragen und follte der 
Schiedsſpruch erfolgen durch die Majorität aller Schiedsrichter. Es wurden 
aber in diefem Fall die einzelnen Säbe des Schiedsſpruchs bald mit vier 
gegen eine, bald mit drei gegen zwei Stimmen, bald einftimmig entichieden, 
wie aus dem Schiedsſpruch vom 14. September 1872 zu entnehmen ift.18) 

Daß bei nur zweien Cchiedärichtern der dritte oder Obmann 
(sur-arbitre) Allem zuvor vor jeder Verhandlung von ihnen gewählt 
werden müſſe, ergiebt fi) aus Art. 4 der Convention zwifchen Stalien 
und der Schweiz vom 31. December 1873 zur Herbeiführung eines 
Schiedsfpruches über die Grenzlinie zwifchen dem Stalieniichen Territo- 
rium und dem Santon Teſſin an der Alpe Eravairola.'?) 
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8 10. 
Schiedsrichterliche Commiſſionen. 


Benn es auch weſentlich erſcheint, daß Schiedsſprüche und Staats⸗ 
fireitigleiten von dritten, ben ſtreitenden Staaten ſelbſt nicht an- 
gehörenden Berjönlichleiten entfchieden werden, fo find doch wiederholt 
uud namentlich von Großbritannien und den Vereinigten Staaten von 
Rordemerila in Streitigkeiten derfelben unter einander unb mit anderen 
Staaten fogenannte fchiedsrichterlihe Commiffionen aus Staats⸗ 
engehörigen der ftreitenden Staaten gebildet mworben, und ift nur ber 
Chmann, falls die Glieder der Commiſſion ſich nicht einigen konnten, 
and Angehörigen dritter Staaten beftellt worden. Sole Commiſſionen 
wurden Schon im vorigen Jahrhundert gebildet. 

Rah dem Bertrage zwiſchen Großbritannien und den Vereinigten 
Etaaten von Nordamerika vom 19. November 1794!) Art. 5 follte zur 
Befeitigung der Zweifel über den Fluß St. Croir von der Groß: 
britenniichen Majeftät und dem Präfidenten der Vereinigten Staaten 
xe ein Gommiflär ernannt werden, und follten diefe fi über einen 
Dritten vereinigen, falld das aber nicht gelänge, ein jeder von ihnen 
ane Berion vorichlagen, aus welchen cine durch das Loos zu beftimmen 
war. Tie drei jo Ernannten beichwören, die Streitfrage unparteiifch zu 
srüten und zu enticheiden, auf Grund jchriftlicher oder mündlicher Beweile, 
zribe ihnen die beiden Megierungen beſchaffen. Die Teclaration der 
Commilläre wird aber nebit ihren Verhandlungen dem refp. Agenten 

3° 
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Verſon als Schiedsrichter oder Ob— 

Avverſchiedenheit bezeichnen. In gleicher 

_moeinon zwiſchen denſelben Staaten vom 

wiedorichterlichen Enticheidung von Land» 

“nrtscompagnie der Hudjon- und Nugetbai 

ntllär ernannt iverden und ein Obmann. 

acht ber die Perſon des Obmannes, jo 

.... Vertrage dad Loos, während nach legterem 

sa ernennt”) Nach dem Walhingtoner Ver- 

on 8. Mai 1871, Artikel 12°) jollen une 

... von orporationen, Gonpagnien oder von 

x walten an die Öroßbritanniiche Regierung 

‚ sonmiflären zur Entſcheidung anheim ge: 

san je einer durch jeden der beiden Staaten 

0 Dritte durch beide gemeinichaftlih. Hat Dieje 

tn. drei Meonaten nach der Vertragsratification 

.. ir der bei den Vereinigten Staaten accreditirte 

„. velljichen. Es genügt aber die Majorität der 

ve 15 gu einem Ausſpruch (award). Außer den 

. 32 Wegierung das Recht cine Perſon zu er- 

e gegen ſie borgebracdhten Anſprüche zu antworten 

ot überhaupt im allen mit der Unterſuchung und 
eilt Sachen reprälentirt. Nach der Schlußjentenz 

ent 25. September 187310) hatten die Vereinigten 

oe si Megierung 1,920,819 Dollars zu zahlen, wäh— 
0 Berenmigten Staaten vertretenen Nechtsforderungen 
dr Kt gleicher Weiſe wurde durch die Art. 22 
tteonming Des Betrages einer durch die Vereinigten 

ad Bompenjation für die den Amerikaniſchen Bürgern 
mar getpährten Privilegien eine Commiſſion gebildet, 
“nen Commiſſär, falls er nicht in dem beitimmten Termin er- 
 nbipndejterreichijchen Olelandten in London ernannt werden. 
oa hen ſchiedorichterliche Commiĩſionen beſtimmenden 

u. wWuülſcheidungen derſelben als endgiltige und unan— 
endet werden, jo iſt Doch ſolche Anfechtung in dem letzt⸗ 
1a. vorgrkömmen, rückſichtlich deſſen der Britiſche und der 
rn Vemmiſſar: dev Belgiſche Geſandte in Waſhington, am 
sn bie entſchieden, daß Die Regierung der Vereinigten 
et von , 00, 000 Dollar Der Britiichen Regierung 
VLer CEummiſſar der Vereinigten Staaten erklärte nämlich 
sa bu Meopbritammien durch den Waſhingtoner Vertrag zu— 
Leobielle gioßer ſeien als Die den Vereinigten Staaten zus 
war bull oer demnach den ZSchlupfolgerungen ſeiner Collegen 
an huune Mandl halte er es inr iraglich: ob es in Ge 


or Bla dem Schiedogericht amade, einen Soruch anders 





40 Die Staatsftreitigleiten und ihre Entſcheidung ohne Krieg. 


nationale. Eine gleide Commiſſion wurde wegen gleicher Schäden 
Englifcher Untertfanen aus demjelben Kriege Chiles errichtet mittelft 
Convention zwifchen England und Chile vom 4. Januar 1883 (ibid. 445), 
und ebenfo wegen Schäden Stalieniicher Unterthanen mittelft Convention 
zwifchen Stalien und Chile v. 7. Dechr. 1882 (M. N. R.G. II. Ser. X. 638). 

Endlih find noch zu erwähnen der Sciedsipruh der Wiener 
Sommiffion vom 26. März 1816 über die NReclamationen der Fürften 
und Staaten als Gläubiger der auf dem Nheinoctroi ruhenden Renten!) 
und der dur Frankreich und die Niederlande in Bezug auf die Binfen 
der Holländifchen Schuld gebildeten Commiffion vom 16. October 181679) 
und die nad) dem Schlußprotofoll der internationalen Commiſſion Oeſter⸗ 
reichs und Rußland? zur Regelung der Theilung der Immobilien und 
Gapitale der alten Tiöceje Krakau vom 21. Zuni 18749) und anderer 
auf die Convention vom 17./29. April 1823 begründeter Reclamationen 
aus Bevollmädhtigten und Aſſiſtenten beider Staaten gebildete Commiſſion. 

Aus der voritehenden Meberfiht ergiebt fi für die ſchiedsrichter⸗ 
lien Commiſſionen Folgendes. Sie werden gebildet aus Commiflären 
der jtreitenden Staaten, welchen auch Vertreter derjelben zur Ceite treten, 
um deren Anſprüche vor der Commiſſion geltend zu machen, oder au 
nahmsweiſe auch aus Commiſſären und Schiederihten. Xen Vertretern 
werden die Teclarationen der Commiſſäre und die Verhandlungen zugeftellt. 
Für den Fall der Meinungsverichiedenheit der immer von jeder Geite 
in gleicher Zahl beitelten Commiſſäre hat ein Obmann, welcher in der 
Negel keinem der beiden Staaten angehört, die Enticheidung und kann 
auch, falls die leßteren fi über den Obmann nit einigen, oder aud 
fofort, eine dritte Macht oder deren Vertreter denjelben denominiren. 
Ter Ausſpruch der Commifjäre, eventuell des Obmanns ijt endgiltig. 
Tie Entiheidungen find nah Stimmenmehrheit oder auch mit Stimmen- 
einheit zu fallen, insbefondere mit letzterer der Schiedeipruch, welcher 
indeß auch nad) Stimmenmehrheit gefaßt wird. ntichieden werden foll 
nah Recht, Billigkeit, Völkerrecht oder nach Berträgen der ftreitenden 
Staaten. Gegenjtand der Verhandlungen und Entſcheidungen waren 
ſtaatliche Anſprüche auf Land- und Wajlergebiete, Regelung von Gebirgs- 
höhen und Feſtſtellung der Mitte von Flüſſen, Regelung und Teilung 
von Immobilien und Gapitalien, Rechtsforderımgen oder Reclamationen 
von Gorporationen, Gejellichaften und Privaten des einen ftreitenden 
Staates an den anderen, endlih Schuldforderungen, Berlufte und Schä- 
den einzelner Staatsangehöriger, welche gegenüber einem anderen Staat 
im Frieden oder aus Kriegen geltend gemacht werden. Tas Verfahren 
ift entiveder mündlich oder jchriftlih. Die Commiſſäre leijten Allem 
zuvor einen Eid, daB fie die Streitfrage mit Sorgfalt und Unparteilich⸗ 
feit prüfen umd enticheiden wollen. Weigern jich dielelben, oder ent- 
ichuldigen fie jich oder verjäumen jie abiichtlih ald Commiſſäre zu 
fungiven, jo haben fie den jtreitenden Staaten darüber motivirt zu be 
richten amd übergeben dann dieſe Die Berichte einem zu Dem Zweck von 
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Actenftüde fo umfafiend feien, daß nicht au, - ie als definitive Enr 
der König gewillt oder fähig fei, dieſelbe. wmeihen Vertrages follen 
follte derjelbe eine Perſon als Schie dsrid czerungen Grofbrie 
Handeln, beftimmen und biefe von beiden cc. .- Sereinigten Staaten 
werden.“ Nur ihrer Eigenſchaften wegen gan Zurıh Die Großbritanniſche 
ſich jedoch nicht vertreten laſſen. Andere‘ zes Staaten je zwei 


Beruf ober Amt ober in eigenen 9 
Reife, nur aber infoweit bieje 
Wahrnehmung des Schiedsamtes 
unmöglich machen.!*) Feindſchaft 
Partei iſt für die andere ein M 
lien Entſchuldigungsgründe ftehen © 
auch Ießtere in ber Regel, vertreten 
führte Recufationsgrund wirb 
werbung fommen, ba ja bie 
Wahl geeinigt haben müſſen. 
Sind zur Entſcheidung 
Souverãne ober mehrere einzelne 
Stimmenmehrheit, wmährenb, 
Schiedsmann bejtimmte unb bi 
die Entſcheidung find, ein co 
von ben zweien fofort gewä 
ſcheidung angegangen wirb. 
ton vom 8. Mai —— 
Vereinigten Staaten an 
chiebägeriht (Tribunal of arlı 
einem von ber Großbritenni] 3 
Xereinigten Staaten, vom — * iedsrichter 
Bundesrathes der Echweizerifi N Auch fol 
Braſilien ernannten Schieböri . 
zwar nach Art. 2 über alle 1 
Schiebaipruch erfolgen durch 
aber in dieſem Zall bie einzel 
gegen eine, bald mit brei gege 
wie aus dem Schiedsiprud, ve 
Daß bei nur zweien 
(sur-arbitre) Allem zuvor 
werben mülte, ergiebt fi ı 
und der Schweiz vom 31 
Schiebaipruces über bie E 
rium und dem Canton Te 
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des einen und anderen Staates zugeftellt und foll fie als definitive Ent- 
fcheidung angefehen werden. Nah Urt. 6 deſſelben Vertrages follen 
zur SFeftfegung des Betrages von Schuldforderungen Großbri- 
tannifher Unterthanen an Bürger der Bereinigten Staaten 
und dadurch verurjachter Verlufte und Schäden, durch die Großbritannijche 
Majeftät und den Wräfidenten der Bereinigten Ctaaten je zwei 
Commifjäre ernannt werden und von diefen vier der fünfte einftimmig. 
Falls jene aber über diejen leteren fich nicht einigen, wird Diejer wie 
nah Art. 5 beftimmt. Diefe Fünf haben einen Eid zu leiften, daß fie 
mit Nedlichkeit, Fleiß, Unparteilichleit und Sorgfalt fo gut als 
möglih und in Gemäßheit der Vorfchriften des Rechts und der Billigkeit 
alle bei ihnen angebrachten Klagen und Reclamationen entjcheiden, und 
fich deffen enthalten wollen in irgend einer Beziehung, bei welcder fie 
perjönlich intereffirt wären, als Commifläre zu agiren: Schon drei 
der Commiſſäre, wenn nur unter ihnen je einer der beiden Parteien 
und der fünfte fich befindet, follen aber einen Gerichtähof oder ein 
Tribunal bilden und autorifirt fein, jeden in die Competenz der Com⸗- 
mijfion fallenden Act vorzunehmen. Alle Entiheidungen werden nach 
Mehrheit der Stimmen der anmwejenden Commiſſäre getroffen, und tft 
der Schiedsſpruch aller genannter Commiffäre oder auch nur von dreien 
derfelben, unter Vorausſetzung der oben angegebenen Zufammenjegung 
des Gerichts, allendlich und entfcheidend. Endlich werden nah Art. 7 
deſſelben Vertrages in Klagejachen verjchiedener Kaufleute und anderer 
Bürger der Vereinigten Staaten über Berlufte und Schäden aus irre- 
gulären und illegalen Prifen und PVerurtheilungen ihrer Schiffe und 
anderen Eigentums, unter Vorausſetzung einer durch die Großbritanniiche 
Majeität ertheilten Wutorifation oder eines Commiſſoriums zur Erlangung 
einer hinreichenden Entſchädigung für die dadurch erlittenen Verlufte und 
Schäden, und zur Feititellung diefer lehteren fünf Commiſſäre ernannt, 
welche endgiltig über die obenerwähnten Reclamationen jchiedsrichter- 
Lich entſcheiden follen nad) Recht, Billigkeit und Völkerrecht. Auch fol 
in dieſem Fall die fchiedsrichterliche Entjcheidung von nur Drei Com- 
mifjären genügen. In gleicher Weife fol aber aud) über die durch 
Großbritannishe Kaufleute und andere Unterthanen durh Fortnahme 
ihrer Schiffe oder Waaren erlittenen Verlüſte und Schäden von den 
Commiflären entjchieden werden. Nach Artikel 8 follen alle in diefem 
Bertrage erwähnten Commifjäre nach Uebereinkunft der Barteien honorirt, 
alle anderen Wusgaben aber gemeinjchaftlih durch beide Parteien ge- 
tragen werden. Indeß löfte Die zweite der genannten Comiflionen ihre 
Aufgabe nie und die dritte erjt im Jahre 1804,?) alfo erit nad) zehn Jahren. 

In dem zu Gent zwiſchen Großbritannien und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa am 24. December 1814 abgefchlofjenen Ver—⸗ 
trage?) wurde im Art. 4 feitgefeht, daß wegen der Neclamationen der 
Vereinigten Staaten in Bezug auf verjchiedene Inſeln, auf welche 
Großbritannien Anſpruch erhob, durch die Britifhe Majeftät und den 
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Rräſfidenten der Vereinigten Staaten je ein Commiſſär ernannt werden 
follte, deren übereinftimmende Enticheidung als definitiv und peremtorifch 
anzujeben ſei. Falls aber die beiden Commiſſäre in jeder oder in einer 
Materie difientirten oder falls fie fich weigerten, entichuldigten oder ab» 
fichtlich verfäumten als folhe zu fungiren, fo hätten fie den beiden 
Staaten einzeln oder gemeinjchaftlich Bericht zu erftatten, in welchem fie 
ibre Differenzpunfte motivirten und die Gründe, wegen welcher fie fich 
geweigert, entichuldigt oder zu handeln verfäumt, angäben, und jollten 
dann die Negierungen jener Staaten den Bericht oder die Berichte der 
Gommijfäre einem Souverän oder befreundeten Staat über- 
geben, welcher zu dieſem Zweck ernannt und gebeten würde, über bie 
Tifterenzen in den Berichten oder über den Bericht eines der Commiſſäre 
ſowie über die Motive, aus welchen der andere Commiſſär fich geweigert, 
fih entichuldige oder zu handeln verfäumt, zu entfcheiden. Wenn aber 
der verfäumende Commiſſär fich entſchuldigt oder zu handeln ober ab» 
ſichtlich die Gründe zu entwideln verfäumte, aus welchen er es gethan, 
jollte in gleicher Weile der Bericht dem genannten Couverän ober be 
freundeten Staat mitgetheilt werden, damit der Souverän oder Staat 
ex parte über den Bericht allein entſcheide. Es verpflichteten fich 
dann die beiden Regierungen die Enticheidung des Couveränd ober 
beireundeten Staates als eine definitive und abichließende über alle 
reierirten Materien zu erachten. Gin gleiches commiſſariſches Verfahren 
mit gleidem Recurſe im alle der Uneinigkeit oder der Weigerung, 
Enüchnldigung oder Berfäumniß der Commiſſäre wird im Art. 5 zur 
Regelung der Höhen im Norden des St. Croix angeordnet, im 
At. 6 zur Regelung der Mitte der Slüffe u. |. w., im Art. 7 
ar Regelung einer Örenze. 

Nah dem Art. 1. der Convention vom 12. Juli 1822 zwiſchen 
den Bereinigten Staaten von Nordamerika, Großbritannien und Rußland!) 
iollte über den Betrag des durch Schiedsſpruch des Kaiſers von Ruf- 
Ind’) Bürgern der Vereinigten Staaten zugebilligten Schadenserſatzes 
an Gonjeil von vier Perjonen enticheiden, welches aus zu je einem 
von der Britiſchen Majeltät und dem Präfidenten der Bereinigten 
ktaaten ernannten Sommifiär und zwei Schiedsrichtern gebilbet 
wird. Falls aber die Majorität des Conſeils fich nicht einigen könnte, 
ſollie Zuflucht zum Schiedsſpruch eines Geſandten oder eines an» 
deren Agenten der vermittelnden Macht (Ruflands) genommen und 
beiten Enticheidung als fchließliche und definitive angefehen werben. 
Wahrend in dem vorjtehenden Vertrage Commiſſäre und Schieds⸗ 
tidter beftellt find, follen nach der Convention zwiichen ben Zereinigten 
Etacten und Großbritannien vom 8. Februar 1853°) nur duch je 
emen Gommiflär beider Staaten alle feit dem Genter Friedensvertrage 
von 24. December 1814 entitandenen und noch anhängigen Rechts. 
forderungen von Corporationen, Gefellichaften und Privaten des einen 
Stared gegen den anderen geprüft und entichieden werden, Allem zuvor 
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aber die Commiffäre eine dritte Perſon als Schiedgrichter oder Ob⸗ 
mann für den Fall ihrer Deinungsverjchiedenheit bezeichnen. In gleicher 
Weife fol auch nach der Convention zwiſchen denjelben Staaten vom 
1. Juli 18637) Art. 1 zur fchiedsrichterlichen Enticheidung von Land» 
reclamationen der Landwirthichaftscompagnie der Hudfon- und Pugetbai 
von jedem Staat je ein Commiflär ernannt werden und ein Obmann. 
Einigen fih die Commiſſäre nicht über die Perſon des Obmannes, jo 
entfcheidet nach dem erfteren Vertrage daS Loos, während nach legterem 
der König von Stalien ihn ernennt?) Nach dem Wafhingtoner Ver 
trage berjelben Staaten vom 8. Mai 1871, Artikel 12°) follen un« 
erledigte NMechtöforderungen von Corporationen, Compagnien oder von 
Bürgern der PBereinigten Staaten an die Großbritanniiche Regierung 
und vice versa dDreien Commiffären zur Enticheidung anheim ge- 
geben werden, von welchen je einer durch jeden der beiden Staaten 
ernannt wird, und der dritte durch beide gemeinjchaftlid. Hat Diele 
Ernennung aber nicht in drei Monaten nach der Vertragsratification 
ftattgefunden, jo Hat fie der bei den Vereinigten Staaten accreditirte 
Spanifche Gejandte zu vollziehen. Es genügt aber die Majorität der 
Commiſſäre nah Urt. 13 zu einem Ausfpruh (award). Außer den 
Commifjären hat jede Regierung dad Recht eine Perjon zu er- 
nennen, welche auf die gegen fie vorgebrachten Anſprüche zu antworten 
competent ift und fie überhaupt in allen mit der Unterfuchhung und 
Entfcheidung verbundenen Sachen repräjentirt. Nach der Schlußjentenz 
diefer Commiffion vom 25. September 187319) Hatten die Vereinigten 
Staaten der Britifhen Regierung 1,929,819 Dollars zu zahlen, wäh. 
rend die durch die Vereinigten Staaten vertretenen Rechtsforderungen 
zurüdgewiejen wurden. In gleicher Weife wurde durch die Art. 22 
und 23 zur Beitimmung des Betrages einer durch Die WBereinigten 
Staaten zu zahlenden Compenſation für die den Amerikanischen Bürgern 
Binfichtlih Zifchereien gewährten Privilegien eine Commiſſion gebildet, 
nur jollte der dritte Commiſſär, falls er nicht in dem beitimmten Termin er- 
nannt wurde, Durch den Oeſterreichiſchen Gefandten inLondon ernannt werben. 

Wenngleih in den jchiedgrichterlide Commiffionen beftimmenden 
Conventionen die Enticheidungen derjelben als endgiltige und unan— 
fehtbare bezeichnet werden, fo it doch ſolche Anfechtung in dem lebt. 
erwähnten Fall vorgekommen, rückſichtlich deſſen der Britifche und der 
defignirte dritte Commiflär: der Belgifche Gefandte in Wafhingten, am 
23. November 1877 entichieden, dab die Megierung der Vereinigten 
Staaten die Summe von 5,500,000 Dollar der Britiichen Regierung 
zu zahlen habe. Der Commiſſär der Vereinigten Staaten erklärte nämlich 
dagegen, daß die Großbritannien durch den Waſhingtoner Vertrag zu⸗ 
kommenden Vortheile größer jeien als die den Vereinigten Staaten zu- 
fommenden und daß er demnach den Schlußfolgerungen feiner Collegen 
nicht beitreten künne. Auch Halte er es für fraglid: ob es in Ge 
mäßheit de3 Vertrages dem Schiedsgericht zuftände, einen Spruch anders 
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als mit Einſtimmigkeit feiner Glieder zu fällen.!!) Sn der That war 
hierüber in Bezug auf die Enticheidung diefer Sache feine Beitimmung ge- 
troiten. Ein Beifpiel einerNichtanertennung ſelbſt eines nicht commiljarifchen 
Schiedsiprucdes bietet der Proteſt des Nordamerikaniſchen Gejandten 
im Haag gegen den Schiedsſpruch des Königs der Niederlande über 
ftreitige Punkte zwiſchen den Bereinigten Staaten und Großbritannien 
in Bezug auf den Die gegenjeitigen Grenzen betreffenden Artikel des Ver⸗ 
trages von Gent (1814) vom 12. Januar 1831.'°) 

Auch die Nechtsforderungen von Bürgern der Vereinigten Staaten an 
die Mericanifhe Regierung wurden durch Vertrag zwiſchen beiden Staaten 
vom 11. April 18391?) vier, zu je zwei von ihnen ernannten Commifjären 
übertragen, und jollten etwaige Differenzpunkte mit ihren Motiven der 
Entideidung des Königs von Preußen unterworfen werden. Der König 
fälle, vertreten durch feinen Gelandten in Wajhington, die Entfcheidung, !* 
ausgeführt wurde dieſelbe aber erjt durch Vertrag vom 2. Februar ale 
Zwiſchen denielben Staaten wurde am 4. Suli 1868 eine Convention 
zu Regelung der gegenjeitigen NReclamationen durh eine Commiſſion 
am 4. Juli 1868 abgejchloften (M. N. R. G. II. Ser. I. 5) und deren 
Eutiheidungstermin mitteljt Conventionen vom 19. April 1871 (ibid. 1. 8) 
und vom 29. April 1876 (ibid. IV. 545) Hinausgeihoben. Bur Ne 
gelung Engliſcher Reclamationen vereinbarten eine Commillion England 
and Merico am 26. Juni 1866 (M. N. R. G. XX. 586) und zur 
commiſſäriſchen Regelung beitimmter Reclamationen Frankreich und bie 
Vereinigten Staaten von Nordamerila am 15. Januar 1880 (M. N.R.G. 
2. Serie VI. 493). Die Schlußfentenz der letzteren Commiſſion erging 

am dl. März 1884 (Arch. dipl. II. ser. XI. 1884. 5 ff.) 

Schiedsrichterlihde Commijfionen wurden ferner vereinbart von den 

wmigten Staaten mit Neu-Öranada vermittelit Convention vom 

10. September 1857 (ratif. 1860) und mit Cojta Rica mittelft Con⸗ 
dention vom 2. Juli 1860 (ratif. 1861,16) mit Paraguay vermittelft 

ion vom 4. Februar 1859'7) in Bezug auf Reclamationen der 
Iereinigten Staaten für die aus Bürgern derfelben gebildete Raraguay- 
Shifiahrtscompagnie wider die Regierung von Paraguay. Zur Feit⸗ 

bes Betrages der Entſchädigung wurde je ein Gommillär 
u für den Fall ihrer Meinungsverichiedenheit ein Obmann be 
ummt, wenn die Staaten ſich aber über dieſen nicht einigen jollten, 
batten ihn die bei den Vereinigten Staaten accrebitirten Gefandten 
Kuklands und Preußens gemeinjchaftlih zu wählen. Indeß erklärte der 
Commiflär der Vereinigten Staaten troß ihrer Striegsvorbereitung als- 
bald, daß dieſelben von Paraguay nichts zu fordern hätten. Auch 
wurde zwiſchen Chile und Frankreich zur Begleichung der den Franzoſen 
derch die Operationen der Ghileniihen Truppen während des Krieges 
gegen Peru und Bolivia geuriahten Echäden eine Convention abge- 
Wlofien am 2. Rovember 1882 \M. N. R. G. Il. Ser. IX. 7U4 zur 
Emdrung eines „tribunal arbitral” oder einer Commission mixte inter- 
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nationale. Eine gleihe Commilfion wurde wegen gleiher Schäden 
Englifcher Unterthanen aus demſelben Kriege Chile errichtet mitteljt 
Sonvention zwifchen England und Chile vom 4. Januar 1883 (ibid. 445), 
und ebenfo wegen Schäden Stalieniiher Unterthanen mittelft Convention 
zwiſchen Stalien und Chile v. 7. Dechr. 1882 (M. N. R. G. I. Ser. X. 638). 

Endliih find noh zu erwähnen der GSciedsiprud der Wiener 
Commiſſion vom 26. März 1816 über die Reclamationen der Fürften 
und Staaten als Gläubiger der auf dem Rheinoctroi ruhenden Renten?) 
und der durch Frankreich und die Niederlande in Bezug auf die Binfen 
der Holländifhen Schuld gebildeten Commiſſion vom 16. October 181619) 
und Die nach dem Schlußprotofoll der internationalen Commiffion Defter- 
reiche und Rußlands zur Regelung der Theilung der Immobilien und 
Gapitale der alten Diöcefe Krakau vom 21. Zuni 1874?°) und anderer 
auf die Konvention vom 17./29. April 1828 begründeter Reclamationen 
aus Wevollmächtigten und Afliftenten beider Staaten gebildete Commiſſion. 

Mus der vorftehenden Ueberficht ergiebt ſich für die fehiedsrichter- 
lichen Commiſſionen Folgendes. Sie werden gebildet aus Commiflären 
der ſtreltenden Staaten, welchen auch Vertreter derjelben zur Seite treten, 
um deren Anſprüche vor der Commiſſion geltend zu machen, oder aus- 
nahmsweiſe auch aus Commiſſären und Schiedsrichtern. Den Vertretern 
werden die Declarationen der Commifjäre und die Verhandlungen zugeitellt. 
Für den all der Meinungsverjchiedenheit der immer von jeder Ceite 
in gleicher Zahl beftellten Commifjäre hat ein Obmann, welder in der 
Denel feinem der beiden Staaten angehört, die Entfcheidung und kann 
auch, falle die letzteren ſich über den Obmann nicht einigen, oder auch 
fofort, eine dritte Macht oder deren Vertreter denjelben denominiren. 
Ter Uusfpruch der Commifjäre, eventuell des Obmanns iſt endgiltig. 
Dir Entſcheidungen find nach Stimmenmehrheit oder auch mit Stimmen- 
elüheit zu fallen, Insbefondere mit letzterer der Schiedsſpruch, welcher 
Indeh auch nach Stimmenmehrheit gefaßt wird. Entſchieden werden Toll 
nach Mecht, Willigkeit, Völkerrecht oder nad) Verträgen der ftreitenden 
Sigaten. Gegenſtand der Verhandlungen und Entjcheidungen waren 
ſtaalliche Anſpriiche auf Land- und Waflergebiete, Regelung von Gebirgs- 
haha amd freftftelliung der Mitte von Flüſſen, Regelung und Theilung 
von Ammobillen und Gapitalien, Rechtsforderungen oder Neclamationen 
van Copporatlonen, Gefellfchaften und Privaten des einen ftreitenden 
Einntea an den anderen, endlich Schuldforderungen, Berlufte und Schä- 
hen einzelner Staatsangehöriger, welche gegenüber einem anderen Staat 
im Kirleden oder ans Kriegen geltend gemacht werden. Das Verfahren 
in eutweder mündlich oder fchriftlih. Die Commifjäre Leiten Allem 
anvar einen Eid, dafı fie bie Streitfrage mit Sorgfalt und Unparteilich- 
keit prauſen amd entſcheiden wollen. Weigern ſich Diejelben, oder ent- 
ſchuldigen fir ſich oder verfäumen fie abſichtlich als Commiſſäre zu 
Funden. ſo haben ſie den ftreitenden Staaten darüber motivirt zu be 
unten umd übergeben Dann dieſe Die Berichte einem zu dem Zweck von 
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hnerz erwählten befreundeten Staat oder Souverän, damit dieſer über 
Peigerung, Entihuldigung oder Verfäumniß entſcheide. Ein ausführ- 
liches Neglement über eine fchiedsrichterlihe Commiſſion vereinbarten 
die Bereinigten Staaten und Cpanien für die Commilfion zur Ent- 
ſheidung der Anſprüche der Bürger der erfteren wider Spanien am 
12. Februar 1871.21) 

Daß durch die immer zahlreicheren jchiedgrichterlihen Commiſſionen 
wie durch die Echiedögerichte nicht blos Etreitigkeiten beendet, fonbern 
bieweilen auch friegerifche Feindjeligkeiten verhütet wurden, läßt fich 
sicht in Abrede ftellen, und deshalb können dieſe Commiſſionen nur 
anerkannt werden. 

Es kann fraglich fein: 

£b ſolchen Gommilfionen, an deren Etelle ein einzelner Schieds⸗ 
richter tritt, falls die Glieder der Commiſſion fich nicht geeinigt, welchen⸗ 
falls einer dritten unparteiifchen Perſon eventuell die Entſcheidung über- 
tagen ift, der Vorzug vor jofort zu beitellenden Schiedögerichten ge- 
bühre. Un und für fi ift nicht? dagegen einzuwenden, daß Etreitig- 
keiten zwiſchen Staaten zunächſt von ihnen felbjt durch ihre eigenen 
Eraatdangehörigen zu erledigen verjucht werde. Indeß haben die Kom» 
ziitonen erfahrungsmäßig fich nicht immer bewährt. Cie haben wieder- 
bolt ihre Berbandlungen nicht in kurzer Zeit beendet oder find auch 
reiultatlos wieder aufgelöft worden. Auch haben die ftreitenden Staaten 
nach weientlichem Zeitverluſt fchließlich Doch zu einem Schiedsſpruch eines 
dritten ihre Zuflucht nehmen müſſen. Endlich iſt mindermäcdhtigen 
Etaaten kaum anzurathen mit mächtigeren Commiſſionen zur Entſchei⸗ 
dung ihrer Etreitigleiten zu bilden, da die Ichteren Etaaten wohl nicht 
immer geneigt fein werden, von ihrer Uebermacht abzujehen und nur dem 
Recht fi) zu unterwerfen. Jedenfalls können aber fchiebsrichterliche Be: 
Rimmungen nicht ohne Weiteres auf die og. ſchiedsrichterlichen Commiſſionen, 
welche wohl beſſer vermittelnde benannt würden, übertragen werden, und 
find Daher auch in den eine ſolche Commiſſion errichtenden Conventionen 
nähere Beitimmungen über Bildung derjelben, deren Verfahren und Ent» 
tcheidung enthalten. 


1) M. R 2. V. 642. 

°, Lawrence, Note pour servir a l’histoire des arbitrages internationaux 
ız Ber. d. dr. intern. VI. 1. 118. 
„M. X. R. II. ie. 
N. R. VI. 6%. 


8 
4 
" Derielbe ift enthalten in bem oben genannten Bertrage von 12. Juli 1822. 


4 


DE 


m © 
nu Nr 8 


nie en 


R G. XX. 698. 
X. R. 6. Ser. 1 37. 
N. R.G. Ser. IV. 531. 


E-I0-F 75 


=> 


42 Die Staatsitreitigfeiten und ihre Entiheidung ohne Krieg. 


12 M. N, R. X. 317. 

25) M. N. R. VI. 2. 624. 

14) Lawrence |. c. 123. 

15) M. N. R. G. XIV. 7. art. 13—15. 

16) Lawrence |. c. 126. Beide Verträge fehlen in Mart. Rec. 
7) M. X. R. G. XVII. Ie p. 255. 

18) M. N. R. IV. 225. 

19) jbid. 263. 

*o) M. N. R. G. II. Ser. I. 506. 

21) M. N. R. G. Il. Ser. I. 19. 
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Aufforderung zum Schiedsrichteramt und Annahme deffelben, 
Enticheidungsnormen, Ort, Termin und Rechtskraft des 
Schiedsſpruches, Aufhören des Compromiſſes. 


Die Aufforderung zum Schiedsrichteramt und die Annahme dieſes 
Amtes wird in der Regel diplomatiſch vermittelt.!) Durch die Annahme iſt 
Beginn und Fortführung des jchiedgrichterlichen Amtes gefichert. Wenn, 
wie Phillimore?) meint, zur Fortführung kein Zwang beftehen foll, 
fo ift doch fchon durch die Uebernahme auch jene bedingt, da ein über- 
nommenes Amt nicht ander als aus triftigen Gründen wieder aufgegeben 
werden kann und als ſolche wohl die oben angeführten gelten können, 
weiche für Privatperjonen die Uebernahme behindern. Daß dritte 
Staaten oder Souveräne, falls fie während der fchiedsrichterlichen Ver- 
handlung mit einer der Parteien in Feindſchaft gerathen, ihr Schieds⸗ 
richteramt nicht fortfegen können, ift jelbitverjtändlich. 

Die Entjheidungsnormen des völkerrechtlichen Schiedsfpruches 
find bald die des Rechts, bald die der Billigkeit. Daß das erftere nur 
Völkerrecht fei, läßt ſich nicht ftatuiren, da die erhobenen Recla- 
mationen nicht immer völferrechtlicher Natur find und daher auch nicht 
nach dieſem Recht zu enticheiden fein werden. Bei Forderungen bes 
Civilrechts wird dieſes, bei folhen aus dem Griminalrecht dieſes 
die Entſcheidungsnorm abgeben. Auch bei völferrechtlichen Streitigkeiten 
wird es nicht Immer möglich fein, dieſelben nad Völkerrecht zu ent- 
fcheiden, falls Die Normen dafür fehlen. Solchenfalls und in Fällen 
der Feſtſezung des Betrages von Schadenderfagfummen wird nad) 
Milligkeit (oquity) entfchieden werden müſſen. Bedenken können da- 
nenen um fo weniger geltend gemacht werden, als ja das Völkerrecht 
üherbanpt diefe Art der Normen anerkennt, wenn aud) nicht alle Staaten 
in dem Maſie wie die Völkerrechtsautoren Englands und die der Ver- 
einigten Staaten, Es ift Daher weder richtig, daß das Recht im 
Ymeifet®), noch überhaupt ftet3*) die Entſcheidungsnorm abgeben ſoll. Bei 
üetzterer Rorderung müßten viele Staatzitreitigkeiten unentichieden bleiben. 
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Lie Parteien Haben fi) an dem zur Berhandlung vereinbarten 
rt vertreten zu laſſen. Wenn nicht fchon im Compromiß oder in dem 
dad Schiedögericht vereinbarenden Bertrage der Termin zur Vorlage der 
Beweiämaterialen durch die Parteien feitgejegt ift, bejtimmt ihn das 
Shiedigeriht. Ein Termin zur Eutfcheidung der Streitſache wird in 
der Regel nicht feitgefegt, war es aber der Ball, fo ift eine nah Ab⸗ 
lanf desjelben gefällte Entſcheidung nichtig. 

Tas Institut de droit international berieth in zwei Kahresfigungen 
in Genf (1874) und im Haag (1875) ein vom refp. Rapporteur Pro» 
fllior Dr. Goldſchmidt ausgearbeitetes „Reglement für das internationale 
Ihiedsrichterliche Verfahren“ (Annuaire de Institut de droit inter- 
Bational I. 126). Das jchließlich feftgeftellte Meglement wurde den 
Ninitterien des Auswärtigen mitgetheilt. Daß die Staaten von dem- 
ielben bereits einen praftifchen Gebrauch gemacht, ift nicht bekannt ge- 
worden. Wenn fie es thäten, fönnten fie nicht blos die auf Feſt⸗ 
Rellung des Berfahrens im einzelnen Fall verwandte Zeit erjparen, fon- 
fm würde auch dann ein gleichmäßiges Verfahren bei internationalen 
Ehiebsiprüchen angewandt werben. 

Der Schiedsſpruch ift inappellabel. Er braucht aber nicht aus- 
führt zu werden, wenn 

1) dad Compromiß ungiltig war oder 

2) verlegt wurde; 

3 bei Rechtswidrigkeit des Schiedsſpruches ), 

4: bei thatſächlicher Unrichtigkeit desſelben; 

5) wegen eines von den ſtreitenden Staaten oder von den Schieds⸗ 
richtern verſchuldeten Irrthums; 

6; wenn die Parteien nicht oder nicht ausreichend gehört wurden; 

7) wenn das Schiedsgericht parteiiſch entichieden Hatte®); 

& wenn es eine Partei argliltig behandelt”) oder 

9: unredlih®) oder derjelben 

10) etwas Unziemliches auferlegt?) 3.8. etwas der Ehre oder Une 

abhängigkeit eines Staates MWiderjprechendes 1°) oder 

11! wenn eine Partei Schiedsrichter beſtochen hatte!!) oder 

12) wenn fie gegen die gegneriiche Partei argliftig gemwejen.!?) 

Deffter führt außerdem noch Unfähigkeit des Schiedsrichter an, 
inde wird dieje bei einem gefällten Schiedsſpruch wohl nur infoweit in Be- 
tracht fommen können, als fie nicht Schon bei der Conſtituirung des Schieds⸗ 
gerichtes vorhanden war, da ein unfähiger Schiedsrichter überhaupt 
zit zur Ausübung des Amtes berufen werden Tonnte. 

Dat ein Schiedögericht jich nachweislich geirrt rüdfichtlich feiner 
Eariheibung, fo muß demſelben die Abänderung des Schiedsipruches 
geitattet fein, wenn auch 1. 19 83 2 und 1. 20 D. IV., 8 fich dagegen 
erflären. Gin auf einem Irrthum begründeter Schiedsiprud fan nicht 
Rechtegiltigkeit beanſpruchen. Tagegen geitattet dad Römijche Recht '?) 
dem Schiedörichter bei nicht conneren, jeiner Enticheidung unterliegenden 
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Sachen die Aenderung des Schiedsſpruchs, wenn er laut Compromiß 
alle gleichzeitig zu enticheiden, aber nur eine einzige entjchieden hatte. 
Indeß wird in diefem Falle wohl nicht immer eine Uenderung, jondern 
nur eine Ergänzung geboten fein. 
Das ein Schiedsgericht vereinbarende Compromiß hört auf 
1) dur die Fällung des Schiedsſpruchs; 
2) durch Ablauf des für die Füllung feitgejegten Termins; 
3\ fall3 die beitellten Schiedsrichter zur Wahrnehmung ihres Amtes 
unfähig werden; 
4) duch einen das Schiedögericht aufhebenden Vertrag der 
Parteien; 
5) durch Vergleich unter den Parteien; 
6) durch Leiftung des GStreitigen vor Fällung des Schiebs- 
Iprucdhes. '*) 


) Ch. de Martens, Guide dipl. I. 19, 3 not. 2. 

2) Bhillimore III. 4. 

®) Grotius, De jure belli ac pacis III. XX. 47. — Pufendorf, De 
Jure naturae et gentium. V. XIII. $ 5. 

4) Berner 102. | 

6) Vattel, Le droit des gens. Paris 1863. II. XVIII. $ 329, Ch. de 
Martens, Guide diplomatique I. 193; Twiss II. 8. 

6%) Pufendorf |. c., Vattel l. c., Heffter |. c. 

1.32 $ 14 D. IIII. 8. ‘De Receptis!: qui arbitrium receperint ut 
sententiam dicant. 

®) Heffter |. c. 

1.21 87.D. ibid. 

10%) Martens, Guide |. c. 

19 Bufendorf J. cc. 

) ]. 31. D. ibid. Bgl. Vattell. c. 

15) ], 21. pr. D. ibid. 

14, Vgl. 1. 32. $ 3 u.5 D. ibid. 


8 12. 
Gegenstände der Schiedsiprühe und Schiedsiprucdhsfälle. 


Die Gegenftände, über welche internationale Schiedsſprüche, ohne 
vorgängige fog. ſchiedsrichterliche Commiſſionen, entfchieden haben, find 
fehr verichieden. Wird die Forderung erhoben, daß nur bejondere Kate: 
gorien von Streitigkeiten fchiedsrichterlich entihieden werden, jo müſſen 
fie genau feitgeftellt werden, was nah Lorimer') angeblich Moun- 
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tagne Bernard, in einem Brief an die „Times“, für unmöglich er- 
färte. Galvo?) aber ſchließt Streitigfeiten aus, bei welchen die natio- 
sale Ehre oder Unabhängigkeit direct in Mitleidenschaft gezogen ift und 
weile aus innerftem oder perfünlichem Gefühl entjtanden find, über 
welches ein dritter Staat nicht richten kann, indem jede Nation allein 
über ihre Würde und die Nechte, welche deren Bewahrung gemährleiiten, 
zu cihten babe. Lord Stafford Northeote hält aber gerade foldhe 
Säle für durch Schiedsſpruch enticheidbar.) Wir anerkennen zwar die 
Schwierigkeit der Feititellung der für den Schiedsſpruch fich eignenden 
Kategorien und bezweifeln die allgemeine praktiſche Bedeutung, wenn 
tele blos etwa von der Theorie unternommen wird. Indeß erſcheint 
et möglich, daß vorläufig einzelne Staaten ſich mit einander darüber 
berftändigen und zwar mit Berüdfichtigung der bisher durch Schieds- 
irrah entſchiedenen Kategorien, weshalb wir nachitehend eine Slaffifica- 
tim verjucht Haben, infoweit wir von neueren Fällen dazu genügende 
Kemnmiß hatten. 

Ganze Kategorien von Fällen, wie Calvo vorichlägt, auszufcheiden, 
halten wir aber nicht für geeignet, da die Grenze ſchwer zu ziehen 
wäre und auch der Praxis mwideriprechend, da bei dem einzelnen all 
wohl Shwerlich die Vorfrage erhoben ift: in wie weit die Ehre oder 
Unabhängigkeit eines Staates durch jenen berührt fei, und eine fichere 
Mantwortung bderfelben wohl ſchwer fallen würde. 

Im Großen und Ganzen können wohl zwei Kategorien unterichieden 
werden: ſolche, welche die Staaten als folche betreffen, und foldhe, in 
welchen die Staaten nur Anfprühe ihrer Angehörigen vertreten. Die 
Agentlihen Schiedsſprüche, nicht Die ders. g. Ichiebsrichterfichen Commiffionen, 
beziehen ſich meiſt auf die eriteren, während die letzteren meist durch 
ibiedsrichterliche Commiſſionen entjchieden werden. 

Schiedsiprüche wurden gefällt: 


1. Ueber ftaatlihes Eigenthum. 


3) In der Streitigleit zwijchen Großbritannien und Portugal wegen des 
Eigenthums an der Inſel Bulama, einer der Bisfago-Anjeln, fällte 
im „Jahre 18470 der im Jahre 1869 dazu ermwählte Präfident der 
Bereinigten Staaten einen Portugal günjtigen Schiedsſpruch.“) 

t) In der Streitigfeit zwiſchen denjelben Staaten vom Jahre 1823 
über den Befi der Territorien von Tembe und Maputo, und der Inijaf. 
und Elephanten⸗Inſeln beichloffen beide Staaten am 15. September 
1372 die Sache dem Schiedsſpruch des Präfidenten der Franzöfiichen 
Republik zu unterwerfen, welcher einen ſolchen am 24. Zuli 1815 
zu Gunjten Portugals abgab.°) 


2. Ueber Staatdgrenzen. 


2) An der Streitigleit zwiichen Großbritannien und den Vereinigten 
Stoaren von Nordamerifa wegen Regulirung der nordöftlichen Grenzen 
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beider Staaten fällte der in Gemäßheit des Vertrages vom 29. Sep- 
tember 1827°) im Jahre 1828 zum Schiedsrichter bejtellte König 
von Holland am 10. Sanuar 1831”) einen Schiedsfpruch, welcher 
indeß von beiden (?) Parteien zurüdgewiejen wurde, weil der Schieds- 
richter eine conventionelle Grenze in Vorſchlag gebracht, anſtatt Die 
feiner Entjcheidung unterbreitete Frage zu regeln. ®) 

b) Am Streit zwilchen denjelben Staaten über die Interpretation behufs 
praktiiher Ausführung des Urt. 1 des Wafhingtoner Vertrages vom N 
15. Juni 1846°) betreffend die Feſtſetzung der Grenze zwiſchen nord. 
Öftlichen Zerritorien beider Staaten entihied auf Aufforderung der. 
jelben der Deutiche Kaiſer am 21. Dctober 1872 zu Gunſten der 
Vereinigten Staaten. !°) 

c) Zur definitiven Feftftellung der Stalienifch- Schweizeriichen Grenze 
bei der Alpe Cravairola fällte nach der Convention beider Staaten 
vom 31. December 18731) der Gefandte der Vereinigten Staaten 
in Rom Marſchall als Obmann zu Mailand am 23. September 1874 
einen Schiedsſpruch, deſſen Durchführung laut Protofol in Bern 
vom 17. Mai 1875 durch fpecielle Delegirte erfolgte. 1?) 


8. Ueber Ausübung der Amtsgewalt ftaatliher Autoritäten 
gegen Ungehörige anderer Staaten. 


a) In der Streitigkeit zwiſchen Großbritannien und Brafilien wegen 
Verhaftung dreier Officiere des Engliihen Schiffes „La Forte“ durch 
die Brafilianiichen Autoritäten am 7. Juni 1862 erfolgte ein Schieds⸗ 
ipruch des Königs von Belgien im Jahre 1863, wonach die Handlung 
der Brafilianifchen Autoritäten feine Beleidigung der Englifchen Marine 
involvirte.!?) 

b) In der Streitigfeit zwijchen Großbritannien und Peru wegen bes 
Englifchen Unterthans Sir White, welchen die Peruanifchen Autori— 
täten gefangen gehalten und hierauf aus dem Lande vertrieben 
hatten, erklärte ein Schiedsfpruch des Hamburger Senats vom 2. April 
1864 den Anſpruch Englands auf Entjhädigung Whites mit 4500 Lſtr. 
wegen fchlechter Behandlung während feiner Haft, wegen Verzögerung 
des Urtheils wider ihn und wegen deſſen Vertreibung für vollitändig 
hinfällig und unzuläffig.'*) 

An ber obenerwähnten Sache Pelletier und Lazarus wider Haiti 
(f. 8 9) wurde Schadloshaltung wegen durch die Autoritäten von 
Haiti gegen die Perſon und das Eigenthum der Genannten begangener 
Mete beanfprucht. 


4, Weber Tödtung der Angehörigen anderer Staaten. 


In einem Streit zwifchen China und Japan im Jahre 1875 in 
Anlaſſ von Tödtungen Japaniſcher Unterthanen durch Chinefen auf der 
Inſel Formoſa ward durch Die Bemühungen Großbritanniend und der 
Nereinigten Staaten ein Schieböfpruch herbeigeführt, welchen der Groß: 


u } 
no. 


d 
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britanniſche Geſandte Wade in Peking dahin fällte, daß die Chinefifche 
Regierung der Japaniſchen eine Geldentſchädigung zu leiften hätte. 


5. Ueber Beihlagnahme fremder Güter und Schiffe. 


ı) An Neclamationen der Vereinigten Staaten von Nordamerila zu 


Gunjten ihrer Bürger gegen Chile zur Erlangung eines Theiles 
des Geldertrages aus durch die Amerikaniſche Brigg Macedonian 
transportirten Waaren, welcher auf Unordnung des Chilenifchen ice- 
Amirald mit Befchlag belegt mar, wurde die Enticheidung durch 
Bertrag vom 10. November 1858 dem König der Belgier übertragen. 
Ter Schiedsſpruch erfolgte zu Gunſten der Amerikaner am 15. Mai 


1863. '° 


bj Die zwiſchen Frankreich und Mexico abgeſchloſſene Convention vom 


ed 


9. März 1839,1%) welche in Folge des Bombardements des sort? 
Ulloa durch die Franzöfſiſche Flotte den Krieg zwiſchen beiden Staaten 
beendete, überließ dem Schiedsſpruch einer dritten Macht die Ent- 
ſcheidung ber Tragen: ob Mexiko berechtigt fei, von Frankreich eine 
Reititution oder Compenfation des Werthes der nach Uebergabe des 
Forts fortgenommenen Mericaniihen Kriegsichiffe zu fordern, und 
ob die Mericaner zu entichädigen jeien, welche von den nach jener 
That erfolgten Feindſeligkeiten zu leiden gehabt Hatten, ſowie bie 
granzojen, melde durch das Wustreibungsgefeg der Mericaniichen 
Regierung beeinträchtigt waren. Die zur Schiedsrichterin erwählte 
Königin von England entihied am 1. Auguft 1844 durch Echieds- 
ſpruch, daß die Handlungen der beiden Etaaten durch den Kriegs 
zuſtand gerechtfertigt feien.’?) 

In Veranlaſſung der 1823 refp. 1824 von der Franzöſiſchen Flotte 
zu Priien gemaditen Schiffe Velo; Mariana und Victoria und der 
durh einen Spaniſchen Caper zur Priſe gemachten Franzöfſiſchen 
Fregatte Vigie wurde im Jahre 1851 die Fällung eines Schieds⸗ 
ſpruchs durch den König von Holland herbeigeführt, welcher am 
13. April 1852 erfolgte. Indeß murde die Angelegenheit jener 
Schiffe in Gemäßheit jenes Echiedsfpruche erft durch eine Convention 
zwiſchen Frankreich und Spanien vom 15. Februar 1862?) regulirt. 
Rah dem Schiedsſpruch jollte für das Schiff Victoria kein Echadens- 
eriag geleiftet werden, wohl aber für das Schiff Vigie durch Epanien 
und für das Schiff Veloz Mariana dur Frankreich. !?) 

Im Streit zwilhen Japan und Peru wegen Beichlagnahme des 
Schiffes Maria Luz dur) Japaniſche Autoritäten und wegen der 
Behandlung der Mannichaft und Paſſagiere durch dielelben, weshalb 
die Reruaniiche Regierung die Japaniſche für alle fih daraus erge- 
benden Gonjequenzen verantwortlich) machen wollte, wurde laut proto« 
follariiher Vereinbarung der Bevollmächtigten beider Regierungen 
vom 13. bis 25. Juni 1873 der Kaiſer von Rußland Alcrander 11. 
sum Sciedärichter gewählt und entichied derfelbe, daß die Japaniſche 
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Regierung nicht für die oberwähnten Conjequenzen verantwortlich zu 
machen jei.?°) 


6. Ueber Verlegung und Nihtbeadhtung der Pflichten 
der Neutralität. 


Die behauptete Verlegung neutralen Gebietes der Vereinigten Staaten 
gab Anlaß zu Neclamationen wider die Portugiefiihe Regierung im 
('ase of privateer General Armstrong, über welche durch erbetenen 
Schiedsſpruch des Präfidenten der Sranzöfifchen Republik Louis Napoleon 
am 30. November 1852 entjchieden wurde, daß die legtere Regierung 
der erjteren keinen Schadenerjat zu leiften habe. ?!) 

Die Nichtbeachtung neutraler Pflichten durch Großbritannien im og. 
Amerikaniſchen Seceffionskriege veranlaßte auf Grund des Vertrages 
von Wafhington zwiſchen Großbritannien und den Vereinigten Staaten 
vom 8. Mai 1871?) einen Schiedsjpruch vom 14. September 18723) 
iiber die fog. Alabama Claims, welcher dahin ausfiel, daß Groß- 
britannien den Vereinigten Staaten von Nordamerifa zur Genüge- 
(elftung aller der Erwägung des Schiedögerichtd vorgelegten Un- 
fprüche 15,500,000 Dollars in Gold zu zahlen jchuldig fei. 


u 


n 


ct 


7. Weber Folgen einer nicht notificirten Blocade. 


Ne von Frankreich 1834 und 1835 ergriffenen Maßregeln an 
der Hüfte Wortendic (Senegal), in deifen Kriege gegen die Trarzas- Mauren, 
vilefen zahlrelche Reclamationen Englifcher Kaufleute hervor, welche dort 
Handel trieben. Nach langen vergeblichen Verhandlungen bejchlofjen 
Fraukreich und Großbritannien die Sache dem König von Preußen zur 
Entſcheildung zu übergeben, welcher mittels Schiedsſpruches vom 30. No- 
veniber 1848 Frankreich verpflichtete, einen Schadenserſatz zu Teiften 
den Engliſchen Kaufleuten für die Nachteile, welche fie in Folge deffen 
erlitten datten, daß dieſer Staat die von ihm verhängte Blocade nicht 
der Engllſchen Regierung notificirt Hatte. Die Entſchädigung betrug 
11,.770 Ar. (Calvo 11, 550). 


n. Ueher Anterpretation eines internationalen Vertrages. 


Wine ſchlederichterliche Interpretation des erſten Artikels des zwi. 
hmm Gröokhritannien amd den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
in Met am 4, December 1814 abgeſchloſſenen Vertrages ?*) erfolgte in 
Mymafbeit der zwiſchen beiden Staaten abgejchlofjenen Convention vom 
WM üetober INIR durch Schiedsfprud des Kaiſers von Rußland, zu 
deſſen Wywntlon eine Convention von denjelben Staaten am 12. Juli, 30. 
uns TRY abpefebloffen wurde.) Auch wurde am 2. Juli 1881 zur 
\uterpretnttion des zwiſchen Großbritannien und Nicaragua am 28. Jan. 


Mu abgeſchloſſenen Vertrages vom Defterreihiichen Kaifer Franz Joſeph 
vun Edciedoſpruch gefällt. 2°) 
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4. Ueber Rechtsverhältniſſe zwilchen einer halbſouveränen 
Macht und einer Compagnie. 


In Streitigkeiten zwiſchen dem Vicekönig von Egypten und der 
Zuezcanal-Gompagnie entichied verfchiedene Fragen fchiedsrichterlich Kaiſer 
Rapoleon III. am 6. Zuli 1864?) 

63 ergiebt ſich aus diejen fällen, daß die Art der Schiedsſpruchs⸗ 
fälle eine ſehr verfchiedene war und daß fie jämmtlich entfchieden wurden. 
Eine Entſcheidung in Sachen Pelletier und Lazarus wider Haiti lag 
uns nicht vor. 

Auh durch Schiedsſprüche werden wie dur die Enticheidungen 
der ſchiedsrichterlichen Commiſſionen Streitigfeiten beendet und kriegeriſche 
seindieligleiten verhütet. Die durch die Schiedsiprüche zuerfannten Ent- 
Mädigungen find aber zum Theil von fehr beträchtlichem Betrage. Von 
den Staaten, welche fich dem bezüglichen Schiedsfpruch unterwarfen, ift 
idoh die Eventualität einer ihnen ungünftigen Entſcheidung einer kriege⸗ 
riihen Berwidelung vorgezogen worden, und bejonders haben auf Schieds- 
ſprüche wie auf fchiedsrichterlihe Commiffionen Großbritannien und die 
Lereinigten Staaten von Nordamerifa am häufigften propocirt, troßbem 
daß deren Entfcheidungen meijt gegen fie ausfielen. So waren zwei der 
wihtigften handeltreibenden Völker zur. Vermeidung von Etörungen der 
Sandeläbeziehungen gerne bereit, der Erhaltung des Friedens beträchtliche 
Evier Darzubringen und leifteten dadurch keineswegs, wie oberflächlichermeife 
gemeinhin angenommen wird, nur fich einen Dienst, fondern erhielten 
dadurch auch den Weltfrieden und den durch ihn bedingten Weltververfehr. 


 Lecon sur l’Institut de droit international donnee a luniversitö 
dEdimlourg par Mr. le professeur Lorimer in der Rev. d. dr. intern. VI. 168. 
2) Calvo II. 562. 
Laveleye 191. 
Calvo II. 557. 
" Ealvo ibid. 
‘; Martens, N. R. VII. 411. 
',M.N. R. X. 3%. 
®, Lawrence. Rer. d. intern. VI. 122. 
” Martens, N. R. G. IX. 27. Giche den Broteit des Gejandten der 
er. Staaten im Haag S. 39. 
19 M. X. R. G. XX. 775. 
m ibid. 214. 
N X. R. G. II Ser. I. 378. 
”. Galvo II. 55%. 
's Cal vo ibil. 
i) Lawrence Il. c. 121; Ealvo II. 552. 
12M. X. R. XVI 60%. 
7, Cal vo II. 550. 
"M.N.R.G. XX. 248. 
’” Galvo II. 551. 
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20 Annuaire de l’Institut de droit international, I. 353. 

?!) Kents Commentary on intern. law. Ed. Abdy. Cambridge 1866. p. 179. 
22) M. N. R. G. XIX. 688. 

22) M.N. R. 4. XX. 767. 

2) M.N.R. 11. 76. 

») M. N. R. VI. I. 67. 

*6) M. N. R. G. II. Ser. X. 609. 

”), M. N. R. G. XVIII 243. 


8 13. 
Agitation zu Guniten des Schiedsſpruchs. 


Wenn auh in unferem Sahrhundert Häufig und zwar wiederholt 
fir eine größere Zahl von Fällen entweder Schiedögerihte oder 
ſchiedsrichterliche Commiſſionen in Anwendung getreten find, fo ift doch 
diefe Wirkfamkeit Schon mit Nüdfiht auf die große Zahl ftattgehabter 
Stantsftreitigleiten eine durchaus geringe. Es iſt daher der Wunſch 
ganz wohl beredhtigt, daß der Schiedsſpruch immer häufiger an- 
gewandt werde, nicht blos im Intereſſe der Entjcheidung von Staats: 
ftreitigleiten, fondern auch zur Verhütung der Nechtäunficherheit im 
Internationalen Rechtsverkehr und einer gewaltjamen Löſung ftaatlicher 
Streltfragen. Es find daher auch die Agitationen zu Gunſten des 
Sciedöfpruchs, infofern als fie in meiteften Kreifen das Bemwußtjein 
von der Nothwendigkeit häufigerer Anwendung dieſes Rechtsmittels 
wecken und dadurch bejtimmend auf die bezüglichen Actionen der Staatö« 
regierungen wirken können, durchaus nicht zu mißachten, wenn auch den 
Agitatoren mehr Sachkenntniß zu wünſchen wäre, Dagegen weniger 
Phraſe und unklare Biele oder nicht erreichbare, wie das des ewigen 
Friedens unter den Völkern. Die Agitatoren ſelbſt follten aber vor 
allem bie einzelnen Echiedsipruchsfälle genau ftudiren, um ihre Poſtulate 
ans der Praxis begründen zu fünnen und fie zu ermäßigen oder auf 
das (Srreichbare zu beichränten. 

Die Ygitation für den Schiedsſpruch reicht big in das zweite Jahr— 
seht unferes Jahrhundert? zurüd. Sie beginnt mit der Entjtehung 
der Friedensgeſellſchaften, melde 1816 in London, 1826 in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, 1830 in Genf, 1341 aber in 
Barls ale Comité de la societe de la morale chretienne fich conftituirten. 
Internatlonale Friedenscongreſſe beginnen 1842 in London und 
jenen ſich fort 1848—51 in Brüffel, Paris, Frankfurt am Main und 
Yondon, Die lepteren verlangten, daß das Princip des Schieds— 
ſpruchs von einem Völkercongreß proclamirt werde.) Die 
Alllaneo universelle de l’ordre et de la civilisation in Paris faßte aber 
am 4. Duni 1872 den praftiicheren Beichluß, die bezüglichen Tocu- 
mente zu Sammeln und die Fälle populär darzuftellen;?) ob er aber 
ie ausgeführt worden, fteht dahin. Ferner erfannte die im September 
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1873 in Genf verfammelte Friedens⸗ und Freiheitäliga als das zeit‘ 
weilig wirfjamite Mittel zur Cinführung des Gebrauchs des Schieds⸗ 
pruhe den Abſchluß von Verträgen zur Vermittelung zwilchen zweien 
eder mehreren Staaten.) Indeß heißt das doch den entjicheidenden 
<biedelpruh für unanmwendbar erklären und der nicht erzmwingbaren 
rolgeleiftung einer Vermittelung den Vorzug geben. Tagegen erklärte 
die in demjelben Jahre in Brüfjel abgehaltene internationale Gonferenz 
die Tölfer für verpflichtet zur Anwendung des Schiedsſpruchs auf Durch 
Unterbandlung nicht beizulegende Streitigfeiten. Auch wurden Reifen 
ın verihiedene Länder zur Agitation für den Schiedsipruch unternommen 
ven Elihu Burrit, Miles und Henry Richard. Endlich Hat ih in 
neuehter Zeit, weientli” aus Engländern beitehend, eine „Association 
Internationale de l’Arbitrage et de la Paix* gebildet, welche an ver- 
Ihiedenen Orten allgemeine Verjanmlungen Halten, Agenten, Telegirte 
oder Gorreipondenten der Föderation in verjchiedenen Hauptſtädten 
Erropas unterhalten, einen internationalen Fonds jchaften und alle Ge- 
jelihaiten, welche gleiche Zwede verfolgen, vereinigen Joll. 

Tab dieſe Beitrebungen auf die Staatsregierungen einen beitimmen- 
den Einfluß geübt hätten, wird wohl nicht behauptet werden fünnen, 
ıdep find dieſe jolchen Bemühungen auch nicht gerade leicht zugänglich, 
da fie vielfach der Politik der ſreien Hand den Vorzug geben, anſtatt 
ihre äußeren Beziehungen nad) Rechtsprincipien zu regeln und ihre 
Streirigleiten Rechtsenticheidungen zu unterwerfen. Andererſeits läßt 
nh aber nicht leugnen, dag die Abneigung der Völker gegen gemalt. 
ihätige Löjungen immer mehr wächſt und daß daher auch von den 
Regierungen wie zur Zeit lange hin und her verhandelt wird, ehe zur 
altima ratio — zum Kriege vorgeichritten wird. Insbeſondere jind es 
de complicirten Handele-, Verkehrs⸗ und indujtriellen Intereiien, melde 
de ariedenserhaltung begünitigen, um nicht Durch einen Kricg die Wohlfahrt 
der jtreitenden, aber auch der nichtitreitenden Völker zu gefährden. Won 
dieſen Standpunkt und nicht von dem der Utopie einer Wölferver- 
brüderung aus wird dann wohl aud am wirkſamſten einer häufigeren 
Anwendung des Schiedeſpruches zur friedlichen Entiheidung von Staats⸗ 
Kreitigleiten der Weg gebahnt werden können. Jene materiellen Gründe 
weren es auch weientlich, welche für Handel und Induſtrie jo wichtige 
and dieie ald Motoren der Volkswohlfahrt jo richtig Ichägende Staaten 
wie Großbritannien und die Nereinigten Staaten von Nordamerika 
dazu veranlagt haben, am allerhäufigiten und bereitwilligiten die Ztreitig- 
deiten unter einander und mit anderen Staaten dem Zchiedsipruch zu 
anterwerten. Zwar hat man diejen Staaten Krämerpolitik vorgeworfen, 
mdeß dabei überichen, daß es die erſte Aufgabe der Ztaaten üt, 
se Bohliahrt ihrer Völker zu begründen, erhalten und befördern, wozu 
Kriege, trop Milliardenentihädigungen, erfahrungsmäßig feine zwech⸗ 
Säßigen Mittel find. Staaten aber, welche ein gewiſſes PRrimat unter 
sven Staaten eritreben oder eine nimmer raitende Interventionzpolitif 

4° 
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treiben oder ihr Staatsgebiet immer mehr erweitern wollen, fcheuen auch 
nicht, wenn fi ihren Tendenzen ein Widerſtand entgegenjegt, vor dem 
Kriege als Mittel für ihre Zwecke zurüd und find aus politischen 
Hochmuth nicht geneigt, fich einem Schiedsſpruch zu unterwerfen, jtürzen 
fi) vielmehr unbedenklich in einen in feiner Weife durch die Wohlfahrt 
ihres Volkes bedingten Krieg, durch Blut und Gut deljelben zu erringende 
Triumphe über andere Völker einer inneren friedlichen Entwidelung des 
eigenen Volkes vorziehend. Daß ſolcher politiicher Uebermuth wiederholt 
zu fchmählichen Niederlagen geführt habe, wie e8 die Geſchichte auch 
unſeres Sahrhunderts lehrt, ift nur gar zu bald vergefien, vielmehr 
glaubt durch umfafjendere Kriegsrüftungen der friedensitörende Staat 
alle von ihm erlittenen Niederlagen wieder wett machen zu können. 
Aber wie manches Volk it Schon mit erträumtem Kriegsruhm ausgezogen 
und mit Niederlagen heimgefehrt oder auf dem eigenen Boden nad 
drüdlichjt gedemüthigt worden. Auch von folhen Völkern gilt das: 
Quem Deus perdere vult eum dementat. 


— — — — — 


1) Laveleye 182 ff. 
2) Verhandlungen der Alliance. Paris 1872. 1.8 4. 
°®, Rev. d. dr. intern. V. 632 ff. 


$ 14. 


Beichlüffe der Legislativen im Intereſſe 
des Schiedsſpruches. 


Bon größerer Bedeutung ald die Agitationen von freien Vereini— 
gungen zu Gunſten der Verbreitung des Schiedöipruches müßten die Be— 
ſchlüſſe vom Volk gewählter Vertreter fein. Iſt auch Legislativen in 
Monarchien keine directe Beitimmung über Kriegserklärung und Friedeng- 
ſchluß im. Allgemeinen, fondern nur indirect durch Bewilligung der 
Mittel zum Kriege und Uebernahme etwaiger Staatsverpflichtungen beim 
Friedensſchluß verfaflunggmäßig eingeräumt worden, jo follte doch die 
Stimme der Volksvertreter von den Negierungen mehr beachtet werden, 
wenn fie fich zu Gunsten eines friedenerhaltenden und Kriege vermeiden- 
den Mitteld wie des Schiedsipruches ausſpricht, da doc das Volk, be- 
ſonders bei eingeführter allgemeiner Wehrpflicht, fein Leben einzufegen 
und der fteuer- und ſonſt im Kriege Leiftungspflichtige fein Gut zur 
Kriegsaugrüftung und «Führung berzugeben hat. 

Anträge zu Gunſten des internationalen Schiedsſpruchs wurden in 
einer Legislative eine3 der Vereinigten Staaten (in Mafjachufetts) im 
Sabre 1835, im Repräfentantenhaufe des Congreſſes diefer Staaten 1837 
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ud 1833 und im Senat dejielben 1851 und 1853 geitellt, welcher 
eine Reiolution annahm, daß der Träjident aufzufordern ſei, in einen 
von den Vereinigten Staaten abzujchließenden Vertrag einen Artikel 
anzunehmen, twelcher die contrahirenden Staaten für unter ihnen ent- 
hebende Tifferenzen zum Schiedsſpruch verpflichte. Auch die Legislativen 
anderer einzelner Staaten der Pereinigten Staaten traten für den 
Shiedäipruch ein, ebenfo ftellte im Senat des Gongrefied der Senator 
Sumner den Antrag zur Einführung des Schiedsſpruches für inter: 
nationale Tifferenzen ald „a substitute for war in reality as in naıne.“ 
Zer erite ähnliche Verjuh im Unterhaufe Englands mißlang, indem der 
m Jahre 1840 von Cobden geitellte Antrag, ein Gejuh an die 
Königin zu richten, die anderen Staaten zum Abſchluß von Verträgen 
arizufordern, welche die contrahirenden Theile verpflichten, durch güt- 
lichen Vergleich nicht beizulegende Tifferenzen fchiedsrichterlich enticheiden 
zu lafen, mit 116 gegen 79 Stimmen verworfen mwurde.!) Dagegen 
ware in demjelben Haufe der am U. Suli 1873 von dem bekannten 
Agitator für den Schiedsſpruch, Henry Richard, gejtellte Antrag, welcher 
eine weiter reichende allgemeinere Maßregel befürmortete, indem die 
Ronigin erjucht werden ſollte, mit anderen Staaten in Verbindung zu 
feten _to furtlier iinprovement of international law and the establishment 
‘fa zeneral and permanent system ot international arbitration” mit 
N gegen SS Stimmen angenommen. Diejer Wunſch einer allgemeinen 
Anwendung des Schiedsſpruchs war zwar vollfomnıen begründet, indem 
R Verträge zwiſchen einzelnen Staaten, die aus einem geichlofienen 
Sertrage entſtehenden Differenzen oder überhaupt Tifferenzen zwiſchen 
eirzelnen Staaten ſchiedsrichterlich zu ſchlichten, Hinter jenem allgemeine⸗ 
sen Letitum zurückblieben, indeß iſt auch letzteres wahrſcheinlicherweiſe 
nicht jobald zu erreichen, da dazu ſelbſt nur die Europäiſchen Staaten 
ichwer zu beſtimmen jein würden. Es ſcheint daher geeigneter, mit Ver. 
tragen zwiſchen einzelnen Staaten zu beginnen und die Wirkung dieſes 
Reipicles auf andere Staaten abzuwarten. Noch allgemeiner als 
Richard's Antrag war aber die Antwort der Königin, welche die philan- 
topiihen Motive der Adreſſe anerkannte und erklärte, dab fie auch in 
Zukunft durch Rath und Weiipiel für den Schiedeipruch wirken werde.?) 
Im Hinblid auf die wiederholte Unterwerfung Englands unter den 
Shiedeipruh in jeinen Streitigleiten fonnte deſſen Königin allerdings 
mit Recht jo ſprechen, aber dadurch war freilich der Hauptzwed Des 
Antrags: die Errichtung eines generellen und permanenten Syſtems des 
Shicdeipruches in feiner Weiſe berüdiichtigt, indem dazu auch andere 
Ziaten mitzuwirken hatten. Mancini’s Antrag an die Italieniiche 
Tepntirtenlammer, daß fie den Wunſch ausdrüde, daB die K. Regierung 
2 ihren auswärtigen Beziehungen dahin jtrebe, daß der Schiedeſpruch 
eia ublihes und häufiges Mittel werde in den Materien, welche dem 
ielben unterworfen werden fünnten, in Gemäßheit des Rechts Die 
imternationalen Controverſen zu enticheiden, und daß, ſobald ſich Die 
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Gelegenheit dazu biete, in die Verträge eine Claufel eingeführt werde, 
wonach Schwierigkeiten bei ihrer Interpretation und Ausführung Schieds⸗ 
rihtern anheimgegeben würden, wurde einjtimmig angenommen. Auch 
trat der Minifter des Auswärtigen dem Antrage bei, acceptirte aber Die 
Vertragsclaufel nur mit einer gewiljen NRejerve.?) Der Antrag: beichränft 
ih zwar zunächſt auf die häufigere Anwendung des Schiedsſpruches 
burh Italien, aber es bedingt diejelbe auch dann ſchon die häufigere 
Anwendung dur andere Staaten. Sodann iſt der Schiedsſpruch nicht 
für alle Materien gefordert. Bon größter Bedeutung ift aber, daß Die 
Entſcheidung in Gemäßheit de3 Rechts gefordert werde. Gehr 
richtig jagt Lucas‘) „Il faut que l’arbitrage soit soumis à son 
tour & la loi du juste et quil ne puisse En transgresser les 
principes fondamentaux.“ Endlich wird durd) die vorgejchlagene 
Bertragsclaufel eine unmittelbar zur praftiichen Durchführung führende 
Maßregel gefordert, und Hat der Antragiteller als Minifter des Aus- 
wärtigen fie anzuwenden jich redlich bemüht, wenn er auch nicht immer 
jeitend der mitcontrahirenden Staaten Entgegenkommen gefunden bat. 
Es darf bier nicht unerwähnt bleiben, daß ſchon in einem Bertrage 
des vorigen Jahrhunderts zwifchen den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerifa und Tunis vom Auguft 1797°) die Nothwendigkeit der Ver— 
meidung von Gewaltthätigfeiten vorgejehen wird durd) eine, freilich nicht 
ſchiedsrichterlich, aber doh andere friedlihe Maßnahmen feſtſetzende 
Bertragsclaufel, indem der Art. 23 jene Vertrages bejagt: „Balls 
irgend eine Differenz oder Streit betreffend die Verlegung irgend 
eined Artikels dieſes Vertrages ftatthaben follte, jo jollen Friede und 
gute Harmonie nicht unterbrochen werden, bis eine freundſchaftliche 
Application gemacht ijt zur Genugthuung, und erjt wenn dieſe Appli- 
cation verworfen wird, foll zu den Waffen gegriffen werden.” Beifpiels- 
weije vereinbarten aber ſchiedsrichterliche Entſcheidung bei Streitigkeiten 
aus Verträgen Großbritannien und Stalien mittelft Protokolls zum 
Handels- und Schifffahrtövertrage vom 15. Juni 1883 (M. II. Ser. X. 561). 

Dagegen ijt einem gleichen Verlangen des Stalieniichen Bevollmäd- 
tigten (f. Echlußprotofoll zum Handeld- und Scifffahrtsvertrage zwiſchen 
dem Deutichen Reich und Italien vom 4. Mai 1883 (Arch. dipl. XXII. 
und XXIH. 269) Deutjcherjeit3 nicht Folge gegeben worden. In Ver— 
trägen mit Siam von Schweden vom 18. Mai 1868 (Svenske For- 
fattnings Samling 1869 No. 74) Art. 25 und von Oeſterreich vom 
17. Mai 1869 Art. 26 mar fchon allgemeiner vereinbart, daß wenn 
eine Frage oder Controverſe zwiſchen den contrabirenden Theilen 
entitehen jollte, welche nicht durch freundichaftliche diplomatiſche Snter- 
vention oder Correjpondenz beigelegt wird, die Trage oder Controverſe 
dem Schiedsjpruch einer nach Uebereinkunft gemählten neutralen Macht 
überwiefen und der Schiedsſpruch durch die contrahirenden Parteien als 
endgiltige Entjcheidung angenommen werden folle. 
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Ausſprüche von Staatshäuptern und Anregungen von 
Staaten zu Öunften des Schiedsſpruches. 


Es anerkannte fchon Alerander I., Kaifer von Rußland, Die 
Möglichkeit eines Uebereinftommens aller Staatsoberhäupter, 
olle Staatzftreitigfeiten dem Schiedsfprud zu unterwerfen, 
amftatt fie Durch Waffen zu enticheiden.®) 

Der PBräfident der Vereinigten Staaten that in feiner Botichaft vom 
4. December 1882 den Ausſpruch, daß die Zeiten nicht ferne feien, mo 
alle Conflicte zwiihen Nationen ohne Hülfe der Waffen 
durh einen Schiedsjpruh entjchieden werden würden. Sn 
ſolchen Anlaß und nach darüber zwifchen der Schweiz uud den Ber: 
einigten Staaten von Nordamerika geführten Unterhandlungen legte der 
Schweizeriiche Bundesrath am 24. Zuli 1833 einen Entwurf zu einem 
Vertrage folgenden Inhaltes vor: 

1. Die beiden Staaten verpflidten fih alle zwiſchen den 
Staaten entftehenden Anftände (difficultes) einem Schieds« 
gericht zu unterwerfen, 

.welches aus drei Berjonen beitehen foll, je einem Schiedsrichter 
von jedem Staat, weldyer weder fein Staatdangehöriger noch 
Einwohner ift, und aus einem durch die Schiedärichter ſelbſt 
gewählten Obmann. SKönnen jene fich Hinfichtlih der zu wäh⸗ 
lenden Perfönlichkeit nicht einigen, jo wird der Chmann durch 
einen neutralen Staat ernannt, welcher von den Schiedsrichtern 
oder durch dad 2008 defignirt wird. Das dur den Obmaun 
zu veriammelnde Schiedsgericht hat ein Compromiß abzufafien, 
welches den Gegenftand des Streites, die Bildung des Gerichtes 
und die Dauer der Vollmachten befjelben feitzuftellen hat. 
Das Compromiß ijt zu unterzeichnen durch die Wertreter der 
Parteien und die Schiedsrichter. Die Schiederichter ftellen 
das Berfahren feit, bedienen fi) zur Aufklärung über das 
Recht aller Informationen, welche fie für erforderlich erachten 
und welche die Barteien ihnen zur Dispofition zu ſtellen jich 
verpflichten. Die Sentenz der Schiedörichter wird den Parteien 
eröffnet und einen Monat nach Fällung redhtäfräftig. Es 
verpflichtet fi) jeder der contrabirenden Staaten die jchiede- 
richterliche Sentenz loyal zu beobachten und auszuführen. Der 
Bertrag joll auf 30 Jahre abgeichloiien werden und falle er 
nicht gekündigt worden, auf weitere 30 Jahre eritredt werden. 

Tie weiteren Schidjale dieſes Entwurfs find nicht befannt geworden. 

Jedenfalls find Diele Anregungen von Staatshäuptern und Ber- 
Saudlungen von Staaten zur WBerallgemeinerung und Sicherung der 
Sırfiamteit des Schiedsſpruches jehr beachtenswerth. 


NND 
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1) Laveleye 182. 

?) Rev. d. dr. intern. V. 471 u. 629. 

°®) Communicat. d. l'inst. d. dr. intern. II fasc. p. 6. 

*) Bulletin de la societ& d. amis d. l. paix. Paris 1873. 2 Ser. p. 2. 
5» M. R. 2. VI. 405. 

6) Rev. d. dr. internat. V. 477 note. 
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Vorſchläge zu völferrehtlihen Entjheidungsinftanzen. 


Schon Hugo Grotius!) und Caſtel de St. Pierre?) erjtrebten 
eine allgemeine völferrechtlihe Enticheidungsinitanz. Einzelfragen ſuchten 
Staaten⸗Congreſſe zu regeln.?) Louis Napoleon wollte im Jahre 1863 
zu einem die wichtigiten Staatenfragen entfcheidenden Congreß gelangen, 
indeß mißglüdte der Verjuh, wie auch aus den Antwortichreiben der 
dazu aufgeforderten Staaten zu entnehmen: ijt.‘) 

2orimer bradte einen internationalen Congreß auf Örundlage des 
„prineipe de facto* in Vorjchlag.’) Er proponirt einen permanenten 
Eongreß der Nationen oder ein internationales Parlament 
zur Herftellung einer internationalen legislativen und executiven Macht. 
Seder anerkannte Staat joll auf demfelben durch zwei Delegirte ver- 
treten fein, welche beide den Berjammlungen beimohnen, von welchen 
aber nur einer ſprechen und ftimmen fol. Jeder Staat foll dag Recht 
haben vorzufchlagen und zur Abftimmung zu bringen jede Frage der 
internationalen Politik, bei welcher er interefiirt it. Die Ent- 
Icheidungen des Congreſſes follten erforderlichen Falles durch ein von 
den verjchiedenen Staaten geftellte® Truppen-Contingent in Ausführung 
gebracht werden. Außerdem jollte ein Gerichtshof conftituirt werden, 
dem der Congreß alle ragen übermweijen würde, welche nach feinem 
Ermeflen eine judiciäre Entfcheidung erfordern oder zulaflen würden. Die 
Nichter diejes Gerichtshofes ernennt der Congreß. 

Lorimer's Congreßinftitution combinirt demnach politifche und ju- 
riftifche Organifation, jorwie Fragen und Enticheidungen beider Arten, 
wogegen Laveleye?) lediglich einen Schied3gericht3hof (haute cour 
arbitrale) in Vorſchlag bringt zur Entſcheidung von Staatzftreitigkeiten, 
freilich nur folder Staaten, welche zuvor einen Völlerrechtscoder an- 
genommen haben, womit die Errichtung jenes Gericht3hofes ad calendas 
graecas vertagt wird, wenn Laveleye auch gleichzeitig eine Conferenz 
von Delegirten: AJuriften und Diplomaten verjchiedener Staaten berufen 
wiffen will zur Feftftellung der noch beitrittenen Grundſätze des Völker. 
reht?. Der juridiſche Charakter des Gerichtshofes wird aber 
durch die Art der Organifation wieder in Frage geftellt, indem er nad) 
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dem Vorſchlage „aus diplomatiſchen Repräſentanten der beitretenden 
Eraaten beiteben foll”, welche nur in ihren Arbeiten durch „juris con- 
.alte= en droit international“ unterjtügt werden jollen. Der Gerichtshof 
iofl seine Sigungen nur zur Entſcheid ung eines jpeciellen Conflictes 
sbHalten, welche troßden: Nichtjuriſten übertragen ift. 

Bluntichli‘) Hat zwar dem von ihm proponirten Europäiichen 

z raatenverein auch als vierte und legte Aufgabe die „internatio» 

nate Rechtspflege” zugewieſen, indeß jind jeine Ausführungen darüber 

marttig.e Zunächſt conjtatirt er, daß, wenn die höchiten Intereſſen, Die 
Frtitenz, Selbititändigkeit und Freiheit der Etaaten bedroht erjcheinen, 
ne einen Krieg der Unterwerfung unter einen jchiedsrichterlichen Eprud) 
vorziehen. Sodann Ipriht er aus, daß bei folchen Fragen nur die 
Bemeinihaft aller Europäiicher Staaten, unter Mitwirkung einer Euro» 
vaiſchen Vol ksvertretung, zu einer entfcheidenden Autorität werden 
tomme, welcher allein fih die jtreitenden Staaten zu fügen bereit fein 
werden. Indeß find dieſe Sätze keineswegs für alle Staaten zutreffend, 
wie die mehrfachen Provocirungen eines Schiedsſpruchs und die häufige Unter⸗ 
wertung unter denjelben durch England und die Vereinigten Staaten 
ar Genüge beweijen. Nur für die jog. „Eleinen Angelegenheiten der 
doͤllerrechtlichen Juſtiz“ acceptirt Bluntſchli internationale Tribunale, 
und für unbedenklich hält er es nur, in Verträge die ſog. Schieds⸗ 
gerihtöchaufel aufzunehmen und die Art und den Procebgang des 
ichiedorichterlichen Verfahrens zu ordnen. 

Endlich iſt einem einzurichtenden internationalen Gericht eine 

m Jahre 1883 in Moskau erfchienene Schrift des Grafen Kama- 
towsfi gewidmet. Ter Nerfajier betont mit Recht den juridifchen 
Charalter desjelben, fordert deſſen Unabhängigkeit, collegialiihe Ein» 
fühtung, zwei Inſtanzen und Oeffentlichkeit des Verfahrens, während 
die Mündlichleit nur zu Erläuterungen zwijchen den Staatenvertretern 
dor dem Gericht dienen joll. Nach der Natur der Streitſachen joll das 
Bericht in Tepartements eingetheilt werden. Die Urganijation iſt fol« 
gende. Jeder ielbitändige Staat in Europa und Amerika hat zwei 
Richter zu ernennen. Tas Gericht ijt permanent, hält aber feine 

Sigungen nur nach Bedürfnis. Wenn Staaten jih an dasjelbe wenden, 
md fie verpflichtet den Entſcheidungen Folge zu leiſten, indeß nur, falls 
die dem Völker⸗ und Proceßrecht gemäße waren. Der Competenz ad) 
eritredt ſich dad Gericht nur auf Europäiſche und Amerikaniſche Staats: 
Kreitigfeiten, nicht auf folhe mit anderen Welttheilen. Ausgeſchloſſen 
md innere Angelegenheiten und juridiich nicht quatifictrbare. 

Tas Bericht zerfällt in vier Departements. Tem erjten: dem Diplo: 
matiihen unterliegen Colliſionen zwiſchen den verſchiedenen diplomatiſchen 
Crganen und die durch ſie geübten Pflichtverletzungen in völkerrechtlicher 
Seziehung: das zweite: das Kriegs und Seedepartement, wacht 
über die Beobachtung des geltenden Kriegsrechts und beurtheilt die Priſen 
‚chen und Neutralitätäverlegungen und die durch dieſe verurjachten Ent- 
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ſchädigungsklagen von Privatperjonen. Das dritte: dad Departement 
für internationaleg Privatrecht enticheidet die Collifionen der 
Civil- und Criminalſachen verjchiedener Staaten, und das vierte: 
das Departement des gejellfhaftliden Völkerrechts, die be- 
züglihen gejellfchaftlichen Streitjachen internationalen oder fosmopoliti- 
ſchen Charakters 3. B. in Bezug auf Weltpoft und internationale Tele- 
graphen, Communicationgmittel, Verbreitung von Epidemien, Autor-, 
Patentſachen u. f. m. 

Die Verfammlung der Glieder eines einzelnen Departements ent- 
fcheidet in erſter Inſtanz die ihm competirenden Sachen, die Ber- 
fammlung aller Gerichtämitglieder bildet die Caſſationsinſtanz. 

Bon den referirten Vorfchlägen jcheint der legte wegen feines 
rein juridifhen Charakters den Vorzug vor den übrigen, welche 
politiſche Beimiſchungen enthalten, zu verdienen. Streitſachen, aud) 
internationaler Art, können nur durch juridiich gebildete Nichter ent- 
jchieden werden und im juridiicher Weife. Dem Recht, dem Rechts⸗ 
verfahren und Nechtsfpruch müſſen fih alle Staaten in gleicher Weiſe 
unterwerfen. Ob fie es wollen, it freilich eine andere frage, aber 
daß fie es follen, it eine Forderung des auch für internationale 
Streitigkeiten zu organifirenden Rechtsſtaates. E3 ift ein arger Wibder- 
ſpruch, wenn Staaten, welche für ihre inneren Beziehungen den Rechts⸗ 
ſtaat acceptirt haben, ihn für ihre äußeren ablehnen, überhaupt für dieſe 
nur die Willkür der Politik als maßgebend anerkennen. So lange nod) 
in dem äußeren Staatöleben Gewalt vor Recht geht, find die Grund: 
rechte des Völkerrechts: die Gelbititändigfeit, Unabhängigkeit und Frei— 
heit nichtrealifirte Ideen und ift die praftiiche Anwendung und Gel- 
tung des Völkerrecht? in Frage geitelt. Nur unter dem Schuß eines 
gleihen Rechts können die Völkerbeziehungen gleichmäßig und ficher be- 
itehen und fich entwideln. E3 iſt aber Aufgabe der Völker, den Völker⸗ 
recht unbedingte Herrichaft zu erringen, und haben die Staatsregierungen 
die. Aufgabe, Wächter und Vollzieher dieſes Rechts zu fein. 


) Hugo Grotius, De iure belli ac pacis. II. XXIII. 8 8. 

2) Droyſen, Hiltor. Beitr. zur Lehre von den Eongrefien, i. d. Monatsſchr. 
der Preuß. Akademie. Juli 1869. 651 ff. — Witold Zuleski, Die völferrechtliche 
Bedeutung der Congreſſe. Dorpat 1874. 

2) Heffter, Völkerrecht. 6. Ausg. 1873. Beilage XIII. Die Eongreßpragis. 

*) Aegidi's Staatsarchiv. V. Nr. 918 und 964 ff. 

®, Lorimer, Proposition d'un congres international base sur le prin- 
cipe de facto, in der Rev. d. dr. intern. III. 1 ff. 

6) Laveleye L. c. 

) Bluntſchli, Geſammelte Heine Schriften. Nördlingen 1879. II. 279. 
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Fünftes Kapitel. 


Hittel der Selbfihülfe bei Staatsfreitigkeiten. 
I. Retorfion. 
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8 17. 
Weſen der Netorjion. 


Retorfion (von retorquere) bedeutet im Staatenverkehr die eine 
Unbilligkeit eines Staates mit einer gleihen oder ähnlichen 
erwidernde Handlungsweife des verlegten Staates. 

Ju einem weiteren Sinn haben die Wetorfion unter die Repreſ⸗ 
falien begriffen Berner,!) Burhardi?) und Carnazza-Amari;?) 
imdefien find beide Jnftitute von einander zu untericheiden und daher 
nicht das erftere dem lepteren zu fubjumiren. Der Unterichieb liegt in 
der verfchiedenen Urſache oder Beranlafjung, indem eine NRetorfion 
derch eine Umbilligleit ober eine Iniquität (jus iniquum) veranlaßt 
und gegen dieſe gerichtet wird, eine Repreſſalie aber durch eine Rechts⸗ 
widrigleit oder Ungerechtigkeit (injustitia).*) PBhillimore hat die 
Krtorfion als eine Remedur gegen Abweichungen von der Comity be 
zidmer?), was freilich vorausjegt, daß Comitas gentium und Aequitas 
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gleichbedeutend jeien, während fie nur mit einander verwandt find.®) Die 
comitas gentium (Comity of nations, droit de convenance) wird von 
Webſter und Wheeler?) erflärt für courtesy of intercourse oder civi- 
lity. Es wird darunter ein Inbegriff von Regeln verjtanden, welche 
die Staaten niht als Rechtsverpflichtungen, fondern aus Konni- 
venz gegen einander beobachten. Connivenz kann jedoch nicht erzwungen 
werden, indeß beruht fie jedenfall3 auf Gegenfjeitigfeit und kann da- 
her nicht von anderen Staaten gefordert, ihnen jelbft aber verfagt werden. 

Ta alle civilifirten Staaten eine internationale Gemein- 
ſchaft bilden und einander gleich find, fo folgt auch) daraus die Pflicht 
der Gewährung gleicher Rechte nicht blos an die Staaten, Tondern 
auh an deren Angehörige. E3 erjtreben daher auch die Staaten für 
ihre Angehörigen in fremden Staaten und für deren Verkehröbeziehungen 
zu Angehörigen anderer Staaten oder zu leßteren ſelbſt gleiches Recht 
und gleiche Begünftigung, und in ihren Verträgen demgemäß die jog. 
Meiitbegünjtigungs-Claujel. Findet daher eine Zurückſetzung der 
eigenen Angehörigen Hinter die Ungehörigen anderer fremder Staaten 
jtatt, jo ift eine erwidernde Retorjion, d. h. eine Zurüdjegung der An- 
gehörigen des zurücjegenden Staates in gleicher oder ähnlicher Weiſe 
völlig berechtigt, bi jene urjachgebende Zurüdjegung aufgehört hat. 

Worin kann nun aber folche Zurüdiegung beftehen? Schon 3. ©. 
von Martens unterfchied eine folche durch Weigerung einer gewohn- 
heitsrechtlichen Beſtimmung und durh Einführung einer Unter: 
Iheidung in der Behandlung der eigenen Unterthanen und 
der Fremden. Battel führte aber als Urjahe an, daß die 
Geſetze eines Staates eine ungleihe Behandlung bewirken könnten. 
Und in der That kann auch die Unterlaffung der Anwendung einer 
Geſetzesbeſtimmung auf die Angehörigen anderer Staaten, während fie 
denen dritter Staaten zu Gute kömmt, Diefe zu Retorſion berechtigen. 
Fiore ($ 1227) leitet aber das Netorfionsrecht auch ab aus der Ber: 
fegung eines vertraggmäßig begründeten Rechts. 

Die Unbilligfeit bejteht nun aber nicht blog in der Verſagung 
anderen Staaten oder deren Angehörigen gemwährter Billigfeit, jondern 
auch in der Berfagung de3 anderen Etaaten oder ihren Angehörigen 
getwährten Gewohnheit: oder Geſetzesrechtes. Bluntſchli Hält zwar 
für Aufgabe der Retorfion einer nachtheiligen Nehtsübung eines an- 
deren Staates entgegenzumwirfen, führt aber weiter aus, daß die Re— 
torjion gegen eine unbillige Ausübung fremden Rechts ge 
wendet ſei. 

Die Retorfion kann aber nicht nur jtattfinden, wenn die An— 
gehörigen eine? Staates unbillig behandelt werden. Zwar 
faßt Vattel allein den Fall in's Auge, dab ein Souverän nicht be- 
friedigt fei durch die Art, mit welcher die Unterthanen durch die 
Geſetze und Gebräuche einer anderen Nation (es würde wohl 
richtiger jtatt Souverän und Nation „Staat“ heißen) behandelt werden, 
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und es Ichlient fich ihm Twiſs an. Ebenſo itatuirt Klüber ($ 54), 
daB eine ungleiche beichwerende Behandlung fremder Unterthanen 
im Verhältniß zu einheimischen die Retorfion diefer Behandlung von 
Seite des Heimathitaates begründe. Indeß hebt Schon F. G. v. Martens 
bevor, daB die Pflichten der Billigfeit, Humanität und Schidlichkeit 
ipolitesse, in mannigfaher Art unter Nationen mißachtet werden 
tönen, und erklärt Heffter Netorjionen für anwendbar, wenn eine 
unabhängige Macht gegen andere oder deren Angehörige cine 
Unbilligfeit fih erlaube. Auch hält Calvo die Retorfion für berechtigt, 
iala ein Staat aufhöre, beitehende Gebräuche zu achten, und jpridht 
Phillimore geradezu aus: „the ius iniquum of one State is to be 
ecountered by the retorsio lexzis et iuris of another.“ Sn ähnlicher 
Zeile erlären Fiore ($ 1226) und F. v. Martens eine Retorfion 
für Erwiderung der Handlung eines Staates durch eine gleiche, und läßt 
Hall die Behandlung der Einzelnen nur mehr hervortreten. Nach 
Garnazza - Amari beitcht aber die Retorfion in der jeder Nation 
angeräumten Befugniß, das aggreflive Benehmen eines andern Staates 
dadurch zu mobdificiren, daß fie diefen ein dem ihrigen entiprechendes 
Unrecht (tort) erleiden läßt. 

Es ift nun aber nicht angänglih mit Phillimore die Netorjion 
au als Remedur für Abweichungen von der Comitas zu betrachten, 
% zu wenig feftiteht, welche Völterrechtöregeln aus diejer ihren Urjprung 
nehmen, und weil, wie Phillimore (S. 16) felbit fagt: „die Grenzen 
der Gomitas und des Rechts oft durch eine fehr feine und bisweilen 
fm wahrncehmbare Grenzlinie geichieden find.“ Zu weit geht aber 
wohl andererjeitd? Twiſs, wenn er, in Bezug auf die Netorlion, der 
Unteriheidung von fragen des Rechts und der Comitas jeden praftiichen 
Ser abſpricht und ihr Schuld giebt, daß fic cher eine Verwirrung 
berbeitühre als eine größere Klarheit. 
gm Allgemeinen wird eine Netorfion ein der Comitas vermandtes 
billiges Benehmen eined Staates wider den anderen zu erreichen Die 
Aufgabe haben und gegen eine Unbilfigfeit gerichtet iein. Dabei kann 
aber die Unbilligkeit beitchen in fehr verichiedenen Handlungen oder 
ın Unterlaſſungen besjenigen Staates, gegen welchen durd die Re- 
somon reagirt wird. Denn daß eine Retorjion, wie Twijs definirt, 
Rur gegen die Weigerung eines Rechtes gerichtet Sei, iſt in 
zviejacher Weiſe unrichtig. Erſtens handelt cs fich dabei nicht 
blos um Retorjion gegen eine Weigerung oder cine Nichtgewährung, 
tondern auch gegen pojitive Handlungen, wie 3. ®. gegen zu bobe 
Eingangszölle, und fodann auch nicht immer um cin Recht, jondern auch 
am eine beanipruchte Billigkeit. Im Gegenjag zu Twiſs beichränft nun 
der Woolſey die Sphäre der Retorſion auf die unvollkommenen 
Rechte oder auf moraliihe Anſprüche einer entgegengeiegten 
Lartei, was indeilen ebenjo wenig richtig iſt, weil die durch cine Re 
terñon zu erwirkende Reaction in der Regel renleren Anlaß bat. 
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Es find von den Autoren verfchiedene Fälle der Anwendung der 
Netorfion unterſchieden worden, welche aber wohl befjer auf zwei 
Hauptfategorien zurüdgeführt werden: Die des Rechts und der 
Wirthſchaft. F. v. Martens jagt: „Retorjion wird geübt, wenn 
irgend welche, namentlih wirthſchaftliche Intereſſen des 
Staates durch einen anderen Staat verletzt werden.“ Indeß kommen 
dabei auch weſentlich Rechtsintereſſen in Betracht. Klüber hält 
mit Recht Retorſionen für berechtigt, ſowohl in Bezug auf materielles 
Recht, bei beſchwerender Behandlung fremder Unterthanen im Verhältniß 
zu einheimiſchen, z. B. bei Concurſen, Erbſchaften u. dergl. ($ 54), als 
auch in Bezug auf formelles Recht bei Verweigerung völlig unpar- 
teiifher und unverzögerter Rechtspflege ($ 58). Bluntſchli berüd- 
jichtigt ferner in feinen Beiſpielen ſowohl die privatredhtliche Geſetz— 
gebung, melde Einheimifchen einen Vorzug vor Fremden giebt, als 
auh ein wirtbichaftlihes Syftem, welches den Angehörigen des 
einen Staates den Handel mit den Angehörigen eine3 anderen erjchwert. 
Auh Hall faßt beide Kategorien ind Auge: das Recht dur be 
ſchwerende Gefege, die Wirthſchaft durch befchmwerende Tarife. Ebenfo 
führt Twiſs Fälle beider an. In erfterer Beziehung verlangt er, 
daß die Souveräne ihre Unterthanen anhalten, Gerechtigkeit zu üben 
gegen die Unterthanen anderer Souveräne, in legterer Beziehung geftattet 
er, daß wenn ein ſouveräner Fürft den Untertdanen eines anderen Fürften 
jeine Häfen zur Betreibung friedlichen Handels verfchließt, der letztere 
Fürst diefe Behinderung an den Unterthanen des eriteren in Rückſicht 
auf feine Häfen retorquire. Einzumenden ift, daß in dieſen beiden 
Fällen nur von Retorfionen zwiſchen zwei Fürften die Rede ift, 
nicht aber auch auf republicanifche, überhaupt nicht auf Staaten 
Rücklicht genommen ift, und iſt Das um fo weniger richtig, als factifch 
ja au in monardifchen Staaten Retorjionen nicht zwilchen den Fürften, 
Jondern zwifchen den Staaten geübt werden. Indeß iſt e8 ein aus der 
Beit, wo die Lehre der Staatsfouveränetät noch nicht ausgebildet war 
und Fürſt und Staat identificirt wurden, ja man Ießteren ſich nur durch 
erjteren perfonificirt vorzuftellen im Etande war, herübergenommener 
Brauh als Eubject des Völkerreht3 immer den Fürften anftatt des 
Staates anzunehmen. 

Wooljey führt als Anlaß der NRetorfion neben einem Verfehlen 
gegen die comity oder politeness nur die Erſchwerung des Verkehrs durch) 
neue Handelstaren oder ähnliches an, nimmt alſo gleih F. v. Martens 
auf das Recht nicht befonderd Bezug, fondern nur auf Wirthichaftliches. 
Nah Calvo gründet fi) dagegen die Netorfion darauf, daß ein 
Land in Bezug auf das andere diefelben Proceduren, diejelben Rechts— 
regeln auszuüben habe, welcher fich diejeg gegen jenes bediene. Daher 
jei die Anwendung der NRetorfion gerechtfertigt, wenn ein Staat unver 
hältnigmäßig die Eingangsabgaben oder wenn er die Tranfitabgaben für 
die Rroducte eines anderen Staates in folher Weiſe erhöhe, daß dadurch 


Weſen der Retorfion. 63 


deĩſen natürlicher Abſatz ungereht verringert werde. Cr hält aber 
ach Retorfionen für zuläſſig, wenn cine Nation fiscaliihe Negle- 
ments improvifire und beläftigende Maßregeln für Den Handel oder die 
Rauffahrteifchifffahrt mit rüdwirfender Kraft janctionire oder willkürlich 
\eine inneren Geſetze reformire, um die fremden Unterthanen ein- 
geräumten Vortheile einzujchränten. Demnach Hat au Galvo aus 
beiden Gründen, aus wirtbichaftlichen und rechtlichen, eine Netorfion für 
gründet erachtet. 

Fiore hält eine Retorfion für bereditigt, nicht nur, wie wir bereits 
oben angeführt, im alle der Verlebung eines vertraggmäßigen Rechts, 
iendern auch, falls ein Staat frende Nationale rigorijtiihden Maß- 
regeln unterziehe oder ihnen nicht die Vortheile bewillige, welche fie 
nah den Verträgen und internationalen Gebräuchen zu genießen be- 
rehtige find, oder das Verhältniß der Handeltreibenden unter ihnen und 
derer, welche fich im fremden Staate domicilirten, erſchwere. In gleicher 
Veiſe wäre ferner cine Retorfion "wider einen Staat berechtigt, falls ein 
Staat jeine Zolltarife erhöhe oder Die renden anhalten mürbe, fie 
Aanciell ruinirende Abgaben zu zahlen, entweder dafür, daß fie auf 
den fremden Staatägebiete ſich aufhalten ober damit fie dort Handel 
treiben dürfen, oder falls er dad Recht weigern würde, Grund⸗Eigenthum 
uw erwerben, oder falls er die Handelöbeziehungen oder die Anwendung 
ans Handelsvertrages oder die Poſt˖ und Telegraphenverbindungen 
unterbrechen würde. Dagegen fünne, wenn ein Staat cine offenbare 
Ungerechtigkeit begehe, fall er fich den Nachlaß eines Fremden durch 
em vorgeſchütztes Heimfallsrecht oder geſtrandete Güter eines Schiffes, 
weldes Schiffbruch erlitten, aneignen würde, wenn er einen Geſandten 
eines fremden Staates beleidigt oder verlegt hätte, nicht Gleiches ſeitens 
dee verlegten Staates verübt werden, denn die Rechte der Menid- 
lihleit tänden nach den Rechtsprincipien höher als die Acte 
der Rolitil, welde dem natürlihden Recht der Nationen 
Dideriprähen. Auh Garnazza-Amari, welder im Allgemeinen 
Hatsirt, dad, falls eine Nation die Rechte eines anderen Volkes verletze, 
die a ehanen des letzteren ichädige, gegen ihr Eigenthum Angriffe 

derübe. ihnen den Schuß der localen Geſetze nicht gewähre — der ver- 
ledie Staat dieielbe Behandlung der fhuldigen Macht oder ihren Unter⸗ 
thanen angedeiben lailen fönne, hält dennodh an dem Srundjag feft, 
daß die Verlegung eines Rechts zum Schaden einer Perjon 
dieie nicht ermädtige, eine gleihe Xerlegung zu begeben, 
denn das Telict legitimire nicht das Telict, vielmehr jeien 
beide Acte gleich ungerecht und verwerflid. Cine That höre 
aicht auf gewaltthätig, ungerecht, unbillig zu ſein, weil ihr eine gleiche 
dendlung vorhergegangen ſei. Vielmehr müßten dieſelben Gründe, 
welche dieſe verurtheilen, auch die andere zurückweiſen. Es ſei Das ein 
abeitreitbares Princip in Privatbeziehungen und beitche fein Grund, 
zu es in den internationalen zu beicitigen oder zu revociren. Ganz 
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allgemein erflärt F. v. Martens, daß die Netorfion moraliſch ver- 
werjlich fei, jofern der dazu greifende Staat bewußter Weije eine 
förmlihe Rehtswidrigfeit legalilire, und juriftifh keineswegs 
zu billigen, wenn ihre Ausführung direct einzelne Privatperjonen 
beträfe. Indeß würde doc die moraliſche Verwerflichkeit für Die 
völkerrechtliche Zurüdweilung nicht genügen, und daß die Ausführung 
von Retorfionen auch Privatperfonen beträfe, ijt doch wohl kaum zu 
vermeiden. ’ 

Zutreffender fagte Woolfey in Bezug auf die Sphäre der Re— 
torfion: „Rights ought not to be violated because anotlıer nation has 
violated tlıem.“ 

Eo fehr nun auch den Ausführungen Carnazza-Amari’3 und den 
ähnlichen Fiore's beizuftimmen ift, freilich mit dem Zuſatz, daß im Fall 
ungeredhter oder verbrecjeriiher Handlungen Nepreflalien oder Krieg 
berechtigt jeien, jo wenig paflend erfcheint es, wie Carmazza-Amari 
es thut, die Metorfion als ein Wiedervergeltungsgejeg (loi du 
talion) zu bezeichnen, oder mit Wooljey als Netaliation oder als 
Anwendung der lex talionis auf eine andere Nation, oder 
mit F. dv. Martens ald die Anwendung des Talionsprincipes 
feitend eine® Staates wider den anderen. Schon Klüber ($ 234) 
fagte kurz und treffend: „Wiedervergeltung (Talion) liegt außer 
dem Gebiet des Völkerrechts.“ Mit Necht bat daher Twiſs eine 
von ihm jogenannte active NRetaliation oder lex talionis im 
eigentlihen Sinn unter Nationen verworfen. Indeß ijt die Verwerfung 
nicht, wie Twiſs es thut, daraus zu begründen, daß eine Nation 
niht das Recht Habe, eine Strafe über das Erforderniß ihrer 
eigenen Sicherheit hinaus zu eritreden und meil ed ſchwierig 
fein werde, daß eine Beitrafung die Schuldigen träfe, Denn 
nie wird e3 zu vermeiden fein, daß die Netorfion nicht aud) oder 
vielleicht auch nur Unfchuldige träfe, fondern it vielmehr der um- 
bedingten Wiedervergeltung mit den von Fiore und Sarnazza-Amari 
vorgebradhten Gründen entgegenzutreten. Es Hat daher auch Fiore 
richtig darauf hingewieſen, daß die von einer größeren Zahl von 
Schriftitellern, wie u. A. auch von Heffter, Calvo, Phillimore 
und 3. dv. Martend für die Netorfion proclamirte Marime: „quod 
quisque in alterum statuerit, et ipse eodem jure utatur“ einzujchränfen 
fei. Auch wird die unbejchränkte Anwendung dadurd nicht ermöglicht, 
daß der Sa wie bei Heffter nur auf die retorsio iuris angewandt 
wird. Ja es iſt dieſe, Schon bei Vattel fich vorfindende Bezeichnung 
(rtorsion de droit) oder gar die Unterfheidung von retorsio juris 
vel legis und retorsio facti wie bei Klüber ($ 234), wonad 
legtere eine Ausübung einer gewaltthätigen Handlung von gleicher Art 
fein fol, völlig überflüffig und unlogiſch. Denn es handelt fich bei der 
Ketorfion um ein Recht zu einer, der erwidernden Handlung und iſt 
demnach die Retorfion weder ein allgemeines Recht, vielmehr nur 


Weſen der Retorlion. 65 


en beſonders qualificirtes, noch blog ein Factum, vielmehr gehören 
Kecht wie Factum beide nothwendig zum Begriff einer jeden 
Ketorfion. Kin blojes wiedervergeltendes Factum begründet noch fein 
völferrehtliches Rech ts inſtitut, wie es die Netorfion ift, denn Die 
Ketorfion ift als Recht, nicht aber darnad) zu ſchätzen, wie Vattel es 
tut, ob fie einer gefunden Politik entipräde, oder gar wie bei 
Bluntſchli geradezu als politifches Mittel zu bezeichnen, um einer 
nachtheiligen Rechtsübung eines anderen Staates entgegenzuwirfen. Mit 
der Kualification als politische ſchließt Bluntſchli die Netorfion 
ans dem Völkerrecht aus, in welchem die Retorſion nur ald Rechts— 
mittel jeine richtige Stellung hat. 

Schwierig iſt e3 aber jeitzuftellen: wie die Unbilligkeit be- 
halten fein müfje, um eine Retorſion zu rechtfertigen und: 
od ein Zurüdftellen fremder Staat3angehöriger Hinter die 
eigenen oder nur hinter andere fremde dazu beredtige. 

Sattel hält die Anwendung der Retorfion überhaupt für berechtigt, 
wem ein Souverän nicht befriedigt fei durch die Art, mit welcher jeine 
Unterthanen durch die Gebräuche und Gefege einer anderen Nation 
bedahıt werben, nimmt aljo feine befondere Rüdficht auf die Zurüdftellung in 
der Behandlung hinter die Angehörigen anderer fremder Nationen. Ebenſo 
berudfichtigt auch F. ©. dv. Martens nur eine ungleihe Behand- 
lung der eigenen und fremden Unterthanen und jtatuirt Klüber 
ane Retorjion nur bei einer bejchiwerenden Behandlung fremder Unter: 
!banen im Verhältniß zu den einheimijchen, Heffter Dagegen 
ad im Fall einer ungleihen Behandlung der Angehörigen 
Itemder Staaten, falle dieſe dadurch gegen andere bevorzugte 
Kationen zurüdgeftellt werden, Twiſs, falls eine Nation den Unter: 
Bauen einer anderen Nation bejondere Privilegien in feinem Territorium 
gewährt und entgegen natürlicher Billigkeit (equity) die Unterthanen 
enderer Rationen vom Genuß gleichartiger Vortheile ausfhlieht; Halt, 
feld die Unterthanen eines Staates im Vergleih zu anderen Fremden 
m Rachtheil verjegt find, wogegen Bluntichli, Phillimore, Galvo, 
#.d. Martens, Fiore und Garnazza-Amari dieſes Verhältniß 
anerüdiichtigt laſſen. 

Aus dem Recht der Gleichheit der Staaten im Völkerrecht folgt 
femeswegs ſchon eine Gleichheit des Rechts für deren Ange: 
börige, vielmehr kann dieſes ein jehr verichiedenes jein. Tie Be- 
rehtigung diejer Verfchiedenheit und dag die bloſe Verjchiedenheit 
jzar Anwendung von Retorfionen nicht berechtige, haben mehrere Wölfer- 
schtäautoren anerfannt. Namentlih iſt Dabei von Klüber die Ver: 
ihiedenheit des Brivatrechts hervorgehoben worden, von Heffter 
eme bloie Verſchiedenheit der Geſetze verichiedener Länder, 
vonach zufällig bei einzelnen Ereigniſſen der Ausländer nicht dasſelbe 
Recht erlangen könne, welches er in jeinem eigenen Vaterlande unter 

zeichen Tactiichen Norausfegungen haben würde, ohne daß aber das von 
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dem einheimijchen abweichende ausländiiche Geſetz gegen die Fremden 
berechnet fei. Auch nad) Bluntjchli begründet eine bloje Rechts— 
verjchiedenheit, ſelbſt wenn fie in einzelnen Fällen dem einen oder 
anderen Staat oder deſſen Bewohnern nübe oder jchade, Feine Retor- 
fion. Carnazza-Amari geht fogar fo weit zu erklären, daß Die 
ausfchlieglich die Fremden betreffenden Acte und Geſetze allein die Re 
torfion autorifiren. Das Gleihe gelte aber nit von den auf alle 
Bürger und demzufolge auch auf die Fremden jelbit anmwendbaren Ge- 
ſetzen und allgemeinen Principien, welche in den einzelnen Ländern ſich 
unterfcheiden können. Vielmehr geitatte die Unabhängigkeit der Völker 
jedem Staat auf feinem Gebiet die ihm opportun erfcheinenden juridischen 
Regeln feitzufegen, ohne daß eine ſolche That als ein Angriff auf die 
Nechte anderer Nationen betrachtet werden könne. 

Wir vertreten folgende Anſchauung. Die Staaten können und 
müflen, injofern fie Glieder einer völferrechtliden Gemeinſchaft find, 
auch ihre Geſetzgebung darnach modificiren, wie wir das in unjerem 
Handbuch des Völkerrechtse) dargelegt haben. Sie Haben ſich überhaupt 
Eoncefjionen zu gewähren und zwar nicht blog in Bezug auf die 
Geſetzgebung, jondernaud) in Bezug auf die Juftiz,?) insbeſondere in Bezug 
auf das internationale Privatreht,!°) in Bezug auf das auf den Civilproceß 
bei internationalen Nechtäftreiten Privater anwendbare Recht und die für 
ihn erforderliche Nechtöhilfe;t!) in Bezug auf den Beiftand der Staaten 
in der nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit,!?) bei der Präventivjuftiz, 1°) bei 
der Criminaljuftiz;!*) in Bezug auf die Polizei insbejondere die inter- 
nationale Bevölferungspolizei,1?) die internationale Mebdicinalpolizei,1F) 
die internationale Armenpolizei,1?) die internationale Eulturpolizei und 
zwar die geiftige Cultur: Kirche, Wiflenihaft und Kunft, und Die 
materielle Eultur: Handel, Schifffahrt und Fiſcherei, die Gewerbe 
und die Arbeiter, die internationale Verkehrspolizei: die Poſt, Telegraphie, 
Eijenbahnen, Maß und Gewicht.) In welcher Weife dieje Concejfionen 
nicht blos zu gewähren feien, jondern insbeſondere ſchon nach den Xer- 
trägen und Gejeßgebungen gewährt wurden, haben wir für jede einzelne 
Frage in unjerem Handbuch ausgeführt. Auf Grund dieſer Aus- 
führungen Halten wir nun den Vorſchlag für beredtigt, 
daß im Falle der Nichtgewährung der der Billigfeit ent- 
fprehenden Conceſſionen an einen Staat oder deſſen An- 
gehörige, diejer Staat zur Anwendung von Retorfionen be 
rehtigt jei, um den anderen Staat zu der Billigkeit ent 
jprehenden Eoncejjionen zu veranlafjen und zwar zu gleichen 
oder ähnlichen. Berüdjichtigt man, wie mannigfaltig dag Gebiet ift, 
auf welches fih die Conceſſionen erftreden können, im Großen und 
Ganzen aber auf die beiden Hauptgebiete des Staates: Nedt 
und Wohlfahrt, jo ift damit auch der Retorfion ein ſehr weiter 
Wirkungskreis und nicht blos ein ſolcher für Rechts- und Wirth. 
Ihaftsinterefjen, angemiejen, welcher aber dadurch, daß diefe Eonceffionen, 
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wie wir am angeführten Ort nachgewieſen haben, vielfach ſchon ver- 
tragemäßig anerkannt find und dag überhaupt die Angehörigen verſchie⸗ 
dener Staaten jchon vielfach in. Bezug auf Juſtiz und Polizei einander 
gleihgeitellt find, wenigſtens injoweit eingeichränft wird, als die Netor- 
fionen in verichiedenen Beziehungen niht mehr billige Grundſätze 
einzuführen, Jondern nur deren Ausführung zu fihern haben. 
Andererieitö wachſen aber auch, mit den immer weiter ſich entwidelnden 
Veziehungen der Angehörigen verichiedener Staaten zu einander, die 
Aniprüähe an die aus Billigfeit zu gewährenden Conceffionen. 

rat man aber die Retorjion als Beförderungsmittel 
der Anwendung der Billigfeit auf die internationalen Be- 
siehungen auf, jo erjdheint jie nicht blos als negatives Re— 
dreſſionsmittel, jondern auh ale pojitiv förderndes Eultur- 
mittel. In der That bat denn auch ſchon Barnazza-Amari darauf 
bungewiejen, dag eine große „Zahl von Publiciſten, von melden er 
nrelih feinen einzigen namentlich anführt, der Retorſion das Verdienſt 
zugeihrieben hätte, gute Inſtitutionen zu verbreiten und die Staaten 
dezu zu veranlafien, das Recht zu realifiren. 

Bluntſchli tit nun zwar der Unficht, daß die moderne NRedts- 
bildung die Retorjion nicht liebe, giebt aber dennoch zu, daß fie ſich 
als diplomatiſches Mittel der Verhandlung und Drohung 
wohl gebrauchen laſſe, wenn auch ihre Ausführung oft dem Netorfion 
ibenden Staat eben jo zum Schaden gereiche wie dem Retorſion leiden- 
da. Dabei führt er aber wieder aus, daß der eritere Staat feine 
Geiepgebung durch Retorjionsbeitimmungen entjtelle, deren Unbilligfeit 
and Unswedmäßigfeit er an fi) vollitändig einiehe und die er meift in 
der ſehr unjicheren Hoffnung einführe, den Nachbaritaat dadurdy zu 
beñern. — Dieſen Ausführungen ift nicht durchweg beizujtimmen. Denn 
eritens bedienen jich die Etaaten wiederholt der Netorfionen, beijpiele- 
wait im jogenannten Bolltriege, und zweitens gehören Retorjionebe- 
Eimmungen nicht in die Geſetzgebungen, jondern in dad Völkerrecht, und 
drittens find die Gejchgebungen jo zu geftalten, daß ſie keinen Anlaß 
wm Netorfionen geben. 

deffter Hält eine Retorfion auch dann für beredtigt, wenn eine 
Necht auswärtige Nationen bei der Einräumung gewilier Vortheile 
auf ungewöhnliche Weile belajte oder auch ſelbſt dann, wenn fie im 
Algemeinen, jogar in Betreff der eigenen Unterthanen, Grundſätze auf: 
nele oder befolge, welche den von anderen Nationen befolgten zumider- 
leuten und mit materiellen Nacdhtheilen für Ddiejelben verbunden jeien. 
Iz erfterer Beziehung würden freilihd mit Tragung von Laſten ver- 
fardene Vortheile durch die Laſten illuforiich werden, und in lesterer 
Mepebung iſt die auch von uns geforderte Bildung und Reform der 
Ggtepgebung ausgeiprochen worden, welche Staaten der internationalen 
Sehtsgemeinichaft Pflicht iſt, wenn ſie aber verjäunt wird, notbivendig 

Aerrtionen hervorrufen muß. 
5° 
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Wenn nun an dem Sab feitgehalten werden muß, daß es der 
Billigkeit entjpräche, Fremde den Einheimijchen gleichzuftellen, jo gebietet 
doch die Billigkeit gewiß nicht die Bevorzugung der Fremden vor den 
Einheimifhen, wenn auch einzelne in der Landwirthſchaft oder In⸗ 
duftrie zurüdgebliebene Staaten zur Hebung derſelben den in ihrem 
Gebiet zum Betriebe der Landwirthichaft oder der Induſtrie fi) an- 
fiedelnden Fremden bejtimmte Vorrechte vor den Einheimiſchen, wie 
AUbgabenfreiheit, Freiheit von Militärdienften, Landerwerb zu niedrigeren 
Preiſen als den durchfchnittlich üblichen, ja fogar Gerätfchaften zum Betriebe 
unentgeltlih oder zu fehr niedrigen Preijfen gewährt haben. Die For⸗ 
derung einer Bevorzugung der Fremden vor den Einheimiihen an und 
für ſich nannte der Neapolitaniſche Gejandte, in der berüchtigten Schwefel⸗ 
frage zwifchen Großbritannien und Neapel im Jahre 1838, ein großes 
Paradoron der Politik, wogegen freilid Wurm (l. c. 473 Fi.) 
indeß mit Unrecht, im Falle der Nichtgemwährung einer folchen Bevor⸗ 
zugung, nach fehlgeichlagenen Unterhandlungen, eine Netorfion für ge 
rechtfertigt Hält. Schon zuläſſiger erfcheint die Forderung jener Bevor. 
zugung einem halbbarbarifchen Staat gegenüber, eine Durchſetzung durd) 
Netorfion aber, fall3 fie verweigert wird, nicht bereditigt, da civilifirte 
Staaten uncivilifirte in die Eivilifation hineinzuzwingen nicht berechtigt 
find und noch weniger von diefen ihren materiellen Intereſſen dienende 
Bevorzugungen für ihre Staatsangehörigen durch Gewaltmaßregeln zu 
erzwingen. 

Der Zwed der Retorſion ift nicht Strafe, wogegen ſchon Wurm 
(1. c. 359) Widerſpruch erhebt, jondern nur, daß die Unbilligkeit, gegen 
welche fie gerichtet ift, aufhöre. Sobald dieſer Zweck erreiht ift, Hat 
daher die NRetorfion aufzuhören. Daß aber die Netorfion nur in dem 
Fall Statt Haben müfje, wo fie zur Wirkung haben würde den provo- 
eirenden Staat zur Aenderung feines Benehmeng zu veranlaflen, ift eine 
unzuläffige Forderung Carnazza⸗Amari's, da die Wirkung nicht mit 
Sicherheit vorausbeitimmt werden Tann. 

Die erwidernde Handlung kann der zu ermwidernden entweder gleich 
oder ähnlich fein und kann fi auf denjelben Gegenstand oder einen 
anderen beziehen und auch in anderer Form gejchehen. Der Souverän, 
welcher nicht zufrieden it mit der Behandlung feiner Unterthanen durch 
eine andere Nation, Tann: daher nicht blos, wie Twiſs meint, erflären, 
daß er die Mitglieder jener Nation in gleiher Weife wie feine eigenen 
Unterthanen behandelt würden, behandeln werde. Auch Fiore ftatuirt 
nur gleiche Behandlung. Dagegen jagt Schon F. ©. v. Martens mit 
Recht, daß Netorfion geübt werden fünne, indem ein Staat diejelben 
oder andere ähnliche Gebräuche weigere und daß auch der Gegenjtand 
nicht derfelbe zu fein brauche. Heffter führt in letzterer Hinficht aus, 
daß wenn nach der Natur des Falles nicht genau an denjelben Gegen- 
ſtänden oder in derjelben Form eine Netaliation gejchehen könne, was 
der andere Staat gegen da3 Ausland ftatuire, eine analoge Anwendung 
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dei Princips nach den diesſeits gegebenen Verhältnifien durchaus unver- 
fänglih und gerecht fei.) F. v. Martens verjteht zunächſt unter 
Ketorfion die Vergeltung des Gleichen mit Gleichem, läßt aber bei der 
Ausübung ähnliche Maßnahmen oder Prejjionsmittel zu. PBhillimore 
ſtatuirt eine entjprechende NReciprocität der Praris ſeitens des ver- 
iegten Staate8 gegen die Regierung und die Einwohner des verlegenden 
Exantes, für die Ausübung der Netorfion aber auch die Analogie, Hall 
and Cornazza-Amari eine identische oder genau (closely) analoge 
Urt der Behandlung, Woolſey eine gleiche oder analoge Weile. Daß 
die zu erwidernde Unbilligkeit aber eine gleich ſchwere fei, wird wohl 
siht immer zu erreichen fein, wohl aber gefordert werden Tünnen, daß 
fie nicht ſchwerer ſei. Mit Recht Hat Wurm (l. c. 460) bemerkt, daß der 
Umitand, Daß die erwidernde Unbilligkeit den gegnerischen Staat gleich 
emyindlih träfe, nicht zur Steigerung des Maßes oder der Art bes 
rechtige. Der Anwendung der Retorfion müſſe wie jeder gewaltthätigen 
Handlung eine Verhandlung unter den betreffenden Staaten voraudgehen, 
uud nur wenn dieſe eine Wbftellung der Unbilligkeit als Genugthuung 
ziht erreichte, könne dann die Retorfion eintreten.*%) 


Berner 1. c. 597. 

Burdharbi l. c. 497. 

 Garnazza-Amari l. c. 591. 

% Heffter 1. c. Note 3. 

)Bhillimorel. c. ©. 17. 

* Önlmerincg, Handbuch des Völlkerrechts 8 11. 

', Webster and Wheeler, The people’s Dictionary of the English 


Bulmerincq, Handbuch bes Völlerrechts, 8 28. 
" Bnimerincg l. c. 8 29. 

” Bnlmerincq 8 0. 

" Sulmerincg 8 34. 

, Bulmerincq 8 35. 

u Bulmerincq 8 
“. Qufimerincq 8 
u) Bulmerincg & 
* Bulmerincqg $ 
", Bulmerincq 8 

M Sulmerincqg 8 41. 

m) Bot. auch Mofer VIII. 488 und Burdardi l. c. 499; Garnazza- 

Nmoril.c. 
» Twiis 1. c.; Carnazza-Amaril.c. 
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Eine Unbilligkeit iſt indeß nicht immer blos durch Retorſion er- 
widert worden; insbeſondere wenn dadurch die Erhaltung der Exiſtenz 
eines Staates bedroht wurde, iſt fie Anlaß zu einem Kriege geworden 
wie zu dem Hollands gegen England in Anlaß der Cromwell'ſchen Na- 
Digationäacte und Ludwigs XIV. gegen Holland wegen Nichtaufhebung 
Des Verbots franzöfiiher Waaren.’) 


— — — — — — 


y Berner 597; Wurm 459. 

! nefiter ]. c. 

2) Burdardil. c. 

* Bynkershoek, Qu. jur. publ. I. IV. 
) Burhardi 498 fi. 


8 19. 
Netorjionsfälle. 


Tie Lehre der Retorfion würde gewiß von einer Sammlung, 
Prüfung, Beurtheilung und Claffification der Retorfionsfälle Vor— 
theil ziehen, indeß find dieſe bisher von den Autoren wenig beachtet 
worden. In den von Ch. de Martens herausgegebenen Causes celebres 
finden wir feinen einzigen. Battel und %. dv. Martens führen nur 
ie einen an, Heffter u. U. feinen. Calvo jagt freilid, daß die 
Seichichte der Franzöſiſchen Revolution von 1789 zahlreiche Beiſpiele 
Itefere, führt aber nur an das Decret des Convent3 vom 16. Auguft 1793, 
=>onch dic Güter der Spanien Unterthanen in Frankreich configcirt 
Serden jollten zur Erwiderung ähnlicher Maßregeln Karls IV. rüdlicht- 
Lid der Liegenichaften der Franzoſen in Spanien. Sodann bezeichnet 
Ce jeiner Entitehung und jeinem Zwed nach als Uebertreibung des Re- 
princips Napoleons I. von Berlin aus am 21. November 1306 
Eilaſſenes Decret, wonach er die Blocade aller Küften des Vereinigten 
ömigreih® und die Confiscation alles auf dem Meer oder auf dem 
SE ontinent anzutreffenden Englischen Eigenthums proclamirte. Carnazza— 
Bynori beichräntt ſich auf den erfteren fall. 
Selbſt Wurm, weldem man eine Kenntniß von Völkerrechtsfällen 
ichtt abiprechen kann, hat praktiſche Netorfionsfälle fait gar nicht nam⸗ 
gemacht, fondern hauptſächlich die Anjichten der Autoren „über den 
Swätmäßigen Gebrauh der Netorjion” und die Particulargejepgebung 
wu die von den Gerichtöhöfen befolgte Toctrin geprüft, letzteres aber 
wat, „um daraus das Bölkerrecht zu entnchmen, fondern weil daraus 
Wie Marime einzelner Etaaten und der Umfang erhellt, in welchen: fie 
wer einer völkerrechtlichen Befugnis Gebrauch zu machen gedenken. 
Durchardi läßt praftiiche Retorfionsfälle unbeachtet, wie er denn übers 
daupt die Retorfion nur gelegentlich der Reprefialien behandelt. Ueber⸗ 
kennt ift aber auch literariich die Retorſion von fait allen Völkerrechts- 
\ extoren mit nur einigen Sätzen abgetban worden. 
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II. Reprefalien. 


Literatur: Bartolus a Saxoferrato, Tractatus represaliarum, 1354. — 
Hugo Grotius, De iure belli ac pacis. III. II. „ubi de repressaliis.“ — 
Wolff, Jus gentium. 8 592 ff. — Bynkershoek, Quaestionum iuris 
publici libri duo. 1737. — Burm, Art. Völkerrechtliche Selbſthülfe in 
Rotteck's Staatsleriton 1843. Bd. XIV. 457 ff. u. 1848 Bd. XO. 111 ff. — 
Berner in Bluntihli’3 Staatswörterbuch 1864. VIII. 596 ff. s. v. Repreſſalie. 
— Burdardi in Rotteck's Gtaatsleriton 1865. Bd. XII. 496 ff. s. v. 
Neprefialien. — Bulmerincq in v. Holtendorff3 Rechtslexikon s. v. Re⸗ 
prefialien. — Mas Latrie, Droit de marque ou droit de repr&sailles 
au moyen äge. Paris 1866. — Vattel, Droit des gens. Edit. Pradier-Fodöre. 
Paris 1863. II. 88 342—354. — Moſer, Verſuch des Europäiſchen Völker⸗ 
rechts. Th. VIII. u. IX. — G. F. v. Martens, Droit des gens. 2 éd. 
Verge. Paris 1864. Th. II. $ 255. — Klüber, Europäifches Völkerrecht. 
1851. 8 234. — Heffter, Völkerrecht 1881, $ 111. — Oppenheim, 
Syitem de3 Völkerrechts 1866. 226. — Bluntihli, Das moderne Völker⸗ 
reht. Nördlingen 1878. 8 500-504. — Wildmann, Institutes of 
international law. London 1849. I. 186. — Manning, Commentaries 
on the law of nations. London 1875. Ed. Sheldon-Amos 145. — Philli- 
more, Commentaries upon international law. London 1873. III. 18. — 
Twiss, The law of nations. London 1875, 20. — Hall, International 
law. Oxford 1880. $ 120. — Wheaton, El&ments du droit international. 
Leipzig 1864. I. 275. — Woolsey, Introduction to the study of inter- 
national law. London 1879, 1883. — Calvo, Le droit international 
theorique et pratique. Paris 1880. II. 597. — Fiore, Nouveau droit 
international public. Paris 1885. II. 88 1229, 1230. — Carnazza- 
Amari, Droit international public. Paris 1882. 589 ff. — Wharton, 
A Digest of the international law of the United States taken from do- 
cuments issued by presidents and secretaries of state and from decisions 
of federal courts and opinions of attorneys-general. Washington 1886. 
II. 8 318. — $. v. Martens, Völkerrecht. Berlin 1886. IL, 468 — 
Bulmerincq, Handbuch des Völkerrechts $ 91. 
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Definition der Reprefjalien und ihnen verwandte Inſtitute 
des Altertbums und des Mittelalter?. 


Mit dem Ausdrud Repreffalien (Franzöſiſch represailles, Englifch 
reprisal, Italieniſch rappresaglia und ripresaglia) bezeichnete man früher 
die eigenmächtige Wegnahme eines fremden Gegenſtandes, auch einer 
Perſon, in PVeranlaffung oder zur Wiedervergeltung einer den Weg» 
nehmenden widerfahrenen Rechtsverletzung.,) Er bezeichnet aber Heute 
im Staatenverfehr die in Friedengzeiten eine Nechtäwidrigfeit eines 


Sefinition ber Repreſſalien und ihnen verwandte Inſtitute. 13 


Ztaates mit einer gleichen oder ähnlichen erwidernde Handlungsweiſe 
dei verlegten Staates. 

Burchardi definirt zu allgemein, wenn er die Reprefialien bezeichnet 
als die Reaction eines Staates gegen ein von einem anderen Staat 
zugefügted Un recht. Nah Heffter find die Reprefjalien ebenfall3 gegen 
dae Unrecht gerichtet. Ter Ausdruck ift infofern richtiger gewählt als 
vor der Anordnung von Reprejlalien das verübte Unrecht, gegen welches 
fie gerichtet find, conjtatirt fein muß, indeß genügt fchon eine conitatirte 
Rechtswidrigkeit, welche nicht immer aus unmittelbar vorher geübtem 
Unreht abgeleitet zu werden braucht. 

Im Altertfum treten verwandte Formen auf, in Athen Die 
ardgoArııda, bei den Römern die clarigatio und die recuperatio.?) 

Bis zum 5. Zahrhundert nah Ehrilti wird das Reprefialienrecdht 
m Römiſchen Necht nicht erwähnt, von da ab erwähnen dasjelbe mehrere 
Conftitutionen, indeß nur, um es zu verbieten. Ob die Reprefialien von 
den Germanen zu den Römern gedrungen feien, wie von Mas Latrie 
angenommen wird, laljen wir dahin geitellt. 

Nah einer Reihe von Waffenitillftänden und Verträgen aus dem 
13. Jahrhundert?) mußte den damals fchon üblichen Neprefjalien eine 
Verhandlung bei den conservatores pacis vorhergehen, und erſt nach— 
dem vergeblich von ihnen die Erledigung ihrer Beſchwerden während 
eines beitimmten Zeitraumes abgemwartet war, konnte die Eelbjthülfe 
dei Einzelnen autorifirt werden durch Die marcha, nah Ducange: 
faraltas a principe subdito data, qui injuria aflectum sive spoliatum 
ab alterins principis subdito queritur, de qua ius vel rectum ei 
denegatur, woraus ſich Die lettre de marque, der Markebrief ent- 
miete. Die eine Art der Markebriefe ermächtigte zur Ergreifung ber 
Güter des Gegners innerhalb des Gebietes der den Markebrief erlafien- 
Km Staatögewalt, die andere fpeciell als marcha bezeichnete Art ge: 
Rattete aller dem anderen Theil gehörenden Gegenftände auf offener 
See ſich zu bemächtigen. 


’ Ueber repraesalia und repraesentalia fiehe Tucange, über repressa- 
karım ius Hugo Grotins, welcher es mit dem Withernamium der alten 
Eadien und mit den literae marcae der Franzoſen, aud) droit de marque 
marıha oder ius marchium bei Ducange) identificirt. Repressaliae find ab- 
jeiruen von reprehendere und reprendere, daher auch früher Reprehentalien und 
Arrenfalin. Noch ©. F. dv. Martens bezeichnet fie als repraesalia und 
sepraesalise. Im Canon. Recht repressaliae für pignorationes cap. un. d iniur. 
et damno dato in VI? 5.8.. 

Bulmerinca in v. Holtzendorff's Rechtslexikon. 

F. G. de Martens, Essai concernant les Armateurs. Göttingen 1795. 8 4. 
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Beftimmungen der Gefjete, Verordnungen und Verträge 
über Reprejjalien. 


Nicht blos, wie ſchon oben erwähnt, das Römiſche, fondern auch 
das Canoniſche Recht ſprachen ſich gegen die Reprefjalien aus. Erfteres 
insbejondere deshalb, weil Einzelne nicht wegen Verſchuldung eines An- 
deren gejchädigt werden dürften.!) Beide bedrohten fie (gewöhnlich pig- 
norationes, auch mit dem Zuſatz: illiberales) mit Strafen.?) 

Dagegen regelten die Repreflalien Statuten der Lombardiſchen 
Städte jchon aus dem 13. Sahrhundert. Diefe enthalten zahlreiche 
Beitimmungen über die Ausübung von Repreflalien, zur Beichränfung 
der Borausjegungen derſelben und um ihre Ausübung unter ftaatliche 
Aufficht zu ftellen. Namentlich follten fie nicht bei unbedeutender Ver⸗ 
anlaffung und um jeder Urjache willen zugelafien werden und nicht zu 
Gunſten eines Ausländers. Durchaus verboten war aber die Aus» 
übung von Repreflalien ohne Willen des Gemeinweſens. Wer überhaupt 
ein Recht auf diefelben zu haben vermeinte, follte ſich an feine Obrig- 
feit wenden und ihr feine Sache vortragen. Won diefer wird dann ein 
ordentliches Verfahren eingeleitet. Es werden die Ausſprüche des 
Klägerd geprüft und Beweiſe aufgenommen. Der Gemeinde, über welche 
Befchwerde geführt wird und jedem einzelnen Bürger derjelben wirb 
rechtliched Gehör verftattet, damit fie ihr Benehmen zu rechtfertigen 
Gelegenheit erhielten. Iſt das Verfahren beendet und die Klage be- 
gründet gefunden, fo fol dann noch einmal ein Verſuch bei dem redht- 
weigernden Staat gemadjt werden, auf friedlihem Wege Genugthuung 
zu erlangen und erit, wenn dieſer vergeblich war, die Ausübung von 
Neprefjalien bewilligt werden, bald von der Obrigfeit allein, bald durch 
Beihluß der Gemeinde. Die Bewilligung geichieht aber dadurch, daß 
dem verlegten Bürger litterae s. cartae repraesaliarum überliefert werden, 
durch welche er ermächtigt wird, die Bürger des verletenden Staates 
mit ihrer Perſon und Habe anzuhalten und feitzunehmen, wo er fie 
findet. Die Ausübung ift ihm ganz überlaffen, doch joll er die arre— 
tirten Perfonen und Güter vor den Podeſta bringen und fein Verhalten 
rechtfertigen. Die Perfonen werden in das öffentliche Gefängniß ge- 
bracht, während die Güter der Verletzte felbit in Gewahrſam nimmt, 
bis er Genugthuung erhält, doch darf er fie nicht beſchädigen. Kann er 
feine Genugthuung erhalten, jo darf er ſich aus ihnen, fowie aus 
dem Löjegeld der Perſonen ſchadlos Halten, muß aber den Ueberſchuß 
berauögeben. 

In England und Deutichland wurden Verordnungen erlafien, 
dag Niemand wegen der Schulden oder Delicte feiner Mitbürger in An—⸗ 
ſpruch genommen und in Haft gehalten werden jolle, außer wenn deren 
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Chrigfeit den Gläubigern zu ihrem Necht zu verhelfen unterlaffe. Nur 
wenn dieje ihren Beiltand zur Erzwingung der Genugthuung vom 
Schuldigen verweigert, behielten ſich Die Regierungen vor lettres de 
maryne ou de represailles zu ertheilen.) Zn Frankreich begann man 
demit, den Gouverneuren und Parlamenten das Necht zur Bewilligung 
von Repreflalienbriefen zu ertheilen, Carl VIII. aber behielt durch Edict 
von 1485 dem König allein das Recht vor. Tem Könige von Eng- 
land jtand das Necht fchon vor der dasfelbe ausfprechenden Parlamente: 
ae von 1353 zu, indem es darnach „jo wie es in der Vergangenheit 
gebräuchlich war” geübt werden follte.e In den Niederlanden wurden 
Reprefialienbriefe eingeführt mit dem 15. Zahrhunbert. 

<hon im 13. Jahrhundert war es aber auch gefordert, zum Er- 
halt von Repreflalienbriefen fih an die Zuftiz zu wenden. Nach den 
Vaffenſtillſftandsverträgen zwifchen England und Frankreich aus derfelben 
Zeit jollten aber Schiedsrichter zur Prüfung der Juſtizverweigerungs⸗ 
fälle gewählt werben, um den Reclamanten Genugthuung zu gewähren, 
bonnten fie diefelbe aber nicht erhalten, fo waren fie berechtigt jelbit 
gegen den Beklagten vorzugehen („courir sus“).*) 

An Baffenjtillftande- und Friedensverträgen des 15. und 16. Jahr⸗ 
hunderts mit fremden Mächten fam man aber immer mehr überein, daß 
sicht nur die bis dahin geübten Neprefjalien aufhören follten, fondern 
daß auch in der Folge, fall während eines Waffenftillftandes die Unter- 
thanen des einen Theile Klage zu erheben hätten gegen die des an- 
deren, fie ji) an deſſen Souverän zu wenden hätten und daß nur im 
Fall der Auftizpverweigerung Repreffalien ausgeübt werden dürften 
af Grund von durch den Souverän bewilligten Marken und Repref- 
Mlienbriefen.” Auch wurde in Verträgen bes 15. Jahrhunderts verein. 
bert, daß alle Schiffe, welche aus Häfen auslaufen, dafür Gaution leiten 
fetten, daß fie feine Repreffalien ausüben würden. An einer Mehrzahl 
don Serträgen wurde in llebereinftimmung mit oben erwähnten Ver- 
erinungäbeftimmungen ftipulirt, daß die Güter der beiderjeitigen Unter⸗ 
fhanen nicht für die Schulden ihrer Landsleute ergriffen werden bürften 
md daB diefe Ergreifung nur ftatthaben follte für eine Schuldforderung 
an den Eigenthümer oder für ein Verbrechen des Cigenthümerd, oder 
aleniafla bei conftatirter Juſtizverweigerung.ꝰ) 

Unter jpäteren Berordnnungen, audh zur Regelung des troß der 
Serträge zur Abichaffung fortbeftehenden Repreſſalienrechts, ift die wich 
hate die Ordonnance de la Marine vom Auguft 1681, welche den 
zeinten Titel ihres dritten Buches den Marke und Repreffalienbriefen widmet. 
Ddarnach follen Franzöſiſche Unterthanen, deren Schiffe oder andere 
Effecten in Friedenszeiten durch Unterthanen anderer Staaten genommen 
oder mit Arreft belegt worden, bevor fie ihre Zuflucht zu Nepreilalien- 
brieten nehmen, gebalten fein, den nächſten Admiralitäterichter von 
ſener sefthaltung der Güter zu benachrichtigen und dieſe durch officiell 
mannte Sachverſtändige abihägen zu laſſen. Nach bewerkitelligter In⸗ 
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formirung und Aufnahme des den Werth der Sachen juftificirenden procès 
verbal können die Unterthanen Repreflalienbriefe erhalten, welche in« 
def nur in Gemäßheit der mit den Staaten der Unterthanen ded an- 
deren Theiles vereinbarten Bertragsbejtimmungen audgereicht werben follen. 
Die Mepreflalienbriefe geben den Werth der zurüdgehaltenen oder fortgenom- 
menen Sachen an, enthalten die Erlaubniß, Diejenigen der Unterthanen 
des Staates, welche die zurüdgehaltenen Sachen zu reftituiren ſich 
weigern würden, zu ergreifen und verhaften und jegen die Dauer ihrer 
Guͤltigkeit feſt. Die Repreflalienbrief-Impetranten find verpflichtet, fie 
beim @erichtöichreiber der Admiralität einregiftriren zu laſſen und Cau⸗ 
tton zu ftellen bis zur Hälfte des Werthes der fortgenommenen (depre- 
ılön) (Effecten. 

Die auf der See auf Grund der Nepreflalienbriefe gemachten 
Priſen foflen aber fortgeführt, injtruirt und abgeurtheilt werden in der- 
felben Form und Weife als die gegenüber dem Feinde gemachten. Iſt 
Die Priſe filr eine gute (bonne prise) erflärt worden, fo wird der Ver—⸗ 
fanf vor dem Richter der Admiralität vorgenommen und der Preis bis 
ann Wetvage der Durch Die Meprefialienbriefe beitimmten Summe dem 
Ampetvanten übergeben, das Mehr aber beim Gerichtöfchreiber deponirt 
und fodann dem Gigenthümer zurüderitattet. Mas Latrie führt als 
Meftimmung des allgemeinen Seereht3 aller Länder und 
aller Coutumes an, daß die verlehte Partei, vor Erhalt eines Re 
wellntienbriefes, bei der fremden Staatsregierung reclamirt haben und 
IM formell Die Juſtiz veriveigert fein müſſe. 

Wins Latrie tritt für die Repreflalien des Mittelalter bejonders 
deshalb ein, well die Conceſſion und Ausübung des Neprefjalienrechtes einer 
na heftlmmten und vegelrechten Gejeggebung unterworfen waren, bie 
Uinrtelen wicht fich felbft Recht nahmen und bei der Ausübung nur das 
vVuerkzeug einer höheren Obrigkeit waren. Er definirt aber nad) den 
Vierardunngen und Gewohnheiten des Mittelalterd die Nepreflalien als 
eſu einer Privatperſon eingeräumtes Necht, durch die ſouveräne Auto- 
rial, deren Unterthan fle ift, fein Gut oder das Wequivalent eines Gutes 
Auxuctaunehmen von einem Fremden oder den Landsleuten dieſes Fremden, 
wonn er nicht Gerechtigkeit durch Die Gerichte des Landes ſeines Gegners 
hat erlangen können. 

Don Unterſchied der Repreſſalien von der Caperei hat aber Mas 
tun darin aut hervorgehoben, daß erſtere nur im Frieden bewilligt 
wenden amd zwar Mach Juſtizverweigerung und nur bis zum Betrage 
dua littenen Schadens und ‘ohne einen Bruch oder allgemeine Feind- 
ſeligtkelten Kwiſchen den Staaten, welchen Die Privatparteien angehörten, her- 
heranfubven Nicht beizuſtimmen ift aber der Bemerkung desjelben Ver- 
uiid, daft das Mepreffalienreht nur zwiſchen Ländern unter: 
Ihiehener tSefepnebung geübt werden fünne, in welchen e3 bes: 
hit ſchwierig fe, für einem Fremden zu feinem Rechte zu gelangen, 
denn die Weriweigerng der Suftiz Tann wohl ganz ohne Rüdficht auf 
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die Lerichiedenheit der Geſetzgebungen ftattfinden und iſt keineswegs 
warmentlich durch eine jog. Colliſion der Statuten bedingt, Jondern mejent- 
Lich durch mangelhafte Nechtöpflege. 

Gewöhnlich waren die gejchilderten Repreflalien gerichtet gegen die 
Untertanen de3 fremden Staates, welcher Die Juſtiz verweigert hatte, 
umd gegen dauernd, nicht gegen vorübergehend in demſelben ſich auf- 
baltende NichtuntertHanen und gegen Durchreiſende Indeß kommen 
lie auh in verjhiedenen Provinzen eines und desſelben 
Staates gegen eigene Landsleute ald Bewohner derjelben vor. 

Nicht geübt follten Repreflalien werden ſchon nad) Canoniſchem 
Recht an Geiſtlichen, ferner an Gefandten, Scholaren, Jahrmarktskauf⸗ 
leuten, Weibern und Kindern.‘) Bartolus a Saroferrato führt aber 
noch jerner auf als erimirt: scriptores und bidelli, nuncii und famuli 
der Scholaren und ihre fie bejuchenden Väter, Bußpilger und ihre Hojpiz- 
wirtde an Wallfahrtsorten, Zeugen und überhaupt vor Gericht geforderte 
Männer, folche welche zu ihrer Verehelichung oder zur Beltattung eines 
Vlnteverwandten fi) in ein fremdes Land begeben hatten, und durch Wind 
und Better an einen fremden Ort verfchlagene.. Nah Mas Latrie‘) 
waren noch erimirt dur Lrdonnanz von 1360 in Frankreich Die 
Juden wegen des Nutzens ihrer Bankhäufer und erfreuten fich gleicher 
Befreiung die Lombarben, welche in Paris den Geldhandel betrieben, in 
Besug auf Vergehen ihrer Landsleute, falls fie fih an denfelben nicht 
betkeiligt hatten. Eine Verordnung Garl V. erflärte aber alle durch 
den König zum Wohnen in Frankreich autorifirten Perjonen für unan- 
taitbar Durch Repreffalien, ſowohl in Bezug auf ihre Güter als in Bezug 
anf ihre Perſon. 

die Exemtion aller vorher benannten Perfonen befreite fie wohl 
nicht blilos von der Verhaftung aus Anlaß von Nepreilalien, da dieje 
nd Mas Latrie”) wenigſtens im Mittelalter bei der Ausübung von 
Reprefialien nicht üblich; war. Aber auch Sachen einiger vorbenannter 
Rategorien wurden erimirt, namentlich die von Gefandten, Etudirenden 
und Jahrmarktsfaufleuten. 

 Dinfihtli der Kirche Ipriht Mas Latrie die Anſicht aus, daß 
die Kirche zwar im Princip das Nepreflalienrecht verboten, es aber 
opdem geduldet Hate und daß das Privilegium der Geiftlichen jih nur 
am Kirhengüter im eigentlichen Einn ceritredt habe, d. h. auf diejenigen, 
welche direct den Kirchen, Klöftern und zum Lebensunterhalt der Rrieiter 
ud Mönche dienten. Es iſt aber dabei wohl jelbitveritändlich, daß die 
Ausnahme der Perſon der Geiſtlichen von Repreſſalien beftehen blieb. 


" Xgt.1L.7S1D.3,4; 1. un. (‘. 12.61;1.4C.12, 61; nov. 134 cap. VII. 
° Nov. LII. pr. u. cap. L. für das Canon. Redt 1. c. 
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veigerung, ſei es, weil es fein Mittel 
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eie in Feierlicher Weiſe abgefaßt waren, 
on Gottes. Es folgt dann eine zuſammen— 
sog ſodann die Enticheidung, wonach der 

zu nehmen und ergreifen ter, wo ſie 
Giter der Einwohner Des Landes, gegen 
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War der Briefeigner ein reicher Rheder und hatte er gegen See: 
fautleute jeine Actionen vorzunehmen, jo erecutirte er jelbft, indem er 
Fahrzeuge auf feine Koſten ausrüftete oder ausrüften ließ. War aber 
die Action auf dem Feſtlande zu vollitreden, jo wandte fi der Brief 
eigner an die Beamten feines Landes, um die Güter derjenigen Fremden 
ergreifen zu lajien, gegen welche Briefe erlaſſen waren. Es konnte aber aud) 
der Hepreilalienbrief einem Dritten verfauft werden. E3 trat dann der 
Keuter an die Stelle des Briefbedachten. Bisweilen übernahmen aber 
ech Die Regierungen die Ausführung der Repreflalienbriefe. 

Das als NReprefialie genommene Gut wurde entweder den Ma- 

gitraten des Landes zur Aufbewahrnng übergeben oder nach publiquer 
Abichägung verkauft und der Betrag in Abzug gebracht von der Repref- 
jalienſumme. Daß durh Repreilalienausübung betroffene Unfchuldige 
von Ihrer Stadt entichädigt worden, dafür fprechen nur wenige Urkunden 
end läßt es fich nur vermuthen. Dagegen fommen gegenjeitige Ber- 
derungen gegen Repreflalien vor, und konnte derjenige, gegen welchen 
ein Repreitalienbrief erlafien worden, mit einem Repreflalienbrief (contre- 
tafyue) gegen einen anderen fich jchügen, falls dieſer ungerechter Weiſe 
durd) eine fremde Regierung erlafien worden. Dieje lettres de contre 
märyue wurden daher gegen diejenigen gerichtet, welche die bezüglichen 
ttren de ınarque ausgeftellt hatten. Bisweilen wurden auch von Fürſten 
erlaiiene Repreilalienbriefe widerrufen, und juchten diefelben die Schadlos⸗ 
baltung auf anderem Wege zu erlangen. 

Zum Theil aufgehoben wurden die bisher gejchilderten mittel- 
alterliden Repreijalien zuerit durch die Republik von Venedig 1423. 
Tie Unzuläſſigkeit derjelben im Intereſſe des Handels wird aber immer 
mebr anertannt. Dennoch jchränten der Vertrag von Ryswick vom Ende 
Des jtebzchnten und der von Utrecht vom Anfang des achtzehnten Jahr- 
binderts nur den Gebraud cin. Seitdem aber übergehen die Verträge 
Das Keprejialienreht wie Mas Yairie meint, indeß nur die im mittel« 
eiterliben Zinn. Tas Inſtitut beſteht dem Namen nach nocd heute 
fort und enthalten Verträge, noch immer auf Repreſſalien bezügliche 
Berrimmungen. 


$ 23. 
Untertchied der älteren und modernen Repreſſalien. 


Auf die modernen Repreitalien bezieht ji die im 8 20 aufgeltellte 
Tcennition, wonah Reprejjalien im Staatenverfehr in Friedens— 
serten die eine Rechtswidrigkeit eines Staates mit einer glei 
&:n oder äbnlihen erwidernde Handlungsweiſe des ver— 
‚eg:en Staates bedeuten. 
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faflung Art. 8, dem Congreß, in der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft, 
nach deren Verfaſſung Art. 8, dem Bunde refp. nad) Art. 35, dem 
National» und Ständerath, für dad Deutſche Neih dem Kaijer. 
Es ijt indeflen dabei in Bezug auf die eritgenannten Staaten zu be 
merken, daß deren Verfaſſung Sect. 8 ausdrüdli dem Congreß das 
Recht einräumt „Erlaubniß zu Repreſſalien“ zu ertheilen. Darunter 
find aber zweifellos nicht die heute noch allgemein jtatthaften und vor- 
kommenden Reprejialien zu verjtehen, ſondern nur die früheren allermeijt 
für unftatthaft erklärten und nur von den Vereinigten Staaten nod) an 
erfannten. Für die Schweizeriihe Eidgenofjenichaft ſteht es aber nad 
Art. 14 feit, daß die einzelnen Cantone unter einander fich jeder 
Selbithülfe, aljo auch der Nepreflalien enthalten müſſen und daß, 
fal8 ihnen dieſe dem Auslande gegenüber geftattet wären, folches 
ebenjo hätte ausdrüdlich gejagt werden müfjen wie binfichtlich der Ver⸗ 
träge einzelner Gontone mit dem Auslande im Urt. 9 gejchehen. 
Schwieriger ift die Frage für dad Deutihe Neid zu beantworten. 
Die Verfaſſung ſchweigt über dieſelbe. Iſt nun daraus zu folgern, daß 
Repreflalien anzuordnen dem SKaifer zufomme, und zwar ohne oder mit 
Zuftimmung des Bundesrathes, oder iſt, da fie nicht ausdrücklich dem 
Präſidium des Reichs eingeräumt find, anzunehmen, daß fie den fouve- 
ränen Staatögewalten der einzelnen das Reich bildenden Staaten we 
nigftend für deren Nepreflalienfälle verbleiben? Die Beantwortung 
der Frage würde ſich aber wohl darnad) wefentlich anders geitalten, 
wie die Vorfrage; „ob dad Deutſche NReih ein Bundesſtaat oder 
Staatenbund fer”, gelöjt würde. Nimmt man erfteres an, jo würde 
wohl cher dem Deutichen Reich als dem einzelnen Staat das Re— 
prejjalienret in thesi zujtehen. In praxi verhält es ſich aber troßdem 
wohl anders, vielleicht auch deshalb, weil das Deutiche Reich richtiger 
als ein Staatenbund anzujehen if. Ctatuirt man aber als Anlaß zu 
Reprefialien nicht überhaupt eine Rechtswidrigkeit, ſondern die Zuftiz- 
vermweigerung oder +Berzögerung, jo könnte, falls ein fremder Etaat 
gegen einen Deutſchen Staat wegen einer durch deſſen Gerichte erlitte- 
nen Juſtizverweigerung eine NRepreflalie ausüben würde, das Deutfche 
Neih wegen der Einheitlichkeit der Zuftizverfaffung und des Proceß⸗ 
verfahren? der Staaten des Deutjchen Reiches die Repreilalie al3 gegen 
ſich gerichtet anjehen und daher als feine Angelegenheit betrachten. 
Daß aber umgelehrt dag Deutſche Neid) cine von einem Angehörigen 
eine® feiner Staaten in einem fremden Staate erduldete Quftizver- 
tweigerung nicht durch Nepreflalien ſeinerſeits erwidern könne, ift un- 
zweifelhaft, da bisher dem Teutichen Reich die Nechtövertretung oder 
Rechtsfürſorge für alle Angehörigen ſämmtlicher Einzelftaaten nicht zu. 
geitanden wurde. 

Oder jollte das Nepreflalienrecht dem Kaijer deshalb zuftehen, weil 
er, nad) Artikel 11 der Reicheverfaflung, das Reich völferrehtlih zu 
vertreten bat? 
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$ 26. 


Reprefjalien zu Gunften des eignen Staates und feiner 
Angehörigen und domicilirten Fremden, fowie zu Gunſten 
eines fremden Staates. 


Sm Allgemeinen muß an dem Grundfaß als Regel feitgehalten 
werden, daß ein jeder Staat nur für fich und feine Angehörigen zu 
Neprefjalien berechtigt ift. Zu den leßteren rechnen aber auch, wie für 
die Neprefjalien früherer Zeit Ichon bemerkt ift, auch die dauernd in 
einem Lande ſich aufhaltenden fremden Staatdangehörigen. ine 
große Zahl der Völkerrechtsautoren |pricht fich denn auch dagegen aus, 
daß Nepreflalien zu Gunsten anderer Etaaten oder nicht domicilirter 
Fremden ausgeübt würden,!) wenn aud einige mit weiter unten zu be 
acdhtenden Ausnahmen; andere Autoren jchweigen wohl deshalb, weil ſie 
eine Nichtausübung in diejen Fällen für felbitverjtändlich Halten. Am 
treffenditen argumentirt Manning: „Repreflalien find eine Methode, 
Genugthuung für Beichwerden zu erlangen, und feine Nation kann eine 
Compenjation beanjpruchen, wenn fie nicht eine Rechtöverlegung erlitten 
Hat." Indeß ſind auch entgegengejegte Anfichten in der Literatur ver- 
treten. Co gewährt Bynfershoel?) Reprefjalien zu Gunften Frem— 
der, weil, wenn jene überhaupt rechtlich begründet find, man fie aud 
Fremden nicht verweigern fünne, denn vor dem Recht gelte kein Unter- 
jchied der Perjon und müſſe man fie daher Allen gewähren. Lebteres 
it ja aber dabei gar nicht in Frage, fondern nur: wer fie gewähren 
ſolle. Klüber?) ftellt für die Celbfthülfe, unter welche er auch die 
Nepreflalien rechnet, den Grundſatz auf, daß zum Vortheil und auf 
Anrufen eines dritten Staates völkerrechtliche Eelbfthülfe nur dann 
ftattfinden könne, wenn man fi volitändig überzeugt habe, daß 
die Rechte dieſes Stantes verlegt feien. Eine vollflommene VBerbind- 
fichfeit, dieſe Hülfe zu leiften, trete aber nur dann ein, wenn ein 
Bertrag dazu verpflidhte. Klüber's eingeräumte Selbfthülfe für einen 
Dritten, welche jein Herausgeber Morftadt eine contradictio in adjecto 
nennt, ift demnad nur eine ſehr bedingte und für die Praris eigentlich 
nur aus einem beitehenden Vertrage abzuleiten. 

Außerdem ftellen fich einige Autoren auch auf den Standpunkt ber 
Uebung der Weltrechtzpflege vermittelft Repreſſalien. Darnach follen 
Reprefialien zu Gunften dritter Staaten berechtigt fein nah Heffter,t) 
„wegen allgemeiner Verlegung des Völkerrechts, um einem unmenjchlichen, 
abjofut rechtswidrigen Verfahren ein Biel zu ſetzen“, oder nad) Burdhardi,’) 
„allgemein wegen Völkerrechtsbruchs“, oder nad Bluntſchli,“) um 
eine gemeingefährlihe Verlegung des Völker- und Menfchenrechts zu 
rügen”, oder nah Wurm, „wegen jeder Rechtöverlegung, fei das 
verlegte Necht ein vertragsmäßig oder natürlich zuftändiges.” — Wollten 
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men Reprellalien in dem ihnen 
wahrend Des Friedenszuſtandes 
*5. 2ton bemerkt, Day fie als ge: 
im Anfange eines Krieges 
‚.zerimg nach ſich zichend betrachtet 
..zugenden Staat Genngthuung ge 
2 nad Dem Kriegsanfange 
ser erhellt aus Wheatons Anſicht, 
‚zen Weprellalien nicht für Dem 
a hält, während Berner fie für 
. mer ganz ungeregelten und mit 
hen Form, F. ©. v. Martens!) 
= vreftalten al3 Uebergang vom Arie: 
“mit Dem Nriege jelbft für iden— 
Es ſind Daher auch in neuerer 
m Kriege angewandt worden. So 
.zand durch Order in couneil vom 
2 des Monarchen, der Unterthanen 
md Güter weneral reprisals. ſo daB 
"dh rechtmäßig Derjelben bemächtigen 
se Ordre die Achtung Des feindlichen 
. ae Autoren freilich fir ipso inre ver— 
der Yord Tberrichter Hale?) Die zene- 
m ımtericheiden. Tem, ſagt er, wen 
nr saes hätte, jo könnte Doch fraft ders 
s Zelte Des Gegentheils, ohne ein könig— 
„ford nehmen und geriethen außerdem 
‚sucht in einen vollſtändig jeindlichen Zu— 
sähe Mittel bat aber Dale die generals 
dech bezeichnet. 
der Unterſcheidung, wonach unter all- 
‚ride der Staat übt, verjtanden werden, 
“der Meichädigte jelbit übt') iſt auf die 
: N endbar wie Die erjtere Unterſcheidung. 
»R.rzutage im Friedenszuſtande nur der Staat 
die ſogenaunten allgemeinen Revpreſſalien 
d.Szeiten zu Abenden. 
eSgeorſtehenden Ausfuhrnugen, daß die Unter— 


ud beſonderen Repreſſalien im beiden Auf- 
Jriedens-Völterrecht bedeutungslos iſt. Schon 
ser Repreſialien mit den Worten: „Lepressaliis 
J uberhaupt nur im Friedenszuſtande eine 
ande aber für ſogenannte Kriegs-Repreſſalien 


Na Revreſſalienrecht gelten, nämlich Das Kriegs: 
Sy and zu bebandeln ſein würden. 
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28. 
Anlaß zu Represfalien. 


Fin Anlaß zu Reprefjalien iſt geboten, ſowohl wenn die Staats- 
gerwalt, ald wenn die Staatsangehörigen, als auch wenn die dDomicilirten 
Ausländer in ihrem Recht, wenn auch ohne Anwendung von Gewalt: 
thätigfeiten, verlegt jind.!) Phillimore unteriheidet eine active und 
yarfınc Nechtsverlegung. Die erftere ſei begleitet von actueller Gewalt 
und Violenz, Die legtere beitche in der Weigerung, eine rechtmäßige 

Schuld zu zahlen, für welche der Gläubiger in den Gerichtshöfen des 
Zandes des Schuldners fein Recht nicht habe erlangen können. 

Eine von Behörden oder Staalsangehörigen verübte, Repreflalien 
derurjachende Rechtswidrigkeit kann aber nur dann deren Staatögewalt zu- 
gerechnet iverden, wenn dieſe daran als Urheber oder als Begünitiger 
teilgenommen oder jie auf ſich nimmt, oder fie gebilligt oder zugelaiien‘) 
und fih geweigert bat, die Schuldigen zur Genugthuung anzuhalten.?) 
Sehr richtig Tagt Twiſs in Bezug auf den letzteren Fall, daß bie 
Kation dann die Nerantwortung der Handlungen ihrer Unterthanen auf 
fih nehme. 

Tie Veranlafiungen zu Repreſſalien im Einzelnen jind von 
den Autoren ziemlich übereinjtimmend angegeben worden. Nur Moolfey 
(185) iaßt ſie allgemein in die Worte zufammen: „Iteprisals may be 
undertaken on account of any injury.” Die am meilten, fchon von 
den irüheſten Autoren erwähnte Veranlaſſung find die Juſtizverwei— 
gerung und Verzögerung. Schon Groot,) Bartolus a Zaro- 
ferrato') und Bynkershoek“) aber auch Wolff’) und Vattel”) er- 

fennen fie an und jpäter erklärten Wooljen und Wildman”) eine 
Quftizvermweigerung (denial of justiee) oder eine ihr gleichlonmmende Wer: 
sögerung (delay) als weientliche Fälle reip. Bedingungen für eine Re— 
preñalie. Heffter dagegen anerfennt als zureichenden Grund zu ſpe— 
ciellen Repreſſalien jede völferrehtlich anfehtbare Verzögerung 
oder Verweigerung des Rechtes durh Eigenmädtigfeit der 
zum Recht verpflichteten Partei, es jei nun im legislativen, 


* > CEdanzojticitigkeiten und ihre Entſcheidung ohne Krieg. 
tiv „der Verwaltungswege und nimmt eine Rechts— 
Sorscspiann A, Weit in einem Sande einem begründeten Rechts—⸗ 
pe) ww Aterlenmug oder Vollziefung von den dazu berufenen 
ori ie wisst suchterliche oder adminiftrative, verjagt werde, worin 
‚Suwne) Ar Fall einer Nechtöverzögerung einbegriffen fei, wenn 
wa se Srerwriig und Entſcheidung eines Rechtsanſpruches gegen 
ohren Vrduuug von der Behörde in ſchuldhafter Weiſe Hingezogen 
2 ra Wr ↄberſten Staatsgewalt eine Abhilfe nicht erlangt würde.?0) 
an edſtundig waren von früheren Autoren Die Bedingungen für 
os Aeitisertipeigeriiig angegeben, vielmehr erfaßten Die einzelnen 
eo a N Reygel ur je eine oder einige. So erachtete Groot!!) 
zZzanieieerieineruug für begründet, wenn man gegen einen Ver— 
nr Adulduer innerhalb einer angemejjenen Friſt Fein Urtheil 
ubupi rin, Wach Rynkershoek!?) und Wheaton!?) muß die Zuftiz- 
eenrnliigeeine ofſenbdare und Elare fein, die Cauſa nad) Bartolus 
v onruhriraip!!) eine wahre. Nah anderen Autoren muß Die 
be. un welcher Die Juſtizverweigerung ftattgefunden, eine nicht im 
tell alvralethafte je, Denn Dei einer zweifelhaften ſpräche die 
Ameisen u Guuſten des rechtiprechenden Richters!s) und muß die 
Yuller und alle Juſtanzen von Gerichten und Hierauf vom Fürſten ver- 
wupnan h oder vollſtändig veriveigert oder unvernünftig verzögert jein.!“) 
ud wide anerkannt, Daß ein zwar irrthümliches, aber doch durch 
vnabenpe Nubler in gewilienhafter Weile gefälltes und nicht durch 
pin außergerichtliche Autorität beeinflußtes und erziwungenes Urtheil 
tan wnngenden Grund für Nepreflalien abgebe, jondern vielmehr zu 
Wahl Guer Euilſcheidung gejeglich eingejegter Richter fprähe, wogegen 
lee uugebechles und parteiifches ermweisbares Urtheil zu Nepreilalien 
unbe bebehligen Aline!) amd ein Urtheil in einer unwichtigen Sache 
Aurehanpft dat 5 denn de minimis non curat lex. Bartolus a Saros 
Yurvastehapln „Nett debet repressaliarum remedium dari pro modico“ 
ua open pendeln iniustitium ius partis totaliter laedatur“. Die 
win auptocaulaſſung zu einer Reprefjalie it die Nichtbezahlung 
va zabeih dub Fremde an Staatsangehörige. Eine ſolche Schuld- 
henturiiu mu uber Mar und Liquid fein?) Vattel ($ 342) nennt 
ua Eedanlahnugen, wenn eine Nation ſich des einer anderen Ge— 
bins bendbtigl Dat oder wenn fie ein Unrecht wieder gut zu machen 
un aſne piueée vehlliche Wenugthuung zu gewähren fich weigert. Für 
Whihiſen einrse Staates find aber anerfanntermaßen Reprefjalien 
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 Srootl.c. und Battel S 350 erbliden eine Nuftizverweigerung aud in 
e:rem onenbar ungerehten und varteiiichen Urtheil; „wir verlangen, daß Die cine 
cder andere Lualification erwieſen fei, wenn auch der eine oder andere Beweis 
r:4ht leicht au führen fein wird.” 

Ehillimore IIl. 23, 24. 
⸗Battel S 943: Wurm 417. 
"2 ghillimore III 2%. 


8 29. 
Berlangen rechtlicher Genugthuung. 


Vor der Anordnung von Repreſſalien muß rechtliche Genugthuung 
zeriangt werden durch den Staat, welcher ſelbſt oder deſſen Angehörige 
derletzt find von dem Staat, Durch welchen oder durch deſſen Angehörige 
dre Verletzung erfolgte!) Wenn aber der Gegner fid) der Necdjtabehand- 
lung oder Kechtzausgleihung entzicht und jofort zu thatlächlihen Map 
rzbmen ubergebt, jo kann der verlegte jofort Repreijalien anwenden, um 
renen fur eine Ausgleichung zu gewinnen.) Zur Öenugthuungserlangung 
:= eine Divlomatiiche Boritellung, enthaltend eine vollitändige Darlegung 
des Zireittalles, Durch den in dem verlegt habenden Staat rejidirenden 
(Schendien Des verlegten Staates an den ceriteren zu richten und wird 
scrauf innerhalb einer bejtimmten gelegten Friſt nicht Genugthuung ges 
mwbr?. jo wird Diele Verzögerung als Juſtizverweigerung erachtet und 
rn Meprelialien anmwendbar.”) it zur Feſtſtellung des Beſchwerde— 
sezcattandes, welcher zu Revpreſſalien führen joll, eine gerichtliche Con» 
=a3::rung erforderlich, jo muß zuvor cin ordentliches gerichtliches Ber: 
°sbren ttattinden. Ueberhaupt muß aber für jeden Repreilalienfall eine 
2. Zac alsite cozmitio erfolgen und der die Neprellalie jordernde Antrag 
“m Geiandten Des verlegt babenden Staates vorgelegt Werden zur 

rrana und Veranlaſſung der Genugthuung. Dem gegnerischen Ztaat 
= Ne Vertheidigung gegen die Reprellalienforderung zu gewähren, Du: 
=: Ic Neorellalie nicht obne hinreichende Veranlaſſung oder beitchende 
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Rechlorwidrigkeit verhängt werde. Sedenfal® muß aber die Juſtiz 
tale Njlasızeit verweigert fein, bevor der Repreſſalienweg betreten wi 
ud Verhundlungen von Staatsregierung zu Gtaatöregierung weg 
Venugehunugeerlangung eröffnet werden. 


VKuttel 8 343, Wildman I 194; Twij3 II. 8 11. 
Nuitell e. 
BRitdnan IL 105; Wurm. c. 


$ 30. 
Einzelne Reprejfalienhandlungen. 


Ruch der oben angegebenen Zefinition von Reprefjalien find fie 
in trerinanieiten eine Nechtöiwidrigfeit eines Staates mit einer gleid 
N ihn erwidernde Handlungsweiſe. Während nun Battel ı 
in Waaellaltendandlungen anführt, daß eine Nation des ei 
als Wusıpi Angehörenden ſich bemächtigen, es zu ihrem Vorth 
so ya Westens Des ihr Gelchuldeten mit Schäden und Binjen v 
wa ro zurüchalten könne bis zur vollen Genugthuung, hal 
Ruar Nora Be den alten Repreſſalien entiprechenden financiel 
gungiinudpantt verlaſſen und eine Weihe anderer Handlungen | 
weh Wiparfalinn begrichnet. Co hält Oppenheim!) die Reprefjal 
un Witpeamwanea av felubjelige Handlungen zur Rettung der Ehre o 
u arinunug einer Satisfaction, wenn fie auch durchaus nicht dasſe 
wien. Uoberdaupt bejtänden fte aber in einer fichtbaren Abbrechı 
sa Npiummnden Werfebrs und felbit derjenigen freundichaftlicden V 
yuotipangen, wehbo Me Wölferrechtsfitte allgemein eingeführt, ohne Ich 
Syn Neoptäperleßung zu fein. Zum Beijpiele Eönnten $ 
nik waht Murder durch Ausweiſung aller Fremden der zu verf 
nee Wa NIE der Geſandten und Confuln, durch Aufkündigı 
ara RUN und Schifffahrtsverträge, durch Verſagung al 
N weni at Die jenfeitigen Unterthanen 2. Nur dürft 
= Ns kamtttelbare Verlegung des Völkerrechts enthalte 
we a Ant Miſthandlung von Gejandten, fein unmittelbares } 
NSW are gultige Verträge, denn ſonſt verfehlten fie ih 
we dna tintiidliche Nachweiſung der Wichtigkeit des freundlid 
Woran Reftiintten und Satisfaction zu erzwingen, indem fie 
ee dann einen asus belli enthielten und den Gegner bei je: 
ra Mies zwängen. 

unehdiin führt als ohne Krieg geltende völkerrechtlich 
ran rego Wopyeoſalien at: 
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a) die Beichlagnahme und nah Umftänden die Pfändung und 
Berfilberung (!) von gegneriihem Staatövermögen innerhalb 
des eigenen Staatögebietes; 

b) die Beichlagnahme von Privatvermögen der Angehörigen des 
gegneriihen Staates innerhalb des eigenen Gebiets, infofern 
derjelbe fich zuvor in widerrechtliher Meife an dem Privatvermögen 
der Staatdangehörigen des Beichlagnehmenden vergriffen (!) hat; 

e) Die Hemmung des Handeld- und Moftverfehrs, der Eifenbahn- 

und Telegraphenverbindung und der Schifffahrt; 

die Zurüdweilung oder Ausweifung der Angehörigen des ver- 

legenden Staates aus dem Gebiet des verlegten Staates; 

die Zurüdhaltung von Perfonen, welche den gegneriihen Staat 

repräjentiren oder doch demielben angehören, al3 Geißeln; 

f) die Sefangennahme von Perjonen, welche im Dienſt des Un- 
recht übenden Staates find oder jelbit von rivatperjonen, 
welche demfelben angehören, wenn die eigenen Angehörigen zu- 
vor von dem beleidigenden Etaat widerredhtlich gefangen gehalten 
worden Sind; 

eg) die Weigerung vertragamäßige Leiltungen ferner zu erfüllen 
und die Yosjagung von bejtehenden Verträgen; 

h) den Entzug der Privilegien oder felbft des privatrechtlichen 
Rechtsſchutzes gegenüber den Angehörigen des gegneriichen Staates. 

F. v. Martens?) ijt bemüht, gegenüber diefen, doch die möglichen 
nicht erihöpfenden Repreflalieneinzelhandlungen diejelben zu reduciren, 
und führt als dazu heutzutage gerechnete nur auf: 

1. Beichlagnahme des öffentlichen Gutes Desjenigen Staates, der 
fih zuerit (?) der Rechtöverlegung jchuldig gemacht Hat, ſowie 
des Privateigentbums feiner linterthanen; 

2. Zerweigerung der Erfüllung von Verbindlichkeiten, welche man 
jonjt dem Gegner zu leijten jchuldig wäre; 

3. Aufhebung der Privilegien und Rechte, welche etwa den Inter 
thanen deſſelben eingeräumt worden find: 

4. Nerbot an die Unterthanen des ſchuldigen Ztaated, dad dies⸗ 
feitige Staatsgebiet zu betreten :c. 

Ron den im Poritehenden aufgeführten Reprellalienmaßregeln find 
nicht alle gleihwerthig und können fie in ihrer Wirkung und Art als 
generelle und Specielle unterichieden werden. Zu den erjiteren 
wären dann zu rechnen ala die weitgehendite der Abbruch des Diplo- 
maotiichen Verkehrs, die Nichterweilung der durch das Völlerreht für 
fremde Staatäangehörige eingeführten Vergünftigungen und des Rechtes 
ſchuges für dieielben, Die Ausiweilung oder Zurüdweilung aller Fremden, 
bie Hemmung des gelammten Verkehrs, zu letzteren Dagegen die Aus 
weiiung einzelner Fremden, die Losſagung von Verträgen, die Kündigung 
ron Schifffahrts und Kandelsverträgen mit dem verlegenden Ztaat, Die 

Seigerung vertragsmäßige Leiſtungen zu erfüllen, die Beſchlagnahme 
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lan DS gegen Griechenland in der oft erwähnten Racifico-Angelegenbeit 
18T, indem wegen Zurüdweilung der maßlojen Entichädigungsforderung 
an Den Griechiſchen Fiscus durch die Griechifche Regierung alle Griechiſchen 
reg: und Nauffahrteiichiffe, welche die Engliſche Flottenescadre 
erreichen würde, mit Wegnahme bedroht wurden. 

In allen diejen drei Fällen tritt nicht blog eine unverbältnißmäßige 

Erro iderung hervor, jondern macht fich auch der Mangel eine? vorher» 
gebertden, genügenden, gütlichen, dDiplomatiichen Verfahrens bemerkbar, in- 
dent dieſes im Schen einer Friſt von nur einigen Tagen wie beim 
enten und von 24 Stunden wie beim dritten Fall zur Genugthuungs: 
cweiſung nicht erblidt werden fann. Das Engliihe Cherhaus miß- 
billigte denn auch das Verfahren des Engliichen Ministeriums im Paci- 
no: all, wenn auch das Unterhaus es bifligte, Griechenland aber pro- 
Wirte und Rußland remonſtrirte, beide mit Redht. 

Inzweifelhaft wäre, jo wie beim Kriege, jo auch bei Repreſſalien 
das Frivateigenthum nicht anzutajten, indeß wird fremdes Etaate- 
eigenhum oder das des verlegenden Gtaates ſchwer innerhalb der 
Grenzen des verlegten Staates oder im Verkehr zu erreichen fein, 
wie ſchon Groot") und Gronovius zu root bemerften. Anders 
Ybeint die Sache zu liegen, wenn die Wegnahme des Privateigenthums 
ala Gegenmaßregel gegen gleiche Wegnahme geübt wird, wenngleich Un- 
teht mit Unrecht zu ermidern unzuläffig iſt. Freilich hat das Völker⸗ 
scht die Fortnahme von Mrivateigenthum als Neprefjalie bisher als 
Unrecht nicht bezeichnet, während Repreflalien, welche eine unmittelbare 
Serlepung des Völkerrechts enthalten, wie Mißhandlung eines Gejandten, 
me ihon I ppenheim richtig hervorgehoben, unzuläjfig find. 

Tie Hortnahme des Privateigenthums ift nun von Heffter dadurd 
su mildern getucht, daß er nur Wegnahme, Innebehaltung und VBeichlag- 
Babme, nicht aber Uppropriation der gepfändeten Sache zu: 
laßt. Tie Praxis hat fih freilich daran nicht immer genügen laflen. 
03. B. wurden in dem aus Cromwells Zeit referirten alle zwei 
Englihe Ariegsichifie beauftragt, die eriten beiten Franzöſiſchen Schiffe 
Rt nur zu ergreifen, fondern auch zu verfaufen. Twiſs?) hält es 
aber auch Für berechtigt, das fortgenonmene Eigenthum aud) der linter- 
“anen des verlegenden Etaates zur Bezahlung der Schuld oder zur 
Compeniation für das Unrecht zu verwenden, Phillimore (III. 32) 
ur Bezahlung der uriprünglichen Echuld und der durch die Repreilalien 
eruriadhten Kojten. Woolien'®) aber erflärt dieſe Reprefjalien ſelbſt für 
inhuman und hofft, daß fie gänzlich aufhören werden. Maſſé!) hält 
ts mdlih für ganz unitatthaft, daB man anitatt an den Gütern oder 
Acrderungen des Ztaates, an denen der einzelnen Unterthanen der ver- 

iegenden Nation Reprelialien übe und hält nur vertragsmäßig verein- 
harte Repreilalien für zuläjlig. 

Tie zweite Frage: ob auch Repreſſalien in Beitalt der 

Rerbaitung einer Perſon vor ſich gehen fünnten, it, dem An- 
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ſcheine nach, verſchieden zu beantworten, je nachdem die Verhaftung 
einer amtlichen oder privaten Perſon beabſichtigt iſt. Im erfteren 
Fall werden ſchon nach Völkerrecht alle der perſönlichen Unverletzlichkeit 
ſich erfreuende Perſonen ausgenommen ſein, und hat, wie weiter oben 
ausgeführt, ſchon das frühere Repreſſalienrecht als ſolche Ausnahme die 
Geſandten und deren Gefolge anerkannt. Unter civilifirten und nament:- 
ich unter chriftlichen Staaten ift aber nicht einmal die Verantwortlich 
machung von im Auftrage ihres Staates handelnden Staatsbeamten 
für dritte Staaten in Geſtalt perjönliher Verhaftung üblich. 
Wie ſollte denn da eine amtliche Perſon, welche an einer Rechtsverletzung 
eines Staates gar nicht mitgewirkt bat, mit Recht verhaftet werden 
köounen? Wiebe es aber feinen Rechtsgrund, amtliche Perſonen durch 
ihre Werbaftung als Nepreflalienmittel büßen zu laſſen, jo iſt e8 noch 
weniger begründet, einer mit dem Staat in gar feinem amtlichen Con- 
ner ſtehenden blofen Privatperſon ſolche Buße aufzuerlegen. Wir Eünnen 
daher namentlich auch wegen der garantirten perjönlichen Freiheit eines jeden 
Btnatsangaebörigen und auch der des Fremden, welcher nur auf Grund 
von Geſehen und wegen Nichtbeachtung oder Verlegung der Geſetze ver- 
haſtet werden fan, uns nur ganz entichieden gegen jede Verhaftung 
ernes Aremden als Nepreffalie, blos weil er Angehöriger 
den verlehenden Staates tft, erklären. Schon das frühere Re— 
prehalienrehl bat, wie wir oben angeführt, eine Neihe von Perfonen- 
miyarien von dem Weprejlalienrecht ausgenommen und überhaupt mehr 
das Wochit au Sachen als Perfonen ausgeübt. Auch das heutige Re- 
prohallourecht theilt diefen Standpunkt. Mit Necht hebt Phillimore!2) 
Berker, dan In modernen Seiten Die Neprefjalien Hauptfächlich fich auf 
wur eſreden. Indeß muß Die vorgejchrittenere Zeit und Nechtsan- 
ſwaunuug unoch weiter gehen. Bluntfchli!?) madt zwar als geltende 
Moprehalie wicht nur die Burüdhaltung von Perſonen als Geißel 
unmdaft, ehne freilich auch nur ein Beiſpiel aus der Staatspraris dafür 
wnanradin, ſondern auch die Gefangennahme von Perjonen im Staats- 
Ri und han Wilvatperfonen, indeß räumt er dabei doch ein, daß ber 
Warn auf De Freiheit nicht ſchuldiger Perſonen nur zur Noth und 
wur unten Weransiepung der Wiedervergeltung und des Gegenrechts ver- 
iradugt werden Pönue, 

Wir auerkennen nicht einmal dieſe Einjchränkungen, denn nicht 
un dan ſich der verlepende Staat noch anderer Mittel, welche gleich 
ſaus Porſonen treffen, bedienen, tie der Aus- und Burüdweifung, ſon 
rau utwadanpt anderer Mittel zur Ermwiderung durch Reprefjalien. Es 
wire hohchöok aber bei ben weit auögedehnten internationalen Verkehrs. 
Wandhangen und Mitteln weit mehr als früher. 

pay ſieht unſere Auſicht ziemlich vereinzelt da, denn ſowohl die 
Mirie ut Die neuere Doctrin gejtatten die Ausübung der Reprejjalien 
au Rehenen. wie Wartolus, Groot, Wolff, Vattel, Moſer, 
ar Wartens, Wildman, Wheaton, Heffter, Phillimore und 
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imi?Ts. Indeß wird Schon von Groot, Wolff, Vattel und F. G. v. Mar: 
na Schonung des Lebens des Verhafteten verlangt und von Yebterem 
auch, daß dieſe nicht auf Lebenszeit ftattfindet.!; Ferner fchließen 
Kolff und Battel auch die Vollitredung von Leibesitrafen aus und ver- 
langt Phillimore nicht blos Crhaltung des Lebens, jondern auch 
gute Behandlung der als Reprejjalien dienenden Perfonen und fpricht 
um Schluß noch die Hoffnung aus, daß die Repreſſalien an Per— 
ionen mit anderen unndöthigen und undriftliden Rigorofi- 
täten außer Gebrauch fommen würden. 

Tag man aber durch Reprejlalienübung gejchädigte, an der Repreſ⸗ 
jalie unichuldige Privatperjonen zu entichädigen verpflichtet fei, darauf 
weiſen ihon Groot und Wolff'°) hin. Nach ihnen find dazu verpflichtet 
Ziejenigen, welche zu den Nepreflalien Veranlaſſung gaben, während 
Sattel bejonders den Souverän dazu verpflichtet, denjenigen Unterthan, 
melden die Repreſſalien betroffen, zu entichädigen. 

Nach gewährter Genugthuung oder Entichädigung hat die Uebung 
der Repreſſalien vollitändig aufzuhören, denn diefe find ja nur Mittel 
md niht Zweck. An der Gejegmäßigkeit wie Nüßlichleit der Reprei- 
ſalien kann aber, wenn fie nach den Beitimmungen des Völkerrechts und 
namentlich nicht über ihren Zweck hinaus geiibt werden, faum gezmweifelt 
werden. 


) Eppenheim 227 fi. 

". Bluntihli 3 50V. 

5.0. Martens, Bölferreht $ 105. 
Battel, S 344. 

’ ®hillimore III. 32. 

‚Battel, S 34H. 
Burchardi 507. 
Groot III, II. 3 2. 
’ Twifs II. 21. 

” Rooliey 189. 

Ma=sc, Droit commercial I. 13. 
Vbillimore III. 31. 
Bluntſchli & 500. 

“5 6G.v. Martens S 258. 
"Wolff, SS 548, 599, 


$ 31. 
Vertragsmäßige Vereinbarung von Repreffalien. 
In unſerem Jahrhundert jind wiederholt Repreilalien vereinbart 


derden freilich meitt in Verträgen Europäiſcher chriftlicher mit orientaliichen 
räthrinlichen Staaten. Wir führen nur zwei Beilpiele an. 
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Im Friedendvertrage zwilchen Sardinien und Tunis vom 17. April 
1816 Art. 6') wurde vereinbart, daß, falld irgend ein Streit zwiſchen 
dem König von Sardinien und dem Bey von Tunis entjtehen würde, 
der König von Großbritannien zu jeder Zeit bereit fein würde, feine 
guten Dienste behufs eines Arrangements eintreten zu laſſen, um eine 
gerehte Wiedergutmahhung den beleidigten Theil zu gewähren. 
Wenn dieſe aber verweigert würde, follten gegen den ich weigernden 
Theil Repreflalien ftatthaft fein, indem er diefe dann mit Recht fich zu- 
gezogen hätte. Es wird demnach hier zuerit ein friedliches, ſodann ein 
gewaltfames, aber in Friedenszeiten anzumendendes Mittel vereinbart, in 
der wahrjcheinlichen Abficht, um einem Friegerifchen Austrag des Streites 
zu entgehen. 

Sm Urt. 7 des Bertrages Rußlands mit der Pforte vom 14. Sep- 
tember 1829*) wird aber erfterem für den Fall der Verlegung der in 
diefem Artikel enthaltenen Beitimmung von legterer das Recht einge- 
räumt, ſich gegen fie der NRepreilalien zu bedienen. 

In neueiter Zeit hat man freili in ſolchen Fällen vertragsmäßig 
Schiedsſprüche vorgefehen, welche auch der gewollten friedlichen Entjchei- 
dung mehr entiprechen. 

1) M. R. X. S. I. 487. 
2) M. X. R. VIII 143. 


832. 
Repreſſalienfälle. 


Repreſſalienfälle finden wir nicht nur in Charles de Martens, 
Causes célèbres du droit des gens 1858 — 1861, 5. Bde., ſondern 
auch in verfchiedenen Darjtellungen des Völkerrechts. Wir erwähnten 
einige derjelben fchon im 8 27. 

Den erjten der in der vorgenannten Sammlung enthaltenen Yälle 
bilden die im Jahre 1703 durch den Herzog von Cavoyen, Victor 
Amadeus geübten Gemwaltmaßregeln wider den Gejandten Frankreichs, 
Herrn von Phelippeaur, ald Repreflalie wider die Entwaffnung der in 
den Dienst Frankreichs und Spaniens eingetretenen Eardijchen Truppen!) 
Wie unberechtigt auch diefe Entwaffnung geweſen, jo Eonnte fie doch nicht 
Gewaltmaßregeln gegen einen nach Völkerrecht unverleglichen Gejandten 
motiviren. 

Der zweite Fall betrifft die von der Republif von Genua durch 
Zudivig den XIIT., König von Frankreich, erlittenen gewaltthätigen Re- 
prejlalien.?) Die Genuefen hatten ihren Landsmann Claude Morini, 
welcher beim Herzog von Savoyen Gejandter Frankreich war und ihnen 
angeblich jehr ſchlechte Dienſte erwies, welche fie ald einen unmwürdigen 
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Verrath ſeinerſeits anſahen, in contumaciam zum Tode verurtheilt, feine 
Güter confiscirt und einen Preis auf ſeinen Kopf geſetzt. Der König 
erblickte darin eine Verlegung des Völkerrecht, befahl, daß die Effecten, 
Baaren, Güter und Handelsbücher der Genueſen, welche fich in feinem 
Königreich befanden, ergriffen und daß diejenigen, welchen fie gehören, 
gerarrglich eingezogen würden. Es liegt und das Material zur Beur- 
tbeiluung darüber nicht vor, inwiefern Morini mit Recht des Landesverraths 
\hntdig befunden werden künnte. Jedenfalls hatte er aber als Vertreter 
manfreihs nicht die Intereſſen Genua zu vertreten. Ebenſo jcheinen 
ms aber auch die von Franzöſiſcher Seite angeordneten Repreflalien 
exceſſive zu fein und auch die Behauptung unhaltbar, daß das Völker⸗ 
recat durch die Behandlung feines Gefandten verlegt fei, da ja dieſer 
sch Völkerrecht nur unverletlich ift in dem Staat, in welchem er refi- 
dirt. Wenn die Unverlehlichkeit auch in anderen Staaten gewährt wird, 
jo geihieht dies nur nach Convenienz, nicht aber in Erfüllung einer recht⸗ 
liten Verpflichtung. 

Ter dritte Fall behandelt die im 8 30 erwähnte Neprefialie 
arierih8 des Großen aus Engliſchen Kaufleuten gehöriger Schlefifcher Un- 
lie.) War die Eremtion des von Fremden in Staatsfonds angelegten 
Geldes ſchon zu jener Beit anerkannt, fo ift die Handlungsweife Fried- 
nhs des Großen mit Recht durch Wildmant) Wurm’) und Philli— 
more®, verurtbeilt und mit Anrecht durch Heffter‘) und Berner?) 
verteidigt und als rechtmäßig oder zuläflig befunden worden. Jeden⸗ 
jals kann der allgemeine Sat, daß Repreffalien an RPrivateigenthum 
geübt werben dürfen, dann nicht genügen, wenn ein bejonder3 qualifi- 
arted, wie eine Anleihe im öffentlichen Fonds, als eximirt gilt. 

Ter vierte Fall?) ijt der von uns im 8 30 erwähnte und be 
Imochene Pacifico-Fal. Taß zu den von England in demfelben er- 
gritenen Repreflalien keine genügenden Rechtsgründe vorlagen, bedarf 
wohl feiner Ausführung, da das Verfahren auch Englijcher Seits verur- 
tkeilt worden iſt. 

Kir ichließen hiermit ab, obgleih wir damit die und anderweitig 
vorliegenden Fälle nicht erjchöpft Haben. Wenngleich dieſe und an- 
dere Faͤlle vielfach wegen ihrer Ausführung nicht als eigentliches Rechts» 
zittel charakterifirt werden können, ftimmen auch wir dennoch gleich 
Fhilimore Bynkershoet's Wusipruch bei: „Repressaliarum usum in to- 
tm tollere. eorum qui non uni Principi subsunt, improbitas non pa- 

ttar.” Bir möchten aber auch darunter nicht blog die Staatsangehörigen, 
isadern auch die Staaten verjtanden haben, zu welcher Anichauung uns 
fe willtürliche Politik der Staaten bei Anordnung und Ausübung der 
Repreftalien, beionders gegenüber jchwächeren Ztaaten zu berechtigen 
icheint. 


Oesdbuch dei Böllerredits IV. 7 
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1) Ch. de Martens, Causes cölebres I. 35. 

2) ibid. I. 417. 

®, Ch. de Martens, Causes ce&lebres II. 97. 

) Wildman I. 189. Der Berf. führt freilich mwejentlih andere Gründe 
an, um bie Unrechtmäßigkeit diefer Reprefjalie zu ermeijen. 

) Wurm 479. 

6, Phillimore II. 33. 

) Heffter 8 111 n. 7. 

° Berner I. c. 600. 

1%) Ch. de Martens, Causes cölebres. V. 395. 


III. Embargo. 


Siteratur: Vattel IL. 106 ff. — G. F. de Martens, Pr&ois du droit des 
gens II. 88 268, 313. — Klüber, 8 234. — Hefiter, 8112. — Oppen— 
heim, ©. 236, 245, 2%. — Wildman II © 9 ff. — Manning, 
Commentaries on the law of nations. Ed. Sheldon Amos. London 1875. 
143 ff. — Wheaton, Elements du droit international. Leipzig 1864. 
I. 277. — Kent, Commentary on international law. (Ed. Abdy). Cam- 
bridge 1866. S. 211. — Phillimore IL 4 fi. — Twiſs ID. 21ff. — 
Woolfey. 8 118. — Bluntſchli, 88 509, 669. — v. Holtzendorff, 
in deſſen Rechtslexikon s. v. Embargo. — Calvo IL, Seite 599, 609. -- 
Hall, International law. Oxford 1880. 310 ff. — Wharton, A digest 
of the international law of the United States. Washington 1886. IH. 
8 320. — F. v. Martens II. 471 fr — Fiore, Nouveau droit inter- 
national public. Paris 1885. II. 81228. — Garnazza-Umari II. 610 ff. 
— Hautefeuille, Des droit et des devoirs des nations neutres en 
temps de guerre maritime. Paris 1868 III. 396 ff. — Ortolan, Rögles 
internationales et diplomatie de la mer. Paris 1864. I. 350. — Perels, 
Das internationale Öffentliche Seeredht der Gegenwart. Berlin 1882. 


$ 33. 
Droit d’Angarie und Arr&t de Prince. 


Tas Wort Embargo kommt vom Spaniſchen und Portugiefifchen 
Beittwort embargar: hindern oder zurüdhalten, und bedeutet als Terminus 
technicus die gewaltfame Burüdhaltung oder Befchlagnahme (Urreft) 
nationaler oder fremder, bejonders letzterer Schiffe in den dem zurüd. 
haltenden Staat gehörenden Gewäljern, vorzugsweiſe Häfen. Das Embargo 
an ſich ift jedenfalls Feine Confiscation,!) wenn jened auch dieſe 
zur Folge hatte.?) Diefe Folge tritt aber weder immer ein noch mit 
vollem Recht.°) 

Ter Zweck einer Beichlagnahme von Schiffen kann ein mehrfacher 
fein. Sie kann zunächſt geichehen, um die Schiffe und deren Mann- 
Ichaften zu einer Seeaction zu verwenden. Die Praxis, fremde Edhiffe 
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zurüdzubalten, um fie zum öffentlichen Dienjt zu verwenden, ift zu 
einem Recht erhoben worden, welches die Franzoſen als Droit d’An- 
earie bezeichnen. Der Urſprung dieſes Wortes iſt im Altperfſiſchen 
zu ſuchen, welches ayyapog, aryyaprioy auf das Syſtem der öffentliche 
Voſten oder Couriere anmwandte. Sn mittelalterlicher Latinität nahm es 
dann die Vezeichnungen angaria und angariae an, welche eigentlich ſo⸗ 
viel al& Rojtftationen bedeuteten oder auch Beihaffung von Zugvieh und 
Bogen für öffentlihe Beamte und Xeltefte (seniores) und entweder eine 
Reallaſt waren, welche auf dem Grunde und Boden rubte, ober eine Per- 
tonen obliegende Verpflichtung. Jedenfalls entſtammt das Necht obfolet 
gewordenem Yeudaliämus. 

Wenn das Recht der Angarie überhaupt zu rechtfertigen fei, meint 
Mooljey, fo könne e8 nur vertheidigt werden durch äußerſte Noth⸗ 
werdigkeit, welche durch Gebrauch janctionirt ſei. Phillimore*) hält 
es für möglidh, eine ſolche Maßregel zu entichuldigen, nicht aber zu 
redtiertigen, wobei jedenfalld die Gerechtigkeit erfordere, daß Cigner 
vo Gütern oder Schiffen entichädigt würden für alle aus der Inter 
—— ihrer Geſchäfte entſtehenden Verluſte und für etwaige Zerſtörung 

der Gegenjtänbe 

Ranning?) referirt, daß Embargos öfter ohne feindjelige Ub- 

jicht durch Stantöregierungen auferlegt worden jeien, nur um eined un- 
mitielbaren Zwedes halber. So fei 3. B. ein Embargo auf Schiffe 
gelegt worden, um Fahrzeuge zum Truppentransport zu erhalten, wobei 
de Eigner für dieſe erzwungenen Tienfte entjchädigt wurden. Tiefe 
Uung fei früher jo häufig geweſen, daß fie zur üblichen Aufnahme 
euer Veſtimmung in Hanbelöverträgen führte, daß die Unterthanen feiner 
ber contrahirenden Mächte einer ſolchen ſchimpflichen Behandlung aus- 
geiegt jein follten. 

Eine bejonderd ausführliche Unterſuchung widmet dem Gegenitande 
Dantefenille, mobei er mit der Behauptung beginnt, daß die Mehr- 
zahl der Nubliciften die Angarie und dad Embargo mit einander ver- 
mengt hätten, obgleich dieſe doch wejentlid von einander verjchieden 
fen. Während die Angarie die Handlung eined Souveräns jei, wo⸗ 
ach er alle nationalen und fremden Schiffe in feinem Intereſſe jelbit 
zit Gewalt zurädhalte, welche fi im Hafen oder auf der Rhede be- 
fänden, gegen eine im Boraus feftgeichte Fracht zum Transport von 
Zruppen, Lebensmitteln, Munition und anderen Gegenftänden, jei dad 
Gmbargo ein Verbot, daß die in den Häfen und auf den Rheden befind- 
lichen Schiffe auslaufen, ohne ihmen eine Tienftleiftung auizuerlegen. 
Tie Angarie fei hauptſächlich durch Kriegführende von Neutralen ge- 
fordert worden und feien Diefe Lebteren dergeſtalt gezwungen worden, 
an Rriegsactionen fich zu betheiligen und bie Pflichten der Neutralität 
zu verlepen. Gerechtiertigt jei die Angarie von Autoren ald ein Recht 
Ber territorialen Eonveränetät, welches dem Souverän eine? Hafen? und 

erner Rhede zuftände ald ein Regal, deiten die Nationen auf ihrem Ier: 
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ritorium fich erfrenten. Indeß jei fie eine Mißachtung der Unab- 
hängigfeit der Neutralen, melde durch die Nothlage der Krieg: 
führenden: den Mangel einer hinreichenden Anzahl von Schiffen für ihre 
Kriegsoperationen, nicht aufgeivogen würde. Vielmehr ſei es oberjte 
Pflicht die Unabhängigkeit der Neutralen zu refpectiren. Weder hätten 
diefe dem Kriegführenden zu gehorchen, noch ihn zu vertheidigen, nod) 
dazu mitzuwirken feinen Gegner anzugreifen. 

Auch könnten die Neutralen das nicht thun, ohne ihre eigenen 
Pflichten zu verlegen, ja ohne aufzuhören neutral zu fein. Weil aber 
ferner die neutralen Schiffe mit ihrer Mannſchaft auch im fremden 
Hafen in der Juriddiction ihres Souveräns verbleiben, jo beftände feine 
Ungarie zu Recht und müßten die Neutralen ſelbſt ſich derfelben mit 
allen Mitteln widerfegen. Ebenſowenig beruhe aber die Ungarie auf 
conventionellem Recht, vielmehr ſei fie vertragsmäßig unterjagt 
worden. Die Regeln der Gejeßgebung einiger Nationen zu Gunften der 
Angarie könnten aber feine völterrehtliche Kraft beanſpruchen, da 
fie nicht internationale feiern. Mit Necht Habe daher Maſſé die An- 
garie ald einen Mißbrauch der Macht bezeichnet. Auch bemäntele 
die gezahlte Andemnität nur den Mißbrauch ohne wirklichen Erſatz für 
alle den Neutralen erwachſenden Verluſte und Kriegsgefahren, wenn auch 
der die Angarie veranlafjende Souverän die Gefahren principiell gegenüber 
den Neutralen zu tragen hätte. Trotzdem fei die Angarie, dieſer Ueber- 
rejt barbarifcher Gewohnheiten des Mittelalter, bei allen Nationen in 
Gebrauch gemwelen. 

Wir anerkennen diefe Ausführungen gegen die Angarie und können 
daher Heffter‘) nicht beiftimmen, wenn er die Angarie als Maßregel 
in höchſter Noth und gegen vollitändige Entihädigung für zuläffig er 
Härt und damit, Daß ein Friegführender Theil neutrale Sachen 3. 8. 
Schiffe in Beſchlag nehme und zu feinen Sweden verivende (ius an- 
gariae). Vielmehr ist diefe Maßregel als eine Verlegung des Rechts der 
Neutralen nur zu verwerfen, indem fie die Neutralen zur Verlegung 
ihrer Pflicht, einen Kriegführenden feine Beihülfe zu leiten, verleitet, 
ja zwingt. 

Sn neuefter Beit Hat beſonders Carnazza-Amari') mit faft den- 
jelben Gründen wie Hautefeuille auf das Entjchiedenfte fich gegen die 
Ungarie auögefproden. Schon weit früher hatte aber F. ©. v. Mar- 
tend®) den Gebrauch für dent natürlichen Recht nicht entjprechend erklärt, 
während vor ihm Battel?) einer Nation das Recht zufpricht, fall fie 
ein dringendes Bedürfniß nad Schiffen habe, fich derfelben mit Ein- 
willigung oder auch Zwang der Eigenthümer zu bedienen, fall diefe 
leßteren fich nicht in derſelben Nothlage befänden. Indeß müſſe Die 
Nation, wenn ihr Zahlmittel zu Gebote ftänden, für den Gebrauch zahlen. 
Die Europäifche Praris gejtatte in einem dringenden Fall die fremden 
Schiffe, welche fih im Hafen befinden, gegen Bezahlung der durch fie 
geleisteten Dienfte zu verwenden. 
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Tie Angarie entitammt dem Mittelalter und wurde in neuerer 

Zeit beionders durch Ludwig XIV. geübt. Seit dem 18. Sahrhundert 
waren aber die Seemächte bemüht, fie abzufchaffen. Indeß ſchloſſen fie 
audy früher Verträge, durch welche fie fich gegenjeitig die Ausübung der- 
ſelben in Kriegszeiten vermehrten. Der ältejte dieſer ijt der zwijchen 
araretreih und Dänemarf aus dem Jahre 1645. In der Folge ver- 
anbarten verſchiedene Staaten andere derartige Verträge. Namentlid) 
entbält auch der Utrechter eine bezügliche Beitimmung. 10) 5. ©. v. Mar- 
ns und Heffter!’) beftätigten, daß in neueren Verträgen die Angarie 
auĩ gehoben jei, und Geffcken bemerkt zu Heffter 8 112 in Note 2: 
.Ta® ins angariae ijt wenigſtens unſerem Jahrhundert unbelannt ge- 

blieben.“ Indeß hat ſich noch Fürſt Bismard auf diefes ſog. Necht in 

Rriegäzeiten in feinem Schreiben d. d. Berfailles, 25. Jan. 1871 berufen.!?) 

Gegen Ende December 1870 waren jechs Englifche mit Kohlen be- 
ladene Schiffe vom eriten in Frankreich ftationirten Deutfchen Armee- 
corps nahe bei Duclair fortgenommen und in die Seine verſenkt worden. 
Tas beregte Schreiben führt nun aus, daß, obgleich dieſe Maßregel excep⸗ 
tioneller Ratur fei, fie dennoch nicht die Grenzen internationaler kriege⸗ 
der Gebräuche überjchritten Habe. Denn es fei eine dringende Ge« 
fahr vorhanden gewejen und hätten andere Mittel zur Beifeitigung der- 
ielben gefehlt. Der Fall fei demnach von unerläßlicher Nothwendigfeit 
and ein jolcher geweien, welcher jelbjt in Friedenszeiten die Benugung 
oder Jeritörung fremden Eigenthums gejtatte, wenn auch unter Bor: 
behalı der Entfhädigung. in ähnliches Recht in Kriegszeiten 
ki zu einem bejonderen Nechtöinftitut geworden: das jus angariae. 
Alibald wurde eine Entfchädigung von Teutfchland gewährt. 

Tie Berfentung von ſechs Engliihen Kohlenſchiffen in die Miün- 
bang der Seine wer Mittel zu einem Kriegszweck. Es follte da⸗ 
darh die Paſſage eines Franzöſiſchen Nanonenbootes, welches den Teut: 
ihen viel geſchadet hatte, behindert werden. Sarnazza-Amari be 
merft dazu, daß bisher in allen Fällen, wo das Recht der Angarie au 
geabt worden, die Kriegführenden die in Beſchlag genommenen Fahr— 
Kuge nur momentan ausgenutzt hätten zum Transport von Waffen, 
Amition, mit Entſchädigung der Gigenthümer für den Gebraud, 
zelhen man von den ?yahrzeugen machte, daß daher die Zerjtörung 
seutraler Fahrzeuge zu Kriegszwecken ein wirkliches novum coniti- 
tsıren würde. Phillimore faßt indeß auch den möglichen Fall der 

Ro in’ Auge, aber wie es ung fcheint, nicht die durch den 
forrnehmenden Kriegführenden, fondern die dur deſſen Gegner, falls 
die durch jenen fortgenommenen Gegenjtände in die Gewalt des Lepteren 
fourmen jollten. Andererieit3 geht Phillimore im Schadenserjag weiter, 
mdem er denfelben auch präjtirt willen will for all damages caused 
ı the interruption of their lawful gains“. 

Ta der vorliegende Fall während des Krieges ſich ereignete, jo iſt 

2 ‚wage nach Kriegärecht zu beurtheilen. Die Vorfrage würde aber wohl 
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lauten: War eine Kriegsnothwendigkeit fürdiefe Maßregel vorhanden ? 
Iſt die Frage zu verneinen, und wir thuen es unbedenklih, jo war 
auch die Maßregel nicht völkerrechtlich gerechtfertigt. Freilich behauptet 
Fürſt Bismard das Vorhandenjein einer dringenden Gefahr und 
daß andere Mittel zur Bejeitigung derfelben gefehlt hätten. 
Indeß handelte e3 fih nur darum, die Paſſage für ein Franzöfifches 
Kanonenboot auf der Seine zu fperren und wurden dazu ſechs neu⸗ 
trale Kohlenſchiffe verſenkt. Damit diente aber zumider dem Völker⸗ 
recht neutrale Gut als Mittel zum Kriegszweck. 

Sedenfall3 kann aber die Maßregel durchaus nicht als eine der 
Angarie ähnliche bezeichnet werden, denn zu diefer war eine von vorn 
herein ftipulirte Entfhädigung für bejtimmte ebenfo vorher 
bezeichnete Dienſte der Schiffe erforderlih. Eine Vereinbarung 
der Dienjte war aber nicht erfolgt, und die Entfehädigung wurde erit 
fpäter, nachdem die Englifche Regierung einen Proteft zu Gunften der 
Eigenthümer der Schiffe erhoben, in Ausficht gejtellt und erft dann 
geleiftet. Endli war von einer Regierung, welche den Grundfat der 
Achtung felbit des feindlichen Privateigenthums beim Beginn 
des Krieges verfündigt Hatte, fpäter freilich, als Frankreich ihn nicht 
auch proclamirte, wieder zurüdzog, der felbitverjtändliche: der Achtung 
des neutralen Eigenthums im Laufe des Krieges ohne Weiteres zu er- 
warten. Auch jtand es einer noch dazu obfiegenden Macht ſchlecht an, 
ih auf ein durch viele Verträge aufgehobenes, in unjerem Sahrhundert 
objolet gewordenes Necht wie das der Angarie zu berufen. 

Eine andere principielle Frage ift aber die: ob die Angarie in 
Friedenszeiten zu üben geftattet gewefen? Phillimore??) jagt 
hierüber: „Inwieweit durch die Angarie Unterthanen betroffen werden, 
ift fie eine Frage des Öffentlichen und nicht des internationalen Rechts. 
Soweit fie fih aber auf Alliirte bezieht, können fie ich darüber nicht 
beklagen, wenn fie eine gleiche Behandlung tie die Unterthanen er- 
fahren”. Auch folge nicht nothiwendig der erjten Ausübung der Angarie 
der Krieg und endlich fei diejelbe ftet3 zu den Repreifalien und zum Em- 
bargo durch die Schriftiteller des internationalen Rechts gejtellt worden. 
Carnazza-Amari meint, daß die Angarie Hauptfählich in Kriegs— 
zeiten ftattfinde. Wir Halten das Eine und das Andere für möglich, für 
zuläſſig aber nur, daß fie auf Unterthanen angewandt werde, welche 
ja überhaupt ihren Staat in der Kriegsaugrüftung und Kriegsführung 
unterftügen müſſen, ſowohl vor al8 während eined Krieges, während fie 
auf Neutrale feine Anwendung finden darf und Alliirte auf Grund 
eines fog. anderen Rechts wie desjenigen der Angarie kaum bean. 
Iprucht werden können, fondern nur auf Grund des Allianzvertrages. 
Die internationale Bedeutung und Berechtigung der Angarie überhaupt 
erfcheint ung aber als eine fehr anzuzmeifelnde. 

Man Hat auch als Embargo den fog. Arret de prince be 
zeichnet, ja Hautefeuille!t) hält diefen für eine Angarie in Friedens. 
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seitert, indem dabei die requirirten fremden Echiffe mit Transporten zum 
snerztlihen Nugen beichäftigt würden und nur eine Fracht erhielten. 
Galmo!) definirt den Arret de prince als ein Verbot an die in 
anem blocirten Hafen vor Anker liegenden Schiffe oder an folche, welche 
in Folge politiicher Umſtände fi in einer Ausnahmsſtellung befinden, 
ihrent Standort einitweilen zu verlajien. 

Sarnazza-Amari!®) faßt aber den Arröt de prince als einen 

At auf, das Auslaufen der in den Häfen eines Staates befindlichen 

temden Schiffe aufzuhalten, um zu verhindern, daß Nachrichten über in 
dem Lande geichehene Creignifje verbreitet würden, und um das Ge 
deimniß zu bewahren über beitimmte Seeoperationen oder über irgend ein 
ractum, deſſen vorzeitige Kenntniß dem zu dieſer Maßregel greifenden 
Staat jchädlich jein könnte. Weil aber der arret de prince den Cigen- 
thümern der arretirten Schiffe ſchaden könnte, jo hätten dieſe das Necht, 
den Schaden conitatiren zu lafien und deilen Wiedergutmachung zu 
Yordern. 

Ertolan!?) erwähnt diejelbe Art der Behinderung des Auslaufeng, 
erfttedt dieſelbe aber ausbrüdlich fowohl auf Friedens- als Kriegs- 
jeiten und bezeichnet diefelbe ald Sicherungdmaßregel, welde an 
Ah nichts Tyeindliches noch Verlependes habe. Weil fie aber von einem 
Embargo durch Reprefialien fich vollftändig unterjcheide, müſſe fie auch 
em anderen Namen führen, wenn auch das Wort embargo in dem 
Sim gebraucht jei im Decret vom 15. Yuguft 1851 über den Dienit 
der Franzöſiſchen Flotte auf dem Meere, deſſen Art. 117 dem Chef. 
oamandanten, falls ed die Intereſſen des Staatsdienites fordern, daß 
de Bewegungen der von ihm commandirten Fahrzeuge geheim bleiben, 
gitatıe, die höhere Autorität zu requiriren, um ein Embargo auf 
Sranzöjifche und fremde Schiffe zu legen, unter Tarlegung der 

ive feines Erſuchens und der Zeit der Tauer des Embargo. Auch 
Mit er ſchon, wie fpäter Carnazza-Amari, Schadenserfag für noth 


Sarnazza-Amari bemerkt no, daß der Arröt de prince heute 
lage nicht den geringiten Effect Haben könnte, denn die Verkehrsmittel, 
Re Vreiſe, die Clektricität gewährten nicht mehr die Möglichkeit über 
Re im Innern des Landes ſich zutragenden Ereigniſſe ein Gcheimniß 
M bewahren. Auch könnte es nicht jtatthaft erfcheinen, zu Gunſten einer 
yeringen Berzögerung, in Verbreitung von Nachrichten, welche doch 
idlieglich immer befannt würden, den Handel zu jtören und die Rechte 
der Reutralen zu verlegen, deren Intereſſen von den Wirkungen des 
Krieges nie leiden dürften. 


3Boolſey ©. 186; Perels J. c. 
r Eppenhbeim ©. 237. 

:. @Ealvo II. 610. 

* 2hillimore II. 50. 


104 Die Staat2ftreitigfeiten und ihre Entſcheidung ohne Krieg. 


8 Manning 143. 

e, Heffter $ 150. 

) Carnazza-Amari II. 618. 

5) F. ©. v. Marten II. $ 313. 

®) ®attel II. 106. 

19) Barnazza-Amari 620. 

11) Heffter 321. 

2) Das Schreiben lag und nur in einer bei Phillimore III. 51 mitge- 
theilten Engliſchen Ueberfegung vor. 

13) Bpillimore III. 53. 

14) Hautefenille III. 409. Not. 1. 

15) Calvo II. 609. 

©, Carnazza⸗Amari II. 617. 

17) DOrtolanl. c. 


S 34. 
Das jtaatSpolizeiliche und civile Embargo. 


Heffter!) führt die zulegt erörterte Maßregel allgemein auf, ohne 
fie als Arret de prince zu bezeichnen, indem ein vorläufiger Arreit auf 
die in den Häfen oder Zerritorialmeeren eine® Staates befindlichen 
Schiffe einer oder mehrerer Nationen gelegt werde, um das Auslaufen 
derfelben zu verhindern, damit nicht gewilje Nachrichten von inneren Zu⸗ 
ftänden andersiwohin gebracht würden. Zwar jei dieſe Maßregel eine 
ftaat3polizeilihe für die inneren Sntereflen des fie verhängenden 
Staates, indeß könne fie an fremden Schiffen doch nur dann geübt 
werden, wenn das Völkerrecht fie zulaſſe, wozu Geffden?) bemerkt, daß 
dag Embargo aus polizeilich-politiichen Motiven bei Telegraphen feinen 
Sinn mehr babe. Hautefeuille?) Hält es aber für eine allgemeine 
Aufgabe des Embargo, die Verbreitung einer Thatfache, welche man ge- 
heim Halten will, zu verhindern. Indeß beiteht der Hauptzmwed des 
jelben gewiß nicht darin, wie wir fpäter fehen werden. Heffter‘) 
ftatuirt ferner die Anwendung des oben gekennzeichneten Embargos, da» 
mit ein Staat eine polizeiliche oder gerichtliche Nachforſchung 
anstellen könne. Ein ſolches Embargo würde ſich von dem vorher be- 
handelten nur durch den Zweck unterjcheiden. Bedarf ein Staat einer 
Maßregel zur Ausübung feiner territorialen QJurisdiction, jo wird wohl 
gegen diejelbe nicht? eingewandt werden können, aber zum Embargo 
wird man fie kaum rechnen, fondern nur als eine vorübergehende Be- 
hinderung der Abfahrt eines Schiffes und bejonderd der Mannichaft quali- 
ficiren können. Jedenfalls wird eine folche Maßregel ſowohl im Frieden 
al3 Kriege ausgeführt werden können. 

Ebenjowenig als das ſtaatspolizeiliche ift das f. g. civile ein inter- 
nationale? Embargo. 
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Rhillimore?) erklärt das civile Embargo für eine Materie des 
Engliihen öffentliden Rechtes. Der Souverän könne einem jeiner 
Untertanen verbieten, das Reich zu verlaflen. Eine dieſes Verbot ge- 
wohrrlih auf drei Wochen erjtredende PBroclamation durch Verhängung 
eines Embargo auf alle Schiffe in Kriegszeiten jei dann ebenjo verbind- 
ih als ein Parlamentsact, weil fie auf einem früheren Geſetz bajire. 
Solche Eivilembargos ſeien begründet auf einer bejfonderen und dringenden 
und unumgänglichen Nothivendigfeit des Staates, — nad) der Marine 
sılus populi suprema lex, wenn auch die Proclamationen, durch welche 
ne verhängt würden, illegal feien, wenn fie mit einem bejtehenden Gejeg 
ah in Widerſpruch befänden. Dur ein Präjudicat fei aber richterlich 
entichieden, daß der König wohl Embargos verhängen fünne, aber nur 
pro bono publico, nicht aber zum PVortheil eines Einzelnen, von 
Negocianten oder einer privaten Gejellihaft.e Die Krone Habe indeß 

sicht das Recht, dad Embargo in fremden Häfen zu verhängen, wenn 
euch möglicherweije in den Häfen eines Alliirten. 

Ter Unterjchied zwiſchen dem Civil- und Kriegsembargo findet ſich 
erstinandergejegt in einem Urtheil des Lord Stowell') in dem Yall 
der Zurückhaltung Holländischer Schiffe im Hafen des Caps der guten 
Hoffnung vor einer an Holland ergangenen Siriegserflärung. 

Booljey‘) nimmt an, daß ein Givilembargo verhängt werden 
konne jowohl zum Zweck nationaler Wohlfahrt oder Eicherung, als auch 
um Schu von Handelsſchiffen gegen fie capturirende kriegführende 
Nidte. Eine folhe Maßregel Hätten die Vereinigten Ctaaten im 
Termber 1807 adoptirt und in Folge defien alle Fahrzeuge in den 
dien zurüdgehalten, mit Ausnahme der öffentlichen oder der bereit be- 
ladenen oder mit Ballaft jegelnden. — Dieſes Embargo, welches fi auf 
Itemde und eigene Schiffe eritreden follte, war durch das Berliner 
Teeret Napoleons und die Britijchen Orders in council veranlaft, weil 
dieſe dahin interpretirt wurden, daß die Schiffe der Vereinigten Staaten 
dach fie äußerjten Gefahren ausgejegt würden.) 

Zwifs?) bemerft, daß man ſich des Terminus: embargo bediene, 
am damit die VBeichlagnahme von Eciffen und Ladungen in den Häfen 
emer Nation in Gemäßheit ihres Xandeegejeges zu bezeichnen, und daß 
dieie Beichlagnahme und die daraus folgende Zurüdhaltung als Civil- 
mbargo3 charalterijirt würden. 

Bluntichli!") conjtatirt nur, daß man das civile Embargo als 
ne Maßregel der hohen Ztaatspolizei ohne völkerrechtliche Bedeutung 
von dem Embargo als völlerrechtliche Vorbereitungsmaßregel für den er⸗ 
Barteten Krieg untericheide. 

von Holtendorif faßt in fpeciellerer Weiſe ala Zwed der Ber- 
bangung eines Givilembargo auf, daß der Ztuat aus Gründen der 
Birehichaftspolitil, 3. B. aus Anlaß eines Ausfuhrverbotes jeine 
Intertbanen oder Deren Fahrzeuge am Auslaufen aus jeinen Häfen 
verbindere, und hält ce für zulällig je nach den Geſetzen der einzelnen Staaten. 
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Endlid wird von anderen Autoren ein bedingt civile8 Embargo 
angenommen, wie wir aus der folgenden Darlegung des internationalen 
Embargos erjehen werden. 

Wir find der Anficht, daß ein fog. civiles Embargo von einem 
Staat in Gemäßheit feiner Geſetzgebung auf Schiff und Ladung der 
Rauffahrteifchiffe, indeß nur auf die jeiner Unterthanen gelegt werden 
dürfe und daß die gleiche Beichlagnahme gegen fremde Schiffe und deren 
Ladung völkerrechtlicher Begründung bedürfe und daß auch fie allein in 
das Völkerrecht gehöre. Das Livilembargo würde dann aber richtiger, 
wie auch ſchon von Holgendorff gethan, im Gegenſatz zum völkerrecht⸗ 
lien ſtaatsrecht liches genannt werden. 


1) Heffter 8 112. 

2) Geffcken J. c. 

2) Hautefeuillel. c. 

) Heffter 8 112. 

5) Phillimore III. $ 26. 

°) Siehe baffelbe bei Phillimore III. 46. 
7 Woolſey $ 118. 

°\ Wharton III. $ 320. 

» Twifs I. 21. 

io) Bluntſchli 8 509. 


8 35. 
Das internationale Embargo. 


Es ſind drei Arten desſelben zu unterſcheiden: 
1) das Embargo als Repreſſalie; 
2) das Embargo bei drohendem Kriegsausbruch; 
3) das Embargo nach ergangener Kriegserklärung. 
Auf die erſte Art erleiden im Allgemeinen die Grundſätze der vor- 
ber behandelten Repreſſalien Anwendung. 


1. Das Embargo als Repreifalie. 


Wurm!) erflärt al3 eine dergewöhnlichiten allgemeinen Re— 
prejjalien die Beichlagnahme (dad Embargo) von allen Schiffen unter 
der Flagge des beleidigenden Staates, welche fich zur Zeit in den Häfen 
der beleidigten Nation vorfinden. 

Fiore?) referirt, daß man in früheren Zeiten dag Necht der Sou- 
veräne anerkannt habe, provijoriich auf die fremden Handelsichiffe, welche 
ih in deren Häfen befinden, Beichlag zu legen, um den Staat, zu 
welchem die Eigenthümer der Schiffe gehörten, zu veranlafien, die ver— 
langte Genugthuung zu gewähren. Dieſer Gebrauh Englifchen Ir. 
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iprunıge3 könne aber durch Rechtsprincipien nicht gerechtfertigt werden. 
3. ©. v. Martens?) erwähnt nur, daß man ſich troß der Verträge 
unD Gelege mitunter erlaube, proviforiich die Güter des Feindes mit 
Berchlag zu belegen, bis man fih deſſen verfichert habe, daß er die 
unterer Unterthanen freigebe, oder fie felbit unter dem Vorwande 
der Repreſſalie zu confisciren. 

Heffter*) rechnet das Embargo zu den Gewaltmaßregeln der 
Staatsprarid gegen andere Nationen, welches einen vorläufigen Arreſt 
aut die in den Häfen oder Territorialmeeren eines Staates befind- 
lichen Schiffe einer oder mehrerer Nationen verhänge, um das Aus- 
lauten derjelben zu verhindern, und bezeichnet diefe Maßregel als auch 
vorn anderen Nationen übernommene Britiihe Erfindung. Indeß 
müßte man der Bezeichnung nach?) diefe Maßregel wohl eher für eine 
Zpaniihe oder Portugiefifche halten. 

Heffter nimmt verſchiedene Urten des Embargo an und bezeichnet das» 

\elbe zufegt auch als ein Mittel oder eine Vorbereitung fpecieller Repreffalien. 
riore bat demnach das Embargo ald Mittel zur Genugthuungs- 
erlangung bezeichnet, 3. G. v. Martens als Repreſſalie und die Con- 
Mkation ald Borwand zu einer folhen, Heffter als Mittel oder Vor- 
bereitung zu Repreſſalien. Unzweifelhaft ift das Embargo ſelbſt Repref- 
tale und jo am allereheiten deſſen Anwendung in Friedenszeiten zu 
rechtjertigen. Mit Recht fagt Ealvo:°) „Bei der gegenwärtigen Sad) 
lage können die Embargos nicht anders gerechtfertigt werben, noch einen 
anderen Charakter haben als den eine? Bmangsmittels, um Abhülfe 
erniter Beichwerden oder eine Aenderung der politifchen Lage oder die 
Genugthuung für eine flagrante Verlegung des Völferrechts zu erlangen.“ 
Us Enbargos diefer Art citirt dann Calvo das von Frankreich auf die 
Fertugiefiiche Marine 1831 zur Zeit feiner Differenzen mit dem In—⸗ 
fanten Don Miguel; ferner dasjenige, zu welchem England und Frank. 
ri 18309 ihre Zuflucht nahmen, um Holland zur Anerkennung der 
Unabhängigkeit Belgiens zu zwingen, und endlich) das durd) England im 
Jahre 1838 auf die Neapolitaniichen Schiffe gelegte. Indeß bezeichnet 
Cppenheim?) dad an zweiter Stelle erwähnte Embargo richtig als 
deindjeligfeit, wogegen da3 an dritter Stelle rechtlich unbegründet 
Meine, da in dem zwiſchen Großbritannien und den beiden Eicilien 
abgrihloffenen Handelävertrage von 1816 erjterem nur in Bezug auf 
dandelävortheile Meiftbegünftigung zugeitanden war, das aber von lep- 
rem einer Compagnie zugeftandene Monopol der Ausbeutung von 
Shweielgruben in Eicilien doch nicht als Handelsunternehmung gelten 
konnte. Rhillimore*) charalterifirt dag Embargo als ein völkerrecht⸗ 
liches Mittel zur Wiedergutmahung zwifchen den Repreffalien und 
dem Kriege, bezeichnet es im Hinblid auf Feindſeligkeiten als retor- 
sio facti und als Reprefjalie im Kriege. Indeß iſt auch in 
ariedenäzeiten dad Embargo ala Neprefialie möglich und üblich, dagegen 
siht als Retorfion. 
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Am aller zutreffendften jagt Ortolan:?) „Die Reprefjalien in 
Friedenszeiten, welche in directeiter Beziehung zur Handeldmarine ftehen, 
tönnen in Geſtalt eines Embargo geübt werden, welches ein Staat in 
feinen Häfen auflegt auf die Handelsfchiffe derjenigen Nation, Deren 
Regierung fich einer offenbaren AJuftizverweigerung jchuldig ge- 
madt hat. Es ift das eine Sequeitrirung, eine proviſoriſche Bejchlag- 
nahme als Unterpfand für die Durchführung der Genugthuung.” Twifs!N 
erflärt dag Embargo für eine Art des Verfahrens einer Nation, um 
Genugthuung für eine Schuld oder Recdhtsverlegung zu erlangen 
und für anwendbar zur Beichlagnahme und Zurüdhaltung von Perjonen 
oder Eigentum, welche ſich gerade zur Zeit der Beichlagnahme im 
Gebiet einer anderen Nation befinden. Ein internationale? Cmbargo 
fei aber ein Act feindjeliger Zurüdhaltung, der auf Diejelben 
Gegenstände wie Neprejjalien auf Hoher See gerichtet werden könne. 
Indeß kann dag Embargo ald Mittel zur Zurüdhaltung von Ber- 
fonen nicht angefehen werden. WooLljey!!) bezeichnet irrthümlich dag 
Embargo als feindfelig oder als eine Art von Nepreflalien einer Nation 
an in ihren Häfen befindlichen Schiffen einer andern Nation, mit welcher 
fie eine Differenz bat, um fie zur Genugthuung zu zwingen; vielmehr 
wird dieſes Embargo in Friedenszeiten geübt und verfallen die Schiffe 
nur beim nachfolgenden Kriege, werden aber jonjt zurüdgegeben. 

Nach Perels!?) verjteht man unter Embargo dag Recht der Staats- 
gewalt auf eine vorläufige Zurüdhaltung oder Beichlagnahme der in 
ihren nationalen Gewäſſern, namentlih in den Häfen ſich aufhaltenden 
fremden Kauffahrteifchiffe. Ein derartiger Arreſt fäme als Re- 
preifalie und außerdem als Präventivmaßregel bei drohendem 
Kriege oder aucd während eines Krieges in Anwendung. Hieraus er- 
gebe fich eine dreifache Unterfcheidung des Embargo. 

Bon Holgendorff'?) ftatuirt ein internationales oder völ— 
ferrehtliheg Embargo, wenn die Maßregel der Beichlagnahme oder 
Selthaltung gegen fremde Schiffe, beziehungsmweije Unterthanen 
verhängt wird. Völkerrechtlich ſei es entweder eine Anwendung der 
Neprejlalien oder eine anticipirte Confizcation im Hinblid auf einen 
unmittelbar bevorjtehenden Krieg, unter Vorbehalt der Rüdgabe für den 
Hal, daß wider Erwarten eine friedlihe Ausgleihung vorhandener 
Streitigkeiten erfolgen ſollte. Wir Haben diejeg Embargo vorher als 
ein bedingte3 bezeichnet, indem es wieder aufgehoben werden kann oder 
beitehen bleibt, im leßteren Fall aber das mit Befchlag belegte Gut verfällt. 

Fiore!*) anerkennt nur die Berechtigung, die einem fremden 
Staat, nicht defjen Bürgern angehörenden Güter mit Beichlag zu 
belegen, um ihn zu beſtimmen, eine gerechte Genugthuung zu gewähren, 
während Klüber') als herkömmlich die Beichlagnahne der Sachen 
Beider und folhe Sewalthandlungen conitatirt, wodurch der beleidigte 
Staat dem Beleidiger an= oder zugehörige Perjonen, Rechte oder Sachen 
(Repreflalien im engjten Einn) zurüdhält, um diefen Staat zur Anerfen- 
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nung feines Rechtes und zur Genugthuung zu nöthigen. Manning!‘) 
führt aber aus, daß der Terminus embargo fih auf die Sequeſtrirung 
des Eigenthums von Individuen beziehe und auch gelegt werde auf 
da& Der Unterthanen eines beleidigenden Staates, welches im Fall der 
uftizverweigerung confiscirt werden könne. DOppenheim!?) erklärt für 
läsfig, daß ein Staat für die Unbilden eines anderen Staates durd) 
volitiihe Maßregeln, ſelbſt durch Embargos fi räche, indeß kann das 
Völkerrecht nicht Racheacte fanctioniren. 
Sarnazza-Amari!?) meint, daß an die Etelle der faſt abgefchafften 
RKeprefialien ein anderes Zwangsmittel: das Embargo getreten fei, 
welches darin beitände, die Kauffahrer einer Nation, welche fich in den 
Häfen einer anderen befänden, proviforifch mit Beichlag zu belegen, um 
vie Wiederherjtellung eines verlegten Rechts zu erlangen. Demnach 
rehnet Sarnazza-Amari das Embargo zunächſt nicht zu den Re— 
vreiialien und erflärt, daß es an Kauffahrern, aljo an Schiffen von 
Privaten geübt werde. Eodann entwidelt aber der Autor weiter, Daß 
die Schiffe, falls die Differenz friedlich beglichen werde, zu. 
radzueritatten feien, während fie im entgegengejeßten Fall confiscirt und 
verfauft würden, und daß der Verkaufspreis dazu diene, den geftifteten 
Schaden wieder gut zu machen, wobei das Mehr den Eigenthümern der 
capurirten Schiffe wiedererjtattet werde. Ein Embargo folder Art 
hält aber Carnazza⸗Amari für einen Repreijalienact. 
Hautefeuille!) erflärt da8 fremde Fahrzeuge treffende Embargo 
ar zuwider den Vorfchriften ſowohl des primären als fecundären Rechts; 
wis?) will aber das internationale Embargo auf Fälle der Genug- 
ung für eine Schuld oder der Compenjation für eine Rechtsverletzung 
beihränten. 

Bir entmehmen aus den vorjtchend referirten Ausſprüchen der 
Natoren, daß das Embargo als Repreſſalie factiich angewandt und in 
der Regel auf frenide und zwar Privatichiffe gelegt werde und daß, wie 
allerdings Carnazza⸗Amari allein ed ausführt, die mit Beſchlag be 
legten Schiffe reftituirt werden (jollte wohl richtiger heißen: die Befchlag- 
nahme aufgehoben wird), falls die den Beſchlag veranlafjende Tifferenz 
hiedlih beglichen worden, während im entgegengefepten all Confiscation 
uud Verkauf erfolgen, um aus dem Verkaufspreis den verurfachten 
baden wieder gut zu machen. Ob es nun unitatthait fei, wie Fiore 
zeit, auch Güter der Privaten, und wie Hautefeuille meint, fremde 
abrzeuge zu dem Zweck der Repreflalienübung mit Embargo zu be 
legen, it nach unferen früheren Ausführungen darüber, inwiefern über: 
vo! Repreſſalien an Privateigentyum geübt werden dürfen, zu beur- 

len 


Im Uebrigen aber ift, gleich ahderen Repreilalien, das Enbargo 
zur von der höchſten Staatsgewalt oder in deren Auftrage zu verhängen, 
muß der Anlaß gehörig conjtatirt iverden und darf weder zweifelhaft, 
aoch geringfügig fein und muß vorher Genugthuung gefordert werden, 
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indem nur, falls dieſe vermeigert oder nicht gehörig geleiftet wird, ein 
Embargo al3 NRepreflalie angeordnet werden darf. Auch muß das Em- 
bargo in Bezug auf feine gegenjtändliche Ausdehnung im Verhältnig 
zur Bedeutung des Anlaſſes ftehen und nach erlangter Genugthuung 
gehoben werden. Niemals darf aber die Konfiscation eine jelbjtverftänd- 
liche Folge des Embargo fein, da dasfelbe nur eine proviforiihe Maß— 
regel ift und ein mit Beſchlag belegtes Gut nicht ohne Weiteres verfällt. 
Endlih ift ein Zurüdhalten von PBerjonen nie ald Embargo, das 
nur auf Sachen gelegt wird, zu betrachten und auch keineswegs Die 
jelbftverftändlihe Folge des Embargo. Ein Schiff und feine Ladung 
können mit Beichlag belegt werden, die Mannjchaft defielben bleibt 
frei und Tann nicht gezwungen werden im fremden Lande zu ver- 
bleiben. Calvo fordert im Namen der Gerenhtigleit und Menich- 
lichkeit, daß die auf einem in Friedenszeiten mit Embargo belegten 
Schiffe befindlichen Perjonen, Seeleute oder Andere, ald Gäfte be- 
trachtet werden und für ihre Bebürfnifie von der Beſchlag legenden 
Negierung in freigebiger Weife geſorgt werde. Der Urt. 245 des 
Italieniſchen Gejegbuches für die Kauffahrteimarine beitimmt, daß die 
Mannfchaften mit Beſchlag belegter Schiffe in Freiheit belaſſen werden 
ſollen. 


2. Das Embargo bei drohendem Kriegsausbruch. 


Heffter?!) bezeichnet das völkerrechtliche Embargo auch als vor- 
forglihde Maßregel in der Erwartung eines eintretenden Kriegszuſtandes, 
welche ſich beim Eintritt desſelben in eine definitive mit allen Wirkungen 
verwandle. 

Battel??) führt aus, daß wenn eine Nation zur Erlangung einer 
Genugthuung fich des einer anderen Gehörenden bemächtige und es big 
zu erlangter voller Genugthuung als Unterpfand behalte, ein Arreft oder 
eine Beichlagnahme ftatthabe und daß, falls beide Nationen in Folge 
des jene Maßregel veranlafienden Streite® zwischen ihnen zu einem 
offenen Bruch gelangen, alddann die mit Beichlag belegten Sachen con- 
fiscirt werden könnten. Es ift jedoch von einer drohenden Feindſeligkeit 
bier nicht die Rede, ſondern nur von einer fpäter möglichermeije 
eintretenden. Auch 3. ©. v. Martens?) Handelt nicht von dem Em- 
bargo in Erwartung eines Kriegäzuftandes, jondern von einer Beichlag- 
nahme der Güter durch den Feind im Moment des Friedensbruchs. 

Hautefeuille”*) referirt, daß feit mehr als einem Jahrhundert 
einige zur See mächtige Völker einen Gebrauch adoptirt hätten, welchen 
fie als Embargo bezeichnet, obgleich er in Wirklichkeit gar keine reelle 
Analogie mit dem eigentlichen Embargo habe. Diejer Gebrauch beftände 
darin, daß eine Nation in allen ihren Häfen, Rheden und Territorial- 
gewäflern alle einer anderen Nation gehörenden Fahrzeuge mit Beichlag 
belegen lafje, wenn fie auch mit ihr noch nicht im Kriege fei, indeß aber 
ſolche Streitigkeiten habe, daß ein zukünftiger Bruch glaubhaft erfcheine. 
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Tiefe neue Art der Rerfidie hätte nicht gleich dem Embargo zum Zweck 
die Abſahrt der Schiffe zu verzögern, fondern es habe am häufigiten, 
weran der Krieg den zum Vorwande dienenden Streitigkeiten gefolgt fei, 
bie Beſchlagnahme Anlaf zur Eonfiscation gegeben, und fo fei in Wirk. 
lich keit ein bedingungsweiſer und anticipirter Bruch eingetreten. 

Als nach dem Bruch des Frieden? von Amiens das Embargo auf 

Holländiiches Eigenthum in den Häfen Großbritanniens im Jahre 1803 
nnter Umftänden gelegt war, welche die Englifhe Regierung jenen 
Brud als eine feindfelige Aggreifion ſeitens Hollands anjehen ließen, 
concludirte Eir WB. Scott (Lord Stomwell) zur Unterſtützung jener Map- 
regel: „Diefe Beichlagnahme unterliegt ziwiefacher Deutung. Wäre ber 
Gegenſtand der Tifferenz durch eine Ausgleichung erledigt worden, fo 
härte fih die Beichlagnahme in ein einfaches Civilembargo umgewandelt 
und wären die Eachen wieder in den früheren Zuſtand zurüdgebradht 
worden. Bon dem Wugenblid aber, daß der Etreit, anjtatt durch eine 
Transaction gefchlichtet zu werden, die Eröffnung von Feindſeligkeiten 
zur folge Hatte, mußte eine ganz entgegengejeßte Wirkung fich geltend 
mohen und die urjprüngliche Beichlagnahme rückwirkend einen feindfeligen 
Charakter annehmen. Tas Embargo unterlag dann nicht mehr einer 
wwiefachen Auslegung, indem fpätere Handlungen die Abficht, in welcher 
fe unternommen worden, Tundgaben. Und da diefe Mbficht von Unfang 
an eine feindliche war, war man berechtigt die Conſequenzen der Nechts- 
verlegungen den fie verfchuldenden Perfonen aufzubürden, indem dieſe 
unterliegen, durch eine freundichaftliche Uenderung ihrer Handlungsweiſe 
de Rechtöverlegungen wieder gut zu machen. Es ift dad die unaus- 
bleiblihe Entwidelung der Tinge, falls nicht eine bejondere Vereinbarung 
zu Riedereritattung des vor jeder formellen Kriegserklärung 
fortgenommenen Eigenthums dazwiſchentritt.“?*) 

Dem ſo beurtheilten Fall liegt eine Beſchlagnahme zu Grunde, 
welche nur wegen der urſprünglich feindſeligen Abſicht desjenigen Factors, 
gegen welchen die Maßregel gerichtet war, und weil dieſer nicht durch 
freundſchaftliche Handlungsweiſe die durch ihn verurſachten Rechtsver⸗ 
legangen wieder gut zu machen bemüht geweſen, als eine, nach Anſicht 
der Englifchen Regierung wohlbegründete angejehen werden mußte. 
Tieien Fall mit dem Gonclufum des berühmten Cnglifchen Richters 
haben num mehrere Autoren bei Behandlung des Embargo referirt, ohne 
indeß ihrerſeits ein Urtheil über die Rechtmäßigkeit der Maßregel an 
&h und für diefen Fall anzufchließen. Cine gerechte Beurtheilung ber- 
ielben wird aber nur dann möglich fein, wenn die Art des riebend- 
bruche welche angeblich das Embargo veranlafte, Har gelegt it. Ueber 
bieten wichtigen Umitand fehlt aber in dem übereinftimmend referirten 
Urteil Lord Etomwelld jede Undeutung. Es wäre aber der Nachweis 
einer rechtlichen Veranlaſſung zu einem fo verhängten (Embargo 

an fih und in casu ebenjo nothwendig geweſen ale der Nachweis der 
drobenden Feindſeligkeiten. Tie Autoren: Wheaton, Rhillimore und 
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Calvo find aber ftatt deſſen einfach zu einer anderen Materie über- 
gegangen. 

Nicht minder müßte aber das Embargo zur Anwendung beffelben 
im einzelnen Fal der Eröffnung von Feindſeligkeiten vorzuziehen 
fein, und nit ein Krieg dem Embargo, wie der Präfident der Ber- 
einigten Staaten Sefferfon in Bezug auf da3 auf Amerikanische 
Schiffe in Britiſchen Häfen in den Sahren 1807—8 gelegte Embargo 
fentirte, indem er äußerte: „Die unmittelbare Gefahr eines Bruches 
mit England ift für dieſes Jahr befeitigt dur da3 Embargo, da nur 
diefeg oder der Krieg in Frage war. Bielleiht kann Das ein Jahr 
fo fortgehen, ohne einen Berluft des Eigenthums unferer Bürger, wenn 
fie dasfelbe auch nicht benugen fünnen. Indeß wird eine Beit kommen, 
wann der Krieg der Fortſetzung des Embargo vorzuziehen fein wird.” *6) 

Es ijt dabei ſehr bemerfenswerth, daß ein angefehener Englifcher 
Völferrechtsautor Tiwijg?T) es für eine offene Frage erflärt: „ob nicht 
die Doctrin der proviforiihen Embargos durch die Britifchen Priſen⸗ 
gerichtshöfe in einer zu unbeſchränkten Weife aufrechterhalten fei, und 
dabei ausführt, daß ein Embargo im Hinblid auf einen Krieg unter 
Umftänden, in welchen Repreſſalien nicht rechtliher Weile gewährt 
werden können, nicht wohl unterfchieden werden könne von einer Täufchung 
des guten Glaubens der Barteien, welche ihn hegen Ddurften.“ 
Twiſs Spricht fi daher gegen Embargos im Hinblid auf den zwei— 
deutigen Stand der Dinge, welcher dem offenen Kriege vorhergehe, aus. 

Fiore?s) läßt das Embargo bei drohendem Kriege nur als Polizei— 
und Sicherungsmaßregel zur Verhinderung der Verbreitung von Nad) 
richten über die Kriegsvorbereitung zu. Denn wolle man daraus eine 
proviforifche und zweideutige Maßregel für internationale Beziehungen 
maden und jpäter das proviforifche Embargo in eine Configcation um- 
geitalten, jo würde man eine flagrante Verlegung des internationalen 
Rechts begehen und den unmoralifcheften Angriff auf die Rechte Privater, 
welche in die fremden Häfen unter Garantie des Friedensrechts ein- 
gelaufen feien. 

vb. Holgendorff erklärt für eine allgemein gewordene Ueberzeugung, 
daß das Embargo als eine anticipirte Confiscation im Hinblid auf 
einen unmittelbar bevorjtehenden Krieg überhaupt zu verwerfen und 
grundfäglich zu mißbilligen fei. Geffcken bemerft zu der von Heffter 
angeführten Art des vorjorglidden Embargo in Erwartung eines ein- 
tretenden Kriegszuftandes, daß fie nicht mehr vorfomme. Wir wünfchten, 
daß jene Ueberzeugung wirklich eine allgemeine jei und bleibe, wobei 
wir indeß bemerken, daß Phillimore??) zwar als erſte von ihm nam« 
haft gemachte Art des Embargo die „in contemplation of hostilities“ 
anführt und auch wegen des Charakter und der Wirkung einer folchen 
Cequeftrirung auf die oben erwähnten Ausführungen Lord Stowells 
verweiſt, ein Urtheil über die Zuläfligfeit oder Unzuläfligfeit der Maß—⸗ 
regel aber nicht abgiebt. Auch Heffter referirt nur über die Art. Wir 
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fonrren und aber nur gegen dieſelbe ausſprechen, da jie jedes Rechts— 
grarudes entbehrt und wohl eher dazu geeignet iſt den Strieg berbei- 
zufin Hren, als ihn zu vermeiden. Wir wünjchen daher, daß ſie aud 
fartiych nicht mehr angewandt werde. 

3. v. Martens?”), von der Erfahrung ausgehend, daß jedes Em- 
krgo, ſowohl als NReprefialie wie ald friegeriihe Maßregel die Anter- 
merr beider Theile jchädige und nachtheilig auf den neutralen Handel 
wirfe, behauptet, daß diejes Zmangsmittel von jelbjt außer Gebraud) 
glommen ſei. Demnach wären aber nur Opportunitätögründe, nicht 
Rechtögründe maßgebend gemweien, und auf Ichtere hat fich Doch vorzugs⸗ 
weile, wenn nicht ausfchließlich die völkerrechtliche Praxis zu fügen. 

Somit ijt denn das Embargo bei drohendem Kriegsausbruch von 

Hautefeuille energijch verurtbeilt, von Geffden und 5. v. Martens 
als nicht mehr gebräuchlich bezeichnet worden. 


3. Das Embargo nach ergangener Kriegserflärung. 


Wenn ſchon das Embargo bei drohendem Kriegsausbruch als völ« 
ferrechtlich unzuläffig zu bezeichnen ift, jo ift das unzweifelhaft in Be- 
zug auf das Embargo nad) ergangener Kriegserflärung auf Güter von 
Frivaten der Fall. Zwar ijt der Grundfag, daß das Privateigenthum 
im Kriege frei fei, leider durchweg, namentlich im Seekriege nicht durch⸗ 
geführt, wohl aber iſt das Embargo auf Schiffe und Ladung von Staats- 
engehörigen des Feindes, welche fih in den Häfen oder Gewäſſern des 
Gegners finden, durch die Theorie ſowohl als durch die Praris immer 
mehr als unſtatthaft anerkannt worden. 

Heffter?!) hat freilich auch dieſes Embargo, welches er als un— 
mittelbare Begleiterin eines eintretenden Kriegszuſtandes charakteriſirt, 
keiner Beurtheilung unterzogen, ſondern wie das vorher bezeichnete als 
tdetjachliches regiſtrirt, indeß bemerft Geffcken dazu, daß die Beſchlag 
nahme beim Ausbruch des Krieges nicht mehr vorkomme, vielmehr ſtets 
ame Friit zur unbehinderten Abwehr (wohl Abreije?) gegeben werde. 
ah Calvo??) beitätigt, daß in der Gegenwart folhe Embargos durch 
das internationale Recht verurteilt jeien und daß jede Nation, welche 
x ſelbit achte, dem feindlichen Eigenthum, befonders dem auf der See⸗ 
tabrt befindlichen einen hinreichenden Termin bewillige, um basjelbe in 
Eiherheit zu bringen. Bluntſchli erfordert als gute Nriegafitte, daß 
die feindlichen Handelajchiffe nicht mehr sofort nach dem Ausbruch des 
Krieges durch unerwartete Wegnahme überraicht, jondern denielben eine 
Frit gewährt werde, innerhalb welcher fie aus den feindlichen Häfen 
audlanfen und einen ficheren Zufluchtsort aufjuchen können. 

Zieje geforderte Rückſichtsnahme wird in Bezug auf Schiffe und 
Ladung in Perträgen vereinbart und in Verordnungen während bes 

Krieges gewährt. 

Schon die Magna Charta enthält die Beitimmung, daß beim Beginn 
ee Krieges die Kaufleute des Feindes jo gehalten und behandelt werden 

eadbuch des Bblterxrechta IV. 8 
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follen wie unfere Kaufleute im Lande des Feinded. In einer großen 
Zahl von Verträgen ift aber eine Beitimmung enthalten für den Fall 
eines Krieges und eine beftimmte Zeit zur Sortihaffung von Gütern 
und zur Abreife von Perjonen gewährt.) Der Drientalifhe Krieg hat 
dann die Friegführenden zur Gewährung beftimmter Gunjtfriften (Indulte) 
für fremde Schiffe veranlaßt. 

Eine Engliſche Declaration vom 29. März 1854 bewilligte den 
Ruſſiſchen Handelsfchiffen, welche in einem Britifchen Hafen jtationirt 
waren, eine Frift von ſechs Wochen vom Tage der Belanntmadhung, 
um ihre Ladungen einzunehmen und ohne daran verhindert zu werden, ihre 
Fahrt wieder aufzunehmen zu einem nicht blocirten Hafen. Diefe Eon- 
ceffion wurde indeß nicht Ruſſiſchen Schiffen gewährt, welche vor dem 
29. März 1854 einen Britifchen Hafen verlafien hatten oder welche 
innerhalb der jechd Wochen einen neutralen Hafen mit Dejtination für 
einen nicht Britiichen .Hafen verließen. Dagegen waren Ruſſiſche 
Schiffe, welche vor der Publication einen fremden Hafen mit der Defti- 
nation zu einem Britiichen Hafen verlaſſen hatten, ermächtigt in dieſen 
Platz einzulaufen und ihre Ladungen zu Löfchen und wieder ohne irgend 
ein Hinderniß zu irgend einem nicht blocirten Hafen fich zu begeben.’*) 

In gleicher Weife gewährten Frankreich mitteljt Declaration vom 
27. März 1854 den Ruſſiſchen Schiffen eine Friſt von ſechs Wochen, 
um aus Franzöfifchen Häfen auszulaufen und ihre Ladung zu vervoll- 
ftändigen, und Rußland mittelft Declaration vom 6. April 1854 Eng- 
liſchen und Franzöſiſchen Handelsichiffen, welche fih in Ruſſiſchen Häfen 
befanden, eine Frift von ſechs Wochen, um ihre Ladung einzunehmen und 
fie ohne Hinderniß zu einen fremden Hafen zu verbringen. Diejelbe 
Vergünftigung wurde fpäter den Schiffen Eardiniend zu Theil.°°) 

Während des Oeſterreichiſch-Sardiſch-Franzöſiſchen Krieges geitattete 
die Defterreichifche Regierung mittelft Verordnung vom 11. Mai 1859 
den in Dejterreichifchen Häfen befindlichen Sardiihen und Franzöfifchen 
Handelsichiffen auszuladen und die Häfen zu verlaffen.?®) 

Die den Commandanten von Flottenescadren und Kriegsichiffen 
ertheilten Franzöſiſchen Suötructionen vom 25. Juli 1870 gewähren 
aber den feindlichen (Deutfchen) Handelsichiffen einen Termin von nur 
dreißig Tagen, um aus den Franzöfiichen Häfen auszulaufen, fei eg, 
daß ſie fih damald dort befanden oder ſpäter, ohne Kenntniß vom 
Kriegszuftande, eingelaufen waren. Sa, es follten fogar die feindlichen 
Handelsichiffe, welche vor der Kriegserflärung Ladungen nad Frankreich 
und für Franzöfifhe Rechnung eingenommen hatten, ungehindert ihre 
Ladungen in den Franzöſiſchen Häfen Löfchen.?”) In beiden Fällen werden 
den wieder auglaufenden feindlichen Handelsſchiffen nad) Franzöſiſcher 
Publication vom 20. Zuli 1870 Geleitbriefe außgereiht, um frei in 
ihre Heimathshäfen oder Beitimmungshäfen fi) begeben zu können. 

Endlich beichloß der Norddeutiche Bundesrath im Jahre 1870, 
daß im Fall des Ausbruches des Krieged mit Frankreich Franzöſiſchen 
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Kauffahrteiſchiffen, welche fi bei Beginn des Krieges in Deutfchen 
Häfen befinden oder welche fpäter, bevor fie von dem Ausbruch des 
Krteges unterrichtet waren, in folche Häfen einlaufen, geftattet werden 
jolle, bis zum Ablauf von ſechs Wochen, vom Tage des Ausbruchs des 
Krieges gerechnet, in dem Hafen, in welchem fie fich befinden, zu ver- 
bleiben und ihre Ladungen einzunehmen, beziehungsweije zu Löfchen. 
Tiefer Beichluß wurde mittelft Verfügung vom 17. Juli 1870 bekannt 
gegeben.”?) 

Rah Anhalt der vorstehend referirten Beftimmungen der bedeutendften 
Seeftanten Europas unterliegt es daher keinem HBweifel, daß feindliche 
Handeläichiffe, welche ſich nach der Kriegserflärung in den Häfen des - 
Feindes befinden, eine meiſt fechömöchentliche Frift zum Ausladen, 
Einfaden und PVerlaflen des Hafens genießen, fomit weder die Schiffe, 
noch die Ladung dem Embargo durch den Feind unterliegen. Dagegen 
würde Dad Auslaufen und Einlaufen von Schiffen in einen Hafen einer 
triegführenden Macht wohl verboten werden fünnen, um die Verbreitung 
von Nachrichten über den PVertheidigungszuftand des bezüglidhen Hafens 
zu verhindern. 8 ericheint daher das gleich nach Ausbruch des Deutſch⸗ 
Atanzöfiichen Krieges im Juni 1870 an die Eciffe aller Nationen er- 
gangene Verbot, aus dem Kieler Hafen von einem beftimmten Zeitpunft 
ab and. oder in denſelben einzulaufen, im Intereſſe der Sperrarbeiten 
und der Geheimhaltung der Sperreinrichtungen, wohlbegründet??) und 
siht minder, wenn das Anlaufen dennoch zu befürchten wäre, die Ver⸗ 
Bingung eines Cmbargo auf Schiff und Ladung und die Zurüdhaltung 
der Shiffsmannschaft, da in dieſem Fall gerade eine der Mannſchaft 
zugeitandene freie Bewegung und Abreife zu behindern wäre. 
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5.6. v. Martens II. 8 268. 

) Heffter 8 112. 

’; Eiche 8 33 am Anfange. 

Calvo I. 6m. 

! Ippenheim S. 28. 

*; ®hillimore III. 44, 48. 

r. Drtolan I. 350. 

ie Iwiis II. 21. 

u Woolſey 8 118. 

, Berels 166. 

» p. Holgendorfil c. S. Gin. 

19 Fiore II. 663. 

", Alüber 8 234. 

” Ranning 143. 

" DSppenheim E. 2%. 

" Garnazza-Amari II. #10. 

’ Hantefeuilfe III. 40%. 
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20) Twiſs II. 22. 

2) Heffter 8 112. 

»2) Battel II. 8 342. 

2») F. G. v. Martens II. 8 268. 

24) Sautefeuille III. 411. 

») Wheaton I. 277; Vhillimore III. 44 ff.; Calvo II. 8 1586. 

20) Twiſs II. 22. 

7) Twiſs J. c. 

28) Fiore II. 664. 

) Phillimore III. 8 25. 

30) %. v. Martens II. ©. 472. 

29 Heffter 8 112. 

sn Galvo II. 8 1583. 

®, Phillimore II. 8 28. 

%) Bulmerincq, Prises maritimes. Gand. 1880. 25. 

‘d) Bulmerincgq 1. c. 164. 

6) Bulmerincq l.c. 78. 

37) Bulmerincg 1. c. 79 fi. Uctenftüde in Bezug auf Handel und Schiff⸗ 
fahrt während des Deutih-Franzöfiichen Krieges im Jahre 1870 in der Beilage 
zum Gtaatsardiv 1870. Nr. 32. 

8) Die citirten Actenſtücke 3a. 

N Perels, Internationales Seerecht ©. 166. 3. 


IV. Die $Sriedensblocade. 


Siteratur: Hautefeuille, Des droits et des devoirs des nations neutres. 
Paris 1868. II. 183, 259 ff. — Cauchy, Le droit maritime international. 
Paris 1862. II. 426. — Pistoye et Duverdy, Traitö des prises mari- 
times. Paris 1855. I. 376. — Fauchille, Du blocus maritime. Paris 
1882. ©. 38 ff. — Calvo I. 612, IV, 186 fe — Woolsey, Internat. 
law. $ 119. — Hall, International law. $ 121. — Heffter, Völkerrecht 
8112. — Perels, Internationales Öffentliches Seerecdht, 167. — Gessner, 
Le droit des neutres sur mer. Berlin 1876, 234. — Bluntſchli, Das 
moderne Völkerr. 1878, 8507. — Neumann, Grundriß des heutigen Euro» 
päiſchen Völkerrechts. Wien 1885. ©. 96. — Weſtlake in der Revue de 
droit international. 1875. 611. — De Burgh, The elements of maritime 
international law. London 1868. ©. 121 n. 2. — Fiore, Droit inter- 
national public. II. 668. — Carnazza-Amari, Droit international. 
II. 622. — F. v. Martens, Völkerrecht IL. 473 ff. 


$ 36. 
Die Praris der Friedensblocade. 


Eine Friedensblocade (blocus pacifique) d. h. eine von einem 
Staat gegen die Häfen oder Küſten eines anderen Etaates, mit welchem 
er fih im Friedenszuſtande befindet, verhängte Blocade iſt in dieſem 
Jahrhundert wiederholt von Seejtaaten, am häufigjten von England und 
Frankreich geübt worden. 
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Trei ?sriedensblocaden find bei Gelegenheit von Inabhängigfeits- 
friegen erflärt worden. Die eine während des Griechifchen, die andere 
während des Belgiichen und die dritte während des Neapolitanifchen. 
Indeß find dieſe Kriege nur Die entfernte Urſache jener Blocaden und 
tann auch hier der Zweck dad Mittel nicht heiligen. 

Im Jahre 1827 blocirten England, Frankreich und Rußland die 
Küiten Griechenlands in den durch Türkiſche Truppen bejegten Gegenden 

unter dem Vorwande, daß ihre Vermittelung zwifchen der Türkei 
und Griechenland nicht angenommen worden fei. Diefer Vorwand war 
indes nichtig, denn es kann die völferrechtliche VBermittelung nur zwifchen 
zwei Staaten ausgeübt werden, und Griechenland war damals noch fein 
unabhängiger Etaat; wenn es ſich auch jelbft dafür erflärt Hatte durch 
des organifche Gefeß von Epidaurus vom 13. Sanuar 1822, jo mwurbe 
Dice Unabhängigkeit doch erſt durch die Die Blocade verhängenden 
Zuaten vermittelſt von Griechenland und der Pforte angenommenen 
Vrotokolles vom 3. Februar 1830 anerkannt. 

Mit richtigem Ausdrud hat Hautefeuilfe!) diefe angebliche Mediation 
el „Intervention“ bezeichnet. Aber ſelbſt, wenn ie eine Mediation geweſen 
wäre, jo konnte fie doch als folche nicht gewaltfam erzwungen werben. 
Edeniowenig konnte die Blocade als Repreffalie wider die Türkei geübt 
zerden, denn Diele hatte nicht die Rechte irgend einer der drei Mächte 
verlegt. Ta nun die drei Mächte die Blocade, ohne völkerrechtlich 
dezu berechtigt zu fein, übten und da fie, felbit nad) Vernichtung der 
Zürfigen Flotte bei Navarin trotzdem erflärten, mit der Türkei nicht 
im Ariege zu fein, fo fand ihre Blocadeerflärung während des Friedens⸗ 
zmitonded feine Begründung im Völkerrecht und Eonnte in feiner Weife 
dieſe damals neu eingeführte Art der Blocade rechtfertigen. 

Ebenſowenig kann die Friedensblocade während des Belgiſchen Un⸗ 
abbangigkeitskrieges gerechtfertigt werben. Im Jahre 1833 blocirten 
England und Frankreich die Küjten Hollands, obgleich fie angaben, mit 
Krim Etaat im Frieden zu jein, um ben König von Holland zu ver» 
alanien, daß er fich nicht mehr der Lostrennung Belgiens widerjeße. 
Tie Union diefer beiden Länder berubte aber auf dem Wiener Qertrage 
vom 51. Mai 1810, welcher von der einen Seite von den Niederlanden, 
den der anderen von Großbritannien, Tefterreih, Preußen und Rußland 
ebgeihlofien war. Wie konnte daher England als einer der Vertrags. 
mtrahenten ermächtigt erfcheinen, durch eine Gemwaltmaßregel wie Die 
Mlocade die durch Vertrag begründete Union zu brechen? Freilich war 
ent der Londoner Eonferenz der fünf Großmächte im Tecember 1830 
de Irennung Belgiens von Holland ausgeſprochen und auf berjelben 
Gonierenz am 23. Sanuar 1831 Belgien als unabhängiger Staat an- 
erlannt worden, indeß war dieſer Act jeitens derjenigen Mächte, welche 
Re Union vertraggmäßig mitbegründet hatten, vollitändig widerrechtlidh, 
iꝛ lange nicht die Niederlande ihre Zuſtimmung gegeben hatten, was 

rt ım Zertrage vom 19. April 1839 (Artikel 3) geihah. Die Blo- 
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cade war aber auch zuwider dem Völkerrecht, nicht blos weil fie geübt wurde 
gegen eine Macht, welche fich im Friedensſtande mit den fie verhängenden 
Mächten befand, jondern auch weil fie die Verträge mißachtete und gegen- 
über den hauptſächlich Intereſſirten einen Bruch dieſer herbeiführen wollte. 

Am 16. October 1860 proteftirte Franz U. König beider Sicilien 
dagegen, daß die Flotte Victor Emanuel’ die Häfen von Meſſina und 
Gaeta blocirt Habe, trog durch die Sardiſche Regierung wiederholter 
Verficherung des Fortbeſtehens freundfchaftlicher Beziehungen.?) 

Am 20. Sanuar 1861 mar die Blocade durh den Sardiſchen 
Admiral Perſano notificirt worden. Indeß konnte fe als Friedens⸗ 
blocade nicht bezeichnet werden, da es in der Notification beißt, daß fie 
zur Unterjtügung der Belagerung Gaetas dienen follte, indem dadurch 
den Belagerten jegliche Hülfeleiftungen entzogen werden jollten.) In 
der That war denn auch diefe jogenannte Friedensblocade eine kriegeriſch⸗ 
taktiſche Maßregel. 

Schon 1831 ereignete fih ein folgenreicherer Ball der fogenannten 
Friedensblocade. 

Unter dem Vorwande und in Folge durch Don Miguel verübter 
Schlechter Behandlungen Franzöſiſcher Unterthanen foreirte nicht blos die 
Franzöſiſche Flotte das Einlaufen in die Mündungen des Tajo und 
nahm eine große Zahl PVortugiefiiher Schiffe, ſondern blocirte auch ver- 
fchiedene Punkte der Portugieſiſchen Küſte. Selbft wenn die Franzö⸗ 
fiichen Unterthanen jchlechte Behandlung erlitten und feinen Schaden 
erjag oder Genugthuung hätten erlangen können, fei e8 vor den Portu- 
giefifchen Gerichten, fei eg auf diplomatifchem Wege, der vor der Anwendung 
von Reprefialien zu erfüllenden Vorbedingung, war eine ſolche Maßloſigkeit 
in Anwendung von Gewaltmitteln als Franzöſiſches Ultimatum der ge 
forderten Genugthuung nicht berechtigt und konnte es auch nicht jeir 
als Repreſſalienrecht, dem einzigen in diefer Sache in Betracht kommenden 
Auch diefer Fall erfcheint ung daher als ein dem Völkerrecht widerſprechende 

Ein anderer Fall wurde von vornherein als Repreſſalie geüb 
Sm Sabre 1850 bilocirte Großbritannien den Piräus und die Häf 
Griechenlands, um Genugthuung zu erlangen für eine angeblid du 
Griehiiche Soldaten der Mannſchaft des Engliſchen Schiffs Santo‘ 
zugefügte Beichimpfung und um gleichzeitig im Namen Sonifcher ı 
Engliiher Schußgenofjen geltend gemachte Schadenserſatzleiſtungen 
unterjtügen. Die Griehijche Regierung protejtirte gegen dieſe im Fri 
verübten Acte der Yeindjeligkeit und erbat fih den Schu Frank 
und Rußlands, welder ihr am 19. Februar 1850 gewährt wı 
Die Nuffiiche Regierung beflagte, „daß im vollen Frieden, ohne 
irgendwie vorher die Abfichten der Englilchen Regierung auch 
angedeutet waren, die Engliiche Flotte unerwartet Stellung vor 
Hauptitadt Griechenlands genommen babe”. Auch in diefem Falle 
ſchritten die Nepreilalien das erlaubte Maß und war die Bloca 

feiner Weiſe völkerrechtlich begründet. 
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.. m Der Zigung der Franzöſiſchen 
er daß Die Politif der Unter: 
.2..rade und die möglicherweije daraus 

. vorberige Striegserflärung cine in 
erichiedenen und ſehr zahlreichen Um— 
Zwangsmaßregel ſei. Nachdem dann 
zweli Fälle von Friedensblocaden an— 
harakteriſiren, ſchließt er daraus, daß 
Actien welche ſicher zu den feindſeligen 
regelrecht zu ſein und geſetzliche Wir— 
o:egserklärung vorausſetze, wohlbegründet 
in der Durchführung einer effectiven 
> such Die beſondere Situation derjenigen 

..2uugen zu China haben, in Betracht zu 
>. Politik der Unterpfänder bei gleichzeitiger 
erenng große Bortheile. Der erſte der 

; Unterbandlungen jtets offen, Der zmeite 

*naßigen Zuſtand fortbeftehen und endlich 

den Confliet mit China nicht durch Differenzen 

den neutralen Mächten zu compliciren. Eine 

». vr das Recht gewährt, ſondern gewiſſer— 
den Handel der Neutralen zu beeinträchtigen. 
unud Die Beligergreifung von Kelung würden 
‚ne Wirkung auf die Entichlüffe der Chineſiſchen 
damit nicht eine Groberung beabjichtigt, 
x einer Genugthuung. 

‚ „srgjpurde Die Blocade nur auf politiiche Gründe 
des Intereſſes Frankreichs zurüdgeführt und nict 
ZRevrod angeführten fälle konnten zur Nechtsbegrün: 
eg rechtliche Veranlaſſung, ihre justa vausa unerörtert 

sen großen Theil derſelben nachgewiejen baben, 

Se Rückſichtnahme aut die Neutralen war nur eine 
der Deelaration der Blocade Tollte diejelbe eine 
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crugeraumt wurde, um ihre Beladung zu beenden 
zu verlaſſen. wahrend wie wir oben ausgeführt, 
Blocade mach vorhergegangener Kriegserklärung 


Gewahſern Dev Kriegiührenden befindlichen Schiffen 
nd Verlaſſen Des Harens eine ſechswöchentliche 
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8 37. 
Die Theorie der Friedensblocade. 


Unter den Völkerrechtsautoren hat die Zahl der Gegner der Friedens: 
blocade immer zugenommen, die der Vertheidiger fi) wenig vermehrt. 
Wir beginnen mit den Leßteren. 

Heffter ftatuirt, daß vor dem Kriege und ohne eine vollftändige 

ſtriegseröffnung ein Blocadezuftand angewandt werden Tönne, ſei es um 
eine Wepreffalie zu üben, fei es um eine bevorftehende Rechtöverlegung zu hin⸗ 
dern, 3. B. das Auslaufen eines Geſchwaders oder die Zuführung einer 
Kriegshilfe für einen Feind, ehe der fremde Staat fich über feine Abfichten be- 
ſtimmt erklärt habe, die inzwijchen Bedenken erregen können. Zwar Liefere erit 
Die neuefte Befchichte Beiſpiele der leteren Art von Blocaden als eine Art von 
Mepreffalien ohne förmlichen Krieg, indeß könne es fein Bedenken haben, 
daß diefe Anwendung eine vollfommen rehtmäßige fei und daß 
felbft neutrale Mächte daran gebunden ſeien, nur finde keine Confiscation 
außer dem Falle eines Krieges ftatt. Endlich werde dad „neue völler- 
rehtlihe Inſtitut“ durch die Humanität gebilligt. — Das erfte Bei- 
fpiel ſpricht, troß der Blocade vor dem Kriege, merkwürdigerweiſe doch 
fhon von einem Feinde und von nidht auögeiprochenen, aber doch be 
bentlichen Wbfichten, wodurch indeß die Verhängung der Blocade ber. 
Heit und Begründung nach kaum motivirt ericheint. Weshalb aber die 
Friedeusblocade volltommen rechtmäſſig fei, wird nicht nachgewiejen, wes— 
halb auch Die Folgerung aus einer unbegründeten blofen Behauptung der 
Rmechtmäßigkeit, daß neutrale Mächte an die Friedensblocade gebunden 
feien, Hinfällig ift. Auch Können wir nicht zugeben, daß die Friedens 
binsade ein völferrechtliches Snftitut fei, indem aus mehreren mißbräud) 
lichen Uebungen kein Rechtsinftitut entjtehen fann. Ebenſo wenig Tprechen 
alle beſprochenen Fälle dafür, daß fie die Humanität gefördert Hätten, 
inpem Nachgewielenermaßen das Maß der Nepreflalienübung dabei viel. 
fur liberfehritten wurde. Wenn aber Geffden zu Heffter’3 Am 
[bs nuneı bemerkt, „Die Beitreitung der Blocade ohne Krieg ſei Tau 
wuihanfähren, wenn man überhaupt Repreſſalien zuläßt“, jo iſt dagege — 
u briuerken, daß Repreſſalien gegen Dritte nach Völkerrecht unzuläi Tg 
ink, bie Friedensblocade aber auch Dritte: die Neutralen trifft. Dt 
iuefſcken in feiner fpäteren Zranzöfiihen Ausgabe von Heffte-_.r'3 
Wltervecht als Wiberfacher der Friedensblocade auftritt, wird wand 
kun vuüerden. 

Anh nad) Perels!) Dafürhalten kann die Berechtigung er Wer 
hg von Wlocaden außerhalb des Kriegszuftandes, insbefonder als 
Mepeliuhte nicht mit Erfolg angefochten werden. Es gilt hiergegea pas 
on a genen Geffcken Bemerkte. Wenn Perels ferner men x _ pah 
hun ers Ihngerechtigkeit der Maßregel dritten Staaten gegenüber "nicht 
hie Mebr ſein könne, wenn, der Franzöfiichen Praxis entipredextp, von 
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nahtäeilige Einwittuag auf bie Rentralen möglid wäre, würde der 
Daupteinwand gegen fie Tortrallen. 

Saudn?) nennt die Friedensblocade eine Müdang von Krieg und 
Frieden und erflärt den Kriegführenden weder wieraliich mod, rechtlich 
für verprlihter gleihzeirig zu allen Kriegsmitteln jeine Zuflucht 
3 nehmen. Bohl aber fünne man ih vom Srambpuuit der Humanität 
beglüdwinihen zu dem Fortichritt. dab der Krieg durch eine Blocade 
[ocalinrt werden fünne. 

Eine ſolche kriegeriiche Procedur entivrüce ben zu allen (?) Sehen 
zugelanenen Grundiägen und ummomehr in umjerem J 
Civiliſation und des sortidhrittes. Die Bezeichnung der Blocade als a 
Kriegsmittel oder Iocalinrter Krieg Icheint uns die Möglichkeit Der 
Annahme einer Blocade in Friedenszeiten auszuſchließen, umb hätte 
wohl die Gonjeauenz der Ausführung Gauhy’3 nur die Berwerfung 
der Friedensblocade jein können. Tab aber die Blocade, wie fie 
bisher im Frieden geübt wurde, feine humane Maßregel geweien, haben 
wir ichon früher erwähnt, und ebeniowenig können wir Daher in der 
Willkür der Friedensblocade einen Fortichritt erbliden. 

Fiore*) Hält die Friedensblocade Tür eine Repreijalie und verlangt 
für ihre Statthaftigkeit, dag die Beltimmungen für Neprefialien be 
obachtet und die aus der eigenthümlichen Natur dieſes Actes ſich er- 
gebenden Gonjequenzen, welche den Handel treffen und in Folge befien 
auch) die Intereſſen der Privaten umd fremder Dritter, vermieden würden. 
Auch müſſe der Staat, welcher eine Friedensblocade verhänge, dieſelbe 
declariren und notificiren und den Privaten die erforderliche Zeit zum 
Schutz ihrer Handelsintereſſen gewähren. Trotzdem dürfte er die Rechte 
der Kriegsblocade nicht beanſpruchen. Die Conſequenzen der Blocade 
dürften nur auf die beiden im Conflict befindlichen Staaten ſich be⸗ 
ſchränken, nicht dritte Mächte erreichen. Die Rechte, welche die Conſe⸗ 
quenz der Friedensblocade ſeien, könnten aber nur aus der effectiven 
Occupation der blocirten Gewäſſer abgeleitet werden. Es beſchränkten 
dieſe Rechte ſich darauf, den blocirten Staat zu hindern, Handel mit an⸗ 
deren Staaten zu treiben, weshalb der blocirende Staat das Recht haben 
könnte, die Schiffe der anderen Staaten zurückzuweiſen. Fiore 
anerkennt nur unter dieſen Bedingungen, welche mehrfach mit den unſrigen 
übereinſtimmen, die Friedensblocade. 

Endlich haben wir ſelbſt, zur Beurtheilung des neueſten Falles der 
Friedensblocade, von Paris aus aufgefordert, uns für die bedingte Zuläſſigkeit 
derſelben ausgejprochen.?) Darnach ſoll die Friedensblocade ausgeübt werden: 

1) unter dem Rechtstitel der Repreſſalien und 

2) nach den für die Repreſſalien feſtgeſetzten Regeln, und 

3) eine in der Blocadeerklärung benannte justa causa haben; 

4) jollen nur die Schiffe der blocirten Macht fequeftrirt und freigegeben 

werden, nachdem den Verpflichtungen Genüge geleistet worden, 
deren Erfüllung die Blocade zu fichern zum Zweck hatte; 
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nachtheilige Einwirfung auf die Neutralen möglich wäre, würde der 
Haupteinwand gegen fie fortfallen. 

Cauchys) nennt die Friedenzblocade eine Miſchung von Krieg und 
Frieden und erklärt den SKriegführenden weder moraliih noch rechtlich 
für verpflichtet gleichzeitig zu allen Kriegsmitteln feine Zuflucht 
zu nehmen. Wohl aber fünne man fih vom Standpunft der Humanität 
beglüdwünfhen zu dem Fortichritt, daß der Krieg. durch eine Blocade 
localifirt werden könne. 

Eine folche Eriegerifche Procedur entfpräche den zu allen (?) Beiten 
zugelafienen Grundfägen und umfomehr in unjerem Sahrhundert der 
Civilifation und des Fortichrittes. Die Bezeichnung der Blocade als ein 
Kriegsmittel oder Iocalifirter Krieg jcheint und die Möglichleit der 
Annahme einer Blocade in Friedengzeiten auszujchließen, und hätte 
wohl die Conſequenz der Ausführung Cauchy's nur die Verwerfung 
der Friedensblocade fein können. Daß aber die Blocade, wie fie 
bisher im Frieden geübt wurde, feine humane Maßregel gewejen, haben 
wir jchon früher erwähnt, und ebenjowenig fünnen wir daher in der 
Willkür der Friedensblocade einen Fortichritt erbliden. 

Fiore“) Hält die Friedensblocade für eine Repreflalie und verlangt 
für ihre Statthaftigkeit, daß die Beſtimmungen für Nepreflalien be- 
obachtet und die aus der eigenthümlichen Natur dieſes Actes fich er- 
gebenden Conſequenzen, welche den Handel treffen und in Folge deſſen 
auch die Intereſſen der Privaten und fremder Dritter, vermieden würden. 
Auh mühe der Staat, welcher eine Friedensblocade verhänge, dieſelbe 
declariren und notificiren und den Privaten die erforderliche Zeit zum 
Schuß ihrer Handelsinterefien gewähren. Trotzdem dürfte er die Rechte 
der Kriegeblocade nicht beanjpruchen. Die Confequenzen der Blocade—— 
dürften nur auf die beiden im Conflict befindlichen Staaten fi be=— 
Ihränfen, nicht dritte Mächte erreichen. Die Rechte, welche die Con mm 
quenz der Friedengblocade ſeien, könnten aber nur aus der effectivr — 
Dccupation der blocirten Gewäſſer abgeleitet werden. Es beihränt — 
dieſe Rechte fich darauf, den blocirten Staat zu hindern, Handel mit — 
deren Etaaten zu treiben, weshalb der blocirende Staat das Recht HH 
fönnte, die Schiffe der anderen Etaaten zurüdzuweijen. F-—- 
anerkennt nur unter diejen Bedingungen, welche mehrfach mit den unſri — 
übereinjtimmen, die Frieden3blocade. 

Endlih haben wir felbit, zur Beurtheilung des neuelten Falles 
Sriedensblocade, von Paris aus aufgefordert, ung für die bedingte Zuläſſi — 
derjelben ausgefprochen.?) Darnach joll die Friedensblocade ausgeübt werk 

1) unter dem Rechtstitel der Nepreilalien und 

2) nad) den für die Neprefjalien feitgejegten Regeln, und 

3) eine in der Blocadeerflärung benannte justa causa Damme 

4) jollen nur die Schiffe der blocirten Macht fequeftrirt und Freie 
werden, nachdem den Verpflichtungen Genüge geleiftet V— r 
deren Erfüllung die Blocade zu fihern zum Zweck hatte — 
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cade twar aber auch zuwider dem Völkerrecht, nicht blos weil fie geübt wurde 
gegen eine Macht, welche fich im Friedensſtande mit den fie verhängenden 
Mächten befand, jondern auch weil fie die Verträge mißachtete und gegen- 
über ben hauptfächlich Antereflirten einen Bruch diefer herbeiführen wollte. 

Am 16. October 1860 proteitirte Franz U. König beider Sicilien 
dagegen, daß bie Flotte Victor Emanuel’3 die Häfen von Meflina und 
Gaeta blocirt Habe, trog Durch die Sardiiche Regierung wiederholter 
Verficherung des Fortbeſtehens freundfchaftlicher Beziehungen.?) | 

Um 20. Januar 1861 war die Blocade durh den Sardiſchen 
Admiral Perſano notificirt worden. Indeß Eonnte fe als Friedens- 
blocade nicht bezeichnet werden, da es in der Notification heißt, daB fie 
zur Unterjtügung der Belagerung Gaetas dienen follte, indem dadurch 
den Velagerten jegliche Hülfeleiftungen entzogen werden jollten.”) In 
der That war denn auch dieje fogenannte Friedensblocade eine friegeriich- 
tattifche Maßregel. 

Schon 1831 ereignete fich ein folgenreicherer Fall der fogenannten 
Friedensblocade. 

Unter dem Vorwande und in Folge durch Don Miguel verübter 
ſchlechter Behandlungen Franzöſiſcher Unterthanen forcirte nicht blos die 
Franzöoſiſche Flotte das Einlaufen in die Mündungen des Tajo und 
nahm eine große Zahl Portugieſiſcher Schiffe, ſondern blocirte auch ver- 
ſchiedene Punkte der Portugieſiſchen Küſte. Selbſt wenn die Franzö— 
ſiſchen Unterthanen ſchlechte Behandlung erlitten und keinen Schadens⸗ 
ee oder Genugthuung hätten erlangen können, ſei e8 vor den Portu- 
gleflichen Gerichten, jei es auf diplomatischen Wege, der vor der Anwendung 
von Bepreflalien zu erfüllenden Vorbedingung, war eine ſolche Maßloſigkeit 
in Unwendung von Gewaltmitteln als Franzöſiſches Ultimatum der ge 
forderten Genugthuung nicht berechtigt und konnte es auch nicht fein 
als Mepreffalienrecht, dem einzigen in diefer Sache in Betracht fommenden. 
Much dieſer Fall ericheint uns daher als ein dem Völkerrecht widerjprechender. 

(Ein anderer Fall wurde von vornherein als Nepreflalie geübt. 
Im Jahre 1850 blocirte Großbritannien den Piräus und die Häfen 
Griechenlauds, um Genugthuung zu erlangen für eine angeblih durch 
Griechiſche Soldaten der Mannſchaft des Engliſchen Schiffs Fantome 
aunefilgte Veſchimpfung und um gleichzeitig im Namen Sonifcher und 
Engliſcher Schupgenofien geltend gemachte Schadenserfagleiftungen zu 
unterfiäpen. Die Griechifche Regierung proteitirte gegen diefe im Frieden 
beriibten Uete der Feindſeligkeit und erbat fi den Schub Frankreichs 
und Muflands, welcher ihr am 19. Februar 1850 gewährt wurde. 
Die Muſſiſche Megierung beklagte, „daß im vollen Frieden, ohne daß 
Innendivle vorher die Ubfichten der Englifhen Regierung au nur 
angedentet waren, Die Englifhe Flotte unerwartet Stellung vor der 
Hauptſtadt Griechenlands genommen Habe”. Auch in diefem Falle über- 
ſchritten die Mepreflalien das erlaubte Maß und war die Blocade in 
feiner Weife völferrechtlich begründet. 
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Lediglih auf felbitjüchtige Interefjen find zwei andere Anwendungen 

der ‚zriedensblocade zurüdzuführen. 

Im Jahre 18383 blocirte Franfreih die Häfen Mericos und be= 
machtigte fih, unter Betheuerung der Aufrechterhaltung der friebfichen 
Peziehungen, eines Mericanijchen Forts, eine Maßregel, welche durch die 
PBlocade in feiner Weiſe bedingt war. In demfelben Jahr erklärten 
England und Frankreich gemeinjchaftlih die Häfen der Wrgentinijchen 
Kepublik in Blocadezuftand. Obgleich diefe Blocade mehr als zehn 
Jahre dauerte, verficherten dennoch die blocivenden Mächte die Aufredht- 
erkaltung ihrer friedlichen Beziehungen zu Argentinien. Hautefenilfet) 
vermag weder in dem einen, noch in dem anderen Fall ein Motiv der Hus 
manität zu entdeden, damit dieſes als Vorwand für die ergriffenen 
Maßregeln dienen könne. In dem erftcren babe Frankreich allein, in 
dem letzteren hätten dasſelbe und England nur ihre eigenen Intereſſen 
beridũchtigt. Es beruht indeß nur die Politik auf denjelben, das inter- 
nationale Recht aber auf Rechtsgründen, Daher genügten die Intereſſen 
nicht zur Rechtfertigung der verhängten Blocaden. 

sm Jahre 1862 verhängte England eine Blocade vor dem Hafen 
vom Rio Janeiro, um jih zu rächen wegen einer angeblich durch 
Chileniſche Untertanen verübten Nlünderung einer Englifchen Barke: 
des Frinzen von Wales. Der Staatsminilter Ruſſel verfündete dabei, 
daß die Engliihe Regierung lediglih dadurch die ihr zufommende 
Gemgthuung erlangen wolle und in feiner Weije feindlich gefinnt fei 
gegen den Kaiſer von Brafilien.”) Falls hier nicht ein Veriehen vor: 
leg, it der Fall völlig unverftändlih. Denn wie konnte England die 
Huuptitadt Braſiliens blociren wegen eines durch Chilenifche Unterthanen 
frübten Gewaltactes? Faßt man die Triedensblocade als Repreſſalie 
en, und ſolchen Charakter hat jie in dem vorliegenden Fall, jo können 
dh Repreſſalien immer nur gegen denjenigen Staat ausgeübt werben, 
deiten Unterthanen ſich der die Repreſſalien veranlajienden Handlung ſchul⸗ 
dig gemacht und nicht gegen einen dritten Staat. 

Ebenſowenig ift zu veritehen das folgende bei sauchilie") ji 
nndende Referat. „Im Jahre 1879 zur Zeit des Kampfes zwiichen Peru 
md Chile wurden noch einige Blocaden ohne vorhergehende Kriegs— 
eflärung verhängt. Tie Küſte Boliviens, des Alliirten Perus, war in der 
Tat biocirt vom Februar an durch Chileniſche Kriegsſchiffe, und erft am 
3. April wurde die Kriegserklärung durch die Chileniſchen Kammern votirt.” 
€ ieblt hier jeded Motiv zur Verhängung der Blocade vor der Kriegs- 
erllärung, und fünnen wir deshalb dieſen Fall nicht in Betracht ziehen. 

Der neuejte all ijt die Verhängung einer ‚sriedensblocade durch 
Aranfreih am 20. Tctober 1884 gegen alle Häfen und Rheden der 
‚ziel Formoſa. Zugleich wird in der Teclaration darauf hingewieſen, 
daB gegen jedes Fahrzeug eingeichritten werden würde, welches ver- 
‚acer iollte dieſe Blocade zu verlegen, in Gemäßheit der internationalen 
Seiege und der in Kraft befindlichen Verträge. 
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Der Gonfeilspräfident erklärte in der Sitzung der Franzöſiſchen 
Deputirtenfanıner von 26. November, daß die Politik der Unter- 
pfänder (gages), die Sriedensblocade und die möglicherweije daraus 
folgenden feindfeligen Acte ohne vorherige Kriegserflärung eine in 
dieſem Jahrhundert unter ſehr verichiedenen und fehr zahlreichen Um- 
ftänden durch alle Mächte geübte Zwangsmaßregel ſei. Nachdem dann 
der Präſident zur Unterftügung zwölf Fälle von Friedensblocaden an- 
geführt, indeß ohne fie näher zu charakterifiren, fchließt er daraus, daß 
vöfferrechtlich eine militärifche Action, welche ficher zu den feindieligen 
gehöre, wenn fie auch nicht, um regelrecht zu fein und geſetzliche Wir- 
tungen zu üben, eine formelle Siriegserflärung vorausſetze, mohlbegründet 
fel. Weil aber Schwierigfeiten in der Durchführung einer effectiven 
Wiorade entjtchen könnten und auch die bejondere Situation derjenigen 
Maächte, welche Handelsbeziehungen zu China haben, in Betracht zu 
ziehen fei, jo gewähre die Politit der Unterpfänder bei gleichzeitiger 
Krlegsführung ohne Kriegserklärung große Vortheile.. Der erite der 
felben laſſe die Möglichkeit zu Unterhandlungen ſtets offen, Der zweite 
laffe den vorherigen vertragsmäßigen Zuftand fortbeftehen und endlich) 
entfpräche es der Klugheit, den Conflict mit China nicht duch Differenzen 
uder Schwierigkeiten mit den neutralen Mächten zu compliciren. ine 
Nriegserklärung hätte nicht nur das Necht gewährt, fondern gewiſſer⸗ 
nafen Die Pflicht auferlegt, den Handel der Neutralen zu beeinträchtigen. 
Tie Wlocade von Formofa und die Befitergreifung von Kelung würden 
anferbem eine mußbringende Wirkung auf die Entichlüffe der Chinefifchen 
Menierung Üben. Auch jei damit nicht eine Eroberung beabfichtigt, 
fondern nur die Erlangung einer Genugthuung. 

Nach diefen Erklärungen wurde die Blocade nur auf politifche Gründe 
der Hiverfmäßigkeit und des Intereſſes Frankreichs zurüdgeführt und nicht 
anf Das Wölferrecht. Die blos angeführten Fälle fonnten zur Rechtöbegrün- 
dung nicht Bienen, da ihre rechtliche Veranlafjung, ihre justa causa unerörtert 
bileb, ja, wie wir für einen großen Theil derfelben nachgewielen haben, 
Ihnen eine folche fehlte. Die Rüdfichtnahme auf dieNteutralen war nur eine 
ſchelnbare, denn nad der Declaration der Blocade follte diefelbe eine 
effeetive fein und in Gemäßheit der internationalen Gejege und bejtehen- 
den Werträge gegen jedes Schiff eingefchritten werden, welches die Blo— 
ade zu brechen verfuchen würde. Jene Geſetze konnten aber nur die 
hir die Vlocade im Kriege beftehenden fein, denn befondere für Die 
Frledensblocade giebt es nicht, und doch waren jene e3 wiederum nicht, 
da nad) der Blocadedeclaration den befreundeten Cchiffen ein Termin 
von nur drei Tagen eingeräumt wurde, um ihre Beladung zu beenden 
und die blocirten Orte zu verlafien, während, wie wir oben ausgeführt, 
bei Verhängung einer Blocade nach vorhergegangener Sriegserflärung 
den In den Häfen oder Gewäſſern der Kriegführenden befindlichen Schiffen 
zum Arnd» und Einladen und Berlafjfen des Hafens eine ſechswöchentliche 
reift gewährt wurde. Wäre die Blocade als Repreſſalie megen der 
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vertiden Niedermeßelung der Franzoſen durch die Chinejen, nad) mit 
vieren abgeichlojjenem Friedensvertrage motivirt tworden, jo hätte fie eine 
ju-ta causa gehabt, während die Motivirung durch den Franzöſiſchen 
Conieilspräſidenten eine rein willfürlihe und nur politiſche iſt. 

Tie in Veranlajjung einer an die Englifche Regierung im Unter: 
baute gerichteten Snterpellation von deren Unteritaatsjecretär für das Aus- 
wärtige abgegebene Erklärung, daß die Notification der Blocade von 
den Reutralen als eine Notification des Kriegszujtandes angejehen werden 
müßte, ijt nicht blos an fich völferrechtlich völlig unbegründet, fondern 
in dieiem Fall auch wahrheitswidrig, da Frankreich durch Erklärung der 
Vlocade Die Kriegserklärung vermeiden wollte und daher die Neutralen 

legiere zu präjumiren feinen Grund batten. 

ir gelangen aber durch Prüfung der referirten Fälle der fyriedens- 

blcade zu dem Reſultat, daß eine Kategorie derfelben die Blocade der 
Kütte Griechenlands durch England, Frankreich und Rußland, die Blo⸗ 
ad von Meſſina und Gasta durch die Sardifche Flotte, die Blocade der 
Nuiten der Niederlande durch England und Frankreich auf einer wider⸗ 
ehrlichen Intervention in die inneren Angelegenheiten des blocirten 
Staates beruhe. Bei einer anderen Stategorie von Trriedenöblocaden, 
welche unter dem Nechtätitel von Reprefialien verhängt wurden, wie bei 
denjenigen Frankreichs gegen Portugal und Englands gegen Griechen: 
land wurde aber das Maß der Repreſſ alienübung überſchritten, während die 
Englands gegen Braſilien gegen eine dritte Macht gerichtet war und Die 
onfreihs gegen Merico und China, jowie Englands und Frankreichs 
gegen die Argentinifche Republik nur auf den Intereſſen der blocirenden 
Nähte begründet waren. Somit entbehrten alle Fälle der Friedens. 
blocade der völferrechtlichen Begründung oder fie verlegten völferredht: 
he Beitimmungen. Tie bisherige Praxis der Friedensblocade ift fo» 
wit vom Standpunkt des Rechts zu verwerfen und fann auf dieſe Fälle 
wiltärliher Politik einzelner Mächte ichwerlih ein allgemein maß- 
gebendes Recht wic das Wölferreht begründet werden. Macht gebt 
nicht vor Recht. Die angeführten Fälle waren aber faſt ausnahmelos 
ven größeren Mächten gegen fleinere oder mindermädtige Staaten 
gerichte. Daß aber zwei oder mehrere Mächte fih zur Verbängung 
einer Friedensblocade verbanden, fann das Recht derielben dazu nicht 
annehmbarer ericheinen laſſen, jondern Spricht nur dafür, daß dadurch 
bie Uebermacht nur noch geſteigert werden ſollte, um die Maßregel that⸗ 
ſachlich um jo ſicherer und leichter durchführen zu können. 
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S 37. 
Die Theorie der Friedensblocade. 


Unter den Völkerrechtsautoren hat die Zahl der Gegner der Friedens: 
blocade immer zugenommen, die der Vertheidiger ſich wenig vermehrt. 
Wir beginnen mit den Lebteren. 

Heffter ftatuirt, daß vor dem Kriege und ohne eine vollftändige 
Kriegseröffnung ein Blocadezuftand angewandt werden könne, jei e8 um 
eine Reprefjalie zu üben, jei es um eine bevorftehende Rechtsverletzung zu Hin- 
dern, 3. B. das Auslaufen eines Geſchwaders oder die Zuführung einer 
Kriegshilfe für einen Feind, ehe der fremde Staat fich über feine Abfichten be- 
ftimmt erflärt habe, die inzwiſchen Bedenken erregen können. Zwar liefere erft 
die neuefte Geichichte Beifpiele der legteren Art von Blocaden als eine Art von 
Nepreflalien ohne förmlichen Krieg, indeß könne es fein Bedenken haben, 
daß dieje Anwendung eine vollfommen rehtmäßige fei und daß 
jelbjt neutrale Mächte daran gebunden feien, nur finde feine Confiscation 
außer dem Falle eines Krieges ftatt. Endlich werde das „neue völfer- 
rechtliche Inſtitut“ durch die Humanität gebilligt. — Das erfte Bei. 
Ipiel fpridht, troß der Blocade vor dem Kriege, merkwürdigerweiſe doch 
Ihon von einem Feinde und von nicht ausgefprochenen, aber doch be- 
denklichen WUbfichten, wodurch indeß die Verhängung der Blocade der. 
Zeit und Begründung nad faum motivirt erſcheint. Weshalb aber die 
Friedensblocade vollfommen rechtmäſſig fei, wird nicht nachgewiejen, wes⸗ 
halb auch die Folgerung aus einer unbegründeten blojen Behauptung der 
Nechtmäßigfeit, daß neutrale Mächte an die Friedensblocade gebunden 
jeien, Hinfällig ift. Auch können wir nicht zugeben, daß die Friedens» 
blocade ein völferrechtliches Inſtitut fei, indem aus mehreren mißbräud)- 
fihen Uebungen fein Rechtsinſtitut entjtehen Tann. Ebenfo wenig jprechen 
alle beiprochenen Fälle dafür, daß fie die Humanität gefördert hätten, 
indem nachgewiejenermaßen das Maß der Repreflalienübung dabei viel« 
fah überjchritten wurde. Wenn aber Geffden zu Heffter’s Aus 
führungen bemerkt, „die Betreitung der Blocade ohne Krieg fei faum 
durchzuführen, wenn man überhaupt Reprefjalien zuläßt”, fo ift Dagegen 
zu bemerken, daß Repreflalien gegen Dritte nach Völkerrecht unzulälfig 
find, die Friedensblocade aber auch Dritte: die Neutralen trifft. Daß 
Geffcken in feiner jpäteren Franzöſiſchen Ausgabe von Heffter's 
Völferreht als Widerjacher der Friedensblocade auftritt, wird noch 
erwähnt werden. 

Auch nah Perels!) Dafürhalten kann die Berechtigung der PVer- 
hängung von Blocaden außerhalb des Kriegszuſtandes, insbeſondere als 
Repreffalie nicht mit Erfolg angefochten werden. Es gilt Hiergegen das 
von uns gegen Geffcken Bemerkte. Wenn Perels3 ferner meint, daß 
von einer Ungerechtigkeit der Maßregel dritten Staaten gegenüber nicht 
die Rede fein könne, wenn, der Franzöfiihen Praxis entiprechend, von 
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einer Confiscation der Schiffe und Güter abgejehen werde und eine Be 
ihränfung auf Sequeitration jtattfinde, jo iſt doch auch die letztere Maß- 
regel cine Beeinträchtigung Tritter, wenn auch eine geringere, al8 wenn 
auf fie auch die Lonfiscation folgen würde. 

Calvo?) erwähnt, daß die Friedensblocade in neueren Zeiten bald 
ane Reprefialienmaßregel, bald ein Zwangsmittel zur Vorbeugung neuer 
Berlegungen des Völkerrechts, bald ein Mittel zur Abitellung von Bes 
ihmwerden oder internationaler Anftände, deren gütlicde Ausgleichung auf 
dwlomatiihem Wege nicht zu erlangen war, gewejen ſei. Indeß hätte 
dieie Praxis noch feine Sanction durch das conventionelle Recht er- 
fahren und jei auch ebenfowenig übereinjtimmenden Regeln unterworfen 
worden. Calvo charakterijirt dann die Friedensblocade al3 aggreifive, 
augeniheinlich feindſelige Acte, zu welchen die Mehrheit (?) der See⸗ 
ſtaaten Europad gegen Staaten zweiten Ranges ihre Zuflucht genommen 
bätte, indem ſie durch mehr oder minder beträchliche Streitkräfte zur 
See und durch zeitweiliges Verbot des Handels beitimmter Häfen, diplo- 
matihe Reclamationen, Echadenserfat: oder Genugthuungsforderungen 
md die Abitellung angeblicher Juſtizverweigerungen unterjtügt hätten, 
nachdem fie diejelben auf gütlihem Wege nicht hatten erlangen können. 
Et Iennzeichne diefe Arten der Blocaden, daß, obgleich fie für den Sce- 
bandel und für Diejenigen, welche darunter leiden , diefelben fchädlichen 
aolgen und diejelben juridiichen Wirkungen mit jich führen, die Regie 
rungen, welche fie verhängen, dennoch vorgeben den allgemeinen Friedens⸗ 
jstand mit der blocirten Nation nicht zu brechen, und gegen fie nur 
eine moraliſche Preifion ausüben, um fih die Zufluchtsnahme zu den 
ünkeriten Zuftänden des Krieges zu erfparen. 

Calvo ipricht feine eigene Anficht aber dahin aus, daB es, wenn- 
gleich die Friedensblocade nicht durch einen einzigen Vertrag formell fanc- 
Kiomirt werde, dennoch Fälle gebe, in welden die internationale 
Bilfigfeit fordere, dag man vor dem Bruch des Friedens und che 
man fi den zahlreichen Zufällen des Krieges hingiebt, weniger gewalt- 

Mittel anwende. Indeß ſei die Friedensblocade nur unter der 
Bedingung zu acceptiren, daß fie veranlaßt fei durch eine justa causa 
md dab ſie im Uebrigen wie eine Striegsblocade ausgeübt werde. 

Galvo ftügt jomit die Friedensblocade, wenn audh nit auf 
das Recht, jo doch auf Billigkeit. Ob aber die Maßregel für die Neu⸗ 
tralen eine billige jei, bleibt zu bezweifeln. Daß jie das nicht ift, wird 
uch von Calvo durh Anführung der Praxis der beiden Länder be. 
wien, welche ich derjelben am häufigiten bedient haben. Tenn im 
Sal des Blocadebruchs durch die Neutralen nimmt und configcirt Eng: 
land das neutrale Eigentum und confiscirt auch Frankreich in gleicher 
Seije die neutralen Güter, wenn es ſich auch gewöhnlich damit begnügt, 
das öffentliche Eigenthum zu ſequeſtriren und mit Embargo zu belegen 
bis zum Betrage des Schadenserſatzes oder der Geldentihädigungen, 

sen Bewilligung es erjtrebt. Nur wenn eine ‚sriedensblocade ohne 
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nachtheilige Einwirtung auf die Neutralen mögli wäre, würde der 
Haupteinwand gegen fie fortfallen. 

Kauchy?) nennt die Friedensblocade eine Mifhung von Krieg und 
Frieden und erklärt den Kriegführenden weder moraliih noch rechtlich 
für verpflichtet gleichzeitig zu allen Kriegsmitteln feine Zuflucht 
zu nehmen. Wohl aber könne man fi) vom Standpunkt der Humanität 
beglückwünſchen zu dem Hortfchritt, Daß der Krieg. durch eine Blocade 
localiſirt werden könne. 

Eine ſolche kriegeriſche Procedur entſpräche den zu allen (2) Zeiten 
zugelaſſenen Grundſätzen und umſomehr in unſerem Jahrhundert der 
Civiliſation und des Fortſchrittes. Die Bezeichnung der Blocade als ein 
Nriegomittel oder localiſirter Krieg ſcheint uns die Möglichkeit der 
Aunahme einer Blocade in Friedenszeiten auszuſchließen, und hätte 
weht die Conſequenz der Ausführung Cauchy's nur die Verwerfung 
der Friedensbloeade fein können. Daß aber die Blocade, wie fie 
hraper im Frieden geübt wurde, feine humane Maßregel geweſen, haben 
wir ſchon früher erwähnt, und ebenfomwenig fünnen wir daher in der 
walllfür Dev Ariedensblocade einen Fortſchritt erbliden. 

ioret) hält die Friedenzblocade für eine Repreſſalie und verlangt 
far re Statthaftigfeit, Daß die Beitimmungen für Nepreflalien be- 
ulmdbtet und bie aus der eigenthümlichen Natur diejes Actes fich er- 
ſebenden Wonfequenzen, welche den Handel treffen und in Folge deſſen 
nd bie Intereſſen der Privaten und fremder Dritter, vermieden würden. 
nd mie der Staat, welcher eine Friedensblocade verhänge, Diejelbe 
twelartvent amd notificiren und den Privaten die erforderliche Zeit zum 
Erdup lhrer Dandeldinterefien gewähren. Trogdem dürfte er die Rechte 
hen Atlensblocade nicht beanſpruchen. Die Confequenzen der Blocade 
hanfien nur anf die beiden im Conflict befindlihen Staaten fich be- 
ſchtauten, nicht dritte Mächte erreichen. Die Rechte, welche die Conſe— 
eng der Arlebensblocade feten, könnten aber nur aus der effectiven 
Heenpatlon der bioeirten Gewäſſer abgeleitet werden. Es beichräntten 
pleſe Mechte ſich darauf, den blocirten Staat zu hindern, Handel mit an⸗ 
beren &tanten an treiben, weshalb der blocirende Staat das Recht haben 
kannte, Die Schiffe der anderen Etaaten zurüdzumeifen. Fiore 
anerkennt mm unter diefen Bedingungen, welche mehrfach mit den unfrigen 
Abereiuſtlmmen, die Friedensblocade. 

Endlich haben wir ſelbſt, zur Beurtheilung des neueſten Falles der 
KUriedenebloeade, von Paris aus aufgefordert, uns für die bedingte Zuläſſigkeit 
derſelben ananefprochen.®) Darnach joll die Friedensblocade ausgeübt werben: 

I) mer dem Rechtstitel der Repreſſalien und 

U) nach den für die Repreſſalien feitgejehten Regeln, und 

N) eine in der Wlocadeerflärung benannte justa causa haben; 

4) follen nur die Schiffe der blocirten Macht fequeftrirt und freigegeben 

werden, nachden den Verpflichtungen Genüge geleiftet worden, 
deren Erfüllung die Blocade zu fichern zum Zweck hatte; 
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5) follen die neutralen Schiffe nur gehindert werden, in die blocirte 
Zone einzudringen oder fie zu verlajjen, weder aber fequeitrirt 
noch configcirt werden; 

6) muß die Friedensblocade wie die Kriegsblocade declarirt, noti- 
ficirt und effectiv jein umd den neutralen Schiffen eine ge- 
nügende (4—6wöchentliche) Friſt zugeitanden werden, um ihre 
Beladung zu beenden und die blocirten Orte zu verlafien; 

7) muß die Blocade gehoben werden, fobald die Verbindlichkeit, 
welche fie erforderlich gemacht, durch die blocirte Macht erfüllt iſt. 

Die Friedensblocade zuzulafien, Halten wir aber deshalb für jtatt- 

baft, weil die Friedensblocade ein weniger rigorojes Mittel ald der Krieg 
it und zwar nicht blos für die Kriegführenden, fondern auch für die 
Reutralen, indem diejen in der That nur der Handel mit den blocirten 
Erten verwehrt ift und nach unjeren Vorſchlägen weder ihre Schiffe noch ihre 
Ladungen weder fequeitrirt noch confiscirt werden, welche Folgen dagegen 
bei der Kriegsblocade für den Blocadebruch unweigerlich eintreten müßten. 

Unter den Gegnern der Friedensblocade ragt bejonder8 Haute- 
tenille®) hervor. Er erklärt die Blocade geradezu für einen friegeri- 
ihen Act, welcher daher auch nur im Kriege ftatthaben könne. Piſtoye 
uud Duverdy) aber Halten es für eine Spihfindigkeit zu behaupten, 
daß man eine Blocade verhängen könne, ohne mit der Macht, welche 
man blocirt, Krieg zu führen, denn fie fei ein feindjeliger Act, welcher 
dee blocirende und blocirte Nation gegen einander in den Siriegszuftand 
deriege. Ebenſo erflärt Geffden*) die Blocade für eine Feindſeligkeit, 
ja für eine ſolche Tperation, in welcher dieſer Charakter am meiiten 
anigeprägt jei. Nah Fauchille“) enthält die Blocade alle Merkmale 
eines jeindfeligen Actes, welcher in sriedendzeiten nicht Beltand haben 
tame. Ohne vorgängige Kriegserklärung fei fie ein räuberifcher Act. 
die Nationen hätten einen ſolchen Act nicht zu beachten, ihn zu achten, 
hiehe ſich mitſchuldig machen an einem gehäſſigen Attentat gegen das 
attaquirte Volk. 

Carnazza⸗Amari'd) erblidt in der Friedensblocade einen fla⸗ 
gtanten Widerſpruch, weil fie ein im Frieden vollzogener feindſeliger Act 
a, welchen die Neutralen nicht zu reſpectiren hätten. Auch ſei ſie nur 
en Mittel für den Starken, den Schwachen zu unterdrücken. 

Niemand kann beitreiten, daß die Blocade cin feindjeliger, ja 
friegeriicher Act fei, indeß hat fie nicht nothivendiger Weije ftets dieſen 
Übarafter. Es ift daher nicht richtig, daß die Blocade, weil fie ein Ge⸗ 
waltart jei, nicht in Rüdjicht auf im Friedensſtande mit einander befind- 
liche Zölfer geübt werden könne. Sonjt müßten auch die Repreſſalien 
serboten ein, da fie gemwaltthätig zwiſchen Völkern im Friedensſtande 
geabt werden, was doch nadı dem Völkerrecht nicht der Fall it. Ten 
Sisaten ift vielmehr erlaubt, ja geboten, fich dieſer Mittel zu bedienen, 
ebe fie zum äußeriten, dem Kriege, ichreiten und ift ja nur der Krieg, 

sıht ſchon die Blocade das äußerſte Mittel. 


I ansstruigietien und tibre Entſcheidung ohne Krieg. 


—W— zehn Auer auch zu, daß in den Beziehungen der 
Nu ugrriien Varteien dieſe indirect als eine friedliche 
nn we u und als eine Präventivmaßregel gegen wir. 
sn  nelttegiitaie. Werte Me auch gegenüber den Neutralen nur als 
ee TUN tt 77) 77° u ʒufehen ſei. 
XE Friedensblocade auf die Neutralen bietet in 
a. Ni War die ernſteſten Schwierigkeiten. 
Sur. hut aus. Daß weil die Friedensblocade die Neu⸗ 
Sun odne ibre Zuſtimmung eingeführt werden könne; 
a, Ni de Blocade nicht blos Die bfocirten Mächte träfe. 
ec N ‚witteitet aber, Daß die Neutralen dieſes neue Syſtem 
eine Ua 'anetionirt hätten und daß jelbft, wenn fie es ge- 
Sec yüasten fe nicht rechtfertigen fünne. Bluntfchli!?) Hebt 
one Na Ne deedenseblocade den Handel der Neutralen mit ben 
oa Wehen ie irgend einen Rechtsgrund gefährde, daß, da Ddie- 
an ae gegen Den Unrecht übenden Staat fein foll, 
Sonde zu nen Die Nentralen geübt werden dürfe. Neumann?!) 
nei NR man in Friedenszeiten nicht die Beziehungen einer 
men sb vater anderen befreundeten Macht hindern dürfe. Fau« 
me dai die Friedensblocade die Neutralen nicht verpflichten 
N Ne Weunralttüt einen Sriegszuftand zur Vorausſetzung babe, 
8 hir. 8 Wo feine Sriegführenden find, giebt es auch Feine 
wu, ad da Die Blocaden nur Neutrale träfen, fo gebe es feine 
Ser weiße ee Friedensblocade zu reipectiren habe.” Derfelbe 
aa ti ader da in der Regel Die großen Mächte die Friedensblocade 
sun en Dinner angewandt haben, es nicht für eines großen Staates, 
ee idw ent Meinen ſich zu beichweren das Recht zu haben glaubt, 
a d der weniger ſchwierigen Mittel des Krieges, welche von 
ya eyruen Wien begleitet jeien, zu bedienen. Aehnlich fchildert 
suirtes!d De dog. Ariedensblocade als ein Mittel, feinen Willen gegen- 
es sei leader Staat, ohne die Anftrengungen und PVerantwort- 
ven, welche ein Krieg mit jich führe, zur Geltung zu bringen. 
Sir Stunt gleicher Wacht würde ſich einer ſolchen Behandlung nicht 
hält id 
gndäud judrt F. v. Martens?) aus, daß, wenn die Friedens- 
eu at Nepreffalie vertheidigt werden jolle, doch im Princip von 
Ni Wepieſſalte nur derjenige Staat betroffen werde, der dazu Anlaß 
una, wahrend bie erriedensblocade nur wirkſam zu fein vermöge, 
wa die neutvalen Staaten fie zu rejpectiren verpflichtet fein. Mehr 
wie derueldaft ſei aber der Werth der Friedensblocade als Mittel zur 
daraihlichen Wejeitigung des Gonflictd. Seinem Zweifel unterliege 
Ruegen der immenſe Schaden, der dem Welthandel durch die Friedens. 
wurde pineittgt werde. Es dürfte demnach die Friedensblocade weder 
Nu Grunde der Humanität, noch durch Die gejunde Vernunft geftüßt 
Cerden KMuch exiſtire für dritte Staaten feine Nechtspflicht, fich 
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den Wlocadegejegen zu fügen, und verliere jomit die Blocade jeden 
Zinn. erde fie dennoch factiich gegen die Neutralen durchgeführt, fo 
involvire fie eine ſchwere Lingerechtigfeit gegen dieſelben durch Verlegung 
ihrer legitimen Intereſſen und vermehre nur, indem fie zur Confis- 
cation von Privateigenthum führe, die fchon fo wie fo aus dem inter- 
nationalen Unfrieden entipringende Trangfal, jedenfalls verichärfe fie aber 
den Streit und beihtwichtige ihn nicht. 

Wir können nicht umhin viele der Gründe der Gegner der Friedens⸗ 
Elocabe anzuerfennen, glauben aber dennoch, daß, wenn diefe unter den 
ren uns gejtellten Bedingungen durchgeführt wird, fie ein minderes 
Ucbel als der Krieg ſei, jedenfall® nur eine Maßregel eines folchen. 
‚ssteilih muß aber auch die Friedensblocade Nechtäregeln unterliegen, 
tontt kann fie als ein Völkerrechtsinſtitut und Nechtömittel für Staaten- 
ftreitigteiten nicht angejehen werden. Tie häufigen Beifpiele der Friedens⸗ 
blocade iprechen für die Geneigtheit der Etaaten fie anzumenden. Ge 
ſchieht das rein willkürlich, fo iſt die Friedensblocade allerdings ver- 
werflich. Wird fie aber völkerrechtlichen Beſtimmungen unterworfen, fo 
kann fie bedingt als zuläflig anerkannt werden. Bisher beftehen folche 
Veitimmungen nit. Es wäre daher zu wünfchen, daß die Staaten im 
Anichluß an die Pariſer ESeerechtödeclaration für die Friedensblocade 
Bechtsbeitimmungen vereinbaren. Daß fie ſolche aud ohnehin beobachten 
murden, dagegen ſpricht die biöherige Praris. 








: Xerels 168, 
® Galvo II. 612; IV. 192. 
* Caudny II. 42%. 
Fiore 11. 668. 
* Bulmerincq, Le blocus effectif et ses eflets sur la proprietc privee. 
Az dem Juurnal de droit international prive. Paris 18%. XI. Jahrg. 569 fi. 
‘ı Dantefeuilfe IT 262. 
*. Pistove et Duverdy I. 370. 
»Geffner 231. 
Fauchille 44. 
» Carnazza-Amari 623. 
12. De Burgh 121 n. 2. 
= Ropolien 1%. 
= Hall 313. 
20 Hautejeuille 271. 
" Bluntidli s Wi. 
” Neumann %. 
" Faudilte 42. 
- Beitlafe 611. 
” Gefiden, Franz. Ausg des Bölterrehts von Hefiter. S. 246 u. 4 
” 5.0. Martens II. 474 


va sa 
x 


0. — pa—— - --- 


Schsundzmwanzigftes Stüd. 


— — 


Das Recht der Jutervention. 


Von 


Geh. Rath Prof. Dr. Geffcken. 





Candbud des Böllerrehts IV. 


Das Recht der Intervention. 


8 38. 
Begriff der Intervention. 


Sıteratur: Berner. D. u. Br. Staatswörterbuch V. ©. 341. -- Heffter 
ed Geifden, 3 44—46. — Hall, Intern. Law ch. VI. — Calvo, 
I’roit intern. 5 10—120. — Wheaton ed. Dana und ed. Boyd, 867. 
— Lawrence, Coumment., II.2,ch.1.— Phillimore I, p.653. — Heiberg, 
Tas Princip der Nicht-Intervention, 1842. — 9. dv. Notted, Tas Recht 
der Einmiſchung 1845. — J. St. Mill, A few words on Non-Inter- 
vertion, 18359. -- Granv. Stapleton, Intervention and Non-Interven- 
tion or the foreign policy of Great Britain from 1790—1865. Lon- 
don 18656. — Carnazza-Amari, Nouvel Expose du principe de 
non-intervention. Rev. de dr. int. V. p. 352. — Strauch, Bur Inter 
ventionslehre 1879. 


Intervention ijt im Völkerrecht das gebieteriihe Cingreifen eines 
Szaates entweder in die Beziehungen ziveier anderer Etaaten, ohne bie 
Zuftimmung beider oder eines derſelben oder und namentlich in die in- 
neren Angelegenheiten eined anderen Staates. 

Nicht jede Einmiſchung in die Angelegenheiten anderer Staaten ift 
ane Intervention, jo nicht eine angebotene oder erbetene Vermittlung, 
:e immer von den Parteien angenommen jein muß, der gegenüber die 
ielden ihren freien Willen behalten und aus welcher der vermittelnde 
Zraat feinerlei Rechte erwirbt. ben deshalb bat es feinen Zinn von 
ener bewaffneten Vermittlung“ zu reden, wie dies während bes 
Terterreihiich- Italieniſchen Krieges von 1859 jeitend Preußens geichad; 
ez war die? ein unflarer Augdrud für eine unflare Politik, denn eine 
Firmiihbung mit dem Hintergedanten ihre Abficht mit den Waffen durch- 
sutegen, iſt feine Vermittlung mehr, ſondern Intervention. Was Diefe 
Sarafıerilirt, iſt eben ihr gebieteriicher Charakter, der Entichluß des be 
ꝛeñenden Staates jeinen Willen unabhängig von dem des Staated, gegen 
dea eingeichritten wird, durchzuſetzen, jei Died Durch jofortigen Zwang, fei es, 
235 Derielbe nur im Hintergrunde erſcheint. Es ijt nicht richtig, wenn 
2m:r jagt, eine Intervention jei nur die Einmiſchung in die Inneren 
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gebörigen unmittelbar anzugreifen, mit den Intereſſen unjered Staates 
in Gonilict geräth, und es iſt eben feitzuftellen, welche Intereſſen in ſol⸗ 
dem Falle die Intervention rechtfertigen. Es ift eine ieitere @igen- 
thumlichkeit der Intervention, daß fie troß ihres Zwangscharakters, kraft 
deiien ſie gebieteriich in die Angelegenheiten anderer unabhängiger Staaten 
eingreift, doch keineswegs immer in feindlicher Abficht geichieht, fon- 
dern jehr oft, um einem Unrecht vorzubeugen oder eine Echädigung des 
<taates, in deſſen Angelegenheiten die Einmiſchung ftattfindet, zu Hin- 
Km. Wenn 3. B. ein Staat in die inneren Angelegenheiten eined an 
deren eingreift, jo richtet Jich dies gewöhnlich nur gegen eine Partei in 
dieiem Staate oder gegen eine beitimmte Lage, in der derſelbe fich be- 
Andet und findet häufig im Intereſſe dieſes Staates oder feiner An- 
gehörigen jtatt. Die Intervention ijt daher in folhem Falle ganz ver- 
anbar mit freundlicher Gejinnung gegen den betreffenden Staat und 
dann als eine friedliche Maßregel beabfichtigt und ausgeführt werden, 
weihe in ihr Gegentheil erft umichlägt, wenn der Staat, in deſſen An- 
gelegenheit intervenirt wird, fid) dem widerjegt. Obwohl alio die Inter: 
dention von vornherein ein jeindlicher Alt jein kann und ebenjo, wenn 
fe Anfangs nicht jo gemeint iſt, doch zum Kriege führen fann, jo ift 
beides nicht an ſich nothiwendig in der Natur des gebieteriihen Ein- 
Ihreitens gegeben, und iſt daher die Intervention ald Zwangsmaßregel 
obne Rüdjicht auf den friedlichen oder Eriegerifchen Charakter zu wür⸗ 
digen, den jie in den verichiedenen Fällen annimmt. Endlich iſt es 
ane Kigenthümlichkeit der Intervention, daB diefelbe, da ihr Zweck nur 
fein iol_ der Gefährdung von allgemeinen oder jpeciellen Intereſſen ent- 
gegenzutreten, nur joweit gehen darf, als dieſe Gefahr wirklich reicht; 
der Rrieg iſt. wenn er einmal begonnen bat, in feinen Zielen an ſich 
ohne fchte Grenze und fanı eine Ausdehnung gewinnen, an welche bie 
Hreitenden Mächte bei jeinem Beginn nicht dachten, die Intervention ift, 
fo lange ſie nicht zum Kriege geführt hat, nur berechtigt, foweit es die 
Peieitigung der Gefahr erfordert. Ueberſchreitet der Antervenient dieſe 
Grenze, io siegt er fi mit Recht der Gegenintervention dritter Staaten 
ans, und eben deshalb bietet die Gollectivintervention mehrerer Mächte, 
welche ſich gegenieitig überwachen, dagegen verhältnißmäßig die beite 
Zicherheit. 


$ 39. 
Berechtigung der Intervention. 
ragen wir nun, wann eine Intervention nach dem to feitgejegten 
Heart gerechtfertigt ijt, jo liegt auf der Hand, daB für den Fall, wo 
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srı dere Staaten und ihre Angehörigen bifferentiell nachtheilig behandeln, 
Nen Vortheile verweigern, die er Dritten zugeſteht; das berechtigt den 
Kegenpart zur Retorſion, alfo Gleiche mit Gleichem zu vergelten, um 
yerıem Ztaate das Unbillige feiner Handlungsweile fühlbar zu machen, 
niemals zur Intervention. Wollte man legtere damit rechtfertigen, fo 
wurd man der Willfür Thür und Thor Öffnen; es muß aljo eine Ber- 
\erung ganz beitimmt qualificirter Intereffen vorliegen, welche dasjenige ge- 
vieteriſche Einſchreiten erlauben, welches wir Intervention nennen. 
Tuer Erfenntniß ijt freilich verhältnißmäßig neuen Datums, die &e- 
Ihihte Des Altertfums wie der Neuzeit zeigt eine Neihe der willfür- 
Ihiten Interventionen, welche mit dem Grundjage der Autonomie gänz« 
tb unverträglich find, aber fie zeigt auch ebenſo unmibderleglich, daß 
dieielben durchweg üble Folgen gehabt Haben. Solcher Willkür gegen. 
uder ift cs Die Aufgabe des Völferrechtes feite Schranken zu ziehen, und 
u dem Ende jind zunächſt die Fälle Har zu ftellen, in welden bie 
Jatervention unberedhtigt ijt. !) 


Es foll damit alfo ber frivofen Antwort Talleyrand's entgegengetreten 
keiten welche derielbe als Botichafter in London einer Dame gab, welche ihn 
irreꝛe was Nichtintervention bedeute? »Iadame, non-intervention est un mot 

prmatique et Enigmatique, qui signifie a peu pres la meme chose 

:nterventione ‘Stapleton p. 15: ine ähnliche Neußerung Chateaubriand's 
* weterbin angeführt, aber auch Frh. v. Gagern meinte: „ES ift ungefähr 
erdieien daß fich allgemeine Grundſätze über Intervention nicht aufitellen und 
berlaen laſien.“ Kritik des Völkerrechts ©. 17.) 


$ 40. 
Unberedtigte Intervention. 


l. Sit nad dem voritehend Geſagten das Interventionsrecht ein 
Ausnahmerecht, das der Autonomie gegenüber nur durch die Verlegung 
noch höherer Intereſſen gerechtfertigt wird, To ift es unzulällig, daß ein 
anzeiner Staat ſich das Recht anmaßt fortgeiegt in die inneren An- 
geiegenbeiten eines anderen fich einzumijchen, indem er fi zum Wächter 
gewiñer Rechte und Intereſſen innerhalb desjelben aufwirft; jebe beredh- 
Kate Intervention iſt zeitlich beichränt. Es ift alſo zu vermwerfen, 
an ein Staat fi zum Garanten der Berfaljung eines anderen madıt 
E22 aus der Verlegung derjelben das Recht zu jedesmaliger Einmijchung 
bereitet. Die verderblichen Folgen eines ſolchen Verfahrens hat Teutich- 
leed reichlidy erfahren, naddem Frankreich und Schweden den Weit: 
söltihen ‚srieden und damit die Teutiche Reichsverfaſſung garantirt 
satten. Indem eriteres aus Art. XVII. SD und 6 zu fortwährenden Gin- 
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prizare etranger a la maison de Bourbon.“ 1849 beabjichtigte Leiter 
wich in Toscana zu interveniren auf Grund des Art. 100 der Wiener 
Congreßakte und der in demjelben beitätigten früheren Verträge, welche 
hr für das Großherzogthum die Rechte der Secundogenitur gaben; 
es kam indes nicht dazu und dieje Rechte, gegen deren Verlegung durch 
xe (inverleibung von 1860 Oeſterreich protejtirte, find jeit 18066 durch 
de Anerkennung des Königreich Italien aufgegeben. Wenn durch Vertrag 
vom ı. Mai 1332 England, Frankreich und Rupland die Unabhängigfeit 
Griechenlands als „etat monarchique sous la souverainet6 du Prince 
inhon de Baviere“ garantirten, jo war dies damals durch den Beiſtand, 
den die Mächte Griechenland gewährten, und die Art der Bildung des 
zeuen Staates begründet, hat aber die Mächte nicht veranlaft 1862 
gegen die Vertreibung des Königs Otto einzujchreiten. Ebenſo jteht es 
mt der Ausichließung einer Dynaſtie: wenn die Mächte durch den 
Lerrag vom 20. Nov. 1815 die napoleonifche Familie für immer 
„du puuvoir supreme en France” ausjchlojien, jo lag dies in der Ueber. 
zeugung, dag mit Napoleon I. auf dem Throne Frankreich fein dauern⸗ 
fer griede in Europa möglich jei. Unter ganz veränderten Umftänden 
aber ianden die Mächte ſich weder veranlagt 1848 gegen die Wahl 
sous Napoleons zum Präfidenten der Republik, noch gegen deſſen Er- 
hehung zum Kaiſer einzufchreiten, fie erklärten vielmehr durch das 
geeime Protokoll vom 3. Tecember 1852: 
-yüe Je vhangement survenu dans la forme du gouvernement en 
Franee concerne son regime interieur, que fideles au principe 
de ne point singerer daus les affaires domestiques 
de ce pays, les autres puissances ne se croient pas appelees & 
se prononeer sur ce changement. — 
que les vieissitudes qui depuis cette epoque 1815 ont transforme 
} souvent Ja situation interieure de la France y ont tellenent 
modine l'ordre des choses auquel se referent les previsions 
“üterieures. qu’il serait impossible d’en faire l'application aux 
falt< qui viennent de s’accomplir; 
uen consequence les Cours d’Autriche, de la Grande Bre- 
taene, de Ja Prusse et de la Russie rgspectent l’entiere indepen- 
dance de la France sous la forme de gouvernement presentement 
etabli par le voeu de la nation et ont eventuellement resolu de 
reconnaitre le Prince President pour Empereur des Frangais —”, 
werauf dann nur noch die VBorausjegung hinzugefügt wird, daß die neue 
Regierung Frankreichs die Verpflichtungen, welche daſſelbe unter früheren 
angegangen iſt, beionders hinfichtli der „conscription territoriale des 
etals Fespertifs” achten werde.) 

2. Eine Intervention ijt unzulällig auf den Grund, daß das bloße 
Betteben einer gemwilien Negierungeform eines Ztaated oder gewiſſer 
Brundiäge, welche in feinem Innern Geltung erlangt haben, eine Gefahr 
taz endere Staaten bilde. Die Gleichberechtigung aller Staaten bedingt 
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presenir les maux incalceulables qui pourraient resulter encore pour la 
Frapee, pour Europe et pour l'humanité entiere, de ce funeste esprit 
Jirnbordination generale. de subversion de tous les pouvoirs. de licence 
e danarchie”. „Faire cesser l’anarchie en France. v retablir pour 
' eflet un pouvoir legal sur les bases essentielles d’une forme mo- 
sirchijue: assurer par la mèême les autres gouvernements contre les 
tptats et les eflorts incendiaires d'une troupe frenetique”. das fei 
das große Ziel, das der König verfolge.) Es handelte ji Hier aljo 
m einen Tendenztrieg gegen die Principien der Franzöſiſchen Revolu- 
kon, deren Anitedung man für die Monardie fürdhtete, wogegen mit 
ehrt Condorcet's Bericht an die National » Berfammlung das 
Kt: für die Franzöfiihe Nation in Anſpruch nahm, die Form 
wer Regierung zu bejtimmen, und auf die Forderung Oeſter⸗ 
teihe erwiderte: „Nie können jene Herrſcher überjehen, daB, indem fie 
th erlauben alles für das, mas fie die Sicherheit der Kronen nennen, 
ww tbun, tie alles für gerechtfertigt erklären, was eine Nation in ähn« 
lider Weile Tür die ‚zreiheit eined andern Volkes thun kann?“ Die 
en Mächte beförderten mit ihrem Vorgehen nur die Zwede der Re 
dolution welche für die innere Zerrüttung eine Ableitung nah außen 
tahten. Briſſot erflärte offen in feinem Patriote francais (22. Sept. 
1133 daB obne den Krieg Frankreich niemald eine Republik geworden 
Dure. 

Ganz anders war die Rolitit Englands, das fi während dieſer 
Lergange ſtreng neutral verhielt und auf die Pillniger Aufforderung 
mät einging. Pitt wies vielmehr das Anſinnen Burke's zurüd, 
ranfrech den Krieg zu erklären, weil es ein Feind aller Regierungen 
gemerden, und berief jih darauf, dag am 12. Mai 1702 eine Note 
ft Franzöſiſchen Gejandten Chauvelin erklärte, Frankreich werde zwar 
bene Finmiichung in jeine inneren Angelegenheiten dulden, aber denke an 
keine Bergrößerung, und der König werde jeden Verſuch, feine Vertreter 
der Angehörige in auswärtigen Staaten unter dem Vorwand Des 
Kroielntismus Unruhe zu itiften, öffentlich und ftrenge mißbilligen. 
Auf dicie Note ermwiderte Lord Grenville, er bedauere den Ausbruch 
dee Krieges mit Deiterreich, aber Ichne es ab in eine Erörterung des 
Verdaltens der beiden Mächte, das dazu geführt, einzutreten, England 
Sunibe lebhaft das gute Einvernehmen mit Frankreich aufrecht zu 
belten und erwarte mit Vertrauen, daß auch letzteres hierzu beitragen 
werde, indem es Die Rechte England? und jeiner Verbündeten achte und 
ces hindern werde, was die guten Beziehungen beider Läuder jchädigen 
terne. Nachdem dann die Regierung am 21. Mai eine Proclamation 
gesen aufrühriiche Schriften erlalien, verfiherte Chauvelin in ciner 
zeuca Note vom 27. Mai unter Wiederholung jeiner früheren Erklärung, 
%5 menn Franzoſen ſich mit Engländern eingelajten, um Unruhe zu 
ren, Die Franzöſiſche Regierung hierbei gänzlich unbetheiligt jet und 
>z2 durchaus verdamme. Die Nepublit ward erklärt, und am 19. Wov. 
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versements, a des maux bien plus insupportables que ceux que l’on 
pretend guerir. Penetres de cette verit& &ternelle, les Souverains n’ont 
pas besit€e a la proclamer avec franchise et vigueur; ils ont declare 
qu'en respectant les droits et l’independance de tout pouvoir legitime, 
il: regarderaient comme l&galement nulle et desavouee par les principes 
qui constituent le droit public de l’Europe, toute pr&tendue reforme 
cperee par la revolte et la force ouverte*. (Martens, Nouv.Rec.V.p.644). 

Tamit jollte die Oeſterreichiſche Antervention in Neapel und 
Piemont gerechtfertigt werden, welche den alten Stand der Dinge her- 
Rellte. Frankreich mißbilligte Died damald noch, der auswärtige Minifter 
Herzog von Pasquier jagte in einer Circulardepefche an feine Agenten: 
„que cette Occupation &tait une nouveaute introduite dans le droit des 
gens, «dont le premier exemple avait éêté pratiqu& en France: raison 
pour laquelle a son seul souvenir les sentiments nationaux se revol- 
taient contre elle et la diplomatie devait s’opposer & l’application d’un 
prixcipe aussi funeste“. 

Gleichwohl unternahm wenige Sabre darauf fein Nachfolger 
Cheteaubriand, der in feiner Schrift „De la monarchie selon la charte“ 
gelagt hatte: „si l'Europe voulait vous imposer une constitution j'irais 
firre & Constantinople*“ und der noch 1823 in der Kammer erflärt 
hatte: „Je maintiens qu’aucun gouvernement n’a le droit d’intervenir 
dass les affaires d’un autre gouvernement; en verite si ce principe 
netait pas admis et surtout par tous les peuples qui jouissent d’une 
eopstitution libre, aucune nation ne serait en séceurité“, eine ähnliche, 
Öenio wenig zu vechtfertigende Intervention in Spanien, um die bortige 
liberale Berfafiung zu ftürzen. — In berfelben Kammer bat er dann 
am 25. Februar 1825 behauptet, daß es in diefen Fragen kein Princip 
gebe: „I.’intervention ou la non-intervention est une puérilité absolu- 
tite ou liberale dont aucune tete puissante ne s’emharassera, on inter- 
rent ou l'on n’intervient pas selon les exigences de son pays“ und 
geſteht ſpäter mit cyniſcher Offenheit, es fei nöthig geweſen, um den 
Thron der Bourbonen zu ſichern „pour restaurer à la fois notre puisssance 
pelitique et notre force militaire“.*) 

Tem gegenüber ijt es der Ruhm Englands allein die rechten 
Grundfäge feitgehalten und vertreten zu haben. An feiner Note vom 
Bei 1820 an die Höfe von Oeſterreich, Preußen und Rußland erflärte 
Lerd Gaftlereagh, daß wenigitens nach Engliſcher Anfiht „ce danger 
diret et prochain“, das die anderen Staaten bedroht, „comme con- 
sütnant le seul cas qui justifierait une intervention e“trangere“ zu be 
ftahten ift (Rec. Suppl. X. 1. p. 176). In feiner Circulardepefche 
er die Britiichen Gefandten vom 19. Jan. 1821 erflärte derielbe, „that 
thagh no government could be more prepared than the Britisch 
Eivernment was to uphold the right or any State or States to inter- 
fere. where their own immediate security or essential interests are 
“rioasly endanzered by the internal transactions of another state. it 
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rogarded the assumption of such a right as only to be justified by 
the strongest necessity, and to be limited and regulated thereby: and 
did not admit that it could receive a general and indiscriminate 
application to all revolutionary movements, without reference to their 
immediate bearing upon some particular State or States, or that it 
vould be made prospectively, the basis of an alliance. The British 
Kuvernment regarded its exercise as an exception to general principles 
of tho greatest value and importance, and as one that only properly 
yrown out of the special circumstances of the case; but it at the same 
time vonxiders, that exceptions of this description never can, without 
the utment danger, be so far reduced to rule, as to be incorporated 
into the ordinary diplomacy of States, or into the institutes of the 
law ol Nations“. (Annual Register vol. 62 part. II p. 757.) 
Caſtlereagh's Nachfolger Canning erklärte durch eine an den Bot- 
Iihafter Englands in Paris Sir Ch. Stuart gerichtete Depefche vom 28. San. 
IMYN: „We disclaim for ourselves and deny for other powers the right 
«Ü vequlring any changes in the internal institutions of independent 
æhuten, with the menace of hostile attack in case of refusal. The 
uulerution of such demands in no degree justifies in our eyes such a 
winle of enforeing them. (Annual Register vol. 65 p. 114). Canning 
hat fodann unter Vorbehalt, daß „nothing could have induced His Maj. 
iu nugent to the Spanish nation a revision of its political institu- 
tun um preise of H. M’s. Friendship*, feine Vermittlung an und fragte, 
nn fFrankreichs Beſchwerden gegen Spanien feien? Chateaubriand er- 
uiberte ausweichend, daß der Zuſtand, in dem Frankreich fid Spanien 
uenenäber befinde, leichter zu verſtehen als zu befiniren ſei und daß ein 
Mb diefer Spannung vorzuziehen wäre, er lehnte die Vermittlung ab 
und wöllte ſich nur Englands gute Dienfte gefallen laffen, doch machte 
Die stranaöfiiche Thronrede alle Bemühungen deſſelben zu nichte. (Dep. 
Cannliug's an Stuart vom 31. März 1823 [Ann. Reg. p. 148).) Als 
rnnfrelh dann in Spanien einrüdte, protejtirte Canning energifch da- 
nenen lt der Erklärung, daß „the principle on which the British 
kovermment no ournestly deprecated the war against Spain was that 
every natlon has tho right to change or to modify its internal rela- 
Hann", Ebenſo weigerte er fich in Portugal zu interveniren, als Die 
migueliſtiſchen Wirren bie Krone Donna Maria's bedrohten, obwohl 
England Mortugal feinen Beligitand garantirt Hatte. »It has never 
een the winh or the pretension of the British government to interfere 
In th Internal concerns of the Portuguese nation. Questions of that 
kind the Portuguese nation must settle among themselvese. ber er 
Intervenivte, als der reftaurirte Abſolutismus in Spanien die portugiefifchen 
Inſurgenten offen begünſtigte. >H. M. disclaims the wish and abjures 
tl Intention of interfering in the internal concerns of any foreign state 
Imt I. M. willnot endure that foreign force or intrigue shallproduce confusion 
orelvil war in a country, with which H. M. has long been connected 
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by ties of the strictest amity and alliance and whose government as 
at present constituted has not given any just cause of offence either to 
Spain or any other power. Let us fly to the aid of Portugal by 
whom soever attacked, because it is our duty to do so and let us end 
var interference, where that duty ends. We go to Portugal not to 
rale. not to Jdictate, not to prescribe constitutions, but to defend and 
td preserve the independence of an ally (Dec. 12. 1826, Hansard 
8.3. XVI, p. 360). 

Tie Folge hat England Recht gegeben. »Ce système d’ingerence 
perpetuelle, imagine et preconise par les puissances alliees, ne devait 
pas donner le resultat qu’on s’en promettait. D’une part pour devenir 
efficace. il exigeait une unanimite de vues, un accord de pensees et de 
tendances qu'il était difficile de rencontrer chez tous les etats. D’autre 
part la revolution francaise avait étè non pas vaincue, mais seulement 
bormalisee pour ainsi dire, ses principes politiques avaient germe sur 
le continent, et songer & les &touffer partout, au besoin par la force 
%s armes. était un rôve dont les &venements qui suivirent le congres 
dAir-la-Chapelle devaient demontrer l’inanite.« (Calvo I, p. 240). 
In Guizot fagte mit Bezug auf die Franzöfſiſche Antervention in 
Syrien: »En fait et malgr& son succös elle ne valut ni à l’Espagne 
u à la France aucun bon résultat; elle rendit I’Espagne au despotisme 
iapable et incurable de Ferdinand VII sans y mettre fin aux revolu- 
lm, et substitua les ferocites de la populace absolutiste à celle de la 
Popalace anarchiste. Au lien d’assurer au-delä des Pyrennces l’influ- 
exe de la France elle la compromit et l’annula.« (I. c.) 

Thatſächlich brach das Metternich’ihe Syſtem nad der Julirevo⸗ 
lution zuſammen; nicht blos wagte man nicht in Frankreich für die Er- 

der bourboniſchen Monarchie einzufchreiten, fondern man wid 

ah vor dem Entſchluß der neuen Regierung zurüd, abjolutiftiiche 

tionen in andern Staaten nicht zu dulden. Der Kanzler ver- 

wahrte fich ziwar im Sept. 1830 gegen ..la pretention da gouvernement 

fraxais d'introduire pour sa convenance un nouveau droit de gens, 

dort on n'avait jusque-la jamais entendu parler, et qui etait purement 

et simplement le renversement de toutes les rögles qui avaient jusqu’alors 

presile & la politique des ctats europeens«, er ftellte Diejem 

»preteadu systöme de non-intervention« die Behauptung entgegen: »l.es 

fDüvernements ne pouvaient souffrir qu’en vertu d'un principe inappli- 

cable, on restreignit ainsi la sphere de leur arction« und nahm das 
Recht in Anfpruch, in Jtalien zu interveniren; »une revolution dans le 
Picmont devant avoir pour suite inevitable un soulevement dans la 
Lombardie. il se croyait oblige de prendre. à tout prix les mesures les 
plas propres à etouffer des le principe une tentative (le cette nature.« Als 
aber Aranfreich erklärte, daß dann die Teiterreichiiche Armee in Piemont 
ar eme Franzöſiſche ſtoßen werde, fügte der Kanzler ſich ingrimmig, 
ebento wie ſchon vorher auf eine gleiche Erflärung das Preußiſche 
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Corps, welches Holland gegen den Belgiichen Aufitand zur Hilfe fommeı 
jollte, Halt machte und als Oeſterreich 1832 wieder in die Legationeı 
einrüdte, beſetzte Frankreich Ancona, allerdings auch eine Snterventio 
und zwar gegen den Protejt des Papſtes. Die Conferenzen von München 
grätz waren nur ein fruchtlofer Verfuh, noch einmal das alte Syiten 
zu galvanifiren.°) Endlich machte der Krieg von 1859 der Anmaßun— 
Deiterreichd ein Ende, das durch geheime Verträge Stalieniihe Staateı 
verpflichtet Hatte, feine anderen Inſtitutionen einzuführen, als die, meld 
im Lombardijch- venetianiihen Königreich bejtänden. Man darf fagen 
daß heute, troß einzelner weiter zu ermwähnender Abweichungen, de 
von England aufgeitellte Grundſatz völferrechtlihe Geltung gewonnen 
hat, den Guizot formulirt als »ce principe tutelaire de l’independancı 
interieure des nations, auquel une necessite absolue et pressante peui 
seule donner le droit de porter atteintes, fo daß eine Einmifchung ir 
die inneren Fragen eines Staates nur dann zuläflig erjcheint, 
wenn fi) daraus für die Unabhängigkeit und Sicherheit eines anderen 
Staates eine unmittelbare und dringende Gefahr ergibt, gegen welche 
einfache Vorjichtemaßregeln nicht ausreichen und fomit die fraglicher 
Vorgänge, ſowohl die äußeren wie die inneren Beziehungen des betr. 
Staates berühren. Aus diefem Grunde ijt aber ebenjo entichieden mi 
die abſolutiſtiſche Intervention gegen freie Verfaljungen, der Anſpruch 
zurüdzumeilen, den Vattel (liv. II, chap. 4, 8 56) formulirt: >Quanc 
un peuple prend avec raison les armes contre un oppresseur, il n’y 
a que justice et generosite à secourir de braves gens qui defenden! 
leur libert&<®) und den das erwähnte Decret des Convents ſowie neuer 
Sranzöfiiche Revolutionäre wie 2. Blanc wiederholten, indem fie be 
haupteten, daß, da alle Völker Brüder feien, jede Regierung, die ein 
gerechte Sache zu vertreten glaube, berechtigt fei, diejelbe überall trium 
phiren zu lafjen. Dies ift nicht minder ein willfürliher Angriff au 
die Autonomie der Staaten, wie die Politit Metternich’ 3; wenn keir 
Staat beredtigt ift für eine Idee einen Angriffskrieg zu führen, jo if 
er es auch nicht, für diefelbe zu interveniren. Es kann jogar keir 
Biveifel fein, daß auch eine diplomatische Intervention in Verfaſſungs 
fragen anderer Staaten unzuläflig ift, wie 3. B. die Million Lord Minto': 
von 1847 in Stalien. Prinz Wlbert verurtheilte Ddiejelbe mit vollem 
Recht als einen Eingriff in die Autonomie der Italienischen Staaten, 
während fein Vorſchlag, Defterreih zu erklären, daß Knglant 
feine Sntervention defjelben gegen die Verleihung freier Verfafjungen 
in jenen Staaten dulden werde, durchaus berechtigt war. Ebenſo war 
die Spanifche Regierung im Recht, als fie den Schritt Sir H. Bulwer's, 
der am 16. März 1848 ihr Abjchrift eines Schreibend Lord Palmer: 
ſtons überreichte, worin er angewieſen wurde, der Regierung zu rathen, 
ein legales und conftitutionelle® EHjtem anzunehmen und dag Miniite: 
rium dur) Berufung von Männern zu ftärken, in welche die liberal 
Partei Vertrauen fee, damit beantwortete, daß fie den Gejandten erjuchte, 
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Eparzien Sofort zu verfallen. Nicht minder muß man anerkennen, daß 
der SR ünig beider Sicilien berechtigt war, es zurüdzumeifen, ald England 
und Frankreich in Berfolg des Parifer Songrefies von 1856 in ihn 
drangen, fein Regierungsſyſtem zu ändern. Als demzufolge jene Mächte 
see Geſandten aus Neapel abberiefen, erklärte Fürſt Gortſchakoff in 
einern Rundſchreiben vom 2. Sept. 1856: „Vouloir obtenir du Roi des 
concessions quant au rögime interieur de ses Etats par voie commina- 
toire et par le moyen de dömonstrations menacantes, c’est se substituer 
vilemment & son autorite, c’est vouloir gouverner en son lieu ct 
proclamer sans dissimulation le droit du plus fort sur le faible.“ 


) Mitgetheilt in meiner Chrift: Der Staatftreich vom 2. December 
1851 und feine Rüdwirkung auf Europa. Leipzig 1870. 

', Das Manifefi war übrigens nicht vom Herzog von Braunſchweig ver- 
left, der ſchwer bereute e3 unterzeichnet zu haben, e3 war vom freunde Marie 
Antomette'3, Graf Ferſen eingegeben, von einem Echüßling Breteuil's rebigirt, 
sl. Chuquet, La premiere invasion prussienne de 1792. Paris 1886. 
).7This then“, ſagte Lord Örenville am 22. März 1790 mit Bezug auf 
xre angreffive Politil Granfreichd, „was his defence to Parliament against the 
mputation of having varied his language or disguised its objects, of having 
eagaged in a war for the restoration of monarchy in France or of having 
pusued it at any period with any other view, than that of obtaining a 
scure and honourable peace for his country.“ 

9 Congres de Verone I. p. 100, 105. Guizot bagegen jagt über dieſe 

ion: „En droit elle &tait inique, car elle n’etait pas necessaire. 
Le rtrolution d’Espagne malgrö ses excès ne faisait courir, & la France ni 
& la Restauration, aucun danger serieux. Les diflerends qu'elle suscitait 
entre les deux gouvernements auraient pu aisement &tre surmontes sans 
rompre la paix. Les grands et l&egitimes motifs politiques manquaient donc 
& cette guerre.* Die bedeutendfte gleichzeitige Schrift gegen diefe Intervention 
wer: Bignon, Du congr&s de Troppau, ou examen des pr&tentions des monar- 
chies asolues à l’egard de la monarchie constitutionnelle de Naples. 1821. 

' Haussonville, Histoire de la politique exterieure du gouvernement 
Francais. 1830—42 I, ch. 1—4. 


% Bündig widerlegt durch Binheiro-Ferreira'3 Commentar. 


8 41. 
Fortſetzung. 


3. Nicht minder unzuläſſig iſt grundſätzlich die Intervention zum 

der in einem andern Staate religiös bedrüdten Unterthanen; man 

lanı allerdings an die Kämpfe um die Reformation nicht den Maßſtab 

der Gegenwart legen, Europa war damals in zwei Heerlager getheilt 

zu es iſt begreiflich, daß die vereinten Anjtrengungen des Papſtthums 
damdsu& des Wälferrects IV. 10 


>. Ser: der Intervention. 
=: Sen neuen Glauben mit Feuer und Schwer: 
Sʒencund Der protejtantiichen Staaten hervorrief, 
„=> Le. Jahrhunderts zeigen, daß ſich faſt immer 
>  owmiicht und oft die religiöjen zurüdgedrängt haben: 
2... Ne Deutſchen Protejtanten und Innocenz XI. Wil: 
> zer er fih von Ludwig XIV. bedrängt ſah. Der 
»>s rtbodoren Slaubensperwandten in Polen zu 
S  Serwand zu fortwährenden Einmiſchungen im Die 
Aeorublik; ſogar binfichtlich der chriſtlichen Linter: 
N: dreidniſcher Staaten, mo, wie ipäter zu zeigen 
nm Pe vorliegen, ijt ein Interventionsrecht einer 
sr Religionsverwandten unzuläjjig; die Europäiſchen 
, Rrenatung Rußland's ein jolches für die orthodoxen 
a zu üben, das noch dazu durch den dafür ange: 
Se Vertrages von Nudjuf-Nainardji (1774) in feiner 
Ernitimmig zurüdgewielen. Ebenſo ungerectfertigt 
rag begründet ijt der Anſpruch Frankreichs, in 
uber alle atholifen üben zu wollen. Mean kann 
rn. beredtigt war, daß der Berliner Vertrag 
“2.0008 4) Serbien, Rumänien und Montenegro als unab- 
on ertetimte Toleranzvorjchriften auferlegte, denn wenn 
as. bereditigt waren, ihre Anerkennung der Unab— 
act Staaten an Bedingungen zu knüpfen, fo tit es 
ad in Die Autonomie eines Staates, ihm Vorjchriften 
zu machen. Dies anerfannte thatſächlich Lord Salis— 
ara nm ſeiner Antwort an die Anglo-Jewiſh Aſſociation 
si inte: „Jene Uebelſtände zogen die Aufmerkſam— 
vVerlin auf ſich und dieſelben wählten den etwas 
mern nicht unerhörten Ausweg, ihre Anerkennung einer 
on. Veranderung von gewiſſen Abänderungen der inneren 
oa. hezaia zu machen.“ _ 
na Buhnieiens (Net. 5) ſtand die Sache injofern anders, 
. ddangiger Staat var, und die Pforte als Suzerän und 
des Vertrags ihm Vorſchriften auferlegen fonnte, und 
„nn Wosnien, Das integrirender Theil des Ottomaniſchen 
>. Sporeinem Mitunterzeichner in Verwaltung genommen ward. 
dumliche internationale Stellung des Papſtthums hat zu 
can Juterdentionen Anlaß gegeben, früher oft gegen den Willen 
or nfrer Zeit auf Anſuchen derjelben, doch zeigen dieſelben 
Pehrrreiche amd Frankreichs in ben Legationen, Ancona und 
is" 1840), daß Diejelben durchweg auf politiichen Beweg-⸗ 
x niuhren amd Die fatholtichen Intereſſen nur den Vorwand 
Mit dem Italieniſchen Kriege 18590 wurde die Römiſche 
rs nend; auf der einen Ceite jtand Die Curie nit ihrem Non 
die bebanptete (Allocution vom 25. März 1862), daß die 
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weltliche Gewalt »est absolument necessaire dans l’ordre actuel de la 
ProW ielence à liindependance et a la liberte de l’eglisex jede Reform 
zurũ Ewies und in ihrem Widerjtand namentlich durch Tefterreich gejtüßt 
wrd. Kine Note des Fürſten Metternid an H. Thouvenel vom 
I. Mai 1861 erklärte: »La capitale du monde catholique n’appartient 
quarıx nations catholiques. Residence du Souverain Pontife, renfer- 
matt les etablissements et les archives de le catholicite, personne n’a 
ke droit de l’en spolier et les puissances catholiques ont le droit de 
Ys maintenir«. Auf der andern Seite proclamirte Stalien Rom als 
ine Hauptitadt und beklagte ſich über deſſen fortdauernde Beſetzung 
ld :atteinte au principe de non-interventione. Bmilchen diefen beiden 
wveriöhnbaren Stellungen ſuchte die Politik Napoleons IN. vergeblich 
zu vermitteln. Der einzige praktiſche Verfuh war die Convention vom 
lo. September 1864, nach welcher Frankreich feine Truppen aus Rom 
zyrüdzog, Stalien aber, wie Ricafoli ſich ausdrüdte, verſprach „neutral 
joiihen dem Papſt und ben Römern zu bleiben und geftattete, daß 
dieie legte Probe der Lebensfähigkeit eines geiftlichen Fürſtenthums ge- 
mcht werde, das ohne Beiſpiel in der civilifirten Welt daſteht“ 
(Uirular an die Präfecten vom Nov. 1866). Der Angriff Garibaldi's 
at Rom im Herbit 1867 führte zur erneuerten Belegung der Stadt 
duch Frankreich, die erſt 1870 aufhörte und von ber Einnahme ber- 
klben durch Italieniſche Truppen gefolgt war. Nach der Vereinigung 
Kom's mit Jtalien verzichteten auch die vorzugsweife Tatholifchen Mächte 
an jede Intervention, als dur das Garantiegefeß die freiheit der 
getlichen Stellung des Papftes fichergeftellt war, und dermalen hat die 
Jalieniſche Regierung erklärt, daß fie nie aud nur die leiſeſte Ein 
miſchung in eine Frage erlauben könne, die Stalien feſt entſchloſſen fei, 
als eine vollitändig innere und der Nationalfouveränität angehörige zu 
betrachten. (Tepeihe Mancini’s an Graf de Yaunay vom 11. Ian. 1882). 
Sud zu Gunſten einer nationalen Gemeinſchaft mit Unterthanen andrer 
Staaten kann fein Interventiongrecht behauptet werden. Cine Nationa- 
litat an ſich iſt feine Rechtsperſönlichkeit und ein Staat kann nicht jagen, 
daß feine Sicherheit und Unabhängigfeit gefährdet werde, weil ein 
entrer Untertanen bedrüdt, die mit den jeinigen durch Die Bande gleicher 
ammung, Sprachen nnd Gultur moraliich verbunden find. Teutich- 
land mag die harte Behandlung Teutfcher in den Ruſſiſchen Litjee- 
drovinzen und Ungarn jchmerzlich empfinden, ein Interventionsrecht erwächſt 
im daraus niemals. lm fo mehr ift ein jolches zu Gunjten einer Race, wie 
ber ganzen jlaviichen zurüdzumeiien. Die nationale wie die religidje Idee 
M unitreitig ein mächtiger, jtaatenbildender Factor, aber wenn dem 
Chriftentbum die Gleichberedhtigung der Staaten und die Anerkennung 
idrer nationalen Cigenthümlichfeit zu verdanken iſt, jo weiß baflelbe jo 
wenig ald dad Völkerrecht etwas von einem Weltbundesitaat, welcher 
nligiöie Freibeit und Gleichberechtigung oder Zelbititändigfeit aller Na- 
seaalitäten zwangsweiſe zu verwirklichen hätte. 


10° 


IS Dad Net der Intervention. 
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k Ania ibedt ſhon Die Intervention, welche Durch Die behauptete Noth⸗ 
urudtgieit Nyauılat wird, einem verlängerten Blutvergießen, der Anarchie 
ad Na Wryrikug tu einem Staate cin Ende zu machen; unzmweifel- 
at qede ws Aue wo Starke Gründe zu Guniten eines ſolchen Ein- 
arte Haanden, indeB allein werden fie ſchwerlich ausreichen, dafjelbe 
u tedthertigen. Der Schlagendite Fall, der dagegen fpricht, ift Die zweite 
uud Dur Kerle Polen's, welche durch die dort herrſchende Anardie 
wirt erden ſollte. Mit Recht jagt Gent (Fragmente zur Geld. 
Se halte Geichuewichts, Schriften IV. ©. 51): „Was den Entwurf zu 
una deuung Polens für Das höhere Intereſſe von Europa jo ungleich 
made wahr, als manche frühere in Charakter und Ausführung 
Na Wukbein nach ſchwärzere Gewalthat, das war jener enticheidende Um⸗ 
mad Ra werde aus der Quelle gejchöpft wurde, aus welcher nichts 
ua Wohrihat und Segen, als Sicherheit in Zeiten der Ruhe und Rettung 
m nun dur Wiefade über den Völkerbund geflofien fein ſollte. Eine 
Kun Awihden mehreren Negenten hatte man immer nur als einen 
yatitgen Want tiber unvegelmäßige Gewalt und Begierde eines 
anartmu Underdeuckere betrachtet, jebt zeigte fi, zum Schrecken der 
Rail MR ae ſolche Werbindung gefchloffen werden fonnte, um gerade 
ws Ant au Stande au bringen, gegen welches fie zur Schutzwehr be- 
am hen. ° Evbenſo nennt Gagern die Theilung Polen's den „Alp, 
u nue Werde, unfere Politik, den Begriff der Nationalität, unfere 
Bund, unſern Arledenszuftand, unſere Zukunft, das ganze Völker 
vd at. ' (ME ©, 165.) 

Andere fund es mit der Intervention der drei Mächte in der 
Numbihhen Bade; bier war der Grund, dem Blutvergießen und der er- 
wunangalenn Wofiblachtung einer chriftlichen Bevölkerung durch Ibrahim 
Yale cin Eude au machen, allerding3 mitbeitimmend, aber keineswegs 
alien entſcheidend. «4 lag ein Bürgerkrieg vor, der ſich nicht blos im In—⸗ 
era vd Dimatd abfpielte, ſondern durch Seeräuberei und Anarchie zur 
acc Me Julexoſſen der Unterthanen anderer Mächte ernitlich gefährdete. Eng- 
and mario in einer Denkſchrift') dieſen Grund nachdrüdtich geltend ala »a 
xipatorl paweiiye urlously upon the interests of H. M’s own subjects«, 
uber auockannte Die Intervention ald eine «departure from the general 
wulu, which torbid« other Powers to interfere in contests betwixt Sove- 
wir nd Nulyeote und betonte, Daß deßhalb „H. M. strictly limited 
kuuaet to what he deemod the necessity of the case“. „Wäre die Abficht 
un Würhte, heißt es weiter, einem großen Uebel ein Ziel zu jegen, nicht 
Naıd manche netvichtige Gründe der Gerechtigkeit und der Politik beein- 
uns geweſen, fo würden fie nicht 6 Jahre gewartet haben, bis fie über 
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freunbichaftliche Vorſtellungen hinausgingen, nicht als fie es thaten, jeden 
Schritt abgewogen und gemeinfam feitgeitellt haben”, »they felt that they 
were bound to take care that the interposition should not be more 
than commensurate with the evil.« Bon diejen Geſichtspunkten geleitet, 
ſchloſſen England, Frankreich und Rußland zunächſt den Vertrag vom 
6. Juli 1827, um einen Waffenjtillitand zu erzielen und durch ihre 
Zermittlung eine Autonomie der Griechen unter der Suzeränetät des Sul- 
tan's herbeizuführen. Als diejelben die annahmen, die Pforte aber alles 
wrüdwies, folgte die Zerftörung der Türkiſch⸗Egyptiſchen Flotte bei 
Kavarino und die Beſetzung Morea's dur Franzöſiſche Truppen und 
durch den Bertrag vom 7. Mai 1832 die Bildung eines unabhängigen 
Griechiſchen Staates. 
Am 22. April 1834 fchlofien Frankreich und England mit den 
Regenten von Spanien und Portugal einen Vertrag, durch welchen fie 
denielben ihren Beiltand zuficherten, um die Prätendenten Don Carlos 
und Ton Miguel zu vertreiben, und fo den Frieden auf der Pyrenäen⸗ 
balbinjel herzuftellen. Frankreich verhinderte die Zufuhr von Waffen und 
Iroviont an Ton Carlos, England gewährte der Spanifchen Negieruug 
Unterftügung von Waffen und durch feine Flotte, und geftattete die Aus- 
rüitung eines Freiwilligen ˖Corps unter einem Britifchen Offizier. Tiefer 
dertrag war eine nicht zu rechtfertigende Intervention, wie der Herzog 
von Rellington offen erflärte: >I do say that this country has no right 
to interfere in the affairs of Spain and Portugal. The object of 
tbe quadruple treaty is, of all others that I have ever seen, the most 
oppbed to the political system on which this country has ever acted 
dar 9. 1834). Man berief fich in London auf die alte Allianz mit 
Eortugal, während Canning diejelbe früher ausdrüdlich auf Fälle eines An- 
griig von Außen befchräntt hatte und es fomit nicht in Betracht fam, daß 
Tonne Maria da Gloria rechtmäßige Königin war und Ton Miguel ein 
eiddrũchiger Prätendent. Hinſichtlich Spaniend Tag nicht einmal dieſe 
Ertihuldigung vor, die Rechtmäßigkeit der Wenderung der Thronfolge 
durh Ferdinand VII. war höchit zweifelhaft und den ehrgeizigen Intri⸗ 
gun der Rönigin Chriftine zuzufchreiben, die Spaniſche Nation war in 
Wei Lager getheilt, von denen das des Ton Carlos jedenfalls größere 
Eiveritandsfähigkeit zeigte, während die Anhänger Iſabella's unter ſich ge: 
eilt waren; daß Ton Carlos die Sache der abjoluten Monarchie vertrat, gab 
England ebenjo wenig rechtlichen Anlaß fich für eine Partei in diefem 
Fürgerfriege zu erklären, als es behaupten fonnte, daß eigene Intereſſen 
barch denielben in einer Weife verlegt waren, welche eine Intervention 
gerehtiertigt hätten. In der That war der Vertrag nur ein politifcher 
Sclag. den Lord Palmeriton gegen die Nordiichen Höfe ausführte, welche 
ibre Zertreter bei der Königin abberiefen, und der Spaniſche Geſandte 
Aoride-Blanca handelte nach dem eigenen Geſtändniß feined Miniiters 
Rartinez de la Roſa ohne Initruction, ala er den Vertrag abſchloß. 
arenfreih trat erjt nachträglich bei. Es jollte cin >defi aux monar- 


9 


Na “ .. 1 . [) - 
a Zuirech:! nme er Fon 


ss Einmaricheun Sparien vroteſtiren und 


— .. 
"erzrenzien. 


nse peremptöire aux Muna- 
zmerjton erklärte ſpäter geradezu: 

. na simple choice between une 
-n reality. absylute zuvernment on 
. ızmenf on the other... und nach— 


crzugal und Spanien für Englands 
> fich zum Werdienite au: . havinz 


„Bees in determiningz on an art uf 
t givingę those eountries the üles- 
zber dieſe Anmaßung, das England 
e Leſtimmte Verfaſſung aufzunothigen, 

>. ttonomie. Nicht nur bat die Folge 
"0 Zramtens Die volitiiche Weisheit Die 
zn Nichte ericheinen laſſen, ſondern es 
das Fein völferrechtlich ſtichhaltiger Grund 
x Aufhebung Der Foreien Enlistinent 
a sreldilligencorps zu bilden, welches 


- 


zszt De 15465 von Yord Palmeriton 
d Spaniens unternommene Intervention 
»c Auiſtand, der eine rein innere An— 
Steilien 1543 war geradezu ein grober 
der noch am 16. Deebr. 1847 durch 
ssyichern laſſen, daß es der aufrichtige 
ze De alten Bande der Freund'chaft 
. 3:: erbatten und wo möglich noch enger 
Monat Darauf den in Zictiien au» 
Weie und erklärte Der Sardiniſchen Re— 
3 von Genua zum Nönig von Ziälien 


dreron inne babe, England denſelben a 


ern 


roter Doch sicht. Die Bartei der Auf 


sender Die angebotenen Bedingungen des 
song ihrem traurigen Schickſal. Wenn da— 
se Wat 20. Iso we intertered vith 
» gcher eenntries atel with zreat Deiecht 
song dies nicht nur Sehr zweifelhaft, ſon— 

auch rechtlich unbegrundet, ſie hatten 


Searkeren; Sir ſi De 
dRecht des Starkeren für ſich. Dem— 


> .2: Don Carlos als rechtlos behandelt ward. 


..® 
wa 
Y 


». 
ww... 
. 
r\ ans 


Steuung dagegen einnehmen., als 1544 nun 


Na > u. [} 4. - . .r .. . . .. 
sur Oellettends m Ungarn intervenirte, 
ser 


nicht wie 


..u.. 


_— 1] ... 21 0 
I“ STE S — ke. vIll. 


at; De Re— 


t 
[ & 
eedag ahre Me:::unug minor Vortheil 


..n.te “anne az 


Zweifelhafte Fälle. 151 


Es ſteht überhaupt jehr zweifelhaft mit dem Rechte eines Staates, 

bei einem Bürgerfriege in einem anderen Staate zu interveniren, joferne 
der Kampf nicht jeine eigene Sicherheit gefährdet oder er nicht von bei- 
den Theilen dazu aufgefordert wird, wo er ebenjo gewiß das Recht hat, 
ala ıhm feine Verpflichtung obliegt, der Aufforderung Folge zu geben. 
Es ind bier freilich zwei Fälle ganz auszuſcheiden. Cinmal, wenn e3 noto- 
rich it, daß die eine Partei außer Stande ift, ihren behaupteten 
Rechtsanſpruch thatſächlich durchzuführen, auf diefen Grund anerkannten 
England und die Vereinigten Staaten die Unabhängigkeit der vormaligen 
<paniihen Golonien in Amerika, wo thatjächlich feine Spur der Epa- 
michen Herrichaft mehr beitand. Cine ſolche Unerfennung einer un« 
beitreitbar thatjächlich beitehenden Regierung it feine Intervention, fie iſt 
volitändig berechtigt, da die Souveränität nicht als einnudum jus behauptet 
werden fann. Sodann fann eine Intervention nicht in Trage kommen, 
wenn es ſich blos um einen vorübergehenden Aufitand Handelt, jondern 
nur, wenn wie Sir J. Madintofh jagte: „ein Kampf vorliegt, der eine 
gewiiie Gleichheit der Kräfte zeigt und defien Ausgang einigermaßen 
zweifelhaft ſein würde, wenn die ftreitenden Theile fich felbjt überlafjen 
bleiben.“ 

Auh in diefem Falle, wie bei dem Streite zweier Staaten iſt es 

unzweitelhaft von Bedeutung für die Intervention, ob diejelbe von 
emem Theile angerufen wird, aber keineswegs enticheidend. Der 
ſchwachere Theil wird hierzu jtet? geneigt, jedoch damit noch feincs- 
Degs für den angerufenen Staat ein Recht der Intervention gegeben 
ſein, io fange nicht die Beſiegung de3 anrufenden Theiles jeine Sicher 
beit gefährdet oder cine Gemeingefahr in jich jchließt. Liegt einer oder 
der andere Grund zu Gunſten der bisher berrichenden Regierung vor, 
to it die Sache einfach, im umgefehrten alle ift ſchon, abgejehen von 
wirtlicher materieller Hilfeleiftung, die Anerkennung des aufftändijchen 
Theiles als unabhängiger Staat (im Unterfhieb von der Anerfennung 
deieiben als friegsführenden Theiles) eine Intervention in feindlichem 
Sinne gegen den Staat, der es thatſächlich noch nicht aufgegeben bat, 
ne früher beitchende Herrichaft über das aufitändifche Gebiet herzu- 
teen. Die Anerkennung der Eonföderirten Staaten ald kriegführenden 
Theile seitens Englands und Frankreichs (1861) war durchaus bered;- 
at, ihre Anerkennung ald unabhängiger Staat im Laufe des Krieges 
Bette der Enticheidung vorgegriffen und wäre eine unberechtigte Inter 
dention geweien, ſowie es unzweifelhaft 1770 die Anertennnng der 
Teremigten Staaten jeitens Frankreichs war, während England noch im 
Rampie mit jeinen Colonien war, legteres war daher vollftändig bered- 
ast, es als Sriegsgrund zu behandeln, als Frankreich einen geheimen 
Iertrag mit dieſen Colonien machte, und es war leere Sophifterei, wenn 
legteres dies damit vertheidigte :quc ni le droit des gens, ni les traites 
23 la politique n’imposaient au roi l'obliration de devenir le gardien 
de la ndelite des sujets anglais & leur souveraine. Tie fernere Be- 
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Willen durchzuführen; die Intervention eines ſchwachen Staates für die 
Erhaltung des Europäiſchen Gleichgewichtes würde feinen Zweck haben. 
Eben deshalb entipringt diefe Art der Intervention meilt aus ber 
Gollectiv-Garantie mehrerer Großmächte, welche diefen die Erhaltung 
eines beitimmten völferrechtfichen Verhältniſſes zur Pflicht macht. Frei— 
lich auch dieſer berechtigte Grundſatz ift gemißbraudht worden, nirgends 
mehr als bei den Theilungen Polens, wo die puissances copartageantes 
denielben anriefen, aber wie Gent jagt, „nur danach joweit die Umſtände 
es zuließen, bei der Feſtſetzung ihrer Antbeile verfuhren, feinem Weſen 
und Geiſte die furchtbarften Wunden verſetzten, corruptio optimi pessima“. 
Anh die Franzöfiihe Intervention in Merico von 1862 war unbes 
rechtiigt. Ter Vertrag vom 31. October 1861 zwiſchen England, 
Frankreich und Spanien verfolgte ben legitimen Zmed, durch bewaffnetes 
Einihreiten Genugthuung für vielfahe Schädigung der Rechte ihrer 
Unterthanen in Mexico zu erreichen, unterfagte aber stoute immixtion 
dans les affaires interieures du pays, de nature à porter atteinte au 
drsit de la nation mexicaine de determiner la forme de gouvernement 
Welle juge la plus convenable a ses interätse (Alt 2). frankreich 
aber ging, nachdem jene Genugthuung erreicht war, und England wie 
Sdanien ſich demgemäß befriedigt erflärten, weiter, und errichtete mit 
Innen Truppen eine Monarchie, indem Napoleon II. in einem Briefe 
m den Beneral Forey vom 8. Juli 1862 als Zweck feiner Intervention 
angab: 

l. de mettre obstacle a l’absorption de cette partie de l'Amérique 
par les Etats-Unis. 

2. d’empecher que la grande federation anglo-saxonne ne de- 
vienne l'unique intermediaire et le seul entrepöt pour les 
denrees et le commerce du continent nord-americain. 

. de retablir le prestige de la race latine en Amérique. 

d. d’accroitre l’infiuence de la France au moyen de Yetablisse- 
ment au Mexiyue d'un gouvernement plus sympathique à ses 
interets.. 

Der Kailer wollte alio durch feine Intervention ein politijches, 
nationales und commmercielles Gleichgewicht in Amerika Heritellen, wozu 
aichte ihn berechtigte. Der traurige Ausgang dieſes Abenteuers ijt be- 
konnt und nach der Erſchießung Marimiliand bedrohte der Moniteur 
Me republicaniiche Regierung mit der Strafe der Cinverleibung in 
die Zereinigten Staaten, die frankreich chen hatte verhindern wollen. 

Indeß der Mißbrauch eined Principe beweift nicht? gegen daſſelbe. 
Vie nach der Beſiegung Napoleons die Mächte im erſten Parijer Frie⸗ 
der als ihre Abſicht kundgaben »de mettre un terme aux malheurs de 
Europe et de fonder son repos sur une juste repartition des forces 
qui la composent«, jo iſt auch dieſer Gefichtäpuntt ſpäter maßgebend 
sekiieben. Nach der Belgiichen Revolution von 1536 ſprachen die fünf 
Michte jich in dem Londoner Conferenzprotofoll vom 1%. Febr. 1331 
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Akut MEraTt maintenant et pour toujours, l’intention de posseder 
de C Hes s’engagent A s’opposer à toute tentative pour se rendre 


zueticht ihre Inſtructionen an ihre Geſchwader aufrecht umd behaupteten 
hr Keil, PIE gegenwärtige Machtvertheilung in den Antillen zu erhalten. 


entreigen, da deffen Beſitz den inneren Frieden und die Sicherheit der 
Umon bedrohe. Die Vereinigten Staaten hätten das Recht, ſie zu 
nehmen, ſo gut wie ein Privatmann das Haus ſeines Nachbarn einzureißen 
beiugt ſei, deſſen Brand ſein eigenes anzuſtecken drohe. Der Grund 
dieſes Tehtlojen Planes, der übrigens feine Folge hatte, war lediglich 
der Wunſch, der Union einen neuen Sclavenſtaat einzufügen. Seit dem 
Fall der Sclaverei hat ſich die Sachlage geändert, 1868 hat zwar ber 
Amerilaniſche Congreß am 2. März und 3. April Reſolutionen ange- 
nommen, wodurd die Regierung aufgefordert wurde, fobald es den 
Cubaniſchen Inſurgenten gelingen werde, eine de facto Regierung her⸗ 
jumellen, diefe anzuerkennen, indeß weder ift der Senat dem beigetreten, 
noch hat der Präſident davon Notiz genommen. 


$ 44. 
Tie fogen. Monroe - Doctrin. 


Es iſt noch die ſogen. Monroe -Doctrin zu erwähnen, die vielfach 
mveritanden ift. Im der Botjchaft des Präjidenten Monroe v. 2. Tec. 
1x23 find zwei verjchiedene Erklärungen enthalten, die eine bezüglich 
reuer Erwerbungen Europäifher Mächte auf dem Amerikanischen Feſt⸗ 
land, die andere in Bezug auf die Intervention berjelben in inneren 
Angelegenheiten Amerilanifcher Staaten. Die eritere ftellte den Grund- 
ich auf rthat the American continents, by the free and independent 
condition which they have assumed and maintained, are henceforth 
sot to be considered as subject for future colonisation by any European 
prwer<. Es wurde damit, mit Bezug auf die gegen Rußland und 
England ftreitigen Nordweſtgrenzen behauptet, daB cine neue auf Beliger- 
greitung berrenloien Landes begründete Golonijation Europäticher Mächte 
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auf dem Amerikanischen Feftlande fortan ausgeſchloſſen ſei. Rußland und 
befonderd England beitritten dies entichieden, Mexico, Guatemala, 
Columbien und Peru traten auf dem Congreß von Panama (1825-26) 
dem in dem Sinne bei, daß alle Amerilaniichen Staaten ſich gegenfeitig 
unterftügen follten, um dieſen Grundfag aufredht zu Halten; in Wa⸗ 
ſhington war man indeß nicht geneigt, ſich durch ſolche Zuficherung 
fünftiger Allianzen zu binden, deren Vortheile lediglich den Spanijch- 
Umerilanifhen Staaten zugefallen wären, während die Vereinigten 
Staaten einen ſolchen Schub von diefen nicht brauchten und auch 
Ihwerlich gefunden hätten; der Kongreß nahm eine Reſolution an, 
welche den Vereinigten Staaten freie Hand vorbehielt, ohne den Grund- 
ja Monroe's aufzugeben. Als dann 1848 Yucatan einen Aufftand 
der Andianer nicht bewältigen konnte und fich vergebid an England 
und Spanien, dann an die Vereinigten Staaten um Hilfe geivendet 
hatte, empfahl Präfident Poll dem Congreß jofort Maßregeln zu 
ergreifen ‚to prevent Yucatan becoming a European colony, which in 
no event could be permitted by the United States“, indeß während 
die Bill »for taking temporary military possession of Yucatan« nod) 
“erörtert ward, kam die Nachricht, daß ein Waffenftillitand gefchloffen 
und die Expedition ward aufgegeben. Die Monroe-Doctrin hat England 
nicht gehindert, die Herrichaft der Dominion of Canada bis zum Stillen 
Meer auszudehnen, und die Grenzen derjelben gegen die Vereinigten 
Staaten find durch wiederholte Vergleiche und ſchließlich durch den 
Vertrag von Washington von 1871, fowie den in Ddemielben vorge: 
jehenen Schiedsſpruch des Deutihen Kaiſers geregelte In Bezug auf 
Sentral-Amerifa wurde ein gegenjeitiger Verzicht auf Occupation, Bes 
feltigung oder Colonifation durch den Bulmwer-Elayton Vertrag von 1850 
zwilhen England und den Vereinigten Staaten ausgefprochen. 

Der zweite Satz Monroe's wandte fich jpeciell gegen den Anſpruch 
der abfolutiftiichen Mächte, Spanien’3 Herrichaft über feine abgefallenen 
Amerikaniſchen Colonien, fortgejegt als zu Recht beitehend zu betrachten, 
weshalb es in Frage kam, einen Congreß der Europäiſchen Mächte für 
die Regelung diefer Angelegenheit zu berufen. Dem jtellte der Präfident 
die doppelte Erflärung entgegen, daß die Dereinigten Staaten fidh 
grundfägli nicht in Fragen Europäifcher Politik mifchen würden, aber 
»that we should consider any attempt on their part to extend their 
system to any portion of this hemisphere as dangerous to our peace 
and safety. With the existing colonies or dependencies of any Eu- 
ropean power we have not interfered, and shall not interfere.. But 
with the governments, who have declared their independence and 
maintained it, and whose independence we have, on great consideration 
and on just principles acknowledged, we could not view any interposi- 
tion for the purpose of oppressing them, by any European power, in any 
other light than as the manifestation of an unfriendly disposition 
towards the United States«. Dieſe Erklärung, welche England weſent— 
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li mitbejtimmte, num auch feinerfeit die Unabhängigkeit der Spanischen 
Colonieen anzuertennen, enthält nicht die Behauptung. daß die Vereinigten 
Staaten jede Intervention Europäiſcher Staaten in Angelegenheiten 
Amerikaniſcher auszujchließen beanjpruchen, fie protejtirt im jachlichen 
Zujammenhange nur dagegen, daß Europäilche Mächte fih in Amerika⸗ 
niſche Angelegenheiten einmijchen, um ihre Grundfähe dort zwangsweiſe 
zur Anwendung zu bringen, fie iſt endlich niemal® durch Legislative 
Sanction verbindlich geworden und hat nicht die Kraft einer Verordnung, 
\ondern ijt nur eine Erklärung der damals beftehenden Verwaltung 
md man fpricht deshalb nur von einer Monroe-Doctrin. Dagegen ift 
ut zu leugnen, daß die Politif der Wereinigten Staaten oft weiter 
geht, jie Haben nicht nur Kailer Marimilian von Mexiko niemald aner- 
tonnt, obwohl er im Beſitz war und Frankreich genöthigt, feine Truppen 
zrrüdzuziehen, fie proteftirten auch 1881 nad) dem Siege Chili's über 
Vera gegen die Abtretung von Gebiet ſeitens des lehteren und 1881 erflärte 
der Staatöjecretär Blaine (Depeihe vom 13. Nov. an den Gefandten 
m London) trog bes Bulmwer- Clayton Vertrage® von 1850, daß bie 
Landenge von Panama und fpecicll der Canal, der fie geplantermaßen 
durhicneiden fol, unter der ausſchließlichen Eontrole der Vereinigten 
Etaaten ftehen müßten. Gin derartiger Anſpruch ift entfchieden unzu- 
lg, fein Staat hat das Necht, innerhalb eine Welttheild feinen 
Kilen als maßgebend Hinzuftellen, noch weniger find die Bereinigten 
Etasten berechtigt, Europäifche Staaten, die in Amerifa Colonieen be⸗ 
"en, von der Theilnahme an Amerikaniſchen Angelegenheiten auszu- 
\hließen. 


8 45. 
Weitere Fälle. 


6. Auch eine grobe Verlegung des Völkerrechtes kann gerechten 
Orb zur Intervention geben. Grotius geht zwar zu weit, wenn er 
m ſolchen Fällen den Inhabern der Staatsgewalt ein Strafrecht (ius 
foenas poscendi) zufpricht (II, cap. 40.1.), wohl aber beftcht das Recht 

Intervention zu hindern „in quibusvis personis ius naturale et 
fetinm immaniter violantibus'‘. Bon diefem Gefichtspuntt erließen 3. B. auf 
dem Wiener Congreß die acht Mächte ihre Erflärung gegen den Sclaven- 
bandel und nahmen an, daß gegen diefen — nicht gegen die Sclaverei, 
De eine innere Angelegenheit ift — eingefchritten werden dürfe, aud 
oßme vertragdmäßige® Zugeitändniß, welches dies nur erleichtern foll. 
Son dieſem Gefichtspunfte find auch die Interventionen Europäiſcher 
Nähte gegen barbarifche Berfolgungen der Chriften in muhammebani- 
ichen und heidniſchen Staaten zu beurtheilen. Es ift überhaupt zu be- 

merten, dab uncivilifirten Völkern gegenüber ſeitens civilifirter Staaten 
sicht derjelbe Maaßſtab angelegt werden Tann, wie bei Ichteren unter: 
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einander; das Völkerrecht beruht auf Gegenjeitigkeit und dieſe wird von 
rohen oder fanatifhen Völkern nicht beobachtet, fie bieten nicht die Ge- 
währ feiter ftaatlider Ordnung, weßhalb die Berührung civilifirter 
Staaten mit ihnen, wie Frankreich in Algerien, Rußland in Mittelafien, 
England in Indien, der Vereinigten Staaten in ihren Beziehungen zu 
den Indianern zu fortmährenden Snterventionen führen. Eine civilifirte 
Regierung kann fi ſolchen Völkern gegenüber nicht immer rein defenfiv 
verhalten; fortwährende Beunruhigungen durch diejelben ſetzen fie oft in 
die Alternative, ſolche Stämme, wenn nicht zu unteriverfen, Doch in eine Ab- 
hängigleit zu bringen, welche ihnen weitere Angriffe unmöglich mad, 
und eben diefe Abhängigkeit macht weitere Einmiſchungen unvermeidlich. 
Sn diefer Hinfiht Hat unftreitig das Circular des Fürften Gortſchakow 
vom 21. November 1864 Recht, wenn es jagt: „Beichräntt man fidh 
darauf, die Plünderer zu züchtigen, jo wird Die Lection bald vergefien 
und der Rüdzug der Schwäche zugejchrieben. Die Aſiatiſchen Völker 
bejonders achten nur auf die fihtbare und fühlbare Macht, die moralifche 
Gewalt des Rechtes und der Antereflen der Civilifation hat bei ihnen 
noch fein Gewicht. C’est donc toujours à recommencer.* Die Snter- 
vention ift bier das nicht zu entbehrende Mittel weiterer Entwicklung. 
Damit wird in Feiner Weile eine Politif wie die Palmerfton’s 
gerechtfertigt, der 1833 unter dem nichtigften Vorwand fuchte, Doft 
Mohammed vom AMighanifhen Thron zu ftürzen und 1840 und 
1857 zwei gleich ungerechte Kriege gegen China begann, um leßterem 
die Opiumeinfuhr aufzuzwingen, lediglich weil die Opiumcultur eine 
wichtige Einfommenquelle in Indien if. Aber auch Hiervon abgejehen, 
fann unter civilifirten Völkern eine ſchwere Verlegung des Völkerrechts 
feitend eined Staates die Intervention anderer berechtigen. Ein recht. 
Lofer Ueberfall eines Staates, eine barbariiche Kriegsführung, eine grobe 
Mißachtung aller Nechte der Neutralen jchließen eine Gemeingefahr für 
alle anderen Staaten ein, gegen welche dieſe einzufchreiten berechtigt 
find und auf Anrufung der Betroffenen einfchreiten jollten. Won dieſem 
Geſichtspunkte Tann man die bewaffnete Neutralität von 1780 als eine 
legitime Intervention anjehen, durch welche die betheiligten Mächte er- 
Härten, daß fie fich die willfürliche Behandlung neutraler Mächte zur See 
ſeitens Englands nicht länger gefallen laſſen würden. 


$ 46. 
Intervention im Osmanischen Reiche. 


7. Es führt dies ſchließlich auf die Sntervention der Europäifchen 
Mächte in die Angelegenheiten des Osmaniſchen Neiches, bei denen meh- 
rere der genannten Motive zufammen und gegeneinander wirkten. Der 
Gegenjag der ganzen religiöfen, fittlihen und rechtlihen Anſchauung 
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Ssentlichen Gejtttung und der, auf welder das Leben der 
„zer beruht, iſt jo durchgreifend, daß die Unmöglichkeit vorliegt, 
demſelben Gebiete wohnenden Perjonen beider Art unter daffelbe 
u tellen, zumal Recht und Religion im Slam untrennbar ver- 

-tznnd. Ta derfelbe grundjäglich nur Vertilgung oder Unterwerfung 
sraubigen fennt, jo drüdte diejer Gegenſatz Jahrhunderte lang fich in 
‚2 sngem Stampfe aus. Als der mujelmänniihe Fanatismus jo weit 
„ızısiien batte, daß eine Anfiedlung nicht untertworfener Ehriften auf 
.uunmedaniichem Gebiete überhaupt zugelalien wurde, lag die Unmöglich- 
„ter, Diefelben der wejentlich auf religiöje Vorfchriften des Korans ge- 
anderen Türkiſchen Rechtspflege zu unterwerfen, welche alle Nichtmuſel⸗ 
"zer als rechtlos behandelte, ihr Zeugniß gegen Gläubige nicht zuließ 
“'n.. das einzige Auskunftsmittel blieb daher, daß die Angehörigen hrift- 
sr Staaten eine geichlojiene Gemeinjchaft unter der Jurisdiction eigener 
-icnaler Weamten bildeten. Zuerjt fehte Dies Venedig Durch, das 
"Son unter den byzantinischen Kaijern für feine dortigen Ungehörigen das 
Larileg erhalten, daß jein Gejandter zugleich deren Richter war, dann 
tn; J. Durch den Vertrag von 1535 mit Soliman, der durch fpätere 
Ext namentli den von 1604, aulegt durch den von 1740 vervoll- 
nandigt wurde. Dieſe Verträge, Gapitulationen genannt, gaben that- 
ſachlich Frankreich ein Schuprecht über alle Ungehörigen chriftlichen 
Glaubens fremder Nationalitäten. Es war begreiflih, daß die andern 
Curopäiichen Mächte — Teiterreih, Rußland, England und Preußen — 
nt dem 1%. Jahrhundert fich von diefer Vormundſchaft frei zu machen 
ıhten und im Laufe der Zeit eine ebenbürtige Etellung erlangten. 
Ale dieje Verträge, wie fpeciell der Nuffiihe von 1700 (Art. 12), be» 
sieben ih nur auf die Unterthanen der betreffenden Mächte, der Graf 
St Rrieft, der 1107%— 85 Franzöſiſcher Botjchafter in Conjtantinopel 
wer, erflärte »Jamais les Sultans n’ont eu seulement l'idée que les Monar- 
Yer Franvais se crussent autorises & s’immiscer dans la religion des 
;üet« de la Porte.« (Moniteur, Juin 3. 1853). Indeß ließ die Pforte 
nd doch herbei, in den Verträgen de8 18. Kahrhundert den Schuß 
Nr hriſtlichen Religion in ihrem Gebiete zu verſprechen. So heißt es 
= 8ertrage von Garlowig von 1699 mit dem Sailer: (Art. 15) 
-Prü religiosis ac religionis Christianae exercitio juxta ritum Romano- 
(£lelivae Ecelesiae, quaecunque praecedentes gloriosissimi Ottumano- 
"un: Imperatores in regnis suis sive per edieta et mandata specialia 
Ci-rabiliter concesserunt. ca omnia serenissimus ac potentissimus Otto- 
Auırum Imperator imposterum etiam observanda contirmahit ita ut 
@iesias suas praefati religiosi reparare atque resarcire pos»int. func- 
r2er suas ab antiquo consuetas exerceant et nemini pernissum sit 
e.atra sacras capitulationes et contra leges Divinas aliquo wenere mo- 
tie aut pecuniariae petitionis eosdem religiosos eujuseunque ortli- 
2. et «onditionis afficere sed consueta imperatoria pietate gaudeant 
 Auantur.” Tiele Beitimmungen wurden durch den Art. 18 des Paſ⸗ 
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farowiger Friedens von 1718, fowie Art. 9 des Belgrader Friedens 
von 1739 und Art. 12 des Bertrages von Siftom von 1791 lediglich 
wiederholt und beftätigt. Nichts anderes bejagt auch der Vertrag von 
Kudjuk⸗Kainardji von 1774 mit Rußland. Art. 7 erklärt „La Fulgida 
Porta promette una ferma protezione alla religione Christiana, e alle 
chiese di quella; permette ancora a’ Ministri dell’Imperial Corte di 
Russia di fare in ogni occurrenza varie rappresentanze a favore della 
sotto menovata eretta chiesa in Constantinopoli, accennata nell’Art. 14., 
non meno di quei che la servono, e promette ricevere queste rimon- 
stranze con attenzione, come fatte da persona considerata d’una vicina 
et sinceramente amica Potenza.* Nur auf diefe Kirche in Galata, deren 
Conceſſion der Art. 14 näher regelt, geht das Recht Rußlands Bor- 
ftellungen zu machen, von einem foldhen, zu Gunften der Griechifch-or- 
thodoren Unterthanen der Pforte, die in dem ganzen Bertrage nicht ein- 
mal genannt find, war feine Rede. In den weiteren Artikeln 10, 16, 
17 wird nur freie Ausübung der chriftlichen Neligion in Beflarabien, 
den Donaufürftenthümern, den Injeln des Archipelagus, Mingrelien und 
Grufien zugejagt, das Neht Rußlands zu Vorftellungen ift auf die 
Donaufürſtenthümer beſchränkt, bezieht fich für dieſe aber nicht blos auf 
religiöfe, fondern auf alle Angelegenheiten. Die Anmaßung des Kaiſers 
Nikolaus, nicht blos ein Einmifchungsreht in die Angelegenheiten der 
orthodoren Unterthanen, die in jenem Bertrage, wo nur von der chrijt- 
fihen Religion überhaupt die Rede ift und jene nicht einmal genannt 
wurden, fondern fogar ein Schugredht zu beanſpruchen, war fomit ein 
Novum, das durch keinerlei vertragmäßige Beitimmung begründet war 
und deshalb von allen anderen Mächten als unvereinbar mit der Sou- 
veränetät der Pforte zurüdgewiejen ward. Nah den Erörterungen, 
welche 1853 über diefen Gegenftand ftattfanden, ift e8 deshalb unbe 
greiflich, daß F. v. Marten? noch jebt behaupten kann, der Vertrag von 
1774 Habe „die zufünftige Einmiſchung Rußlands in die inneren An- 
gelegenheiten des Türkiſchen Reiches, aus religiöfen Motiven entiprungen“, 
janctionirt und das „ausichlieglihe Protectorat Rußlands über die Tür- 
kiſchen Chriften fei in feinen Händen zu einem legalen Mittel der 
Ausübung eines Drudes auf alle internationalen VBerhältniffe der Pforte“ 
geworden. (Völkerrecht II, ©. 126, 27). Die fpäteren Verträge Rußlands 
und der Pforte bringen in diefer Beziehung nicht? Neues, der Sultan, 
nicht der Kaiſer von Rußland befhüht die chriftlichen Unterthanen der 
Tforte. . 
Inzwiſchen hatten die politiſchen Verhältniffe der Mächte zur Türkei 
fteigende Wichtigfeit gewonnen, Katharina II. entriß ihr die Krim, 
der Friede von Jaſſy 1792 gab Rußland den Dnieftr ald Grenze, der 
von Bucarejt 1812 rüdte diejelbe bis an den Pruth vor. Auf dem 
Wiener Congreß wünjchte Metternich lebhaft die Pforte in das Europäiſche 
Syſtem aufzunehmen. „Oeſterreich“ jchrieb Geng am 5. Febr. 1814), 
„will nicht eine Gefahr gegen die andere austaufchen und nicht das Ueber- 
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gewicht Frankreichs zeritören, un das Rußlands vorzubereiten und zu 
begiinitigen. Der Fürſt Metternich betrachtet heute mehr ald jemals Die 
Ettomaniihe Pforte als eine der weſentlichſten Gegengewicdhte des 
Guropäiihen Gleichgewichts. Seine erklärte Abfiht ift, in dieſem 
Einrne zu handeln, feine Pläne, Borfchläge und Schritte werden un- 
warrbelbar auf dieſes Ziel gerichtet fein.“ Der Fürft wollte, da die 
PRiorte feinen Bertreter zum Congreß fandte, die Initiative nehmen 
ene Garantie ihres Beſitzſtandes in die Congreßacte zu bringen, Lord 
Gaftlereagh .unterjtügte ihn dabei, und Kaifer Alerander hatte Anfangs 
sıhtd dagegen einzumenden, ſpäter erklärte er, er wünſche noch zuvor 
enige Streitpuntte mit der Türkei beizulegen, und die Sache wurde ver- 
Whlevpt, bis Napoleons Rückkehr von Elba fie vergeflen lich. Die 
Intervention in ber Griechiſchen Sache, fo gerechtfertigt fie war, be- 
gänftigte Doch die Zwecke Rußlands, indem fie die Pforte ſchwächte und 
Griechenland nicht zu einem wirklich Iebensfähigen Staat werden ließ; 
& benutzte dieſe Lage, um der Pforte den Krieg zu erflären, der Friebe 
von Mrianopel 1829 gab ihm die Inſeln und Mündungen der Donau, 
bedeutende Neuerwerbungen im Kaukaſus und dad Schutzrecht über die 
Torau-FZürftenthümer. Tas Ergebniß beflelben faßt eine Depeſche Neflel- 
des an den Großfürften Conftantin vom 12. Febr. 1830 dahin zu- 
kamen:?) „Die Bedingungen bes Friedens haben Rußlands Ueber⸗ 
gewicht in der Levante verftärkt, feine Grenzen verbeflert, jeinen Handel 
befreit, feine Mechte und Intereſſen geſichert. Es Hing nur von unferer 
Armee ab, auf Conftantinopel zu marfchiren und das Türkifche Reich zu 
kirgen,®) feine Macht hätte ſich dem widerſetzt, feine unmittelbare Ge- 
ſaht und bedroht. Aber nach der Anficht des Kaifers war der Beſtand 
Neier Monarchie, die darauf angewieſen ift, unter dem Schug Rußlands 
A exiſtiren und nur nach jeinen Wünfchen zu leben, für unfere Antereifen 
bertbeilhafter als jede neue Sombination, die uns genöthigt hätte, unfer 
Eebiet durch Eroberungen zu ſehr auszubehnen, oder an die Stelle des 
Eitomaniichen Reiches Staaten zu fegen, die bald mit und an Madıt, 
Gritifation, Induftrie und Reichtum rivalifirt Hätten.“ 
Tie Gelegenheit, die Pforte zu gefügiger Erfüllung jeiner Wünſche 
Mnöthigen, jollte fi) Rußland bald bieten. Durch Mohamed-Alis Auf- 
war der Sultan in die höchſte Bedrängniß gerathen, die andern 
Richte verhielten fich paifiv, es blieb ihm nur übrig, fi in Rußlands 
e zu werfen, das ihm zu Hülfe fam, aber dafür den Vertrag von 
Unfar-Efeleifi (1833) erreichte, der wohl das fchneidendfte Beiſpiel der 
igen Einmiichung einer Großmacht in die inneren Angelegenheiten 
eines anderen fchwächeren Staates bietet. Art. 1 befagt: »Leurs Ma- 
!stes promettent de s’entendre sans reserve sur tous les objets qui con- 
ternent leur trangqnillite et süret6 respectives et de se preter & cet 
tet mutuellement des secours materiels et l’assistance la plus efficace,« 
Ja einem geheimen Zuſatzartikel aber fagte Rußland zu, daß es »vou- 
last «parener à la Sublime Porte la charge et les embarras qui resul- 
Sontbuh des Wölterrechtd IV. 11 
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c::iche Bevölkerung ſeines Reiches fanctionirt, worauf hinzugefügt 
xD: :Il est bien entendu, qu’elle (cette communication) ne saurait en au- 
cun vas, donner le droit aux dites Puissances d’immiscer soit collecti- 
\-tnent soit s6parement, dans les rapports de S. M. le Sultan avec 
- mjets, ni dans l’administration interieure de son Empire.<e Wenn 
eo Martens (II, S. 127) behauptet, „daß der Pariſer Vertrag an bie 
Stelle des Ruſſiſchen Spezial-PBrotectorate® über die chriftlichen Unter- 
tbanen Der Türkei nunmehr ein Collectiv-Protectorat aller Großmächte 
vente", fo ijt dies wiederum unrichtig, ein folches Gollectiv-Brotectorat 
wurde nur für die Donau-Fürftenthümer durch Art. 16 feitgefeht; mas 
die Erflärung im Art. 9 betraf, fo fagte Baron Brunnow in der Eigung 
des Kongreiles vom 25. März felbit: »qu'en assurant aux chrötiens de 
l’Empire Ottoman l’entiere jouissance de leurs privilöges, on a donn6 
i la paix une garantie de plus et qui ne sera pas la moins pre&cieuse, 
qua ce titre, on ne saurait trop apprecier l’importance du hatticherif 
recemment «mand de la volonte souveraine du Sultan; que les plenipo- 
tentiaires de la Russie n'hesitent pas & reconnaltre et sont, en outre 
beureux de declarer que cet acte r&alise et d&passe même toutes leurs 
esperances.e Ter Berjud des YFürften Gortſchakow in einer Gonferenz 
vem 4. Mai 1860 die Vertreter der anderen Mächte zu bewegen »d’exa- 
Miner la situation douloureuse et pr&caire des chretiens de la Bosnie, 
de l’Herzegovine et de la Bulgarie« widerſprach aljo dem Parifer Vertrag. 
Richtig war nur, daß die Vorausfehung, die Pforte werde jene 
Onmdiäge der religiöjen Gleichheit, welche fie verkündete, verwirklichen, 
ne irrige war, der Hat-i-Humayın vom 18. Febr. 1856 blieb, wie 
kin Borgänger von Gülhane ein tobter Buchftabe, wie das Blutbad am 
Libanon 1860 zeigte, das zu einer Intervention der Mächte führte, die 
dem Rarifer Frieden nicht entiprach, aber gleichwohl unvermeidlich erſchien. 
17 ſchrieb der der Pforte durchaus wohlgefinnte Franzöfifche Minifter 
VRerquis de Mouftier, daß die Ausführung des Hat »a depuis onze 
a cchoué devant l’inertie du gouvernement turc.«e Rußland beeilte 
Ah hievon Akt zu nehmen und betonte, daß nur durch die Mitwirkung 
der hriftlichen Mächte wirkſame Reformen durchgeführt werden könnten, 
ed deren Grundgedanfen Fürft Gortſchakow in einer Denkſchrift vom 
6. April angab, daß bei der Unmöglichkeit, Chriften und Muſelmänner 
une dajielbe Recht zu ftellen, man ihnen eine „coöxistence parallele,“ 
eme dualiftifche Organiſation der inneren Verwaltung geben müßte, in- 
dem die Chriſten unter eigene Chefs zu ftellen wären, welche ebenfo wie 
dir Gerichte, die Semeinde- und die Provinzialräthe frei von der Be 
völferung zu wählen feien. Der Lefterreichiiche Internuntius in Con⸗ 
Kantinovel, Baron Prokeſch, dagegen führte in einer Tenkichrift aus, 
dh die Verwirklichung diejes Planes bei dem beftchenden Antagoniemus 
den Chriſten und Mujelmännern nur eine beichleunigte Auflöjung der 
Zürfei zur Folge haben würde. Demgemäß Ichnten Tefterreih, Gng- 
izıd und Frankreich ab, hierauf einzugehen. 1840 benußte dann Ruß: 
11° 
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land den Umstand, daß von den drei Mächten, welche durch Special 
vertrag vom 15. Wpril 1856 den Pariſer Frieden „conjointement et 
separement* garantirt und feine PVerlegung zum Kriegsfall gemacht 
batten, Frankreich durch den Krieg mit Deutichland ohnmädtig, England 
aber von dem ſchwachen Ministerium Gladſtone regiert war, um fich 
einfeitig von der bedingungslos übernommenen Berpflihtung der Neu- 
tralifirung des Schwarzen Meere loszuſagen und ſetzte feinen Willen 
auf der Londoner Konferenz von 1871 durch; der Vertrag vom 13. März 
Urt. 2 Hielt indeß die Schließung der Meerengen feft, mit Der 
Maßgabe, daß die Pforte fie den Kriegsichiffen befreundeter und ver- 
bündeter Mächte öffnen könne, wenn fie es für nöthig erachten follte, 
um die Beitimmungen des Pariſer Friedens aufrecht zu halten. 

Nah Ausbruch des Aufitandes in Bosnien und der Herzegowina 
verjuchte der Defterreihifche Minifter Graf Andraſſy in einer Note vom 
30. December 1875 noch einmal ein Neformprogramm aufzuftellen, das 
aber keinerlei praftiihe Folgen Hatte; daS Berliner Memorandum 
Deiterreichd, Deutichlands und Rußlands vom 12. Mai 1876 ward von 
England abgelehnt und die ebenjo unklaren wie weitgehenden Vor—⸗ 
fchläge der Bonferenz der Bevollmächtigten der Mächte in Conſtan⸗ 
tinopel (Dechr. 1876 und Jan. 1877), welche von diejen, ohne Mit- 
wirkung der Pforte, ausgearbeitet wurden, wurden von dieſer unannehmbar 
befunden. Der dann ausbrechende Krieg zwiſchen der Pforte und 
Nußland fand fein Ende durch den Vertrag von San Stefano vom 
3. März 1878, den indeß Rußland gegen den Widerfpruch der anderen 
Mächte nicht aufrecht Halten konnte und der deshalb auf dem Berliner 
Eongreß einer durchgreifenden Abänderung unterzogen ward. Der Ber 
Iiner Vertrag vom 13. Zuli 1878 ift fomit, ſoweit nicht noch die durch 
denfelben und den Vertrag vom 13. März 1871 nit abgeänberten 
Beitimmungen des Parifer Friedens bejtehen, die Nechtögrundlage der 
Verhältniffe im Orient. Dur Art. 1 wird Bulgarien in Grenzen, 
die gegen die des Vertrages von San Stefano fehr eingefchräntt find, 
al3 autonomes und tributäres Fürſtenthum unter der Suzeränetät des Eul- 
tans und einer chriftlihen Negierung conftituirt. Art. 3: Der Fürft 
von Bulgarien wird frei von der Bevölkerung gewählt und von ber 
Pforte mit Zuftimmung der Mächte beftätigt. Kein Mitglieb ber 
regierenden DBynaftieen derjelben kann gewählt werden. Im Fall der 
Bacanz der Yürftlihen Würde, wird die Wahl des neuen Fürften unter 
denjelben Bedingungen und in denjelben Formen ftattfinden. Art 4: Eine 
Beriammlung von Notabeln wird vor der Wahl die Verfaſſung des Fürften- 
thums ausarbeiten, bis dahin wird die proviforifche Verwaltung durch einen 
Ruſſiſchen Commiffar unter Zuziehung eines DOttomanifchen und der ad 
hoc belegirten Conſuln der andern Mächte geleitet. (Urt. 6). Diefes Pro⸗ 
vilorium darf höchſtens 9 Monate dauern, und nad Vollendung der 
Verfaſſung ſoll fofort zur Wahl des Fürften gefchritten werben. Sofort 
nach jeiner Einjegung »la nouvelle organisation sera mise en vigueum— 
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et la principaute entrera en pleine jouissance de son autonomie«. 
(Art 7) Die Ottomanifche Armee ift von Bulgarien ausgefchloffen, die 
alten Feſtungen werden gejchleift. (Art. 11). Der Betrag des der 
Korte zu zahlenden Zributes joll ein Jahr, nachdem die neue Drgani- 
jation in Kraft getreten, Durch Vereinbarung der Mächte feitgeitellt 
werden. (Art. 9). Der jüdliche Theil des im Frieden von San Stefano 
abgetretenen Gebietes wird zu einer adminiftrativ autonomen Provinz, 
Eitrumelien, unter einem chriftliden Statthalter conftituirt, der von ber 
Forte mit Zuftimmung der Mächte auf 5 Jahre ernannt wird. Die 
Erganiiation der Provinz wird durch eine Commilfion der Mächte und 
der Riorte ausgearbeitet. Ter Sultan hat das Recht, diefelbe zu ver- 
tbeidigen und dort Truppen zu halten; fall3 die Sicherheit berfelben 
bedroht iſt, kann der Statthalter die Ottomaniſchen Truppen rufen und 
die Riorte wird, wenn fie dem Folge gibt, fich den Vertretern der Mächt 
gegmüber rechtfertigen; die innere Ordnung wird burdh einheimifche 
Tolzei und Miliz aufrecht gehalten. (Art. 13, 15, 16, 17, 18). Die 
Deiegung Bulgariend und Oftrumeliens durch ein Ruſſiſches Corps, das 
WO Dann nicht überfchreiten darf, foll nicht über 9 Monate nad 
Austauſch der Natificationen dauern. (Art. 22). Bosnien und die Her- 
#gowina werben von Oeſterreich beſetzt und verwaltet. (Art. 20). 
Rontenegro, Eerbien und Rumänien werden unabhängig. (Urt. 26, 34, 
3. Hinfihtlih der unter ihrer vollen Souveränetät verbleibenden 
Gebiete verfpricht die Pforte 1. in Kreta das organiiche Reglement 
von 1868 mit den als nöthig erachteten Ubänderungen gewiſſenhaft an- 
juvenden. 2. Wehnliche Reglement? nach Maßgabe der örtlichen Be⸗ 
dürnifie für Die übrigen Theile ihrer Europäischen Beſitzungen einzu- 
ühren, welche von Gommiffionen ausgearbeitet werben follen, in benen 
dab einheimische Element reichlich vertreten ift und die hernach von ber 
Geropäifhen Commiſſion für Oftrumelien begutachtet werden follen. 
(Art. 23). 3. Reformen in Armenien einzuführen und dieje den Mächten 
witzutheilen, twelche ihre Ausführung überwachen werden. (Art. 61). 
4. Allgemeine volle Gleichheit aller religiöfen Belenntnifie, volle Re⸗ 
ligione- und Cultusfreiheit aufrecht zu halten. Die Geiftlihen, Pilger 
m Mönche aller Nationalitäten, die im Türkifchen Reiche reifen, follen 
gleiche Rechte genießen und unter dem Schuß der diplomatischen und 
Gemiular-Agenten jtehen, ſowie auch ihre Anitalten an den heil. Stätten 
zu) anderöwo. (Art. 62). Es ift wiederum nicht richtig, wenn Martens 
(0.2. 129) fagt, daß der Berliner Vertrag jenen Agenten „die Vefug- 
nij der officiellen Protection von Chriften, welche Türkiſche Unterthanen 
fad“, gebe; diefer Schug ift laut Art. 62 auf die erwähnten Reiſenden 
ichränkt und die Vertreter jeder Macht können nur ihre Angehörigen 
Ihäpen. Ein Gollectivprotectorat iſt jchon durch die Grwähnung ber 
Gerinfaragenten ausgeichlojien. Unftreitig aber begründen alle bieje Be: 
en im Gegenja zum Parijer Frieden ein umfafiendes collectives 
Juterventionarecht der Mächte in innere Angelegenheiten ber Türkei, 
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telegraphiich zugejichert bat. Jedenfalls aber war das ganze Wuftreten 
des General von Kaulbars durchaus rechtlos. Derfelbe konnte in gar 
keiner anderen Eigenjchaft handeln, als der eines diplomatischen Agenten. 
Nun widerſpricht es zwar nicht der Nolle eines Tiplomaten, gelegentlich 
Rathichläge der Regierung, bei der er die Antereffen feines Landes ver- 
ſoll, zu ertheilen, wenngleih er ihr folche niemals aufdrängen darf, 
wohl aber ijt es die erfte Pilicht eines Geſandten, fi) niemals in in- 
nere Angelegenheiten des Aufenthaltsſtaates zu milden. Die Thätigkeit 
3 Generald von Kaulbard aber ift nicht Anderes gewefen als eine 
Rerte der willfürlichjten und gewaltfamften Eingriffe in die innere Ber- 
waltung Bulgariens. 

Wenn auch der vollitändige Miberfolg der ganzen Sendung diefelbe 
nur als einen großen politiichen Fehler erfcheinen läßt und wenn daher auch 
Graf Kalnoky Recht Hatte, dieſe Sendung als eine vorübergehende Epi- 
"De zu bezeichnen, welche nur dazu gedient habe, Rußland in Bulgarien 
utt P opulär und die Bulgaren in Europa populär zu machen, jo muß das 
Verfahren doc) als eine grobe Verlegung des Völkerrechts bezeichnet werben. 

Ebenjowenig wie ein vertraggmäßige® Recht Hat Rußland ein 
mo raliſches in Bulgarien eine vorherrihende Stellung einzunehmen, der 
Krteg von 1877 — 78 Hat ihm eine Neihe von Gebietserwerbungen und 
anne große Entſchädigung von der Pforte gebracht. Intereſſen, welche, 
mie der Ruſſiſche NRegierungsanzeiger vom 15. Tecember 1886 be» 
beruzptet, „ihren Grund in feinen BHiftorifhen Beziehungen zu den 
Lt Tientaliihen Glaubensgenoſſen haben”, bejtehen rechtlich nicht. Tiefe 
ngebliden Intereſſen find nur der Vorwand zu Angrifföfriegen gegen 
die Türkei geweien, welche jedesmal mit Eroberungen endeten, während 
De Lage der chriſtlichen Unterthanen der Pforte dieſelbe blieb, und bie 

tüllungen der „Nordd. Allg. Ztg.” über dad am 15. Januar 1876 
zwiichen Rußland und Lefterreih im Voraus für den vom eriteren 
Kon damals beabfichtigten Krieg getroffene Abkommen beweifen, daß «8 
m dieiem Falle ebenio gehandelt bat. Gin ÄInterventionsrecht einer 
Regierung auf Grund von Glaubensgemeinſchaft mit Unterthanen eines 
andern Staates iſt Ichlechthin unvereinbar mit der Autonomie deſſelben 
md könnte ficher am wenigiten von Rußland beaniprucht werden, welches 
die evangeliiche Religion in den ſtſeeprovinzen, die katholiſche in 
Lolen auf das rüdjichtölofeite unterdrüdt und deſſen Geile noch heute 
den liebertritt von dem orthodoren Bekenntniß zu einem andern mit 
khmerer Strafe belegt. 

Teiterreih-Ungarn, Großbritannien, Teutichland und Italien, melde 
Ausland nöthigten, den Bertrag von San Stefano aufzugeben und fidh 
mit dem von Berlin zu begnügen, haben nicht die Abficht gehabt, einen 
Auitihen Zaiallenitaat zuzulaiien, wie ihn der Vertrag von Zan Stefano 
bezwedte. Vielmehr haben fie, indem fie Bulgarien zu einem autonomen 
Staatäweien machten, die moraliiche Verpflichtung übernommen, demſelben 
auch die Bedingungen jeines Beſtehens als jolchen zu jichern. 
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?) Döpöches aux Hospodars I, p. 55. 

) Documents relatifs & la Russie. Paris 1854, p. 61. 

Feldmarſchall von Müffling, der den Frieden vermittelte, fieht die Sache 
etwas anber3 an, bie Ruſſiſche Armee befand fi nach zweijährigem Feldzug in 
ber traurigften Berfafjung. (Aus meinem Leben, Berlin 1855. 2. Aufl) 

*) Dep. très röservee du Cte Nesselrode au Prince de Lieven, 9. Janv. 
1827. „V. E. aurait grand soin de n’admettre nulle garantie de ce genre 
dans aucun cas et sous aucun prötexte. C'est un ancien et invariable 
prineipe de notre politique de ne pas laisser s’6tablir entre nous et les 
Tares, cette espöce d’intervention de cours &trangeres, qui justifierait une 
garantie semblable (Portfolio V, p. 348). 

®) Memorandum pr&sent au Cabinet Anglais le 28 Mai. 





Siebenundzwanzigſtes Stüd. 


Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 
Bon 
Profeſſor Dr. C. Lueder 


in Erlangen. 


Erftes Kapitel. 


Vorläufige Begriffsbefimmung des Kriegsrechts. Natur und 

Weſen des Arieges und die darans für Exiſtenz Möglichkeit und 

herrſchaftsgebiet des Ariegsrechts wie für die Aumanifirung 
desfelben fließenden allgemeinen Eonfequenzen. 


Liter atur zu biefem und ben folgenden Kapiteln bes 27. und 
23. Stüds: Ueber ältere Literatur des Kriegſsrechts ſ. Rivier, Note sur la 
ltte&rature du droit des gens avant la publication du Jus belli ac pacis 
le Grotius, Bruxelles 1883, p. 36 ff, Nys, Le droit de la guerre et 
les pr&curseurs de Grotius, Bruxelles 1881, und die von Rivier in dieſem 
bandb. 1. 8 85 ff. Angeführten. — v. Ompteda, Literatur des geſammten 
Tolferrehts 1785, 8290 ff. — v. Kamp, Neue Literatur des Völkerrechts 
ir 174, Ergänzung und Fortſetzung befielben 1817, 8 271 ff. — Rivier 
in Dieiem Handb. I. 86 ff. Auch R. v. Mohl, Die Geichichte und Literatur 
der Staatswiſſenſchaften. I. S. 337 ff. und v. Bulmerincq in feinen Jahres 

0. ichten über die neuefte Böllerrechtsliteratur aller Nationen bei Schmoller, 
Jadrbuch für Gefepgebung, Verwaltung und Volkswirthoſchaft 1882, 2. Heft 
€. 31 ff, 1883 2. Heft ©. 269 ff., 1884 3. Heft ©. 189 ff, 1885 4. Heft 
= 227 fi. 1886 3. Heft S. 305 fi. — Calvo, Dictionnaire de droit 
Aternational public et prive. 2 Bde. 1885. — Ueber die geihicdhtliche Ent- 
Pidelung außer in Gefammtdarftellungen bes Völkerrechts wie bei Galvo, 
. v. Martens, au Heffter: Laurent, Histoire du droit des gens 
&t Jes relations internationales, 1851, 18 ®de., vom 4. an unter dem Titel: 

tudes sur l’'histoire de l’humanite. — Pierantoni, Trattato di diritto 
Aternazionale. I. 18831. — dv. Holgendorff im erften Bande dieſes 
Dandbuchs 8 40 ff. — Wheaton, Histoire des progres du droit du gens 
en Europe et en Amerique depuis la paix de Westphalie jusqu’& nos 
jears, 3 64. 1853. — Müller-Johmus, Geſchichte des Voiterrechts im 
Ülterrhum, 1848. — Weachsmuth, Jus gentium, quale obtinuerit apud 
Taecos ante vellorum cum Persis gestorum initium, 1862. — Ösen- 
brüggen, De jure belli et pacis Romanorum, 1336 unb bie bei den 
Lorftehenden. namentlich bei v. Holgendorff angeführte Literatur, darunter 
auch die Revue de droit international an mehreren Stellen. — Leibnitz, 
(sdex juris gentium diplomaticus 1698. — G. F.v. Martens, Recueil des 
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Traites, zuerjt herausg. 1790 mit Verträgen von 1760 an, dann fortgef. von 
mehreren Anderen: Saalfeld, Murhard, Sammer, Hopf (Nouveau Re- 
cueil), wovon ein Auszug in 7 Bänden v. Ch. de Martens u. Euffy, 1846 
bis 1857. Das Staatdardiv von Aegidy und Klanhold, feit 1861; eben- 
falls feit 1861 die Archives diplomatiques von Renault u.%. ©. ferner 
die weiter unten Kap. 5 und die v. Bulmerincq, Praxis, Theorie und Codi⸗ 
fication des Völkerrechts, ©. 98 ff. 183, 184 Angeführten und Beſprochenen. 
Auch für die Verträge einzelner Staaten find jolhe Sammlungen veran- 
ftaltet, infonderheit für Defterreih, Yrantreih, England, Rußland; ſ. ebenfalls 
weiter unten Kap. 5 und %. v. Martens, Völkerrecht I. S. 190, 191, Rote 6. 
— A. Gentilis, De jure belli libri UI, zuerft 1588, 89. — Hugo 
Grotius, De jure belli ac pacis libri tres, 1625, hier angeführt 
in ber Nouv. Trad. von Jean Barbeyrac, Le droit de la guerre et de 
la paix, 1724. Die große Menge von Ausgaben, Commentaren u. |. w. 
bes Grotius’schen Werkes |. bei Rivier im Handb. 8 87 u. 88. — v. Pufen- 
dorf, Juris naturae et gentium libri VIII., 1673, hier ebenfall3 angef. in 
der Wusgabe, trad. p. Jean Barbeyrac, 1706. Ueber das Bufendorf’fche 
Berl Rivier a.a.D. 8 92. — Zouch, Juris et judicii fecialis sive juris 
inter gentes etc. explicatio etc., 1650, im I. Theil: De jure bel — 
Bynkershoek, Quaestionum juris publici lib. I. (in Opera omnia 
1767 ©. 191 ff) — Vattel, Le droit des gens, 1758, hier angef. in der 
nouv. &d. von v. Hoffmanns, O. 1885, p. 75 ff. — Mojer, Grundſaͤtze 
des jebt üblihen Europäiſchen Völkerrechts in Kriegszeiten, 1752, Berſuch 
bes neueften Europäifhen Völlkerrechts in Friedens und Kriegözeiten zc., 
10 Theile, 1777—1780, Beiträge zu dem neueften Europäilhen Nöllerredht 
in Kriegszeiten, 3 Theile, 1779—1781 und die anderen in diefem Handbuch IL 
©. 460, 461 angef. Schriften Moſer's. — G. Fr. v. Martens, Pr&cis du droit 
des gens moderne de l’Europe, zuerjt 1789, hier angef. in ber Bearbeitung 
von PinheiroFerreira; — Verge, 2 &d., 1864. T. II. 8 263 ff. — 
Klüber, Europäifches Völkerrecht, 2. Aufl., 8 231 ff. 1851, zuerfi 1819 
al3 Droit des gens moderne de l’Europe. — Heffter, Das Europäifche 
Bölferredit, 7. Aufl. von Geffden 8113 ff. — Bluntſchli, Das mo 
Böllerredht der civilifirten Staaten, 8. Aufl. 1878, Einleitung ©. 33 ff. 
8 510 ff. — Oppenheim, Syften des Völkerrechts, 2. Aufl. 1866, ©. 222 ff. 
— 9. Reumann, Grundriß des heutigen Europäiichen Völlerrecdhts, 3. Aufl. 
1885. — v. Hol zendorff, Europäiiches Völkerrecht, in der von ihm heraus 
gegebenen Encyklopädie der Rech tswiſſenſchaft, 4. Aufl. I. 1882. — Lentner, 
Das Recht im Kriege (auf Grund ber Brüſſeler Declaration) 1880. — Reid, 
Das Europäiihe Völkerrecht der Gegenwart 1885, 8 139 ff., wovon bas 
moderne Kriegsrecht ber civilifirten Staatenwelt im felben Sabre aud al? 
GSeparatabdrud erjchienen ift. — v. Bulmerincq, Das Völkerrecht ober ba 
internationale Recht al3 I. 2, 2 von Marquardſen's Handbuch bes öffentliche 
Rechts der Gegenwart 1884, 8 92 ff. — Bentham, Principles of Inte 
national Law 1843 in der Ausgabe von Bowring, I. Bod. — Lorime 
Institutes of the law of nations, a treatise of the jural relations of ı 
parate political communities, 1883, 1884, 2 Theile, fyranzöf. von Nr 
Principes de droit international, 1884. — Phillimore, Commentar 
upon international law, vol. III. 1857 p. 67 ff. (3. Aufl. von 1879 ı 
5. Tr. Twiss als Theil von The Law of Nations considered as independ 
political communities: the rights and duties of nations in time of war 
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Hall, Treatise on international law 1880, 2. Aufl. 1884. — Kent, Commen 
Xaries on American law. B. I. 1826. — Wheaton, El&ments du droit 
Anternational, 3itıne &d. I. p. 274 ff. II. p. ff. Daſſelbe second english 
%y Boyd, 1880, p. 349 ff. — Halleck, Elements of international law- 
and laws of war, new &d. by S. Sh. Baker, 1878. vol. I. p. 489 ff., 
II. p. 1 fi. — Woolsey, Introduction to the study of internat. law 
1860. 5. Aufl. 1879. — Wharton, Public international law in feinen 
<ommentaries on law etc. 1884. — Fiore, Trattato di diritto inter- 
nationale publico, 3. ®d. 1884: Della guerra. (franz. non Antoine 1885. 
Ganz veränderte Auflage des zuerft 1879—1884 erjchienenen Werkes, das 
Franzöſiſch von Pradier-Foder& edirt war. — Bello, Principios 
de derecho internacional, 2. ®d. 1883. — Riquelme, Elementos de 
derecho politico internacional etc.1849. — Landa, El derecho de la guerra 
1877, 3. Aufl. — Calvo, Le droit international th&oretique et pratique, 
precede d’un expos& des progres de la science du droit des gens, 3. Aufl. 
t. II. 1880 8 1592 fe — Funck-Brentano et Sorel, Preöcis du 
droit des gens, 1877, p. 231 ff. — Guelle, Precis des lois de la guerre 
sur terre, 2 Dd., 1884. — Derfjelbe, La guerre continentale et les 
personnes 1881. — Ferguson, Manual of international law, for the 
use of navies, colonies and consulates 1884, Theil V. u. VI. — 
Arntz, Programme du cours de droit des gens etc. 1882. — Saripolos, 
Ta ıwr E3vov dv sloyvp xai dv nolfum vousue. 1860. — Besobrasoff, 
Des principes du droit des gens 1839. — Den Beer Portugael, Het 
Orloogarecht 1872. — r.v. Martens, Völlerrecht. Das internationale Recht 
der civilifirten Staaten, deutih von Bergbohm, Bd. II. 8 106 ff. — 
Revue de droit international von 1869, Annuaire de |'In- 
stitat de droit international vd. 1877, Bulletin international 
des societ&s de secours aux militaires blesses von 1869 an. — Domin- 
Petrushevecz, Precis d’un code du droit international 1861. — 
D. D. Field, Outlines of on international code, sec. ed. 1876, 2. ®b. 
(p 465 fi), Franz. Ausgabe von A. Rolin 1881, Projet d’un code 
international etc. — Dahn, Das Kriegsrecht: Kurze, vollsthümliche Dar- 
Rellung für Jedermann, zumal für den Deutihen Soldaten. 1870. — Projet 
d’une döclarations internationale concernant les lois et coutumes de la 
guerre, vereinbart in Brüffel 1874 (f. unten $ 80). — Manuel des lois 
de la guerre sur terre des Bölferrechtäinftituts von 1883 (ſ. unten 8 81). 
Dazu bie (ebenfalls unten Kap. 5) erwähnten Manuale, Inftructionen u. | w. 
einzelner Staaten für ihre Heere. — Rüftomw, Kriegspolitik und Kriegs 
gebraudy, 1876. — Rapenhofer, Die Staatswehr. 1881, ©. 1 ff., 237 ff. 
— v. Hartmann, Kritifche Verſuche. 2. Militäriihe Nothwendigkeit und 
Sumanität, 1878 (zuerft in nur wenig kürzerer Form erichienen in Roden ⸗ 
berg’8 Deutſcher Rundidau XIII. 1877, S. 111 ff., 450 fi.. XIV. 1878, 
S 71ff.. — ©. aud die in ben folgenden Paragraphen ferner angeführten 
Militärfchriftfteller, die bei Calvo a. a. D. 3 1596 ff. citirte weitere Literatur 
und die v. Holhendorff a. a. D. S. 1022, 1023 angeführten allgemeinen 
Berte über den Krieg. 
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Begriff, Begrenzung, Eintheilung und Grundlage 
des Kriegsrechts. 


Literatur: Heffter, Europ. Völkerrecht 8 4. — Reſch, Europ. Völkerrecht 
* 141. — 9. v. Martens, Völlkerrecht II. ©. 478. 


Das Kriegsrecht ift derjenige Theil des Völkerrechts, welcher ſich 
auf den Krieg bezieht und alfo die Verhältniffe der Völker bezüglich; 
doe Auftaudes des Unfriedens regelt. Es bedeutet im fubjectiven 
Sinne die Vefugniß Krieg führen zu können, das Recht zur Frieg- 
führung und damit die Berechtigung des Anſpruchs als Kriegspartei 
yon Gegner wie von den anderen Staaten behandelt zu werden; im 
vbiectiven den Vegriff der Regeln, welche hinſichtlich der Kriegführung 
au begbachten und denen Die Völker, ſowohl die Friegführenden wie bi 
wicht am Kriege betheiligten, unterworfen jind. 

Won dem Grfteren wird im dritten, von dem Lebteren im vierten 
Kapitel gehandelt werden. 

Das Kriegsrecht fchließt ſich in feinem eigentlichen Sinne gegen 
wwifle (die unmittelbar vorher behandelten) Einrichtungen des Völker— 
Feqe ab, Die fih zwar aud ſchon auf Völkerjtreitigleiten beziehen 
und fine vein friedlichen Maßregeln noch Weußerungen ungeftört frieb- 
ige Woerkehrs, fondern fchon eine Urt von Gewaltmaßregeln darftellen, 
Nie uber auch noch feine Kriegführung find und deshalb nicht unter das 
Wurgärecht fallen:!) die Netorfion, die Repreſſalien, die Friedensblocade 
und dag Euibargo. Andererſeits wird der heil des Kriegsrechts im 
Welteren Dune, welcher bie Stellung und das Verhalten der beim Kriege 
ut ſolbſt vetheiligten Mächte in Bezug auf denjelben regelt, aljo bas 
Aut der Neutralen, vom Kriegsrecht im eigentlichen und engeren 
Fiaue wicht mitumfaßt. Denn ein wirkliches Kriegs. und Kriegführungs- 
ih M ah Dielen nicht. 

Due Wilwasrecht gilt für alle Arten des Krieges, namentlich fo- 
wa ha deu Dande als aud für den Seekrieg. Nach der Unterfchei- 
wu page biefen beiden Arten des Krieges?) wird auch zwiſchen 
ud una decekelegerecht unterjchieden, welche namentlich zur Zeit nach 
unge Werichledenheiten von einander aufzumeijen haben. °) 

Je ben rien Arten gemeinjamen Vorausfegungen und Grundſätze 
una Ara allgemeinen Theil des Kriegsrechts aus, der hier zu be- 

udau AM. 
‘ gu randoge des Kriegsrechts ift der Krieg,‘) von welchem das 
Wiuyaace up du weitig loslöſen kann, wie irgend ein anderer Theil 
Ka An wa douujenigen gegebenen Verhältniſſen, auf welche es ſich 
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net, wie 3. B. das Handeläreht vom Weſen des Handeld. Dom 
Ken und der Natur des Krieges hängt nicht nur die Geftaltung und 
et Rimfang des Herrichaftögebietes, jondern aud die Frage nad der 
Ro glidhleit des Kriegsrechts und der Exiſtenz-⸗Nachweis besjelben 
ab. Vom Kriege ift deshalb zunächft zu handeln. 


ı, Sie find neuerdings (von Fr. dv. Marten, Bollerrecht DO. ©. 467) 
„nerriger friedliche Mittel“ genannt worden und bilden in der That eine Art 
Kittelding zwiſchen Krieg und Frieden. Bgl. v. Bulmerincq ®b. IV. 8 4 
dieſes Handbuchs. 

S. unten 8 14. 

*) Daher die Sonderung in die beiden folgende Stüde (28: Der Landkrieg 
md 29: Das Seekriegsrecht). 

* Bol. Rapenhofer, Die Staatäwehr 1881, ©. 261. 


8 48. 
Der Begriff des Krieges. 


Literatur: A. Gentilis I. 2. — Grotius J, 182;8 81. — v. Bufen- 
dorf L 1, SVIIL — Bynkershoek I. 1. — Spinoza, Tractatus poli- 
ticus II. 3. — Hobbes, De corpore politico 1. 1.2. — Battel II. 
1.8 1 und dazu Binheiro-Yerreira. — Klüber 8 235. — Moſer, 
&rundf. II. 1.82. — G. F. v. Martens, Pre&cis. 8 263 unb bazu 
Verg& ebendaſ. — Bhillimore IIL, 4 49. — Twiss, Law of 
nstions II. p. 43. — Fiore, Trattato, 8 1261 ff. — Pradier-Foder& 
Mm Battel und Principes gen. p. 129. — Riquelme I. 1, 7. — 


HBalleck, Ch. 14, 81. — Ortolan, Rögles internat. II. 3, 1. — 
Lieber, Pol. ethics. b. 7, 8 15. — Heffter-Geffden 8 118. — 
Biuntihli 8 510. — dv. Reumann 8 39. — v. Holpendorff, 


Ex. ©. 1021. — Dahn ©. 1. — Field 708. — v. Bulmerincq 9. 
— Fr. v. Martens, Böllerreht 8 106. — Calvo 8 1611. — Brocher, 
Les principes naturels du droit de la guerre in ber Revue d. dr. 
tern. IV. p. 1. fi, 381 ff. — Fiorilli, Del concetto della guerra 
i dei suoi rapporti con le questioni marittime 1872. — v. Elaufewiß, 
Som Kriege, eri. von Scherff 1883 (aus ben „Militäriichen Claffitern bes 
Is und Auslandes“). — Blume, Etrategie 1882. — v. Hartmann, 
Kritiige Verſuche, 2. Militäriiche Nothwendigkeit und Humanität, 1878. — 
Rüſt ow, SKriegspolitit und Kriegsgebrauh. — Laſſon, Tas Culturideal 
und ber Krieg. 1868. — Derſelbe, Princip und Zukunft des Völlerrechts, 
151. — Bgl. auch Ratzenhofer, Tie Etaatswehr 1881, ©. 1 fi. 


Ter Krieg‘) ift der zwiſchen Staaten oder ſtaatenähnlichen Be⸗ 
»öllerungstheilen?) mit Waffengewalt geführte Kampf.” Sein Begriff 
beiteht deshalb in der phyſiſchen Gewalt, angewandt zwijchen Staaten 
‚der Haatenähnlichen Subjecten). 


>. „z:zrim Allgemeinen. 


22: und ericdheint nicht etwa 
red Kleid für einen anderen 
>r,..hen Wäre. 
biedenen Gründen und Anläller 
2. werden, und zwar, wie Erfahrun 
schlechtes uns zeigen, zur Führ 
ring don Rechtsanſprüchen im ı 
» Scchtlihen Weiterentwidelung des 


Sn Weſen der Thatjadhe der Gewalt, 


gewaltſamer Nampf aus irgend ein 
% eds oder anderen Grunde thatlächl 
Augenblide an müſſen wir fie am 
...ziche Erſcheinung in Leben der X 
ey unterwerfen, und zwar jo, tie 
Samichen vielleicht ſein ſollte, ſondern 
r Natur und Geſchichte in die Erti 
2 "u rechtlich oder rechtsverletzend, er 
> „2 fie überhaupt oder im einzelnen Fe 
. Ser serpejen wäre. 

=  Imrsce der kriegerifchen Gewalt ohne $ 
oS0t!lich, böſe, vermeidbar zu halten w 
. .d 2 thatſächlich ausgebrochen, gerechnet 
‚a der Rechtsordnung im inneren Sta 
sr m: der Einzelnen zu rechnen iſt. In 
‚o.anigziichen Staaten liegt ohne Weitere 
a... iſt, und beiteht allein, was den Beg 

„Ze ve des Krieges Weſen und Begriff. 
Se Srieged iſt demnach von den Gründen o' 
. „ehe, amd von den Ziveden, zu deren Er 
— 25gig und bejtcht Iediglich in dem thatfi 
den Staaten. Wollte man Zweck und 
ae. Ne Begriffäbeftimmung bineintragen, jo 
Ne! Amendung von Gewalt zur Turhführn 
ae et einen anderen Staat definiren.‘ Ten 
" x suhjter und allgemeiner Zwed: Zwin 
erden Desjelben unter den eigenen NWillen.® 


5 
X LT 
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x, sense des Wortes „Krieg“ — war, Wehr, Werra 
ya. Arlog) dgl. Neumann a. a. O. Galvo 
<<.» WVorterbuch, Bd. 5, ©. 2212 ff. 
sr! mie nothwendig, namentlih der Bürgerfrieg nı 
an was meiſiens wicht geichieht; vgl. Note 6 und wei 


* 
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S 62. Es ift aber nothwendig, weil auch der Bürgerkrieg, wie im $ 62 nachge⸗ 
wieien werden wird, ein wirklicher Krieg ift und folgli auch von ber Begriffs. 
Seitimmung, wenn fie vollftändig fein fol, mitumfaßt werden muß. Wann 
innere ftaatliche Kämpfe aufhören, bloſe Rebellionen od. dgl. zu fein oder in 
wirklichen Krieg übergehen, ift weiter unten feftzuftellen. Hier, wo e3 ſich nur 
um Die Begriffsbeitimmung handelt, muß e3 genügen darauf hinzuweiſen, Daß 
lerteres geſchehen kann. Allerdings kann man ſagen, daß der Kampf zwiſchen 
Staaten, der Völkerkampf, der eigentliche und urſprüngliche Begriff des Krieges 
M als der Kampf zwifchen Subjecten die ſer Bedeutung, den eigentlichen Subjecten 
des Völkerrechts und als äußerfted Gewaltmittel zwiihen Staaten. Wenn aber 
zadere Eubjecte Diefelbe Bedeutung und Stellung, und Kämpfe zwilchen ihnen biejelben 
Timenfionen wie der Bölferfrieg annehmen, dann muß auch ber Begriff des Krieges 
darauf ausgedehnt werden, denn thatſächlich liegt ein Krieg vor; und deshalb ift 
m die Tefinition der Bürgerfrieg mit einzubeziehen, weil er, wenn auch nicht 
an Kampf zwiſchen den eigentlichen regelmäßigen Subjecten bes Völkerrechts, fo 
ch ein Kampf zwiſchen Subjecten ift, welche ausnahmsweiſe dieſelbe Bedeutung 
etlangt haben. 
7 Er ſetzt alfo Gegenfeitigleit voraus, d.h. einen Kampf von beiden Ceiten, 
ie daß es fein Krieg fein würde, wenn ein Staat gegen einen anderen Gewalt 
anwendete und ber lettere fich dies ohne Widerſtand gefallen ließe. Vgl. Klüber 
38, Bluntfhli S 528, Blume, Strategie ©. 1, Geffcken in Laband's 
nd Störd’s Archiv für Öffentl. Recht I. ©. 157. Eben deshalb Tennzeichnet 
nd au dad Berfahren, welches von Geiten Frankreichs 1884 gegen China und 
endere Staaten beobachtet wurde, als Krieg, indem Gewaltmaßregeln ftattfanden, 
Me mit Gemwaltmaßregeln erwidert wurden; vgl. Beffden a. eben angel. O. 
Taraus ergeben ſich von felbft die Conſequenzen für die Rechte der in den Ge 
waltmaßregeln begriffenen und die Pflichten der übrigen Staaten; während um: 
wehrt folgt, daß, fo lange eine ſolche Gegenfeitigfeit von Gemwaltmaßregein nicht 
serhegt, von den Rechten Kriegführender und den Pflichten Dritter gegenüber 
Ktiegführenben nicht die Nede fein fann. Denn wenn die einjeitige Gewalthand- 
eg fein Xrieg ift, io ift auch der fie übende Staat nicht beredtigt. von dritten 
Steten die Rechte, die er als Kriegführender beanſpruchen kann, in Anſpruch 
ja shmen. 
So aud mit Entichiedenheit gegen Bluntſchli, Böllerredht SS 510, 511, 
Beiden N. 2 zu Hefiter $ 113: „Ein Rechtsſtreit kann Urfadhe des Krieges 
»erden. der Krieg ielbft erfcheint nicht blos in der Geſtalt eines phyſiſchen 
Kampfes, ſondern ift phnfiiher Kampf und nur ein folder, indem zwei Staaten 
seriuhen, gewaltiam einen Gegenfag der Interefien und Anfprüce dadurch au 
sderwinden, daß jeder mit Anipannung aller Kräfte die Mittel zu vernichten ſtrebt, 
sch melde der Gegner feinen Willen aufrecht erhält”, und in Laband's und 
Ztdrd’s Archiv für öffentl. Recht I. S. 157. Ebenio v. dartmann a. a.O. S 19. 

Des Näheren wird über die Kriegsurſachen unten im 8 57 gehandelt. 
S:h m SA und 55 zu vergl. 

© Bl. Fiore 1243. 

" Tiefe — mindeitend nicht nothwendige — Hineintragung geſchieht in ver- 
‚dredeuen Ruancirungen von vielen Schriftitellern, wenn aud nicht von allen. 
&eı andern andere Hineintragungen. Großer Schärfe, Kürze und Beftimmtheit 
streuen die gegebenen Begrifisbeftimmungen ſich meijtens nicht. Vgl. die Definitionen 
zes Grotius, Bufendorf, Gentilis, Bynkershoek, Vattel III. 1,1, dazu 
Sradier- godere, ©. Fr. v. Marten II. p. 24 und der dajelbit angef. Bin- 

Lardbuh des Bölterrehts IV. 12 
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heiro⸗Ferreira, Heffter, Bluntſchli, Fev. Martens, dv. Bulmerincq 92, 
v. Holgendorff, Ene. I. ©. 1021, Fiore 1263 ff, Twiſs, Phillimore, 
Field, Calvo 1611, 12, Clauſewitz, Blume, Scharnhorſt („Krieg iſt 
diejenige Handlung eines Staates, wodurch derſelbe durch Gewalt zu erlangen ſucht, 
was ihm Unterhandlungen nicht zu gewähren vermögen”), und bie Andern oben in 
den Viteraturangaben Angef., jowie auch die Definition in dem früheren Entwurfe 
zum Manuel des lois de la guerre des Institut d. droit intern. (Annuaire 
v. 1877, ©. 277). gl. aud v. Boguslawski, Der Meine Krieg und jeine 
Bedeutung für die Gegenwart 1881 ©. 1 fi. 

(Segen die Hineintragung der Rechtömittelqualität in ben Vegriff des 
Krieges |. oben im Text und Note 4 diejes 8, ſodann den folgenden $. Vgl. 
Fiore 1262. Das bei der Begriffsbeftimmung früher nicht oder nicht genug betonte 
Requiſit, daB es fih um eine von Staaten (oder ftaatenähnlichen Subjecten) 
geübte Gewalt handeln muß, wird im 3. Stapitel (jus belli im fubjectiven Sinne) 
näher betvachtet werden. Calvo ($ 1612) hebt hervor, daß ihm alle bisherigen 
Definitionen unvollſtändig erfcheinen, weil fie den Bürgerkrieg unberüdfichtigt laſſen. 
Es fehlt aber wenigfteng nicht an einzelnen Definitionen, welche da8 von Calvo 
Werutißte enthalten. Namentlich hebt Geffden (zu Heffter, allerdings ein Jahr 
ſpater als Calvo's Band erjchienen) es ausdrücklich und beftimmt hervor; vgl. 
unten 3 62. In der Sache, darin aljo, daß auf den Bürgerkrieg in der Be- 
miffsbeſtiumung mit Nüdficht zu nehmen fei, Hat Calvo durchaus Recht. Dem 
eutſpricht auch die Eingangs diejes 8 im Tert gegebene Definition. ©. baj. u. 
Rote 2, die fachliche Vegrünbung unten im 8 62. 

“8. v. Clauſewitz ©. 1. 


8 49. 
Sie Rechtsbegriffsqualität des Krieges im Befonderen. 


Weloratur: ©. bie aum 8 48 und namentlich die Hier zu $ 49 N. 1 Angef., in 
veivudere Miuntichli, Geffden und v. Hartmann. — Eidhelmann, 
Ueber die Kriegsgeſangenſchaft, 1878, ©. 1 ff. 


Wie keinen dev Zwecke und Anlaßgründe des Krieges feinen Begriff 
u alten vermag, fo auch der Zweck und die Veranlaflung nicht, 
age in vie echtöftreite und dem Austrage eines ſolchen bejtehen 
wu u Mile ala ein äußerſtes Nechtsmittel erjcheinen laſſen. Der 
aaa 08 all an und für fich kein Nechtabegriff und fein Rechts» 
und dies don ber neueren Völkerrechtswiſſenſchaft vielfach mit 
Nina Whauptet wird!) und deshalb noch näher unterfucht werden muß. 

Xu da Wbauptunq liegt eine juriſtiſche Einfeitigfeit oder Befangen- 
us water wichtigen Auffaſſung Zwang anthut und heutzutage ein 
Ahyawmudaun Dina fein müßte?) Die Behauptung überfieht, daß 
Kl Mr Ind nude auf einem fpecifiichen Rechtsgebiete vollzieht.) Sie 
eiweninit anderden Begriff und Veranlafjung des Krieges 
wor hand 

Vor win le wenig nur Nechtöbegriff, wie der Staat nur Rechts: 
nat gr Men kaun allerdingd auch aus einem Nechtöftreit hervor» 
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gehen, aber er braucht e3 nit. Er ijt allerdings u. U. aud das 
üußertte Rechtsmittel der Völker und vertritt dann den Proceß des 
meren Staatsrechts, jo daß der Rechtsſtreit eine der VBeranlafjungen 
dved Krieges jein kann. Aber er ift immer nur eine der Veranlafjungen; 
und ebenfo iſt der Krieg nicht immer und nicht blos Rechtsmittel, er kann alfo 
siht ala folches definirt und nicht a priori ald Rechtämittel Hingejtellt werden. 

Der Krieg dient als Rechtömittel in allen den Fällen, in welchen 
an wahrer (nicht blos fingirter) Rechtsſtreit ihm zu Grunde liegt,°) die 
Erreichung oder Eritattung beftrittener Rechte, die Abwehr unberech⸗ 
titer Anſprüche, die Erlangung von Genugthuung oder Entichädigung 
für zugefügte Beleidigungen oder Schäden, ja — man kann aud das 
noch Bierherzichen — die Beitrafung völkerrechtlicher Delicte. Er ijt 
nicht Deshalb kein Nechtöbegriff, weil es fragli und nicht in allen 
rüllen zutreffend ijt, ob, bezw. daß er von beiden ftreitenden Theilen 

ald ein Mittel zur Erlangung wirklich zuftehenden Rechts unternommen 
wird. Denn das ijt bei der Befchaffenheit der menſchlichen Natur, auch 
bei jomftigen „Rechtämitteln”, Klagen, Procefien u. ſ. w. nicht anders; 
ıomdern es wird vielmehr auch da vielfach ebenfomwohl nicht mur 
dermeintliches, objectiv nicht begründete Necht, als auch fubjectiv für 
Unrecht Erkanntes verfolgt und zu erftreben verſucht. 

 Tie Rechtsmittel- und Rechtsbegriffs⸗Qualität des Krieges kann aud) 
nicht deshalb bejtritten werden, weil der Erfolg, die ſchließliche Ent- 
icheidung möglicherweije dem Nechte nicht entipricht, indem der ungerecht 
Vetriegte bejiegt wird, der ungerechte Anspruch den Sieg gewinnt,“) und 
weil diejer Ausgang Hier weit mehr als auf fonftigen Streitgebieten von 
Mid und Zufall abhängt.) Denn ungerechte, von Glück oder Unglück 
und Zufälligkeiten beeinflußte Entſcheidungen kommen aud in inner 
naatlichen Verhältniſſen, felbit bei den beiten Gejegbüchern und Richter: 
colegien vor. Iſt die Bürgichaft für gerechte Entſcheidungen bei Völker: 
Kreitigleiten und Sriegsfällen eine befonderd geringe, geringer als in 
deren Berhältnilien, fo liegt das in der Natur und in den wenigitene 
im Zeit noch vorhandenen Schwächen des in feiner Entwidelung ver- 
Himikmäßig noch zurüditehenden Völterrechts.®) 

Es wäre deshalb der Krieg nit nur ein Wie andere unvoll- 

mes, fondern ein bejonderd unvollkommenes, aber Doch immer ein 
Kehtämittel. Die Eigenſchaft des letzteren, das nun einmal nicht beifer 
# baben ift, kann ihm blos jener Unvolllommenheit wegen nicht ab: 
xwrochen werden. 

Ter Krieg iſt aber deshalb an fich Fein Nechtöbegriff, weil, wie 
bereits geſagt ift, der Rechtöftreit, der er nach der entgegengefepten 
Reinung jein fol, zwar die Beranlafjung zum Kriege‘) iſt oder viel- 
mehr jein Tann, aber nichts zum Weſen oder Begriff des Krieges Ge- 
börigeö und weil der Nechtäftreit nicht einmal die einzige Veranlaſſung 
sam Stiege iſt, an dem Begriffe und der eigentlichen Bedeutung dee 
Krieged aber nicht geändert wird, wenn er aus anderen Beranlafjungen 


12° 


118 Ni: 
„er 3 F2gemeinen. 
heiro-Yerreira, Se!’ 


v. Holtzendorff, Ci *xwalt zwiſchen Staaten aus⸗ 


Field, Calvo Intl, i' rorigen Paragraphen bemerkt 
diejenige Handlung eines Zi = :n vollen Sinne des MWortes 
was ihm Unterhandlungen m. > EB, mit allen ſeinen Folgen 
den Literaturangaben Mit: .- Berheiligten und mit dem Bes 
zum Manuel des Time u. u nr Ssmeng, ganz gleichgültig und ohne 
v. 187, ©. zn. 8 oe some ein Rechtsſtreit zu Grunde 
he Ahle _ ioll, oder nicht, denn die Ge 


Der Rechtsſtreit gehört des⸗ 


Krieges ſ. oben im I — 
et z::zge®, ſondern iſt nur ein zu: 


Fiore 12362. Tas tr: 
Requifit, daß es fd 


geübte Gewalt haud r ° „..z nüllen von einem Rechtsſtreite — 
näher betrachtet wei. . "re oben im weitelten Einne nimmt 
Definitionen und. © = Scheine mit gewaltiamer Fiction 
ee Kar und Geichichte in ihren be- 
Vermißte enthatu: x „on Civiliſationskriegen, Religions— 
ſpäter als Calro "nz Kriegen, die alle thatſächlich vor: 


unten S 62. In 
griffsbeſtimmung 
entipriht ans . er 2 


Rirreit und damit der Rechtsbegriff 
+ den Hintergrund zurücktritt, iſt der 


Note 2, die ia. "ze immer) nur politiiches Mittel, nur 
eat, . . zuterer Korm.') Es ijt möglich, daß 


"nr guiammentreffen. Dann it der Krieg 


ur za Rechtsbegriff zugleich. In anderen 
„urzeieffen nicht Statt, und es handelt jich 


Die Mei "oe si der Strieg nur ein politiiches Mittel 
Literatu: ur und Veranlaſſung des Krieges haben 
beion®. „anriolgung gar nicht? zu thun, ja jogar 


Ueben ® ga az Umftänden, und zwar zugejtandener- 
NICH * dXarriff? In anderen Fällen wird zwar 
 zermmen und der Schein eines in Wahrheit 


u beit 
zu ven - ii. ua bervorgerufen.!!) Aber abgejchen davon, 


welche :. ws 
und des. > im d belichig unterlaljen werden kann, Darf 
Krieg griff nud wahres Weſen nicht nad) einem 
mittel, . IL. > Vorwand, Der gerade die Wahrheit ver: 
Rarliv. — ———— Man denke vollends an offenbar 
Sr BR zit ibrer Hadenjcheinigfeit feine Blöße deefende, 
heit. van oder ironiſch aufgeitellte Vorwände, für 
übern. - 7 Tg win Die neneſte Zeit Beripiele giebt. Auch 
der is Arzegengeſetzte Meinung zutreffend wäre, Tolge- 
ver;. — "To ggurmung zugelafien werden. Zwar ift Vorwand 
mi: - * at NN verjchiedenen Arten mir ein quantitatider 
| - —S gang amd offenbar unwahren machen die Um: 
tan: og har das Weſen zu ſetzen, beſonders anſchaulich. 


Ba nn Nichtjutreffen einer Mechtsverfolgung nur die 


Die Rechtsbegriffsqualität des Krieges im Beſonderen. 181 


jeltene Ausnahmen, ein wahrer Rechtsſtreit die überwiegend regel» 
mänige Urſache des Krieges wäre, was nicht der Fall ilt, fo würde 
doch ſchon durch das bloje Beſtehen der Ausnahme bewielen fein, daß 
das Mechtömoment nicht bei allen Kriegen vortommt und folglich feinen 
Beg riffsbeſtandtheil bilden kann. 

Und wo in den großen Gängen und Ummälzungsphafen der Ge— 
ſhichte der Krieg als naturnothwendiges Entwidelungsmoment er: 
iheint,!?) wo bleibt da wieder der Nechtöbegriff? Es mürde eine 
ebenfo fleinlihe wie gezwungene und fchiefe Auffaffung fein, ihn Hier 
ſeſtzuhalten, und zwar felbjt da, wo er überhaupt fejtgehalten werden 
tonnte, wie etwa, wenn 3. B. der feine Marken gegen den Anitrom 
vorwärts drängender Völkerſchaften vertheidigende Staat damit fein Recht 
vertheidigt. Denn jelbit in folhen Fällen ijt die Nechtövertheidigung 
dad ganz in den Hintergrund zurüdtreiende Moment. In anderen 
Kriegen tritt der Nechtöbegriff noch mehr zurüd oder hört ganz auf. 
Teshalb Handelt es jich zwar bei jedem Kriege um die gewalt- 
ame Durdiegung eines Anſpruches, nicht aber um die 
Turhiegung eines Rechtsanſpruches. 

Auch die weiter unten hHervorzuhebende Anerkennung des Strieges 
als eines Erziehungsmittel3 des Menfchengefchlehts und eines unent- 
behrlichen Culturentwidelungsmoment3 steht der Auffafjung des Krieges 
als bloſen Rechtsbegriffs entgegen, während andererfeitd nicht zu über- 
ſehen ift, daß nicht jede Nechtöverlegung allein den Strieg zu recht- 
ſertigen vermöchte,'?) 3. B. die ganz geringfügige, der Krieg aljo, nur 
die Rechtsverlegung gejtellt, nicht auf genügender Grundlage ftünde 
und wenig tief aufgefaßt würde, wenn man ihn blos auf den Rechte. 
Meit bafirte. !%) 

„Ebenſo ſpricht die Unbejtimmtheit des Kriegszieles gegen die Auf- 
!Mung des Krieges als eines Rechtsbegriffes. Ein Rechtäftreit dreht 
NG um ganz bejtimmte, unverrüdbare Puncte und Streitobjecte, über 
allein zu enticheiden ij. Davon kann aber beim Kriege nicht die 
Rede jein.!>) 
Ter Krieg ijt deshalb (und zwar aud wenn man dieje letange- 
fübrten Gründe nicht gelten laſſen wollte, aus den zuerjt hervorgehobenen) 
ſo wenig ein Rechtsbegriff, wie all’ und jeder Streit unter Einzelnen 
das iſt; und Nechtöverlegung und Rechtsverfolgung find nur eine 
der Beranlajiungen zum Kriege. 

Tie Untericheidung zwifchen einem Kriegsbegriff vom militäriichen 
eder politiichen und vom juriltiichen, völkerrechtswiſſenſchaftlichen Ztand- 
punctels) kann den Rechtsbegriff nicht retten. Denn dieje Unterjcheidung 
m von vornherein verfehrt und ganz unzuläſſig. Von dem einen oder 
esderen Standpuncte kann die eine oder andere Seite des Begriffe be- 
ismdere wichtig oder intereilant ericheinen. Für die Beftimmung des 
Begriffs giebt es nur einen Standpunct, den von bejonderen Intereſſen 
zud Berutsanichauungen unabhängigen, rein ſachlich eingenommenen, 
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8 47. 


Begriff, Begrenzung, Eintheilung und Grundlage 
des Kriegsrechts. 


Siteratur: Heffter, Europ. Völlerreht 8 4. — Reſch, Europ. Völlerrecht 
8 141. — F. v. Martens, Völlkerrecht II. ©. 478. 


Das Kriegsrecht ift derjenige Theil des Völkerrechts, welcher fidh 
auf den Krieg bezieht und aljo die Verhältniſſe der Völker bezüglich 
des Zuftandes des Unfriedens regelt. Es bedeutet im jubjectiven 
Sinne die Befugniß Krieg führen zu können, das Recht zur Krieg⸗ 
führung und damit die Berechtigung des Anſpruchs als Kriegöpartei 
bom Gegner wie von den anderen Staaten behandelt zu werden; im 
objectiven den Begriff der Negeln, welche hinſichtlich der Kriegführung 
zu beobachten und denen die Völker, ſowohl die kriegführenden wie di 
nicht am Kriege betheiligten, unterworfen find. 

Bon dem Erfteren wird im dritten, von dem Lebteren im vierten 
Capitel gehandelt werden. 

Das Kriegsrecht fchließt fi in feinem eigentlichen Sinne gegen 
gewifle (die unmittelbar vorher behandelten) Einrichtungen des Völker: 
recht3 ab, die fich zwar auch ſchon auf Völkerſtreitigkeiten beziehen 
und feine rein friedliden Maßregeln noch Aeußerungen ungejtört fried- 
lichen Verkehrs, jondern fchon eine Urt von Gewaltmaßregeln darftellen, 
die aber auch noch Feine Kriegführung find und deshalb nicht unter das 
Kriegsrecht fallen:!) die Netorfion, die Repreflalien, die Friedensblocade 
und das Embargo. Andererſeits wird der Theil des Kriegsrechts im 
weiteren Sinne, welcher die Stellung und das Verhalten der beim Kriege 
nicht ſelbſt betheiligten Mächte in Bezug auf denjelben regelt, alfo das 
Recht der Neutralen, vom Kriegsrecht im eigentlihen und engeren 
Sinne nicht mitumfaßt. Denn ein wirkliches Kriegs und Kriegführungs- 
recht ift auch dieſes nicht. 

Das Kriegsrecht gilt für alle Arten des Krieges, namentlich fo- 
wohl für den Land- als auch für den Seekrieg. Nach der Unterfchei. 
dung zwiſchen diefen beiden Arten des Krieges?) wird auch zwifcher 
Land» und Seekriegsrecht unterjchieden, welche namentlich zur Beit noc 
mannigfache Verſchiedenheiten von einander aufzumeifen haben.) 

Die den beiden Urten gemeinfamen Borausfegungen und Grundſä 
machen den allgemeinen Theil des Kriegsrechts aus, der Hier zu J 
handeln ift. 

Die Grundlage des Kriegsrechts ift der Krieg,‘) von welchem 
Kriegsrecht fih fo wenig Ioslöfen kann, wie irgend ein anderer X- 
des Rechts von denjenigen gegebenen Verhältniſſen, auf welde az 
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Denn aus der Auffaffung dieſes Gewaltmitteld als eines Rechtsmittels 
folgt noch nichts für die Art und Ausübung und die rechtliche Ein- 
\chräntung der Gewalt. Erſt aus den Regeln und Schranten, welche 
Das Kriegsrecht der Ausübung der Gewalt giebt, erwachfen die wichtigen 
Folgen.?) 


) Namentlich von Bluntſchli, Böllerr. 88 510, 511, und, jedoch von un- 
richtiger Grundauffaſſung ausgehend, Eichelmann a. a. O. Vgl. auch Bluntſchlis 
5 52, Note 14 zu erwähnende Zurückweiſung Rüſtow's, wonach ber Krieg 
zwar als phyſiſcher Kampf erſcheint, in ber Regel aber ein Rechtsſtreit 
zwiſchen Staaten ald Kriegöparteien über öffentliche® Necht ift; Dagegen mit Recht 
die ichon in Note 4 zum vor. Paragraphen angef. Hartmann ©. 19 u. Geffden 
Xote 2 zu 8 113 von Heffter, fowie in Laband's und Störck's Archiv des 
onen ti. Rechts I. S. 157. Bgl. auch Reich, Das Europ. Völkerrecht der Gegen- 
warz, 1885, 8 139, Grotius I 1, 8 2, Bufenborf I. 1, 8 VIIL, Klüber 
3235, Mojer, Grundi. ©. 77 unten, Field 703, andererfeit3 Vattel III.1,81, 
Xeumann 8 39, Bhillimore IX. 4, 49, Holgendorff 8 55, Dahn ©. 1. 
Eegen bie Bluntfchli’iche Auffafiung ferner einftimmig die militäriichen Schrift⸗ 
heller. Vgl. außer Hartmann Elaujemwig, ©. XI. 16, 17; vgl. aud Rapen- 
bifer, Staatswehr ©. 261, Blume, Rüftomw, Kriegspolitik und Kriegsgebraud). 
das nah Bluntichli ($ 510, Anm. 2) beftehende große humane Sntereffe, den 
Krieg möglichit ald Rechtshülfe aufzufaſſen und barzuftellen, vermag doch nicht die 
richtage Aufſtellung des Begriffs zu beſtimmen. In der Lehre vom Kriegsziel 
5 365; giebt Bluntſchli den Rechtsbegriff übrigens ſelbſt wieder auf. Die 
Neimung der Rititärfchriftfteller, namentlih Clauſewitz's, wonach umgelehrt der 
*teg nur fortgeſetzte Staatspolitik fein ſoll, iſt ebenſowenig aufrecht zu erhalten. 
zie iſt aus demſelben Grunde unrichtig: die Politik kann die Veranlaſſung zum 
triege ſein, fie braucht es aber nicht in allen Fällen zu fein; und die Behaup 
ung. daß jeder Kriegdfall fih auf einen politiihen Grund zurüdführen laſſe, ift 
tbenfo unzutreffend wie die, daß jeder Krieg im legten Grunde auf einen Rechts- 
und zurüdgeführt werden könne. Jedoch wird das erftere noch immer häufiger 
der Fall fein als das lektere (vgl. %.v. Martens, Völkerrecht II. €. 477), wenigſtens 
"un man nicht den biofen Schein und Borwand eined Rechtsgrunds für den 
mirflihen Grund nehmen will. Tarüber gleich weiter unten. Neuerdings nähert 
® Martens, Böllerreht II. ©. 477 ſich dem Nichtigen dadurch, daß er ben 
Krieg als den bewaffneten Kampf zwiſchen unabhängigen Staaten behufs Ber: 
ideidigung ihrer Rechte und Intereſſen definirt, und zwar mit der ausdrüd- 
hen Ertlärung. dadurd) für die Verjöhnung der juriſtiſchen und der militäriichen 
Arfofiung wirten zu wollen. Er unterläßt aber, auf diefer richtigen Conceſſion 
an die militärische Auffafiung Mar und bejtimmt weiter zu bauen. 

m Eppenheim, Friedensgloſſen, ©. 102. 2gl. Calvo, 8 15% CE. 5 
Bien; Ehulze, Grundriß zu Borlejungen über Völkerrecht 8 8. 

’. Hartmann ©. 140. 

S. Rote 10 und Reſch, $ 139; Geffcken in Laband's und Stoerd'3 
Archid für öffentl. Recht I. 

Bagl Heffter 8 113. Dit dem im Text Borgetragenen ftimmt im 
Grunde auch Neumann $ 39 überein, der zwiſchen dem Kriege als einer That- 
he und dem Kriege als Rechtöbegriff unterichieden willen will, den legteren aber 
ce dann auftreten läßt, wenn der Krieg angewandt wird zur Erlangung ber 
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Die militäriihen Schriftfteller, welche dieſer Anſicht huldigen, befinden 
Fich denmach auch ihrerjeit3 auf völlig falicher Bahn. Vgl. ſchon oben im 8 48 
GBeiagtes wie unten $ 52 und Fr. v. Martens 477, auch Geffden zu Heffter 
S 113, Rote 1. 
, ap. 4. 
”, ©. oben 8 48 gegen (Ende. , 
21), Bol. Funck - Brentano et Sorel p. 234. 
2) Höchſtens für das Kriegdziel (8 89) würden ſich Folgen aus der Necht3- 
begrifisauffafiung ergeben fünnen. Aber gerade da laſſen fie fih nicht ziehen 
woraus zugleich wieder die Unhaltbarkleit der ganzen Auffafjung hervorgeht. 


50. 
Natur und Wefen des Krieges. 


Literatur: Bon den zu 8 48 Angef. f. bejondere Glaufewig, Hartmann, 
Blume, Lajjon; auh Ratzzenhofer und (Kießling), Studien eines 
Deutihen Kffizierd, 1855; Gumplovicz, Der Raſſenkampf 1883. 


Für die Natur und das Weſen des Krieges hat fi aus der im 
Voritehenden gegebenen Begriffäbeitimmung bereit die Gewalt ergeben. 
Um diefe Natur genauer zu erfennen, fommt e3 darauf an, die Gewalt, 
welche den Krieg ausmacht, näher zu beftimmen. 

Die Gewalt ift zunächſt, wie im Vorftehenden ebenfalls bereits feft- 
geftells ift, eine zwiſchen Staaten (oder ſtaatenähnlichen Subjecten) geübte. 
Schon darin liegt, daß der Strieg eine jehr bedeutende und weitgehende 
Gewalt darjtellen muß, indem dies aus der machtvollen Beichaffenheit 

der auf einander ftoßenden Subjecte und aus der Natur der ihnen zu 
ig ftehenden wie zur Anwendung kommenden Mittel ohne Weiteres 
ölgt. !) 

Tie in Rede jtehende Gewalt muß aber ald eine noch größere und 

erfannt werden, wenn man die Höhe des Einſatzes bedentt, 
melden die in den Krieg tretenden Staaten machen, und ſich vergegen« 
Bärtigt, wad im Kriege Alles auf dem Epiele ſteht und zu gewinnen 
oder zu verlieren ift. 

Borauf e3 aber im Kriege zunädit ankommt, das ijt das Nieder- 
werten und Zwingen des Begnerd,’; — um nicht jelbjt niedergeworfen 
ud gezwungen zu twerden; den Zieg zu gewinnen, um nicht jelbit be- 
negt zu werden. Dazu werden die hödjiten Güter eingejegt, die über- 
baupt denkbar find: Blut und Leben der Bürger, Wohl, ja Beitand 
des Staates, nationale Ehre, und über nichts Geringeres als über Er- 
Seltung und Berluft dieier Güter, fowie unter Umſtänden darüber 
bızaud, über die naturnothivendig geihichtlihe Entwidelung und den 
<uchbrudy der Gultur enticheidet der Ausgang des Krieges. 
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Die Entjcheidung über dies Alle hängt allein vom Kriege ab, 
der dafür dag äußerte und zugleich legte und inappellabele Mittel iſt. 
Wird er nicht mit günſtigem Erfolge geführt, fo kann der Verluſt je Mer 


höchften Güter die Folge fein; und daraus ergiebt fi) die Grit re, 
(Energie und NRüdjichtslofigkeit der der Führung des Kampfes dienen * za. 
Gewalt, die um jeden Preis fiegen muß, um nicht Alles zu verlieren, use Un 
gegen die deshalb alle anderen Intereſſen und Rüdfichten zurüctreten miffee € Mer 


Soll aber die Natur des Krieges genau feitgeftellt werden, um bo 
durch eine feite Grundlage fir die Gejtaltung des Kriegsrechts zu ap 


de 
gi 


winnen, jo darf man ſich nicht mit der allgemeinen Anerkennung im “ine 


großen Gewalt, welche der Ausnahmezujtand ?) des Krieges nöthig mad ed. 


mit dem Hinweis auf dad im Sriege liegende Element ber Leidenſchaf F ufr) 


und auf die durch den blutigen Streit ſich immer mehr fteigernde RI,,, 


zung und Erbitterung begnügen, fondern c8 kommt darauf an, die EmG,. 
walt zu präciliren. 

Diefe Präcifirung ergiebt fih aus dem nothwendig zu erreichendemmmmer, 
in der Niederwerfung des Gegners beitehenden Zwecke, für welchen Die 
Kriegsgewalt dag Mittel if. Das Mittel muß jo unbejchräntt, Die 
Gewalt fo groß jein, wie der Zweck es erfordert, während alle über Wen 
Zweck Hinausgehenden, aljo unnöthigen Gewaltmaßregeln zwecklos mıru® 
deshalb unbegründet und unzuläjfig?) find. Daher ergibt fd a% 
Natur und Wejen des Krieges die in dDiefer Begrenzung un DB e: 
ſchränkte Gewalt, die Herrichaft des Schwertes und der militäriſ AB en 
Nothiwendigfeit, welche innerhalb der durch den Kriegszweck bezeichn e ten 
Grenze allein enticheiden und für ihre wie die Verantwortung Der 
oberſten Staatögewalt allein maßgebend jein Tann. 





1) Val. Schmidt. Ernfthaujen, Princip der Genfer Convention, S.- =. 
») Bol. Clauſewitz a. a. O.; vgl. aud) Calvo $ 1648. 

» Hartmann ©. 23, 50. 

+) Ebendaſ. ©. 20, 22. 

6) ©. darüber gleich weiter unten im folgenden Paragraphen. 


$ 51. 
Die aus der Natur des Krieges für Eriften;z- 
Wäntichleit und Geftaltung des Kriegsrechts fließende ® 
allgemeinen Conjequenzen. 
X. die Unbefchränftheit der friegerifchen Gewalt. 
twin: ſ. vorigen Baragraphen. 


Mus dev Im vorigen Paragraphen als die Natur des Krieges pe z 
EUſelen dus au einem gewiſſen Grade unbeſchränkten Gewalt ergeben 
want dieſer Unbeſchränktheit die folgenden weiteren Confequenzes® “ 


— 
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Ale Triegeriihen Gewaltmaßregeln, welche der Kriegszweck erheiſcht, 
müſſen und dürfen unbejchränft vorgenommen und können durch fein 
kriegsrechtliches Gebot eingeichräntt werden. Ties nicht anerkennen und 
aljo den Zweck, um deſſentwillen die Kraftentwidelung, die ja in 
diefem Ausnahmefalle die Entjheidung geben foll, in Trage 
ftellen wollen, würde ein innerer Widerfpruch fein, der den Begriff des 
Krieges negieren und ebenfo unlogifch wie im Grunde unfittlih und in- 
human fein mwürbe.?) 

Der triegführende Staat und feine Organe befinden fih in der 
Lage des in einen Kampf um Leben und Tod verwidelten Einzelnen, 
den in diefem Kampfe nur das Eine leitet: um jeden Preis den Gegner 
niederzumerfen, um Das eigene Leben zu retten. Dies ift nicht nur 
natürlich, jo daß es nicht anders fein könnte, fondern es ift auch recht- 
id. Tas Recht geftattet, wie die Beifpiele der Nothivehr und des Noth- 
Handes zeigen, ihm dazu die Anwendung der äußerften Gewaltmittel, die 
e zur Erreichung feines Zweckes braucht. Auf moraliiche Gefichtspuncte 
fommt es Dabei nicht an, ganz davon abgejehen, daß es noch fehr 
zweifelhaft fein würde, welcher moraliſche Geſichtspunct der richtige iſt, 
und daß auch vom moraliichen Standpunct aus das rüdjichtslofe Walten- 
Iafien das Nichtigfte fein möchte. Recht und Humanität fordern gleich 
mäßig eine möglichſt fchnelle Beendigung des Krieges und eine mög- 
lichſt entichiedene Abwendung der Gefahr, felbft befiegt zu werben, die 
io lange befteht, wie der Krieg dauert; und eine kriegsrechtliche Be⸗ 
ichräntung der für den Zweck des Sirieges, die Niederwerfung des 
Gegners, nöthigen kriegeriichen Gewalt ift deshalb auch aus dieſem Grunde 
ganz unzuläffig”) 

Tie Entſcheidung über die zur Erreichung des Zivedes nöthigen 
Mittel kann nur das dafür allein competente Organ, die Kriegführung 
geben, welcher die Durchführung übertragen iſt und welche allein die 
Serantwortung für die Folgen trägt. Sie und die über ihr ftehende 
oberfte Staatögewalt können deshalb in den von ihnen für nothmendig 
erachteten Maßnahmen, ſoweit die Erreichung des Zweckes davon ab- 
bängt, durch Rechtsſätze vernünftiger Weife nicht beichränft werden; oder 
mit anderen Worten: es kann keine Nechtsfäge geben, welche eine ſolche 
Shranfe errichten wollten. 


') Das Nähere hierüber weiter unten in Kap. 5. 

”, S. auch hierüber weiter unten; vgl. aber jhon hier Blume, Etrategie 
?. dartmann ©. 16, 17, 24, Queder, Hecht und Grenze der Humanität 
free, E. 17, Schmidt-Ernfthaufen, Princip der Genfer Convention 
i RapenhHofer, Tie Staatswehr, ©. 261. Bgl. auch Galvo 3 1648. 


man 


„I Teepkeedır im Wllgemeinen. 


nn. m: Waffengewalt zwifchen Staaten aus- 

z aeeite int vorigen Paragraphen bemerft 
Ss. zer Nrieg im vollen Sinne des Wortes 
ricen des Krieges, mit allen feinen Folgen 
SSuartung für die Betheiligten und mit dem Be— 
wwiiher Ordnung, ganz gleichgültig und ohne 
m wo Nm Nampfe ein Nechtsjtreit zu Grunde 
‚ enenmienel dienen jol, oder nicht, denn Die Ge— 

> "zuen Aeſelbe. Der Rechtsſtreit gehört des— 
»* des Krieges, fondern iſt nur ein zu- 
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i 
tr. 


— — qGreege in vielen Fällen von einem Rechtsſtreite — 
Wunvitreit“ mie oben im weiteſten Sinne nimmt 

u der mir zum Ccheine mit gewaltjamer Fiction 
non und Natur und Geſchichte in ihren be- 
. Wueleben von Givilifationskriegen, Religion? 
uid derartigen Striegen, die alle thatſächlich vor- 
ZDacn der Rechtsſtreit und damit der Rechtöbegriff 
At, theils in den Hintergrund zurüdtritt, iſt Der 

a ya auch nicht immer) nur politiiches Mittel, nur 
Ne Wotiif in anderer Form.!) Ca iſt möglid, daß 
Iiidher Streit zufammentreffen. Dann ijt der Krieg 
her und ein Nechtöbegriff zugleihd. In anderen 
une Sujanmtentreffen nicht Statt, und ed handelt fich 


.n 
"ara surn 
nm. .98 BYT 


S 


u — Dann iſt der Krieg nur ein politiſches Mittel 
Grund und Veranlaſſung des Krieges haben 


—XXXX 
an ad Rechtsverfolgung gar nichts zu thun, ja ſogar 
avi davon unter Umſtänden, und zwar zugeitandener- 
dr NER. 
oa N der Wechtöbegriff? In anderen Fällen wird zwar 
000 end genommen und der Schein eines in Wahrheit 
dan Wesbisftreites hervorgerufen!) Aber abgejehen davon, 
IT nn iſt und beliebig unterlaflen werden kann, darf 
u a waltıber Begriff und wahres Weſen nicht nach einem 
en wein und Vorwand, der gerade die Wahrheit ver- 
.i tun werden. Man denke vollend® an offenbar 
 onsrrabende, mit ihrer Fadenjcheinigfeit feine Blöße deckende, 
ital „ar vohniſch oder ironisch aufgeftellte Vorwände, für 
S aeeadir (u bis in die neneſte Zeit Beiſpiele giebt. Auch 
au nun Me entgegengeſetzte Meinung zutreffend wäre, folge 
 egnotebeilimmmng zugelaflen werden. Zwar ift Vorwand 
“a anahbent den verſchiedenen Arten nur ein quantitatider 
x Wer die ganz und offenbar unwahren machen die Un. 
Na zei filr Das Weſen zu ſetzen, beſonders omihaulic. 
u un das Nichtzutreffen einer Rechtsverfolgung wit die 
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ahrer Rechtsſtreit die überwiegend vegel- 
wäre, was nicht der Fall iſt jo würde 

der Ausnahme bewiejen fein, daß 


Ei 
= 
FE 


und Ummwälzungsphajen der Ge- 
thmendiges Entwicelungsmoment er⸗ 
der Nechtsbegriff? Es würde eine 
nd 
w: 


it 


ſchiefe Auffaffung fein, ihn bier 

0 er überhaupt feitgehalten werden 

. ber feine Marken gegen den Anſtrom 

Volterſchaften vertheidigende Staat damit fein Recht 

ſelbſt in ſolchen Fällen ift die Rechtsvertheidigung 

Hintergrumd zurüctretende Moment. In anderen 

if noch mehr zurück oder hört ganz auf. 

andelt es ji zwar bei jedem Kriege um die gewalt- 

Burdjegung eines Anfprudes, nicht aber um die 
ee eines Redtsanfprudes. 


it, da 


it jede Nechtsverlegung allein den Krieg zu rechte 
) 3. 8. die ganz geringfügige, der Krieg aljo, nur 
Rechtsverlegung geftellt, nicht auf genigender Grundlage ftinde 

aufgefaßt würde, wenn man ihn blos auf den Rechts ⸗ 


ı 


Vehen 
fertigen 


Hi 


die Unbeftimmtheit des Nriegszieles gegen die Auf- 
als eines Nechtsbegriffes. Cin Nectsftreit dreht 
unverrüdbare Puncte und Streitobjecte, über 


# 


ai 
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Srieg ijt deshalb (und zwar auch wenn man dieſe Tehtange» 
nicht gelten laſſen wollte, aus den zuerjt hervorgehobenen) 
Nechtsbegriff, wie all’ und jeder Streit unter Einzelnen 
Nechtsverlegung und Nechtsverfolgung find nur eine 
ſſungen zum Kriege. 2 
i zwiſchen einem Kriegsbegriff vom militäriſchen 
und vom juriſtiſchen, völkerrechtswiſſenſchaftlichen Stand⸗ 
den Rechtsbegriff nicht retten. Denn dieſe Unterſcheidung 
don vornherein verfehrt und ganz unzuläffig. Won dem einen oder 
Standpunete Tann die eine oder andere Seite des Begriffs ber 
wichtig oder intereffant ericheinen. Für die Beftimmung des 
jEÜRS giebt es nur einen Standpunet, den von befonderen Jutereſſen 
Berußsanfhaumgen umabhängigen, rein fachlich eingenommenen, 


zerE 
Bit 


HI, 
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weicher der Frage unbefangen und ib. 
mand ijt berechtigt und Niemand veric'- 
einer Sache erſt einen bejonderen Zi. 
Jonjt die wunderbarjten Standpuncte 
weniger jchief ilt jeder derartige. T' 
muß von vornherein mißtrauiſch aeu:.- 
gebniſſe machen. 

And die Einjchränfung des . 
begriffsgualität des Krieges auf 7 
Nriegea!") vermag den Sag nic: 
damit nur eine Art des Ariec 
Mit der Einſchränkung wäre u. 
wenn der „gerechte” Krieg © 
wäre, nicht3 gewonnen. 

Denn es num aber 1 
jein würde, den Krieg au 
injtitut zu betrachten, to : 
den Krieg als eine red. 
losgelöſt, ihm nicht iur 
ih fein Rechtsbegrifi. 
it durh die Entwi 
Schranken unterivor' 
und die fie nicht 
begriff darſtellend 
werden darf, de 
das Eingreifen 
begriffs. 

Denn a 
rechtlichen I 
für die 9 
läßt ſich 
und ci 
Malte: 

Krien- 
doch 
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weit es möglich it, d. h. die aufgeftellte Grenzbeitimmung es zuläßt, 
teithält und vor barbarifhem Zerftören, Morden, Rauben und Brennen 
bewahrt.'*) 
Jenſeits der gezogenen Grenze hat das Kriegsrecht allerdings 
wurüdzutreten und von der Aufrihtung von Normen ſoweit abzujehen, 
wie Zwed und Wejen des Krieges dies verlangen. Soweit aber letztere 
nit entgegen jind, jteht da Striegsrecht maßgebend da. Es regelt und 
richtet, ordnet und bejchräntt, mildert und lindert die Führung, bie 
Mittel, die Folgen und Leiden des entfefjelten Kampfes!?) und trägt 
außerdem Dazu bei, die Sriege fürzer und feltener zu machen. Bei fort- 
ihreitender Zeit und fich weiter entwidelndem Völkerrechte wird es voraus- 
ndhrlih im noch größerem Umfange und mit noch befjerem Erfolge zur 
Geltung kommen. 


Bgl. oben $ 49. 

) Dies iſt namentlih aud die mehr oder weniger deutlich ausgeſprochene 
Neinung der militäriihen Schriftfteller; vgl. insbejondere 3. v. Hartmann 
General, Kritiſche Verſuche, 2. Militäriiche Nothwendigfeit und Humanität, 1878, 
Olnme, Strategie 1882, Erfter Abſchnitt: Vom Weſen des Krieges; auch ſchon 
Clauſewitz, Vom Kriege (erläutert von Scherff, 2. Auflage, 1883, aus den 
Kiluãriſchen Claſſikern des In und Muslandes), und in fehr provocatorifcher 
dom von Rüftom, Kriegspolitik und Kriegsgebrauch, 1876. Ueber den letzteren 
Rote 14 jowie unten. Bgl. auch Rapenhofer, Die Staatswehr 1881 und bie 
Stier unten zu ermwähnenden Neuerungen Moltke's. 

’, Vgl. Hälfchner in Füllner's Deutihen Blättern, 1872, €. 8. 

S oben Rote 8 zu $ 49. 

’) Eelbft von Franzöſiſcher Seite ift im letzten Kriege gegen Deutſchland 
op der befannten Erregung und Erbitterung nad) vorgelommenen Berftößen gegen 
de Ariegarecht, 3. B. beim Schießen auf Parlamentäre, um Entſchuldigung ge 

fl worden. Bgl. Lueder, Genfer Convention, S. 276, 277 und die dort an- 
Mübrten Beröffentlichungen. 

' Bl. BIuntfhli, Revue VIII. (1876) p. 666 (Gegenwart 11. Bd. €. 18). 

'‚Rüftow, Blume, Hartmann a. d. angef. Stellen. 

Bl. Bluntſchli a. a. O. 

"Bol. Oppenheim, Syſtem des Völlkerrechts S. 230. 

"=. unten 8 65, 66 im Kapitel 4. 

Bor. ſchon hier Lueder, Hecht und Grenze der Humanität im Kriege, 
189, ud unten $ 53, 71. 

” Dppenheim (Spuftem des Völkerrechts, S. 223), bezeichnet das Kriegs. 
ze als die ſchwankendſte und unficherfie Materie des ganzen Völkerrechts 

>; 81. 88 50 u. 51; Rapenhofer, Die Staatswehr, ©. 261. 

*. Hiernach beftimmt ſich auch (und wird fi) weiter unten noch näher be- 

. was aus dem in den Behauptungen ber Gegner bes Kriegsrechts fteden- 
den Lheilweis richtigen Kern zu folgern umd zu acceptiren ift. Soweit ſich namentlich) 
Äikom gegen eine unpraftiich gelehrte, die Ratur des Krieges nicht genügend 

igende einjeitig-„ideale“ Richtung ehrt, hat er, abgeſehen von ber oft 
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Genugthuung für zugefügte und Gicheritellung gegen künftige Rechtskränkung. 
Aljo läßt der Krieg auh nah Neumann nur in gewillen Fällen fi) als Rechts⸗ 
begriff auffajien. 

6) Die Unficherheit eines gerechten Ausganges wird von Vielen ausdrüdlich 
anerkannt, 3.8. von Fichte, Rev. Mohl, Enc. d. St.W. 869, vgl. aud) Oppen- 
heim, riedensgloffen: Der Krieg und da8 VBölferreht; während Andern 
die Thatjadhe des Ausgangs mit der Gerechtigkeit defjelben identifh und das Er- 
gebniß des Krieges ein wahres Gottesurtheil ift unter Berufung auf den Gap: 
Die Weltgeihichte ift das Weltgeridt. Allein dem widerſpricht die Weltgejchichte 
in zahlreichen Beilpielen jelbit, und zwar ohne die Wahrheit des richtig ver- 
ftandenen Gates zu negiren, da der Abſchluß des geſchichtlichen Einzelereig- 
nifje8, der vorläufige Ausgang eines Kampfes, den das Ende eines Krieges 
unter Umftänden nur darftellt, noch feine endgültige Entwidelungsphafe, jozu- 
jagen noch feine sententia definitiva der Geſchichte zu fein braudt; vgl. aud 
Blume ©. 7, Clauſewitz ©. 7 unt. gl. Geffden zu Heffter, 8 2, Note 6. 

7) Clauſewitz ©. 14 fpricht geradezu aus, daß der Krieg von allem menſch⸗ 
lihen Thun dem Spiele, dem Kartenfpiele am nächften ftehe. Vgl. Heffter $ 113. 

8) Vgl. Bluntſchli, Völkerrecht in der Einleitung, Bedenken gegen das 
Bölferreht I. u. II. und v. Holgendorff in diefem Handb. I. 5 7. 

) S. beſonders Hartmann ©. 20; vgl. Note 1. 

19) Bol. oben Note 1, die dort angef. Militärfchriftfteller und namentlich 
Clauſewitz, Ratzen hofer a. a. O. Unwillkürlich muß es auch troß feines 
Beſtrebens und Wunſches, die Rechtsbegriffs Qualität des Kriegs aufrecht zu er- 
hatten, ſelbſt Bluntſchli zugeben. ©. feine Rectoratsrede von 1870: Das mo- 
derne Völkerrecht in dem Franzöſiſch Deutſchen Kriege S. 11. Vgl. auch Blunt- 
ſchli's Zurückweiſung Rüſtow's: Revue 1876, p. 670 und Gegenwart 1877 ©. 19, 
wo im Grunde dafjelbe zugegeben wird, wenn auch das Gegentheil behauptet 
werden joll. 

1) Dabei ift es wiederum ganz gleichgültig, aus welchem Grunde ber Bor- 
wand ge- und die Verjchleierung verjuht wird. Es bleibt immer nur ein nicht 
den Ausichlag gebender Schein, aud) wenn der Grund in dem Bedürfniß bejtünbe, 
„Durch die Berufung auf eine Rechtöurfache fih vor der öffentlihen Meinung zu 
rechtfertigen und der Rechtsordnung eine Huldigung darzubringen” (Bluntſchli, 
Revue 1876, p. 672, Gegenwart 1877 ©. 20). Dies ift aber durchaus nicht der 
alleinige denfbare Grund für die Aufftellung des Vorwandes, e8 kann aud aus 
anderen Gründen, 3. B. aus politiiher Berechnung und im Hinblid auf den Gegner 
oder eine beitimmte dritte Macht geichehen, und außerdem ift, wie auch im Tert 
angedeutet, durchaus nicht gefagt, daß der Vorwand immer erhoben wird und 
erhoben werden muß. Bluntſchli's das Gegentheil jupponirende Behauptung 
ift deshalb nicht richtig. 

12) S. darüber unten 88 54, 55. 

13) Bol. v. Holpendorff, Enc. S. 1022. 

14) Bol. Freudenftein, Die Hannoverjche Welfenpartei, 1885, ©. 39 unt., 80. 

15) ©. darüber weiter unten in der Lehre vom Kriegsziel. 

16) Bluntſchli, Revue 1876, p. 670 und Gegenwart 1877, ©. 19. 

7) Wiederum Bluntſchli (in jeiner Zurüdweilung Rüſtow's, Gegenwart v. 
1877, ©. 20 ff), der ſchließlich Hierdurch jeine Auffaſſung retten zu wollen 
ſcheint. 
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Grenzen) die Humanität mit dem Kriege vereinbar und eine Humanifirung 

Kriegsrechts möglih ift. Für dieſe Frage ergiebt fih aus der 
Natur des Krieges dieſelbe Conſequenz, welche für die Möglichkeit und 
die Geitaltung des Kriegsrechts zu ziehen war. 

Danach kann einmal von der Beobadhtung von Humanitätsrüd- 
fichten und von der Humanifirung des Kriegsrechts feine Rede fein, fo- 
weit dadurch der Kriegszweck irgend beeinträchtigt und die für ihn 
nörhige Gewalt irgend beichränft würde. Codann aber ergiebt ſich, 
dag, foweit eine ſolche Beeinträchtigung und Beſchränkung nicht ftatt- 
indet, dem Walten der Humanität fein Hinderniß entgegenfteht, fie 
dielmehr zuläffig und beredtigt it. 

Hier wie dort gelten diejelben dort entwidelten Gründe, aus denen 
zumächſt die Confequenz folgt, daß die Humanität im Siriege und Die 
Dumanifirung des Kriegsrechts nur Play greifen können, ſoweit ber 
3roed des Krieges und die ihm dienenden Gewaltmittel es geftatten. 
Es kann deshalb der Krieg nicht fo geführt und das Kriegsrecht nicht 
ſo geftaltet werden, wie die Humanität es wünſchenswerth macht, fondern 
3 kann vielmehr eine Humanifirung nur in Frage kommen, foweit Ge- 
Dalt und Natur des Krieges fie zulafien, d. 5. ſoweit es ſich nicht um 
IOlche Gewaltjamleiten, Kriegsmittel, Leiden und Echädigungen handelt, 
Dede der Zweck des Krieges, Beftegung des Gegners, erfordert. Bezüg- 
[xy aller diefer, fie mögen noch jo furdhtbar fein, kann feine Humanitäts- 
caſicht in Frage kommen; ganz abgejehen davon, daß die wahre 
O manität möglichft baldige Beendigung und folglich energifche Führung 
des Krieges verlangt und daß weitergehende Riüdfichten, aucd wenn fie 
Bor der Theorie der Völkerrechtswiſſenſchaft gefordert werden follten, 
Xtemald von der Praris der Kriegführung beachtet werden würden, noch 
beatiet werden dürften. 

Soweit dagegen der Kriegszived nicht entgegeniteht, ift auch fein 
Grund vorhanden, die Humanität und Humanifirung zu befchränten und 

ie deshalb in volle Wirkſamkeit zu treten. 

Freilich ift auch Hier die Behauptung aufgeftellt worden, daß Krieg 
um) Humanität einander völlig ausſchlöſſen und von einer Humanilirung dee 
Rruges überhaupt nicht gejprochen werben könne. Wie aber eine recdht- 

Ude Ordnung des Krieges in der angegebenen Grenze ſich als durchaus 
Woglich und zuläſſig ergeben hat, fo ift innerhalb derjelben Grenze auch 
ene jolhe Ordnung in humanem Geijte, aljo eine Humanifirung von 
Arieg und Kriegsrecht möglich und zuläſſig. Bewieſen wird das hier 
wie dort dadurch, daß dasjenige, deſſen Eriitenzmöglichkeit beftritten 
Bird, hier alſo die Humanifirung, bereits thatſächlich vorhanden iſt; das 
kriegerecht iſt im Laufe der Jahrhunderte bereits humanijirt worden 
se) har bereits mehr als einen Erfolg humaner Verbeſſerung aufzu- 
wein.) Turch eine von früheren Bräuchen ganz abweichende humanere 
Anegtührung, durch erhebliche Einjchräntung der erlaubten Nriegs- umd 
Zeengemittel, durch Abſchaffung der Kaperei, durch die Sorge für die 
dendbuch des Bolterrechta IV. 13 
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Die Entfcheidung über dies Alles Hängt allein vom Kriege ab, 
der dafür das äußerte und zugleich letzte und inappellabele Mittel ift. 
Wird er nicht mit günftigem Erfolge geführt, jo kann der Verluſt jener 
höchſten Güter die Folge fein; und daraus ergiebt fih Die Größe, 
Energie und NRüdjichtslofigfeit der der Führung des Kampfes dienenden 
Gewalt, die um jeden Preis fiegen muß, um nicht Alles zu verlieren, und 
gegen die deshalb alle anderen Intereſſen und Rüdlichten zurüdtreten müſſen. 

Soll aber die Natur des Krieges genau feitgeitellt werden, um da- 
durh eine feite Grundlage für die Geſtaltung des Kriegsrecht zu ge 
winnen, fo darf man fih nicht mit der allgemeinen Unerfennung einer 
großen Gewalt, welche der Ausnahmezuftand ?) des Krieges nöthig made, 
mit dem Hinweis auf das im Kriege liegende Element der Leidenfchaft*) 
und auf die durch den blutigen Streit fich immer mehr fteigernde Rei— 
zung und Erbitterung begnügen, fondern ed kommt darauf an, Die Ge— 
walt zu präcifiren. 

Diefe Präcifirung ergiebt fi) aus dem nothmwendig zu erreichenden, 
in der Niederwerfung des Gegners beftehenden Zwecke, für welchen Die 
Kriegsgewalt das Mittel if. Das Mittel muß jo unbeihränft, Die 
Gewalt fo groß fein, wie der Zweck es erfordert, während alle über den 
Zweck Hinausgehenden, aljo unnöthigen Gemwaltmaßregeln zwedlos und 
deshalb unbegründet und unzuläffig?) find. Daher ergiebt fich ala 
Natur und Weſen des Krieges die in diejer Begrenzung unbe- 
ſchränkte Gewalt, die Herrfchaft des Schwertes und der militäriſchen 
Nothivendigkeit, welche innerhalb der durch den Kriegszweck bezeichneten 
Grenze allein enticheiden und für ihre mie die Verantwortung dei 
oberjten Staatögewalt allein maßgebend fein kann. 


I) Val. Shmidt- Ernfthaujen, Princip ber Genfer Convention, ©. 25. 
2) Bel. Clauſewitz a. a. D.; vgl. auch Calvo $ 1648. 

®) Hartmann ©. 23, 50. 

4) Ebendaſ. S. 20, 22. 

2) ©. darüber gleich weiter unten im folgenden Paragraphen. 


8 51. 

Die aus der Natur des Krieges für Exiſtenz— 
Möglichkeit und Geftaltung des Kriegsrechts fließenden 
allgemeinen Conjequenzen. 

A. die Unbejchränftheit der friegerifhen Gewalt. 

Literatur: ſ. vorigen Paragraphen. 


Aus der im vorigen Paragraphen als die Natur des Krieges prä: 
cifirten biß zu einem gewiſſen Grade unbejchräntten Gewalt ergeben fid 
bezüglich dieſer Unbefchränftheit die folgenden weiteren Conjequenzen. 
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 friegerijchen Gewaltmaßregeln, welde der Kriegszweck — 
FB Hirten — — 


ilfen bie —— 
Amefale die Entjheidung geben — in Frage 
würde ein Widerſpruch fein, der den Begriff des 

unlogiſch wie im Grumde unfittlich und ine 


und feine — befinden ſich in ber 
d veriwidelten nen, 


Eine lt. en jeden Preis den Gegner 

Leben zu retten. Dies ift nicht nur 

j ticht anders jein könnte, jondern es iſt auch recht- 

Recht wie die Beifpiele der Nothwehr und des Noth- 

ihm dazu die Amvendung der äuferften Gewvaltmittel, die 

feines Bwedes braucht. Auf — Geſichtspunete 

— rl am, ganz davon abgejehen, daß es noch jehr 
— moraliſche Geſichtspunet hs richtige iſt, 

moraliſchen Standpunct aus das rückſichtsloſe Walten · 


nn möchte. Recht und Humanität forbern gleid)- 
a Beendigung des Krieges und eine mög- 

d En — ſelbſt beſiegt zu werden, die 
— Br ae — Ber 

Ser Niederwerfung des 
55 triegeriſchen Gewalt — — = aus diefem Grunde 


über die zur Erreichung des Zwedes nöthigen 

Mitel lann mur das dafür allein competente Organ, die Kriegführung 
geben, welcher die Durchführung übertragen ift und welche allein die 
—— für die ——— trägt. Sie und die über ihr ftehende 
können deshalb in den von ihnen für nothwendig 

1, foweit die Erreihung des Zweckes davon ab- 

* durch Mechtsfäge vernünftiger Weiſe nicht beſchränkt werden; oder 
mit anderen Worten: es um feine Nechtsjäge geben, welche eine folge 


mibt- Erufthanfen, Prineip der Genfer Convention 
r, Die Staatswehr, S.261. Vgl. aud Calvo $ 1648, 
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unbedingt verworfen, als zuläffiges Mittel zum Austrage von Streitig- 
feiten nicht anerkannt und immer mehr in den Hintergrund zurüd- 
gedrängt wird, jo müſſen fernere Eulturfortichritte auch den Krieg be 
jeitigen und andere, unblutige Mittel an jeine Stelle fegen. Es müfle 
der Ewige Friede eingeführt wmerden,?) und Wufgabe der Böller- 
rechtswiſſenſchaft fei e8, jene anderen Mittel herbeizuführen. 

Das Eintreten eines jolchen ewigen Friedens auf Erden und das 
Aufhören der Kriege ift aber nicht nur in abfehbarer Zeit, ſondern über- 
haupt für alle Weltzeit undenkbar und unmöglid. Denn es würde dazu 
dad Eintreten von zwei Vorausfegungen nöthig fein, die beide niemals 
eintreten können. 

Die eine diejer Vorausfehungen wäre die der Entjündigung nnd 
Vollkommenheit des Menſchengeſchlechtes ſchon auf Erden.) Der ewige 
äußere Friede Hat den volltommenen inneren Frieden (und damit aud 
den inneren Staats⸗, Religions», wirthichaftlichen, gejellfchaftlichen Frieden)*) 
zur Vorausfehung, und dad wäre eben jene Entjündigung. Denn fo 
lange irgend Böſes, irgend etwas, was Sünde tft, Leidenfchaften, Streit- 
fuht, Egoismus unter den Menjchen beftehen, jo lange müſſen Ueber- 
griffe, Beleidigungen und NRecht3verlegungen, Gewaltthätigfeiten, Un- 
frieden und Kampf, Angriff und Abwehr vorfommen. Jenes wird aber 
beitehen, fo lange es Menſchen, d. h. nicht andere als menfchlidhe 
Weſen giebt.) Denn mag auch die Menfchheit beffer und edler werden 
und der Vollkommenheit fi) annähern, die Volllommenheit erreichen 
wird jie auf Erden nie. Eie bleibt diesſeits immer Menfchheit mit 
menjchlichen Trieben und Bedürfnifien und dem natürlichen Egoismus 
des Einzelnen wie de3 Gtaate3.f) 

Ariedliche Mittel aber, die zur Abwehr alles jenes unvermeidlichen 
Unrechtes genügten, kann feine Eultur und kein Völkerrecht je heritellen. 
Tas wird nit nur im nächſtnächſten Paragraphen noch bejonders nach- 
gewieſen werden, ſondern es ergiebt fi auch ohne Weitere aus dem 
immer verbleibenden Zuſtande der Sündhaftigkeit und Unvollfommenbeit, 
indem dieſer die Vollkommenheit auf allen Gebieten und aljo aud eine 
vollfommene Folgjamkeit, Anerkennung des ungerechten Anſpruchs und 
Unterwürfigfeit (unter die etwaige gejegliche Entſcheidung im Streitfalle) 
ausſchließt und im Gegentheil Gewalt, Trog und Celbfthülfe nothwendig 
in ih enthält. 

Deshalb iſt der Nrieg das einzige Mittel, um Ehre, Macht, Recht, 
Unabhängigkeit des Staates, der ſonſt jchuß- und rechtlos daſtehen 
würde, zu wahren, und in der nah dem Geſagten vorhandenen Un- 
entbehrlichkeit des Mittels liegt die Nothwendigkeit des Krieges.) 

Die zweite, mit der eriten übrigens innerlich verbundene Boraus- 
jegung wäre das Autbören aller Culturmannigfaltigfeit der Völker und 
das Anlangen und VBeltehenbleiben aller Völker auf gleiher Eultur- 
höhe. alſo ein vollitändiger Culturſtillſtand, ſowie das Aufhören aller 
Geichichte, bilteriicher Entwidelungsprocefie und des Ausdehnungs- und 
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Aenderungsbedürfniſſes der Völker. Und auch dieſes iſt unmög- 
ſich.“) Denn es giebt feinen Stillftand und feine Ewigkeit in menſch— 
Lichen, irdiihen Dingen. Tie Völker bewegen ſich ſtets wie die ganze 
Natur aufwärtd oder abwärts. Cie können aljo nie auf gleicher und 
gleichbleibender Culturſtufe fich befinden. Namentlih iſt auch die ab- 
Schließende Staatenbildung und Vertheilung, von der die Ewigen⸗Friedens⸗ 
Rrojecte auszugehen pflegen und die durch einen lebten Krieg herbei. 
geführt werden fol, ein Unding. Ein folder GStillitand in der Ge: 
schichte ift unmöglid, die Staaten können nicht wie Mumien conjervirt 
sperden, und ein jüngfter Befigitand läßt ſich nicht firiren.?) Jeder diefer 
„ Legten Kriege“ würde unfehlbar den Keim eines allerlegten in fich tragen, 
ſchon weil der Bertbeilungsplan immer auf irgend einem nationalen, 
politiihen Intereffenftandpunft beruht und von der Worbedingung der 
Herausgabe von Elſaß⸗Lothringen oder fonjt einer Wenderung der 
Cumpäiihen Karte ausgeht, was ja zunächſt wieder zu den allergrößten 
Kampien nnd Kriegen führen müßte. 
So lange aber Ungleichheit und Cultur⸗ und Staatenverjchiedenheit 
(umd damit wieder verfchiedenes Entferntfein von dem Ziele der Annäbe- 
rung on die Vollkommenheit) beitehen, jo lange auch nur ein oder einige 
Böller auf einer anderen Culturſtufe ftünden, fo lange überhaupt menfchliche 
Arbeit und Streben eriftiren, — fo lange find Kampf und Gewalt und 
alſo der Krieg unvermeidlich und kein Völkerrecht im Stande, ihn aus 
der Welt zu Schaffen. 

Er liegt vielmehr jo jehr in der Natur der Menichen, daß man ihn den 
natürlichen Zuftand unter den Menjchen,!°) und fo ſehr in der Natur 
der Staaten, daß man ihn den natürlichen Zuftand unter den Staaten !!) 
genannt bat. In der That iſt das dem Menſchen innetmohnende Kampfes» 
bebürfnißg?*) und feine ganze dem Nebengeichöpfe feindliche Anlage '*) 
nicht zu überfehen.. Nur wenn die Menſchen und die Staaten zu beitehen 
aufgehört haben, kann die Kirchhofsruhe des ewigen Friedens eintreten. 

Deshalb hat man auch das Eintreten dieſes ewigen Frieden! auf 
db Aufhören der Staaten und das Aufgehen derjelben in eine große 
Gemeinschaft bafirt, fo daß Das Ießtere die nöthige, dann aber aud 

Grundlage ungeftörten Friedens wäre. Allein dieſer Gedanke ijt 
chenjo unausführbar wie unglücklich;!) und er würde, ſelbſt wenn er, 
De nur durch die allerblutigften und gemaltigiten Kriege gejchehen 
Önnte, zur Ausführung gelangte, nichts in der Sache, fondern höchſtens 
en Namen ändern. Tenn die gemwaltfamen Kämpfe unter den Menichen 
ürden aus den angegebenen Gründen nicht aufhören. Uebrigens handelt 

ſich auch gar nicht blos um einen Staatenlampf, wie die mit 
Volitik verquidenden und den Krieg durch einen definitiven jüngiten 
iitand bejeitigen wollenden ZSchriftiteller meinen, jondern — in nod) 
' mächtigerer und unvermeidbarerer Weiſe — um einen Gultur- und 


ienfampf, an dem ein Aufbören der Staatenverjchiedenheit nichts 
m würde. 
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Deshalb erfcheint der Krieg, wie im folgenden Paragraphen noch 
hervorgehoben werden wird, ald von Gottes Weltordnung gewollt und 
in der ganzen Natur begründet, die ung einen teten Kampf aller lebenden 
Weſen gegen einander zeigt und ohne Kampf und Krieg unverjtänblich 
fein würde. Er iſt deshalb ſchlechthin nothwendig und unentbehrlich 
und folglid Tann es niemals, auch ihre größtmöglide Entwidelune 
vorausgejeht, des Völkerrechts und der Völkerrechtswiſſenſchaft Aufgabe 
fein, die Kriege befeitigen zu mollen. 

Daher zeigt und auch die Geſchichte Kriege und immer wieder 
Kriege zu allen Seiten und bei allen Völkern. Sa, man fann die ganze 
Geſchichte der Menfchheit, des Fortſchritts und der Eultur eine Kriegs 
gejchichte nennen.”?) Und wenn man in gewiffen Zeiten, wie 3. B. zur 
Zeit des Bafeler Friedens und wieder in den vierziger Jahren unferes 
Sahrhundert3 an das Aufhören der Kriege geglaubt Hat, jo hat man 
fih immer bald nachher von der völligen Unbegründetheit dieſes Glaubens 
überzeugen müfjen.!%) Daß man aber für unfere Zeit und eine nähere, 
irgend abjehbare Zukunft an ein Aufhören der Kriege ernftlich glauben 
fann, daS erjcheint bei dem gegenwärtigen unabläffig kriegsdrohenden Zu— 
jtande der Dinge al3 ganz ausgeſchloſſen. 

Geihichte und Erfahrung zeigen und namentlich aber audy durchaus 
nicht ein allmähliches Seltenerwerden der Kriege in einem Maße, daß 
daraus cin allmähliches Aufhören der Kriege hervorgehen könnte; mas 
doch der Fall fein müßte, wenn die Behauptung des zwar langjamen, 
aber ficheren Heranreifens der Cultur zu einem ungeftörten Friedens 
Itande unter den Menfchen richtig wäre. Im Gegentheil zeigt ſich, daß, 
wenn auch im Laufe der continuirlihen Entwidelungsbewegung gewiſſe 
Kriegsgründe ſich abſchwächen und vermindern, dafür in eben diefem 
jtet3 wechjelnden, immer aber von der Natur des Menſchen abhängigen 
Laufe andere Gründe um jo mehr hervor: oder ganz neu auftreten.'”) 
Manche bleiben bejtehen, deren Wegfallen man in der neueren Zeit allzu 
ſanguiniſch angenommen hat.!) 

Daran können Friedenscongreſſe, Bemühungen wiſſenſchaftlicher In⸗ 
ſtitute, Parlamentsbeſchlüſſe, Abrüjtungsanträge, auch gute Vorſätze und 
Vereinbarungen von Staatscongreſſen (wie 1818 in Aachen) oder von 
Souveränen (wie 1815 die Heil. Allianz) nichts ändern. Selbſt Verträge, 
wie ſie namentlich mit der Pforte und Afrikaniſchen Staaten wohl ab— 
geſchloſſen ſind, für gewiſſe Fälle, z. B. den der Verletzung eines Ver— 
tragsartikels nicht zum Kriege greifen zu wollen, wodurch wenigſtens 
für dieſe Fälle und dieſe den Vertrag ſchließenden Staaten der Krieg 
ausgeſchloſſen werden ſoll, werden bei der eigenthümlichen Beſchaffenheit 
der hier wirkenden Motoren den Krieg wenigſtens nicht immer und nicht 
mit Sicherheit hintanhalten können.?9) 

Demnach iſt das Aufhören der Kriege und das Eintreten eines 
Ewigen Friedens auf Erden ein unerreichbares Ideal, und es bleibt 
nur fraglich, ob es überhaupt das richtige Culturideal iſt. 
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” gl. v. Holtzendorff in der angef. Echrift. 

2 Die Idee des „Emwigen Friedens” Hat befanntlich feit einiger Beit die 
semüther lebhaft bewegt und eine umfänglichere Kiteratur hervorgerufen. Es 
find Dabei leidenihaftlihe Gegner wie eben ſolche Anhänger des Krieges hervor- 
getreten, wie no im folgenden Paragraphen erwähnt werden wird. Wgl. über die 
Ewige⸗Friedens⸗Idee v. Holgendorff in der angeführten Schrift, Wheaton, 
Histcire du progres du droit des gens. 3ieme dd. 1853 I. p. 317 ff. 
303 #1. II. p. 385 f.; auch Rhamon, Völkerrecht und Bölferfriede. Einzelnes 
»ervorragende Stimmen für die Unentbehrlichleit und Die guten Seiten des 
Sr rieges Zufammenftellende bei Calvo, II. Introduction. In ben anderen ge: 
„annten Schriften merden lieberfichten über das jeit dem Ende bes 16. Jahr⸗ 
»zindertd zu beobadhtende Vorlommen und über die Entwidelung der Ewigen 
Tsriedens:Jdee in der Geſchichte, ſowie Referate aus den hervorragenditen Schrift⸗ 
fzelern, welche die Idee vertreten (Et. Bierre, Rouſſeau, Kant, Bentham) 
„zrörührlicher gegeben als hier geichehen fann. An diejer Etelle können nur die 
Fclgenden kurzen Angaben gemadjt werden. Dabei ift aber von vornherein 
= 22 berierfen, daß in Betracht kommende Denker, welche die Realifirung des 

. Ideals“ auf dieſer Erde jemals oder mwenigitens in abfehbarer Seit erwarte, 
zpeide alfo an ein wirkliches Aufhören der Kriege ald an eine für uns praftifche 
erzoge denten, wohl faum eriftiren; unter denjenigen berufenen Urtheilern, 
:pelde etwa an ein dermaleinftige3 Cintreten des Ewigen Friedens glauben, wie 
Mitglieder des Institut de droit intern, bürfte ji Keiner finden, Der 
zn unierer oder einigermaßen naher, aljo ber für unfere Betrachtungen in Be- 
Tat fommenden Zeit jenen Yuftand erwartet, und das Inſtitut felbit als 
jolches fteht überhaupt nicht auf dem Ctandpuncte einer folhen Erwartung 
Muntihli, Revue 1881, p. 82, Auch Moynier, der früher fo ftand. ift nad) 
acueren Aeußerungen wohl nicht mehr hierher zu zählen; cher Rhamon! Als 
eriter ermähnenswerther Vertreter der dee ift der Frunzöfiihe Abbe De Saint 
Tierre zu nennen (indem von einzelnen älteren Schriften, die keine Conſequenzen 
gthabt haben, abgefehen werden darf‘, dejien Projet de paix perpetuelle (in 
Banden. fpäter kürzer in einem Auszuge) im zweiten Decennium des vorigen 
Jahrhunderts erihien. Si. Rierre giebt mit Unrecht vor, daß jein Project von 
vemrid IV. herftamme, vgl. darüber v. Holgendorff. Die Trage iſt von dem 
stledrten Abbe in höchſt eingehender, umfichtiger und im Wejentlichen erſchöpfen ˖ 
a Veiſe behandelt worden. Xon dem Ergebniß aber, daß die Vorſchläge 
Si. Vierre's das wirfliche Eintreten des ewigen Friedens irgend plaufibel machten 
un nit im Mindeften die Rede jein. Tas Gegentheil. das gänzlich Unpraf- 
Die and Ungeichichtliche dieier und jpäterer Friedensprojecte liegt auf der band; 
1 Eppenheim. rrriedensglofien. Dies ijt audı ſchon von Leibnitz u. N. 
arnır lebhaftem Spott über das Zt Pierre'ſche Project ausgeiproden morden. 
Am Ende des Jahrhunderts ‚1795 trat dann aber Kant mit tief gehender 
Unerinhung iniolern für die Emwige-Friedens-Jdee ein, ala er feftftellte, welche 
Scale Zorausiegungen eintreten müßten, wenn das (Eintreten eines ewigen 
onedens erfolgen follte. €. Zum ewigen Frieden. Ein philojophiiher Entwurf 
vertentein’sche Ausgabe, 5. Band 1868, S. 405 ff. Daß die Toraudichungen, 
%: Söllerbund :c. je eintreten würden, ijt aber wohl faum Kant’s Meinung. 
Az Gegentheit. ſoweit dies in Frage fommt, tritt ein ftarfer ironiiher Bei- 
—XX hervor. der ſich namentlich in der einleitenden Bemerkung und der Hin: 
zeitung auf die ſchon von Yeibnig erwähnte jatnrifche Lleberighrift „Zum ewigen 
enden" auf dem einen Kirchhof darftellenden Gafthofsichilde außert. Ueber, bezw. 
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unpaflenden Form, Redt. Uber er glaubt eine foldye Richtung vielfach auch da 
zu fehen, wo fie in der That gar nicht da ift, und verrennt ſich in einen ganz 
unnöthigen Zorn gegen die Beitrebungen der Willenfhaft aud da, wo fie die 
richtige Grenze nicht überfchreitet. Er kommt dadurdy nicht nur zu der im Text 
bereit3 abgelehnten Behauptung, es gäbe überhaupt fein Kriegsrecht, jondern auch 
zu der nicht minder unberedtigten, die Rechtswiſſenſchaft, die ihm nur Abvocaten- 
Mniff ift, Habe auf diefem Gebiete überhaupt nicht mitzureden. Bluntſchli ift 
ihm in feiner zuerſt in der Revue de dr. intern., 1876 p. 663 ff. veröffent- 
lichten, dann in der Gegenwart 1877 ©. 17 ff. (Deutſch) abgedrudten Abwehr: 
„Droit de la guerre et coutume de guerre, & propos des attaques du colonel 
von Rüstow contre le droit des gens“ (jet aud) in Bluntſchli's Gejammelten 
Kl. Schriften, 2. Bd. 1881, ©. 256 abgedr.) im Geifte wahrer Wiflenjchaftlichkeit, 
wenn auch in der Sache durchaus nicht im vollen Umfange richtig, entgegengetreten. 
Bgl. auch Bluntſchli in feinem Briefwechfel mit Moltke, Revue 13, p. 82 ff. 
Im Uebrigen find die fonftigen militärifchen und anderen befonnenen Schriftiteller, 
welche fih mit Entjchiedenheit gegen einjeitige und zu weit gehende Anforderungen 
der Völkerrechtswiſſenſchaft erflärt haben, bis jebt viel zu wenig, bezw. gar nicht 
beachtet worden, namentlich in den Lehrbüchern des Bölferrecht3, von denen erſt 
ganz neuerdings da8 Martens'ſche (II. ©. 476 ff.) fie an einer Stelle wenigſtens 
erwähnt, obgleih ihnen doch auf diefem Gebiete vollberedhtigter Anſpruch auf 
Gehör zulommt. Daß fie ihrerfeitS vielfach zu weit gehen, namentlich) wo fie 
jogar, wenn auch in der Form gemäßigter als Rüſtow, die Eriftenz des Kriegd- 
recht3 leugnen, und auch berechtigte Anſprüche der Völlerrechtswiſſenſchaft gering 
ſchätzen, ift die leicht begreifliche Folge der Uebertreibungen der andern Geite und 
der von dieſer an den Tag gelegten ungenügenden Berüdfidhtigung des militärt- 
ſchen Standpuncte®. ©. weiter unten. Gegen dieje3 Zumeitgehen j. auch Fr. v. 
Martens 477, Geffcken zu Heffter 8 113, N. 1. 

125) Von einem „nadten und rohen Militarismus, der ſich um das Recht 
nicht zu fümmern braudt” (Bluntſchli, Gegenwart 1877, ©. 18), ift alfo aud 
bei meiner Auffafjung, welche dem Kriege das ihm Zukommende mit Entjchieden- 
heit vindicirt, natürlich Teine Nede. Vgl. auch oben 8 52 und unten 8 71. 


g 58. 


C. Die Möglichleit und die Grenze der Humanijlirung 
von Krieg und Kriegsredt. 


Riteratur. Queder, Genfer Convention, ©. 295 ff. und Recht und Grenze 
der Humanität im Kriege, 1880. Dazu die fernere im Kap. 5 erwähnte 
Riteratur. 


Zu einer bejonderd wichtigen Frage ilt, namentlich in der neueren 
Beit, die Vermenfchlihung und Milderung von Krieg und Kriegsrecht 
getvorden, dasjenige, was man die Humanifirung oder Civilifirung des 
Kriege3 genannt hat und wovon weiter unten!) zu Handeln fein wird. 
Es ijt deshalb im Beſonderen zu fragen, ob und eventuell wie (in welchen 
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beach tenſswerthen Friedensgloſſen) Bluntihli, Dahn, Mohl (Geidh. u. Lit. d. 
Statswifienid. I. ©. 438 ff), Neumann, Bulmerincg, Lentner, Lafion, 
Roßenhofer, Kießling, in, wieimmer, glänzender Weiſe Treitſchke, Rühle 
v @ilienftern, Bhillimore, Calvo, Fiore, Halled, Bortalig, DOrtolan, 
R. GE Hevalier (Journal des debats 11 Octobre 1871), Barieu, Qucas, Berge, 
Bro cher i. d. Revue IV. p. 394, Fund-Brentano und Gorel (p. 435 ff.), 
Do i in⸗Petruſhevecz, Frary, Die Nationalgefahr (preisgekrönt von der 
Academie francaise mit dem Preiſe Monthyon), aus dem Franz. überſetzt von 
Sheller, 2. Aufl., Hannover, 1. Bud, 1. Capitel: Die Utopie des ewigen Friedens, 
Duft our, Raundorff, Wagner, Löwenhardt, Shmidt-Ernfthaujen, Du: 
sarıt. Auh Rolin-Jacquemyns ift nicht gegen den Krieg, Revue II. p. 324, 
35. er nennt ihn im Oegentheil ein unentbehrliches Bertheidigungsmittel. 
Interefiont find zuftimmende Aeußerungen, wie fie fih bei ®. r. Strauß, Der 
alte und der neue Glaube. 6. Aufl. ©. 260 ff. und bei Koh. Scherr, Bier 
Bücher Deuticher Geihichte, 2. Band S. 53V finden. Daß wenigftens für unfere 
geit an einen ewigen Frieden nicht gedadht werden fann, das darf auch wohl als 
die Meinung de3 Institut de droit international bezeichnet werden, vgl. 
oben in diefer Note und die dort angef. Stelle bei Bluntſchli; j. auch Knies, 
Modernes Kriegsweſen, ©. 23. Bezeichnend und wichtig tft, daß nicht etwa blos 
tin Militär, fondern auh wohl Fein praftiiher Staatsmann je die Be 
ſeitigung des Krieges in den Kreid überhaupt aufſtellbarer Berechnungen gezogen 
hat. Auf einem Irrthum beruht die wohl gehegte und von Friedensapoſteln wie 
Elihn Burrit genährte Meinung, daß die heilige Schrift und namentlid) das 
nene Teftament die Kriege unteriage (anerfannt von Holtzendorff S. 69. Ce 
veidieht das nit an einer Stelle und kann nad) dem Beifte des Chriſtenthums 
nicht geichehen. Es wird deshalb auch von Quther (ſ. feine Schrift „Ob Kriegs: 
lente anch in feligem Stande jein können ?“) ebenſowohl wie von den anderen 
der Krieg gerechtfertigt und mit Entichiedenheit als Recht, bezw. 
vflicht anerfannt. Das Verbot der Rache und die Seligpreiiung der Friedfertigen 
bat nach dem Beifte des Ehriftenthums eine andere Bedeutung. Gewiſſe, für das Gegen- 
heil angeführte Stellen, namentlich des alten Teftament3 beziehen fi) gar nicht 
auf dieie Weltzeit, was von Holgendorff u. W. überjehen wird. Bgl. Lueder. 
und Grenze der Humanität ©. 13 i. d. N. Dagegen ipreden. was 
Dolpendorff ebenfalls überfieht, nicht nur das ganz Waffen Mirrende alte 
Zeftament, ſondern auh Stellen des neuen Teftaments Matth. 24, 6—8, Warc. 
13, ĩ. 8, Luc. 21, 9) pofitiv aus, daß es Kriege geben wird, jo ange dieſe Welt 
U dauert. Es fteht die Bibel alio doch wohl im Einklang mit der Auffafiurg, 
dab der Krieg ein Beſtandtheil der göttlichen Weltordnung ift. Es kann aber 
auch, wie ſchon gefagt wurde, nicht anders fein, da die Schrift uns zwar das 
nad) möglichfter Volllommenheit voricyreibt, aber zugleih völlig aus 
Mlieht, da das Biel in dieſer Weltzeit erreicht werden könnte ſ. gleich weiter 
nun im Text. Daß aber die Kirche und ihre Vertreter den Krieg nicht miß- 
biligen iſt vollends Mar und bekannt. Der heilige Auguſtinus und andere Kirchen- 
deter (einige ſchon vor ihm, andere vor ihm lebende allerdings nicht haben Krieg 
und Sriegsdienft gebilligt und zwar (jo Auguſtinus' auf Grund der Boricriften 
der heil. Schrift. vgl. Herzogs’ Neal-Encyllopädie f. proteft. Theologie und 
unter „Krieg” ©. 285, Laurent, Etudes sur l’histoire de I’'humanite IV. 
PAff. Nys, Le droit de la guerre et les precurseurs de (irotius, p. 24 ff. 
Üe Kirche und die Päpſte ſehen jogar im Nriege unter Ilmftänden ein gott- 
Wläliges Wert und fennen heilige Kriege Glaubenskriege Kreuzzüge, obne indeB 
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nur die zu geiltlichen Sweden geführten Kriege zu billigen und zu unterftügen; 
und die Kirhenbehörden, die katholiſchen wie die evangelifchen, haben fi mannig 
faher Theilnahme an Triegeriihen Unternehmungen nie entzogen (Holßendorfi 
©. 11). Bgl. Nys a. a. O. Herzog3 Heal-Enc. a. a. O. ©. 283 ff. 

») Heffter 84. Auch Holtendorff hat dies gefühlt (S. 8), aber nicht 
die richtigen Conjequenzen daraus gezogen. 

) Holkendorff ©. 51. 

> Die jchlagende Kritik, mit welcher der Cardinal Fleury das Project des 
Abbe St. Pierre abfertigte: erft müßten alle Menſchen edle Menſchen jein, kann 
noch ſchlagender gegeben werden: erjt müßten alle Menjchen volllommen edle 
Menſchen fein; und es ift deshalb nichts gewonnen, wenn einzelne Menichen auf 
höherer Stufe ftehen: auch der TFriedliebendfte Tann allein den Krieg nicht ver- 
meiden, vgl. Knies, Modernes Kriegsweſen 1867, ©. 12. Auch der Friedens— 
freund Rhamon giebt ©. 21 zu, daß „die Miljethat bleiben wird, fo lange 
Menſchen leben.” 

6, Laſſon ©. 26. 

) Vgl. v. Holtzendorff. Shmidt-Ernjthaufen, Princip der Genfer 
Conv. ©. 5. 

5) Vgl. Fiore 1241. 

9) Rajfon ©. 67. Bgl. Oppenheim S. 222. 

19 So ſchon Cicero, Spinoza, Hobbes (homo homini lupus). 

2) Ep Laſſon, ©. 26. 

12) Diefe tief in der Natur des Menſchen Tiegende Kampfesneigung wird aud) 
von Friedensfreunden nicht verlannt, . 3. B. Laveleye p. 69. 

| 13, S. hierüber die fehr beadhtenswerthe Ausführung bei Gumplomicz, 

Der Raſſenkampf. Roh. Scherr 1870—1871. Bier Bücher Deutfcher Geſchichte II, 

©. 530 ſpricht aus, daß dermalcinit ſelbſt die beiden lebten Erdenbemohner nod 

auf einander zu ſchießen Haben werden. 

19 Vgl. R. v. Mohl, Die Geihichte u. Literatur d. Staatsw. I ©. 439, 
Laſſon ©. 6 ff. und ſonſt. Oppenheim, Syit. d. Völkerr. ©. 222. 

15) Vgl. Calvo $ 1592. Bon der Behauptung Rhamon's, aa. O. 
©. 1, dat das Zweifeln am Eintreten eines ewigen Wölferfriedens ein Schelten 
der Geichichte jet, iſt das gerade Gegentheil richtig. 

oe Vgl. Knies ©. 23. v. Treitſchke, Deutihe Geihichte d. 19. Jahrh. 
3. Aufl. I ©. 143, 599. 

1) Laveleye p. 71. FZund-Bretano und Eorel p. 237. Laſſon 
©. 64. 

18, ©. 3. B. Oppenheim ©. 223, 225. 2gl. au v. Holtendorff 
Enc. S. 1022. Wir finden in der Gejchichte gerade auch der neueften Beit den Beweis 
noch durchaus wicht geführt, daß Kriege aus dort angegebenen oder anderen nicht ge- 
wichtigeren Gründen nicht auch noch in unferer Zeit geführt werden könnten. 

m) Vgl. unten in der Lehre von der Wirkjamfeit der Echiedögerichte und 
G. 5. v. Martens, Preeis p. 207. 


Beitere Beleuchtung der Ewigen⸗Friedens⸗Idee. 203 


$ 50. 
Weitere Beleudhtung der Ewigen-Friedens⸗Idee. 


fire ratur: Tie zum vor. Paragr., auch die zu S48 Angei. — Ferner De Maistre, 
Considerations sur la France u. Soir&es de St. Petersbourg. — Proudhon, 
La guerre et la paix. Paris 1861. — Gumplowicz, Der Rafjenlampf, 
1883. — Die in Note 22 erwähnten Briefe de3 Grafen Moltte. 


In dem Aufhören der Kriege kann in der That nicht das richtige 
Culturideal erfannt werden. Denn dies kann nichts fein, was der gött- 
lichen Weltordnung widerſpricht. Iſt der Krieg göttlich, weil ein Welt- 
grey’) fo jteht er auch mit dem richtigen Eulturideal in Einklang und 
iſt Heilſam und gut. 

Taraus folgt, daß die fehr weit verbreitete und vielfach für jelbit- 

vrirändlicy richtig gehaltene Anficht, daß der Krieg, wenn auch nothivendig 
und unabſchaffbar, doch ein Uebel und culturfeindlich fei, falſch iit.”) 
Allerdings ijt jene Anficht wohl begreiflich, und die entgegengejegte, hier 
aurgeitellte kann auf den erſten Blick befremblich, ja inhuman (und da⸗ 
mit auch dem das neuere Völkerrecht beherrichenden Geifte widerſprechend) 
mcheinen, denn e3 drängen fi, wie bereit3 bemerkt worden ijt, dem 
Kobacdtenden Blide zuerft und am eindringlichiten die offenbar zu Tage 
legenden und für Jedermann erkennbaren entjeßlichen Schatten- und 
Rachtieiten auf, die der Krieg unzweifelhaft hat. Tiefe find Jedem 
ohrre Weiteres fühlbar und präoccupiren deshalb Leicht auch fchärfere 
Beitter.?) Es it aber eine oberflächliche Betrachtungsweiſe, hierbei, 
geihiam im erften Schreden, ftehen zu bleiben, und nur die unmittel- 
baren Eindrücke des Strieges, jo padend fie auch jein mögen, ing Auge 
zu fallen. Denn fie vermögen nicht, die volle Bedeutung und Die 
wahre fittliche Natur des Krieges erkennen zu lafjen.*) Bei näherer Be- 
mahtung ergiebt fich, daß über die augenblidlidhen Striegsleiden vieler 
Einzeiner, jo furchtbar fie auch zweifellos jind, die bleibenden Vortheile 
für die Gefammtheit unendlich vorwiegen. Der Nugen der Kriege für 
die Menjchheit iſt ein großer, ja, ein unentbehrlicher, der Krieg iſt 
an wahrer nothiwendiger Tulturträger,’) und die Folgen eines ewigen 
Atiedenäjtandes würden für die Entwidelung des Menſchengeſchlechts 
viel übler jein als die Folgen der Striege. 

Tas Alles ergiebt fih als einfache Conjequenz, wenn die obige 
Arfaiiung, daß der Krieg von der göttlihen Weltordnung gewollt und 
en Raturgeieg jei, richtig if. Es folgt aber auch aus der unvorein- 
genommenen Prüfung der Wirkungen des Krieges. 

Ter Krieg ift aber feit begründet in der Natur und der gött— 
lichen Reltordnung fo gut wie Schmerz und Krankheit und Leiden aller 
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Urt, welche der erften Betrachtung auch nur eine abjchredende und 
jchmerzengreihe Seite zeigen und doch daS unvermeidliche Saatfeld fin 
volle Kraft, Gelundung, Entwidelung jind. Der Krieg ift wie jene ein 
nothivendiges Erziehungs. und ein unentbehrliches Zuchtmittel des Menfchen: 
aeichlechted, welches ohne dieſes Mittel nicht zu feiner vollen Ent: 
widelung und zur Erreihung feiner Zwede heranreifen könnte. Manche 
Tugenden der Menfchen könnten fich, namentlich im vollften und fchönften 
Umfange, ohne Kriege gar nicht entwideln.e) Der Ausbildung mancher 
Vafter und Nachtheile dagegen ſetzen allein der Krieg und die ihm 
dienenden Ginrichtungen genigendes Hemmniß entgegen.) Wir meinen 
in erſter Beziehung Muth, Aufopferung, Gehorfam, Chrgefühl, kurz 
Alles, was Männlichkeit ift; in letzterer Verweichlichung, Genußſucht, 
Kerſinken in Materialismus, Ueberſchätzung der irdiſchen Güter, über- 
haupt wie gewiſſer innenſtaatlicher Einrichtungen und Verhältniſſe ine. 
beſondere, wie des Parlaments- und Parteiweſens. Auch iſt nicht mit 
Unrecht hervorgehoben worden, daß erſt der Krieg dem Einzelnen das 
volle Zugehörigkeitsgefühl gegen den Staat giebt. 

Sp zeigt und auch, wie oben®) bereits bemerkt worden ift, Die 
geſammte Natur ein Bild des Kampfes. Krieg ift ihre Lojung und 
away Innerhalb der menschlichen Raffen nicht weniger als ſonſt in der 
MNalur.“) Kriegloſigkeit iſt deshalb nicht nur ein unmöglicher, fondern 
auch ein unnatürlicher und ungejunder Zujtand. Darauf deutet aud) 
das bereits erwähnte tief innemmohnende Kampfesbedürfnig und die Kampf: 
nothwendigkeit des Menjchen, wie auch im Leben der Einzelnen feine 
neue Idee und Leine Fortſchrittsentwickelung ohne Kampf fi Bahn bricht. 

Mollig unentbehrlich ift der Krieg für die Culturentwidelung, ?°) 
tur Die Nerbreitung der GCivilifation,!?) die Nothwendigkeit der Coloni« 
ſalione!) das ganze Leben der Menjchheit, ja den Haushalt der Wöffer 
uud für die Hiftorifch-pofitifche Entwidelung, den Bildungs: und Um- 
hildungaproceh der Staaten.?) Auch in Ießterer Beziehung würde es 
vine gaug aberflächliche Betrachtungsweiſe fein, aus den auf den erſten 
wu berportvetenden Verwirrungen, Schreden, Nöthen, Vernichtungen 
tus Urtheil Aber dad Ganze herzunehmen und über den die Einzelnen 
keſſenden Velden die Wohlthat für die Gejammtentwidelung zu über- 
wur 9 Dem der Krieg iſt es, Der zum guten Theil den Culturfort- 
ſWent wait ermöglicht und bewirkt hat. Cr ift nicht mit Unrecht das 
untahligs. relbende, gnefellfchaftbildende Clement, das eigentlich treibende 
Weinelp, dio bowegende Kraft der Geſchichte genannt worden, und ohne 
(bu une din weitere Entwickelung der Menſchheit wenn nicht ausge⸗ 
Khehen!) ſo doch mehr oder weniger gehemmt. Diejenigen Völker 
wur. welrhe die wenigften Kriege aufzumeifen haben, jtehen deshalb auch 
wi welleſten An der Cultur überhaupt oder der Entwidelung gewiſſer 
ati adult!) Nord» Amerika ift ein Beifpiel dafür, welche 
Wachlberle aus langem Frieden und dem blos dem friedlichen Geſchäft 
una Wolun gewidnieten Leben erwachjen. !7) 
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Insbefondere muß wiederholt hervorgehoben werden, daß die don 
vzelen Seiten faſt wie ein Dogma betrachtete Lehre, der Krieg fei für 
oe Zeiten der Eultur, für Wiſſenſchaft, Kunjt, Handel, Gewerbe und 
Szeduftrie ein Uebel und wenn auch nur vorübergehendes Hemmniß, und 
=  beftehe ein Widerſpruch zwilchen Krieg und Kunft und Wiſſenſchaft 
azr®d Gultur überhaupt, nicht nur nicht richtig, fondern daß gerade das 
&Segentheil dieſer Behauptung die Wahrheit ift.!?) Umgefehrt, alle 
Dıeie, Künfte und Willenfchaften, Handel und Gewerbe, verdanten ihre 
Sritwidelung und Ausbildung zum guten Theile dem Kriege. Sie und 
toLglih die Gefammtcultur der Menjchheit würden ohne den Krieg nur 
wervolllommen entwickelt und von geringerer Leiſtung und Leiftungsfähigkeit 
jein. Ter Krieg ift ihnen alfo nicht nur nicht Hinderlich, jondern im 
GSegentheil fördernd. 

Tie Wifjenfchaft erhält in faft allen ihren Zweigen Förderung 

vom Kriege und ftände ohne den Krieg nicht auf der Höhe, die fie jegt 
einnimmt, indem zu gewiflen Fortichritten ihr allein der Krieg verholfen 
bat. Seit Alerander’3 Kriegen und Archimedes’ Kriegdapparaten Hat der 
Krieg allen Gebieten der Technit, Hat er der Nautik, der Medicin und 
anderen Wiſſenſchaften Förderung und vielfeitige Ausbildung gebradt, 
die fie fonjt nicht erhalten hätten. Ohne ihn wären wir im Neich der 
Trindımgen und Entdeckungen nicht jo weit fortgeichritten als es ge- 
Keen. Daran wird auch an dem theilweife richtigen Kern, der in 
dem befannten „inter arma Musae silent“ ftedt, nichts geändert. 

In womöglich noch höherem Grade hat Ddiefer wohlthätige und 
bochwichtige Einfluß des Krieges ſich auf die Kunſt in allen ihren Ge 
bieten geltend gemadt.'?) Der Poelie, der Malerei, der Bildhauer- und 
daulunſt würden manche ihrer fchönften Leiftungen gar nicht möglich ges 
weten, fie alle würden vielmehr auf einen weit engeren Kreis beichräntt, 
sm Einfeitigkeit verdammt und in ihrer vollen Entwidelung zurüd- 
gehalten fein, wenn es feinen Krieg gäbe. Ties ift fo augenfällig und 
anbeftreitbar, daß die ebenfo allgemeine wie fichere Aufitellung der ent- 
gegengefegten Anficht ſchwer zu begreifen ift. Nicht nur, daß von den 
teten Weberlieferungen bis auf den heutigen Tag der Krieg An- 
egungen, Motive und Yeiftungen bervorgebradht hat, dic zu den alän- 
sendften der Tichtkunft, der Malerei, der Plaſtik aller Völker gehören 
md die ohne den Krieg nicht vorhanden fein würden; fondern es find 
ad die Kriege gewefen, die den fünftleriichen, ja überhaupt geiftigen Auf 
| ganzer Epochen bezeichnen.?°) Ohne den Krieg würden aljo 
wichtige Gulturfeiten unentwidelt geblieben fein, und erit der Krieg 
macht die für die Cultur nöthige Befruchtung vollitändig. 

Nicht anders jteht es mit dem Verhältnig des Ntrieged zu den 
/ ‚ der Indujtrie und dem Handel.?!) Tenn der Krieg eröffnet 
deu erfteren vielfach erit den Abſatz oder vergrößert ihn doch. Cr 

Idefft ganze Gewerbd- und Induitriezweige, die ohne ihm wieder nicht 
eriitiren würden, und befördert und vervollkommnet Gewerbe und In- 
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Art, welche der erften Betrachtung — 
ſchmerzensreiche Seite zeigen und do : 
volle Kraft, Gefundung, Entwidelung ji” 
nothwendiges Erziehungs- und ein ent" 
geichlechtes, welches ohne dieieg hr 
widelung und zur Erreihung ſeiner 
Tugenden der Menjchen könnten ſich 
Umfange, ohne Kriege gar nid: 
Laſter und Nachtheile Dagegen 1 
dienenden Einrichtungen genügen 
in erſter Beziehung Muth, Au— 
Alles, was Männlichkeit iſt; ir 
Verſinken in Materialiämms. . 
haupt wie gewiſſer inne: 
bejondere, wie des Parlau. 
Unrecht hervorgehoben vor... 
volle Zugehörigkeitsgeführn 
So zeigt uns au... 
gejanmte Natur ein 
a A keglofit u me ws von jelbft, daß auch, was 
auch ein umnatüri.. > mis vielfach und oft mit Telbit- 
das bereit? erwähnt. | pm der Krieg verſtoße gegen die 
nothiendigfeit de u M Segentheil die höchſte ethiſche 
neue Idee und Fir. 5 under! gilt dag, Die einzelnen 
Röllig une " Zẽzedrungenen, zur Vertheidigung 
für die Rerbr- — Xxxichen striegen. *) Diet ut der 
fation,'®) das - 0 er werden joll und bie weder 
und für die Zi noeh au? anderen, wirthichaft- 
” ‚rl: gelaſſen werden darf. Es iſt 


aduſtrie Durch die 
zuden.. Die Aus: 

Zrıs und Carthagos 

-, ae Boransjegung, der 
rt auch in national⸗ 
...zung der Sirieg von jehr 


» „dten Eindrud haften 

r Kriege nicht wünſchens— 
uunität und der förderung 
„cr würde. Teshalb ijt auch 
und nichts weniger ala in- 

- mernen Völferrechtes wider— 

„ ac ein nothiwendiges Uebel 
. sum oder ein unerreichbares 
zer behauptet wird, welche Die 
.. zagern, zugeben. Denn im 
„ern“, der „Traum“ und Das 


bildungspi — 1 
eine gan, win * Gerüst, Mir die jittliche Be— 
Bid hert- gg der zufenmen I. 


aut) über die Frage, ob das Auf: 


das Uriue. .. !. - 
reifen 7 ur erg einer ewigen Friedensſtandes 
schen > ara mRrtid ſei, ausfallen möge, an der 
hrit: .. DEE Katretene eines jolhen Zuſtandes 
are Toy AT SM wenigſten gedacht werden kann 
rin. a \ AUTOR der Kriege in unſerer oder 
Ans - an De. Tie ganze Frage iſt deshalb ohne 
* om augräbrung Des unerreichbaren Zieles 

e a m Te” a 
1 Te Auiit iſt die das erreichbare Biel er 
| r IT ars and ihre Führung menjchlicher zu 
— am u und erreihbaren Ziele dient, bat 

u I nesahigemt Xaiprıch zu machen. 


et” a N man ibn zu finden geglanbt hat, 
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>. der in dieſem Paragraphen behaupteten Nothivendigkeit und 

..zz.hi Des Krieges einerfeit3 und dem Wunſche feiner Beſchränkung 
> nättarsung andererjeitd, it das Fehlen eines Mittelgliedes >) nicht 
‚zen Denn man kann jehr wohl gewilje mit augenblidiih fühl- 
(zer Uevel verbundene Erjcheinungen, wie Schmerz und Krankheit 
:D zucht. im Leben der Menjchen für unentbehrlidh, Heilfam und damit 
in Erenziverth im Allgemeinen halten und dennoch wünichen und fich 
muiren, daß ſie nicht zu Häufig und nicht zu ftreng eintreten und 
nie: werden. Es iſt nicht? weniger als eine Widerſpruch, überzeugt 
2 ieirt, daß Solche Ericheinungen nicht ganz fehlen fünnen und dürfen, 
sglerch aber dahin zu jtreben, daß fie nicht mehr ala nöthig, nicht un- 
sts oft und unnöthig anhaltend und jchmerzlich eintreten. 


! So De Maistre, Considerations s. l. France, ch. 3, Soirces de 
* Peterbourg 7. 

"2. die folgenden Noten, namentlih 22; Laſſon, Rapenhofer u. N. 

Bel. Laſſon ©. 4. 

* Blume, Strategie ©. 8. 

S. namentlidy die mehr erwähnte Laſſon'ſche Schriſt. Mit beionderer 

Entihiedenheit vertritt Ratzen hofer a. a. DO. ©. 17, 20 ff. und fonft die wohl. 
Bänge Wirkſamkeit des Krieges. ©. auch Calvo u. A. Cousin, ('ours de 
Ihıstoire de la philosophie, Yieme Jec., Kant in der Kritif der Urtheilätraft 
Kcte 2 zum vor. Paragraphen . 
_ * Eehr vieliah anerkannt; ſ. ſhon Rühle von Lilienitern, Laſſon 
15,18, 26. iKießling) Ewiger Krieg, ©. 146. 147, Queder, Recht und 
Gene. S. 14, Frary E. 28, Ealvo S 1596, Portalis, Seances et tra- 
"ar de Iacademie des sciences morales et politiques, t. XXXVIII. p. 45. 
&% wird auch von principiell ander8 Stehenden (Note 22) anerlannt, 3. B. von 
Mantihti, Rectoratörede, S. 16 unten. Vgl. aud Trendelenburg, Lüden, 
23,24, KAntes, Tas moderne Kriegsmweien, ©. 12, DOrtolan u. N. Wan 
de deshalb auch das Gegenfäpliche zwiſchen Krieg und Frieden in Abrede geftellt 
md den Krieg als eine votenzirte Entwidelung der Tugenden und der Erfolge 
ed Friedens auigeicht. (Kießling, Ew. Kr, S. 35, 36 u. jonft. 

Bgl. auch zu diefer wie zur vor. Note Kant, Kritik der Urtheilstraft, 8 28. 
den Innamiich-Erhabenen in der Natur ’Hartenftein, Bd. 5 ©. 270, 271). — 
Rızde der Einrichtungen, 3. ®. die allgemeine Wehrpflicht (vgl. Laſſon ©. 21) 
“a ven größter Bedeutung; ohne den Krieg müßten wir aber aud ihrer ent- 
behren. Andere Argumente, die man nod) zu Guniten des Krieges angeführt hat, 
© dab ohne ihn eine zu große Menichenvermehrung ftattfinden würde (Frary, 
Ti Rationalgefahr, S. 9: mögen dagegen von zweifelhaftem Werthe fein 

"sy. 

“Rel. Bumplomicz, Der NRafienlampf, S. 218, wo die menschliche Natur 
Jahn Karalterifirt wird, Daß der Raſſenkampf da3 eigentlich treibende Brinciv 
*z Geidjichte genannt wird. Vgl. dazu Ranke, Weltgeſchichte ©. VIII. und die 

seh weiter unten in Note 22) zu ermmähnenden Briefe Moltke's. 

15 S. Note 5; vgl. Blume ©. 5, ;Kießling: Em. Kr. S. 110 u. fonft, 

Grmplomwicı a. a. D. Selbſwerſtändlich ift, dag wenn im Texte der Krieg als 
sotwendiger Qulturträger bezeichnet iſt, damit nicht von jedem einzelnen 
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gegen Kant f. u. A. Trendelenberg, Lüden im Völkerr, Hälfhner, Laſſon 
(S. 6 und fonft) Bor Allem ift aber zu beachten, was ziemlich allgemein über 
jehen wird, daß Kant jelbit fih an anderen Gtellen jehr entichieden zu Gunjten 
des Kriegs ausfpriht (Kritik der Urtheilsfraft 8 28, Vom Ponamiid-Er- 
habenen in der Natur, Hartenftein’iche Ausg. Bd. 5, S.270, 271.) Bgl.aud Kant's 
Ausiprud in der Abhandlung über den Gemeinſpruch: Das mag in der Theorie 
richtig jein, taugt aber nicht für die Praxis (Hartenftein, Band 6 ©. 303 ff.) 
a. E. (vom Berhältniß der Theorie zur Praxis im Völkerrecht ©. 346). Es ifi 
deshalb, obgleich e3 jehr allgemein und mit unbefangener Sicherheit geichieht, 
nichts weniger al3 richtig, Kant ohne Weitered den Vertretern der Emigen 
Friedens Idee zuzuzählen. Hinfihtlih Fichte’3, der ebenfalls einem Völkerbunde 
das Wort redet, au dem, wenn er einträte, das Hervorgehen des ewigen Frie. 
dens zu erwarten wäre, erinnert (Kiekling) Ew. Fr. ©. 11 treffend daran, 
daß aud er „Reden an die Deutihe Nation” gehalten. Nah Kant ift die Idee 
wieder aufgenommen worden durh Bentham, Cobden und überhaupt Die Eng- 
liſchen Freihändler, die einen wirthſchaftlichen Kampf an die Stelle des Krieges 
ſetzen wollten unb die (ſ. im Zert) über ihren mwirtbichaftlichen Intereſſen nicht dazu 
fommen, der wahren Bedeutung des Kriege auf den Grund zu jehen; und 
von zahlreichen Friedensfreunden, Tyriedensvereinen und Friedenscongreſſen, welche 
den ewigen Frieden am liebiten jogleich eingeführt haben wollen. Dieſe letzteren 
fommen aber noch weniger in Betracht. Ihre Unftrengungen mögen zum großen 
Theil gut gemeint jein, beruhen aber vielfah auf unzutreffenden religiöfen 
Gründen, ganz unklaren und verſchwommenen orftellungen oder ſelbſt auf der 
Verfolgung politiiher und fonftiger Zwecke. Für eine ernfthafte wifienjchaftliche 
Prüfung der Frage find fie nicht von Bedeutung, wenn aud bie durch fie ge- 
gebenen Unregungen auf dem Gebiete des Möglihen, d. h. für Erjchwerung 
des Kriegsausbruchs u. dergl., vereinzelten Erfolg gehabt haben. Hierher gehören 
die Amerifanischen, Englifhen und fonftigen nationalen wie die internationalen 
Friedensgeſellſchaften und Congreſſe. Sie find zum Theil finnloje und unwürdige 
Carricaturen geweſen (f. 3. ®. Rüſtow, Kriegspotitif und Kriegsgebrauh ©. 19) 
und tragen außerdem gerade das, was fte nicht wollen, den Krieg in fi, ba fie 
zunächſt glatte Bahn machen, eine Zändervertheilung, die für die Zukunft allen 
Streit ausjchließen fol, eintreten laſſen wollen u. f. w. Eine Ueberſicht über bie 
Friedenscongreſſe und Kiteratur T. bei Mohl, Geld. u. Lit. d. St.W. I ©. 439. 
440 (bi8 1851); ſ. auch v. Bulmerincg ind. Holtendorff’3 Encylt. IIL, €. 538 
u.i. Handb. IV.$13 und Laveleye, Des causes actuelles de guerre en Europe 
et de l’arbitrage p. 182 ff. Auch Mohl nennt diefe Bejtrebungen „nur einen Beweis 
urtheilsloſen Wohlwollens.“ Von den Einzelnen, die hierher gehören, möge an 
Elihu Burrit erinnert werden (Peace Papers for the People, Olives lea: 
ves etc.) Auch Victor Hugo hat fih in gleidem Sinne vernehmen laſſer 
(Friedensmanifeft an die Völker Europas, deutſch 3. Aufl. 1867. Berlin, Leſſer) 
Dazu Schwärmer für Ew. Frieden und Schiedsgerichte wie Armand de Diffret, 
Le Prince 1882. Andere bei Bulmerincg und Raveleye angeführt. Die fin 
die wiſſenſchaftliche Discujlion in Betracht fommenden Geilter, die Philoſophen unt 
Naturrechtslehrer, die Vertreter der Völkerrechtswiſſenſchaft, die Hiftoriler, Staats 
männer, Militärs, Militärärzte und Humanijten ftehen in überwiegender Mehrhei 
auf dem im Text vertretenen Standpunkte und erflären das wirkliche Eintreten eine 
ewigen Friedens auf Erden für unmöglidh, fo u. U. Leibnig, Bacon vor 
Berulam, Hegel, Drofte-Hülshoff, Meifter, Bauer, Gros, Schilling 
Zrendelenburg, Klüber, Heffter, Gefiden, Oppenheim (aud in den fehı 
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dr. ©. Martens 8 106 ©. 477 oben); die Einen fehen im Kriege rohe Gewalt, 
die Anderen edle und naturnothmwendige Erhebung; dem Einen ift ewiger Friede 
Bas richtige Eulturideal, dem Anderen nicht. Der bier eingenommene Stand» 
yunct wird von vielen hervorragenden und eblen Geiftern entihieden verworfen, 
bie als das wahre deal den Frieden, den Krieg aber als ein Uebel, als etwas 
Cul turfeindliches und Ungeſundes betrachten, wenn ſie auch Alle, wie nochmals 
(Del vor. Baragraph N. 2) ausdrüdlich hervorgehoben werden muß, gegen die Noth- 
wendigkeit des Krieges und die Unmöglichkeit des ewigen Friedens, wenigftens in 
abjenharer Zeit, keinen ernitlichen Zweifel erheben, jo außer den jelbftverftänd- 
lich Hierherzuftellenden Bertretern der eigentlihen Emigen-Friedens-Jdee 3. ©. 
Blunthli (519 N. 21, v. Holgendorff, Geyer, Lucas, Laveleye, 
Onnier und viele Andere. Auch die fonft für die Möglichkeit der Errichtung 
bon Schiedögerichten als Kriegdabwehrmitteln in größerem Umfange Eintretenden 
J. den folg. Baragraphen) gehören hierher; und im Allgemeinen wird auch die Auf- 
fafiung bed Institut de droit international als eine biefen Ießteren 
Standpunkt theilende bezeichnet werden müſſen. Bon cbenfall3 vielen und her⸗ 
Borragenden Anderen wird dagegen ber hier vertretene Standpunct mit Ent- 
ĩchiedenheit getheilt. Für dieſen Standpunct iſt außer den im Vorſtehenden Ge⸗ 
Rannten noch feine geringere Autorität als bie des Deutſchen Generalfeldmarſchalls 
Grafen Moltke anzuführen, deſſen Briefwechſel mit Bluntſchli über die hier 
Dorfiegende Frage in neueſter Zeit ſozuſagen zum Mittelpuncte der ganzen Gtreit- 
frage geworden ift. 

Graf Moltke Hat die von ihm vertretene Anſicht nicht allein und nicht 
Suerit ausgefprochen. Aber die Bedeutung, die einer von folder Etelle über 
jolde Frage gethbanen Aeußerung ſelbſtverſtändlich zukommt und bie fi nod 

ch fteigert, daß dem Grajen Moltte ein Gelehrter von der Bedeutung 
Biuntihii's gegenübergetreten ift, macht die ganz hervorragende Aufmerkſam⸗ 

. welche diejer Briefmechjel hervorgerufen Hat, erflärlih und zugleih ein Ein- 
Sehen darauf an dieſer Stelle erforderlich. Ber Moltke⸗Bluntſchliſche 
Treiwechlel ift zuerit in der Revue de droit international T. 13 (1881) p. 80 
Bra 34, und alio, obgleich er natürlih von den beiden Deutihen Deutſch geführt 
in granzöfifcher Sprache veröffentlicht worden. Dies erklärt ſich aus der Ver⸗ 
lafjung, weiche der Briefwechſel hatte. Das vom Völkerrechtsinſtitute ausgearbeitete 
nuel des lois de la guerre 'f. unten $81; war (von Bluntſchli u. A. aud 
em Grafen Moltke zugelandt worden. Dieſer äußerte ſich darauf in einem 
eie vom 11. December 1880 an Bluntſchli, und Ichterer antwortete „Weih- 
Whten” desielben Jahres. Die dann von Bluntfchli vorgenommene Beröffent- 
bung der gewechſelten Briefe erfolgte bei deren großem völkerrechtlichen 
Suiereiie in dem Organ des Völkerrechtsinſtituts, der in Franzöſiſcher Sprache 
eneınenden Revue de droit intern. Nach dieſer Veröffentlichung ift der ins 
dertiche zurücküberſetzte Briefwechſel dann ſehr vielfach in den Zeitungen und 

Written. 3.B. in der Allgemeinen Zeitung vom 5. Februar 1881 S 516, 

a der Gegenwart (Band 19, ©. 81 ff.) und auch ſonſt, 3. ®. bei Rhamon 
e.43 abgedrudt worden, er findet ſich jetzt auch in Bluntſchli's Meinen ge 
Iemmelten Scriiten 2. Band 18831 S. 271 fe Der große Kriegskundige jagt 
zaR ın der bier intereilicenden Beziehung: „der ewige Friede iſt ein Traum, und 
sit einmal ein fchöner, und der Krieg cin Glied in Gottes Weltordnung. In 
ik entialten fich die edelften Tugenden des Menſchen. Muth und Entjagung. 
Füihterene und Opierwilligkeit mit Einſetzung der Lebens. Ohne den Krieg 
gärde die Belt im Materialismus verjumpfen.” (Bgl. Frary ©. 27: „Der Krieg 
amstu des Wöllerrehts IV. 14 
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nur die zu geijtlichen Sweden geführten Kriege zu billigen und zu unterjtügen; 
und die Kirhenbehörden, die fatholiichen wie die evangelifchen, haben fi mannig 
facher Theilnahme an Friegeriihen Unternehmungen nie entzogen (Holgendorff 
©. 11). Bgl. Nys a. a. D., Herzogs Real-Enc. a. a. O. ©. 283 ff. 

N Heffter $ 4 Auch Holgendorff Hat dies gefühlt (S. 8), aber nicht 
die richtigen Conjequenzen daraus gezogen. 

) Holgendorff ©. 51. 

>) Die jchlagende Kritik, mit welcher der Cardinal Fleury das Project des 
Abbe St. Pierre abfertigte: erft müßten alle Menſchen edle Menſchen fein, kann 
noch jchlagender gegeben werden: erſt müßten alle Menjhen vollflommen edle 
Menſchen fein; und es iſt deshalb nicht? gewonnen, wenn einzelne Menjchen auf 
höherer Stufe ftehen: auch der Friedliebendſte Tann allein den Krieg nicht ver- 
meiden, vgl. Knies, Modernes Kriegsweſen 1867, ©. 12. Auch der Friedens⸗ 
freund Rhamon giebt ©. 21 zu, dab „die Mifjethat bleiben wird, jo lange 
Menſchen leben.” 

6) Rafion ©. 26. 
c —— v. Holtzendorff. Schmidt-Ernſthauſen, Princip der Genfer 
Conv. S. 5. 
8) Bgl. Fiore 1241. | 
N Rajfon ©. 67. Bol. Oppenheim S. 222. 
19 So ſchon Cicero, Spinoza, Hobbes (homo homini lupus). 
m) Sp Laſſon, ©. 26. 
13) Diefe tief in der Natur des Menſchen liegende Kampfesneigung wird aud) 

von Friedensfreunden nicht verlannt, f. 3. B. Laveleye p. 69. 

| 19) ©. hierüber die ſehr beadhtenswerthe Ausführung bei Gumplomicz, 
Der Rafientampf. Joh. Scherr 1870— 1871. Bier Bücher Deutſcher Geſchichte LI, 
©. 530 ſpricht aus, daß dermaleinjt jelbit die beiden letzten Erdenbewohner nod) 
auf einander zu jchießen haben werben. 

19 Vgl. R. v. Mohl, Die Geihichte u. Literatur d. Staatdw. I ©. 439, 
Laſſon ©. 6 ff. und ſonſt. Oppenheim, Syit. d. Bölferr. ©. 222. 

12) Vol. Calvo 8 1592. Bon der Behauptung Rhamon's, a. a. O. 
S. 1, daß das Zweifeln am Eintreten eines ewigen Völkerfriedens ein Schelten 
der Geſchichte ſei, iſt das gerade Gegentheil richtig. 

120) Vgl. Knies ©. 23. v. Treitſchke, Deutſche Geſchichte d. 19. Jahrh. 
3. Aufl. I ©. 143, 599. 

In Laveleye p. 71. Fund-Bretano und Sorel p. 237. Laſſon 
©. 64. 

1, ©. 3. B. Oppenheim ©. 223, 225. VBgl. auh v. Holgenborff 
Enc. ©. 1022. Wir finden in der Geſchichte gerade aud) der neueiten Zeit den Beweis 
noch durchaus wicht geführt, daß Kriege aus dort angegebenen oder anderen nicht ge- 
wichtigeren Gründen nicht aud) noch in unferer Zeit geführt werden fönnten. 

m) Bol. unten in der Lehre von ber Wirkſamkeit der Schiedsgerichte und 
®. 5. v. Martens, Precis p. 207. 
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Urt, welche der erjten Betrahtung auch nur eine abjchredende und 
jchmerzengreiche Seite zeigen und doch das unvermeidliche Saatfeld für 
volle Kraft, Geſundung, Entwidelung jind. Der Krieg ift wie jene ein 
nothivendiges Erziehungs- und ein unentbehrliche3 Yuchtmittel des Menfchen- 
geichlechtes, welches ohne dieſes Mittel nicht zu feiner vollen Ent. 
widelung und zur Erreichung feiner Zwecke heranreifen könnte. Manche 
Tugenden der Menfchen könnten fich, namentlich im vollften und ſchönſten 
Umfange, ohne Kriege gar nicht enttwideln.) Der Ausbildung mancher 
Lafter und Nachtheile dagegen ſetzen allein der Krieg und die ihm 
dienenden Einrichtungen genügendes Hemmniß entgegen.) Wir meinen 
in eriter Beziehung Muth, Aufopferung, Gehorfam, Chrgefühl, kurz 
Alles, was Männlichkeit iſt; in letzterer Verweichlichung, Genußfudt, 
Verſinken in Materialismus, Ueberſchätzung der irdiſchen Güter, über: 
haupt wie gewiſſer innenftaatliher Einrichtungen und Verhältniſſe ine 
befondere, wie des Parlamentd- und Parteiweſens. Auch ijt nicht mit 
Unrecht hervorgehoben worden, daß erit der Krieg dem Einzelnen das 
volle Zugehörigfeitägefühl gegen den Staat giebt. 

So zeigt und auch, wie oben?) bereit® bemerkt worden ift, Die 
gefammte Natur ein Bild des Kampfes. Krieg ift ihre Loſung und 
zwar innerhalb der menjchlihen Raſſen nicht weniger als font in der 
Natur.) Krieglofigkeit ift deshalb nicht nur ein unmöglicher, fondern 
auh ein unnatürlider und ungejunder YZuftand. Darauf deutet aud 
das bereit3 erwähnte tief innetvohnende Kampfesbedürfnig und die Kampf- 
nothiwendigfeit des Menfchen, wie auch im Leben der Einzelnen keine 
neue Idee und keine Fortichrittsentwidelung ohne Kampf fi Bahn bricht. 

Völlig unentbehrlich ift der Krieg für die Eulturentwidelung, !°) 
für die Verbreitung der Civilifation,!!) die Nothwendigkeit der Coloni⸗ 
jation,'?) das ganze Leben der Menfchheit, ja den Haushalt der Völker 
und für die Hiftoriich-politiihe Entwidelung, den Bildungs und Um: 
bildungsproceß der Staaten.'?) Auch in legterer Beziehung würde es 
eine ganz oberfläcdhliche Betrachtungsweiſe fein, aus den auf den erften 
Blid hervortretenden Verwirrungen, Schreden, Nöthen, Vernichtungen 
dag Urtheil über das Ganze herzunehmen und über den die Einzelnen 
treffenden Leiden die Wohlthat für die Gefammtentwidelung zu über 
jeden.) Denn der Krieg ift e8, der zum guten Theil den Eulturfort- 
Ichritt erjt ermöglicht und bewirkt Hat. Er ift nit mit Unrecht das 
urwüchfige, treibende, gejellichaftbildende Element, das eigentlich treibende 
Princip, die bewegende Kraft der Gejchichte genannt worden, und ohne 
ihn wäre die weitere Entwidelung der Menjchheit wenn nicht ausge: 
ſchloſſen,) fo doch mehr oder weniger gehemmt. Diejenigen Völker 
aber, welche die wenigiten Kriege aufzumweijen haben, ftehen deshalb auch 
am weiteſten in der Cultur überhaupt oder der Entwidelung gemifier 
Seiten derſelben zurüd.!%) Nord» Amerika ift ein Beifpiel dafür, welche 
Nachtheile aus langem Frieden und dem blos dem friedlichen Gefchäft 
und Gewinn gewidmeten Leben erwadhien. !?) 
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Srundlage des Krieges, nämlih das Vorkommen von Streitigkeiten 
unter den Völkern ſtillſchweigend und unmillfürlich zugeben. Es wird 
von ihnen aljo nicht ein nicht mehr ftreitendes, volllommen friedfertiges 
Menſchengeſchlecht, fondern nur die Möglichkeit angenommen, die fort- 
Dauermbden Etreitigleiten auf anderem Wege beizulegen. 

Eodann kann nicht verfannt werden, daß der Gedanke an dieſen 
Ausweg zur Vermeidung von Gemwaltmitteln jehr nahe liegt, auf den 
eriten Blid fehr einleuchtend erfcheint und ſchon deshalb ernite Prüfung 
erheiſcht. Wir haben mit heiljamer Wirkung Schiedsiprüche, Vergleiche 
und Zühnetermine auch auf den anderen Gebieten des Lebens, injonder- 
Beit des Rechtslebens. Es drängt fich deshalb, und zwar bei der außer- 
ordentlichen Wichtigkeit und Schwere desjenigen, was bei Wölferftreitig- 
feiten auf dem Epiele fteht, mit befonderer Entfchiedenheit die Frage auf, 
ob nicht auch in völferrechtlichen Verhältnifien troß deren eigenthümlicher 
Ratur das friedliche Beilegungsmittel anwendbar fei; und es wirb im 
Allgemeinen die Geneigtheit, von dieſem Mittel Gebrauch) zu machen, 
vorhanden fein. Taher erklärt fih aud, einmal daß jelbft fchon im 
krieggewohnten und den fremden noch dem Feinde gleichftellenden Alter- 
tbum ihon einzelne Keime jchiederichterlidher Ausgleichungsverſuche fich 
zeigen und daß fie in dem dem Völkerrechte gleichfalld noch ungünftigen 
Mittelalter ebenfalls hervortreten;?) ſodann daß in unferer eines aus 
Kebitdeten Völkerrechts ſich erfreuenden und die Humanifirung des Kriegs. 
Techts, ja die Ewige⸗Friedensidee volvirenden Zeit der Gedanke der 
S Hiedsgerichte zur Vermeidung von Kriegen bejonders Iebhaft in den 

Ordergrund getreten ilt.?) 

An den Griehiichen Amphiktyonenbund und die Nömifchen Recupe- 
Tarpren fließen fi die Schiebsfprüche der Päpfte, dann der weltlichen 
Turiten, und in der neueften Zeit ift die Idee der Schiebögerichte von 

nzelnen, Gelehrten, Etaatsmännern, Philanthropen, ſowie von Gejell- 
Ichajten, Vereinen und Initituten mit großem Aufwande von Mühe und 
Scharifinn weiter verfolgt worden. Sa, man kann für unfere Yeit von 
Einer meit verbreiteten opinio ber Vertreter der Völkerrechtswiſſenſchaft 
AND geradezu von einer Agitation, auch weiterer Kreife, zu Gunſten ber 
Schiedsgerichte fprehen; auch politifche Körperfchaften haben fie befür- 
Wortet oder ſich doch mit ihnen beichäftigt.t) 

Eind nun die von diejer Bewegung getragenen Schieddgerichte 
eignet, die Befeitigung des Krieges herbeizuführen oder doch wenigftens 

Sermeidung einzelner Kriege zu ermögliden und folglidh die 
Tiege zu vermindern und feltener zu machen? 

Tie Frage iſt in ihrem erften Theile mit aller Entichiedenheit zu 
"meinen, in ihrem zweiten zu bejaben. Dit anderen orten: es giebt 
Ülferfrreitigkeiten und Kriegsurſachen, welche ſehr wohl durch Schieds 
richte hinweggeräumt werden können, gewiſſe Kriege können deshalb 

die Einrichtung der Schiedögerichte vermieden werden; es giebt 

er auch Kriegägründe, VBerwidelungen und Situationen, bei beren 
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Durd Tritte, außerhalb der Nation Stehende keine Rede fein.) Und felbft, 
wo dies überhaupt möglich wäre, wird bei ernjteren Conflicten und 
Gegenſätzen der vor Allem erforderliche gute Wille der Betheiligten vollitändig 
feh len: in Augenbliden der höchſten nationalen Erregung und Leiden⸗ 
Tchaft, des politiihen Zwanges und Druckes (Napoleon III.), großer 
nationaler Bedürfnifie, eigenmwilliger Laune der Machthaber oder der 
Rotltsitimme, überhaupt jchlechter, aber energischer Regungen Tann fein 
E HH iedägeriht etwas ausrichten. 

Deshalb find auch die fämmtlichen Fälle, in denen die Schieds⸗ 
gexichte gute Tienjte geleiftet haben, ohne alle Ausnahme jolche von gering- 
figg tgerem und ungefährlicherem Charakters geweſen, bei denen große 
nat zonale Gegenſätze, Bedürfniffe und Leidenfchaften, tiefer gehende poli= 
ty He Vermwidelungen, geihichtliche Einigungs- und Entwidlungsfragen in 
ex xzer Weile in Betracht famen;!!) jelbit bei beftehenden engeren Ber- 
b&x rıden zwiſchen Staaten, jo in Deutihland dur die Bundestags: 
ih ca zigleit, jind immer nur Streitfragen von geringerer Bedeutung, Rechts⸗ 
fer gen und dgl. unter den Bundesgliedern entſchieden worden,!?) während 
( L. gleich weiter unten) zum Striege dDrängende tiefere Gonflicte auch 
hr Tchden Krieg ausgefochten tworden find, und es ijt fein Zufall, daB nicht ein- 
mal die 1854er Pariſer Vereinbarung, die doch nur den Verſuch vor- 
her igen friedlichen Ausgleichs durch Anrufung dritter Mächte wünicht, auch 
pıxzr bei einen: der jpäter ausgebrochenem großen Kriege beachtet worden ift. 
Tieshalb iit es aber auch für die frage, ob dur die Einrichtung von 

S chjiedsgerichten die Kriege überhaupt befeitigt werden können, nicht 
von Bedeutung, daß die Erfahrungen, welhe man mit den Schiebe- 
geridten in den Fällen gemacht hat, wo jie praftifch entichieden haben, 
m Wahrheit feine jchlechten geweſen find, indem fie feine Bitterkeit 
hinterlajien haben u. j. m.!?) Und ebenjowenig kann an den guten Er 
folg mancher Schiedsgerichts- und ähnlicher Sprüche, namentlih an den 

njer in der Aabama-Angelegenheit, eine zu große Erwartung und bie 
Hoffnung Ihiedsgerichtlicy-friedliher Vermeidung der Kriege auch bei 
ſchwereren Berwidelungen geknüpft werden.'*) 

Es ijt ganz undenkbar und wird durch einen Blid in die uns 
Amgebenden natürlichen und politiichen Berhältnijje widerlegt, daß die 
Folitit und die Intereſſen der einzelnen Staaten — von ihrer Gultur- 
verihiedenheit ganz abgeiehen —, einen Zuſtand zuließen, in welchem 
die politiichen Verwickelungen, Anſprüche und Bedürfnifie dur ein 

laidoger wie in einem Civilproceſſe und durch friedliche Unterwerfung 
mier den Schiedsiprudh erledigt würden. der jollte man es 3. B. 
für denkbar halten, daß der Deutfch-Teiterreichiiche Streit im Jahre 1866 
ſchiederichterlich auszutragen gewejen wäre und Deuiſchland fi) unter- 
worin hätte, wenn, was fehr möglich gewejen, der Spruch gegen die 
Zeutihen Anſprüche und die Vorbereitung zur Gründung des Teutichen 
Reihes auögefallen wäre? 


Und will man es für Emijt nehmen, wenn Yavcleye!”) behauptet, 


ZWEIT. 


. . zeit Kriege geiimmzin lei, 
„x erwähite Parti?: Strein— 
Damm zu einem Torhereaen 

zur Unterlattung des vriezes 


elt es und muß es umir se 
der Möglichkeit, ich u unter: 
. verlangen. daß er lich in Fragen 
Schiedsſpruche umtermwirtt: tiere 
er. B. in jolden, im denen ihm 
.vrzbren herbeigeführte Verzegerung 
‚sc gegennber brachte. 
ser den Schiedsjpruch, Ver cs aus 
vs auch aus ganz unberechtigten. 
> dem Egoismus Der Menichen uud 
bt ſtatifände, Vo müßte es, wenn 
rein ohnmächtig und unwirkiam er 
. eben wieder zum Kriege mit 
zer wobei es wieder ganz unsicher 
zug dieſes halsbrecheriſchen Zwanges 
. Audere Machte auf Seite Des ſich wider— 
> Sa Ergebniß alſo nicht cin nur um ſo 
Nrieg wäre. Es iſt eben auch bier 
eur höheren uber den Volkern ſtehen— 
Hiten Executivgewalt fehlt, wie Ste in 
die Völker ſich unterwerien wollten und 
» 222 Dem verſchiedenen Intereſſen der Pobitik 
“sten Der natürlichen und geſchichtlichen 
ulanglich unparteiiſchen und objee— 
daran fehlen. to lange es Ziaaten giebt. 
‚sttodiratiott deren Eintritt Das Hinderniß 
ver und iur Die Erledigung durch Schieds— 
kann aber, wie bereits bemerft, weder er- 
Net und würde außerdem auch immer mur 
sent Namen fuhren. 
Zeges und Die Beſeitigung aller Nrieae durch 
unue ebenſo vollſtändige Utopie wie Der Glaube 
ar gs nberbauvt. Es verhalt ſich mir der Wirk— 
np Irre mit Der der fTersichreitenden Wolfer: 
Me un ebenſo wie Die bons offiees 
os ieltener machen aber nie Die Kriege ganz 
vd Ne, Bir Schiedsgerichte. im Grunde doch 
. Ausgleichs zunter Vermit:elung fremder 
cdriche Ausgleich dt eben nicht immer möglich. 
avöout wird, kann bein Schiedsgericht hindern.“*“ 


x 


Weitere Beleuchtung der Ewigen Friedens Idee. 


eh bie vom ihm vertretene Anficht micht allein und nicht 
Aber bie Bedeutung, die einer von folder Stelle über 
jelbftverftändlich zufommt und bie ſich noch 


Aeußerung 
daß dem Grafen Moltke ein Gelehrter von der Bedeutung 
ift, macht die ganz hervorragende Aufmerkſam · 
dieſer hervorgerufen hat, erflärlich und zugleich ein Ein- 


Jahres. Die dann von Blumtjchli vorgenommene — 
Brieſe erfolgte bei deren großem völlerrechtlichen 
bes Völlerrechtsinftituts, der in Frangöfiicher Sprache 
droit intern. Nad) dieſer Veröffentlichung ift der ins 
zurüdüberjepte Briefwechjel dam ſehr vielfach) in dem Zeitungen und 
in ber Allgemeinen Zeitung vom 5. Februar 1881 ©. 515, 
Wegenwart (Band 19, ©. 81 ff.) und auch fonft, z. ®. bei Rhamon 
abgebrudt worden, er findet ſich jept auch in Bluntjhli’s Heinen ge 
ee 2. Band 1881 ©. 271 fi. Der große Kriegsfundige jagt 
— — Beziehung; „ber ewige Friede iſt ein Traum, und 
— ee und ber Srieg ein Glied in Gottes Weltorbnung. In 
ebelften Tugenden des Menden, Muth und Entjogung, 
— ee mit Einfepung der Lebens. Ohne ben Krieg 
bie Weit im Materiolisnms verfumpfen.“ (Bgl. Frary ©. 27: * Krieg 

de⸗te⸗ dei Bölterrehhts IV. 
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ift für die Menſchheit die vollendetfte Yorm der Sichtung”). Die Moltke“ 
ihen Aeußerungen ftimmten zu meiner nicht geringen Genugthuung mit den 
überein, was ich bereit3 am 13. März 1880 in einem in Berlin gehaltenen 
gleich nachher gedrudten (Hecht und Grenze der Humanität, Erlangen 1880) uni 
gleihfalld dem Grafen Moltke unterbreiteten Vortrage ausgeſprochen hatte 
und zwar in folgender Weife: „Der ewige Friede ift ein Traum. Mehr ald 
ein Traum kann er auf Erden nie werden. Biele fagen ein fchöner Traum. 
Ich kann aber aud die Schönheit des Traumes nicht einmal zugeben. Der Krieg 
ift nöthig zur Erreichung ber größeren Gefammtaufgabe, die Menichheit Tann 
feiner Zucht nicht entbehren, viel glänzende Seiten und Tugenden des Menichen- 
geſchlechtes bringt er erjt zur Entfaltung, er allein fhüßt vor genußſüchtigem Er 
Ichlaffen, vor dem Fluch der Thatenlofigkeit und eklem Verſinken in Materialis 
mu3” u. f. mw. 

Die bisher nicht veröffentlichte Antwort auf die Zufendung von „Recht und 
Grenze der Humanität” möge bei der außerordentlichen Bedeutung von Allem, 
was die Autorität eined Moltke in Fragen diefer Art äußert, nun bier eine 
Stelle finden. Sie ift datirt vom 21. uni, alfo ein halbes Jahr früher als ber 
Brief an Bluntſchli und etwa ein Vierteljahr nad) meinem Vortrag geichrieben 
und lautet, jo weit fie hier in Betracht fommt: „Noth und Elend, Krankheit, Leiden 
und Krieg find nun einmal gegebene Elemente in Gottes Weltorbnung. Iſt doch bie 
fogenannte „friedlihe” Natur nichts als Kampf und Vertilgung. Wohin wäre 
auch die Entwidelung der Menſchheit gefommen ohne jene gewaltigen Zwang 
mittel?" Vgl. Ratzenhofer, Die Staatöwehr. Graf Moltke's Aeußerungen 
find natürlich aus felbftredenden Gründen von der Tagespreſſe lebhaft angegriffen 
worden; fie haben aber aud, was mehr heißen will und allein in Betracht 
fommt, von wiſſenſchaftlichen und gelehrten Humanitätsfreunden Widerſpruch er- 
fahren. Dieſe überfehen in einem an fich edlen Eifer die realen Berhältnifje bes 
Lebens, insbejondere des Krieges, und verlangen deshalb, was unaudführbar, und 
wünſchen, was nicht mwünfchenswerth if. So find namentlich die Aeußerungen 
Martens’ und des Ruſſiſchen General Herzog N. v. Leuchtenberg in der 
Revue XIII. p. 307 ff. nicht geeignet, die Moltke'ſche Anficht zu widerlegen. 
Auh Holtzendorff ift der hier vertretenen Unfchauung nicht geneigt. Er er- 
Märt ©. 34 die ihr Huldigenden für „in alademifcher Freiheit breiiirte Kajernen- 
geifter“. Zu dieſen Geiltern gehören nun aber Männer von der hervorragenbften 
Bedeutung auf allen Gebieten, die größten Bhilofophen, Hiſtoriker, Publicitten, 
Staatdmänner und Wilitärd. Unter den hervorragenden Militärs fteht Graf 
Moltke nicht weniger als allein. Die großen Militärd und Militärjchriftfteller, 
deren vielfach glänzende und der Deutichen Literatur zur hohen Zierde gereichen- 
den Werke, namentlid von der Theorie des Völkerrechts, wie oben ($ 52) 
bereit3 bemerkt worden ift, noch viel zu wenig beachtet find, ftehen ſämmtlich 
auf Moltke's Ceite. Bgl. 3. B. Blume, Strategie ©. 3 ff. Traurig und be 
ihämend tft, daß in Deuticher Sprache gegen die Neußerungen des großen Dent- 
ſchen Heerführerd Unmwürbdigfeiten gedrudt find, wie die nah Form und Inhalt nur 
als ſolche zu prädicirenden von 2. Pfau, zu deſſen Mitichuldigen Rhamon fi 
dur) Abdrud derſelben gemacht hat (f. d. Iehte Seite bei Rhamon). 

9) Bgl. Trendelenburg, Lüden i. Völlerr. ©. 23, Hälfchner in Fall 
ner8 Deutichen Blättern 1872 ©. 4. Demnach ift e3 auch ganz verkehrt umb 
verftändnißlos, von der „rohen Gewalt” des Krieges zu fprechen, wie vielfach, 
neuerdings wieder von Yund-Brentano und Sorel p. 233, geihieht. Mit 
demjelben Rechte könnte jeder phyſiſche Zwang, der in innerftaatlidhen Verhält⸗ 
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Frary, Die Nationalgefahr, überf. v. Scheller S. 16 u. W,. namentlich die ent- 
iedenen Anhänger des Krieges uud ber Kriegsnothwendigkeit, während umgefehrt 
Vie Friedensfreunde implicite oder ausdrücklich für den Schiedögerichtsgedanten 
im weiteren Sinne eintreten; vgl. Laveleye p.179 ff. und Rhamon ©. 39 ff., 
®. Bulmerincq a. a. O. 

* Trendelenburg, Lüden, ©. 21. 

. Es werden hier abſichtlich geringfügigere EHrenrechtöfragen genannt. Denn 
bei tiefer liegenden nationalen Ehrenfragen tritt die Unmöglichkeit einer ſchieds. 
Kichtertichen Enticheidung gerade beſonders hervor, obgleich von Manchen gerade 
oder doch auch für Ehrenftreitigfeiten die Anwendbarkeit der Schiebsgerichte 
chlegthin behauptet wird, fo von v. Bulmerineq, ©. 563. Für die hier ver⸗ 
Detene Anficht dagegen: Renault i. d. Revue XIII. p. 22, Geffden zu Heffter, 
108,8. 3, Calvo. Bgl. ferner v. Bulmerincq im Handb. IV. 8 12 und 
Die dort Angef. 

S. Rote 7. 


) So auch die i. N. 5 Genannten. Wegen bes Werthes und der Wichtigkeit der in 
Olche Ballen auf dem Epiele ftehenden Güter ift auch die Behauptung La veleye's 
P- 1%, einem Staate fofte eine ungünftige fchiedsrichterliche Enticheibung immer 
mc weniger als ein Krieg, — eine Behauptung, die für geringfügige Streitfälle 
Fichhtig jein mag, — für tiefer liegende Conflicte vollftänbig unzutreffend, abgeſehen 
Demon, daß für bie letzteren eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung überhaupt gar nicht 
Begeben werben Tann. 

", Trendelenburg, Lüden, ©. 21. 

", Dies wird übrigens aud) von verſchiedenen Vertretern des Schiedsgerichts. 
WeDeniens anerkannt, fo von Laveleye p. 196, 197, auch 187, der zugiebt, daß 
Mr bei geringeren Streitfällen Schiedögerichte Ausficht auf Erfolg haben und daß 
Ba. mo man 3. B. aus politifhen Gründen ben Kampf will oder Etwas, was 
De Gegenfeite nicht gewähren Tann, ein Krieg durch ſchiedsrichterliche Enticheidung 
Mich vermieden wird; ebenjo, wenn eine Bartei dem Schiebsfpruche ſich nicht 
“mtmirft, Qaveleye p. 199, 202. ©. auch v. Bulmerincq ©.563, der aus 
Einer Betrachtung der bisher vorgekommenen Schiedsſprüche u. A. die Lehre zieht, 

daf Diefelben entweder ftreitige Territorien oder Grenzen derjelben oder Reclama⸗ 

open wegen Verlegung von Privaten oder Schadenserjag zu Gunften derſelben 

und binzufügt: „Die allerwichtigſten Tifferenzen von Etaat zu Staat find 
«ber immer noch durch Kriege herbeigeführt worden.“ Und in der That findet 
\i für die Shlidtung tiejer liegender Conflicte, injonderheit 
fir die Loſung großer gefhichtliher Aufgaben durch Schiedsiprüde 
det. bis jept kein einziges Beifpiel; vgl. Laffon ©. 67. Aud wo 
iichen beitimmten Staaten Schiedsgerichte für gewille Fälle verabredet find, 
bezdeit es ſich nur um geringere, leichter zu ordnende Buncte, Laveleye p. 185; 
thenio lamen bei den Römern die Streitenden nur zuweilen überein, durch 
Secxperatoren enticheiden zu lafien. S. ferner v. Bulmerincg i. Handb. IV. $ 12. 


18, Dies, d. b., daB nur über eigentliche Rechtsfragen, nicht über politiiche 
Iuterefienfragen entichieden werben bürfe, wurde auch von Preußen ſchon bei der eriten 
Beratung ber Aufträgalordnung 1817 ausdrüdlich verlangt; vgl. v. Treitſchke, 
Dentiche Geſchichte im 19. Zahrh., S. 178; und zwar war es jür Preußen ein- 
u politiſch nothwendig und folglich unerläßlich, ſich To zu ftellen. Denn „eine 
Gurspiile Macht konnte“, wie v. Treitſchke a. a. D. richtig ſagt, „nicht ge- 
Betten, dab die großen Machtfragen ihrer Politik etwa von dem Berbiter oder 
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frage und zu Heffter), Lawrence, Seebohm, Bellaire, PBierantoni, 
Zaveleye, Lucas (aud in der Revue critique de legislation et de 
jurisprudence Nouv. Ser. T.X. Nr.3), Calvo u. U. — Auch Trendelen- 
burg, Lüden im Böllerredt, ©. 20 ff.; Hälfchner in Füllner’3 Deutjchen 
Blättern, 1872 I. a. E.; Laffon, Das Eulturideal und der Krieg, ©. 58 ff.; 
Fiore II. L.I.ch.7; Field, Outlines 532 ff. — Zu Grf. Ramaromaty’s 
Ueber den internationalen Gerichtshof, Moskau 1881 (Ruſſiſch) vgl. F. v. Mar- 
tens, Revue XIV. p. 91. — Hierher gehören auch weniger in Betracht 
fommende Schriften wie die von Zöwenthal, Grundzüge zur Neform und 
Eodification des Völlerrechts, 1874. — Die 1863 erjchienene Schrift „La 
paix universelle, idee napol&onienne devant l’histoire“ ift mohl ebenfo 
wenig ernft zu nehmen wie der in jenem Jahre gemachte Verſuch Napoleon IIL 
jeibft, einen Congreß ind Leben zu rufen, der die wichtigſten völferrechtlichen 
ragen enticheiden ſollte (die hierauf bezüglichen Actenftüde bei Aegidy und 
Klauhold V. Nr. 918 und 964 ff.), vgl. Rüftomw, Kriegspolitit und Kriegs 
gebraud, ©. 18. — Nicht auf die Erſetzung der Kriege, jondern nur auf bie 
Genfer Convention bezieht ſich und ift dort zu erwähnen Moynier, Note sur & 
la cr&ation d’une institution judiciaire internationale propre & pr&venir 
et à r&primer les infractions à la Convention de Geneve, 1872 (Bulletin 
intern. 1872 p. 122 ff., vgl. auch daſelbſt p. 203 ff, Revue IV. p. 328.) 


Ein Mittel zur VBefeitigung oder doch zur Verminderung der 
Kriege Hat man, namentlich in neuerer Zeit, in den Schied8gerichten zu 
finden geglaubt, wobei auch von Solchen, weldhe zunädjit nur die Ver⸗ 
minderung vertreten, häufig die Hoffnung im Hintergrund ftehen wird, 
zu einer almählihen Bejeitigung gelangen zu können. Der völter- 
rechtliche Streitpunft ſoll anftatt durch Waffengewalt und blutigen 
Kampf durch einen ebenjo friedlichen wie ficheren, d. h. den Zufall aus⸗ 
chließenden Schied3- oder Richterjpruch entjchieden werden. 

Ob und wie weit dies möglich, ift in neuerer Beit von der Völker⸗ 
rechtswiſſenſchaft lebhaft discutirt worden und deshalb im Zuſammen— 
hange und zur Vervollitändigung des in den beiden vorigen PBara- 
graphen Beiprochenen hier noch bejonderd zu unterfuchen, während be 
züglich der Lehre von den Echiedögerichten felbit, ihrer Geſchichte und 
rechtlichen Natur ꝛc. lediglich auf die Stelle dieſes Handbuchs zu ver- 
weifen ift, an welcher die nicht Eriegerifhen Mittel zum Austrage eines 
Völkerſtreites, von dem der Schiedsſpruch eins ift, abgehandelt wurben.') 
Namentlih iſt auch auf die Frage nah der beiten Einrichtung ber 
Echiedögerichte, ob ad hoc berufen oder ftändige hautes cours u. f. w., bier 
nicht einzugehen. Es mag vielmehr die denkbar befte und vernünftigfte 
Einrichtung diefer Gerichte angenommen und die Frage fo gejtellt werben, 
ob jelbit dieſe, d. h. ob überhaupt Schiedögerichte, jo gut und praktiſch 
wie überhaupt denkbar eingerichtet, geeignet fein Zönnen, den in Rebe 
ftehenden Erfolg herbeizuführen. 

Zunächſt iſt feitzuftellen, daß die für die Schiedögerihte und bie 
Möglichkeit des denkbar größten Erfolges derjelben vorzugsweiſe ein- 
tretenden Friedensfreunde die fortbeftehende Eriftenz der Wurzel und 
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Krieges, nämlich das Vorkommen von Streitigkeiten 
‚Völfern ftilichweigend und unwillkürlich zugeben. Es wird 
alſo micht ein nicht mehr ftreitendes, vollfommen friebfertiges 

fondern nur bie — angenommen, die fort⸗ 
et auf anderem Wege bi 2 


Volterſtreitig · 

Entſchiedenheit die Frage auf, 

iſſen troß deren eigeı 
BVeilegungsmittel anmendbar fei; und e$ wird im 
von dieſem Mittel Gebrauch zu machen, 
ertlärt fi auch, einmal daß else ſchon im 
‚den noch dem Feinde gleichftellenden Alter: 
rg Ausgleihungsverfuche fich 
a preis gleichfalls noch ungünftigen 
jortreten;?) foßann daß in unferer eines aus« 
— und die Humaniſirung des Kriegs · 
Ewige / Friedensidee volvirenden Zeit der Gedanle der 
ee von Kriegen bejonders Iebhaft in den 


— und die Römischen Recupe · 


verfolgt worben. Ja, man kann für unfere Zeit von 
— opinio ber Vertreter der Völferrechtswifjenichaft 
einer Agitation, auch weiterer reife, zu Gunſten der 

2 = — een haben fie befür- 


hehe £ — getragenen Schiedsgerichte 
un des Strieges herbeizuführen oder doch wenigſtens 
ng einzelner Sriege zur ermöglichen und folglich die 

i er aa * ler Entſchiedenheit 
4 — en le mit aller ie jur 
N — beſahen — — 
Lllerſttritigleiten —— wohl di Schieds · 
— — werden se * — — deshalb 
— — Schiebögerichte vermieden werben; es giebt 
Sriegsgeünde, Verwidelungen und Situationen, bei deren 
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Vorhandenſein Fein Schiedsgericht dem Ausbruche eines Krieges vor- 
beugen ann, und alle Kriege können deshalb durch Schiedägerichte 
nicht vermieden, der Krieg kann durch fie nicht aus der Welt gefchafft, 
der Emige Friede nicht herbeigeführt werden.°) 

Diejenigen Kriege, denen möglicherweife durch Schiedägerichte vor⸗ 
gebeugt werden kann, find die aus geringfügigen Veranlaffungen drohen⸗ 
den, die auf einzelnen, beitimmt circumfcribirten Puncten beruhenden 
nnd die nationale Ehre, die große Politik, Ummälzungsprocefje und 
nationale Bedürfniffe nicht berührenden, namentlich die zu beftimmten 
juriftifchen Streitpuncten zu formulirenden.®) 

Daß ſolche Kriege dur Schiedögerichte vermieden werben können, 
die drohende Kriegsgefahr abgemandt und der Streit durch friedlichen 
Spruch erledigt werden kann, wird wiederum Durch bereit beftehende 
Thatfachen bewiefen. Es find thatfächlich ſolche, die Kriegsgefahr in fich 
bergende WBölferftreitigfeiten dur die Schiedsſprüche der neueften Zeit 
in_einer Reihe von Fällen ausgeglichen und die Kriege, die fonit viel- 
leicht ausgebrochen wären, vermieden worden. Und es ift in der That 
nicht abzufehen, weshalb bei einigem guten Willen der betheiligten 
Mächte ſolche geringfügigere und einfachere Streitpuncte wie 3. B. über 
die Wuslegung eines Vertrags, die Höhe einer Entichädigung oder aud) 
den Entſchädigungsanſpruch übeghaupt, ein geringfügigeres Ehrenrecht,) 
die Herrjchaft über einen weniger großen und wichtigen Zandftrich nicht Durch 
den friedlichen Schiedsſpruch eines unparteiifhen Dritten ebenſowohl 
wie durch fonftige friedliche Ausgleichmittel entichieden werben jollten; 
indem Hier die Gründe, welche zum Triegerifchen Ausgleiche drängen, 
wegfallen, deshalb der gute Wille vorhanden fein wird und alfo ein 
ſchiedsrichterlicher Austrag fich empfiehlt. Der gute Wille der Betheiligten 
wird aber um jo eher vorhanden fein, je größere Garantien das Schieds⸗ 
gericht für eine gerechte Entjcheidung giebt. Deshalb ift Die mehr oder 
weniger gute Einrichtung der Schiedsgerichte für Vermeidung einzelner 
Kriege von Bedeutung. 

Dagegen wird auch da3 beiteingerichtete Schiedögeriht nicht im 
Stande fein, auch nur im ganz vereinzelten Falle einen Krieg hintanzu- 
halten, wenn derſelbe aus tiefer liegenden, verwidelteren Urſachen droht 
und über wichtigere Objecte enticheiden joll, aus dem einfachen Grunde, 
weil der gute Wille, fih dem Schiedsſpruche zu unterwerfen, in folchen 
Fällen nicht vorhanden fein wird und unter Umftänden nicht vorhanden 
jein fann. Dem ftehen, wie in den vorigen Paragraphen gezeigt 
worden ijt, das natürliche Kampfesbedürfniß des Menfchengefchlechts, 
feine Erziehung, Entwidelung, Unvolllommenheit entgegen. Die großen 
Conflicte der Völfer und Staaten, die dringenden Bedürfniffe der Selbft- 
erhaltung, Exiſtenz und Ehrenfragen?) eined Volles, die großen Auf- 
gaben der Geſchichte, der Stantenumbildung laſſen ſich nicht durch Richter- 
ſprüche erledigen,?) und namentlich kann in allen den Fällen, bei denen 
die nationale Geſinnung eine Rolle fpielt, von einem Schiedsſpruche 
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Men und Tein kann hier nicht entjchieden werden, fondern es ift ein 
arıderer, weiterer Maßftab anzulegen, welcher den befonderen Verhältniffen, 
mit denen wir ed hier zu thun Haben, den großen geichichtlidhen Ent» 
widlungen, den politischen Ummandlungs- und Werdeprocelien, dem noth- 
wendig wie ein Naturereigniß fich geltend machenden und unnatürliche 
Schranken fprengenden Umbildungs-, Aenderungs-, Ausdehnungsbedürfnifie 
der Bölter, Rechnung trägt, fo daß durchaus nicht das Vor— 
bandenfein eines juriftifch nahmeisharen Rechtsgrundes nöthig 
iR, um den Krieg ald einen gerechten erfdheinen zu Laffen.'®) 
Ver möchte 3. B. jagen, daß die Angriffskriege der fi) vorwärts 
ſchiebenden Völker zur Zeit der Völkerwanderung „ungerecht“ geweſen feien ? 
Deshalb find auch alle die Aufftellungen, welche die Gerechtigkeit des 
Krieges in abstracto fpecieller und greifbarer als die erwähnten Formeln 
formuliren, unzutreffend. Dies gilt namentlich von der viel vertretenen 
tung, daß nur der Vertheidigungskrieg!?) gerecht fei,!) nur die Ab. 
"Beh: von wirklichen Injurien nnd Läfionen (ſchon gejchehenen ober un- 
zmuitelbar bevorftehenden), 1?) während andererſeits Kriege, bie unternommen 
‚ nur um zu friegen, reine Raubkriege u. dgl. als zweifellos un- 
Seæerechte Kriege bezeichnet werden mögen?®) und ebenjo über Kriege, die 
Oo Br genügenden Grund begonnen find, geurtheilt werben mag.*!) Des: 
Sleiden laſſen Säte, wie dieſer, „das blofe Staatsintereffe” (und die Politik. 
g) „rechtfertige den Krieg nicht,“ 2?) in diefer abitracten Allgemeinheit 
"id nicht aufftellen. Das Staatsinterefle tritt in ſehr verjchiedener Weiſe 
auf. Es kann ein fehr geringfügiged, es kann ein höchft wichtiges, ja 
Sul fein. In Fällen der letzteren Urt kann der Krieg nothwendig 
md damit nicht ungerecht fein. Er würde fi auch in ſolchen Fällen 
feine Ungeredhtigfeitserflärung unterdrüden laſſen. Alle ſolche die 
Serechtigkeit des Krieges auf einen derartigen fpeciellen Grund ftellenben 
Behauptungen beruben auf Einfeitigleiten (|. oben $ 49) und Verkennung des 
tralen Lebens. Die ganze Borftellung, daß jeder gerechte Krieg einen 
Rechtegrund vorausfege, hängt mit dem Irrthum der Auffaffung des 
Krieges als eines Rechtsbegriffes zuſammen und fteht und fällt mit 
dieſem (8 49).°) Ja, man kann nicht einmal von denjenigen Kriegen, 
ide von ber bdiltinguirenden Theorie am entichiedeniten und allge. 
weiten als ungerechte Kriege bezeichnet zu werben pflegen, ſogar nicht 
vor den am allerentichiedeniten verworfenen Eroberungsfriegen, — die 
met ohne Weiteres mit den Raubkriegen verwechſelt werden dürfen, — 
unbedingt für alle Fälle fagen, daß fie ungerecht feien.**) 
‚ Temnad) kann die Frage nad) der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit 
eines Krieges nur für den einzelnen Fall in concreto aufgeworfen werden. 
Her auch in dieſem Falle ift ihre Aufwerfung nicht von fonderlicher 
Bichtigkeit. Die Frage ift nämlich auch dann, wenn man den concreten 
Aa zur Grundlage der Betrachtung macht, häufig eine müßige, fo daß 
men ſchließlich die ganze Frage nach der Gerechtigkeit des Krieges über- 
faxpt eine müßige nennen fann.”?) In vielen concreten Fällen kann 
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ed würde 1870 nicht zum Franzöfiich-Deutichen Kriege gekommen fein, 
wenn das Franzöſiſche Publicum die eben erwähnte Pariſer Berein- 
barung von 1856 gefannt Hätte, indem e3 dann zu einem borberigen 
Mebdiationsverfuche gedrängt und diefer zur Unterlafjung des Krieges 
geführt haben würde? 

Wie bereit3 bemerkt worden ift, fehlt eg und muß ed unter Um- 
ftänden fehlen an der Bereitwilligfeit, ja der Möglichkeit, ſich zu unter- 
werfen. Man Tann von keinem Staate verlangen, daß er fi in Fragen 
der Ehre oder der Machtſtellung einem Schiedsſpruche unterwirft; eben- 
fowenig in gewiflen anderen Fällen, wie 3. B. in ſolchen, in denen ihn 
die durch das fchiedsgerichtliche Verfahren herbeigeführte Verzögerung 
in Gefahr und Nachteile dem Gegner gegenüber brächte. 

Wenn aber die Unterwerfung unter den Schiedsſpruch, ſei ed aus 
mehr oder weniger berechtigten, fei es auch aus ganz unberedhtigten, 
aber bei der Unvollfommenheit und dem Egoismus der Menſchen uud 
Völker immer möglichen Gründen, nicht ftattfände, jo müßte es, wenn 
das Schiedögeriht nicht von vornherein ohnmächtig und unwirkfam er- 
ſcheinen follte, zum Zwange, d. h. — eben wieder : zum Kriege mit 
höchſtens verändertem Namen kommen,!®) wobei e3 wieder ganz unficher 
wäre, ob fih Mächte zur Ausübung diefes halsbrecheriſchen Zwanges 
fänden!”) und ob, wenn ja, nicht andere Mächte auf Seite des fich wiber- 
fetenden Staates träten und das Ergebniß aljo nicht ein nur um jo 
größerer und allgemeinerer Krieg wäre. Es iſt eben auch hier 
nicht zu überjehen, daß e3 an einer Höheren über den Völkern jtehen- 
den Macht und an einer höcdjften Erecutivgewalt fehlt, wie fie in 
Staaten befteht und welcher die Völker fi) unterwerfen wollten und 
fönnten. Es fehlt namentlich bei den verfchiedenen Intereſſen der Politik 
und den gegebenen Berhältniffen der natürlihen und geichichtlichen 
Völferentwidelung an jeder hinlänglich unparteiifhen und objec- 
tiven Macht, und ed muß daran fehlen, fo lange es Staaten giebt. 

Eine allgemeine Staatenconföderation, deren Eintritt das Hinderniß 
für das Aufhören der Kriege und für die Erledigung durch Schieds- 
gerichte hinmwegräumen joll,!®) kann aber, wie bereitö bemerkt, weder er- 
wartet noch gewünjcht werden und würde außerdem auch immer nur 
wieder zu Kriegen mit anderem Namen führen. 

Die Erfegung des Kriege und die Befeitigung aller Kriege durch 
Schiedögerichte ift deshalb eine ebenfo vollftändige Utopie wie der Glaube 
an das Aufhören der Kriege überhaupt. Es verhält fih mit der Wirk. 
ſamkeit diefer Schiedsgerichte wie mit der der fortichreitenden Völker⸗ 
rechtsordnung und Humanität; fie können ebenfo wie die bons offices 
und Mediationen die Kriege feltener machen, aber nie die Kriege ganz 
bejeitigen und erjegen. Sind fie, die Schiedsgerichte, im Grunde doch 
nur eine Art friedlichen Ausgleichs (unter Vermittelung fremder 
Mächte!?), — und der friedliche Ausgleich ift eben nicht immer möglich. 
Einen Krieg, der abjolut gewollt wird, Tann Fein Schiebögericht Hindern.2) 
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wird Die Hoffnuug in weiterem Umfange und für andere ald ganz ge- 
singfüggtge Vermwidelungen?®) fih kaum hegen lafien. Bei allen einiger- 
moßen tiefer liegenden Conflicten kann fie vernünftiger Weife nicht ge- 
degt werden. Ebenſowenig bei anderen als ganz zweifellojen Fällen; 
denn Bei denjenigen, für die Hinfichtlich der Gerechtigkeit Zweifel be 
ſtehen and die Mächte verjchiedener Anficht find, würde im Fall des 
Enidreitend nur ein größerer und allgemeinerer Krieg die natürliche 
dolge Tein. Jedenfalls ift die Hoffnung von der Erfüllung noch ganz fern.?”) 


1) Bl. oben 8 55. So auch ausdrücklich Vattel III. 3, 8 3, 35. Auch fonft 
rieljach anerfannt. Fiore 1232 hebt hervor, daß dem Staate, der ein Bwangs- 
cht im privatrechtlichen Dingen, trog deren verhältnißmäßig geringerer Wichtig. 
kit, gegen feine Angehörigen unbeftritten übe, ein folched noch viel weniger zur 

von Angriffen verweigert werben könne, die feine Eriftenz und Sicherheit 

von außen bedrohen, (f. a. 1233). 

) Bgl. den vorigen Paragraphen. 
) Es ift die oben $ 55, Note 24 erwähnte Wayland- Dymond’fche Anficht 
gemeint. 
*) Sie wird vielmehr allgemein vollftändig abgewiejen, von denen, bie ihrer 
erwähnen, ausdrüdlidh, jo fchlagend von Calvo 1596, und von allen 

Uchrigen, indem fie ben Vertheibigungskrieg für zweifellos gerecht erflären (vgl. 

Rote 5;, implicite, und richtig bemerkt v. Holtendorff, Enc.. ©. 1021, 
dad unerwibderte Geſchehen⸗ und Eichgefallenlaflen das Unrecht geradezu er- 

Butdigen würde. Bgl. Rote 1. 

‚5 Auf die Grenzen, innerhalb welcher diefe Anerkennung erfolgt, kommt es 
bier no nicht an. Es genügt zunächſt, die Anerkennung der Gerechtigleit des 
Krieges überhaupt, wenn auch nur für gewiſſe Fälle, 3. B. wie Viele (j. gleich 
witer unten; allein thun, für den Vertheidigungskrieg gegen ungerechte Angriffe 
Kfinfellen. Diefe Anerfennung des Krieged als legten, unentbehrlidden und 

h rechtmäßigen Mittels ift aber eine ganz allgemeine, fo daß nur als Bei. 

für die zahlreichen Bertreter diejer Anerkennung genannt werben: ſchon 
dntesquieu in Esprit des lois, Shleiermader, Chriſtl. Sittenlehre, Fichte, 
bre, Hegel, Berner in Bluntichli und Brater's D. Staatswörterbud VI. 

e.® v. Mohl, Klüber ©. 274, Oppenheim ©. 222, Laſſon, Heffter, 

&Öolgendorff. Bluntſchli, Bhillimore ©. 67, Wheaton ©. 274, Lieber, 
Öelled, Calvo 1596 a. E, Fiore 1597, Berge zu Martens 8 263, Bor- 
telis. Drtolan, Proudhon, Parieu, auch fo entſchiedene Gegner des Krieges 
Be Lucas, Conf. d. Bruxelles. 

* Bat. ſelbſt Laſſon ©. 64 und vorher; ferner z. B. Bluntfchli 8 520, 

». Kenmann, v. Mohl, Enc. $ 69; vgl. Rote 31. 

5, Deshalb fällt die Lehre von ben Kriegsurſachen mit ber von der Gerech⸗ 
Bpleit des Krieges zuſammen, und e3 gilt für beide, was im folgenden Tert über 
Die Gerechtigkeit in abstracto und in concreto u. j. w. gejagt wird. Penn die 
Nuterinchung der Berichiedenheit der Kriegsurſachen hat nur für die Geredhtigleits- 
kage Bedeutung Daß die Urjachen unzählbar mannigfach jein können, hat fich 
beritö aus diejem wie aus früheren Baragr. ergeben, 3. ®. gelegentlich des über Die 

igleit des Krieges Ausgeführten ꝛc. Cie find jo mannigfach wie das 
weihhelvolle Leben und die Berührungspuntte ber Bölter ſelbſt und ändern fidh im 
Gezttuh dei Bölterrets IV. 15 
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ı) ©. darüber weiter unten 8 59. 

m) So dv. Bulmerincq 92. Aehnlich Vattel 3, 3, 8 26, Mohl, Enc. 
d. St W. 8 69, Fiore, Berge zu Martens 8 265, Pinheiro⸗Ferreira. 
Auch Heffter gehört Hierher, ebenfo Oppenheim ©. 224, Klüber 8 237, 
Lucas, Conf. de Bruxelles, p. X. 

m) Daß es keinen Unterfchied macht, ob die Injurie bereits zugefügt ober 
ſicher zu erwarten ift, ift die weitaus herrichende Meinung, 3. B. Battel 8 26, 
6 5. v. Martens 8 265, Klüber 235, 237, Ealvo 8 1631, Guelle, Précis 
des lois de la guerre sur terre, I. p. 23. ©. aber au Fiore III. 1269. 
Kfondere Abhandlung über die Frage von Schooten, De jure hostem im- 
sinentem praeveniendi. Specim. jurid. Lugd. Bat. Nr. I. Bgl. unten 860. 
Ob die Injurie mit Grund zu erwarten ift, läßt fich wieder nur in concreto 
eaticheiben. 


”) Sattel III, 3, 8 34. 

N) S. oben N. 6. 

=” Bluntſchli 518. Der Sazt läßt ſich übrigens auch ſchwerlich in Ein 
Hang bringen mit 517 ebendaſ., jo wenig wie wiederum 517 mit 516. 

2 6. zu Note 18 noch Watte! III, III, 8 27, 33, und Bluntſchli in 
der mehr erwähnten Rectoratsrede vom 22. November 1870, ©. 8, 9. 


” Eo auch Lafjon ©. 32. Dagegen bekanntlich, faft alle Anderen, Grotius, 
Sattel, BhHillimore, Klüber, Berge, Binheiro-Ferreira, Brabdier- 
Federé u. A. Ebenſo die in diefem Paragr. Ungef., aus deren Stellung zu ber 
Gerehtigteitäfrage fich ihre Meinung über die Gerechtigkeit ber Eroberungskriege von 
ſelbt ergiebt, wie Bluntſchli, v. Bulmerincq, v. Holgendorffu. W. Ferner, 
ensfäßgticher gegen Eroberungsfriege Laveleye, Causes actuelles, und bie bort 
PI6R 1 Ungef., Lucas, Conf. d. Bruxelles, p. X. und fonft, der unbebingt 
yehen &rieg d’annexion et de conquete für illicite und nur den Bertheibigungs- 
Irieg für gerecht erflärt. — Im Allgemeinen ift zu jagen, daß allmählih mehr 

als gerechte anerlannt worden find und bie vordem engere Auf- 
feffung (Grotius T., I.), und zwar zum Theil ſchon früh (Byntershoet ĩ. XXV.) 
#4 erweitert hat und, dem im Tert Ausgeführten entiprechend, freier geworden ift. 

m Bgl. ſchon Mofer, Grundf., S. 87. Desgleichen auch von Späteren an- 
elemıt; vgl. Freudenftein, Die Hannoverſche Welfenpartei, 1885, S. 37, 38, 
9 Man hat deshalb bie Frage nad) der Crlaubtheit und Gerechtigfeit bes 

im Allgemeinen wie im Beſonderen von der Lehre des pofitiven Völler⸗ 
ches ausichließen wollen (jo Perels, Seerecht, S. 170 ff, Reich, Europäiiches 
Bäterredit, $ 139). ber fo verftändfih da8 aud vom praltiihen Standpunft 
«iR, müflen, wie oben 855 R. 25 bereitö bemerkt worden, in einer umfaflenden 
wiſenſchaftlichen Darftellung ſolche allgemeinen Fragen doch mit berührt werben. 

”, Daß dies unter Umständen ber all fein kann, follte bei den mannig- 
Iahen und verwidelten Urfachen, aus denen der Krieg hervorgehen Tann, und für 
weiße die Analogie eines zwifchen Einzelnen geführten Procefies nicht immer zu- 
tft, bei den Wirrniſſen der Bolitit und hiftorifchen PBrocefie nicht beftritten 
werden Gleichwohl gehen die Anfichten darüber aus einander. Bgl. Battel III, 
3,39, Galvo 1596. Klüber 237, N. a, v. Holbendorff, Enc. ©. 1022, der 
kemerft, daß im Voraus (vor Beendigung des Krieges) ſich nicht fagen laſſe, auf 

welder Seite ber gerechte Krieg geführt werde, jondern daß das erft nach dem 
Ediedegerichte bes Krieges feftgeftellt werden könne (jo auch Klüber a. a. D.) 
15° 
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dem Jenaer Appellationdgerichte nach den Grundfägen des Civilproceſſes erledigt 
würden.“ Weberhaupt Täßt (j. gleich weiter unten im Text) die Geſchichte ſich nicht 
durch Richterſprüche machen, und Yeußerungen, wie 3.8. die Rhamon’s, ©. 41, 
die Ausfiht, den Krieg mit Ehren zu vermeiden, werde bei ernitlidem Wollen 
faum in einem Falle ausgeſchloſſen fein, find einigermaßen naiv, abgefehen davon, 
daß die Borausfegung des ernftlihen Wollen eine ſehr problematiſche ift. 

13) Laveleye p. 202. 

19 Wie 3. B. Laveleye p. 7 unten thut. ©. Dagegen Geffden zu SHeffter, 
8108, Note3. Es ift in der That um fo voreiliger, an dad Genfer Schiebägericht 
in der Aabamafrage große Friedenshoffnungen und die Erwartung einer Zutunfts- 
ära frieglofer Schiedsgerichtswirkſamkeit zu knüpfen, al3 nur bejondere Umftände, 
bezw. Willfährigfeit Englands den Schiedsſpruch ermdelicht haben. Geffcken, Die 
Alabamafrage 1872; Laveleye p. 273. 

15) p. 174 u. 185. 

16) Vgl. Trendelenburg, Lüden, ©. 21, 22. 

17) gl. den Schluß des folgenden Paragraphen und Noten 36 u. 37 bajelbft. 

* Daß eine Staatenconföderation die Vorausſetzung für die die Völler⸗ 
ftreitigfeiten jchlichtende haute cour arbitrale fein würde, nimmt auch Laveleye 
an, ©. 173. 

19) Bgl. Blume, Strategie, ©. 5. 

20) Vgl. Trendelenburg, Lüden im Völkerrecht, ©. 27. „Es Tann ber 
Frommſte nit in Frieden leben, wenn e3 dem böjen Nachbar nicht gefällt.“ 

21) Es iſt an ſich richtig, wad Laveleye p. 202 jagt: „Quand l'institution 
d’une haute cour n’eviterait qu’une guerre sur vingt, il vaudrait encore la 
peine de l’etablir.“ 

2) Bol. Note 23. Auch die Eodificirung des Kriegsrechts kann (in benfelben 
Grenzen wie die Schiedägerichte) zur Vermeidung von Kriegen beitragen, und 
wird von diefem Standpuncte aus von Laveleye p. 161 ff. empfohlen. 

=) Bgl. oben 854 gegen Ende. 

A) Vgl. Bulmerincq, Handb. IV. $ 12. Die großen und mannigfachen 
Schwierigkeiten, ſolche Schiedögerihte im weiteren Umfange und ftändig ins Leben 
zu rufen und einzurichten, fallen bei der ganzen Frage und den an ihre Zöfung 
gefnüpften Hoffnungen ebenfall3 bedeutend und ſchwerer ind Gewicht, al3 bie Vor⸗ 
kämpfer des Schiedsgerichtsgedankens anzunehmen pflegen. Man würbe ſich über 
die Fülle der Schwierigkeiten wundern, die hervorträten, wenn es ſich in praxi 
um die Snftallirung einer haute cour u. dgl. handelte. Es hat damit deshalb 
vorläufig auch noch gute Wege, und man braucht fi) noch nit den Kopf über bie 
Details der Einrihtung, wie 3. ®. über die Frage, wo das ftändige Schiedsgericht 
am geeignetften feinen Sitz nähme, zu zerbrechen, wie 3.8. Laveleye p. 174 thut. 

25) Entgegengeſetzte Behauptungen find deshalb irrig und verwechfeln ben 
Wunſch, wie es werden möchte, mit dem pofitiv völkerrechtlichen Zuftanbe, wie er 
in der That ift. Das einzig pofitive Rechtliche, das bi jet vorliegt, ift der auf 
dem Parifer Eongreß von 1856 ausgefprodhene Wunſch. Aber dieſer ift trotz 
der inmpathiichen Behandlung, melde der Arbitrage-Gedanke auf jenem Congreſſe 
gefunden, eben nur ein Wunſch und nichts weniger al3 ein bindender Beſchluß. 
der zur Unterwerfung unter ein Schiedsgericht oder eine jonftige Bermittelung 
nötbhigen könnte, obgleich dies hier und da angenommen zu werden ſcheint. EB 
heißt nur: „Messieurs les plenipotentiaires n'hesitent pas & exprimer, au nom. 
de leurs gouvern&ments, le voeu, que les Etats entre lesquels s’öl&verait un dis- 
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S 398. — Berner i. St. W. B. VI, 6.98 ff. — Wheaton, El. IV. 1, 
Ssff. — Bergs zu Martens. — Ealvo 81613 ff. — Riquelme 1,1,7. 
— Rüfomw, Kriegspolitik und Kriegsgebrauch, ©. 67 ff. 


Ebenſo mannigfac und vielfältig wie die Urfachen find auch die 
Arten der Kriege, die ſich eben auf Grund ber Berfchiedenheit der Ur- 
hen von einander unterfcheiden und eintheilen laſſen.) Ebenfo ver- 
geblih und werthlos ift aber auch die von den Kriegsurſachen ber- 
genommene Klaffificirung, indem die verjchiedenen Arten ebenſowenig 
wie die Urjachen erjchöpfend aufgezählt werben können und indem ferner, 
euch wenn und ſoweit dies geichehen könnte, eine praktiſche Verwerthbar⸗ 
kit daraus nicht hervorgehen,“) infonderheit ein Unterjchied für die 
Kriegführung und ihr Recht fich wiederum nicht ableiten laffen würde. 

Es Hat deshalb keinen Zweck, einzugehen auf eine Eintheilung in 

üigentlihe Rechtskriege und andere, infonderheit politifche Kriege? 
ud wiederum in Einigungs-,*) auch Einheits-,?) Eonfolidirungs-,® 
Unabhängigkeits-, Selbftftändigkeits.,’) Befreiungs-, Secef- 
lionsfriege,®) ferner in Hegemonie-,?) Ausdehnungs-,!) Ver⸗ 
stößerungs-, 1!) Eroberungs-, Coloniſationskriege, Gleich- 
gewihtsfriege,??) natürlihde Entwidelungdtriege (friege, die 
aus dem politiich-hiftorifchen Werde- und Ummanblungsprocefie, aus dem 
zimmer raftenden Gange der Gefchichte unmittelbar hervorgehen) ; weiter 
Jaterventiond- und Interceffionskriege,') Handels-!4 und 
fonfige Intereffentriege, Eivilifationsfriege und Kriege im 
Iutereffe des Völkerrechts und der allgemeinen Menfhlid- 
teit®); Religionstriege,!‘) Glaubens-, Kirhen-, Belehrungs-, 
Riffionstriege; Ehren-,!?) Race-, Revandekriege; Erbfolge», 
Heimfalls-,’%) Prätendenten-, dynaftifhe Kriege; Raffen-, 
Claſſen·, Meinungstriege.!9 
Auh die Ausiheidung der Bürgerfriege, die aus anderem 
noch beſonders behandelt werden müfjen?°) und die übrigens aus 
verihiebenen Urjachen hervorgehen und deshalb vom Standpunkte der 
Meiniici nad) der Urſache unter verjchiedene Arten fallen können,?') 
fü zu feinem praktifchen Ergebniſſe. Auch für fie gilt dasſelbe 
Kigsrecht. 


Das Gleiche ift der Fall bei der Eintheilung in Eabinets- und 
Sollstriege fowie, bis auf eine am Schluß des folgenden Baragraphen 
FM erwähnende Ausnahme, bei allen fonftigen, nicht auf der Berfchieden- 
beit der Urfache beruhenden Cintheilungen. 

Es ift zunächſt der Fall, bei den von den Xelteren ausführlich behan⸗ 
belten,??) übrigens nicht ganz feftftehenden Eintheilungen in öffentliche 
‚der Völker kriege, bellaintergentes), private und gemifchte Kriege?) 

uud wiederum bei ber der öffentliden in solemnelles und non-so- 
iemnelles?*) fowie bei der in vollfommene und unvollfom- 
mene Kriege”) Die erftgenannte Eintheilung beftimmt fi) danach, 
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vb der Krieg von ſouveränen Gewalten, bezw. anderen öffentlü 
Autoritäten gegen einander oder aber von Privaten oder endlich 
Öffentlichen Autoritäten auf der einen und von Privaten auf der andı 
Seite geführt wird. Da aber das heutige Völkerrecht Private ül 
haupt nicht mehr als Subjecte der SKriegführung und feinen Kr— 
zwiichen oder mit Privaten mehr anerkennt?®) und auch 3. B. Staatl 
Känpfe gegen Seeräuber 2°) oder Flibuſtier nicht unter den Begriff 
Krieges fallen, jo ift die ganze Eintheilung ſchon deshalb ohne Bedeutu 
Nur der Vürgerfrieg Tann noch als eine Urt des privaten ober 
miſchten Krieges erjcheinen. Die Eintheilung ift deshalb, foweit 
überhaupt noch in Wetracht kommt, in der Lehre vom jus belli i. fı 
S., dem Recht zur Kriegführung, zu berühren.?®) 

Die Gintheilung in folennelle und nicht-folennelle Kriege n 
thellg von demſelben Kriterium wie Die in öffentlihe und privat 
teils von dev Norm der Erklärung des Krieges abhängig gemadıt. 

Unter volltonmenen Kriegen follen die Kriege verftanden wert 
die fo, wie in der Regel geführt werden, d. h. voll und ganz zwiſc 
Otaat und Staat, fo daß die Völker in ihrer Gefammtheit mit | 
wendung aller Ixiegsrechtlich überhaupt erlaubten Mittel einander feind 
gegeuüberſtehen; unter unvolllommenen oder begrenzten die bezüglich 
Gewaltauwendung auf beftimmte Orte, PVerfonen oder Gegenstände 
Iiysäukten."®) En 

8 iſt danach auch unterfchieden und claffifizirt worden theil3 in n 
ul Giſchopfeunder oder doch wenigitend alle Urten möglichſt berüdfichtiger 
dwulsellung, ſo noch neuerdings von Rüſtow a. a. O. ©. 67 ff., der ne 
wuingenn Schleſen, Unbegründeten und Unmifjenfchaftlichen auch vielfach treffeı 
wureurde und beachtenswerthe Bemerkungen bietet, theil3 jo, daß eine An; 
—8 hauſig vorkommender oder beſonders intereſſanter und controverti 
Wultgaasien heorvorgehoben und beſprochen wird; f. ferner Wheaton. El&m 
u. (uw, p. 278, Galvo $ 1622 ff, Neumann ©. 9, Klüber ©: 
Wulrs Guudſ, 5. 70. 

u W auch Calvo 1613. 

ya uud für ſich wäre Diefe Eintheilung richtig und e3 müßte demgen 
uikalt were, da, wie oben (5 49) bereit3 ausgeführt ift, der Krieg nicht b 
Kuchiaaneit in uud nicht blos als Rechtsmittel in Betracht kommt, fondern a 
und uud Wergiadenen anderen Gründen Krieg geführt wird. Yür biejenig 
wie BER WMeinung find und nur Rechtäfriege kennen, wäre die fernere Q 
Yang I VEHOCR, indem nur bie verjchiedenen Arten des Rechtszwanges 
ing 1 raue gelegt zu werben brauchten und nur Kriege zur Du 
NETT Aupktanipruches, einer Entihädigung und einer Genugthuung 
aranla a Ware Au biefen Rechtöfriegen würden dann aud) die Erecutio 
u Au einarhbriege Au ftellen fein. Der Begriff des politiihen Krieges 1. 
ETTUTTETRET EN waihiedenren Sinne genommen werben; vgl. Calvo 1623, 

vrenieie deutſchland, die Schweiz. Einigungsfriege können zugl 
—XVXX wait der Vergrößerungskriege fallen, ebenſo Hegemoniekr 
Mm —RX 
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8, Segen änbere Mächte, welche ber Einigung wiberftreben. 

% Frankreich gegen die Fronde. 

) Amerila gegen England, Ungarn gegen Oeſterreich, Bolen gegen Ruß⸗ 

larzb, Indien gegen England. 

9 Schweizer Sonderbundstrieg, Amerika. 

N, Beloponnefiiher Krieg, jüngfter Krieg zwiſchen Preußen und Oeſterreich. 

6) Kriege der Völferwanderung, Kriege um Meeredhäfen u. dgl. 

. m Das Motiv der Vergrößerungsd- und ähnlicher Kriege Tann ebenſowohl 
erm ehrjüchtig-egoiftiiches, als auch andererfeit3 Nothlage, natürliches Ausdehnungs- 
beb ürniß u. dgl. fein. 

) Diele find in der Regel Coalitionskriege, vgl. Rüftom ©. 82, fo 
gegen Defterreihh im 16., gegen Ludwig XIV. im 17. u. 18., gegen Napoleon I. 
ın Dieem Jahrhundert. 

a) Interventionskriege können unter den Begriff der politiichen Kriege fallen, 
brauden dies aber nicht nothwendig zu thun, 3. B. wenn die Intervention ge 
Vchtegt, um einem Bürgerkriege ein Ende zu machen, oder unerlaubten Bedrüdungen 
eines Boltes dur feine Regierung entgegen zu treten. Uebrigens find zwei 

Urten der Interventionskriege zu unterfcheiden: innere und äußere, vgl. Jomini- 
Boguslawski, ©. 28. 

Als erften Handelskrieg bezeichnet Rüftow ©. 67 den Urgonautenzug; 

Carthago. Benedig und Genua im Mittelalter. England bis in die neuefte 
Zeit, mit Holland wegen der Ravigationsacte, in allerneuefter Zeit Opiumkrieg 
mit China. 

=, Dahin gehören aud unter Umftänden die Interventionskriege und, eben 
falls unter Umftänden, Straffriege. 

129 Wenn e3 überhaupt je wirkliche Religionskriege gegeben hat, was wenig- 
Kems hinſichtlich reiner Religionskriege in vielen Fällen bezweifelt werben muß. 

7, Nah Rüſtow wäre auch der 7O/TIer Krieg zwiichen Deutſchland und 

Frankreich ſchließlich ein Ehrenfrieg gewefen! Wollte man das zugeben, fo dürfte 
Man nit unterlaſſen, fi) daran zu erinnern, daß auch der bloſe pretexte unter 
den Kriegsurſachen vorfommt. 

n Bl. Rüſtow ©. 76. 

” Rüſtow ©. 92. 

”, ©. unten 8 62 und oben 8 48. 

m Sei es ſchlechthin, fei es als Analogon (3. B. Brätendententrieg oder po- 
Itiig, wenn auch nur innenpofitifch). Uebrigens gehen aud) bie anderen vor- 
Rehend im Text genannten und nach der Verſchiedenheit der Urſache eingetheilten 
Arten vielfach in einander über, jo daß eine ſcharfe Abgrenzung nicht in allen 

thunlich if. Ebenjo können, wie fich bereit3 aus mehreren Beilpielen er- 
eben hat, gewifie Kriege ebenio wie der Bürgerkrieg je nad) den Umftänden ver- 
Wicbene Arten darftellen, und endlid können Kriege aus mehreren gleichzeitig 
wirlenden Urjachen hervorgehen und deshalb unter verjchiedene Arten fallen. 
PL ©. Bynkershoek, H. Grotius, Bufendorf a. d. gleih anzuf. 
t 


=, Bynkershoet I. c. 1, Grotius L., III, 1 ff. Sodann Vattel IH. 
1,8 2, Ktüber 8 235, N. a., Berner im Bluntfchli-Braterihen Staatswörter- 
bad, E. 98, Wheaton, El&m. 4, 1, 6, v. Neumann 8 39a., Reich 8 142, 
Talvo 8 1617, Riquelme L. 1, 7, G. %.v. Martens 8 263, welcher eintheilt 
im a. guerres publiques, b. privees, welche wieder zerfallen in 1. civiles, 2. pu- 
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bliques i. e. ©. Ueber „Privatfriege der Souveräne“ braudt Heutzutage nicht 
mehr gehandelt zu mwerden; f. darüber Klüber 5 50, N. b. 

#4) Grotius I., III. 4, Bufendorf VII. VI. 9. 

25) Verg6 zu Martens, Precis I. p. 211, Calvo 1619, Wheaton, 
El&m. d. dr. intern. I. p. 278. 

20) S. da3 folgende Kapitel. 

7) Geeräuberftaaten find, wie v. Neumann a. a. D. richtig bemerkt, ge 
ſchichtliche Anomalien, die heute nicht mehr in Betracht fommen. 

»®, S. unten Kap. III. 8 62, wo, was ſchon oben 8 48 hervorgehoben, gezeigt 
werden wird, daß der wirkliche Bürgerkrieg demjelben Recht mie jeder andere Krieg 
unterworfen ift, weshalb die Eintheilung in allen Fällen ohne praktiſchen Werth ift. 

20 S. Bufendorf a. a. ©. Andere, fo Verg& zu Martens, Prec. 
DO. p. 211 verftehen unter öffentlihen und folennen Kriegen basjelbe. 

30) Als Beilpiel für den unvollkommenen Krieg werden die im Jahre 1798 
von den Rereinigten Staaten gegen Frankreich autorifirten Feindfeligleiten ange 
führt. — In einem andern Sinne könnte man von einem Unterjchiede zwiſchen 
volllommenem und unvolllommenem Kriege auf Grund ber Clauſe witz' ſchen 
„doppelten Urt des Krieges” ſprechen Vom Kriege ©. XI.), die danach unterfcheidet 
ob ber Zwed das Niederwerfen des Gegners ift oder ob man „blo3 an den Grenze. 
feines Reiches einige Eroberungen maden will". — Ueber die Eintheilung in ge— 
rechte und ungerechte Kriege handelt der vorige Paragraph, über die in legale une 
illegale f. daf. N. 7 am Ende. 


$ 59. 


Angriffs- und Vertheidigungs-, fowie Land» und Seefrieg 
insbejondere. 


Literatur: Vattel IIL, I, 85, vgl. 8 35. — Klüber 8 25. — G. 5. v. 
Martens 8 266. — Berner in Bluntihli’3 und Brater’3 Staatsmwörterb., 
8b. VI. ©. 100. — Heffter $ 113. — Bluntfdli 8 521, N. 2. — 
Reich 8 140 (nach Berner). — dv. Neumann $ 39a. — dv. Bulmerincg 
8 92. — Burlamaqui, Principes du droit politique, IV., 3, 1 ff. — 
Sonftige ältere Schriften über den Gegenftand Wolf, De ratione belli 
offensivi et defensivi 1677, Abhandlungen von dem Unterjchiebe des Offenſiv⸗ 
und Defenfiv-Krieges, i. d. Deutjchen Kriegscanzlei, I. ©. 773. — Ompteba, 
II, 631. — Kamp 278. 


Auch die Unterfcheidung zwiſchen Angriffs- oder Offenſiv- (aud 
Unfalls) und Bertheidigungs- oder Defenfivfrieg ift nur 
bon geringem Werthe.!) Sie ijt hier aber, ſchon weil fie in der Literatur 
vielfach, jedoch nicht immer richtig und erfchöpfend behandelt, namentlich 
mit der — ja übrigens auch an fich praftifch nicht wichtigen — Ge— 
rechtigfeitäfrage oft in nicht richtigen oder doch nicht Haren Zuſammen⸗ 
hang gebracht wird, noch befonderd zu berühren. 

Es iſt zunächſt zu fragen, wonach völferrechtlich die Angriffs⸗ und 
die Vertheidigungsjtellung ſich beſtimmt. 





226 Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 


Laufe der Gefchichte und der Eulturentwidelung (vgl. oben Kap. 1). Sie aufzu⸗ 
zählen, würde beshalb ebenfo unmöglich wie auch werthlos fein, da das Kriegs. 
recht dasſelbe bieibt, aus welcher Urſache auch der Krieg entbrannt ift. Selbſt 
Laveleye muß an ber Aufgabe einer erfhöpfenden Aufzählung verzweifeln und 
tommt ſchließlich auf die conflits „sans nom“. Mofer p. 82. Im Allgemeinen 
ift man in neuerer Zeit aus den im Tert angegebenen Gründen von weitläufigen 
Unterfucdjungen über die Kriegsurſachen, wie fie fih 3. ®. noch bei Vattel finden, 
zurüdgelommen. Die von Manchen (aud Hier wieder im Anſchluß an Battel 
II., 3, 25) hervorgehobene, bezw. für nothmwendig erflärte (Berg& zu Mar- 
tens und Martens felbit Prec., 8 265, Oppenheim ©. 224, Calvo 1631), 
von Anderen (Heffter, Bluntihli, Fr. v. Martens) aber gar nit mehr 
berührte Unterfheidung von Rechtfertigungsgründen (raisons justificatives) 
und Bemweggründen (motifs), welde im Grunde mit dem Unterſchiede zwiichen 
Gerechtigkeit de3 Krieges in abstracto und in concreto zufammenfällt, von An- 
deren aber anber8 und jedenfalld weder übereinftimmend, noch immer Har und 
verftändlih aufgefaßt wird (Calvo a. a. O.), iſt ohne Werth und entbehrlich 
(vgl. ebenfall3 Calvo). Noch unnötbiger und zugleich unficherer find weitere 
Unterfcheidungen. wie die in „raisons justificatives“ und „causes“ (vgl. wiederum 
Calvo) und andere (Berges zu Martend a. a. O.). Wird gar als von einer 
dritten Art noch von „prötextes“ gehandelt (Wattel III. II., 8 32), jo braudt 
darauf vollends nicht eingegangen zu werben, denn ein bloßer Vorwand kommt 
überhaupt nicht in Betracht, und es kann keinen Unterichied machen, ob ein ſolcher 
erſt erhoben, ober ob ohne ihn gekriegt wird. Wie Calvo aber 8 1641 behaupten 
kann, ein Beiſpiel für pr&textes des gouvernements „n’'osant avouer les vé- 
ritables causes des guerres qu’ils entreprennent“ fei der 1866er Krieg zwiſchen 
Breußen und Defterreich, ift nicht erfichtlih. Für Ealvo Hätte, wenn er ein 
Beifpiel aus der neueften Geſchichte anführen wollte, der 1870 von Frankreich 
begonnene Krieg fehr nahe gelegen, was er aber überfieht. — Die Vattel'ſche 
Eintheilung in guerres legales (en forme, ſtriegserklärung u. |. w.) und illögales 
im Unterſchiede von der in gerechte und ungeredhte Kriege, mit der fie in der That 
nicht zuſammenfällt, wirb weiter unten berührt werben. ©. Battel IIL, ch. 4, 
8 67 ff., vgl. mit ch. 12, 8188 ff. ebendaf. ©. dazu fhon hier Calvo 8 16%0 
und die daſ. Angef. 

9) ©. gleich weiter unten im Tert und Roten. 

°) Heffter $ 113, Bluntſchli 515, vgl. Calvo 159, ©. F. v. WMar- 
ten3 p. 207, Berner a. a. O. ©. 98, 99, v. Holgenborff ©. 1021. 

19) ©. 5. 8. bie kurze Erledigung bei Heffter 8 113, ber ausdrücklich be 
tont, daß Fragen, ob Meligionskriege, ob Strafkriege, ob Kriege zur Erhaltung 
des politiichen Gleichgewichts gerecht feien, überflüjfig find. Vgl. Yiore 1262, 
1265. Calvo 8 1642 ff. geht dagegen noch auf eine Unterſuchung verſchiedener 
Kriege auf ihre Gerechtigkeit ein. 

1) Bluntſchli 515; vgl. auch beffen Rectoratsrede. 

12) Heffter 8 113. 

1, Ebendaſ. 

4) Bgl. Note 13. 

”) Oppenheim, Friedensgloſſen ©. 114: „Die Juſtiz der Gefchichte iſt 
eine wejentlich andere als die des Kreisgerichts.“ 

ꝛe) Vgl. oben und Laifon ©. 51 und fonft, Rüſt ow ©. 69, 70, 73, 74. Bgl. 
auch Zrendelenburg, Naturredt, ©. 591, 593, und Schulze, Grundriß zu 
Borlef. über Völkerrecht, ©. 30. 
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möglich fein kann, beftimmt fejtzuftellen, wer als Angreifer und wer als 
Angegriffener zu betrachten iſt und die beiden Nollen vice versa in ein- 
ander übergehen.®) 

Deshalb kann die Gerechtigfeitäfrage, die natürlich auch Hier nur 
in concreto zu entjcheiden ift, fich keinenfalls in allen Fällen nach der 
Sffenfiv- oder Defenfivftellung beftimmen, weil diefe Stellung jelbft fich 
nicht immer genau angeben läßt, worin fi wiederum der ungenügende 
und geringe Werth der Eintheilung in Angriffs- und Vertheidigungskrieg 
zeigt. In denjenigen Fällen aber, in denen Hffenfiv- und Defenfiv- 
ſtellung ſich genau beftimmen laſſen, fteht und fällt die Behauptung, 
der Sffenfivfrieg fei immer ungereht, der Defenfivfrieg immer gerecht, 
mit der Nichtigkeit der Auffafiung, daß der Krieg nur auf Rechts⸗ 
verfegung beruhe und nur Nechtsftreit fei, welche Auffaſſung in dieſen 
Ausführungen als irrig nachzuweiſen verfucht worden: ift.?) 

Wenn man neben die Angriffs. und PVertheidigungstriege als eine 
dritte Urt noch Die Hülfsfriege (guerres auxiliaires) ftellt, fo ift auch 
Dies eine wenig wichtige Diftinction. Den Hülfsfrieg führt der Ver- 
Bündete, und es gelten für ihm bHinfichtlich feines Verhältniſſes zur 
Hauptmacht allerdings befondere Beitimmungen,!®) nicht aber Abweichungen 
von dem allgemeinen Kriegdrecht, dem Hecht der Kriegführung. Es knüpft 
fich deshalb auch an diefe Unterjcheidung kein durchgehender prattifcher 

ied 


Ein ſolcher Unterſchied beſteht deshalb nur für die Eintheilung in 
die beiden Arten des Land⸗- und Seekrieges.'!) Dieſe Eintheilung 
beruft auf der Berfchiedenheit des Terrains, auf welchem der Krieg ge 
nur wird. Eo weit dieſes Terrain das Feftland ift, ift der Krieg 
Sandtrieg; foweit der Krieg zur See geführt wird, Seekrieg. Auf den 
Begriff und das Weſen des Krieges, fowie auf das zur Anwendung 
wimende Kriegdreht im Allgemeinen bat aud dieſe Unterſcheidung 
Beinen Einfluß.) Bon praftiicher Bedeutung für die Führung und das 
Recht des Krieges ift fie aber deshalb, weil für den Seefrieg gewiſſe 
Beionderheiten gelten, die von dem Landkriegsrechte abweichen, im ein- 
belnen alfo anderes gilt.) Dieſe Beſonderheiten ergeben fich theils 
ans der eigenthümlichen Natur des auf dem Deere geführten Kampfes 
und der dafür zur Anwendung kommenden Mittel, theils daraus, daß 
vewifie einſchraͤnkende und bumanifirende Satungen, welche das moderne 
Sriegärecht für den Landkrieg aufgeftellt hat, für den Seekrieg noch nicht 
m Annahme gelangt find.’*) 


) Bel. Calvo 8 1614, Berge zu Martens 5 266. Deshalb hat man 
der Unterſcheidung, mit welcher bie älteren Echriftfteller fi) noch eingehender be- 
Kältigen, in neuerer Zeit mit Recht geringeres Gewicht beigelegt. 

*. Hierüber herricht heutzutage wohl Einftimmigfeit, vgl. 3. 8. Bluntſchli 
21.8.2, v. Bulmerincg, Klüber, Martens, Heffter, Neumann a. a. O. 
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7) Saldo 8 159. Dazu Klüber 237, N. a. 

*) Klüber $ 237. In anderen Fällen kann natürlich die Ungerechtigkeit 
(jelbft Borwandlofigkeit) auf der einen Geite zweifello8 Kar zu Tage Liegen, 
j. Sattel IIL, 13, 195, und demnad) ber Krieg auf der einen Geite ein befto 
gerechterer fein, je ungerechter er auf der anberen ift. Unrichtig aber ift, dies 
allgemein für alle Fälle zu behaupten. 

#9) S. Ende der vorigen Note. 

20 Heffter 8 113, auch Note 5 daf., dv. Neumann 39, Berner ©. 99, 
vd. Holtendorff ©. 1022, Bluntſchli 519, Fiore 1262. MWeberhaupt wohl 
allgemein anerfannt. Das Gegentheil könnte auch, ſelbſt wenn es nicht gegen bie 
ganze gerade dem Streit Geſetze vorſchreibende Idee und Bedeutung bes Kriegs 
recht3 wäre, ſchon deshalb nicht zuläffig fein, weil, wie bereit3 im Texte bemerft, 
beide Theile zu behaupten pflegen, die Gegenjeite führe einen ungerechten Krieg 
(dgl. Bluntſchli 519 i. d. Unm.), und Niemand da ift, ber darüber entfcheiden 
könnte. Auch würde die Nichtbeachtung des Kriegsrechts von ber einen Seite 
dasſelbe auf der anderen Seite zur Folge haben und thatſächlich wieber zu einer 
Berleugnung der ganzen bee eines Kriegsrechts führen. 

2) Bluntſchli 520, Mohl, Enc., 8 76, Twiss, War, 829 u. %. Ob 
und in welhem Maße die Verpflichtung befteht, darüber f. oben im 25. Stüd. 

=) Bluntfchlt hebt zwar 515 i. d. Anm. eine praktiſche Bedentung ber 
Gerechtigkeitsfrage bezüglich der Alliangpflicht hervor. Indeſſen, wenn das aud) 
unter Umftänden zugegeben werben kann, fo ift es doch für die eigentliche und 
Hauptfrage nad) dem praktiſchen Werthe von ganz untergeorbneter Bedeutung. 

2) Bol. auch das über die Schiedsgerichte Borgetragene. 

s) Bluntſchli, Rectoratsrede, ©. 11, Oppenheim ©. 224. 

35) Bgl. Blume, Strategie, S. 2, ber bied, wenn auch in einem anberen 
Bufammenhange, mit Hecht betont. Deshalb ift es aber auch ganz wiberfinnig, 
die geichäftlichen Aeußerungen praktiſcher Politiker, d. i. amtirender Staatsmänner 
über concrete Fälle in die Gerechtigleitäfrage Hineinzuziehen und für bie Frage 
nad der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit eines Krieged vermwerthen zu wollen, 
wie Calvo 8 1630 und Fiore bezüglich eines Ausipruches des Lord Ruſſel 
über ben 1864 von Preußen und Defterreich gegen Dänemark geführten Krieg thun. 

260) S. Note 33 und an ber dort angef. Stelle, namentlih das über bie 
möglidgen Folgen bes Einfchreitend dritter Mächte Gejagte. 

7, Dies ift noch in allerneuefter Zeit durch die völlige Paffivität ſämmt⸗ 
licher Mächte beim Ausbruch des letzten Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges bewieſen, 
vgl. Hälſchner in Füllner's Deutſchen Blättern, S. 20, Bluntſchli, Rectorats 
rede, S. 11, und wird nicht minder durch das Verhalten der Mächte bei den 
gegenwärtigen Bulgariſchen Wirren wie überhaupt durch einen Blick in die Ge 
jammtlage der Europäifchen Verhältniſſe beftätigt. Auch die befannte Erflärung 
Englands bezüglich der Neutralität Belgiens beweift dasſelbe. 


$ 58. 
Arten und Eintheilungen der Kriege. 


Literatur: Grotius LI, 3, 8 Iff. — PBufendorf VIL,6, 89H. — 
Bynkershoek IL, 1. — Battel IL, 1,82. — G.F.v. Martens, 
Precis, 8 263. — Mofer, Grundf. — Klüber 8 235. — dvd. Neumann 
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Drittes Kapitel. 


Das Kriegsrecht im fubjertiven Sinne, das Recht zur 
Rriegführuug und die Kriegsparteien. 


8 60. 


Das Recht zur Kriegführung und die Subjecte der Krieg: 
führung im Allgemeinen. 


Literatur zu 88 60 und 61: Kamptz 8 273 ff. — Battel IL, I, 84 — 
Klüber 8 236. — Martens 8 264, bazu Bergs und Binheiro.- Fer- 
reira. — Derjelbe und PradierFodéré zu Batte. — Heffter- 
Geffden 8 114. — Bluntſchli 8 511 fi. — Phillimore IIL, 9, 4. — 
Wheaton, El. 4, 1,5 und Lawrence zu Wheaton. — Calvo 16685. 
Broder i. d. Revue T. IV. p. 394 ff. — Nys, Le droit de la guerre 
et les pr&curseurs de Grotius, p. 54. 


Jus belli im fubjectiven Einne bedeutet nach der bereit in $ 47 
gegebenen Begriffäbeitimmung dad Hecht zur Kriegführung, das Hecht, 
Krieg führen, d. h. einen Kampf als völferrechtlich anerfanntes Subject, 
als friegführende Partei führen zu können und zu dürfen, fo daß alfo 
ber Kampf als wirklicher, völterrechtlich anerkannter Krieg zu beurtheilen 
M. Dies Necht zur Friegführung enthält demnach den Anſpruch, ge- 
gebenen Falles in allen völferrechtlichen Beziehungen, alſo ſowohl vom 

als auch von den neutralen Staaten nad Kriegsrecht anerkannt 
md behandelt zu iverben. 

Ohne dieſes Recht geführte Kämpfe find keine Kriege im völfer- 
techtlichen Einne, die fie führenden keine Kriegsparteien und folglich auch 
ot unter dem Schuhe des Kriegsrechts ftehend. 

Rad) gegenwärtigen, jeit dem Ausgange des Mittelalters als feititehend 
I betrachtenden Völkerrechte haben das Recht zur Kriegführung regelmäßig 
am die Staaten, und zwar die felbftftändigen und unabhängigen 

taaten. Sie find als die eigentlichen, ordentlichen und damit feiner 
Hemeiniamen höheren Gewalt unteriworfenen?) Subjecte des Völlerrechts 
“ud, das eigentliche und regelmäßige Subject des jus belli und haben, indem 

einerfeitö allein die nöthigen Garantien für die bejonders geſchützte 
Kriegsparteiftellung geben, andererſeits auch allein dieſen befonderen 
Cup und dieſes äußerſte Recht.) Ausgeſchloſſen find deshalb und 
m Kriegführungsrecht haben nicht: einmal Private und Privatparteien, 
dann die jogen. halbfouveränen Staaten. 

Ter Sat beruht auf der fouveränen Machtfülle und ihrer Reprü- 
ientation nach Außen, welche ordentlicher und regelmäßiger Weife allein 
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6. — Bei en ENDEN m Miaueime 1, —* 
— Rüfom, und Kriegegebrauch. ©. 67 ff. 
und vielfältig perl ae 
— Verſchiedenheit der 
und eintheilen laſſen.) Ebeuſo = 
ift aber aud die don den griegsurſachen her- 


— — 
teits· — ———— efreiungs«, Secer- 
in Hegemonic+,®) dehnungs-,') Ver 
5 Eroberungs-, Eolonifationsfriege, — 
natürliche Entwidelungstriege —— 
dr 


—8 eife des ee und ber rede auge 
it ————— Glaubens-, Kirhen-, Betehrungs-, 
J e; Ehren-,) Rade-, Nevandelriege; Erbfolge, 
rg dynaftiide Kriege; Rafien-, 

J Be) 
ſcheidung ber —— die aus anderem 
* Beben bean behandelt werden müffen?‘) und bie übrigens aus 
enen Urſachen hervorgehen und deshalb vom Standpunkte der 
a Neger Arten fallen können,?') 
prattiſchen Ergebniſſe. Auch für fie gilt dasjelbe 


ee bei — pn in Eabinets- und 
folgenden Paragraphen 
EB —— allen lin nom eh auf der Verſchieden · 
—— der bei den von den Aelteren aus) be 
nic — — —— 
J A t t 
= mieberum el ber der ae spinnen De bee 
Immmeltes“#) jowie F der in vollfommene und unvollkom · 
— Kriege*‘). Die erfigenannte Eintheilung beſtimmt ſich danach, 
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ob der Krieg von fouveränen Gewalten, bezw. anderen öffentlichen 
Autoritäten gegen einander oder aber von Privaten oder endlich von 
Öffentlichen Autoritäten auf der einen und von Privaten auf der anderen 
Geite geführt wird. Da aber da3 heutige Völkerrecht Private über- 
haupt nicht mehr als Subjecte der Kriegführung und feinen Krieg 
zwifchen oder mit Privaten mehr anerfennt?‘) und aud z. B. ftaatliche 
Kämpfe gegen Seeräuber ?’) oder Flibuftier nicht unter den Begriff des 
Krieges fallen, jo ift die ganze Eintheilung jchon deshalb ohne Bedeutung. 
Nur der Bürgerkrieg Tann noch als eine Art des privaten oder ge 
milchten Krieges erjcheinen. Die Eintheilung ift deshalb, foweit fie 
überhaupt noch in Betracht kommt, in der Lehre vom jus belli i. ſubj. 
©., dem Recht zur Kriegführung, zu berühren.?®) 

Die Eintheilung in folennelle und nicht-folennelle Kriege wird 
theils von bemfelben Kriterium wie die in öffentliche und private”) 
theil8 von der Form der Erklärung des Kriege abhängig gemacht. 

Unter vollftommenen Kriegen follen die Kriege verftanden werben, 
die fo, wie in der Regel geführt werden, d. 5. voll und ganz zwiſchen 
Staat und Staat, fo daß die Völker in ihrer Gefammtheit mit An- 
wenbung aller kriegsrechtlich überhaupt erlaubten Mittel einander feindlich 
gegenüberjtehen; unter unvolllommenen oder begrenzten die bezüglich der 
Gewaltanwendung auf beitimmte Orte, Perſonen oder Gegenftände be 
ſchränkten.ꝰ0) 


1i) Es iſt danach auch unterſchieden und claſſifizirt worden theils in mög- 
lichſt erſchöpfender oder doch wenigſtens alle Arten möglichſt berückſichtigender 
Darſtellung, jo noch neuerdings von Rüftom a. a. O. ©. 67 ff. ber neben 
mandem Schiefen, Unbegrünbeten und Unwiſſenſchaftlichen auch vielfach treffenbe, 
anregende und beachtensmwerthe Bemerkungen bietet, theils jo, daß eine Anzahl 
bejonder3 Häufig vorfommender ober bejonders intereflanter und controvertirter 
Kriegsarten hervorgehoben nnd beiprodhen wird; f. ferner Wheaton. Elem. d. 
dr. intern., p. 278, Ealvo 8 1622 ff, Neumann ©. 9, Klüber ©. 277, 
Mofer, Grundi., ©. 79. 

7) Vgl. au Calvo 1613. 

9) An und für fi wäre dieſe Eintheilung richtig und es müßte demgemäß 
claffifizirt werben, da, wie oben (8 49) bereits ausgeführt tft, der Krieg nicht blos 
Rechtsbegriff iſt und nicht blos als Rechtsmittel in Betracht kommt, ſondern aud 
noch aus verjchiedenen anderen Gründen Krieg geführt wird. Für Diejenigen, 
welche anderer Meinung find und nur Rechtöfriege kennen, wäre bie fernere Ein- 
theilung jehr einfadh, indem nur die verfchiedenen Arten des Rechtszwanges ber 
Eintheilung zu Grunde gelegt zu werden braudten und nur Kriege zur Durd- 
jegung eines Rechtsanſpruches, einer Entſchädigung und einer Genugthuung zu 
unterjheiden wären. Yu diefen Nechtöfriegen würden dann auch die Erecutiong- 
und die Straffriege zu ftellen fein. Der Begriff des politiiden Krieges kann 
übrigens in einem verjchiedenen Sinne genommen werden; vgl. Calvo 1623. 

*) Beifpiele: Deutſchland, die Schweiz. Einigungsfriege können zugleid 
unter den Gefichtspunft der Bergrößerungsfriege fallen, ebenfo Hegemoniekriege 
im Bundesſtaat. 


232 | Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 


bliques i. e. S. Weber „Privatlriege der Souveräne" braucht heutzutage nicht 
mehr gehandelt zu werben; f. darüber Klüber 8 50, N. b. 

%#) Srotiu31I., IO., 4 Pufendorf VIIL, VI. 9. 

25) Verg& zu Martens, Precis II. p. 211, Calvo 1619, Wheaton, 
El&m. d. dr. intern. I. p. 278. 

0%, S. das folgende Kapitel. 

7) Seeräuberftaaten find, wie dv. Neumann a. a. D. richtig bemerkt, ge 
ſchichtliche Anomalien, die heute nicht mehr in Betracht fommen. 

») ©. unten Kap. III. 8 62, wo, was fchon oben $ 48 hervorgehoben, gezeigt 
werben wird, baß der wirkliche Bürgerkrieg demjelben Hecht wie jeber andere Krieg 
unterworfen ift, weshalb die Eintheilung in allen Fällen ohne praktiſchen Werth ift. 

2) S. Pufendorf a. a. O. Unbere, fo Vergé zu Martens, Prec. 
II. p. 211 verftehen unter öffentlichen und folennen Kriegen dasſelbe. 

20) Als Beifpiel für den unvolllommenen Krieg werben die im Jahre 1798 
von ben Bereinigten Staaten gegen Frankreich autorifirten Feindjeligleiten ange- 
führt. — In einem andern Sinne könnte man von einem Unterſchiede zwiſchen 
vollkommenem und unvolllommenem Kriege auf Grund ber Elaufewig’jchen 
„doppelten Art des Krieges" ſprechen (Bom Kriege ©. XI.), die danach unterfcheidet, 
ob der Zweck das Niederwerfen des Gegners ift oder ob man „blos au den Grenzen 
feines Reiches einige Eroberungen maden will". — Ueber bie Eintheilung in ge 
rechte und ungerechte Kriege handelt der vorige Paragraph, über die in legale unb 
illegale f. daf. N. 7 am Enbe. 


8 59. 


Angriffs. und Vertheidigungs-, fowie Land- und Seefrieg 
insbeſondere. 


Literatur: Vattel II. L, 8 5, vgl. $ 35. — Klüber 8 235. — G. F. v. 
Martens 8 266. — Berner in Bluntſchli's und Brater's Staatswörterb., 
Bd. VI. ©. 100. — Heffter 8 113. — Bluntſchli 8 521, N. 2. — 
Reſch 8 140 (nad) Berner). — v. Neumann 8 39a. — v. Bulmerinecq 
$ 92. — Burlamaqui, Principes du droit politique, IV., 3, 1 ff. — 
Sonftige ältere Schriften über den Gegenftand Wolf, De ratione belli 
offensivi et defensivi 1677, Abhandlungen von dem Unterfchtebe bes Offenſiv⸗ 
und Defenfiv-Krieges, i. d. Deutichen Kriegscanzlei, I. ©. 773. — Ompteda, 
1I., 631. — Kampt 278. 


Auch die Unterfheidung zwifchen Angriffs oder Offenfiv- (aud 
Unfalls.) und Bertheidigungs- oder Defenfivfrieg ift nur 
von geringem Werthe.!) Sie ift hier aber, fchon weil fie in der Literatur 
vielfach, jedoch nicht immer richtig und erjchöpfend behandelt, namentlich 
mit der — ja übrigen? auch an fi praftifch nicht wichtigen — Ge- 
rechtigkeitöfrage oft in nicht richtigen oder doch nicht Haren Zuſammen⸗ 
bang gebracht wird, noch bejonder3 zu berühren. 

Es iſt zunächſt zu fragen, wonach völferrehtlih die Angriffs- und 
die Vertheidigungsitelung fich beftimmt. 
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führte Kampf; und zwar, da es ſich bier ebenfall® um das jus belli von 
Tärsıpfenden Subjecten, den „Bürgern”, handelt, an diefer Eielle. 

Denn es find einerjeitd die Staaten als die Subjecte des jus belli 
bezeidnet und die Privaten davon ausgeſchloſſen, es ift aber andererfeits 
ebenfalls gefagt worden,!) daß auch der innerftaatlihe Kampf des Bürger- 
trieges ein Krieg ſei und den ihn Führenden die Stellung und die 
Rechte der Kriegspartei (anftatt blojer Aufſtändiſcher 2c.) gebe. 

Unter Umftänden können nämlich derartige innere Kämpfe fih zu 
wirflihen Kriegen geftalten, jo daß fie nicht nur kriegsrechtlich wie 
Kriege behandelt werben, fondern daß fie in Confequenz beftimmter 
DVDlkerrehtliher Srundjäge wirkliche Kriege find. Dies hängt von 
der Ausdehnung und der Machtſtellung der Kämpfenden ab und ift alfo 
eine nur im einzelnen gegebenen Galle zu entſcheidende Thatfrage.?) 
Nur von der thatfächlichen Lage des concreten Falles hängt es demnach 
ab, 1) ob die gegenüberftehende Partei den Gegner als Kriegspartei 
(anftatt als Aufrührer und Strafbaren) zu behandeln bat, und 2) melde 
Stellung von den neutralen Staaten einzunehmen: ift. 

Eo lange es fih nur um die Auflehnung Einzelner handelt, zu 
deren Niederwerfung die Staatsregierung gewaltfame Mittel anwenden 
muß, liegt nur ein Aufftand oder dgl. vor, gegen welchen die interne 
Staatögewalt thätig wird und bei dem weder für die betreffende Staats. 
gewalt noch für dritte Mächte Triegsrechtliche Gefichtäpuncte in Frage 
tommen. Wenn aber die Strafgewalt ſich nicht mehr geltend machen 
fann, wenn dazu die andere Partei zu mächtig geworden ift, wenn ſich 
Ainander thatſächlich gewachjene Parteien befämpfen und von einer ftaat- 
lichen DOrganifation beider Parteien geſprochen werden kann, dann ift 
an Krieg vorhanden und tritt das Kriegsrecht ein,?) wie auch in dieſem 
Aalle die Sprache ded Leben? von einem Bürgerkriege redet. Dies ift 
Richt etwa bios aus Menfchlichkeite- und Zweckmäßigkeitsgründen em⸗ 
Dfehlens. und wünfchenswerth, obwohl gerade die Menfchlichleit die An- 
ertennung der im Bürgerkrieg Kämpfenden als Kriegsparteien verlangt‘) 
und das Gegentheil zu den wildeſten Nepreflalien und Graufamteiten 
"aßrt:°) fondern es folgt auch als rechtönothmwendig aus dem Cake, daß 
ölferrechtlich das factifche Innehaben der Gewalt in Betracht kommt. 
Eben deahalb ift auch der „Bürgerkrieg“ nicht blos dem Kriege gleich 
R behandeln, fondern er ift beim Cintreten der genannten Voraus: 
vdung wirflih Krieg. Das factifhe Innehaben der Gewalt ift aber, 

bald die angegebenen Kampfesdimenfionen und Machtverhältniffe einge» 
eren find, auf der einen Seite jo viel oder jo wenig fidher vorhanden 
ie auf der anderen, es trifft vielmehr für beide Theile gleichmäßig 
‚ gleichzeitig Hört die gemeinjame oberfte innerftaatlihe Gewalt auf, 
!ider die Kämpfenden unterworfen wären, und daraus ergiebt fich bie 
ante Folge als nothiwendige Conjequenz. Und zwar treffen dieſe 
gumente zu, aus welchem Grunde auch der „Bürgerkrieg“ entbrannt iſt. 
bald ift es nicht richtig, auch hier für die Anerkennung als Sriege- 
16° 
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Waffen gegriffen Hat, d. 5. die Urfache gewejen ift, daß eine vorban- 
dene BVerwidelung mit den Waffen ausgemadht wird.*) 

Will man nun hierbei ftehen bleiben und die Gerechtigkeitsfrage 
danach enticheiden, jo Leuchtet von ſelbſt ein, daß Gerechtigkeit bes 
Krieges und Defenfivftelung, Ungerechtigkeit und Dffenfive durchaus 
nit ohne Weiteres zufammenfallen und daß nicht behauptet werden 
kann, der Angriffsfrieg fei immer ungerecht, der Vertheidigungskrieg 
immer gereht. Es Tann vielmehr ein Offenfivfrieg höchſt gerecht, ein 
Defenfivfrieg ganz ungerecht fein, wenn 3. B. der eine geführt wird, 
um gerechte Schädigungen abzumehren oder (mad dem immer gleich 
fteht) gerechte und wichtige Anſprüche durchzuſetzen, der andere um foldhe 
Schädigungen oder Verjagungen zu vertheidigen. 

Allerdings läßt der Unterjchied zwiſchen Angriff und Vertheidigungs⸗ 
frieg ſich auch noch tiefer und innerlicher auffaflen, wenn man diejenige 
Partei als die angreifende betrachtet, welche die eigentliche Urſache des 
Krieges, d. 5. Dazu war, daß eine des Ausgleich bedürftige Ver⸗ 
widelung eintrat, infonderheit alſo diejenige, welche eine Verlegung, 
die den Krieg nad) ſich zog, begangen hat und aufrecht erhält oder einen 
berechtigten Anſpruch verjagt..) Dana) würde der zuerft die Waffen 
erhebende Staat ziwar nicht dann, wenn er den Austrag einer Differenz 
billiger Weiſe auch auf anderem Wege hätte erledigen können oder gar 
ohne Grund zu den Waffen griff, wohl aber dann, wenn er den Krieg 
wollen mußte, indem er den GStreitpunft nicht wohl anderd erledigen 
fonnte, wenn er 3. B. feine Ehre, Unabhängigkeit, Sicherheit, Integrität 
nicht anders ſchützen Tonnte, als der im Bertheidigungsftande befindliche, 
der andere, der die Verlegung oder Weigerung gerechten Anſpruchs be« 
gangen und aufrecht erhält, als der Angreifer zu betrachten fein. 

Bei dieſer Auffaffung fcheint nun der Begriff des Angriffsfrieges 
mit dem des ungerechten Krieges und wiederum der des Bertheibigungs- 
Krieges mit dem des gerechten ſich ohne Weiteres zu deden, was denn auch 
vielfah gelehrt wird.) Es iſt auch zweifellos in vielen Fällen 
rihtig, wie ſich aus den angeführten Beilpielen der pofitiven ober 
negativen (d. i. in der Verſagung gerechten Anſpruchs beftehenden) Rechts. 
verlegung, welche der Anlaß zum Kriege war, ergiebt. Uber es ift 
nit in allen Fällen richtig, weil die Nechtsverlegung nur ein, wenn 
auch bejonder® nahe Liegendes Beijpiel für die Urſachen und Anläſſe 
des Rrieges if. Wäre der Grund des Krieges immer Wechtöver- 
legung und der Krieg nur Nechtsjtreit, jo würde die andere Meinung 
ridtig fein. 

Aber es giebt noch mannigfacdhe andere Urfachen des Srieges,?) bei 
welchen von einem Bujammenfallen von Dffenfive und Ungerechtigkeit 
und von Defenfive und Gerechtigkeit des Krieges nicht geſprochen werben 
fann, und zwar um jo weniger, als gerade in joldhen Fällen, bei poli- 
tiichen Berwidelungen, geſchichtlichen Entwidelungsprocefien u. ſ. w. (wie 
übrigens auch bei jchwierig liegenden Rechtsfragen) es ſchwer, ja ım- 
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Darıbeln.??) Bezüglid der unbetheiligten, neutralen!?) Staaten ift bie 
.srage aber von vornherein eine bölkerrechtliche. 

Die Berantwortung für die Entfcheidung der Frage in concreto 
Bat der die Enticheidung treffende dritte Staat zu tragen und deshalb 
namentlich für Die unzeitige Anerkennung Aufftändifcher als Kriegspartei 
und fein dem entiprechendes Handeln einzuftehen, wie umgekehrt auch für 
Vie mit Unrecht verfagte Anerkennung einer Partei ald Kriegspartei.) 


N 8 48 und Noten 2 und 6 baf. 

2) So ridtig Gefiden in Note 3 zu Heffter $ 114; Canning, Instruc- 
tions to Mr. Stratford Canning; Wellington, Desp. II. 834; Ealvo 8 1627. 
S. anch v. Reumann a. a. O. ©. 97. Völkerrechtlich hätte eine andere (früher 
betonte auf den Gründen oder ber relativen Berechtigung der Erhebung beruhende 
Unterſcheidung zwiſchen Rebellion und Bürgerkrieg gar feinen Werth, vgl. Vattel 
IL ch. XVII. 8 292, und braucht ſchon aus dieſem Grunde nicht mehr berührt 
zu werden. Bgl. Battel 8 295. 

2) Battel a. a. D. 8 293. 


*% U. A. auch wegen der Eonjequenzen für die Hülfsthätigkeit, vgl. Bulletin 
Intern. 1870, p. 175, wie denn gerade im Amerifanifchen Kriege die Hilfs 
watigteit Bedeutendes leiftete, auch in Spanien f. Bulletin Internat. 1873 p. 
3, 1874 p. 161, 1875 p. 188, 1876 p. 16, 88, 1880 p. 21. Aber auch davon 
Ganz abgejehen wegen der ſonſt unvermeiblichen gegenjeitigen Graufamleiten und 
"umöthigen Leidenszufügungen aller Art, Vattel 8 294. 

2) Bgl. Battel 88 294, 295, Broder a. a. D. ©. 404. 

) Bluntſchli 8 512, N. 3, vgl. Lawrence zu Wheaton I. p. 182 ff. 

) S. unten. 

7 Die Vereinigten Staaten von Rorb-Amerifa waren deshalb nicht berech⸗ 
Ügt, über die Anerkennung ber Südſtaaten durch dritte Mächte, wie fie gethan, 
"gu beichweren, um fo weniger, als fie bei anderen Gelegenheiten und in 
anderen Beziehungen, wenn auch nicht immer und nicht principiell, ſelbſt die Süd- 
Raten als Sriegspartei anerkannten; vgl. Geffcken zu Hefiter 8 241, N. 3. 
Sr den 1866er Deutichen Krieg würde übrigens noch in Betracht fommen, daB 
deenßen und Defterreich nicht blos Bunbes-, ſondern auch Europäifche Großmächte 
"ren, wenn ſich nicht ſchon auch ohne das die Kriegsqualität jenes Kampfes und 
de friegeparteiqualität der ihn Führenden ergäbe. Fernere Beilpiele von Bürger- 

bieten aus der neneiten Geichichte Spanien, Portugal, Merico und die 
Eidameritanifchen Republiken. Ueber den Amerikaniſchen Srieg |. des Näheren 
Calvo & 1628; vgl. Bluntſchli 514, N. 1 und dejjen dort angef. Opinion 
mpart. sur la question de l’Alabama u. i. Revue II. p. 457 ff. 

) Bgl. v. Holgendorff in diefem Handb. II. 8 25 ©. 10. 

2) Bel v. Holpendorff, Encnflopädie, S. 1022. Es wird das ganz Har, 
venn man nur vergleicht, twad Battel chap. XVIII. in ausführlider Darftelung 
berüber vorträgt. Es lann natürlih vorlommen, daB eine ftreitende Partei im 
Ersete von den anderen Mächten al3 Kriegspartei behandelt wird, nicht aber von 
ber gegenüberftehenden Bartei, vgl. Calvo 8 1627. 

12) Bol. die Lehre von der Intervention und im folgenden Paragr. die von 
ben Bündnifien, indem auch für diefe Art des Krieges das über die Bündniſſe 
überhaupt Seltende zur Anwendung kommt. 
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8, Ebenfowenig wie im Streite Einzelner ber in... . x:mitd- oder Zous 
aus der Nothwehr heraustritt und rechtlih zum A. = al Gonjequen; 
Umftänden thatſächlich die erfte Angriffshandlung ' a die Zulafiung von 
merfi von Rüftom ©. 45. Deshalb führte auch =? von Ausdehnungen 


lieniſchen Kriege Defterreich feinen Angriffskrieg im re* 
obgleich e3 militärifch angegriffen, d. h. zuerſt die "" = — — 
Hatte; und Deutſchlands Defenſivſtellung im letzteu ?cen Steuung en. 
rechtlich oder politiſch genommen nicht zu einer = Ten ben folgenden 
wenn die Meine Saarbrüdener Affaire nit Wr. mr A aber das eigentliche 
Ueberſchreiten der Franzöfiihen Grenze vorangı. a 
militärische Offenſive auf Seite Yranfreihs ger: - Zuge entftehen, welche Ge 
9 So Battel, Heffter, ud G. .. VKecht zum Beginn eines 
Ferreira, auch Calvo 1614; nicht ganz br . Zmmates auszuüben befug! 
2) Vgl. v. Bulmerincqg, auch Berr — —72 die in verſchiedenen 
Widerſpruch ſteht Bluntſchli, wenn er jant* * wonarhiichen Staaten 
„bie verſchiedene Rechtsſtellung“ fei, ohne -*- äanbeäheren zu.%) Wo Dies 
8 1614 a. E. nennt, übrigens nicht von fine ®_ Sanb —* Sri 
folgend, den aljo den Krieg veranlaffender upiiik wer herr, um riege 
hin zuerſt zu den Waffen greifenden BSvertretung gebunden iſt, 
Unterſcheidung iſt immerhin noch eine ze Zur acch nur durch den Landes⸗ 
aufklärende. Genau genommen kommen ug . Es ift da3 aber 
tärifche Angriffshandlung, bie Kriege zit von außerftantlichem 
Aeußerung, da3 Wollen des Krieges — — des Staates nach außen, 










Streit hervorrufendes Verhalten. Di Amez; des Krieges liegt und ber 
ſehen, die nur hervorzuheben pfleg ren bat,d) iſt in Monarchien 
Offenſivſtellung nicht beſtimme, ei J lich nur darauf an, wer 
höchſtens unbeſtimmt andeutet. pi zer Wenn deshalb z ®. ber 
, . B. 
ren die au Die Buflimmung ber Wall 


©, Dies kann um jo me a viele Buftimmung einen Krieg 
uffegen, nit als Eingreifen at Rn = feinem Kriegsgegner al3 auch 
S. 3eff., Klaber, &. 5 u ab diegſũuhrender zu betrachten ſein, 
Mojer geichichtlihe Beilpr-' Ara ev⸗ geſchehen müßte, auch wenn 
zu werden, bei Martens zen Halle auf Seiten des gegneri- 
849. | zen factiſch Seriegführenden nich! 
10 S. unten 8 68, ' Merkrlich liegt in der Anerkennung 
11) S. oben 8 47, ver Segitimität®) oder berartiges. 
bervorhebt, daß bie Str auch für Republiken und für zu- 
von ben Kriegführenb = ge ehbängige, halbſouveräne Staaten 
Meere in unmittelbar zum Suzerän und damit nad 
Kriegdarten eine gan; t ober im einzelnen Falle ifi 












19 Oben 5 47. x ‘ . 
1 ihnen und dem Öberjtaat u. ſ. w. 
“ Soendaſen Bee Nach außen und für dad Ber: 
des zur Gee geff* mätwionbere zum Striegögegner, komm! 





nur auf die factiiche Macht und 
Das Gegentheil anzunehmen, 
thlich, ſondern auch völkerrecht⸗ 


die Säße des La 
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dem vollfouveränem Staate als ein wejentliches Majejtät- oder Sou⸗ 
veränetätzrecht zuftehen. Hieraus ergiebt fi einmal als Conjequenz 
die Ausſchließung anderer Subjecte, ſodann aber auch die Zulafjung von 
gewiljen, wirklichen oder jcheinbaren Ausnahmen und von Ausdehnungen 
der Negel, die auf dem thatjächlichen Innehaben der Macht und der den 
unabhängigen Staaten gleichen oder gleichartig gewordenen Stellung beruhen. 

Das Eine wie das Andere wird in diefem wie in den folgenden 
Paragraphen näher zu unterfuchen fein. Vorher ift aber das eigentliche 
und regelmäßige Subject ſelbſt zu betrachten. 

Bezüglich desjelben kann zunächſt die Frage entftehen, welche Ge- 
walt oder welches Organ im Staate dad Recht zum Beginn eines 
Krieges befitt und folglich das jus belli des Staates auszuüben befugt 
ift. Dies ift eine Frage des inneren Staatsrechts, die in verjchiedenen 
Staaten verſchieden geregelt fein Tann.) In monarchiſchen Staaten 
fteht das Recht in der Negel allein dem Landesheren zu.) Wo dies 
aber nicht der Fall ift, und verfafjungsmäßig der Yandesherr, um Kriege 
führen zu können, an die Zuftimmung der Vollövertretung gebunden ift, 
da wird das das jus belli übende Subject auch nur durch den Landes 
berrn und die Volksvertretung gemeinfam dargeftellt. Es ift das aber 
nur eine Frage von innerjtaatlichem Intereſſe, nicht von außerftaatlichem 
oder völferrechtlihem. Denn der Repräfentant des Staate8 nach außen, 
in defien Hand Eröffnung und Weiterführung des Krieges Tiegt und ber 
deshalb auch allein den Krieg zu erklären hat,“) ift in Monarchien 
allein der Monarch. Auch fommt es völferrechtlich nur Darauf an, wer 
factiſch die ſtaatliche Macht in Händen hat. Wenn deshalb 3. B. der 
Hall einträte, daß ein verfafiungsmäßig an die Zuftimmung der Volks⸗ 
vertretung gebundener Landesherr ohne diefe Zuftimmung einen Krieg 
begönne, jo würde er völferrechtlih von jeinem Kriegägegner al3 aud 
von den neutralen Staaten ebenfo als Triegführender zu betrachten fein, 
wie das ſelbſt Hinfichtlich eines Uſurpators gejchehen müßte, auch wenn 
überhaupt nur die Neigung im praftifchen Falle auf Seiten des gegneri- 
ſchen oder dritten Staates bejtünde, den factiſch Kriegführenden nit 
als jolchen behandeln zu wollen. Natürlich liegt in der Anerkennung 
als Krieg3partei nicht die Unerfennung der Legitimität®) oder derartiges. 

Dasſelbe gilt mutatis mutandis auch für Republifen und für zu- 
fammengefegte Staaten.?) Ebenfo für abhängige, Halbfouveräne Staaten 
u. |. w. Die Frage nach ihrer Stellung zum Suzerän und damit nach 
dem Recht zur Kriegführung überhaupt oder im einzelnen Falle ift 
ebenfalld eine interne Frage (zwifchen ihnen und dem Oberftaat u. ſ. mw.) 
und bier nicht näher zu unterfuchen.?) Nach außen und für das Ber- 
hältniß zu den dritten Mächten, insbejondere zum Kriegögegner, fommt 
ed, was bier allein feitzuftellen ift, nur auf die factiihe Macht umd 
Ausübung wirklicher Kriegführung an.?) Das Gegentheil anzunehmen, 
würde auch hier nicht nur praftifch unräthlich, ſondern auch völkerrecht⸗ 
lich unzuläffig fein.) 


Wedt zur Kriegführung und die Subjecte derjelben. 


würde aud) Be wort de 
®. vertrieben ift, 


auch Private‘*) zur Strieg) 
WLlmähtigt, ſei es zur Kriegführung Überhaupt, IN es zur Vor 
some einpelner lungen. Geſe &, fo find die 


auf ftnatficher Vollmacht beruhende Kriegführungsrecht. it 
i * Ausnahme don dem 


die Bindiriffe anzufehen wäre. 


as 2 —— a. a. O. ©. 404: „La qualitö de 
une faveur, un credit accord& à quelqu un & charge de retour“, 
Bar Batteı und Ealvo a. * D. Die von Piuheiro- Ferreira zu 

Bere suche aufgeftete Behauptung trifft burdaus nicht immer zu. 

Much iu conftitwtionellen Monarien, ji m En Dei Rd 
d. 5. daß bad Recht == ausjchließ Landesherrn. ſondern 
zuſteht, * nur benfbar, ſondern auch 
u fo bis gegen Ende des Ießten 
in Schweden, vgl. Battel a. a. D. 


Kriegsbefchliehung und «Erklärung unterfchleden werben und 
fein fan. Sierauf ift ber Wert der bie innere 
den Einteilung Pinheiro. Fer · 
danach auch deſſen Stritif ber Publi · 


die zuſammenge ſezten Staaten als 
fit ober weldhe einzelne ihrer Ötieder mit dritten Mächten führen. Ueber 
‚Wliebern unter einander geführten Sriege f. gleich weiter unten in $ 62. 
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8) ©. darüber Bd. II., Stüd 5, namentlih 8 25 bie). Hanbb. 

®) Bgl. das in 8 62 über den Bürgerkrieg Gejagte und v. Holtzendorff 
in diefem Handb. II. $ 25, Nr. 4. 

10) Ueber die Folgen, die eine ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Autorifation 
zur Sriegführung des Unterftaates feitens des Oberftaates für ben legteren hat, 
j. Note 16; über die Beurtheilung des befonderen Falles eines Krieges zwiſchen 
Dber- und Unterſtaat $ 62. 

1) Die wandernden germanifchen Bölfer find von ben Römern ftets ala 
Kriegspartei behandelt worden. Bol. Bluntſchli 512, N. 4. 

12) &, 88 63, 64. 

18) Beiſpiel die DOftindifche Compagnie, welche das Recht ber Kriegführung 
bis zu ihrer Auflöfung als politifhe Eorporation im Jahre 1857 von England 
hatte. 

14) So dur Ertheilung von Marten und Kaperbriefen (lettres de marque 
et de represailles), über die im Seekriegsrecht zu handeln ift. 

15) Klüber $ 236, Martens, Precis, 8 264, Wheaton, El&ments I. 
p. 278, Pauli, De jure belli societatum mercatoriarum majorum, Halae 1751. 
Speciel über die Dftindiihe Compagnie Macauley, Essais über Clive und 
Barren -Haftings. 

16) Note 12. Nach denſelben Grundfähen ift der feinem Unterftaate bie 
Kriegführung ausdrücklich oder ftillfehweigend geftattende Oberftaat zu beurtbeilen, 
für den fih danach die Eonjequenzen ergeben. Ein Geichehenlafjen ſeitens des 
Oberſtaates wird in dubio eine ſtillſchweigende Autorijation enthalten. 


8 61. 


Ausſchluß der Privatgewalt vom Recht der Kriegführung 
im Bejonderen. 


Bis zum Ausgange des Mittelalters traten allerdings auch Private 
als Kriegführende auf und wurden als folche betradhtet.!) Allein bie 
fortgejchrittene und conjolidirtere Staatenbildung hat das Fauft- und Yehde- 
recht der Feudalzeit wie alle Arten des PBrivatfrieges völlig befeitigt. Im 
gegenwärtigen Nechtözuftande der Eulturftaaten, der nur noch Staaten oder 
in bejonderen Fällen jtaatenähnlihe Subjecte als Kriegöparteien an- 
erkennt, werden Private und Privatgefellihaften als folche nicht mehr 
betrachtet und fünnen nicht mehr den Anſpruch erheben, weder gegen den 
gegenüberftehenden noch gegen die anderen Staaten, als Sriegführende 
behandelt zu werden. Es giebt demnach Heutzutage nur noch „öffentliche 
Kriege” und feine „Privatkriege”?) mehr. 

Daß eine ftaatlihe Bevollmädhtigung zu Kriegen oder beftimmten 
friegerifchen Handlungen allerdings an Private ertheilt werden kann, 
iſt Schon hervorgehoben worden.?) Dann Handelt e3 fich aber um Ueber- 
tragung de3 ftaatlihen Rechts; aus eigenem Rechte können Private 
nie Krieg führen. 

Die Privaten, welche ohne ſolche Autorifation zu gemaltjamer 


hne tag) Kampfenden, 
In ed, melde —— ae hat das 
nicht unterfchieben. 


Beifpiele der 
Büge Gari+ 


jelbftftändige Feen organifirt find und 
Waffen erheben, als Kriegeparteien zu — 
ſich für dieſe — namentlich darauf berufen, 
Parteien gewiffermaßen den Staat darftellen, daß es im 
Humanität liege, fie als Kriegspartei und nicht als Ber 
‚behandeln und durch letzteres font nicht eintretende Grau · 
Barbareien hervorgerufen und daß durch die Friegs- 
ſolcher Parteien Garantien der Ordnung gegeben 
Täßt ſich auch nicht verfennen, daß in biefen — die Er 
‚Bedingungen, nament namentlich den guten Glauben vorausgefeht, 
halb bie Entwidelun 


jept ift dieſe Entwidelung aber nicht erfolgt, und als ein 
Fr ee! deshalb das — jener Auf · 
hingeſtellt wı . Eine anl Fr 
was in —* Bällen der Humanität entſpricht mo ü 
Henäbus) det Böllereeihta IV. 
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5) S. darüber Bd. II., Stüd 5, namentlih 8 25 dieſ. Hanbb. 

°) gl. das in $ 62 über den Bürgerkrieg Gefagte und v. Holgenborff 
in diefem Handb. II. $ 25, Nr. 4. 

10) Meber die Folgen, die eine ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Autorifation 
zur Kriegführung des Unterftaates feitens de3 Oberftaates für ben lebteren hat, 
j. Rote 16; über die Beurteilung des befonderen Falles eines Krieges zwiſchen 
Ober. und Unterftaat 8 62. 

21) Die mandernden germanifchen Völker find von ben Römern ftets ala 
Keriegöpartei behandelt worden. Bol. Bluntſchli 512, N. 4. 

13) S. 88 63, 64. 

18, Beifpiel die Oſtindiſche Compagnie, welche das Recht ber Kriegführung 
bis zu ihrer Auflöfung als politiſche Corporation im Jahre 1857 von England 
hatte. 

14) So durch Ertheilung von Marken und Kaperbriefen (lettres de marque 
et de represailles), über die im Seekriegsrecht zu handeln ift. 

15) Kfüber 8 236, Martens, Pre&cis, 8 264, Wheaton, El&ments I. 
p. 278, Pauli, De jure belli societatum mercatoriarum majorum, Halae 1751. 
Speciell über die Ditindiihe Compagnie Macauley, Essais über Elive und 
Warren-Haftings. 

16) Note 12. Nach denjelben Grundſätzen ift ber feinem Unterftaate bie 
Kriegführung ausdrüdtich oder ſtillſchweigend gejtattende Oberſtaat zu beurtheilen, 
für den ſich banad) die Eonfequenzen ergeben. Ein Geſchehenlaſſen ſeitens bes 
Oberftantes wird in dubio eine ſtillſchweigende Autorijation enthalten. 


8 61. 


Ausschluß der Privatgewalt vom Recht der Kriegführung 
im Befonderen. 


Bis zum Ausgange des Mittelalterd traten allerdings auch Private 
als Kriegführende auf und wurden als folche betrachtet!) Mllein die 
fortgefchrittene und confolidirtere Staatenbildung hat das Fauſt- und Fehde- 
recht der Feudalzeit wie alle Urten des Privatkrieges völlig bejeitigt. Im 
gegenwärtigen Rechtözuftande der Eulturftaaten, der nur noch Staaten oder 
in befonderen Fällen ftaatenähnlihe Subjecte als Kriegdparteien an« 
erkennt, werden Private und PBrivatgejellihaften als ſolche nicht mehr 
betrachtet und können nicht mehr den Anspruch erheben, weder gegen den 
gegenüberjtehenden noch gegen die anderen Staaten, als Kriegführende 
behandelt zu werden. Es giebt demnach, heutzutage nur noch „Öffentliche 
Kriege” und feine „Privatkriege”?) mehr. 

Daß eine ftaatlihe Bevollmädhtigung zu Kriegen oder beftimmten 
friegeriichen Handlungen allerdings an Private ertheilt werben kann, 
ift ſchon hervorgehoben worden.) Dann handelt es fich aber um Ueber- 
tragung des ftaatlihen Rechts; aus eigenem Nechte können Private 
nie Krieg führen. 

Die Privaten, melde ohne ſolche Autorifation zu gewaltſamer 


daß durd; bie friegs- 
anijati Parteien Garantien der Ordnung geoehen 
fäpt 1 and nit wertennen, daß in diefen Gründen, di 

u den guten Glauben — 


Völterrechts Tann deshalb das in jener Aufe 
werden. Cine ambere Frage ift 


a — Fällen der Humanität entſpricht uw ob im 
ud det Böllerreßta IV. 
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8 66. 
Die Zuläffigkeit der Kriegsraifon im Befonderen. 


Ob in dem am Ende des vorigen Paragraphen zuleht erwähnten 
le Moral und Menfchlichkeit die Kriegsraifon immer empfehlen und 
od man die Retorfion üben oder auf fie verzichten will, ift eine Frage 
für ſich. Das Recht zur retorquirenden Nichtbeachtung der Kriegsmanier 
ft ine dieſem Falle vorhanden. Denn es kann, wenn die eine Seite 
nicht erfüllt, nach bekannten Grundſätzen auch von der anderen Seite 
fine Grfüllung verlangt werden. Am Wenigften kann dies im Sriege 
geſche Hen, wo man durch ein unerwibertes Hingehenlaffen der von 
der SBegenjeite begangenen Verletzungen der Kriegsmanier in Nachtheil 
md im eine ungünftigere Lage als der verlegende Gegner verjeßt werden 
Uunte binfichtlich des mit allen Mitteln zu erftrebenden Ziele: Brechen 
vd gegnerifchen Willens und Erlangen des Sieges. 

Ebenſowenig Tann die Berechtigung zur Kriegsraiſon geläugnet 
werben beim Eintreten äußerfter Nothfälle. ft ſchon bei Nothlagen 
Emzelner die Straflofigfeit von noch jo ſchwer verlegenden Nothitands- 

handlungen anerkannt, fo muß das in noch höherem Grade im Kriege 
der Fall fein, bei dem fo viel mehr auf dem Spiele fteht. Wenn des⸗ 
halb die Sachlage ſich fo geftalten follte, daß die Erreichung des Kriegs⸗ 
mes und die Befreiung aus der äußerften Gefahr durch Schranten der 
Kriegamanier gehindert würde, und wenn alfo der Zwed nur dadurch 
reiht und die äußerfte Gefahr nur dadurch befeitigt werden Tann, daß 
de Schranke der Kriegsmanier durchbrochen wird; fo darf letzteres ge- 
ihehen.!) Es darf fchon deshalb gefchehen, weil es geichehen muß, 
d. h. weil fein Kriegslauf in ſolchen äußerften Fällen fich hemmen und 
& freiwillig zu einer Niederlage, vielleicht zum Untergange kommen 
lege, nur um das formale Mecht nicht zu verlegen; m. a. W. kein 
Verbot, das ja auch in fich zwecklos fein würde (denn von weldem 
ührer, von welchem Staate könnte man einen folden Heroismus 

der Demuth und Entfagung erwarten?), kann hier etwas erreichen und 
mi dem Anipruch auf Anerkennung und Gültigkeit auftreten. Natürlich 
tm ein derartiger Conflict nur ganz ausnahmsweile eintreten. Tenn 
die Regeln der Kriegsmanier find durch die regelmäßige Gewohnheit und 
ben wohlerwogenen Vertrag jo eingerichtet, daß fie regelmäßig befolgt 
werden können. Cie find aufgebaut auf den thatfächlichen Verhältnifien, 
wie fie zu fein pflegen, ebenfo wie die Regeln des Staatd- und Privat. 
rechts, und nur befonderer Ausnahmezujtand kann hier wie dort Die 
Seholgung unmöglich mahen. Wie follten auch die PVorfchriften der 
Ariegdmanier, die zum Schutze mebrlojer Privater, vermundeter und 
fampfunfähiger Soldaten, des Privateigenthums, der Rarlamentäre, der 
Heilighaltung geſchloſſener Verträge zum Schub eines occupirten Landes 
gegen unnöthige Bedrückung, Zeritörung, Ausplünderung gegeben jind, 
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durch den Kampf Bervorgerufenen bei-: . gen Noth- und Aus⸗— 
auch dem Striege fein Recht. Tirjes : chen den Vorſchri r̃ten 
verbietend, es giebt wie jedes Ned, . Frregenothwendigkeit iiber 
Gewalt, welche der Zweck des Nr: 2 ausgeſchloſſen, dag Die 
darüber hinaus gehende unnöthige © . „2 Anwendung gebracht und 
friegeriichen Nothwendigkeit den ı;- ‚zagemanier etwa auf gleich 
ſeits die zuläffige humane Schraxt-  bandelt fi vielmehr zur 
führung, die gegenfeitige Anwend. —ꝛx. und deshalb erſcheint art 
ſchen Mitteln, errichtet es Schr... „ zermherein als nicht allzu Br 
Leidendzufügung aller Art. „nt, fo fchließt fie, wiees i hre 
Namentlich foweit e3 die : == ruifon der Kriegsmanier v OT- 
bezüglich der Mittel der ein: . mgkit des Kriegsrechts iſt TU 
ed mit dem Namen der tr; „ac möglichen Eintretens der fr Tco% 
und dann die bei der Nalr er RT allerdings mit voller TI 
zuläffige Berechtigung ar“ " at RT Kriegeraifon in außeror DIEN! 
die Kriegsraifon (mic. _. zen follte, eö gäbe nun chen DE 
fagt, jus oder titulus nr. aus Kriegsrecht, da es ja gerat © in 
Die erſtere bezeichn. mr met den Anforderungen der K rieg 
mittel, welche der Stı: ” x. brauchte, und es bejtünde m t hin 
Zurüdhaltungen, Die „ ’uh allein der Siriegabraud in Dem 
Schranken, die ſich "zum — ſo hieße das weit über das Ziel 
die Kriegeraijon, ı: as Kerfennen, welche jeder reif Th 
Kriegsmanier unbean u ammohnt. Die Kriegsraiſon ve Buͤlt 


zwei Fällen geſchel. ., aurtand zum Strafrecht, und man kE zn 
Zweck des Arie. "7 00, nu ee Argumentation fich aufitellen IE «ei 


und durch die zu: Sirrfrecht gäbe, weil deſſen Eagungge = t ja 
Retorfion, al Bag A Nu zu werden braudten. Das in 
manier von ==", zuztnnung jo gut barjtellen wie das Arı KT. 
Tai; iu ig NT ausnahmsweiſe berechtigten Kriegar CAiſon 
beredtigt ... ° „gerse Aufitellung eines anftatt blofen, be I ebig 
J —e⁊ deſtehenden wirklichen Krieggrechts mid 

>. = 2°, 02 zoenfo wenig kann auch mur hier von dem 
DT ann von Grotius und Pufendorf bei aup. 

" en a agumg des Kriegsrechts die Rede fein. ud 

> Bu: — Ta Niebig aufgefündigt, fondern nur aus ganz 
nat .A Srunden ausnahmsweiſe außer Acht gel lien 
nicht ITS aAd Die Kriegsraiſon al3 etwas Unrehtl. iches 
bezei 5 u Sruch des Kriegsrechts auffaſſen jollte _— 10 


it TEN Xedxxxiſtenz eines — ja doch möglicher er 
> galt - Nriegercchts nicht gefolgert werden Fön HEN. 
bi :_ Sa u ui auch unter diejem Gefichtäpunfte wiederum die 
". ET amgeren Nechtögebieten, auf denen allen chen Wal 
" “ ÖL „2 get auder Umſtänden ungejühnte und jolche, die wzidt 
u iden konnen, vorkommen. 
Rn Zn 


— — — —_——- 


Tie geichichtliche Entwidelung des Kriegsrechts. 257 


.: asraiſon ift Deshalb aud zu allen Zeiten, aud im Altertum 
12.2. den interejjanten Fall bei Thukydides, den v. Holtzen⸗ 
udb. I. S. 216 bervorhebt. 

dem Boden Diejer unerläßlichen Anerfennung der Kriegsraifon läßt 
1ngung finden mit dem oben erwähnten erlangen der Militärs 
..maun a. E. jeiner Abhandlung und die jonft oben Kap. I. Angef.), daß 
»die militäriishe Nothmendigfeit unbedingt vorzugehen und allein zu 
"habe. Es ift dies, wie gefagt, zuzugeben; im Zweifel, im wirklich 
nen all des Eonflict3 Tann nicht zu Gunften des Rechtsſatzes, ſondern 
© zu (Bunſten des Kriegszwecks und der militäriichen Nothwendigkeit entichieben 
ten ber es liegt nicht häufig ein wirklicher Conflict vor. Im Gegentheil 
“ir amd vertrügts der Kriegszweck, daß nicht gerade jo, wie vielleicht ohne den 
:Ztsfag gehandelt wäre, fondern fo, mie der Rechtsſatz vorſchreibt, gehandelt 

"> — und danı gilt die Kriegsmanier, da fie gelten Tann. 


8 67. 


te gefhichtliche Entwidelung des Kriegsrechts und feiner 
Srundfäglihen Auffafjung; und zwar I. überhaupt und 
im Alterthum. 


eratur: Die vor dem erjten Kapitel angef., die Hiftorie betreffende Literatur: 
Laurent, Yard, Wheaton, Lawrence; Einiges auch bei Hosack, 
(mthe rise and growth ot the law of nations. 1882. — v. Holtzendorff 
in diei. Handb. I. S. 159 ff., namentlih S. 169, 180, 191 ff., 211, 2183 ff., 
Sof, 261 ff., 269 ff., und die dort Citirten. Beſonders Müller -Johmus, 
Geſchichte des Böllerreht3 im Alterthum, 1848 — Wachsmuth, Jus 
gentium, quale obtinuerit apud Graecos ante bellorum cum Persis 
gestorum initium, 1862. — Schömann, Griech. Alterthümer, 1873. 3. Aufl. 
-- Ösenbrüggen, De jure belli et pacis Romanorum 1836. — 
— Hälschner, De jure gentium, quale fuerit apud populos orientis. 
142 'pars prior. — ©. aud) De Wal, Inleiding tot Volkerregt, 1835, 
&.124 fi. — Axel Benedix, De pracda 1876. — Schulze, Grundriß 
3. Vorl. über Böllerredt. 1880, S. 4 fi. — F. v. Martens in feinem 
Kölferret II. S 107, Bluntſchli, Böllerr. i. d. Einleitung S. 12 ff. und 
deſſen: Tas Beuterecht im Kriege und das Geebeuteredht insbejondere, 1878, 
2.11 ff. — Schmidt: ErnftHaufen, Brincip der Genfer Convention. 
S. 6. — Rhamon, Völkerrecht und Böllerfriede, 1881, ©. 4 ff. 
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Die Frage nach der Exiſtenz eines Kriegsrechts in der Bergangen- 
Kt wie nach ſeiner Entſtehung und Entwickelung im Lauf der Ge⸗ 
hte läßt jih im Allgemeinen dahin beantworten, daß zwar jebe 
"u und jedes Bolt von den Anfängen der Gejchichte an völfer- und 
tensrechtliche Beziehungen aufzuweiſen hat,!) welche vielfadh, und zwar 
Tode in verhältnigmäßig weit zurüdliegender Zeit viel weniger gering- 
dardduh des Söllerrehts IV. 17 
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See 
leicht unerfüllbar fein? Nur in ganz 
nahmefällen ift das und damit cin 
der Kriegsmanier und den Anforderun: 
haupt denkbar. Es ift deshalb vou 
Kriegsraiſon häufig, leihthin ımd in . ... :nd Örundlagen des jegi; 
in der praktifchen Ausübung als u: emußtes, principielles 
Linie ftehend betrachtet werden Teil der Rechtsorbnung ert 
um etwas ganz ausnahmsweiſe 
die Bulafjung der Kriegsraifon .. _r :es Altertfums, ſowohl die des 
dentlih. Wenn aber die Au— „ua der Vorftellung der abſoluten 
Natur ift, die Regel aus und axentlich des befiegten Feindes 
Die regelmäßige, or] de friedlichen, nichtcombattirenden 
ſchon wegen dieſes blos aut·iutiur des Siegers anheimfielen. 
raiſon ſalvirt. Wenn man — u Gut verfügen und fie tödten 
ſchiedenheit anzuerfennender .s ms Sand beftimmen. Nicht nur 
lien Not, und Ausnah __. „sit, ſondern jebe darüber hinaus 
halb im Grunde ja doh „zn Peraubung und Berjtörung mar 
den kritiſchen Fällen Ir mer Rehisiag entgegengeftanden Hätte 
führung doch nicht ben" _ :m wndlichen Staat und den ihm ange 
anftatt eines Kriegsre · mire. Allerdings finden fi im 
oben ($ 52) vermorfe · rung, Unverletzlichleit der Parla- 
hinausſchießen und » * . ‚zuge geichloffenen Verträge umd über- 
Einrichtung und jer * __ „pade Wildungen. Aber ein eigentliche: 
ſich zum Kriegsren " re Vefiegten begründen fie nicht. 
mit demjelben Kur: "sr Orients, jo bei Aſſhrern und Juben, 
jagen, da es ine Scorankenloſigkeit und Graujamfeit der 
doch in Norhji. “x weg Telbjt war ein Vernidhtungstrieg. 
würde die chin." ” zamın und Anbern, finden fid) dagegen jehr 
Dur  Wiglih der „Kriegsmanier“. So waren 
wird alin allerdings nur unter gewiſſen Roraus- 
In U Gedanken conſtatirenden Weiie, 
ee Waffen, die Tödtung ſich ergebender 
oben überf,., ker a au ſchlafender Feinde, Verlegung von 
teten 9 TA zart Aederu und Häuſern. Aber es ſind 
u za RT beichränfenden Vorausjegungen, eben 
ti. 


zug angenommen wirt.” 












































D —— nlerdings eine kriegsrechtlichere Auffaſſung 
— 3 Awhhen Staaten unter einander und der 
un — ————— was nebſt gewiſſen Milderungen 
— gar air ein Fortſchritt in der Entwidelung be 
e iene deſſere Yurfallung hatte nur eine 
dr ” * —*—* xr Ampdiltenenbund umiaßte von vornherein 
enden Staaten und verlor außerdem im 
won zuimudung der Griechiſchen Verhältniſſe an Be 
— —— Arien, alio barbariichen Staaten hatten, und 
> Be a zen Der vernchmiten Geiſter Griechenlands, 
—— 
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BB ba chAlaljet ab gereastt niet — 
mifpertrag, traitö d’alliance). ER Verhäftniffe 


Staaten find Im zweiten 
die Hülfe leiftende Partei Nebenpartei — acht, auxiliaires), 
Befieht nur ein Hülfs- oder Subfibien« Vertrag, trait6 de 
seeoors, de subsides ete. und die geleiftete Hülfe erjcheint 
weise und im eigentlichen Sini wirklichen 


n verbundenen Par · 

Krieg überhaupt nicht — ſondern ein Staat, der 
in mehreren Kriegen befinden. 

—— —— und eine partieuläre 

allen Kräften umd Mitteln, welche der 

1) die partienläre nur beftimmte, qualitativ 

Unterftägung, Verftärfung und Vergünftigung 

don Hüffstruppen oder Kriegsſchiffen, Lieferung von Waffen 

von — Einränmung von 

lägen, Geftattung des Durchmarſches oder 


lediglich auf die allgemeine Lehre von den 
on ben Neutralen,®) un mit dem Recht 
— i 


ed noch bejonders zu unterſcheiden, 
Grund. 


— und namentlich für die zwiſchen 

nur in der Art der thatſachtichen Beichafienheit 

80, cause commune und promettre seule- 

Blüber 8270, Martens & 298, Calvo $ 1765, 

‚biofen Hütföverträgen fagt, qu'ils en impliquent un lien moins 

At, une protection moins #tendue, un engagement mieux defini), fo daß 
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fügige Keime und Anfäge gewefen ſind 











daß auch ein allmäliger Fortſchritt « 

alten Völkern als namentlich auch 

im Verlauf des letzteren die Vorber: s Kriegsrechts und 
Kriegsrechts ſich bildeten;') daß al . IL im Mittelalter und 
ausgebildetes Kriegsrecht als anerk · en 

der neuen Beit angehört. . 

Im Allgemeinen waren die ' un je fich nicht ausfchlichlid auf das 
Orient? ald auch Griechen nnd R .: 2uD$865 ff. — Außerdem 
Rechtloſigkeit des gegenüberſtehe: gericht und Wiſſenſchaft, 1843. — 
beherricht, beifen Land und Leute, + : gentium medii sevi, 1784. — 
Bewohner, Weiber und Rinder . mt 1 Säutze 0.a.D. ©. 8 
Er konnte über deren Leben, Fr ‚und: Das Bentereft 


! ren ER 9. - 
ober in Selaverei bringen une WBGW FA n. 


die vom Kriegszwede geforbi uextung bes großen Deutjcj-Franzöfi- 
gehende Graufamteit, Seidensa- "Fre Jaranemand 1 D. Bmae IV 5 
gejtattet, one daß ein einſch mas Aiterzecht in dem Franzoͤſiſch · Deutjchen 
und ein Unterſchied zwiſchen VDerſelbe, Jahrbuch für Geſebgeb. 
hörenden Privaten gemach ZT ie Hälfte, S 270 fi. — valſhner 
Alterthum verjchiebene af, zuge 1 fi. 163 ff, 268 fi. — Dahn 
mentäre, Heilighaftung der Zuger Imre und Marine, 8b. I. ©. 79 fi. 
haupt auf die Kriegemaniggugmuum@ zräbt und deshalb jo gut wie werthlos 
striegeregt und Rectduige DU? a ai, noch Wwertftofer die 
Bei verihichenen dr mr Arungdfgen Schrittſieuern. 
trat auch eine bejonder ” 
Kriegführung enderung der angegebenen Zu- 
Bei anderen, am ser den Stürmen ber Vollerwanderung 
erhebliche Spuren echte nicht wohl zu denken, und 
nach ben Indifi fen diejer Zeit wieber eine beſonders 
jegungen, aber er uerhaus nicht richtig jein, an dieſer 
verboten: der u menden Graujamteit der Kriegsgebräuche 
ober jhwer verwun  °' Germanen die Schuld zuzu 
Nicht-Combattaı > zum gerade bie Germanen nicht nur wegen 
dies, namentlid, rin und Perſonlichteitsrechten völter- 
nur Keime und, ST zung? Fonbern übten auch auf Grund dieſer 
In Gried — ze? au bumanerer und fortgeichrittenerer 
bezüglich der ” eben weil fie die Perſönlichkeit 
darauf beruk Led wertannten und deshalb gerade da, wo 
der Kriegeb e noch völig fchlte, nämlich in 































trachtet me or ar Kanten der Beſiegten. eine rechtlichere 
nationale * Sie baben desbalb im Gegenſatz zu 
nur die ve au —— Vonge, den die Entwickelung der Dinge 
Laufe ber wi: x, den Neim gelegt zu einer befjeren 
deutung.® —* dedeutiamen Fortichritte des Völker- 


zwar ai > 


ei x Kermanenthums nicht ſogleich fühlbarer 
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beſonderen Gründen, welche 
taatlicher Einheit und Macht und 
‚ug, woraus theilweiſe auch wieder 
. vnng berporging. 
ic den ihm nad) jeiner ganzen Natur 
, ja Feindesliebe, ſowie Brüderlichkeit 
lets heiſchenden und anerfennenden 
uenden Einfluß?) nicht gleich zur Gel. 
v nirde die NRedtlofigkeit der Un⸗ bezw. 
. betont und damit der Grundgedanfe des 
. negirt wurde, als dies im Alterthum 
a md Nicht-Römern gejchehen war.’) Der 
;uubigen (und zwar nicht nur die Nichtchrijten, 
wa Arrgläubigen)") rechtlo8 und vernichtungs— 
‚Nittel gegen fie erlaubt feien, machten die Kriege 
re Mittelalter hinein bejonders grauſam, auch 
In mildere und beijere Sitten eingebürgert Hatten. 
zitten machten ih auch in den nördlichen Cce 
«nd außerordentlih graufam mar das Kriegsrecht, 
..ı überhaupt von einem Kriegsrechte gejprochen werden 
 Achdewejeng.!) 
wat aber zu Gunjten einer befieren Entwidelung der 
‚tenthums!t) und der mittelalterlichen päpjtlich-Faijerlichen 
vorie, welche die Idee einer berechtigten Wölfergejell- 
‚rt der Erelujivität der Völker des Alterthums) wenigstens 
iowie der des Ritterthums und des ritterlichen Geiſtes?) 
m diefer auch zunächſt nur dem Ritterbürtigen ſelbſt zu 
..rvor, u. A. auch bezüglich des Kriegsgefangenenrechts. Auch 
dehnenden Handelöbeziehungen übten dann weiter einen günfti- 
5 aus.) Dazu in fernerer Entwidelung die Vefeftigung der 
» Crdnung und der Gonjolidirung der Staatsgewalt, Die eine 
„ua der Selbfthülfe und des Fehderechts ermöglichten. 
: solge davon entwidelten fi, namentlih auch unter dem Ein⸗ 
er Reformation, immer bejiere und feitere Anſätze, aus denen ſich 
Such die Srundlage für die Bildung eincd wirklichen und humanen 
stchhtd Berausbildete,?°) wenn auch leicht begreiflicher Weije Rüd- 
z. ®., wie bereit angedeutet, in den Kriegen gegen die Moha- 
aaner und wiederum noch in der Kriegführung des Dreißigjährigen 
ges ſtatthatten. 

Auf diefer Grundlage Hat fich im Laufe der neuen und neuejten 
„tt verhältmißmäßig raſch das Nriegärecht, und zwar in humanem 
sette conjolidirt,?6) nachden namentlich vom 16. Xahrhundert an ıtheilweije 
ser auch ſchon früher) durch ftaatlihe Norjchriften dem willfürlichen 
Salten der Heere im Feindesland, dem Beutemaden, der Rechtloſigkeit 
der friedlihen Bevölterung u. j. w. Schranken gezogen wurden. Na— 
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Theilnahme oder auf die Abficht, fondern darauf an, daß eine heil: 
nahme jtattfindet. Ob die Abficht ſich darauf richtete, dem Gegner zu 
Schaden, oder ohne feindfelige Abficht nur darauf, gegen ihn eine Bündnik- 
pflicht zu erfüllen, kann vom Standpunkte des Gegners aus, für den e< 
nur auf das objectiv Feindfelige und Schädigende ankommt, feinen Unter: 
ſchied begründen. 

Die entgegengejehte Meinung, die übrigend meift nur mit mehr 
oder weniger Einfchräntungen (außer aufdie nur particuläre Kriegshülfe 
auf eine vorher abgefchloffene Defe nſiv allianz) vertheidigt wird,?) fühl 
fih auf unzulänglide Gründe. Es wird gejagt, daß der Alltirte ja 
fonft einen friedlich gejchloffenen Vertrag brechen würde, was zu ver 
langen die gegenüber ftehende Kriegdpartei fein Recht hätte, daß er „ne 
me fait point injure en acquittant sa dette“,®) die er durch den Vertrag 
eingegangen jei. Die Nebenpartei hat aber für die Folgen der von 
ihr gefchloffenen Verträge einzuftehen und bereitet durch ihre Theilnahme 
dem Gegner allerdings injure, Gefahr und Nachtheil, die er kriegsmäßig 
abzuwehren berechtigt if. Und wenn e3 für den Hülfeleiſtenden geredt 
und richtig fein mag, fein Verſprechen zu erfüllen, fo ift es nicht minder 
gerecht und richtig für den dadurch gefährdeten oder geichädigten Dritten, 
ſich gegen diefe durch die Erfüllung des Verſprechens herbeigeführte Ge: 
fährdung oder Schädigung thatkräftig zur Wehre zu feßen.?) 

Nur die Sortzahlung eines regelmäßig, auch in Friedenszeiten ge 
ſchuldeten Tributs, welchen ein Vaſallenſtaat einem Oberftaate zu zahlen 
hat, würde ander zu beurtbeilen fein, wenn der erftere Teine weitere 
Kriegshülfe und namentlich feine außerordentliche, erſt jegt für den Krieg 
gemachte Gelpbeifteuer Leiftet.1P) 

Die auch überhaupt nach der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit der 
Untheilnahme gemachte Unterfcheidung Tann zu Nicht? führen.?!) 

Endlich ift auch noch nach der Unterfcheidung zu fragen, die davon 
abhängig gemacht wird, ob die Kriegshülfe oder das Bündniß bereitd 
ausgeführt oder nur zugejagt und verjprochen ift und ob nicht im letzteren 
alle die Berechtigung des Gegnerd zu kriegsmäßiger Abwehr entfällt. 
Es ijt bei der Natur und Bedeutung des Krieges aber auch hier davon 
auszugehen, daß ſchon in der blojen Zujage eine Stärkung der Kriegs: 
gewalt und eine Theilnahme gegen die Gegenjeite liegen und daß bie 
legtere demnach verfahren Tann. Inſonderheit gilt dies, wenn die Er 
füllung der gemachten Zuſage mit Grund zu erwarten ift. Namentlich 
in diefem Falle folgt aus der Nothlage des Krieges, daß der in dieſer 
Nothlage befindliche Staat nicht unthätig und unter Gefährdung feiner 
jelbft zu warten braudt, bis die Nebenpartei die Hülfe wirklich Leiftet, 
fondern daß er handeln darf. Es trifft Hier ganz das oben bereits 
Gefagte!?) zu, daß es gleichgültig ift, ob die injure fchon begangen ift 
oder imminent bevorfteht. Jedenfalls fteht, auch wenn die Zufage nicht 
den Charafter einer imminenten Drohung und Gefahr trägt,!?) der Gegen- 
feite das Recht einer eventuellen Kriegserklärung, fowie das der An- 
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"Aaft nicht in den entgegen- 

er zurüdzubleiben, nun zu 

beachtenswerthe und für 

erlangen der Militärs zu 

ılttäriihe und ſtaats— 

:hig fich ablehnend gegen die 

mehr beide fich gegenfeitig Die 
Sand arbeiten. 

. anerfannten leitenden Grundfäßen 

‘ früheren Nechtlofigfeit wird im 

.ırtige Stand: und Zielpunkt der 

: im fünften Kapitel hervorgehoben 


Se Aufftellung F. vd. Martens’, Bölferr. II. 
segründung. 
ht, und Laurent a. a. D. auch Bluntſchli, 


‘derung Römiſcher Härten auch ihrerſeits wieder 
sche geläugnet werben; vgl. Bluntſchli, Beute— 


echt S. 32 ff. 
uircht 865 0. Holtzendorff in dief. Handb. I. S. 315. 
recht ©. 14. 
rm. © 15, 16; Rhamon ©. 12. Auch die Be 
- ım Üorpus juris canonici (Decret. II. 23; war ohne 


Nrutereht ©. 45, 46, und die dort angef. Stellen bei 
die Schrift von 8. Ih. Pütter. 
z 12. 


:tichli, Völkerrecht ©. 14, Heffter 56 und dazu Geffcken 
den Islam f. v. Holgendorff in bief. Handb. I. 5 6°. 


28. 

„ulze 3 4 Heffter $ 6, Rhamon ©. 13. 

en S. 14. 

'hli, Veuterecht ©. 38; Laurent X. p 385; F. v. Mar- 
.. II. ©. 481. 


lleberfiht über die Entwidelungsituien von der älteften bis zu der 
sein folgender Reife Bluntſchli, Beutereht S. 47, 48: „1. Ver: 
'rıeg im alten Orient: Opferung und Tödtung der Feinde (beider 
Brand der Wohnungen, Raub und Zeritörung ihrer Güter durch die 
Hellenifher Raubkrieg: Seltener Tödtung der Wehrlofen, aber 

> Serlauf der befiegten Feinde als Sclaven, unbeichränfter Raub und 
. Zerftörumg ihrer Güter. 3. Römiſcher Krieg zur Ausbreitung 
.merherrfhaft: Nur die Kriegsgefangenen werden Sclaven. Die 


N .. 


zn Allgemeinen. 


‚r zu) Weiber, bleibt frei. und die fruiheren 
-.n» Eigenthum, indem dasſelbe an da3 
daiſelbe zu abgeleitetem Erbbeſitz. Pie 

7 Seweglichen Sachen wird den Truppen 
ser militäriſch geregelt. Der Feind hat 

> Froberungsfrieg im älteren Mittel- 
.."scechte auch der Feinde. Striegsgefangene 
der Hörige der Germaniihen Herren, aber 
semtnderten, Des Wachsthums fähigen 
ehalten ihren Ztand und ihr Römiſches 
„2 >en berrichenden Germanen theilen. Die 
. rd weniger durch die militäriiche Disciplin 
r scher. 5. Germaniſcher Fehdekrieg 
>,r4 Raub und Brand, Dynaſtenkrieg 
ung der Herrſchaft in: jpäteren Mittel: 
weft nicht miehr den Stand an, Öfterer Los— 
...„. Mufbören der LYandtheilungen, Fortdauer 
>35 die wilde Schädigung und Zerſtörung des 
nn des Beuteweſens theil3 durch Kriegsord— 
> Ausnahmen, welche die friedlichen Bauern, 


.; Nandredt Vol Bluntſchli, Beutercdht 
x den betr. Stellen des folgenden Zrüdes. 
.. Staats- und Völferredt I, N. 4. 
nmbrS. 35 Vgl. $ 52,8. 12. 
.aynfeit und gegen Die Beſchränkung de3 Tolfer 
„on Pufendorf ein. 
IJur Die geſchichtliche Entwidelung des Kriegs: 


Seehung nicht zu unterjhägendes Verdienjt hebt 
NN S. 38. 39. 


d 
S 


8 69. 
.yerze Des gegemmwärtigen Kriegsrechts. 


SN 2.597. und Beuterecht, S. 54 ff. — Por: 


De 


ntzede des Conseil des prises im Sahre VIII. 1800. 


ss Unterſchied zwiſchen der modernen und der 
„a Nr im Vorftehenden angegebenen Entwickelung 
‚ Nr daß Die eritere anjtatt bloſer einzelner 
Rece:danerkennung berubender Anſätze und Bil. 
.. Meier Rechtsanerkennung rubendes und aud 
er civiliſirten Völkern anerkanntes Kriegsrecht 
sr 00. S.) beige.) Es hat dieſelben Quellen 


-. 





ze, 2] aregereht im Allgemeinen. 


“2: mr Ne fümpfenden Organe, die Vertreter uni 
2* des Feindes. Sie find aljo die natürlicher 
> rn vr Angriff und Vernichtung durch ihre Gegner 
erwartigem Kriegsrecht nur in gewiljen mit denen 
merzäcnden Grenzen. Denn auch bezüglich der 

.... *: Necht Über Leben und Tod mehr, feine 


„u ma nicht bei Einnahme von Hartnädig verthei- 
Srzwtamleit, fein Nichtpardongeben. Und dar: 

n Ne moderne Kriegsrecht jogar die pofitive Sorge 
an. „enätzanten, Die Vermundeten und Kranken, und 


oo. > onserwsäichleit ihrer Merzte und Pfleger und der 

....  AStemmwnmltalten ein für alle Mal vorgejchrieben. 
rt des Satzes, Daß die nicht combattirenden An⸗ 
Dom Staates feine Feinde find, fondern vielmehr 
.. en Nubert, tritt Der geivaltige Fortſchritt und bie 
s snidergett dat gegenwärtigen von dem früheren Stricgs- 
2 eedenen Weile hervor, daß ein neuerer Schrift 
age su, Ns berühmte hochherzige, jene Anerkennung und 
Anaite Auffaſſung der modernen Zeit ausdrücdende 
‚when ) vom 11. Auguft 1870 enthalte das eigent- 
x dent Nriegführung. Dieſes in der Geichichte des 
5 Nereardige, Durch den Vergleich mit dem in den 
"2 is Nurolcon geübten Verfahren in noch Ieuchtenderer 
„I sad znmer wieder in dad Gedächtniß zuriidzurufende: 

vr rolgt: 
23 ur Nrieg mit den Franzöſiſchen Coldaten und nid“ 
2. derasitichen Bürgern. Dieje werden deshalb fort 
u se Zuberbeit für ihre Perſonen und ihre Güter zr 
we Zange ſie nicht ſelbſt durch feindjelige Unten 
on warnt Die Deutſchen Truppen Mir dag Recht nehmer- 
Kr Schutz zu gewähren.“ 

an: Airanbiet in würdigfter und gecignetiter Weiſe de 
an Nas Nriegsrecht in der modernen Zeit gediehen iſt 
Sorte gt an der Arbeit, das Recht des Krieges immer 
onedgenzen und zu bumanifiren und zugleich entjchiedener 
em dd. gm codificiren. Won dieſer Arbeit iſt als 
rad on Alb, theilweiſe jogar erſt in den Anfängen 
R Se dad eben im Werden begriffenen und die Geifter 
nerciten Entwickelungsphaſe noch beſonders zu handeln. 


ya 


a 


8 


ẽS. 153: „Ms letztes Ergebniß für unjere Seit Iprechen wir 
.. nerdint mit den aus ihm bervorgegangenen Transatlantiſchen Staaten 
ormon Recht. Keine der darin begriffenen Nationen verleugnet das 
Sy Nerbindiichfeit eines ſolchen Rechts.“ 


x 


Die Zulaſſigteit der Rriegsraifon im Vejonderen. 


$ 66. 
Die Zuläfjigfeit ber Kriegsraijon im Bejonderen. 
Ob in dem am Ende des vorigen Paragraphen zufeht — 


und Menſchlichteit die Kriegsraifon immer empfehlen 
Retorfion üben oder auf fie verzichten will, ift eine Frage 
Nichtbeachtung der Krieggmanier 


— der A Nachtheil 
e als t werben 
Ynnte Hinfichtlich des mit allen Witten gu efrebenhen gie Breden 


— daß bie Erreichung des Kriegs · 
äuferften Gefahr durch Schremen der 
gehindert würde, und wenn aljo der Zwed nur dadurch 
äuferfte Gefahr nur badurd) befeitigt werden ann, daß 
der Striegsmanier — — 
yon 


fich Den fein mwürbe — welchem 
Staate fönnte man einen ſolchen Heroismus 
erwarten?), lann bier etwas erreichen und 


nur ganz ausnahmaweife eintreten. Denn 

find durch die regelmäßige Gewohnheit und 

—— fo eingerichtet, daß fie regelmäßig befolgt 
— aufgebaut auf den thatfächlichen Verhäftniffen, 
pflegen, ebenfo wie die Negeln des Staats. und Privat 
bejonderer Ausnahmezuftand kann hier wie bort bie 


geſchloſſener Verträge zum Schuß eines oecupirten Landes 
Hgen unnöthige Bebrüdung, Zerftörung, Ausplünberung gegeben find, 
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um: 


friegenden 7. . „zn der Humaniſirung und 3 
zugleich a . „zer Zeit geltend gemacht ba 
und rein. 2: bei einer allmähligen, unb 
indeg and \.; . runs und ebenfalls nicht E 
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balterr, an die Cobdificirbarfeit des Kriegsrechts glauben, ?) fo find 
me Schwierigkeiten doch auch in letzterer Beziehung noch ſehr erheblich 
und wohl geeignet, die Möglichkeit einer Eodificirung des Kriegsrechts 
aglich erjcheinen zu laſſen. 

Adgejehen von den von Holtendorff vorgetragenen, zum Theil 
ah auf das Kriegsrecht pajienden Bedenken, wie von den aus Dem 
gegenwärtigen Zujtande des Kriegsrechts und der Kürze der Zeit, welche 
die kriegsrechtliche Entwidelung erjt durchlaufen hat,?) berzunehmenden, 
it es namentlich die Art des Organs oder vielmehr der Organe, welche 
Tür die Codificirung des Kriegsrechts wie für die des Völkerrechts über- 
haupt in Betracht fommen. 

_ Werdings ijt der Sag, daß es feine über den einzelnen ſouveränen 
Staaten ftehende höhere gejebgebende Gewalt giebt, in gewillem Sinne 
nur jheinbar richtig. Denn an Stelle der Geſetzgebung bes Einzelftantes 
tritt die freie Vereinbarung der mehreren, bezw. aller civilifirten Staaten, 
deren bevollmächtigte Vertreter das Organ ber Gefehgebung darftellen, 
io daß der Unterfchied nur in der Yorm liegt. Allein wie viel größer 
durch dieſe Verjchiedenheit der Form und die andere Befchaffenheit des 
Erganes die Schwierigkeiten werden müſſen, ift an fi) Mar. Wie viel 
gößer find diejelben jchon in einem auf nationaler Grundlage beruhenden 
taatenbunde oder Bundesjtaate ald in einem einfachen Staate. Um 
wie viel erheblicher noch in einem Concerte vieler, Curopäifcher und 
ropäiicher, ſouveräner Staaten mit ihren vielfach aus einander 
gehenden, oft entgegengejebten Anfchauungen, Beitrebungen, Intereſſen, 
Bünjhen, ja verichiedener Eulturftufe und eigenthümlicher Nationalität, 
wit dem berechtigten Beftreben voller Wahrung ihrer Souveränetät, mit 
ihrer jeweiligen Politit. Damit fteht in Verbindung die weit verbreitete 
ad oft bervorgetretene Abneigung der Regierungen, StaatSmänner, 
Rilitärs gegen Schranfen völker-, infonderheit kriegsrechtlicher Berein- 
gen. Dazu der Hinweis auf die gewaltfame und felbftherrichende 
des Krieges, der Schlacht, wofür man vernünftiger Weile mit 
det Hoffnung auf Befolgung feine Gefehe geben fünne. Erhöht werden 
die Schwierigfeiten noch jeden Augenblid durch eine Schärfung 
der Gegenfäge in Folge von Streitigkeiten und Anſätzen dazu unter den 
Eiaaten, fowie durch Wechjel in der Regierungsgewalt und ⸗Form der 
emjelnen; wie aud die Ausführung bejonderen Schwierigkeiten unter- 
werfen ijt.19ı 

Begen diejer unverfennbaren Schwierigkeiten, auch wohl jchon des- 
beb, weil es an einer höheren gejeßgebenden Gewalt fehlt, hat man 
ha im unfere Tage die Codificirung des Kriegsrechts, wenigſtens zu 
einem irgend abiehbaren und aljo praftiich in Betracht fommenden Zeit- 
sauce für unmöglich, Die Annahme ihrer Errichtung weuigſtens vorläufig 
uud wenigitens für den gefammten Umfang des Kriegsrechts für eine Utopie 
gehalten.) Es mag mit Ddiejer Erridtung auch troß der vielfachen 
Bemühungen der Gegenwart für die Herbeiführung der Gopdification 
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\owie die Thatjache, daß derartige wirklich abgefchloffene und zur An- 
werbung gelommene Vereinbarungen ſehr günftige und ſegensreiche 
Wirkungen bervorgebradht haben, und die damit in Verbindung ftehende 
WÜmirderung oder gar Ucherwindung der auf Seiten der Staatdmänner, 
Rittärd u. |. w. gegen die Codificirung beftehenden Abneigung; 
eadlichh die in der Neuzeit überaus regen Bemühungen der Wiffenfchaft, 
deneben weiterer Vereine, Inſtitute, Comites u. ſ. w. für Die Bereitung 
dei Bodens diejer Codification. 

Diefe allgemeinen Erwägungen dürften die Annahme der Unmög- 
iihteit der Codification des Kriegsrechts nicht mehr genügend begründet 
eigeinen lafien.*) Es fcheint vielmehr die Möglichkeit berjelben in 
emer nicht zu fernen, wenn auch in diefem Augenblide noch nicht genau 
befimmbaren Zeit zugegeben und darauf hingewiejen werden zu müflen, 
deß wie ein Kriegsrecht überhaupt möglich geweien, fo auch eine Codi—⸗ 
krung desfelben möglich fein dürfte. 

Freilich iſt auch das Wünfchenswerthe einer Codificirung geleugnet 
worden. 1) Aber dem dürfte außer wiederum mit der allgemeinen 
Vehrheit, daB die Codification die höchfte Rechtsgewißheit und zugleich 
Die größte Eicherheit für die gleichmäßige Rechtsanwendung verbürgt, !®) 
mt dem Hinweiſe auf die bereits erwähnten überaus glüdlichen und 

reihen Wirkungen zu begegnen fein, welche Theilcodificationen des 
kriegzrechts, wie z. B. die Genfer Convention, bereits gehabt haben. 
Die auf die Codificirung des Kriegsrechts gerichteten wiſſenſchaft⸗ 
lichen und ſonſtigen legitimirten Beſtrebungen verdienen deshalb Aner- 

und Aufmunterung. 

Vorausſetzung für die Möglichkeit und das Zuſtandekommen einer 

dification und weiterer Humaniſirung des Kriegsrechts, wie für die 
Anjnunterung der darauf gerichteten Beſtrebungen iſt freilich ein rich 
Des Vorgehen, das Vermeiden gefährdender Irrthümer und die Zu- 
Wundelegung des richtigen, die gebotenen Grenzen innehaltenden Prin- 
a. Denn die Verkennung dieſer Vorausſctzungen hat vielfach mehr, 
als die Schwierigkeit felbft die Aufgabe erichwert und ihre Löſung als 
umöglich erjcheinen laſſen. Dieſes Princip und die für das richtige 
Berfahren bei Löfung der Aufgabe in Anbetracht kommenden Geſichts⸗ 
Wascte find deshalb vor Allem feftzuftellen.!?) 


T Rt. die gleich folgenden Paragraphen und die bei ber Lehre von der 
Enigenfriedensidbee und den Schiedögerichten gegebenen Ausführungen. Holland, 
The Progress toward a written law of war, 1881 (Auszug aus Colburn's 
United Service Magazine) und bie in Note 6 Angeführten. 

2, E. den vorigen TRaragraphen und Lueder, Recht und Grenze ber Huma- 
zit im Striege, ©. 24. 

*, S. oben 8 53. 

°, &8 hat allerding3 auch nicht an ganz vereinzelten Stimmen gefehlt, welche 

wirE das Wünſchenswerthe und Bortheilhafte der Humanifirung des Kriegsrechts 
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g 68. 


Die geſchichtliche Entwidelung des Kriegsrechts und 
feiner grundfägliden Auffafjung; II. im Mittelalter und 
in der Neuzeit. 


Literatur: Die zum vor. Paragr. angef., ſoweit fie fih nicht ausſchließlich auf dad 
Alterthum bezieht. — v. Holtzen dorff a. a. D. 8 65 ff. — Außerdem 
K. TH. Bütter, Beiträge zur Völkerrechtsgeſchichte und Wiſſenſchaft, 1843. — 
J. St. Pütter, Specimen juris publici et gentium medii aevi, 1784. — 
Haneberg, D. mosleminifche Kriegsrecht, 1871. — Schulze a. a. O. S. 8. 
— %.0. Marten3 ©. 480. — Bluntſchli ©. 13 ff., und: Das Beuterecht 
im Kriege. — Schmidt: ErnftdHaujfen © 6. — Rhamon ©. I ff. — 
Nys, Le droit de la guerre et les präcurseurs de Grotius, 1882, p. 
112 ff. — Ueber die völferrechtliche Bedeutung des großen Deutih-Yranzöfi- 
ihen Krieges von 1870/71, |. Rolin-Zaequemynd i. d. Revue IV. p. 
481 ff. — Bluntſchli, Das moderne Bölkerrecht in dem Franzöſiſch⸗Deutſchen 
Kriege von 1870, Nectoratsrede 1871; Derjelbe, Jahrbuch für Geſetzgeb. 
u. |. mw. des Deutihen Reichs 1872, erſte Hälfte, S. 270 fi. — Hälſchner 
in Füllner’3 Deutihen Blättern 1872 ©. 1 ff., 163 ff., 268 ff. — Dahn 
in ben Jahrbüchern f. d. Deutihe Armee und Marine, Bd. I. ©. 79 ff. 
II. ©. 31 ff. — Vollftändig parteitfch getrübt und deshalb jo gut wie werthlos 
find faft alle Aeußerungen Calvo’3 über diefen Krieg. Noch werthlofer die 
Pamphlete von Morin und anderen Franzöfiichen Schriftitellern. 


Im Mittelalter trat zunächſt feine Aenderung der angegebenen Bu- 
ftände und Anſchauungen ein. Unter den Stürmen der Völkerwanderung 
war an eine Entwidelung des Kriegsrechts nicht wohl zu denken, und 
die Kriegführung war in den Kämpfen diefer Zeit wieder eine befonders 
blutige und rohe. Es würde aber durhaus nicht richtig fein, an dieſer 
Nichtentwidelung und der fortdauernden Graufamleit der Kriegsgebräuche 
ohne Weitere8 den jet hervortretenden Germanen die Schuld zuzu- 
ſprechen.) Im Gegentheil waren gerade die Germanen nicht nur wegen 
ihrer Achtung vor den Menjchheitd: und Perfönlichleitsrechten völker⸗ 
rechtlich beſonders gut veranlagt,?) fondern übten auch auf Grund diefer 
Beranlagung von Haus aus?) ein Humanerer und fortgefchrittenerer 
Auffaffung entjprechendes Kriegsrecht, eben weil fie die Perjönlichkeit 
des Gegners in höherem Maße anerkannten und deshalb gerade da, wo 
e3 der alten Welt an einem Kriegärechte noch völlig fehlte, nämlich in 
der Behandlung von Land und Leuten der Befiegten, eine rechtlichere 
Auffaffung an den Tag legten.) Sie haben deshalb im Gegenfat zu 
dem dem Völkerrechte gefährlichen Gange, den die Entwidelung der Dinge 
bei den Römern genommen hatte, den Keim gelegt zu einer befleren 
Geſtaltung und zu einem weiteren bedeutjamen Fortfchritte des Völker⸗ 
rechts.“) Sit diefer Einfluß des Germanenthums nicht fogleich fühlbarer 
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find Deshalb auch nicht ald Gegner, bezw. nicht als unbedingte Gegner einer Cobi- 
ncation des Kriegsrechts, fondern ald mehr oder weniger Buftimmende zu be- 
trachten. Bgl. Note 11. Ebenſo v. Bulmerincq ©. 176 und dazu deſſen 
Abhandlung in Schmoller's Jahrbuh für Gejeßgebung zc., 2. Jahrg. ©. 17 Fi. 
2. In diefer furzen Zeit hat dem Völlerrecht bei Weitem nicht eine fo gründ- 
tihe, vielfeitige, ausgereifte und berufene Bearbeitung zu Theil werben können 
wie anderen Recdtötheilen; vgl. v. Bulmerincgq, Braris, Theorie und Eopdifi- 
cation des Völkerrechts, S. 171 ff. Auch iſt die Entwidelung des Völkerrechts 
in dieſem kurzem Zeitraum eine vielfach ungünftige, von unrichtigen Voraus. 
jegungen und Strömungen beherrjchte, feine wiflenichaftlihe Behandlung mehrfad) 
auf jalihen Wegen gewejen; ebendaſ. S. 167, 172, 174 f., 177. 
19 ©. den folgenden Paragraphen. 


Bl. v. Holtzendorff a. d. angef. Orten, Bergbohm, Staatöverträge 
und Belege als Luelle des Bölferrehts 1877, ©. 70 ff. S. aber Note 8. Meine 
Andeutungen in: Neueſter Eodificationsverfuh auf dem Gebiete des Völkerrechts 
1874, die Bergbohm a. a. D. ©. 76 für feine Anfiht anführen zu wollen 
f&eint, richten ſich nur gegen eine verkehrte Art zu codificiren, gegen aprioriftifches 
Conftruiren und können deshalb durchaus nicht gegen bie Cobificationd. Möglichkeit 
und Yuläffigfeit fjchlehthin angeführt werden. Entichieden gegen die Cobifi- 
cationsidee, natürlich mit Ausfällen gegen die auf anderem Standpuncte ftehenden 

er der Völkerrechtswiſſenſchaft, Rüſtow S. 173. Auch die anderen 
Militärichriftfteller find nad; ihrem ganzen, oben berührten Standpuncte der 
odiñcation nicht günitig, auch Graf Moltke nicht; vgl. feinen oben citirten 
Brieimechfel mit Bluntichli. Dagegen fpricht der Ruffiiche Heerführer Herzog 
Bon Leuchtenberg ſich günftig für die Codification aus (Revue XIII. p. 307 ff.) 

” Für Möglichkeit und Nüplichkeit einer Codification des Kriegsrechts ſchon 

Bentham, Works coll. b. J. Bowring VIII. p. 538 ff. Sodann Katſche⸗ 

Romäti in Papers read before the Judical Society II., 1863; 3. v. Mar- 
tens, Der Drientfrieg und die Brüffeler Conferenz (Ruffilh) 1879, ©. 47 ff. 
und Bölterreht I. ©. 195, f. aud feinen Briefwechſel mit dem Herzog von 
2 eudtenberg (Revue XIII. p. 309 ff); Bluntfchli (Revue XIII. p. 82 ff); 
tore III. 1283 ff. Ferner Laveleye, Des causes actuellesetc. und die von diefem 
P. 162 ff. Genannten, Bara, Lucas, La necessit& d'un congres scientifique 
iüternat. relatif à la civilisation de la guerre et & la codification du droit 
gens, 1873, und La Conf. de Bruxelles; Farnese, Proposts di un co- 
diee di diritto internazionale, Roma 1873, I.; Mancini, Vocazione del nostro 
%colo per la riforma e codificazione del diritto delle genti, 1874; Holland 
Lac; Lueder, Neufter Codific.-Berf.; Laſſon, Princip und Zukunft des 
dollerrechts. S. 93 f. Auch Löwenthal, Grundzüge und Reform und Codi⸗ 
Kation des Völkerrechts Bgl. auch Trendelenburg, Lüden, ©. 26, 58 ff. 
dezn die gleich weiter unten im $ 73 als Berfafier von Eodifications- 
eitwürfen Genannten einicjließlich de8 Institut dedroitinternational, 
des ebenfalls einen jochen Entwurf ausgearbeitet und damit wie auch fonft feine 
Etellung bezeichnet hat. Auch die Friedensgeſellſchaften ꝛc. haben fi für bie 
fertellung eines internationalen Codex bemüht, f. 3. B. Laveleye p. 171 in 
ber Rote. 
” =. gleih unten 8 72, 79. 
22 Dabei braucht nicht einmal gefordert zu werben, daß genau und wörtlich 
elle Staaten natürlich find jo wie jo nur alle civilijirten Staaten gemeint, 
Gsatbuh der Böilerrchtt IV. 18 
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Maſſe der unterworfenen Nation, Männer und Weiber, bleibt frei, und bie früheren 
Grundeigenthümer verlieren nur ihr freie Eigenthum, indem dasſelbe an bad 
Römische Volk übergeht, aber erhalten daſſelbe zu abgeleitetem Erbbeſitz. Die 
Erbeutung, beziehungsweije der Raub der beweglichen Sachen wirb den Truppen 
noch in weiteſtem Umfange geftartet, aber militärifch geregelt. Der Feind Hat 
feinen Rechtsſchutz. 4. Germanifher Eroberungskrieg im älteren Mittel 
alter: Anerkennung verjchiebener Volksrechte aud) der Feinde. Kriegdgefangen« 
werben nod) als Sclaven veräußert oder Hörige der Germaniſchen Herren, abeı 
die Hörigen gelten als Perjonen mit gemindertem, des Wachsthums fähigen 
Recht. Die unterworfenen Romanen behalten ihren Stand und ihr Römiſches 
Necht, aber müſſen die Landgüter mit den herrſchenden Germanen theilen. Die 
Ausübung ded Beuterecht3 im Kriege wird weniger durch die militärifche Disciplin 
als bet den Nömern ermäßigt und ift rober. 5. Germanifcher Febdekrieg 
auf Schädigung des Feindes burh Raub und Brand, Dynaftentrieg 
um Anerfennung oder Ausbreitung der Herrſchaft im fpäteren Mittel 
alter: Auch die Kriegsgefangenſchaft greift nicht mehr ben Stand an, Öfterer Lo 
fauf (Ranconnirung) der Gefangenen, Uufhören der Landtheilungen, Yortdauer 
des Grundbeſitzes, ſoweit er nicht durch die wilde Schädigung und Zerftörung dei 
Krieges verdorben ift. Beichräntungen des Beuteweſens theils durch Kriegsord 
nungen, theils durch zunehmende Ausnahmen, welche die friedlichen Bauern, 
Kaufleute u. ſ. w. mehr ſchonen.“ 

1) Auch durch das Preuß. Landrecht. Bgl. Bluntſchli, Beuterech 
S. 49. Das Nähere weiter unten an den betr. Stellen bes folgenden Stückes. 

18) 9, Kamptz, Beiträge zum Staats und Völkerrecht J., N. 4. 

m) Vgl. Bluntichli, Völlerreht ©. 35. Vgl. $ 52, N. 12. 

20) Für dieſe lebtere Unabhängigkeit und gegen die Beſchränkung des Völker 
rechts auf die ChHriftenheit trat ſchon Pufendorf ein. 

21) Bol. Schulze ©. 10. Für die gefhichtliche Entmwidelung bes Kriegd 
weſens f. Knies ©. 13. 

2, Vattel's in diejer Beziehung nicht zu unterſchätzendes Verbienft heb 
mit Recht hervor Bluntſchli, V.R. ©. 38, 39. 


8 69. 
Die leitenden Grundfäße des gegenwärtigen Kriegsrechts. 


Riteratur: Bluntihli, V.R. ©. 35 ff. und Beuterecht, ©. 54 ff. — Bor: 
talis in feiner Eröffnungsrede des Conseil des prises im Sabre VIII. (1800). 


Der große principielle Unterfchied zwiichen der modernen und der 
früheren Zeit bejteht nach der im Vorſtehenden angegebenen Entwidelung 
der legten Jahrhunderte darin, daß die erftere anftatt blofer einzelne 
nicht auf principieler Rechtsanerfennung beruhender Anſätze und Bil 
dungen ein wirkliches, auf dieſer Rechtsanerkennung ruhendes und aud 
im Cinzelnen von den civilifirten Völkern anerkanntes Kriegsrech 
(wie überhaupt Völkerrecht i. obj. ©.) befitt.!) Es Hat diefelben Queller 
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des Kriegszweckes und damit 
— zende Humanität nicht einmal 
‚serinhumanjte iſt ein Hinziehen 
‚dert eine möglichſt energiſche und 
..ieg um augenblidliher Milde und 
rt hinziehen lafjen, wäre nur der 
nanität.1?7) Es würden in Wahrheit 
achtheile, welche der Krieg mit fih 
brend die Humanität ihre möglichſt 
‚> Ntriegsredht darf deshalb nicht ein- 
5 Nüdjihten auf die Humanität den 
‚‚iele® hemmen tollen. 

weitere Humanifirung des Kriegsrechts 
‚ng gefährdet werden, — mit der unent- 
‚ttellten Grundfages nicht ernſt genug ge- 
‚ntli darf felbft da feine Friegsrechtliche 
ı oder vielmehr abzumweichen vergeblich ver- 
v Vorſchlag gemacht werden, wo die rück⸗ 
Lrincips zu AInhumanitäten, ja Grauſamkeiten 
v den Augenblick wirtlih führt, fofern Diele 
‚tanleiten nur nicht etwa unnöthiger Weiſe be- 

ı 3mede des Krieges gefordert werben. ?®) 


ı vor. Paragraphen und bie dort wie in den anderen 
»ben angegebenen Stellen bei Bulmerincq, namentlich 


Genfer Eonvention, ©. 257, 422, Bluntfhli, Das 

IR 3 a. E, Bulmerincq, Eod. des Völkerr. ©. 170 

:+3, 176). Auch Shmidt-Ernfthbaufen, Princip ber 

2.57. Der Mangel einer genügenden Bertretung des rechts⸗ 

. nentes bat fich jehr fühlbar in Senf gemadt bei Errichtung 

son, während in Brüfjel beſſer geforgt war, |. unten 88 90 ff. 

ser ©, 421 ff. und die daf. in den Noten auf S. 422 Angef., 

erincq. Auch Lueder, Genf. Eonv., ©. 309. Didleibige Eo- 

.:e Field'ſchen Outlines, find nicht zweckentſprechend, es ift das 

..c, wie e8 die Brüffeler Declaration und das Manuel bes Böller- 

„vlgt haben, zu aboptiren. 

:rineg ©. 168. Bgl. auch Lueder, Genfer Gonv., fowie and 
rif im dieſ. Handb. Vd. I. 8 36. 

vueder, Reueiter Cobdificationsverfuh, ©. 9 f., Bulmerincaq 


Hälſchner in Füllner's Deutſchen Blättern 1872, S.26. Für bie 
und Fixirung eines bereits beitehenden Rechts bieten bie unter den 
zeichloffenen Verträge mehr und eine reichere Erienntnißquelle, als 

genommen wird, fo auh Bulmerincq ©. 180. 
„.ı. vorigen Paragraphen und Lueder, Neuefter Cod.Verſ., ©. 9. 
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heit der civilifirten Staaten) eingegangenen Vereinba 
von ihnen im Kriege (in allen oder einzelnen Beziehun 
tende Verfahren. Ganz ftreng genommen, würde allı 
dende Uebereintunft aller civilifirten Staaten geforbe 
bei der eigenthümlichen Natur des Völkerrechts aber u 
Ausbildung, ben es bis jet erſt erreicht hat, Täßt 
einem Völlergefege und einer kriegsrechtlichen Cod 
fprechen, wenn nur eine überwiegende Mehrheit ber 
die Vereinbarung geſchloſſen hat") während einer 
getreten find. Dies natürlich mit der Beichränkun: 
im concreten Falle die Vereinbarung nicht binden‘ 
Dagegen kann dasjenige, was nur von zwe 
Staaten, fei es für beftimmte Fälle, etwa in eine 
fei e8 ein für alle Mal vereinbart ift, auf die 
keit eines Kriegsvölfergefeges feinen Anſpruch m 
an fid) fein pofitiveg Wölfer-Kriegsreht gefc 
auch ſolche Vereinbarungen ſowohl durch die 
Beſtimmungen, als aud) durch bie Ueberein 
ganz ausnahmsloſen Uebereinftimmungen, Die 


deutung für die Erkenntniß bes gegenwärtic oc 
fernere Entividelung besfelben werben,°) n: en ar, 
terial find. Soge= _F* 

Noch weniger können natürlich die einſ a —— 
Organe der Kriegführung (für das von ! . SR 2) 


im Felde zu beobachtende Verfahren) co 
ſpruch der Bebeutung eines für die Wött 


überftehende Volt gültigen Gejeges c rigen rag 

Maßgabe ihrer inneren Tüchtigkeit unt gen —— 

geltenden Kriegsrechts“) beachtenswe 

de lege — der Staaten ongreſſes don 185. 
Sind zwiſchen ben Staaten : iriege [ge — 

zum Zwecke der Herbeiführung ein a Pr — 

des ganzen oder einzelner Theile abge f wurde, 

Ergebniffen und gefii‘ {ion bon 1868, melde bie 

cirung, an ber verbinbliden ‚aufomen rt ber Sriegäwafien 

noch am Vertragsabſchluß, ſ. rauf 

tiven Kriegsvölfergefeßen, fonb- von W864 zur Werbefferung dei 

zu folden zu thun (denen be . ufbalen‘ der Heere im Beibe. 


höchſtens — je nach den Um: Wereinbanun ans, 
tommt). Aber auch für fie az der mei 
dem für Pier und Wr J 
was im Vorhergehenden it‘ E ‚projec 
gefchlofienen —E — — 
Staaten für ihre Heere g ala 400 &tamm, unbebingt 
Handelt es ſich vol . Bande, wie au für er 
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*Anregung des Peteröburger 
ire usage de certains 
“ vom 29. Novbr. 
Staaten: Bel- 
t, Griechen- 
ddeutſchland, 

ruemberg.?) 
parties con- 
ulterieurement, 
‚ulee en vue des 
:»urter dans l’arme- 
qu’elles ont poses 
‚ Jois de Y’'humanite*. 

‚macht worden. 

ıt wegen ibrer großen, 
jie nidt nur in humani⸗ 
aſchaft als erfte wirklich zu 
> rechtöverbindliches Völler⸗ 
„tanges befit, einer eingehenden 
z* 74ff.). Im Einzelnen wird 
.ı Stüds (28) ala Grundlage diefer 


:ne® Staates für feine Sriegäheere 

‚re derartige Codificirung die foge- 

-ı herborragend und belannt geworden. 

.. Government of Armies of the Uni- 

‚re 1863, alfo gelegentlich des jüngften 

zeitend der Regierung ber Vereinigten 

‚rtündet worden. Sie find im Wuftrage 

on dem befanntlih aus Deutfchland nad 

tor Lieber verfaßt worden, haben einer aus 

‘ion zur Begutachtung vorgelegen und find 
Inſtruction für das Heer publicirt. Cie ent- 

en (Sectionen) und 157 Urtileln das gefammte 

ur die Kriegführung (die friegführenden Truppen 
Uetracht kommt.“) Die Artikel find als erfte der- 
:chtöaufzeihnung vielfah mit fehr günftigen Augen 
Sie find auch, ſchon weil fie eine folche geſetzliche 
dig zu begrüßen und enthalten außerdem viel Rid)- 
ſſenes. Cie ftehen aber nicht überall auf der Höhe, 
eweſen wäre, und bleiben u. X. hinter früher geichlofjenen 
in gewilfen Beziehungen zurüd.’) In einigen Europäi- 
find ſolche Inftructionen für das eigene Heer eben- 
. worden. Cinige, 3. B. in Dänemark und Echweben, 
: aus älterer Zeit und find heute nicht mehr brauchbar. °) 
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anerfannt Hatten, ift berfelben im Kriege 
dieſen lehteren nicht die mindeſte rechtli 
Völfergefees oblag. Bekanntes Doppelbe 
reichiſchen Kriege: Der König Wilhelm v 
bie Genfer Convention trog mangelnder R 
auf Defterreichifcher Seite wurde für den ji 
infolge Anorbnung des bort befehligenden Pr 
geichrieben, obgleich die Deſterreichiſche Regi 
beigetreten und auch nicht auf ben ihr bei A:; 
fi noch zur Beſolgung des Vertrages zu 
nähere Darftelung dieſer Vorgänge bei ° 
) Bol. Bulmerincg ©. 169, 17": 


8 


Ueberſicht über bie bis: 
Codificir 


Literatur: v. Bulmerineq, Pras 
3. Abſchnitt. — Bergbohm, 
Vollerrechis II. — Fiore, 7 > 
Brineip und Zukunft bes Wär 
dorff in dieſ Handb. I. ©. 
dv. Holgendorff a.a.D. 8” 
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auf die allein c3 ankommt) den Bertrag geichloffen Haben. Eine überwiegende - 
Mehrheit genügt; vgl. Bulmerincq, ©. 170, 171. Nur Tann natürlid die = 
Minderheit nicht al3 gebunden betrachtet werden; |. unten 8 72. 

18, Vgl. Bulmerincq ©. 171. 

16, Sründlihe und mühevolle Vorarbeiten in verjchiedener Richtung, nament== 
lich auch folhe wie Bulmerincq ©. 179 (vgl. ©. 171), auch ©. 173 im Auge; 
bat, find allerdings erforberlih. Sie können aber von unferer Zeit geleifte = 
werden, find zum Theil fchon geleiftet worden unb übrigens gerade für das_z 
Kriegsrecht weniger umfangreich als für andere Theile bes Völlerrechts. 

ın ©. Note 11, 12. 

18) 9. Savigny, Vom Beruf unjerer 8. 3. Geſetzgebung. 

19) Die Nothwendigkeit der Aufftelung eines feften, burchgreifenden Princizuge 
hebt auch ſchon Savigny, dann Bulmerincq ©. 173 hervor. 


$ 71. 


Die leitenden Grundfäte für die Codificirung und 
Humanifirung des Kriegsrechts. 


Literatur: Die zu 8 53 angeführte und die in biefem Paragraphen citirten 
Werke von Lieber, Lentner, Shmidt-Ernfthaufjen, Hartmann. 


Bon gewillen allgemeinen Erfordernifien und Grundſätzen, bie bei 
jedem Geſetzgebungswerke beobachtet werden müflen, ift an diefer Stelle 
nicht zu handeln. Sie fommen auch Hier entweder ohne Weiteres ober 
mit leichten aus der bejonderen Natur und Lage des Wöllerrechts und 
der Völkerrechtswiſſenſchaft fih von felbft ergebenden Modificationen 
zur Anwendung. Hierher gehören u. U. gründliche und richtig ange 
faßte Vorarbeiten, zu denen fpeciel für das Völker⸗ nnd Privatrecht 
neben der jorgfältigen Beachtung der recht? wie kriegswiſſenſchaftlichen 
Forſchung und Entwidelung und der Staats. und Kriegs⸗Praxis nament- 
lih die Durcharbeitung der bisher poſitiv abgejchloffenen Einzelverträge 
gehört, die bisher noch zu wünſchen übrig gelaffen Hat.!) Berner bie 
richtige Bufammenfegung der internationalen Gefeßgebungscommiflion, in 
der neben dem jtaatSmännifchen, militärischen und für gewiſſe Theile bes 
Kriegsreht3 militärärztlihen auch das rechtswillenichaftlide Element 
eine genügende Vertretung haben muß.?) Es gehört hierher auch eine bei 
der Natur des Krieges und Kriegsrechts erforderliche beſonders forg- 
fältige Redaction, eine durch eben diefe Natur geforderte beſonders be- 
jtimmte, kurze, präcije, ungweideutige Faſſung, welche den ganzen Gober 
ala eine Teicht faßliche und leicht anmwendbare Anftruction für die zu 
feiner Anwendung berufenen Militärs erjcheinen läßt und mit dieſer leichten 
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‘ren Erläuterungen al3 Inftruction für bie 
.un ihre8 Verhalten! den Verwundeten, bem 
„„ınitalten des feindlichen Heeres gegenüber 
iothe Kreuz, 1883, ©. 127. 
ut, Ip. 317. 

„national à l’usage des officiers de l’armee de 
.“ ies tcoules militaires. Paris, Dumaine, 1877, 136 pp. 

2. 151, 155. 
x. Lois de la guerre d’apres le droit international, 
innunire 1882/83 p. 283 ff, wo aud das Serbiſche 
Nethen Kreuzes eine kurze Inhaltsüberſicht über dieſes 


„Send, 1009 S., Bulletin Internat. 1884 p. 236. 
.> Institut de droit international arbeitet ohne jeglichen amtlichen 
Teshalb, joweit es nicht etwa um Gutachten von einer Regierung erfucht 
. dir Lage, den Regierungen ſpontane Vorſchläge und bloje Wünſche zu 
Bei der Art feiner Bufammenfeßung aber (e3 beiteht aus höchſtens 
‚rtchen und einer Anzahl außerorbentlicher Mitglieder, welche beide — 
. ber anderen, freien Vereinigungen, denen mehr oder weniger Jeder bei- 
:. — durch ftrenge und vorfihtige Wahl ihrer Bairs den eriten lebenden 
„ın bes Bölferrechts in Europa und Amerika entnonımen werben und folglid) 
=: tebenden Autoritäten der Völkerrechtswiſſenſchaft find’ und der darin liegenden 
it für die außerordentlich große wiſſenſchaftliche Bedeutung. Gründlichkeit 
"icnnenheit feiner Arbeiten find die Ergebnifie der febteren, namentlich bei 
wpigen Stande des Bölferreht3 und feiner Codification, ein höchſt werth- 
0 nicht zu überiehende3 Material. Durch feine Zufammenfegung wie durch 
\ - rt jeiner Tarftellung unterjcheidet das Inſtitut fih durchaus von fonftigen 
Srenen und Berfammlungen der Neuzeit, vollends von den Friedensligen, dem 
Sin: scenationalen Friedens und Schiedsgerichts Verein“, ber für ewigen Frieden, 
SS uiftung u. f. w. wirlen will. Tiefe fönnen nicht in den Kreis diejer wiſſen⸗ 
Sas uichen Betrachtung gezogen werden, wodurch natürlich gegen den guten Willen 
"ED die edle Abſicht mancher Theilnehmer an jenen Gongrejien weiter nichts ge- 
Gr werden fol. ©. darüber u. A. Laveleye, Causes actuclles des guerres 
u Europe, p. 183. ©. aud) v. Holgendorif in dieſ. Handb. S. 142 in ber 
Note 4 und %. v. Martens, Bölferreht I. ©. 197. Es gehören hierher auch 
ic parlamentariihen Abrüftungsanträge. Ueber die Arbeiten des Institut de 
Toit intern. vgl. Die Revue und das Annuaire de I Inst. de droit intern. 
*“ Wluntihli beabfidtigte, eine Tarftelung des gejammten heutigen 
!ölfer, nicht bios des Kriegsrechts herauszugeben, ließ aber angeſichts ber 
tobenden Kriegsgefahr zunächſt das Kriegsrecht für ſich ericheinen if. Die Vorrede). 
dater hat er feine Abſicht bekanntlich in vollem Umfange ausgeführt und das 
reits in dritter Auflage erfchienene „Moderne Völlerrecht der civilifisten Staaten 
Rechtsbuch dargejtellt” erjcheinen lafien, worin das Kriegsrecht im legten Theile. 
VIII. u. IX. Buche, gegen die erfte Veröffentlichung bedeutend erweitert, ent- 
en in In biefer Taritellung zerfällt das ganze eigentlihe Kriegsrecht in 
nde 10 Haupttheile: 1. Begriff des Krieges, Kriegsparteicn. Kriegsurſachen 
Kriegserllärung. 2. Wirkungen des Kriegszuſtandes im Allgemeinen, Kriegs- 
3. Kriegsrecht gegen den feindlichen Staat und in dem feindlichen Ztaatd- 
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Grenzfeftitellung nöthig, durch deren jtrenge Feſthaltung jene Wbneigung 
überwunden und ein Erfolg allgemein gefichert werden fann.!°) 

Dieſes Princip Hat ſich als Confequenz aus der Natur des Krieges 
bereit3 oben?!) ergeben. Es Tann danach als Hauptgrundfah für 
die Humanifirende Codificirung des Kriegsrechts nur lauten: 


23 


— 
— 


die Humanität kann im Kriege nur fo viel Berückſichtigung zn 
verlangen, wie Natur und Zweck des Krieged ed geftatten en 
und mit der vor allem Andern notwendigen Erreihung des Sieges — 
über den Gegner nicht in Widerſpruch ſteht. Krieg und Kriegszweck. 
friegerifche Maßnahmen und militärische Nothwendigkeit find im Kriege — 
nun einmal die Hauptfache und können ihrer Natur nad Feine fie ein—— 
ſchränkenden Feſſeln tragen.'?) Die Humanität muß im Kriege gegen beraz 


Krieg jelbit zurüdtreten und kann im Fall eines Eonflictes, einer Unver — 


einbarfeit der beiden Factoren Krieg und Humanität keine Berüdfichti - 
gung beanfpruchen. Die humanitären Anſprüche dürfen deshalb nie jo 
weit gehen, daß fie irgend mit der Natur und dem Zweck des Krieges 
nicht im Einklang Stehendes forderten, und ſelbſt von den wünjchens- 

wertheften und fegensreichiten Einrichtungen, wie 3. B. von der Genfer 

Convention, müßte ganz oder in einzelnen Beitimmungen abgefehen wer- 

den, wenn ober foweit fie mit dem Kriege unvereinbar wären.1?) 

Es bleibt aber auch bei diefer Begrenzung, wie bereits im 8 53 
hervorgehoben ift, noch ein weites Feld und ein großer Spielraum für 
dad Walten der Humanität über,!*) jo daß namentlich an ein Aufgeben 
von Verträgen, wie die Genfer Convention, in der That nicht gedacht 
zu werden braucht; und innerhalb dieſes Spielraumd Hat die Humanifi- 
rung, wie ebenfallß bereit? in SS 53 und 70 hervorgehoben ift, vollfte 
Berüdfihtigung zu beanfpruchen: foweit Natur und Wesen des 
Krieges e3 irgend geftatten, müſſen und dürfen die Forde— 
rungen der Humanität mit allem Nadhdrud zur Geltung ge- 
bradt werden.'?) 

Darüber hinausgehende Anfprüche aber würden nicht nur unbered- 
tigt umd zugleich (weil ohne alle Ausſicht auf Beachtung) nutzlos fein, 
fondern fogar aus den bereit3 angedeuteten Gründen durch Gefährdung 
auch des Erreichbaren pofitiv fchaden, wie fie bereit gejchabet Haben. 
Es find deshalb bei der Humanifirung und der humanifirenden Codifici⸗ 
rung des Kriegsrechts alle übertriebenen, d. h. jene Grenzen überfchrei- 
tenden Anforderungen auf das Strengfte zu vermeiden. Sie würben 
unfehlbar eine weitere Abjchredung der maßgebenden Gewalten, der Re 
gierungen u. |. w. von dem ganzen Gedanken herbeiführen, während 
gerade ein maßvolle3 Vorgehen allmähligesg Vertrauen und allmähligen 
Erfolg erwarten darf und zu weiteren humanitären Yortfchritten führen 
wird. Es iſt deshalb auch eine Forderung der Klugheit, daß der aufge 
jtellte Grundfag und in der Verfolgung des Ziele der Humantfirung und 
darauf beruhender Codificirung des Kriegsrecht3 eine weile Selbftbefchrän- 
fung beobachtet werde, die allein die Möglichkeit eines Erfolges in fich birgt.'*) 
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Es liegt zu Tage, ein wie großer Unterschied und humanifirender 
söortichritt gegen das bisherige Kriegsrecht durh den Abſchluß eines 
bc, Die Mächte ein für alle Mal und für alle zukünftigen Kriege 
> sıDden Vertrages gemacht ift.”) Tenn, wenn auch die willfürlichen 
<.Drumigen, das über die Klinge Ipringen lafien, Verlegungen und Mar: 
zungen der in feindfihe Gewalt gefallenen verwundeten (mie unver- 
Andeten) Soldaten im Allgemeinen als die Vebung einer entlegeneren 
‚rt betrachtet werden Dürfen und in der civilifirten neueren Zeit nur 
"och als Ausnahmen und letzte Ueberreſte barbariicher Sitten vorkom- 
men, auf deren möglichſtes Verſchwinden gehofft werden darf,?) fo Hat doch 
wine pn ojitide Fürjorge für die feindlihen Soldaten und die Inverlep- 
chfeir der Zanitätöperjonen und =Anftalten, die freie Bewegung der 
ertteren, die Nichtoccupirung der letzteren u. f. mw. wenigften® als durch 
Sligemeinen Völfervertrag Allen unbedingt geboten auch in der neneften 
seit bis auf die Convention von Genf nicht bejtanden. Die darauf ge- 
Tichteten Einzelverträge aber find gerade in der allerneueften Zeit, in 
Unſerem Jahrhundert nämlich, weniger üblich gemwefen.*) 

⁊ Gleichwohl würde es falſch ſein, zu glauben, daß die humanen 
Ideen der Genfer Convention erſt durch eben dieſe Vereinbarung und 
ETW in unjerer Zeit ſich geltend gemacht hätten. Der auch dem härteften 
eertihrer To überaus nahe liegende Wunfch, für die eigenen Krieger zu 
YOrgen, was in crreihbar größtem Umfange nur durch Reciprocität 
Möge itt, hat vielmehr in Verbindung mit allgemein menjchliddem 
D Mpfinden ſchon lange, theilweiſe ſogar ſchon feit Alters dahin geführt, 
8 Zeitens der Heeresleitungen nach Wegen der Uebereinkunft geſucht 

; urde, auf Denen mwenigitend die unnöthigen Leiden den Soldaten er: 
„arı werden könnten, den verwundeten und gefangenen Tödtung, Ver« 
Burngen oder auch nur Nichtbeachtung, d. i. Mangel an Pflege. Na: 
men ilich it aber, nachdem ſchon aus dem Alterthume und den Mittel: 
Alter Beilpiele für jolche der Fürjorge für die Truppen dienende Itriege- 
dertrage bezeugt find,°) ſeit etwa dreihundert Jahren der Abjchluß ſolcher 
dereinbarungen jo häufig vorgefommen, daß geradezu eine feitden herr- 
ende Gontinuität der dieſe Milderung des Kriegsrechts bezweckenden 
Idee behauptet werden muß;®) nur dag in unjerem Sahrhundert ein Bus 
dtreten ber Idee bemerkbar gewejen und dadurch die Meinung ent: 
Handen ift, fie entitamme überhaupt unjerer Zeit und der Genfer Con. 
dention.)) Nachdem zunächſt nur auf eine Heinere Anzahl von hierher 
gehörigen in der Vergangenheit abgejchlofienen Verträgen aufmerkjam 
Armacht worden war, namentlich auf den 1759 von Friedrich den Großen 
mit Frankreich vereinbarten,*) ijt jetzt nachgewieſen worden,“) dab in 
fm Zeitraum von 1581 bis 1864 nicht weniger als an dreihun- 
dert Kriegsverträge abgeichlofien find, weiche die gleihen oder ganz 
äbnliche Ziele, wie die Genfer Convention verfolgen. Allein von Teuticher 
Seite ift das innerhalb des genannten Zeitraumes mehr als zweihundert, 
don ‚ranzöfiiher beinahe zweihundert Mal geichehen. Tiefe PBerträge 
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Zommt noch Hinzu!?) das Verdienft, daß durch dieſen ſchließlich ge- 
Jungenen Abſchluß und das Zuftandelommen des Congreſſes, welcher den 
Abſchluß vollzogen Hat, der Beweis geführt und offenbar geworben ift, 
DaB ein folder internationaler Congreß und eine ſolche Wölkergefep- 
garbung ehr wohl möglich iſt und wirklich ftatthaben kann. Der Genfer 
SSonvention muß deshalb, fo klein der von ihr geregelte Theil des Kriegs⸗ 
Techts auch ijt, in verfchiedenen Beziehungen eine fehr große Bedeutung 
Dindicirt werden. . 
Aus diejen verfchiedenen Hochbedeutfamen Gründen ift in einer 
Heutzutage zu gebenden Tarftellung des Kriegsrechts ein näheres Ein- 
geben auf die Genfer Convention unerläßlich.?o) 


' Die nähere Erörterung dieſer Puncte, die den bier nur vorläufig anzu- 
ge Se nden Inhalt der Genfer Convention ausmachen, wird weiter unten im fol. 
serıDen Stid erfolgen. 

* ©. unten 8 77 und folgendes Gtüd, Kap. 2. 

i », Daß jolhe Ausnahmen und Barbareien auch noch in der allerneueften Zeit und 
VeTbft nad Errichtung der Genfer Convention vorgelommen find, wird leider namentlich 
Dirrch die Türfifche Kriegführung im Kriege von 1876/78 bewieſen, vgl. Moynier. 
Tas rothe Kreuz über). von Stange), ©. 124, und nidht minder 1883 durch 
Die Franzöſiſche in Tunefien, Tonfin und Madagasfar. Auch im Sriege von 
1870171 ift dergleichen vorgelommen (vgl. Queder, Die Genfer Convention, 
S. 277, 318, desgleihen im legten Ruſſiſch Türkiſchen Kriege auf Seite ber 
fien gegen die Türken, wenn auch nicht annähernd in dem Maße wie feitens 

der Iepteren gegen die erfteren. Diefe Vorkommniſſe dürfen aber als traurige 
Annahmen betrachtet werden, welche die ganze civilifirte Welt aufs Schaͤrffie 
dVerurtheilt, und zwar als Ausnahmen, die als Vergehen einzelner Soldaten, 
nicht old Maßnahmen der kriegführenden Mächte erfcheinen, während dergleichen 
ber weniger itreng beurteilt, bezw. für berechtigt gehalten wurde. Bgl. 
weiter unten 8 77 (S.308) und Note 9 daf. a. E., auch im folgenden Stüd, Kap. >. 

VBgl. Queder, Genf. Eonv., ©. 37. 

) S. folde bei Kömwenhardt. Pie Organifation der Privatbeihülfe zur 
kflege der im Felde vermundeten und erkrankten Krieger, Berlin 1867, &.2 f. und 
Punant:, La charite internationale sur les champs de bataille, Gieme cdit., 
1865, Paris, Hachette. Jept Roszlomsti a. a. O. 

Lueder, Genfer Convention, S. 9 ff., namentlih S. 14 und die dort 
geführten Cchriften Gurlt's, welhem wir den Nachweis des im Texte Geſagten 
varhı die Erſchließung eines außerorbentlich reichen geſchichtlichen Materials ver- 

danken, nachdem zuerft Löffler auf einen beftimmten (den gleich im Text zu er- 
Päbnenden, um die Mitte des vorigen Zahrhunderts von Friedrich dent Großen 
obgeihlofienen) Vertrag aufmerfiam gemacht und dadurch den erjten Anfton zu 
Kiteriihen Rüdbliden gegeben hatte und darauf von mehreren für die Verbeſſerung 
ber Berwundetenpjlege arbeitenden (ebenfalls glei im Tert zu erwähnenben: Zeiten 
enzelne im vorigen Jahrhundert abgejchloffene Berträge hervorgehoben waren. 
juerft von Briere, die größte Zahl wieder von Gurlt. Xoüffler: Studien über 
den Eanitätsdienft im Jtalieniichen Feldzuge von 1359; Preußiiche militärärztliche 
Zatung v 16. Ectober 1860. Gurlt, Der internationale Schuß der im Felde 
verwundeten und erkrankten Krieger und die freiwillige Krieges-Kranlenpilege in 
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anerlannt hatten, ift derfelben im Kriege nachgelebt worden, obgleich namentlich 
dieſen letzteren nicht die mindefte rechtliche Verpflichtung zur VBefolgung dieſe 
Böllergefebes oblag. Bekanntes Doppelbeiipiel aus dem 1866er Preukifch-Defter- — 
reihiihen Kriege: Der König Wilhelm von Preußen beftimmte, daß fein Heer — 
bie Genfer Convention trog mangelnder Reciprocität ftreng beobachten follte, un er 
auf Defterreihifcher Seite wurde für den ſüdweſtlichen Theil des Kriegsſchauplatze —— 
infolge Anordnung des dort befehligenden Prinzen Alerander von Heſſen basjelbe vom — 
geichrieben, obgleich die Defterreichiiche Regierung der Genfer Convention gar nik — 
beigetreten und auch nicht auf den ihr bei Ausbruch des Krieges gemachten Borihloe == 
fih noch zur VBefolgung des Vertrages zu verpflichten, eingegangen war. S. — 
nähere Darftellung diefer Vorgänge bei Lueder, Genfer Eonvention ©. 140 * 
6) Bgl. Bulmerincq ©. 169, 170. 
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Ueberfiht über die bisherigen Codificirungen und 
Codificirungsverjude. 


Literatur: v. Bulmerincq, Braris, Theorie und Eodification des Völlerrech 2F- 
3. Abſchnitt. — Bergbohm, Staatöverträge und Geſetze als Quellen De 
Böllerrehtö II. — Fiore, Trattato I. ch. VIL, II. ch. IV. — Laffor - 
Prineip und Bulunft des Böllerredt3, ©. 179 ff. — ©. auf v. Holen 
dorff in dief. Handb. I. ©. 299 und Klüber 8 292, Rote a. (zu lehterer# 
vb. Holtzendorff a.a.D. 8 36, N. 1, u. Bergbohm a. a.D. ©. 45, 9. 1)- 


In die erite Claffe, d. i. nad Maßgabe des vorigen Paragraphen 
die der wirklichen, abgeſchloſſenen und rechtverbindlichen Codificationen 
gehören zur Zeit nur: 

1. die Feftfegungen des Pariſer Congrefjes von 1856, 
wodurch das Beuterecht auch im Seekriege wenigiteng bejchränft, 
das bis dahin fchuglofe Privatgut auf Schiffen in gewiſſen 
Grenzen gefhügt und die Kaperei abgeichafft wurde; 

. die Petersburger Convention von 1868, melde di 
Unterfagung einer unnöthig graufamen Urt der Kriegswafir 
feititellte, und 

3. die Genfer Convention von 1864 zur Verbefferung 7 

Schidjald der verwundeten Soldaten der Heere im Felde. 

Bon diefen fcheidet die erjtgenannte Vereinbarung bier aus, ı 
fie den Landfrieg nicht berührt und fih nur auf das Seekriegsrecht 
zieht.!) Die zweite, die Peteräburger Convention, hat nur zu der ı 
Beitimmung geführt, daß der Gebrauh von Sprenggeſchoſſen („pr 
tiles explosibles ou charges de matieres fulminantes ou inflamma’ 
aus kleinem Kaliber, und zwar von weniger als 400 Gramm, unt 
unterfagt ift.?) Das Verbot gilt für den Land, wie auch fü 


td 
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II. Die Entftehungsgeihichte der Genfer Convention. 
T_ Bis zum 1864er Congreß: Die eriten Anregungen und Die 
erfte internationale Genfer Verſammlung von 1863. 


222 eratur: ©. die in den Noten zu diefem Paragraphen genannten Uuellen 
und Schriftfteller. 


Was die Entitehungsgefhichte diefer Convention jelbft anbelangt, 
Io üſt dieſelbe in Kürze!) Die folgende. Den erften Anftoß zur Aufrich- 
tızrıg der Genfer Convention bat, wenn auch nur ganz mittelbar, un⸗ 
zweiielhaft der Schweizer Menfchenfreund Heinrih Tunant und in 
weiterer Verfolgung des von ihm gegebenen Anftoßes die Genfer Ge- 
meinnügige Geſellſchaft, insbejondere deren um die humanen Be— 
Vtrebungen der Neuzeit Hochverdienter Vorſitzender Guſtav Moynier 
gegeben. 

Dunant veröffentlichte im Jahre 1862 eine jehr beredte und 
warme Schilderung?) der von ihm als Wugenzeugen beobachteten ents 
veglihen Leiden der bei Colferino verwundeten Soldaten, welche Leiden 
ur dem geichilderten und wirklich ftattgehabten Umfange nur durch unge» 
niigende Eanitätsvorrichtungen möglich geweſen waren. Er machte in 
seiner Veröffentlichung zugleich Vorſchläge, durch welche dieje janitären 
Einrichtungen im Kriege verbefiert und Die graufamen Leiden der ver- 
Wundeten Soldaten gemildert werden follten. Tiefe Vorſchläge richteten 
A darauf, daß der Unzulänglichkeit jener Einrichtungen durch die Bil. 
dung weitverzweigter freiwilliger Hülfsvereine abgeholfen werden follte, 
welche im Falle eines Krieges der Sorge flir die verwundeten Soldaten 
NH zu widmen hätten. Tunant zielte alfo urfprüngli auf ganz 
Anderes, als auf das, wodurch jpäter die Genfer Convention dasjelbe 
Stel zu erreichen fuchte, d. h. auf etwas ganz Anderes, als auf eine von 
ihm nur höchſtens nebenbei mit ind Auge gefaßte internationale Un- 
verieglichkeitserflärung der vermwundeten Soldaten und des Eanitätöper- 
ſonals und der Sanitätsanſtalten. Gleichwohl ift fein „Souvenir“ ganz 
unzweifelhaft der erite und einzige Anlaß zur Errichtung der Genfer 

Onvention geweſen, und gewifle Anjprüche Anderer, welche ihrerieitd 
en Anlaß gegeben haben wollen, entbehren jeder Begründung.?) Der 
heitere Verlauf war nämlich dieier. Es wurde die, wie bereits er- 
vahnt, unter dem Präfidium von G. Moynier ftehende und auch den 
General Tufour zu ihren Mitgliedern zählende Genfer Gemein- 
ausige Gejellichaft durch das Dunant'ſche Buch und allein durd 
das Dunant'ſche Buch veranlaßt, in Berathungen und Bemühungen 
ia treten, um eine Verbeſſerung des Looſes der Kriegsverwundeten auf 


26 Krieg und ſtriegsrecht im Allgenteinen. 


Grundlage der Tunant'ihen Vorſchläge wirklih praftiih herbeizu⸗ 
führen, injonderheit eine Commiſſion einzujegen,*, welche die Rerfolgung 
des zieles in Die Hand nehmen ſollte. Ta nun das Ergebnite 
biefer Bemühungen ſchließlich der Abſchluß der Genier Conventiom— 
geweſen ift, fo läßt ſich nicht beitreiten, daß allein die Dunagnt'ſch 
Veröffentlichiung den eriten Anlaß zum Grlaß jenes Völkergeſetze — 
negeben hat, wenn auch Dunant's in feiner Veröffentlihung ausm, 
Iprochene Gedanken und Worfchläge auf einen anderen Weg zur E 
reichung des vorgeftedten Zieles gerichtet gemweien waren, als ſchließli — 
eingefchlagen wurde. 

Ilebrigens bemühte Dunant?) fih auch, nachdem die Genfer Sy 
meinnitpige Geſellſchaft die WUngelegenheit in die Hand genommen hote, 
und Die dee der Unverleglichfeitserflärung der Soldaten und ihrer 
Pfleger binzugetreten war, perjönlih durch weite Neifen und große 
Opfer fir den Uebergang feiner menfchenfreundlichen Ideen in die pra?- 
tische Anerkennung und bat and) dadurch Bedeutendes für die Erreihurg 
des !ieles geleiftet.) Er wußte namentlich die Europäischen Souverärze 
und fonftine maßnebende Berfönlichkeiten, wie den Deutichen Kaiſer m? 
die Deutſche Naijerin, den Kaiſer Napolcon und die Kaileriz 
Eugenie, den Nönig von Belgien, (den jepigen) König ver 
alien, den König von Sachſen, die Großfürftin Helene Fax- 
lomna von Rußland, den Preußiſchen Kriegsminifter von Xocr. 
den Frauzöſiſchen Minifter Des Auswärtigen Droyn de Lhuws, bemwer 
ragende Wilitairärzte u. A.,') ſowie auch philantbropiiche Vereine M 
Geſellſchaften für das Werk, insbeſondere für die Veichidumg der * 
zwiſchen geplanten internationalen Verſammlung zur Werarbung ir * 
ergreitenden praktiſchen Maßregeln zu interefiren. Durch we Er 
flußreiche Unteritügung dieſer und vieler anderen bier nicht ausmzifht 
Genannten find dann die Wäne der Genfer Gejcllichaft, melde vet 
durch ihre Commiliion in ichr geichidter Weite thätig gemeien mar mt Fr 
yaganda gemacht datte.\ fo ichnel und alüdlich zum Ziele getübrr marer " 
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sicht gefügt, es ijt factifh nun einmal Palasciano's PVeröffentlihung in 
Feiner Reife, wohl aber die Dunant's die Quelle praftiicher Folgen für bie 
Xerbefierung bed Looſes der im Felde vermundeten Soldaten geweſen. Das muß 
rich bei der ganz Haren Beichaffenheit der Belege und Quellen für jeden linbe. 
Tangenen als zweifellos ergeben. PBalasciano fanı den Anfprucd jo wenig er- 
Leben wie jeine philanthropiihen Vorgänger Waſſerfuhr, Chamouſſet u. j. w., 
zuelhe ebenfalls jchon die nachher von der Genfer Convention aufgenommenen 
een ausgeiprochen hatten und, wenn e3 lediglich auf den Beitpunct, nicht auf 
Die Folgen der Aeußerung ankäme, noch mehr als Balasciano für die intellec- 
tucllen Urheber der Genfer Convention erflärt werden müßten. S. auch Fiore 
Ill. p. 186, 187, der warm für Balasciano eintritt, aber doc die Thatjache, 
daß nit er noch Arrault, jondern Dunant und das Genfer Eomits die 
praftiide Folge hervorgerufen haben, nicht leugnen kann. S. über bie Belege 
und Kuellen, wie über die ganze, fachlich ja aber nicht jonderlic wichtige Frage 
uberhaupt Lueder, Genfer Convention, ©. 41 unten ff. und die dort angef., 
bier bereits erwähnten Schriftfteller, namentlid) Moynier, Neutralit6 des blessös, 
pP. 102. S. jetzt auch Odier i. Bulletin Intern. 1876, p. 81, 82. Im 
Bulletin Internat. 1872 p. 103 wird eine neue Remonftration Balasciano’s 
vor Moynier erwähnt, in welcher Erfterer zugleich auch den zwijchen feiner Idee 
und dem Snhalte der Genfer Convention beftehenden lUinterfhied betont 
Balasciano wollte nur Neutralifirung der verwunbeten Soldaten und Ber- 
mebrung des Sanitätsperjonals); es kann aber nad dem Vorftehenden auch dar- 
über hinweggegangen werben. 

* Die fo thätig wie erfolgreich arbeitende Commiſſion beftand aus den 
Derren Dufour, Moynier, Dunant und den Genfer Aerzten Dr. Mannoir 
und Dr. Appia. 

’, Unridtig ift die noch immer twiederfehrende Behauptung, Dunant jei 
Arzt geweien. Dies ift unrichtig. Dunant ift nie Arzt gewefen, fondern hat 
die Schladtfelder von Eolferino nur als Menichenfreund beſucht. Dies habe ich 
‘Yon 1876 in meiner Genfer Convention ©. 64 N. 11 nachgewieſen. Trotzdem 
Wird die faliche Behauptung, und zwar aud) von folchen, die meine Genfer Eonv. 
amd die fonjtige Literatur ausdrüdlich anführen, immer noch wiederhoft, fo 3. 2. 
von Jagmwig S. 19), von dem es mir einigermaßen zweifelhaft ift, ob er mein 

ud, über die Genfer Convention trog der fobenden Erwähnung desſelben aus 
eigener Anichauung kennt. Kennte er es, jo würde er das LIX u. 444 Seiten gr. 
„Gap itarfe Wert wohl faum eine „Heine Schrift“ nennen, wie er auf S. 20 
eines Bortrages „Bölterreht und Naturrecht“ 1884 thut. Bei denen, welche vor 
Weiner Genfer Eonv. gejchrieben haben, it die faliche Behauptung ganz allgemein. 
Sonderlich wichtig iſt es ja nicht, aber es zeigt, wie fo viele der hier Mitſchrei— 
denden nachſchreiben, ohne ſelbſt zu leſen. Wer nur lunant's Souvenir auf 
Werfiam angeſehen hat, könnte das Verſehen nicht machen. 

*Näheres bei Lueder, Genfer Conv., S. 64 fl. 

', Queder, Genfer Conv., ©. 65 ff. 

*. Queder, Genfer Conv., S. 63 

’ Tiefe Pläne und die auf ihre Realiiirung gerichteten unermüdlich von den 

Genier Philanthropen fortgefepten Bemühungen gingen nun nad) zwei verfchiedenen 
wenn auch innerlich verwandten‘: Richtungen aus einander, die fi) aus dem zwie⸗ 
ishen Ziele von jelbjt ergeben: die „internationale Neutralilitung“ des Zanitäte- 
serionals und die innerftaatlihe Organiſirung der freiwilligen Hülfsthätigleit nad) 
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Der abgeichlojjene Vertrag wurde von einer Anzahl der Mächte jehr 

alD ratificirt (von der Schweiz, Frankreich, Baden, Belgien, Dänemart, 
tralien, Spanien, den Niederlanden.) Andere folgten rajch nad), fo 
Srickhenland, England, Preußen, Schweden, fpäter Oeſterreich (nad) der 
=chladıt von Königgräg,!!) Rußland, ganz ſpät (1868) der Kirchenftaat. 
Ausgangs der jehsziger Jahre war die Convention von ſämmtlichen [elbft- 
än digen Europäifchen Staaten anerlannt (nur Hannover hatte niemals 
Jeinen Beitritt erklärt), jo daß fie Schon zu dieſer Zeit wenigſtens für 
Europa ein allgemein gültiges Böltergefeg war. Vom Ausgang der 
Vechziger Jahre bis auf deu heutigen Tag find noch verfchiedene andere, 
auch Außereuropäiiche, Amerilanifche und Aſiatiſche Staaten hinzugetreten, 
namlih Rumänien (1874), Berfien, San Salvador, Montenegro, Ser- 
dien, Bolivia, Chili, Die Argentinifche Republik, Peru und nach langem 
Zögern aud die Vereinigten Staaten von Amerika (1882), zulegt Bul- 
garien (1384) und Japan (1886). Gegenwärtig haben fi auf Die 
&enier Convention verpflichtet nicht weniger als vierunddreißig Staaten ‚) 
und es läßt die Genfer Convention ſich deshalb unzweifelhaft als ein 
Ausdruck des poſitiven Kriegsrechts unſerer Zeit bezeichnen. Um SHerbei- 
fuhrung des Beitrittö haben das Genfer internationale und die Comités 
ın den einzelnen Etaaten ſich vielfach bemüht.!?) Mehrere der fpäter bei. 
gettetenen Staaten thaten dies in Veranlafjung eines bevorjtehenden oder 
Arasgebrochenen Krieges, was für die Beurtheilung des praftifchen Werthes 
von Eonventionen, wie die Genfer, von Bedeutung ift.'*) 

So ift die Iinverleglichkeitserflärung der verwundeten Eoldaten unb 
rer Helier und Heilanftalten zum pofitiven Völkerrecht ber Neuzeit 
au Dorden, obgleih die im Dienit jener Humanifirung arbeitenden Be- 

Rex Sihungen von Haus aus auf ein ganz andered Biel, als auf eine foldhe 

2 Ofcation gerichtet gewejen waren, und fo ftchen wir für den bier 
Tr Betracht fommenden Theil des Kriegsrechts auf dem feften Boden 
vGeſetzes. Tamit ift zugleich aud der Beweis geführt, daß auf dem 
iete des Völker und jelbit auf dem dafür am wenigſten geeignet er- 

den des Kriegsrechts Codificirungen ſehr wohl möglid) jind. And 
Baırd wird eine jehr hoffnungsreiche Perjpective in die Zukunft er- 
S Tiere, 1) Endlich bietet diefer auf die angegebene Weiſe zu Stande ge 
ene Bölfervertrag ein Hochinterellantes Beitpiel für das, was ſelbſt 

uf dieiem Gebiete die ausdauernde und leiftungsfähige Privatthätigfeit 

g und in welchem Grade verjtändig arbeitende Vereine der Er: 


deiching der Hier in Rede ftehenden Ziele die Wege zu ebnen ver. 
Mögen. ’°) 


) Tiefe Genfer internationale Comite bildet feitdem den Mittelpunct für 
site humanitäre Veftrebungen der Weuzeit auf dem Gebirte des Kriegerechts, 
wienderheit für das „Rothe Kreuz“, und hat fich bereits mannigfache Berdienfte 
werben. Es beitand zunädit aus denjelben in Rote 4 des vorigen Para: 
Fepben genannten fünf Periönlichleiten, welche die Commiſſion der Genier 
Gemeinmügigen Geſellſchaft bildeten. Spätere Aenderungen in der Zufammen 
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”) Zueder, Genf. Eonv., S. 133: Treuenpreuß, Das Rote Kreuz, ©. 9, 10. 
0) Der vollitändige Tert, in den Protocoles Annexe B., findet fi in ben 
Betepiammlungen u. ſ. w. der einzelnen Länder, in ben Actes du Comit6 
im t ernational p. 50 ff.; im Criegerheil 1866, Ar. 1, in Queder’s Genf. 
Gonp., ©. 124 ff. und zahlreihen fonftigen ber Genfer Eonvention und analogen 
Begenftänden gewidmeten Schriften wie auch in Lehrbüchern des Völkerrechts, 
3- BB. dem Heffter’ihen und dem Bluntfchli’ichen, jei es im Zufammenhange 
abgedrudt, jei e8 ohne mörtlihe Angabe. Es giebt nur einen officiellen 
Text, in Franzöfliher Sprade, und namentlich Teine officielle Ueberſetzung für 
Teutihland, und die in den Geſetzſammlungen der einzelnen Ränder ſich findenben 
Ueberfegungen weichen von einander ab. 
1) Preußiſcherſeits war die Befolgung der Genfer Convention vom Beginn des 
Krieges an, obwohl fie von Defterreich damals noch nicht anerlaunt war, den 
Truppen vorgejchrieben, und ein Gleiches war von Seiten des Hödjftcomman- 
direnden auf dem weftlihen Kriegsſchauplatze, Prinzen Alexander von Heflen, ge- 
Wehen, jo daß die eigenthümliche Sachlage eintrat, daB ein Theil bes Defter- 
reichiſchen Heeres Die Genfer Eonvention zu befolgen hatte, obgleich Defterreich dem 
Bertrage gar nicht beigetreten war. gl. oben 8 72 R. 5. Yür Breußen bedeutet das 
besbachtete Berfahren einmal eine anerfeunenswerthe Humanität, fodann ein neues 
Berbienft um die Einführung und Förberung der Genfer Convention. Vgl. über dies 
Ues wie auch über die allmählige Ratificirung des Genfer Vertrages Queder, 
Senfer Conv. ©. 135 ff., namentlich ©. 140 ff. u. die Dort angef. Quellen u. Literatur. 

Tr, S. Queder, Genfer Eonv., ©. 135 ff., ſodann die fortlaufenden Mit. 
theilungen im Bulletin international, welche biß in die neucfte Zeit über 
Ulles, was fi) auf den Beitritt bezieht, berichten; bie Moynier'ſchen Schriften, 
m Denen fih aud, fo Rothes Kreuz 173, 174, chronologiſche Ucberfichten über 

deu Beitritt der einzelnen Länder finden. Speciell über den Beitritt Nord- 
Umerifes Bulletin 1882, ©. 41, 92, 133, History of the Red-Cros. The 
Treaty of Geneva and its adoption by the United States etc., Washington 
1883. Die lange Verzögerung des Beitritt? mußte in Europa um fo mehr auf 
‚ als der Juhalt der Genfer Convention im Weſentlichen ganz mit den ent 
Beftimmungen der Ameritanifhen Kriegsartifel übereinftimmt Ghina 
fehlt noch bia zu dieſem Augenblide, ebenjo von größeren Staaten Brafilien und Megico. 
Die Beitrittserlärungen erfolgen durch Vermittelung bes Schweizer Bundesraths. 
m S. Queder, Genfer Conv., ©. 139 ff., Actes du Comite international, 
Bulletin international. 

) Bol. Moynier, Rothes Kreuz, S. 43 unten, 44. 

) Bgl. oben 8 70. 

, Dieſes Beilpiel bleibt beherzigenswerth und lehrreich, inſonderheit für bie 
dar Seit nach ähnlichen Zielen hin arbeitenden Gejellihaiten, wie 3. ®. das In⸗ 
Fin für Bölferredht, auch wenn Moynier, Rothes Kreuz, ©. 43, Recht haben 
Wir, daß die Mächte inzwichen ihre Abficht zu erfennen gegeben hätten, in Zu- 
tert ifre Angelegenheiten jelbft zu beforgen. In dem vorliegenden Falle ber 
Oenfer Gonvention aber ift e3 vollftändig die Privatthätigfeit gewejen, welche das 
Bitige Ergebniß herbeigeführt hat und ohne welche es nicht herbeigeführt wäre. 
Kigt zu viel fagt Moynier, wenn er fi) (Etude sur la Convention de Gendve, 

?. 65, und Neutralit& des blesses, p. 47, 48) folgendermaßen ausipridht: „On 
peut presque dire que c'est le comit6& de Genère qui a fait le traits du 
2 soüt; car il a öt& jusqu'à en rediger oflicieusement le projet soumis 
as deliberations du Congres.“ 

Oandbaq des Boſterxrechta IV. 20 
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auf welcher Seite ber Kämpfenden die üblen Erfahrungen gemacht worden find, 
Sondern nur darauf, ob und daß fie gemacht find; und es würde deshalb von ber 
Servorhebung bes Umſtandes, daB die Eonventionsverlegungen im 1870/71er Kriege 
ganz vorzugöweile, wenn audy nicht ausschließlich von den Franzoſen begangen find 
an biefer Stelle abgejehen worden fein, wenn nicht noch immer, und zwar auch 
son beachtenswerther völferrehtöwifienichaftiicher Seite (die in und gleih nach dem 
Striege von Parteiwuth dictirten Franzöſiſchen Bamphiete kommen nicht in Be 
tracht) Diele Wahrheit ausdrücklich oder ftillichtweigend gefeugnet und ausbrüdlich gefagt 
oder doch ſo gethan würde, alt ob von den Deutichen etiva eben fo viel ober gar mehr 
Berlegungen ber Genfer Eonvention begangen tworben wären. Diele unmahre 
Darftellung zwingt zur Abwehr und Richtigftellung. Sie findet ſich namentlich be 
Caivo, ber fih in biefer Beziehung geradezu der Parteilichkeit ſchuldig mad 
(0 anch Löning, Verwaltung bes General-Gouvernements im Elſaß 1874 ©. 19 
i. d. NR.) und dadurch einen häßlichen Flecken auf fein fonft jo werthuolles Buch 
wbraht Hat. Daß Ealvo offenbar des Deutihen nicht mädtig und mit ber 
Dextihen Literatur nur mangelhaft belannt ift, kann ihn nicht entſchuldigen. Es 
uu$ vielmehr gegen diejen überall in Calvo's Werten hervortretenden Mangel 
en Achtung vor der geſchichtlichen Wahrheit laut und entichieden proteftirt werben; 
Bl. Lneder, Genfer Eonv., ©. 274, R. 9, 275, R. 12, und überhaupt bie 
Derklellung daſelbſt S. 272 ff. Noch unglaublicher ift die frivole Unmwahrhaftig- 
kt, mit der Morin, Les lois relatives à la guerre, Paris 1872, und Griolet, 
Ds linfuence de la dernidre guerre sur les progr&s du droit des gens (Bulletin 
de la societe de lözislation comparée, janvier 1872) verfahren; f. darüber 
Rolin-Jaequemyus, Revue III. benfall® ganz einjeitig- parteiifih Berge, 
Prodier-Yoders, Michel Chevalier u. A. — f. Rolin-Jaequemyns, 
Beroe IV. p. 481. Wan hat von biejen Seiten gewagt, die Unparteilichteit 
Rolin’s, dem für feine Dienfte um die Wahrheit und Gerechtigfeit in biefer 
Enke vielmehr ber größte Dank der Wiſſenſchaft gebührt, anzugreifen. Allerdings 
bat der Beigiiche Gelehrte die Franzöſiſchen Unmahrheiten in niederjchmetternder 
Beile zu Nichte gemacht. Namentlich hat er auch die völlige Unzulänglichleit ber 
Exelen (Franzofiſche Tagesprefie aus der Kriegs. und Velogerungszeit) nachge- 
Weit, auf welche dieje Schriftfteller, namentlich Morin, bei ihren Angaben fich 
. Eine von Rolin:-$aequemyns (Revue IV. p. 479, R.2) an Morin 
Weriätete Aufforderung, bezüglich eines von ihm behaupteten, befonders ftarten 
% wenigitens überhaupt eine beitimmte Quelle zu nennen, ift von letzterem 
mbeanwortet gelafien. 
Ulerdings find die Vorwürfe der Eonventions. (und fonftigen Völkerrechts) 
von beiden Seiten, Deutichen und Franzoſen, gegen einander erhoben 
Berden. ber ber unparteiiihe Forſcher erfennt leicht, daß bie Deutichen Berichte, 
De amtlichen Beröffentlihungen und andere, größere Glaubenswürbigleit ver- 
Bienen, indem fie von Anfang des Krieges an durch ſorgſame Wahrheitsliche aus 
gridmet waren, während auf tyranzöfifcher Seite die ganze Kriegsdauer hindurd) 
ia alen Beziehungen, und zwar nicht nur von Beitungd- und Broicyärenfchreibern, 
foabern auch von den amtlichen Organen faft ſyſtematiſch die Unmahrheit gefagt 
zerden if, wie Rolin-Jaequemyns, Revue III. p. 292 ff. (j.aud II p. 649) 
fHlagend nachgewieſen bat. Dft auch haben genaue Unterjuchungen bie völlige 
Unmwehrheit ber von den Franzoſen erhobenen Beichuldigungen bewiefen, Rolin- 
Jsaequemyns, Revue II. p. 680, IIL p. 290 ff., beiondere 24; ee r 
Genfer Comv., S. 274, 275; Dahn in der Mündener Krit. Bierteljahrsichrift, 
1872, ©. 145, 146. In der erwähnten Thile’jchen Depeſche wird die pofitive 
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den urfprünglien Dunant'ſchen Anregungen. Nur die erftere, aus welder 
allein die Genfer Convention fich weiter entwidelt hat, ift hier weiter zu verfolgen. 
Die legtere, die bi3 Hierher al3 mittelbare Beranlafjung ber Genfer Convention 

Zu erwähnen war, jcheidet hier aus; vgl. Zueder, Genfer Eonv., ©. 93. Beide 
Richtungen müfjen wohl aus einander gehalten werden, wenn fie auch manche 
Berührungspuncte, namentlich denjelben Grundgedanken: Förderung der Humanität 

zu Gunften der vertwundeten und erkrankten Soldaten, vielfach übereinftimmendt 
Grundſätze bezüglich ihrer Einrihtung und diefelben Organe für bie Förderung 
ihrer weiteren Entwidelung, jowie dasjelbe Leihen (da3 Rothe Kreuz) haben. 
Aber nur die Genfer Convention ift eine internationale Ginrichtung, bie 
Hülfsvereine national ohne gemeinſames internationales Band, nicht der Gegen‘ 
ftand eines Bölfergejeges; die Genfer Convention ift ein jolches Völkergeſetz 
die Hülfövereine find Privat-Gefellihaften für die Verwundeten und 
Krankenpflege. Auf den Unterſchied zwiſchen beiden bezieht ſich die angef. Arbeit 
Moyniers, Ce que c'est que la Croix rouge, die namentlich die dankenswerthe 
Abficht verfolgt, das große Publicum aufzuklären, in welchem vielfach confundiren de 
Begriffe über „Das Rothe Kreuz” aufgelommen find. Ueber die großartige: 
außerordentlich erfprießliche Thätigkeit der Hülfsvereine, welche fich überall gebilpe!, 
und die fich darauf beziehende überreiche Literatur, zu der namentlich auch get 
mäßig erfcheinende Zeitſchriften und Centralorgane in ben verfchiedenen 

gehören, j. die Moynier’ihen Schriften, Queder, Genfer Convention, S. 7 il 
und die fortlaufenden forgfältigen Berichte im Bulletin International, mo J% 
u. A. auch Mittheilungen über die fegensreihe Thätigfeit der Hülfävereine in DE" 
legten Kriegen und in den fernften Ländern finden; ebenfo jene periodifchen Je wi 
Ichriften und Centralorgane, welde den „NRothen Kreuze dienen”; v. Erieger — 
Das Rothe Kreuz in Deutichland. Getrönte Preisfchrift, 1883; jept au Treue W' 
preuß, Das Rothe Kreuz im Völkerrecht und im Vereinsweſen 1887 (und 

jeiben ſchon früher [1881] erjchienene Heine Schrift „Das Rothe Kreuz und d ⸗ 
Völkerrecht). ©. noch 8 76 i. d. Noten und vgl. im folgenden Stück die Lehre ve" 
der pofitiven Fürforge für die combattirenden Truppen. In Deutichland find ZI" 
jegensreihen Hülfsvereine außerordentlich gefördert worden durch die Fürforge De «! 
Deutſchen Kaijerin, j. Queder, Genfer Sonv., S. 97 und fonft. 

10) S. das Einladungscireular vom 21. September 1863 in den Actes BB 
Comit& international, p. 1, dem Compte rendu de la Conferen = 
internat., p. 1, 2 und bei Lueder, Genfer Eonv., ©. 72, 73: 

1) Hauptquelle über denjelben: Compte rendu de la Conferenc 
internationale r&unie à Geneve les 26, 27, 28 et 29 octobre 1863 pour etudi ET 
les moyens de pourvoir & l'insuffisance du service sanitaire dans les arme €* 
en campagne. Geneve 1863 (übrigens im Buchhandel vergriffen). Bgl. Luede 2° 
Genfer Conv., ©. 78 ff., woſelbſt auch Die weitere Literatur angegeben ift. 

12, Die Vertreter gehörten überwiegend dem militärärztlichen Stande a 3%. 
das rechtswifjenichaftliche Element war gar nicht vertreten. Die Namen der Ber 
jammelten jind außer im Compte rendu, p. 16 ff., u. 9. bei ueber, GerT- 
Conv.. ©. 78, 79 angegeben. 

13) Er findet fih in denn Compte rendu de la Conference inter“ 
nationale, ©. 14 ff,, in den Actes du Comite international und bei 
Queder, Genfer Conv., ©. 73. 

1) Ganz furz vor der Genfer Verjammlung tagte nämlich in Berlin der 
internationale ftatiftiiche Gongreß, zu welchem, um aud dort für die Genfer Pläne 
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e&ßßenndof. II. p. 679) darauf aufmerffam, daß vor Allem die aufregende und er- 
bitzernde Thätigleit der Publiciften in Kriegszeiten Tadel verdient. 

” Bel. Shmidt- Ernfthauien ©. 56. 

) BgL weiter unten. ©. ſchon bier Moynier a. a. O. und Rolin: 
3a e quemyns in der Revue III. 

Dies Berbeizuführen, ift in militäriichen, und zwar in den maßgebendften 
matlütäriihen Kreifen ernftlic) erwogen worden. Darüber f. (gegen Moynier) 
2 meder, Genfer Conv., ©. 284 ff. Es ift das ja auch begreiflih, wenn man, 
wie ſchon im Text bemerkt worben, bedenkt, daß gerade die militärifchen Kreiſe 

die angefochtenen Beſtimmungen der Genfer Eonv. und die Nichtbefolgung 

Iben, während fie felbft gebunden waren, unmittelbar getroffen wurden und 
Die Barans entipringenden Nachtheile zu empfinden hatten. 

2) Bol. bie Ausführungen in Queder’s Genfer Conv. ©. 285 ff.; 
Xre ndelenburg, Lüden, S. 56. Bgl. auch Rüftom ©. 201. 

”) Note 20. 

”) Die wenigen noch biffentirenden Stimmen wie die des Dr. Rouge (vgl. 
Bulletin intern. 1876, p. 157) und die von Schmidt-Ernfthaufen ©. 55 
mb jo vereinzelt, Daß fie nicht in Betracht kommen. 

) Aueber, Genfer Eonv.; Moynier in ber Revue a. a. D. 

”, So z. B. Schmibt-Ernfthaufen ©. 57; ueber, Genfer GConp,, 
©. 267, 298; Dr. v. E. (Eorval), Die Genfer Conv. im Kriege von 1870/71: 
Delivi, Zurley, Iwanowski, Martens u. A. Bgl. auch Rolin-Jaeque- 
Eys in ber Revue III. p. 329. Selbſt der eifrigite Freund der Genfer Conv., 
Moynier, ift von der Nothwendigkeit der Reviſion überzeugt; vgl. auch Moynier 
“m der Revue a.0.D. Wie reformirt werden foll, darüber weichen die Anfichten 
wieder fehr von einander ab (vgl. oben R. 1), obgleih auch in diefer Beziehung 
m neuefter Zeit eine größere Uebereinftimmung und namentlih auch durch bie 
Blei, zu befprechende Brüffeler Eonferenz eine erhebliche Klärung der Anfichten 


il. Weihe Form der Reviſion zu geben wäre, barüber vgl. 
Lneder, Genfer Conv. ©. 426. 
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IV. Die Verſuche zur Fortbildung und Berbefferung der 
Genfer Convention im Allgemeinen und die Zuſatzartikel 
zur Genfer Convention von 1868 insbejondere. 


Literatur: Die im Folgenden angef. Bluntihli, Schmidt ˖ Ernſthauſen, 
». Hartmann, Löffler, Queder (und die dort cit. Literatur), ſowie bie 
ebenfalls im Folgenden genannten Protokolle und Acten, Mittheilungen im 
Bulletin International. gl. bie zu 5 74 und 77 angef. Literatur. 


— — — —— 


Von der Nothwendigkeit einer Verbeſſerung der Genfer Convention, 
einer Ausdehnung ihrer humanen Beſtimmungen und der Einführung 
von die Kenntnii des Geſetzes verallgemeinernden Maßregeln überzeugt, 


‚22 m Allgemeinen. 


„2 ser Genfer Convention ftehen ge 
tal pofttive Verbeſſerungsvorſchläg 
.: ns» auch praftiihe Verſuche gemadt 
ue sortbildung der Genfer Gonventio! 


2 Treigausichreiben hervorragender, di 

ci: unterftüßender Perſönlichkeiten ber 
Bu ben legteren gehören nanentlic 

... ser zu bejpredienden Bemühungen un 
wur Fongreß ?) und das im S 81 zu be 
“onzzeinftttut3 mit den u. A. eine Aus 
“. Senfer Bonvention auch auf den Ser 
rt ded Congreſſes und den die Genie 
isst recht einfügenden Beltimmungen de 


„nr zur Verſuche und Vorſchläge geblicber 
a2 d. 5. zu einer von den Mächten ve: 
x ton und Verbeſſerung nicht geführt haber 
der Fall fein und daß Verbeſſerung un 
‚son, wie fie möglich find, fo auch factig 
Se darf zuwerfichtlic) erwartet werden. 

7 hatten ſich verſchiedene Verſammlung 

2 Senfer Convention beſchäftigt, nachdem 
5 einer Revidirung derſelben ſich fühl 
;e deſſen Bemühungen auf die Herbeiführut 
> 0, »amentlid) wieder von Seiten des Gertj 
sagcht worden waren. So die auf Köni 
“0: zgende Militärjanitätsconferenz,?) der u. = 
09:2 Böger, Esmarch, Frerichs, Yaue 
» me Beirath eines höheren Militärs, da 
se sszngscefs im Kriegsminifterium v. Har 
>. Smferenz, Die es übrigens nicht allein mit dc 
‚.Xxim mit dem gejammten Milttär-Medicinal: um 
ses befchloß verschiedene Aenderungsvorjchläge.“ 
no nmepention auf die Tagesordnung einer im ſelbes 
ev xzen Verfammlung der Hülfscomités geicht.” 
..r vorbereitet durch eine cebenfall® in Paris 
- welche ſich über ein vom SLefterreichiicher 
Stdn redigirte® Projet de modifications jugtes 
tion de Genöve einigte.) Die Deutſcher 
: - Sorbereitungsverfanmlung unter ſich unmittelban 
sr sling in Würzburg.') Ihr lagen außer den 
‘ Projet und den Menderungsdorjchlägen der eben 
. .. Preußiſchen Militärſanitätsconferenz Worjchläg: 
x: venfer Convention, empfohlen von dem Vorſtand 
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des KHülfsvereins im Großherzogthum Hefien®) vor. Es wurden eben- 
falls Wenderungsvorfchläge beichloffen.?) 

Die internationale, jedoch nicht amtliche (nicht von den Regierungen 
mit Bevollmächtigten beichidte) Parifer Berfammlung, '®) weldye auf Grund 
der gemadten Bemühungen herbeigeführt war, trat dann im Auguft 
des Jahres zufammen und gelangte bei Anwefenheit von 57 Vertretern 
aus 17 Staaten und unter Benutzung der gemachten Vorarbeiten zu 
eınem „Texte adopte & titre de voeux par la Conference internationale 
de l’aris. Convention pour l’ame&lioration du sort des militaires blessés 
dans les arme&es de terre et de mer.“!!) Diejer Text enthält als wid 
tigen Neuerungsvorfchlag namentlicy die Ausdehnung der Genfer Beftim- 
ungen auf die Marine, wovon allerdings auch fchon früher die Rede 
geweſen war, fowie die Fürforge für die Feftftellung der Identität ber 

allenen. 

_ Sollte es nun auf Grund diefer — wiederum aus der Privat- 
Chätigfeit bervorgegangenen — Abänderungd-, bezw. Berbeflerungswüniche 
Zu einer wirklich praltifh und factifh anerkannten Berbeflerung ber 

Onvention kommen, jo war es nothwendig, die Bertragemächte der 
Genfer Eonvention zu einer Anerkennung ber ausgejprocdenen Wünfche 
zu bewegen, und zwar zunächſt fie zur Beſchicung eines zweiten amt- 
lichen internationalen Eongrefie zu veranlafien. Lage und Berfahren 
Waren demnach diefelben wie 1863 vor dem Bufammentreten des erften 
Amtlihen Congreſſes. Es gelang der Thätigkeit der Hülfscomites und 
Bamentlich wieder den raftlofen Bemühungen des internationalen Genfer 

omites, nachdem bereit3 die Italieniſche Regierung, namentlih auf 
Balasciano’s Anregung, den Schweizer Bundesrath zur Erlafjung von 

ladungen zu einem neuen amtlichen Congreß zu bewegen verfucht hatte, 
Eben diefe Behörde, welche bei den anderen Regierungen natürlich vorher 
fondirte, zum wirflihen Erlaß einer folhen Einladung zu beftimmen.'?) 

.  Taraufhin trat im October 1868 wiederum in Genf ein zweiter 
Bipfomatijcher (von amtlichen Vertretern ihrer Regierungen beichidter) 
Congreß zuſammen zu Berathungen, bezw. Wusdehnungen der 1864 
«bgeihloffenen Vereinbarung.) Nur drei Staaten fehlten von den 
1864 vertreten geweſenen (die Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 

Eyanien und Portugal), während andere, Oeſterreich und die Türkei, die 

1864 gefehlt hatten, repräfentirt waren. 

Ald Brundlage für feine Verhandlungen war dem Gongrefle ein 
vom Genfer internationalen Comite, welchem die Vorbereitungen wiederum 
ögelegen hatten, ausgearbeitetes Einonc& de quelques idees & examiner, 
weldes auch vom Congreſſe zur Bafi8 der Verhandlungen genommen 
wurde, nebft einer kurzen Denkichrift vorgelegt worden.) Man 
etihieb fi), wieder unter vorwiegend Franzöſiſchem Einfluß, für die 
Kuftellung von Zufahartiteln zur 1864er Gonvention anftatt für eine 
Umarbeitung der letzteren. Dieje zu vereinbarenden Bnjapartikel follten 
eber, da bei Weitem nicht alle Vertreter mit der Vollmacht zur Unter 
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jegung |. bei Lueder, Genf. Eonv., ©. 91, und in den Mittheilungen Dei 
Bulletin International. An der Spitze des Comités ſteht noch jetzt Moyıker 
Sein Organ iſt das ſeit 1869 erſcheinende ſchon mehr citirte Bulletin Int er- 
national des societes de secours aux militaires bless6s, in welchem der & cartꝗ 
der Thätigkeit des Comités zu erſehen. ©. aud) bis 1871: Comit6 international 
de secours aux militaires blesses, Actes, Geneve 1871, Daſelbſt Eingang? 
Note sur l’organisation du Comit& international. Bgl. Queder, Genf. Conv. 
Das Comite fungirt feit 1863 felbitftändig und nicht mehr als Commilfion ud 
Mandatarin der Genfer Gemeinnügigen Geſellſchaft; es wandelte fih zu einem 
Comité international um im Auftrage und unter Autorität der 1863er Verſamm⸗ 
lung, vgl. Zueder a. a. O. ©. 90, ift aber bei dem nicht-amtlichen Charalte 
jener Berfammlung kein völferrehtlih anertanntes Organ, obwohl, na” 
mentlich von Ruſſiſcher Seite, Verſuche gemacht morben find, ihm die Stellung ei 

folhen zu verſchaffen (f. die Verhandlungen der internationalen Verein ” 
conferenzen des Rothen Kreuzes 1884 in Genf und 1887 in Karlöruhe 

?) Ueber die dazu aufgewandten Mühen und Arbeiten, fowie über bie pa“ 
jählih Mitwirkenden und den Verlauf des Ganzen j. Lueder, Genfer Gond— — 
©. 102 ff. und die dort angef. Quellen und Literatur. Nicht unmöglich, daß ur 
das fchnelle Zuftandelommen des Gemwünjchten, auf die Zuftimmung der Regierume 
gen aud die inzwifchen gemachten Erfahrungen des Amerikaniſchen Burgeririege 
von Einfluß geweſen find, wie Rüſtow, Kriegspolitik und Kriegsgebrauch, ©. 198 — 
annimmt. 

s5) Lueder, Genfer Conv., S. 107 und die dort angef. Quellen. 

1) Lueder, Genfer Eonv., ©. 103. Wohlverftanden, es handelte fih nun — 
mehr nur um die Inverleglichfeitserflärung, nicht um die Hülfscomites. So be — 
tonte auch glei von Anfang an der Vorlikende Dufour in feiner Eröffnung 
rede; ſ. Lueder, Genfer Conv., ©. 115, 116. 

5, Hauptquelle die allerding3 bedauerlicher Weile (QUueber, Genfer Gone — 
S. 116) ganz fnapp gehaltenen (felbft denen von 1863 an Ausführlichleit wer 
nacdhjtehenden) Protocoles de la Conference internationale pour I 
Neutralisation du Service de Santé Militaire en Campagne; bazuı Du - 
four, Moynier et Lehmann, Plenipotentiaires de la Suisse, Rapport a = 
Conseil federal, Geneve 1864 (der Berfafler ift Moynier, der Bericht abge 
drudt in den Actes du Comite& international ©. 44 ff) und Zueder, dat 
Conv., S. 108—134. 

% ©. die Liſte der vertrenen Staaten u. U. bei Lueder a. a. D. S. 109, 
die Namen der Vertreter ebendaf., ©. 110, 111. Eine Berüdfichtigung bes Ve=' 
hältnifjes zwijchen der Zahl der Vertretenden und Stinnmenden einerfeit3 und De! 
Größe und Bedeutung ihrer rejp. Länder hat weder auf dieſem Eongreß noch aasf 
den früheren und fpäteren Verſammlungen ftattgefunden. Eine Zufammenftelu zug 
der Namen jämmtlicher Vertreter auf den verjchiedenen, auch den jpäteren SeT‘ 
ſammlungen bis 1868 findet fi bei Moynier, Etude sur la Conv. de Genewe; 
p. 87 ff., eine Ueberficht über die Anzahl der PBerjonen, die auf den verjhiederzet 
Berjammlungen bis 1874 anmejend, und über die Mächte, die dort vertrefel 
waren, bei Lueder, Genfer Conv., ©. V. ff. 

” ©. denfelben abgedrudt ebendaj. ©. 113, in den Protokollen der Con 
ferenz al Annexe A., in den Actes du Comite international, ©. 39 TI- 
bei Movnier, Ptude, p. 102 ff. 

*, S. die Brotofolfe und die Darjtellung beiQueber, Genf. Conv., S. 114 fl 
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_ ', Hierher gehören die Verbeſſerungsvorſchläge Lueder's, die derſelbe in 
eırzez mehrcitirten, mit bem von der Deutichen Kaiferin 1873 ausgejebten Preiſe 
ve tr önten Preisihriit „Die Genfer Convention“ gemadt hat. Diejen Vorſchlaͤgen 
72 vielſach beigetreten worden, fo von Bluntſchli, Shmibt- Ernfthaufen, 
B E lle, welcher die Queder’ichen Borfchläge ganz abdrudt (Annexe C. zu Tomel.), 
sach von Rüſtow. Namentlich ift aber auch auf ber fpäteren Brüffeler Eon- 
ererzz große Uebereinftimmung mit den Lueder’ chen Vorſchlägen Bervorgetreten, 

weiter unten. Won anderen Geiten, und zwar namentlid von Seiten ber 
IR li tärſchriftſteller, wie Hartmann, hat man aber aud die Queber’fchen ben 
realen Berhältnifien des Kriege mehr als die Genfer Convention Rechnung 
tragenden Borichläge noch für mehr oder weniger unausführbar oder unpraftifch 
geBalten, fo daß der Lueder'ſche „militärifche Realismus“ (vgl. oben 8 71N.17) 
Vo ganz einfeitig doch nicht zu fein fcheint. ©. jept auch Iwanowski und Rosz⸗ 
fomwstia.a.D. Reformvorjchläge fonft nod bei Shmidt-Ernfihaufen, Corval, 
B tuntfoliu.. Dazu die kritiſchen Bemerkungen, weiche ſich in fämmtlichen die Genfer 
& ou. berünrenden Schriften finden. Unter denjenigen, welche für die Herbeiführung einer 
Revision und befiernden Förderung der Genfer Convention gearbeitet Haben, find außer 
Der Kaiſerin Auguſta namentlich wieder die Hülfscomite3 und vor Allem das inter- 
nationale Genfer Comits zu nennen. Ueber den oben (am Ende der Literaturangabe 
vor 8 56) erwähnten Echiedögerihtsvorihlag Monniers f. im folgenden Stüd. 
) Queder, Genfer Eonv, ©. 193, Protocole de la Conference 
internationale r&eunie à Geneve en octobre 18658, Projet d’articles 

“dditionnels à la ('onvention du 22 aoüt 1864 pour l’am&lioration du sort 

des militaires blessts dans le armees en campagne, Genève, imprimerie de 

J.G. Fick, 1368, wieder nur jehr knappe Angaben enthaltend, Actes du 
Comite international. 
» Queder, Genfer Eonv., ©. 145 ff.; Löffler, Das Breußifhe Militär 
\nitätemefen, Marx, Prakt. Aufgaben der Humanität im Krieg und fyrieben, 1869. 
©. den Tert dberielben an den eben angeführten Stellen bei Löffler 
E52, Marr ©. 248 fi und Lueder ©. 148 ff. 
2. &. über diejelbe gleich Rote 10. 
% Queder, Genfer Eonv., ©. 157 ff., Conförences internationales 
& Paris, Societes de secours aux blesses militaires des armees de terre et 
de mer, 1867, Paris, puhliées par la commission generale des delegues 1867, 
p XII. ff. und Abjchnitt „Deuxieme Section“ und dafelbft (S. 47 ff.) den auch 
ändig erihienenen Rapport de Mr. le Dr. Baron de Mundy. Un 
eben dieſe Etellen der Wortlaut des Projet. 
 Queder, Genfer Convention, ©. 164 ff., Brotokoll der Eonferenz- 
derhandlungen der Delegirten Deutſcher Hülfspereine in Würzburg 
em 22. Auguit 1867. 
% €. dieielben außer im Brotofoll bei Queder, Genfer Conv., ©. 167 f. 
” Ebendai. ©. 168 ff. 
». Dajelbft S. 152 ff., 176 ff. und die dort angef. Literatur; bie in Rote 6 
wer angeiührten Conferences internationales. 
1, Der Tert findet ſich abgedrudt u. A. bei Queder, Genfer Gonv., ©. 180 ff. 
Kriegerheil. 1867, ©. 75 f., bei Löffler, Preuß. Militärfanitätsweien I, 
>#.: Marz. Praktiſche Aufgaben, ©. 248 ff.; Moynier, Etude, p. 116 ff. 
Lueder, Genier Conv. S 187 ff. 
” S. Rote 2. Die Bertreter find aufgeführt u. A. bei Lueder, Genfer 
S. 19% f. Es waren meift Militärs und Wilitärärzte; das völlerrechts⸗ 
ichaftliche Element war wieder faſt gar nicht vertreten. 
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S 77. 
III. ®irfungen und Beurtheilung der Genfer Conventi © 2 


Literatur: Die in ben Noten angef. Ucten, Beitichriften und Sqchriftſteller, zo! 
den legteren namentlih Löffler, Btuntfhli, Moynier, Schm id 
Ernſthauſen, Pezet de Corval, Rolin-Zaequemyus, Dahn. 


Die Genfer Convention iſt vom Augenblick ihres Erſcheinens 
ſehr verſchieden beurtheilt worden. Es hat einerſeits nicht an dem u 
Tadel, ja völliger Verwerfung und Leugnung der Grifengberestun GE 
des Vertrages, andererfeit3 nicht an überjchwänglichem Lobe und uubeꝰꝰC— 
dingter Zuſtimmung gefehlt.) Die Wahrheit liegt in der Mitte. Eine 
ſeits muß, wie fih zum Theil ſchon aus dem Vorſtehenden ergeben bat, — 
die Genfer Convention al3 ein fehr zeitgemäße, in feinem Grund — 
gedanken durchaus glüdliches Geſetz und ald ein vollberechtigter Forijchrut⸗ 
in der Humaniſirung des Kriegsrechts bezeichnet werden. Andererſei — 
läßt ſich nicht verkennen, daß die Genfer Convention im Einzelnen nicht— 
ohne bedeutende Mängel und ein nichts weniger als volllommenes eich 
ift.?) Diefe Mängel zeigen fih im Inhalt, in der Form und in be 
ſyſtematiſchen Anordnung. 
Hinſichtlich des eriteren geht die Convention in ihren Dumanermmiz- 
Beitimmungen bei gewiflen Puncten zu weit, bei anderen nicht wei — 
genug, läßt verjchiedene Lücken“) und giebt andererjeit? mehrfadh unge — 
nügende, halbe oder unnöthige Vorjchriften. Sie läßt den zu ibenfemc 
Standpunct ihrer Verfaffer und deffen ungünftige Einflüffe ertennen. —) 
An Form und Ausdrud ift fie vielfach unpräci® und läßt die erforde 
lihe Klarheit und Beftimmtheit vermiflen,?) und was die Anorbnurwcgg 
anbetrifft, jo fehlt ihr ganz ein folgerichtiges Suiten, inden mie 
Ihon in $ 76 angedeutet ift, die Beftimmungen über die einzelnemzz 
Dbjecte, die für unverleglich erklärt werden, bunt durch einander gehenz, 
während folgerich ig zuerſt von den Kämpfenden jelbft, als um Der 
Örundlage und dem principiellen Ausgangspuncte des Ganzen, dann von 
dem Sanitätsperjonal, endlich von den der Pflege dienenden Saden zu 
handeln gewejen wäre.) ine Hare und logifche Unordnung bes InhaltB, 
welche die logiſche Durchführung des zum Grunde liegenden Gedankeus 
beftimmt erkennen läßt, iſt aber nicht blos aus mehr äußerlichen, ſondern 
auh aus inneren Gründen von Bedeutung.?) 
Es ift auch kaum denkbar, daß es bei Errichtung des Geſetzes ohne nie 
Mängel abgegangen wäre, da es ih) dabei um eine Art erften Ber 
ſuches handelte und von einem folchen nicht glei) Wollendetes erwartet 
werden fan, und zwar um fo weniger, als, wie ſchon bemerkt, bie ben 
Verjuch anftellenden Kräfte nicht genügend afjortirt waren.?) Und 
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”_ Die Ausdehnung der Genfer Convention auf den Seekrieg 
und die Marine. 


24 & eratur: Protocole de la Conference internationale de 1868, 
p. Aff. — Lueder, Genfer Eonv., ©. 210 ff., dafelbft au ©. 222, N. 80 
Angaben darüber, wo der auf bem 1868er Barijer Congreß vereinbarte Tert 
der Marine⸗Artikel ſich abgedrudt findet, ferner ©. 408 ff. 43 f. — 
Moynier, Etude. — Ferguson, The red-cross alliance at sea. Haag 
1871 (dazu Steinberg im Kriegerheil 1871, 4 Beiheft). — Berels, 
Das internationale Öffentliche Seerecdht ber Gegenwart. — D. Field, Out 
lines, ch. 61. 


Die im vorigen Paragraphen erwähnte Ausdehnung der Genfer 

SC ommvention auf den Seekrieg und die Marine fteht in fo innigem Zu⸗ 
urmenhange mit dem Weſen und der Bedeutung fowie mit der Ent- 

Wwidelungegeichichte der Genfer Convention, daß auf diefe Ausdehnung 
ter eingegangen werden muß, obgleich damit ja das Gebiet des Eee 
iegsrechts betreten wird.!) 

Die Ausdehnung der Genfer Convention auf den Seekrieg oder 
Vielmehr die Nichtausſchließung derſelben vom letzteren iſt an fidh etwas 
Banz Natürliches und Selbſtverſtändliches.) Cs ift auch in diefer Be 
swebung kein Grund vorhanden, auf einem Gebiete des Krieges andere 
Briegsrechtliche Grundjäge gelten zu laſſen als auf dem andern ober 
Sielmehr die für richtig erkannten Grundfäge nur auf dem einen Gebiete 
anzuertennen und von dem anderen auszujchließen. 

Bon einer ausdrüdlihen Ausichließung des Seekriegsrechts von 
den Vohlthaten der Genfer Gonvention, d. 5. von einer Beltimmung, 
wonad die Genfer Convention für den Seetrieg feine Gültigkeit haben 
\ole, ift deshalb auch niemals die Rede geweſen; und man barf deshalb 
acht bezweifeln, daß im Gegentheil auch die Marinetruppen unter bie 
Rohlthaten der „armees en campagne“ fallen, von denen bie Genfer 

Convention handelt und daß zu den unverleplichen Transporten bes 
Artilel 6 der Genfer Convention auch die Waflertransporte gehören,®) 
cerſo, daß die über die Hülfsbedürftigen und über Die Hülfsperfonen 
m) Anftalten geltenden Beitimmungen audy dann in Gültigkeit bleiben, 
Denn es ſich um verwundete Seejoldaten und Hülfsleiftungen auf dem 
Lande handelt. Gleichwohl wird von einer noch herbeizuführenden Aus» 
dehnung der Genfer Convention auf den Seekrieg mit Recht gefprochen, 
weil eine wirkliche Einbeziehung des Kriegerechts in das Herrichaftsgebiet 
ber Genfer Gonvention bei der eigenthümlichen Natur des Seewefens, 
ber Eeegefahr und der See-Eommunicationgmittel erft dann vorhanden ift, 
wean betaillirte, dieſe eigenthümliche Natur berüdjichtigende Beftimmungen 
für den Seekrieg getroffen find.*) 
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“) Zueber, Genfer Eonv., ©. 196 ff, moi, - mE ul 
Enoncs. Außerdem hatte das Comits den Mitgliv - = mm mi 
Dentichrift überreicht, in welder es feine Anſicht Sum um 
die Genfer Convention zu verbeilern, barlegte: 

it& international, p. 117 ff. 

») Ebendaj. ©. 199 ff. 39— 
S. 218 fi. Derſelbe findet ſich (a 








Detober 1868, ©. 98 f. 
2) ©. gieich folgenden $ 79. 
”) S. das Nähere aud hier 
") Queder, Genfer Eonv, 
im Bulletin Internationa 

in Folge eines Ueberjehens des 

Böltervertrage geworden, nicht. ( 
eine förmliche Anerkennung eı 

ja aber an der —— 





eine Aenderung bezüglich 
p. 97) und England im ® 
anderen Marine-Artik 
Vereitwilligfeit, auch d 
(Bulletin intern. 


N fl 
von d. Hauromwig, Michaelis, Mundy, ef 
u, Peget de Eorval, Bluntſchli, Dahn, Dunreider, 
* in: aber aud) die dort auf ©. 55 referirte 
lin-Jaequemyns, Gurlt und die oben 

Mitttär-geitfchriften, wie 


In Eingang zu $ 72 

T ER 

ine Schweizerifhe u. U. pt bie ber 

n vor Bat, —— Aa = —— 
Revue 18, p. 545 fi. Auch bei den im folgenden 


Anfichten hervor. 
ze *8* * Conv. 268, 292, 


jolche Mängel 
n von Mar und geht aud, jhom 
a rn 
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Uhapitre VI. Des prisonniers de guerre. 
Uhapitre VII. Des non-combattants et des bless&s. 
Sscrtivn IL. Des droits des parties belligerantes par rapport 
aux personnes privées. 
Uhapitre 1. Du pouvoir militäire à l’&gard des personnes 
privees. 
Uhapitre 1. Des requisitions et des contributions. 
Serien 111. Pes relations entre les bellig&rants. 
Uhapitre 1. Des modes de communication et des parlementaires. 
Chaprav 1. Des capitulations. 
Chapitre Ill. De V’armistice. 
Section I. Des represailles. 

Wie ſich ſchon aus diefer Inhaltsangabe ergiebt, wird das Kriegs— 
de, auch nur das eigentliche Kriegsrecht (im Gegenjfag zum Recht der 
Kentiale durch das Nuffiiche Project nicht vollitändig in allen feinen 
hheilen erſchopft. Abgeſehen davon, daß aus Rüdfiht auf England 
us Screkriegorecht ganz bei Seite gelafien®) und daß die Genfer Eon- 
gi naht mit in Das Project hineingearbeitet ift,‘) fehlen 3. B. Be 
tungen uber die Nriegserklärung, über Das Vertragsrecht während 
nv Wiuges, Den Friedensſchluß und andere Puncte mehr.) Auch 
u wal der Ruſſiſche Entwurf nicht frei von Mängeln in verfchie- 
yarıı Wrsichungen und bat Hinfichtlich des Inhalts, de Ausdruds und 
S diteinatifchen Anordnung manchen berechtigten Tadel gefunden.” 
u waere uud Ganzen war der Nuffiiche Entwurf aber ein auf der— 
Sehe Dt Yuyge Ntebendes, wohldurchdachtes, zur Grundlage für eine ab — 
hieran untertationale Vereinigung fehr geeignetes Werk.!) Tas 
a Ya swwineuttuh Die beiden Klippen, die ſolchen Verjuchen leicht gem 
ar) ade, gludlich vermieden, einmal nämlich ein zu ſubjective — 
Geſen calro ueunen, das gefchichtlich gewordene und bereit? anerkannt: 
a Nudanntih beachtenden Rechts, ſodann die Aufftellung hype — 
ind NE Muſorderungen des Krieges zu wenig beachtender Ideen.! 
ont belehrt das Ruſſiſche Project u. A. ſich poſitiv dadur — 

So ce ganz auf) dem Boden des bisherigen SKriegsrechts, wie 
> ymadiubh eutwickelt bat, ſteht, alfo Fein neues Recht machen, ee” 

No nut und dad ws im Allgemeinen übertrieben humane und dam Zt 
sea Wussihlage vermieden hat!?) und aljo auf der Bafis des obe 7 
V aidlinen KPriuzips ſteht. 

Ne Ne Ruſſiſchen Regierung vorgelegte Entwurf wurde nun 

ware uw nimiſſion unterbreitet, in welche je cin Abgeſandter 
neun Hate gewählt wurde, es konnten jedoch den Be 

N ae alle Abgeordnete anmohnen.'?) Diefe Eom- 

a Pa AuMihden Vorlage in zwei Leſungen durchberieth, Tegte 
Votes sat IR Mbfchnitte und 56 Artikel zerfallende Umarbei- 

N Yun 2 ype deelarätion internationale concernant les lois 


4 


Ge In sociöts de lögislation comparde, janvier 1872) verjahren; |. darüber 
Rolin-Jasquemyus, Revue EI. Ebenfalls ganz einjeitig-parteiilch Berge, 
el Ehevalier u. A. — |. Rolin-Jaequemyns, 


Man hat von biejen Seiten gewagt, die Unparteitichteit 
Wahrheit und in 


Eine von Rolin-Jaeguempns (Revue IV, p. 479, N. 2) Morin 
ing, bezüglid; eines dom ihm behaupteten, befonders ftarfen 
überhaupt eine beftimmte Quelle zu nennen, ift von fepterem 
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für das Studium des Kriegsrechts bilden.) Die Conferenz war d 
halb mohlderechtigt, in ihrem Schlußprotofolle?®) den Ausſpruch zu thı 
„La Conference exprime en terminant la conviction, que ses deb 
auront en tous cas appell& la lumiere sur ces importantes .questi: 
dont le r&glement, s’il r&sultait d’une entente generale, serait un p 
grès reel pour l’humanite.“ 


ı) Revue de droit intern. a. a. D. p. 87, 92; Lu eder, Genfer Eoı 
©. 288. Bgl. v. Bulmerincq a. aD. ©. 17. 

7) Queder, Der neuefte Codificationsverſuch auf dem @ebiete bes Wät 
rechts. Kritiiche Bemerkungen zu ben Ruſſiſchen Vorſchlägen für den auf | 
27. Juli 1874 nah Brüffel einberufenen internationalen Eongreß, Erlangen 18 
©. 8; Derjelbe, Genfer Eonv., ©. 238 ff. Bgl. Revue p. 87, Lapele 
a. a. DO. p. 134. 

N Actesp. 2 ff. 

9 Ueber bie (nicht auf ſachlicher Abgeneigtheit beruhenden) Gründe 
Fehlens Amerikas ſ. Papers relating to the foreign relations of the Un- 
States, transmitted to Congress with the annual Message of the Presidl 
Dee., Washington 1874, und Revue p. 88, 89. ©..aber auh LaveK 
p. 135, und Lucas i. d. Rapport in Acade&mie des sciences morales et p 
tiques, Novembre 1874. 

8, Bon ben erjteren nahm der Deutfche General von Voigts Rhetz 
bejonder8 bedeutfame und einflußreiche Stellung auf der Eonferenz ein. Uı 
ben vier Juriſten befanden fich die Völkerrechtslehrer und Mitglieder des Völ— 
rechtöinftitut3 Bluntfhli und Martens. Dieje VBetheiligung bes rechtäwif] 
Ichaftlihen Elements war fehr angezeigt und kam den Brüfjeler Berathungen 
Gegenjat zu den früheren Genfern u. f. w., auf denen dieſes Element fehlte, je 
zu Statten. ©. oben 8 71 Note 2 und bie dort angef. Stellen bei Luede 
Bluntfhli, Bulmerincqg, Schmidt-Ernfthaufen und in der Revu 
ferner 8 75 N. 12, 8 76 ©. 302, 8 77 ©. 306, 887 N. 13. Ein VBerbäln 
zwiſchen ber Zahl der bie einzelnen Staaten vertretenden Perſonen und d 
Größe und Bedeutung ihrer Staaten fand auch auf dieſer Verſammlung wi 
ftatt; vgl. Rolin-FJaequempyns in der Revue p. W. 

®) Bueder, Neuefter Eodificationsverfud, ©. 17. 

) Ebendafelbft ©. 36, und Genfer Eonv., ©. 244. 

) Daſelbſt S. 17. Vgl. auch Lucas und Laveleye, die u. 4. bie Ri 
beachtung der 1856er Parifer voeux, ſowie gewiſſer naher im Deutſch Franzi 
ſchen Kriege praktiſch gewordener Puncte tadeln. 

) Revue p. 94; Lueder, Neueſter Codific.Verſ., ©. 23 unten ff. Gle 
nach dem Bekanntwerden des Ruſſiſchen Entwurfs und noch vor dem Zuſamm 
tritt der Brüſſeler Conferenz erſchienen zwei Kritiken des Projects: Lucas, 
Conference internationale de Bruxelles sur les lois et coutumes de la guer 
Paris 1874, 3iöme tirage, und der bereit8 mehrfach angeführte Codific.Verfuch 
von Queder. Die beiden Kritiken ftehen auf entgegengeſetztem Standpuncte. Luc 
vermißt durchaus eine genügende „civilisation de la guerre“ unb nimmt besh 
eine grunbjäglich ablehnende Stellung ein, wenn er den Ruſſiſchen Entwurf a 
gegen übertriebenen Tadel in Schuß nimmt, bie durch denfelben gegebene Inita 
lobend anerkennt und das Project al8 Früchte verjprechenden Anſtoß betrad 
Lucas behauptet p. VII. und fonft, daß die „deux id&es de l’arbitrage et 
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» lId&gitime defense constituent les deux principes fondamentaux de la civi- 
immtion de ls guerre“. Da das Project fich hierauf nicht einläßt, iſt er prin- 
igyieller Gegner und leugnet (p. 3) namentlich ausbrüdlich, daß der Ruſſiſche Vor⸗ 
dulag ein „veritable programme de la civilisation de la guerre“ fei Lueder 
reine wumgelehrt principiell für den Entwurf ein und rühmt an ihm gerabe, daß 
das fehlt, was Lucas vermißt (weitergehende VBerüdfidtigung humaner Anforbe- 
ruzgen 1. |. w. |. im Text des Paragraphen), wie ja überhaupt bie Berfchiebenheit bes 
yreincipielen Standpyunctes in biefen Fragen nothwendig zu verichiedenen Beur⸗ 
iyeilungen und dahin führen muß, daß von der einen Seite gerade das getabelt 
wird, mas bie anbere lobt, und umgelehrt. In der vorliegenden Meinungs⸗ 
verichtedenheit zwilhen Lucas und Lueder hat Rolin⸗Jaequem yns in feiner 
Umzeige der beiden Sritilen (Revue VI. p. 710, 711) fi auf Seite Aueder’s 
wefelit, ebenfo belanntlich die Brüffeler Sonferenz jelbft. Yebenfalls find an der 
Zucas’ichen kritiſchen Beſprechung viele Wiederholungen und Weitichweifigfeiten 
troh des nur 36 ©. großen Umfanges, ein unbegrünbetes Gewichtlegen auf bloſe 
Benennung und ein hauviniftiicher, gegen bie Wahrheit blind machender Breußen- 
ba nicht ernft genug zu tadeln. Lucas kommt dadurch zu ganz wunderlichen 
Unfftellungen, er, ber $yranzofe, der, wenn er im ber Neuzeit noch vorgelommene 
Verbareien anführen wollte, fich vor Allem der Kriegführung Napolton's I. und des 
Zuges Rapoleon’3 III. nad; Ehina hätte erinnern müflen. Vgl. Laveleye p. 158. 
ı Revue p. 94, Queber, Neueſt. Eobific..-Berfadh, ©. 13, 47. 
19 &. oben 8 71 und Lueder, Neueft. Codific.Verſuch, S. 9 ff; Rolin- 
Jaeguempns in der RevueVI. p. 711. 
i) Lueder ebendaf.; Lucas' Wunſche führen natärlich zum Gegentheil. 
”) Actes p. 6, 7. Die Mitglieder der Commiſſion waren: v. BVoigts⸗ 
KRhey. v. Schönfeld. v. Yambermont, Brun, Servert, Arnaudeau, 
Ordford, Manos, Graf Lanza, v. Lansberge, v. Jomini, v. Leer, 
taoif, Hammer, D’Antos, PBalmeirim, Edhem-Bey, bezw. Cara⸗ 
theodory. Effendi. 
) Actes S 69. 


u) Art. 35: Les obligations des belligerant»s concernant le service des 
Malsdes et des blesses sont rögies par la ('onvention de Gendve du 2% uuüt 
>04, sauf les modifications dont celle-ci pourra l’objet. Tiefe Zurüdhaltung 
bezästic der Genfer Convention entſprach den Wünſchen des Genfer internationalen 
und ift vielleicht auch durch die feßteren mit herbeigeführt worden, 
Bulletin internat. 1874 p. 197, 1875 p. 9. 

wg 34. 

ü) Actes 64 ff. und Lueder, Benfer Gonv., S. 248 ff. Die in der legt: 
Venguzten Schrift ſchon vor dem Bekanntwerden bes Ruffifchen Entwurfs, ja der Idee 
der Brüffeler Gongrefies concipirten Verbeilerungsvorfchläge ſtimmen mit den 

des Ruſſiſchen Entwurfs gang weientlich überein, noch mehr mit den 
—R Vorſchlägen; vgl. Genfer Conv. S. 243, Rote 10, u. S. 249, 
9. 


M Lneder, Neneſt. Codific.-Berfuh, S. 23, u. Genf Cond. ©. unt. XRla. E. 

ır. Auf ihre Entbehrlichleit war ſchon von ber Lueder'ſchen Kritik hinge⸗ 
Bien werben /S.15), während Lucas umgefehrt eine ausgedehntere Einfügung 
kißer afigemeinen Veſtimmungen befürwortet hatte. Ebenfo hat Lapelene fi 
bäter anögeiprochen. Gegen Lucas dagegen und mehr für die Lneder’ice 
Keffofung Rolin-Jaequemyns, Revue VII. p. 9. 
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"N Es fan namewtlich nicht zugegeben werben, dab bie Amenbirungen bes 
Ruſſiſchen Entwurfs. weiche von Velgiicher, Holländifcher umd Schweiger Seite 
auſagegangen ſind immer glüdlid geweſen feien, wie Rolin-SJaequempns, 
Ruvur p. annimutt. 

‚N Avctesp. dl. 

“r) Namentlich ift auch eine in Ausficht genommene Fortſetzung bes zu Brüſſel 
Vegonnenen in Beterdburg, wie es jcheint in Folge Widerſtandes ber Engliſchen 
Regierung. wicht zu Stande geflommen. Bgl. Rolin-Jaequemyns, Revue IX. 
p IS8, Uneder. Genfer Eonv., S. 258. Dagegen ift in Rußland Die Befolgung 
der Wrundiäpe der Declaration vorgeichrieben morben. 

"4 Lueder, Genfer Conv., S. 258, und Neuefter Eobific..Werfuh, ©. 47; 
Neumann, Grundr., ©. 100. Dabei follen die jegt auch von v. Holtzendorff 
m die}. Handb. I. ©. 139 Hervorgehobenen Echwierigleiten durchaus nicht umter- 
ſchärt werden, welche ans bem grundſätzlich verjchiedenen Stanbpuncte ber großen 
Wilitärmächte und ber jolde nicht darftellenden kleineren Staaten hervorgehen. 
Ader als unüberwindlich dürften auch fie fich nicht erweiſen; vgl. oben 8 70. 

s) Rüftomw hält es zwar für zuläjfig, diefen Vorwurf noch zu wieberhofen. 
8. aber Bluntſchli, Gegenwart, und in der Ueberfegung in ber Revue VIII. 
p. 669, Laveleye 8 137. ©. auch v. Bulmerincq a. a. D. ©. 82. Bgl. 
freilich auch Yucas in La Conference intern. de Bruxelles. 

N gl. Uneder, Genfer Conv. ©. 256. Bon den zahlreichen fonftigen 
Wrurtbeilern, welche das Ergebniß der Brüſſeler Conferenz anerteunen, feien her- 
vorgeboben Rolin⸗Jaequemyns in der Revue VI. p. 9, Schulze, Grundr. 
zu Vorleſungen über Völkerrecht, ©. 22. 


” Aetos p. Cl. 


$ 81. 


Das Manuel des lois de la guerre sur terre des Völker . 
rechtsinſtituts von 1880. 


Vrteratur: Annunire de UInstitut de droit international an den in Rote — 
diejes Paragraphen angef. Etellen und die in Note 8 ff. genannte Literatum—. 
Val auch v. Vulmterincq bei Schmoller, 2. Jahrg. 1878 ©. 17 ff. 

Das Mantel des lois de la guerre sur terre des KBölterreht- — 
ufſtttuts iſt eine der verdienftvollen auf die Anbahnung einer Verbeſſ 
rung des Wölkerrechts und feiner humanen Codificirung gerichteten VCH 
bertwa dieſer gelehrten Störperjchaft, von der oben die Rede geivejen ıTimmE 
und auf deren Tagesordnung die Verbeſſerung und Firirung des Kriege $ 
dechhto von Anfang an ununterbrochen geftanden hat.) Es ift eine Bw «7 
beronderen Commiſſionen bes Snftituts zur Bearbeitung biefer AufgecBe 
cingeſert welche eine genaue Aus: und wiederholte Umarbeitung De? 
Wannel vorgenommen hat.) Die Commiffion Hatte urfprünglih Die 
Vuhdabe „etüdier la deelaration faite par les delegucs des Etats 
uuepevan A Qiruxelles touchant les lois et coutumes de la guerre, 

“ opteaenlet son avis et ses propositions suppl&ementaires sur ce sujet 

aa wauen prochaine.”?) Zunächſt hervorgerrufen ijt alfo bie Befchäf. 

up des Inſlituts mit dieſem Gegenjtande durd die Brüffeler Son 





Be 


kEAE 


TERRA THE 
Ink 


Ramentlich 


! 


Erlaß einer jolchen Einladung zu beftimmen.*?) 
DHetober 1868 wiederum im Genf ein ‚weiter 


gen, bezw. Ausdehnungen 
3) Nur drei Staaten fehlten von den 
(die Vereinigten Staaten von Norb-Amerila, 


merila, 
während andere, Defterreich und die Türkei, die 
‚fentirt waren. 


feine Verhandlungen war dem Congreſſe ein 
len Comits, welchem die Vorbereitungen wiederum 
tete$ Einonc& de quelques iddes A examiner, 
men 

Harzen J 
unter vorwiegend Aranzöfiichem Einfluß, für die 
in zur 1864er Convention anftatt, für eine 


Diefe zu vereinbarenden Zuſahartitel follten 
Weiten nicht alle Vertreter mit der Vollmacht zur Unter 
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f. Des espions. 
g. Des parlementaires. 

B. Regles de conduite a l’&gard des choses. 

a. Des moyens de nuire. Du bombardement. 
b. Du materiel sanitaire. 
II. Des territoires occupe&s. 

A. Definition. 

B. Regels de conduite a l’egard des personnes. 

C. Regles de conduite a l’egard des choses. 

a. Proprietes publiques. 
b. Proprietes privees. 
III. De la condition des prisonniers de guerre. 

A. Regime de la captivite. 

B. Cessation de la captivite. 

IV. Des internes en pays neutre. 

Der dritte Haupttheil enthält in 3 Paragraphen eine sanction 
penale gegen die violateurs des lois de guerre, verbunden mit einer be 
Ichränfenden Beitimmung, bezüglich der im Falle einer Verletzung von 
der anderen Seite etwa zu übenden Reprefjalien.!!) 

Werth und innere Bedeutung diefe Manuel bürgen dafür, daß ei 
auf die eine oder andere Weile mit der Beit feinen Einfluß auf = v 
Sortbildung des Wöllerrehts und deſſen Codification äußern N 
Dies darf man um fo zuverfichtlicher erwarten, als man bei eFeftftelhu =" 
de Manuel einmal hyperhumane, mit dem Kriege nicht vereinbare TE 
stellungen im Allgemeinen vermieden und mit möglichfter Rüdficht us: 
die bisherige Praxis verfahren,!?) fodann einer kurzen bündigen Ans° - 
drucksweiſe, wie fie für Geſetze diefer Art nöthig ift,'*) fich befleißigt dag 38 
Ob das eritere, die Vermeidung zu weit gehender Humanitätsanſprüche, über 
all gelungen ift, wird fich weiter unten im folgenden Stüd zu ergeben 

Was indbefondere die der Genfer Convention angehörenden Be" 
jtimmungen betrifft, fo ift im Manuel nicht wie in der Brüfjeler Del? 
ration blog auf die Genfer Convention vertiefen, ſondern es ift der JubalBf - 
des Geſetzes an zwei Stellen des Manuel ($8$ 10—18: Des blesses, des ma 
lades et du personnel sanitaire und 35>—40: Du mat£riel sanitaire) in 
jelbe hineingearbeitet, und zivar das ganze Geſetz, mas das allein Richtige i 
Denn in einem das Kriegsrecht regelnden Manuel dürfen die auf Die 
lung der Verwundeten ꝛc. bezüglichen Beftimmungen nicht fehlen, und zma ⸗ 
müſſen fie, auch ganz abgejehen von den Nachtheilen, die fih aus einem 
nur theilweife Berüdjichtigen der Genfer Conventiongbeitimmungen ergebe, 
vollftändig gegeben werden.) Die Vorjchläge der Manuel ſchließen ſich 
den Sabungen der Genfer Convention an, jedoch nicht ohne die fpäteren 
Verbeſſerungsvorſchläge (auch in der äußeren Anordnung)‘, mehrfach zu 
berüdfichtigen. Deshalb ftellt das Manuel wie einen tüchtigen Codifications: 
vorichlag überhaupt, jo auch in manchen Puncten einen beachtenswertben 
Verbefjerungs- und Fortführungsverſuch der Genfer Convention dar.!?) 
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2,873. 

*) S. bie ausführlien mit eingehenden Siyungsberichten u. f. w. verfehenen 
erichHte im Annuaire de l’Institut de droit intern., unb zwar 1877 
AT ff. 90 ff, 183 ff. 1878 p. 131, 182, 1879/80 I. p. 311 ff, 1881/82 p. 21, 
49 F.. 1882/88 p. 82 ff., auch 283 ff.; vgl. auch 1878 p. 182 ff., 1879/80 1. 
Pe 38 ff. und die kürzeren Mittheilungen in ben betr. Bänden der Revue de 
drose intern. Dazu fommen noch in beiden bie nicht hierher gehörigen, auf 
des Seekriegsrecht bezüglichen Stellen. ©. ferner bie in Note 8 angef. Literatur. 

7) ©. vorige Rote. Die Commiſſion, die fünfte des Inſtituts, die jebt auch 
das Droit international des chemins de fer en cas de guerre beſonders zu 
arbeiten hat, befteht, bezw. beftand aus folgenden Mitgliedern: Bar,* Den 
Deer - Bortugael, Bergbohm,* Bernard, Bluntſqli, Brocher be 
la Sichere, Befobrafoff, D. Field, Hall,* Holland,* Hornung, 
labra,* Landa,* Lucas, Lueber,* Mancini, Martens,* Moynier,* 

Renmann,® Barien, Bierantoni,® Bradier- yodbere,’ Renault, Rolin- 
aequemyns,“ jept Generalfecretär, Roſszkowsti,“ Schulze,* Stein? Die 
mi ® Gezeichneten gehören der Commiſſion noch jegt an. 
*), Revue de droit international VII. ©. 438. 
*) Ebendaſ. ©. 512. 


) S. Annuaire 1881/82, S. 152 fi. In Heidelberg waren von den 
Sommpiffionsmitgliedern außer Moynier anwefend: Bluntſchli, Hall, Hol- 
lan), Martens und Schulze, außerdem ber damalige Generalfecretär des Inſtituts 

idier. Schriftliche Aeußerungen lagen von den Commilfions-, bezw. JInftituts- 
en Den VBeer-PBortugael und Montiuc vor. -- Später, 1885 in 
Brafeı und 1887 in Heidelberg, ift nur über das internationale Eifenbahnredht 
m en verhandelt worben, ſ. Annuaire 1885/86 p. 179 ff. 
t ) Bon den folgenden dort anweſenden Inſtitutsmitgliedern: Urnz, Moun- 
@gue-Bernard, Bluntſchli, Gehner, Holland, Landa, Laveleye. 
2 oyimer, Martens, Roynier. Neumann, Bierantoni, Kivier, Rolin- 
@egnemyns, Saripolos, Traverd Twiß, Weftlale, Baker, Elere, 
Lunet, Danewsky, Dicey, Hall, Brins, Rolin. 
". &. den Schluß diefes Paragraphen. Bis jept iſt ber praktiſche Erfolg 
Ar ein geringer geweſen. Das Manuel ift aber 3. B. in Rußland zur Nachach. 
tung dem Heere in Ruſſiſcher Ueberfegung empfohlen, und ebenjo von ber Argenti- 
Wüßchen Bepublit in der Spanifchen Ueberjegung Leguizamon's angenommen 
Worden, Rerue XIII. p. 306, 519. Theoretiiche Anertennung und Zuftimmung 
L dem Manuel aber in entichiedenfter Weije allgerzein zn Theil geworden. Es 
Ru chiedene Sprachen überſetzt, vielfah commentirt und fritifirt worben, 
jwar immer in ber günftigften Weile :j. die Angaben im Annuaire 1882/83 
32f). Lebteres ift nicht nur von Seite der Völlerrechtswiſſenſchaft geichehen, 
Vonbern auch, was in dieſem alle von befonderer Widhtigfeit fit, von hervor- 
fegenden, ja den allerhervorragenditen Militärs und Heerführern, 3. ®. von dem 
deitiſchen Oberftlieutenant Henrarb in der Revue militaire beige und dem 
General Brinzen von Leuchtenberg, namentlich aber auch von feinem 
Geringeren als dem Grafen Moltke an der auf S. 209 angef. Stelle, welcher letztere 
tief verichtebener großer Bedenken gegen Beſtimmungen des Manuel und, obgleid) 
kin Anhanger der Cobification, das nicht hoch genug anzuſchlagende Lob ſpendet, daß 
es in klarer und präciier Faſſung mehr als Die früheren Verſuche die Kriegsnoth 
wendigleit berüdfichtige, und daß es fchon allein wegen feiner Beftimmungen über 
Nie Behandlung der verwundeten und erkrankten Krieger und über das Kriegäge - 


332 Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 


fangenenredt als ein weſentlicher Fortichritt zu bezeichnen fein würde. Webrigense. 
macht mit Recht v. Bulmerincq bei Schmoller 1882 Heft 2 ©. 309 bares m, 
aufmerffam, baß, weil dag Manuel auf der Brüffeler Erklärung beruht und ber 
diefer die Mitwirkung von Militärd durchaus vorhanden geweſen ift, Die Iehterr . . 
den Vorwurf einfeitiger theoretifher Auffaflung faum werden erheben könne 
©. aber aud) die mwenigjtens theilweis ablehnenden Stimmen von Milttärihr—- . 
ftellern wie die von Hartmann, Kritiige Verſuche 2, ©. 137. Bl. a — 
Annuaire 1882/83 ©. 283 ff. Auf einem anderen Standpuncte fteht von 
Vertretern ber Völlerrechtswiſſenſchaft Lucas, Le Nord vom 17. Febrnar IE___g, 
und Revue critique de legislation vom März jelben Jahres, dem bad Mar—y,, 
den Anforderungen der Huntanität zu wenig gerecht wird. Diefer Stanbpunc eg iR 
aber nad) dem von uns oben im Tert VBorgetragenen als ein die Bedeutung der 
Kriegsnothwendigkeit verfennender nicht haltbar. ©. ferner über da$ Man ae]: 
Holland, The progress toward a written law of war, London 1881 (Au 
au Colburn's United Service Magazine). Für bie Bedeutung des Manuel 
und die allgemeine Beachtung, welche es gefunden, ſprechen auch die erwähnten 
zahlreichen Ueberjegungen in fremde Epradjen, |. Revue de droit intern. XIII. p. 306. 

) Annuaire 1881/82 ©. 158. 

w Lueder, Genfer Conv., €. 319 ff. und unten im folgenden Stück 

11) S. den Tert des Manuel im Annuaire 1881/82, ©. 157 ff.; auf im 
Bulletin intern. 1881 p. 29 ff., des Moynier'ſchen Rapports, Annuaire ©. 150 fl- 

1m) Bol. Note 8. 

1%) Vgl. Annuaire 1881/82 ©. 152 unten, 153. 

4) Ebendaſ. ©. 154 unten, 155 Queder, Genfer Eonv., S. 491 zund 
oben im Text 8 «1. 

8), Bl. Lueder, Neueſter Codificationsentwurf, S. 22, 23, und Gert fet 
Conv., S. 244 ff. Vgl. oben S 80 ©. 325. 

16, Vgl. Lueder, Genfer Conv., ©. 425. . 

19 Beides wird fid) im folgenden Stüd des Näheren zu ergeben haben bei 
der Würdigung der einzelnen Beftimmungen de3 Manuel an fidy, wie im EI 
gleih mit denen der Brüſſeler Declaration, der Amerikaniſchen Kriegdar a itel 
u. f. w. an den betr. Stellen. 


— 


Sechſtes Kapitel. 


Der Sriegsanfang und feine unmittelbaren Folgen, 
fowie die ihn begleitenden Maßregeln. 


$ 82. 
Der triegsanfang überhaupt. 
Literatur: Bluntſchli, Mod. Böllerredt, 527, 528. — Féraud⸗Giraud 
in der Revue, T. 17 p. 19 ff., Des hostilités sans declaration de guerre- 


Ter Kriegsanfang kann auf zweifache Weiſe erfolgen, entwedet 
durch thatſächliche Gewaltmaßregeln oder durch eine Erklärung,!) daB 


Ausdehnung der Genfer Convention auf den Seefrieg und die Marine. 319 


$ 9. 


— Die Ausdehnung der Genfer Convention auf den Seekrieg 
und die Marine, 


= eratur: Protocole de la Conförence internationale de 1868, 
pP. Mfl. — Lueder, Genfer Eonv., ©. 210 ff., daſelbſt aud ©. 222, N.80 
Angaben darüber, wo der auf dem 1868er Barijer Cougref; vereinbarte Tert 
Moynier, Etude. — Ferguson, The red-cross alliance at ses. Hang 
1873 (dazu Steinberg im Sriegerheit 1871, 4 Beiheit), — Berels, 
—— * je öffentliche Seerecht det Gegenwart. — D. Field, Out 


Die im vorigen Paragraphen erwähnte Ausdehnung der Genfer 
auf den Sertrieg und die Marine fteht in jo innigem Zu ⸗ 
Weſen und der Bedeutung ſowie mit der Ent- 
Eonvention, daß auf diefe Ausdehnung 
muß, obgleich damit ja das Gebiet des Ser 

betreten wirb.') 
der Genfer Convention auf den Seekrieg oder 
ung derjelben vom letzteren ift am fich etwas 
Setbftverftändliches.?) Cs ift auch in diefer Ber 


gelten zu laſſen als auf dem andern ober 

erkannten Grundjäge nur auf dem einen Gebiete 
dem anderen auszuſchließen. 

Ausihließung des Seelriegsrechts von 


für den Seefrieg eine Gtltigleit haben 

niemals die Rede geweſen; und man darf deshalb 

daß im heil auch die Marinetruppen unter die 

en campagne“ fallen, von benen die Genfer 

daß zu den unverfepfichen Transporten des 

Convention auch die Waflertransporte gehören,*) 

‚ daß die über die Hütfsbedirftigen und über die Hülfsperfonen 


verwundete Geefoldaten und Hillfsleiftungen auf bem 
hl wird von einer noch herbeizuführenden Aus · 
der Genfer Convention auf den Seekrieg mit Recht gefprochen, 
‚eine wirflicde Einbeziehung des Kriegerechts in das Herrichaftsgebiet 
Convention bei der eigenthümlichen Natur des Seeweſens, 
See-Communicationsmittel erft dann vorhanden ift, 
je eigenthünfiche Natur berüdfichtigende Beſtimmungen 
getroffen find.*) 
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©, ©. das oben in 8 59 über den Angriffskrieg Gejagte. 

) Eine ſolche Terminfirirung kann namentlid in Werbindung mit ber ben 
dingten Kriegserklärung, über welche im 8 83, vorkommen. Natürlich ift ba 
Gegenjeite nicht gehalten, fih an den Zermin zu binden, fondern kann nad) ihre - 
Ermeſſen den Krieg ihrerjeitö auf dem einen oder anderen ber beiden Wege m 
gleich eröffnen; vgl. unten 8 83. 

°, Praltiſch ja nah dem Gefagten infofern ohne Belang als Eintrek 
und Gültigfeit des Kriegsrecht3 nicht davon abhängt; aber einmal doch nicht m 
bedingt ohne alle praftiiche Bedeutung, indem möglicher Weife bie Stellung briik— 
Mächte fih danach richten, bezw. eine Parteinahme derfelben daraus hervorge WE 
fann, und ſodann wiſſenſchaftlich und de lega ferenda von AIntereffe, weshalb u 
(j. folgenden Paragraphen) über die Frage lebhaft controvertirt wird, 


$ 88. 


Die Kriegsverkündung und die Kriegserflärung, uzık 
zwar 1. in ihrer gejhichtliden Entwidelung und jegiger 
pofitivredhtlidhen Geſtaltung. 


Literatur zu dDiefem und dem folgenden Baragraphen: Brunus, I 
legationibus III, 88 — Cocceius, De clarigatione. — Gentilis, D 
jure belli II., 1. — Grotius IIL, 3. — Pufendorf VIHL,ch.6, & ! 
N. 1. — Barbeyrac. — Heineccius, Elemente II. $ 198. — Byı 
kershoek, Quaest. jur. publ. I., 2, mit der Ueberfchrift: „ut bellum si 
legitimum, indictionem belli non videri necessarium®“. — Feilitzs ch 
De indictione belli et clarigatione 1754. — $ernere ältere Literatur be 
v. Dmpteda 8 295 u. v. Kamptz 8275. — Mojer, Beiträge I. 369 ff. in rid 
Verſuch 18 c.2. — Vattel II. ch. 4, bazu Binheiro- Ferreira zum 
Bradier-Fodere. — Klüber 8238 f. — G.F.v. Martens, Précis M 
8 267 und dazu Berge. — Heffter 8 120 und dazu Geffden. — Ber zit! 
im Deutſchen Staatswörterbuh von Bluntſchli u. Brater, Bd. VI. ©. 10-1 
— Bluntſchli 8 522 ff. — v. Bulmerimca bei Marquarbfen, $ " 
S. 360 oben. — v. Holkendorff, Enc. J. ©. 1023 (8 58). — Ne _|' 
8 145 f. — $. v. Marten IL 8109. — Fiore 1272 ff. — Calvo 
$ 1649 ff. — Phillimore, Comm. III. $ 51. — Bheaton 8 297. _, 
Twiss, War, $ 31 ff. — Hall, Part. III. ch. I. — HalledL.c. 9 
— Ortolan, Rögles II. 1.3, ch. L.p. 11 ff. — Quelle, Preis | 
p. 36 ff. und Guerre cont. et l. pers., p. 25 ff. — Funck-Brentan® eb 
Sorel IL, IL, I. (p. 241 ff... — Emerigon, Trait& des assurancew 
ch. 12, 85, p. 539 #. — Wildman, Institutes of intern. law II, p.5 fl 
— Rolin-Jaequemyns in der Revue 1870, p. 656 f. — Hautefeuill® 
Des droits et des devoirs des nations neutres I., p. tit. 3, sect. 2. — 
Féraud-Giraud in der Revue XVII, S. 19 ff., mo auch noch einige weitere 
Literatur angegeben. — Krieg ohne Kriegserflärung, ein Mahnruf, Wien 
1885. — Domin-Petrushevecz, Precis, Art. 657. — Field, Outline 
709, 710, 715. — Für das Geichichtlihe: Nys, Droit de la guerre, p. 
105 fi. — Maurice, Hostilities without declaration of war, 1700-1870 
(Quarter masters General Department). — Ward, Engu. I. 
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Man muß unterjcheiden zwiſchen der eigentlichen ober fpeciellen 
Kriegserflärung ober Ankündigung (indictio oder denunciatio 
belli, declaration de guerre) und der blofen allgemeinen Kriegs- 
verfürndigung.!) Die erftere ift die an den Gegner felbft gerichtete 
Tröffnung, den Krieg mit ihm beginnen zu wollen. Sie Tann eine 

feierliche und an beftimmte Formen gebundene oder eine unfeierliche 
und formioie fein. Die zweite beiteht in einer öffentlichen Erklärung, 
ganz allgemein oder an die neutralen Staaten ober Die eigenen Unter⸗ 
thenen, auch wohl an die bes feindlichen Landes, daß der Krieg mit 
emem dritten Staate begonnen werde. Beide künnen mit Gründen und 
näheren Torlegungen, bezw. Nechtfertigungen der SKriegseröffnung?) ver- 

fein. 

8 liegt nun fehr nahe und jcheint dem Nechtögefühl und ritter- 
licher Sampfesweife?) ebenfomohl wie mannigfachen rechtlichen und an- 
deren Jutereſſen“) entiprechend zu fein, daß Der Uebergang von dem 
tedend- in den Kriegszuftand nicht ohne eine ausbrüdliche folenne Ver⸗ 
tümdung gefchieht, injonberheit daß Niemand mit Krieg angegriffen 
wird, bevor nicht ihm felbjt ber bevorjtehende Angriff loyal und feier- 
lich eflärt wird. Diefer Gebante muß ih um fo lebhafter geltend 
Machen, je mehr Bolt und Beitalter einerjeitd? in feierlichen Formen 
amd Enmbolen beim Abſchluß wichtiger Gefchäfte fich zu bewegen ge- 
Dobe find und andererſeits der Publicität und Yublicitätömittel ent- 


. Es ift deshalb fehr erflärlih, daß wir bei den Alten (und ebenjo 
U der Neuzeit aud wohl bei den entlegenften Wildenftämmen, auch 
Bern fie von völferrechtlicher oder überhaupt rechtlicher Bildung fonft 
Mod jo wenig berührt find) gerade bezüglich der Kriegserklärung die 
tet wurzeinde Sitte und den Grundjah finden, daß jedem Kriege und 
jedem Angriffe auf ein anderes Volk eine Mare Kriegserklärung an dat. 
eib⸗ bvoranzugehen habe, und daß dieſe Erklärung unter beſonders großen 
ichleiten abgegeben zu werden pflegte. 

Wie feierlich in diefer Beziehung die Römer burch ihre Fetialen 
und deu pater putratus zu Werke gingen, iſt bekannt und im erjten Bande 
dieſe Handbuches dargeſtellt worden.“) Zum Begriff des bellum justum 

ihnen die in beſtimmter Form nach Verſagung einer ebenfalls 

Veierigg geforderten Senugthuung abgegebene Kriegserklärung an den 

&rgarr®) (clarigatio). Aber auch bei den Hellenen war eine Kriege 
wenigftens die ftegel.‘) 

Im Mittelalter und bis in die neue Zeit hinein, — und 

Be vom 12. Sahrhundert an fich verallgemeinernd und vom 14. 

als feitftehend zu betrachten — findet ſich Diefelbe 

Eile unb Ueberzeugung von der Rechtsnothwendigkeit der eigent- 
iden Kriegserflärung ſowohl bei den öffentlichen Kriegen als bei der 
Srstiebde, fo dab die Erklärung nad wie vor als Bedingung bes 

| belam jastum in diefem Sinne erſchien. Die Privatfehde mußte drei 
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neben .chaınp de bataille“) ıc. läßt die Aufgabe fich deshalb nicht Idfen; vgl. 
sueder, Genfer Conv., ©. 412 fi. Auch bürfte e8 bei dem bermaligen Stande 
ver Sache richtiger fein, die den Seefrieg betreffenden Beftimmungen in befonderen 
Artikeln aufzuftellen, (ebendafelbft). 

?, Erfahrungen über die in Folge des Fehlens von Schugmaßregelu in ben 
Seeſchlachten zu Tage getretenen Leiden find ja allerdings überreihlih gemacht 
worden (Yergufon), wie 3. B. noch in der im Tert erwähnten Seeſchlacht bei 
Liſſa (ueber, Genfer Conv., ©. 224 N. 87 und bie dort Angef.), dann im 
Drientlriege und in den Südamerikaniſchen Kriegen, aber Teine über bagegen zur 
Anwendung gekommene Linderungsmaßregeln, Rettungsfahrzeuge u. f. w., ber 
Genfer Convention; vgl. Bereld, Das intern. öffentl. Seerecht ber Gegenwart, 

. 219 unten. (3 erffärt fi wohl mit aus diefem Grunde, daß auch Die Lite 
ratur über den jeefriegsrechtlihen Theil ber Genfer Gonvention eine jehr wenig 
umfangreiche ift, und ift aus demjelben Grunde begreiflich, daß bie hierher ge- 
hörigen auf den Geelrieg bezüglichen Unterjuchungen zur Beit noch weniger ein- 
gehend und ergiebig fein können. 

2) ©. 315. Bgl. Queder, Genfer Conv., ©. 180 ff. Dajelbfi auch ber 
volfftändige Text der 1867er „voeux*. 

%, Aueder, Genfer Conf., ©. 114, 224. 

1" Queder, Genfer Conv., ©. 29, 224. 

11) Queder, Genfer Eonv., ©. 224, 225, Moynier, Etude, Palasciano. 
Ferguſon. Fernere Beiſpie l⸗ für die in Seeſchlachten hervorgetretene Hülfs- 
bebürftigfeit bei Moynier et Appia, Guerre et Charite, p. 362. 

1) Protocole de la Conf. intern. de 1868, p. 13; Queber, Genfer 
Conv., ©. 198. Cbendafelbft ©. 199, 210 ff. nähere Angaben über ben bie 
Marine-Artitel betreffenden Theil der 1868er Berathungen. 

19 Queder, Genfer Conv., ©. 225 unten. 

14) ©. benfelben abgedrudt bei Xueber, ©. 210 ff. 

»%, ©. den angenommenen Tert bei Queber, ©. 219 ff. 

1) ©. die von Lueder gemadten Verbeſſerungsvorſchläge in deſſen Genfer 
Gond, ©. 443, 444. Bgl. außer in ber bereit3 angef. Literatur auch nod 
Bulletin international 1872 p. 104 und 1880 p. 33. 

) @. weiter unten im folgenden Stüd Kap. 2. 


$ 80. 
Die Declaration der Brüffeler Eonferenz von 1874. 


»iteratur: Actes de la Conference de Bruxelles 1874, wo bie KRorla 
Umarbeitungen, Berathungdprotololle u. |. w. fih finden. — Lue 
(Henfer Eonv., ©. 237 ff. — Rolin-Jaequemyns in der Revu: 
droit international VII., p. 87 ff, au) 284 ff. — Lucas, Ra 
verbal sur la publication des actes de la Conference de Bruxelles 
Arnd&mie des sciences morales et politiques, Novembre 18"7 
l,uveleye, Les actes de la Conference de Bruxelles et de ie 
rıpmtion de la Belgique & la couference de St. Petersbourg, 7 
ber ltevue de Belgique, 1875, p. 134, hauptjähli vom Standin, 
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weht erlaſſen worden ſind,““) aber auch nicht erlaſſen zu werden 
brauchen. ”' ) 

Danach kann für das gegenwärtige pofitive Siriegerecht zunächjt nicht 
mehr behauptet werden, daß cine eigentliche Kriegserklärung von Eeiten 
des angreitenden Theils erforderlich jei. Es ijt vielmehr der Satz auf- 
zuſtellen, das, falle nicht etwa eine vertragemäßige Verpflichtung zur 
Erklärung bejteht,”*) ein Krieg beginnender Staat zu einer vorherigen 
Kriegserflärung nicht verpflichtet ift. Dies iſt auch angejichts der in 
den Icten Jahrhunderten eingetretenen völligen Tejuetudo von der Toc- 
tin ziemlich allgemein anertannt?”) und als die durchaus herrichende Anficht 
su bezeichnen. Die vereinzelt noch) vorkommende Behauptung des Gegen- 
theils) iſt de lege lata nicht begründet, eine auf das pofitive Recht 
geftugte Begründung auch nirgends gegeben. Am wenigſten können 
deshalb ein beſtinmter Modus und bejtimmte Formen für dieſe Erklärung 
ale feititehender Rechtsſatz behauptet werden.”!) 

Diejenigen Schriftiteler, welche überhaupt die rechtliche Noth— 
wendigteit irgend einer Rublication vertreten, erklären deshalb fait ein- 
Rımmig den Erlaß ciner allgemeinen Kriegsverkündung durch Manifeſte 
oder dgl. fiir genügend;??) und es läßt ſich in der That nicht verkennen, 
daß durch die letzteren in unſerer Zeit dasſelbe erreicht wird, was 
frühere Zeitalter durch eine feierliche Kriegserklärung zu erreichen fuchten.”*) 

1e Umwandlung der früheren, namentlid) der bejonders förmlichen 
Krienserllärung in eine bloje Kriegeverfündung im irgend einer ‚Form 
rel deshalb cine ganz naturgemäße und entiprechende Entwickelung 
Ansbejondere wird aud bei unjeren heutigen Einrichtungen (1. fol- 
genden Ttaragraphen) der Gegner durch dus bloſe Manifeit :c. voll» 
Nandin unterrichtet werden. Und ebenſo erklärt das Wegſallen auch 
legteren aus den Zuſtänden der modernen Zeit ſich ebenjo leicht, 
mie für die ganz anderen Verhältniſſe früherer Zeiten die Nothwen— 
digkeit und feſtſtehende Uebung der Publication erklärlich war. 

Es kann nämlich auch nur Der Erlaß einer blojen Kriegsverkündung 
Nach dem beitchenden Recht nicht als rechtsnothwendig gefordert werden. 
sach eben dieiem Rechte iſt vielmehr zu behaupten, daß der angreifende 

*taat dazu nicht verpilichtet it. ine völfer- und kriegerechtliche Ver— 
Pilichtung zu einer Kriegsverkündung beitebt ſo wenig, wie cine ſolche 
WM eigentliher Kriegserklärung.“) Sie fällt vielmehr nad) gegenwär 
Ügem Kriegsrecht untr diejenigen Maßregeln, deren Ergreifung bein 
ebruch eine Krieges wohl zu geichehen pflegt, aber nicht zu geichchen 
brandıt, fondern dem Ermeſſen der einzelnen Staaten zu überlatien it. 
ce mag als gute Zitte gerühmt werden, wie ihre Unterlallung in 
Ariegen der Neuzeit Tadel gefunden hat:””) aber als cine wirfliche 
Rehtsverlegung vermag fie und als formell ungerecht vermögen die in der 
Reuzeit ohne Kriegsverkündung geführten Kriege nicht zu ericheinen. 

Als Gefammtergebuiß für das z. 3. geltende Recht ijt demnach auf: 

ssitellen, das keinerlei Erklärung zum Nriegsbeginn erforderlich iſt, 





gurbbuch der Nolferredire IV. 
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Chapitre VI. Des prisonniers de guerre. 
Chapitre VII. Des non-combattants et des bless&s. 

Section II. Des droits des parties belligerantes par rap por! 

aux personnes privces. 
Chapitre I. Du pouvoir militäire a l'égard des person ne⸗ 
privees. 
Chapitre 1I. Des requisitions et des contributions. 

Section Ill. Des relations entre les belligerants. =. 
Chapitre I. Des modes de communication et des parlementair 
Chapitre II. Des capitulations. 

Chapitre Ill. De l’arınistice. 

Section IV. Des represailles. — 

Wie ſich ſchon aus dieſer Inhaltsangabe ergiebt, wird das Krieg 
recht, auch nur das eigentliche Kriegsrecht (im Gegenſatz zum Recht — — 
Neutralen) durch das Ruſſiſche Project nicht vollſtändig in allen ſeine⸗1 
Theilen erſchöpft. Abgeſehen davon, daß aus Rückſicht auf Engla 
das Seekriegsrecht ganz bei Seite gelafjen®) und daß die Genfer Gr 
vention nicht mit in das Project hineingearbeitet ift,?) fehlen 3. 8. u 
ftimmungen über die Kriegserflärung, über das Vertragsrecht währen” - 
bes Krieges, den Friedensſchluß und andere Puncte mehr.) Wu | 
fonft war der Ruſſiſche Entwurf nicht frei von Mängeln in verſchiec? 
denen Beziehungen und hat hinſichtlich des Inhalts, des Ausdrucks um _, 
der ſyſtematiſchen Anordnung manchen berechtigten Tadel gefunden.” 
Im Großen und Ganzen war der Ruffifche Entwurf aber ein auf de —? 
Höhe der Lage ftehendes, wohldurchdachtes, zur Grundlage für eine a’ 
zufchließende internationale Vereinigung fehr geeignetes Werl.) Dom: 
jelbe hat namentlich die beiden Klippen, die ſolchen Verſuchen leicht ge‘ 
fährlich werden, glüdlic) vermieden, einmal nämlid ein zu ſubjecti 
Schaffen eines neuen, das gefchichtlich gemworbene und bereits anerfannT 
nicht hinlänglich beachtenden Rechts, jodann die Aufſtellung hypec h 
humaner, die Anforderungen des Krieges zu wenig beachtender Ideen.“ -) 
Es zeichnet vielmehr das Ruſſiſche Vroject u. A. fich pofitiv dadure b 
aus, daß es ganz auf dem Boden des biäherigen Kriegsrechts, wie 
ih allmählich entwidelt Hat, fteht, aljo fein neue Recht machen eu=1' 
finden will, und daß es im Allgemeinen übertrieben Humane und dam—zeil 
unpraftijche Vorjchläge vermieden Hat!?) und aljo auf der Bafis des „he 
entiwidelten richtigen Prinzips fteht. 

Ter von der Ruſſiſchen Regierung vorgelegte Entwurf wurde nz 7 
in Brüfjel einer Commiſſion unterbreitet, in welche je cin Abgefandte? 
der vertretenen Staaten gewählt wurde, es konnten jedoch den Be— 
. rathungen der Commiſſion alle Abgeordnete anmohnen.'?) Diefe Com⸗ 
mijfion, welche die Ruſſiſchen Vorlage in zwei Lefungen durchberieth, legte 
dem Plenum eine in 13 Abfchnitte und 56 Artikel zerfallende Imarbei- 
tung als „Projet d’une declaration internationale concernant les lois 
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2 Es kann namentlih nicht zugegeben werben, daß die Amendbirungese bei 
Ruſſiſchen Entwurfs, welche von Belgiſcher. Holländiiher und Schweizer Seit: 
ausgegangen find, immer glüdlid; gemweien jeien, wie Rolin-Jaegquemn yrı 9? 
Revue p. 94, annimmt. 

=D) Actes p. ıl. 

22) Namentlich ijt auch eine in Ausjicht genommene Fortſetzung des zu BriZ fiel 
Begonnenen in Petersburg, wie es jcheint in Folge Widerftandes der Engliſck»ec 
Negierung, nicht zu Stande gefommen. Bgl. Rolin- Jaequemyns, Revue q 
p. 158, Queder, Genfer Conv. S. 258. Dagegen ift in Rußland die VBefolgss "* 
der Grundjäge der Veclaration vorgeichrieben worden. 7; 

m) Lueder, Genfer Conv. ©. 258, und Nenefter Cobific-Berfuh, ©. IE; 
Neumann, Grundr., ©. 100. Dabei jollen die jegt aud; von v. Holbendo® |. 
in dieſ. Handb. I. S. 139 hervorgehobenen Edywierigleiten durchans nicht uf“ 1 
ihäbt werden, weiche au3 dem grunbfäßlich verſchiedenen Standpuncte ber gi 
Militärmächte und der folche nicht darftellenden Heineren Staaten herv 
Aber al3 unüberwindlid dürften auch jie ſich nicht erweifen; vgl. oben $ 70. 2 

4) Rüſt ow hält e3 zwar für zuläſſig, dieſen Vorwurf noch zu wieder le B 
©. aber Bluntſchli, Gegenwart, und in der Ueberjegung in ber Revus ⸗ 
p- 669; Laveleye 3 137. ©. auch dv. Bulmerincq a. a.D. ©. 32. —— 
freilich aich Lucas in La ('onference intern. de Bruxelles, 

25) Bgl. Queder, Genfer Conv., €. 256. Bon den zahfreidgen ſonſtge 
Beurtheilern, welche das Ergebniß der Brüſſeler Conferenz anerkennen, ſeien be: 
vorgehoben Rolin⸗Jaequemyns in der Revue VII. p. 94, Schulze, Gruner 
zu Borlefungen über Völkerrecht, ©. 22. 

20 Actesp. 74. 


S Sl. 
Das Manuel des lois de la guerre sur terre des Bölfe- 
redhtsinjtituts von 1880. 
Riteratur: Annuaire de l’Institut de droit international an den in Rote 


dieſes Paragraphen angef. Etellen und die in Note 8 fi. genannte Literat —— 
Vgl. auch v. Bulmerincg bei Schmoller, 2. Jahrg. 1878 ©. 17 ff. 





Tas Manuel des lois de la guerre sur terre de Völkerrch 
inftituts ift eine der verdienftvollen auf die Anbahnung einer Verb 7 
rung des Völkerrechts und feiner humanen Codificirung gerichteten — 
beiten dieſer gelehrten Körperſchaft, von der oben die Rede geweſen ij = 
und auf deren Tagesordnung die Verbefferung und Fixirung bez Krie 
recht3 von Anfang an ununterbrochen geftanden hat.) Es ift eine 
befonderen Commiffionen des Inſtituts zur Bearbeitung dieſer Aufge— 1 
eingejeßt, welche eine genaue Aus: und wiederholte Umarbeitung € 
Manuel vorgenommen hat.) Die Commijfion hatte urſprünglich > 
Aufgabe: „etudier Ja declaration faite par les délégués des Er —" 
Europeens à Bruxelles touchant les lois et coutumes de la gu“ 
e presenter son avis et ses propositions suppl&mentaires sur ce schJ€! 
& la session prochaine.”*) Zunächſt hervorgerrufen ift alfo bie Bier 
tigung des Anftituts mit dieſem Gegenſtande durch die Brüffeler & or 
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die —treitfrage über die Nothmendigkeit einer Kriegserflärung vor dem 
Begirın eines drohenden Krieges Hineinzutragen, — ein Mißverftändniß, 
ebne welches die Meinung von der Nothwendigkeit der Kriegserklärung 
ım Le tzteren falle weniger verbreitet und tveniger vertheidigt fein würde. 
Bei Den bier zu beurtheilenden Fällen, wie fie in Wirklichkeit und in 
der Mroris liegen, bei einem drohenden oder doch im Bereich möglicher 
Ermparrtung liegenden Kriege, bei eingetretener „Nriegsjpannung“®) läßt 
an Durchſchlagender Grund und ein wefentliher Nuten ausdrüdlicher 
triegeeflärung ſich faum behaupten. Die fich entwidelnden ſchließlich 
sum Kriege führenden Greignijie, die eintretende Spannung,') der diplo- 
mattiche Apparat interpelliven vollftändig pro declaratione*) jelbft in 
ſolchen Fällen, in denen der Striegsausbruh, wie 3. ®. 1870 zwiſchen 
a ereich und Deutſchland, verhältnigmäßig raſch und plößlid er- 
olgt. 

Wenn dem aber auch nicht ſo wäre, ſo würde die Erklärung doch 
nur dann einen Werth haben, wenn ſie einen nicht zu nahen Termin 
Tur Die Kriegseröffnung feſtſetzte. Ein ſolcher und vollends cin einiger- 
Maßen entfernter Termin kann aber, da er eine unberedtigte Ein 
\hräntung der Molitit- und Kriegführung daritellen würde, nicht wohl 
gefordert werden;’) denn es würde ſich feine Macht zu der Verpflichtung 
Seritehen, dem Gegner in allen Fällen eine Vorbereitungsfrift concediren 
sr müllen.') Die Erklärung aber, daß der Kriegszuſtand vom Augen 
plicke der überreichten Striegserflärung als eingetreten zu betrachten jei,'') 
Oder auch die Fixirung eines nahen Termins ‚wenige Tage oder gar 
nur Stunden)“) jtellt nichts von „Ueberfall” Unterjcheidendes dar, jo 
dat bei vorhandener Nriegsipannung und Erwartung ein ſolcher aud) 
ohne Erklärung nicht vorliegen, wie umgekehrt bei einem wirklichen, un— 
dermutheten, unrechtlichen Ueberfall durch eine ſolche keinen längeren 
Termin ſetzende Publication nicht? an der Thatſache dieſes Ueberfalls 
Aeandert würde.!) Deshalb kann von Raubzügen und Brigandagen 
er Kriegseröffnungen, die ohne vorherige ausdrückliche Erklärung bei 

OThandener Kriegsipannung erfolgen, nicht geiprochen werden.) Man 
! deshalb auch Seitens der Anhänger der Rublicirung das Gewicht 
AU mählig weniger auf den angegrifienen Ztaat gelegt und die Noth- 
Dendigteit der Publication mehr auf die Rückſicht geſtützt, die auf die 
Neutralen und Privaten zu nehmen jei.'>) 
— Daas ebenfalls als Grund angeführte Intereſſe des angreifenden 
—iIgates aber, ſich durch rechtfertigende Tarlegungen und Manifeſte dic 
= Umpathien der neutralen Mächte zu verjchaffen,!") bleibt billig dem Er: 
Meilen des betreffenden Staates zur Wahrung anheimgejtellt. Er mag 
die Tarlegung an andere vornehmen oder unterlallen tie cine der 
\Onftigen beim Kriegsausbruch üblichen, aber im Belieben des einzelnen 
Staates jtehenden Maßregeln: die Nornabme aus NRudiicht auf Dieier 
terefie als völkerrechtliche Regel vorzuichreiben, iſt fein genügender 
d vorhanden. In manchen Fällen wird der Staat ein Intereſſe 
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f. Des espions. 
g. Des parlementaires. 

B. Regles de conduite a l’egard des choses. 

a. Des moyens Je nuire. Du bombardement. 
b. Du matcriel sanitaire. 
II. Des territoires occupes. 

A. Definition. 

B. Regels de conduite a l'égard des personnes. 

C. Regles de conduite à l'é gard des choses. 

a. Proprietes publiques. 
h. Proprietes privees. 
II. De la condition des prisonniers de guerre. 

A. Regime de la captivite. 

B. Cessation de la captirvite. 
1V. Des internes en pays neutre. 

Der dritte Hauptteil enthält in 3 Paragraphen eine sanckioR 
penale gegen die violateurs des lois de guerre, verbunden nit einer be 
ichräntenden Beitimmung, bezüglich der im Falle einer Verletzung por 
der anderen Seite etiva zu übenden NReprefjalien.1!) Pr 

Werth und innere Bedeutung diefes Manuel bürgen dafür, daß ie 
auf die eine oder andere Weife mit der Zeit feinen Einfluß auf DI s) 
Fortbildung des Völkerrechts und deſſen Codification äußern wird.” 8 
Dies darf man um fo zuverfichtlicher erwarten, ald man bei Seftfellur #Z, 
des Manuel einmal hyperhumane, mit dem Kriege nicht vereinbare U f 
ſtellungen im Allgemeinen vermieden und mit möglichſter Rückficht . 
die bisherige Praris verfahren,!?) ſodann einer kurzen bündigen u 
drucksweiſe, wie fie für Geſetze diefer Art nöthig ift,!*) fich befleißigt u ‚ 
Ob das eritere, Die Vermeidung zu weit gehender Humanitätsanſprüche, übe 
alt gelungen ijt, wird fich weiter unten im folgenden Stüd zu ergeben haben 

Was insbejondere die der Genfer Convention angehörenden Be 
jtimmungen betrifft, jo ift im Manuel nicht wie in der Brüſſeler Decla 
ration blos auf die Genfer Convention verwieſen, jondern es iſt der Inhal 
des Geſetzes an zwei Stellen des Manuel ($$ 10—18: Des blesses, des ma —” 
lades et du personnel sanitaire und 35—40: Du materiel sanitaire) in bad 
jelbe Hineingearbeitet, und zwar das ganze Geſetz, was das allein Richtige it — 
Denn in einem das Kriegsrecht regelnden Manuel dürfen die auf Die Behand — 
fung der Verwundeten ꝛc. bezüglichen Bejtimmungen nicht fehlen, und mau 
müſſen fie, auch ganz abgejehen von den Nachtheilen, die fih aus einem 
nur theilweije Berüdlichtigen der Genfer Sonventionzbejtimmungen ergeben - 
vollftändig gegeben werden.) Die Vorfchläge der Manuel fchließen ſich 
den Satzungen der Genfer Convention an, jedoch nicht ohne Die fpäteren 
Verbeſſerungsvorſchläge (auch in der äußeren Anordnung)!®) mehrfach zu 
berüdfichtigen. Deshalb ftellt dad Manuel wie einen tüchtigen Codifications 
vorjchlag überhaupt, jo auch in manchen Puncten einen beachtenswerthen 
Verbefjerungs- und Kortführungsverjuch der Genfer Convention dar.'”) 


5 
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wegen den Wertd nit nur der Striegserflärung, fondern auch irgend 
vweLcHr Striegäverfündung und vielmehr für deren Entbehrlichkeit aus- 
nrıcht.’) 
Aber auch, wenn die VBortheile einer ausdrüdlichen Publication 
AUTO s er wärcı, als bier angenommen ijt, würde fich immer noch fragen, 
ob Dice \nterejlen der Politif und der Kriegführungszwede??) 
Die Wublication zuliehen und nicht, um leßtere nicht zu ftören, auf jene 
20x £heile verzichtet und die Verpflichtung zur Erklärung gleichwohl un- 
getToO x dert gelaſſen werden müßte. Es iſt namentlicd) nicht zu überjchen, 
Datz Politik und Nriegführung gerade ein gewiſſes Maß von Leber- 
ray ung und Schnelligkeit des angreifenden Staates fordern, worauf er 
eur Recht hat,?”) und daß dies dent Eat von dem Verbot des „Ueber- 
aus gegemüberitcht. Es wird deshalb dem Ermeilen der Staaten über- 
1amert bleiben müſſen, ob und welche Publication fie in einzelnen Falle 
POrTzrehmen wollen. Dabei wird man, wie auch die Pragis zeigt, auch 
COrTe cine auferlegte pofitive Verpflichtung, auf eine genügende Bublica- 
NOT im alleı den Fällen, in welchen die Politik fie zuläßt und demnach 
Dre wirklich vorhandenen Vortheile der Publication überhaupt erreicht 
Derden können, rechnen dürfen; ebenjo wie auf die freiwillige Erfüllung 
Der oben als jolche bingeitellten Nitterpflicht vorheriger Anzeige an den 
Segner in den Fällen, in denen fie geſchehen kann. Und daß die Er- 
AUung dieier Ritterpflicht und guten Sitte, obgleich hier vor einer 
Heberihägung der für jie jpredhenden Gründe gewarnt werden mußte, 
Dunſſchenswerth ift und möglichit oft jtatthaben möge, dafür ift weiter 
oden bereits eingetreten. 

ESchließlich ijt aber noch darauf aufmerkſam zu machen, daß in ge- 
Ditien Füllen eine den seindjeligfeiten vorhergehende Verkündung oder 
Tttarung auch deshalb nicht möglich iſt, weil der Krieg, ohne daß man 
Ra eigentlich wollte und Schon feſt beſchloſſen Hatte, von ſelbſt entbrennt, 


r te z3. B. in Folge von Nepreflalien oder Blocaden, denen Gewaltmaß,. 
EZeln entgegengefegt werden.”*) 


me S. Note 21. Bezüglich der eigentlichen Nriegserflärung nur von Einzelnen, 
"© Suauteieuilfe, |. vor. Paragraphen. 


" Wefiden. Bluntſchli, yeraud-WYiraud, ‚yiore. 
un —Berner a. a. ©. S. 105, Heffter a. a. O. yeraud-Giraud p 4 
“Ten. :5 
«Wie. B. Hautejeuille jagt. 
. - Deffter. Battel SS 67. 68 u. 9. Nüheres bierüber im Seekriegsrecht, 
RD Hal. oben 8 33 Note 3. 
Bluntſchli 528. 
So auch Fiore a. a. O p. DW. 
BVBal. Brocher p. 400, 401; Gareis S. 14. 
Bol. Bluntſchli 325. Vattel S 6u erklaärt ſogar vorheriges Veſetzen 
des iendlichen Territoriums für zuläſſig. S. aber Field, Gutlines. Tub. 715 
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10 Bel. Bluntſchli 526 i. d. Note, Battel 8 60, auch Yiore 
Man hat eben deshalb aud) von foldyen Seiten, weldhe die Nothwendigke 
Berfündung entichieden vertreten (vgl. Battel II. 18 $ 334), für dri— 
und gefährliche Fälle die Zuläfjigkeit eines Abjehens davon concedirt, was 
aber freilich, wie auch jhon Feraud-Giraud p. 42 richtig bemerft, Die 
Regel über den Haufen mwirit. 

11) So 3.8. bei der lebten Franzöfiihen Kriegserflärung gegen Deutſ 

m Bluntidlia. ad. 

109) Würde e3 wohl irgend einen Unterſchied gemacht haben, wenn Fra 
beim legten Kriege gegen Deutfchland nicht erft die Erflärung in Berlir 
geben hätte, jondern ftatt deſſen glei) marjchirt wäre? Gewiß nit. Ab 
halb find auch Lobpreiſungen über dieje Erklärung, wie fie fih 3. B. bei Fe 
Giraud finden, nidht am Plage. Im Gegentheil zeigt die Unwahrheit und 
falls Parteilichleit de3 Anhalt? (Rolin-Zaequemyns in der Revue 
p. 646 ff.) der genannten Erklärung gerade die Werthloſigkeit ſolcher Ausfübr 

1, Klüber 8 238 N. a. a. E. 

») So Fiore p. 59. 

6) Féraud-Giraud p. 3. 

7) Vgl. Bluntſchli, Tas moderne Völkerrecht in dem Franzöſiſch⸗De 
Kriege von 1870, ©. 11. 

18) Föraud-Giraud p. 35. So übrigens aud) Ihon Gentilis. Vgl. I 
a. a. O. 8 51, vgl. auch Klüber 8 238 ©. 283. 

1) ©. Note 2. 

©) Vgl. F. v. Martens 8 109, vgl. au Fiore p. 58. 

1%. 0 Martens $ 109 ©. 488, der namentlich die eigentliche $ 
erffärung für etwas gegenwärtig gänzlich Unnüßes erflärt. Doch hält die w 
überwiegende Mehrheit der Schriftiteller irgend eine Publication für erfort 
jo daß dieje Anficht entichieden al3 die communis opinio bezeichnet r 
muß. Freilich drüden Manche fi) nicht mit hinlänglicher Beſtimmtheit 
Auch wird häufig nicht fcharf genug zwiſchen eigentliher Kriegserflärung 
blojer Berfündung unterjdhieden, jo daß nicht mit Eicherheit erfannt r 
fann, ob nur die Entbehrlichleit der Striegserfläruug oder die der Kriegsv 
dung überhaupt behauptet werden joll. Es bleibt ferner Häufig unklar, ı 
lege lata oder de lege ferenda argumentirt wird, und endlich laſſen die 
jtellungen Einiger einen Zweifel darüber beitehen, ob eine Erflärung vor begor 
Yeindjeligfeiten mit Bejtimmtheit gefordert werden joll, worauf es dod al 
das eigentlih Weſentliche ankommt, oder nur irgend eine Aeußerung, men: 
erjt nad) dem Kriegsausbruch. Dieſe aud der Entwidelung der ganzen Lel 
Doctrin und Praxis erflärlihen Unficherheiten jpiegeln fid) in den Ref 
über den Stand der Frage in der Doctrin, wie fie fi) bei Féraud⸗Gi 
und Calvo u. N. finden, wieder. Namentlich werden wohl folche, die fir 
gegen die Kriegserflärung ausſprechen, al3 Gegner der Publication überhau 
geführt oder umgekehrt Vertheidiger der legteren al3 Anwälte der erjteren. Bg 
die Neußerungen von Pinheiro⸗Ferreira, PradierFodéré, Rild 
PBhillimore, Klüber, Gareis, von den Aelteren Bynkershoek, Heinec 
Cocceius, aud) Brunus; jodann die von Hautefeuille, v Bulmer 
Field, Geffden, v. Holgendorff, ©. F. v. Marten, Berge, Gı 
aud) Berner, Heffter, Calvo, Bluntjhli, Emerigon, der fi f 
Nothmwendigfeit der Erklärung etwas kühn auf eine Etelle des Alten Tefta 
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.V. ZRof. 20, 10) beruft, Ortolan, Broder, Halled, Funck Brentano 
und Sorel, Wheaton, Twiß, Gajanova, Bruja, Fiore, Feraud- 
®iraubd, Burlamagui, Barbeyrac, Schmalz, BR. ©. 222 ff, Battel, 
Gentilis, Grotius und Pufendorf. Auch ift Nys wegen der Edluß- 
bemerfung zu Section V. auf S. 112 zu den Anhängern einer Publication zu 
techmen. Domin-Betrujhevecz, Art. 106, jchlägt furz vor „une dcelaration 
formelle de guerre à l’ennemi n'est pas necessaire* (umgefehrt Yield 
9, 715). Die Brüfieler Declaration und das Manuel des Völkerrechts ſchweigen. 
=) Bol. Bluntfhli 532 N. 2, der fonjt bie Gründe für die Berfündung 
vollfrändig würdigt, hier aber, wenigftens bezüglich der Heutzutage weniger for- 
mellen Behandlung der ganzen Verkündungsfrage, fagt: „Die Nechtöllarheit hat 


Dabei gelitten, aber die Antereffen der Politik und der Kriegführung haben fidh 
dabei beffer befunden,“ Bhillimore II, 5. 


=, Bal. Note 10. 


> Dies giebt aud v. Holgenborff, Enc. $ 58, zu, freili mit dem Zu. 


iage, Kr auch in diefem alle noch eine nadjträgliche Erklärung ftattfinden müjie. 
Rat Schmalz, BR. ©. 222. 


8 85. 
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"Re ratur: Grotius IT, 9884 — Bynkershoet 1,2, 73 2 3. —, 
Battel III. 4 8 63; 5 8 69 ff. -Moſer, Verſuch IX, 1, ©. 42 ff 
SF. und Beiträge I. 273 ff., 389, 463 ff. — Klüber S 240, 247, wo 
Vetbft aud) ältere Literatur. — ©. 5.0. Martens 3269. — Heffter 121. 
— Berner im Teutihen Etaatswörterbuh VI. €. 106 ff. — Emcrigon. 
Traite des assurances I]. ch. 12. — Phillimore, Comm. III. 8 75 
Twiss, War, $S 421.46. — Wheaton, Elem. 4 ch. 282, 4. 
Halleck ch. I7 S 25. — Fiore $ 1296 ff. —- Calvo $ 1668 fi., weo- 
velbſt p. 46 und 47 weitere Literatur. — (iuelle, Previs T. p. 05 ff. und 
Ciuerre continentale, p. 36 ff. — v. Melle in diej. Handb. Bd. TIL. & IN 
und die dort angei. Schriften von Steck und Kaltenborn. 


Bor oder beim Ausbruch des Strieges jind noch verichiedene mit 
nieiem Ausbruh im Zujammenhang ſtehende Maßregeln üblid) oder doch 
Tudgtic, welche deshalb an diejer Stelle zu berühren ind. Zoweit fie nicht 
aldö mit der Lehre von der Kriegserklärung in Verbindung jtehend 
en gefunden haben, wie die Abberufung der Gejandten, Die 
einen Proclamationen, die Notificationen an dritte Mächte und 
von den an früherer Stelle behandelten des Embargo und der 
Vlocade, find als jolhe Maßregeln zu nennen: 
Wartialgeſetze, VBerhängung des Belagerungszujtandes überhaupt. 
Die auch jpeciellere Ausnahmegeſetze, namentlich jolche, durch welche den 
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fangenenrecht als ein wejentlicher Sortichritt zu bezeichnen fein würde. Webrigens 
madht mit Recht v. Bulmerincq bei Schmoller 1882 Heft 2 S. 309 darauf 
aufmerffam, daß, weil das Manuel auf der Brüffeler Erklärung beruht und bei 
diejer die Mitwirfung von Militärd durchaus vorhanden geweſen ift, bie letzteren 
den Vorwurf eimjeitiger theoretiicher Auffafjung kaum werden erheben können. _ 
S. aber aud) die wenigjtens theilweis abichnenden Stimmen von Militärſchrift. 
ftellern wie die von Hartmann, Kritiihe Verfuhe 2, ©. 137. Bgl. auch — 
Annuaire 1882/83 ©. 283 ff. Auf einem anderen Standpuncte ſteht von 
Bertretern der Völferrehtäwilienichaft Lucas, Le Nord vom 17. Februar 188- — 
und Revue critique de lögislation vom März felben Jahres, dem das Manuer—, 
den Anforderungen der Humanität zu wenig gerecht wird. Dieſer Stanbpunct iM 
aber nad) dem von uns oben im Tert VBorgetragenen als ein die Bebentung den _ 
Kriegsnothwendigkeit verfennender nicht haltbar. ©. ferner über das Manue m. 
Holland, The progress toward a written law of war, London 1881 (Ausöz 
aus Colburn's United Service Magazine). Für die Bedeutung des Menue „ 
und die allgemeine Beachtung, welche es gefunden, jprechen auch die erwähnte 
zahlreichen Ueberjegungen in fremde Sprachen, ſ. Revue de droit intern. XII. p. ICE De 

N Annuaire 1881/82 ©. 158. 

19) Lueder, Genfer Eonv., ©. 319 ff. und unten im folgenden Stüd. 

11) S. den Tert des Manuel im Annuaire 1881/82, ©. 157 ff.; ud Tzmu 
Bulletin intern. 1881 p. 29 ff., des Moynier’fchen Rapportd, Annuaire 6.15 C> Fl. 

12) Bol. Note 8. 

1) Xgl. Annuaire 1881/82 ©. 152 unten, 153. 

1) Ebendaſ. ©. 154 unten, 155 Lueder, Genfer Conv. ©. 421 zum) 
oben im Text 8 71. 

6) Vgl. Queder, Neueſter GCodificationsentwurf, S. 22, 23, und Gzıfe 
Conv., S. 24H ff. Vgl. oben 8 80 ©. 325. 

16) Vgl. Lueder, Genfer Conv., ©. 425. 

19) Beides wird fid im folgenden Stüd des Näheren zu ergeben haben Bi 
der Würdigung der einzelnen Bejtimmungen des Manuel an fi, wie im ae 
gleih mit denen der Brüfjeler Declaration, ber Amerikaniſchen Ariegtar ziel 
u. |. w. an ben betr. Etellen. 


Sechſtes Kapitel. 
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Der Kriegsanfang und feine unmittelbaren Folgen, 
fowie die ihn begleitenden Klaßregeln. 


8 82. 
Ter Kriegganfang überhaupt. 


Literatur: Bluntſchli, Mod. Völlkerrecht, 527, 528. — Féraud Girau⸗ 
in der Revue, T. 17 p. 19 ff, Des hostilites sans declaration de guet 





Der Siriegsanfang kann auf zweifache Weife erfolgen, entwede? 
dur) thatjächlihe Gewaltmaßregeln oder dur eine Erklärung, ') deß 
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se z>Tlegt vielmehr den Avocirten (wie auch den ohne Avocatorium die 
KiicfTehr Wünfchenden) eine angemejiene Friſt bewilligt zu werden, 
mätrend welder ſie unbehelligt, an Perſon und Cigenthum ungefhädigt 
in Die Heimath zurüdgehen Fünnen.?) Häufig ijt auch in Verträgen oder 
durch) innerjtaatliche Gejeßgebung die freie Rückkehr innerhalb einer be- 
Mimrzıten Friſt (fo unter Eduard IN. in England eine vierzigtägige) 
teitgetegt worden. ”) 
Zu einer befonderen Frage iſt es aber getvorden, ob die anjtande- 
Ioje Gewährung der Rückkehr auch dann zu fordern ift, wenn es fidh 
um ſolche Perſonen handelt, welche durch ihre Rückkehr die kriegeriſche 
Macht des feindlichen Ctaates direct ftärfen würden, Militärd und 
Mili tärpflichtige, alſo gerade die Perſonen, an deren Rückberufung der 
andere Staat ein Intereſſe hat und auf welche die Avocirung ſich vor- 
zugsweiſe eritreden wird,!”) oder ob wenigftens diejen Perfonen gegenüber 
dag Recht der Zurüdhaltung unbeanftandet bejtehen muß. 
Tas legtere Recht muß allerdings bei dieſen Perjonen, die deshalb 
Damentlih auch trog Entlafjung der übrigen zurüdgehalten werden 
onnen, bejonder® bejtimmt anerfannt werden. Feindliche Soldaten 
unterliegen der Gefangenichaft, ſobald der Krieg auögebrochen ijt, und 
Man kann von feinem Staate verlangen, daß er fie feinem Gegner 
Micht vorenthält."!) Tabei kann es feinen Unterfchied begründen, ob es 
NH um active Militärs oder un MWehrpflichtige irgend welcher Art 
bandelt. Wenn gleichwohl auch jolhen Perjonen gegenüber von jenent 
Rechte in der Neuzeit kein Gebrauch gemacht worden iſt, jo dürfte fidh 
das weder daraus erklären, daß fic „noch“, d. h. jo lange fie noch nicht 
Wieder in ihren Heimathlande, feine Soldaten find, wie Calvo !*) meint, 
Noch aus übergroßer und faum gut angebradhter Humanität, jondern 
daran, daß die allgemeine Wehrpflichtigkeit nody nicht hinlänglich befannt 
UND gewürdigt war.!”) Wan muß abwarten, bis dies gefcheben jein 
R rd, bevor man von einer Gewohnheit und einem darauf beruhenden 
er̃ten Rechtslage unjerer Zeit in Dieter Beziehung ſprechen kann. 
Am meiiten fordert Die Maßregel der Ausmweifung der sremden, 
d. i. der Angehörigen des feindlichen Landes, bei ausbrechendem oder ausge— 
Todhenem Kriege zu einer völferrechtlichen Betrachtung heraus. indem 
es ich fragen fanıı, ob und wie weit Diele Maßregel nicht durch das 
m modernen Völkerrecht anerfannte Fremdenrecht ausgeſchloſſen wird. 
Zorgelommen ımd aus friegeriihen Nüdjichten im Intereſſe der 
Möperen Sicherheit und Erfolgaueficht zun Schuß gegen Spionage u. ſ. w. 
derfügt, find ſolche Ausweiſungen, Xenelaften, zu allen Zeiten, in Alter- 
mum wie auch in der neueren Zeit; !“) in neueſter Zeit jo vereinzelt, 
8 man wohl jagen kann, die Maßregel jei in Teiuetudo gefonnen.?>) 
Jedenfalls ericheint fie ala eine völkerrechtliche Unbilligkeit.?*) Wan bat 
Umgefehrt in neuerer Zeit den Angehörigen des feindlichen Ztaated das 
Lerbleiben im Lande wohl ausdrüdfich geitattet,”) „ theils auf 
rund beionderer Verträge, theils aber auch ohne dad. Sie fünnen ar: 


334 Krieg und Kriegsrecht im Allgemeinen. 


© ©. das oben in 8 59 über den Angriffskrieg Gejagte. 

7) Eine ſolche Terminfirirung Tann namentlih in Verbindung mit ber be 
dingten Kriegserklärung, über welche im 8 83, vorfommen. Natürlich ift die 
Gegenjeite nicht gehalten, ſich an den Termin zu binden, jondern kann nad ihrem 
Ermeſſen den Krieg ihrerjeitö auf den einen oder anderen ber beiden Wege fo 
gleich eröffnen; vgl. unten $ 83. 

8) Praktiſch ja nah dem Geſagten infofern ohne Belang, ald Eintreten 
und Gültigleit des Kriegsrechts nicht davon abhängt; aber einmal doch nicht un. 
bedingt ohne alle praftiiche Bedeutung, indem möglicher Weife bie Stellung dritter 
Mächte ſich danach richten, bezw. eine Parteinahme derjelben daraus hervorgehe 
fann, und fodann wiſſenſchaftlich und de lega ferenda von Intereſſe, weshalb UN a 
(j. folgenden Paragraphen) über die Frage lebhaft controvertirt wird, 


g 88. 


Die Kriegsverfündung und die Kriegserflärung, um D 
zwar 1. in ihrer gefhidhtliden Entwidelung und jegige— zı 
poſitivrechtlichen Geftaltung. 


Literatur zu diefem und dem folgenden Baragraphen: Brunus, De 
legationibus IIL, 8. — Cocceius, De clarigatione. — Gentilii, De 
jure belli IL, 1. — Grotiu3 IIL, 3. — ®ufenborf VIIL, ch. 6, 5 9 
N. 1. — Barbeyrac. — Heineccius, Elemente 1.818. — I y" 
kershoek, Quaest. jur. publ. I., 2, mit der Ueberfchrift: „ut bellumm sit 
legitimum, indictionem belli non videri necessarium®. — Feilitzes ch, 
De indictione belli et clarigatione 1754. — Fernere ältere Literatur⸗ bei 
v. Ompteda $ 295 u. v. Kampp 8275. — Mofer, Beiträge I. 369 ff. and: 
Berfuh 18 c.2. — Wattel III. ch. 4, dazu Pinheiro. Ferreira zum 
Bradier- Fodere. -- Klüber 8238 f. — G.F.v. Martens, Preas H- 
8 267 und dazu Berge. — Heffter 8 1%0 und bazu Geffkken. — Bez m*! 
im Deutihen Staatswörterbuh von Bluntſchli u. Brater, Bd. VI. ©. ı># Bi 
— Bluntſchli 8 522 ff. — dv. Bulmerircg bei Marquardien $ 7, 
©. 360 oben. — v. Holkendorff, Enc. I. ©. 108 (859. — ® 1 


$ 145 f — 5. v. Martens IL. 8109. — Ziore 1272 ff. — Gatvo IF! 
8 1649 fi. — Phillimore, Comm. III. 8 51. — ®Wheaton $ 97- __ 
Twiss, War, 8 31 ff. — Hall, Part. II. ch. J. — Halle@dL ch. ar 
— Ortolan, Rögles II. 1.3, ch. I. p. 11 ff. — Guelle, Pr&c3s Pr 


p. 36 ff. unb Guerre cont. et l. pers., p. 25 ff. — Funck-BrentanO 
Sorel IL, IL, I. (p. 241 fi). — Emerigon, Trait& des assurances _-' 
ch, 12, 35, p. 539 ff, — Wildman, Institutes of intern. law IL, p. 5 FF 
— Rolin-Jaequemyns in der Revue 1870, p. 656 f. — Hautefeuill & 
Des droits et des devoirs des nations neutres J., p. tit. 3, sect. 2. — 
Yeraud-Giraud in der Revue XVII, ©. 19 ff., mo auch noch einige wei 
Literatur angegeben. — Krieg ohne Kriegserflärung, ein Mahnruf, Bir 
1885. — Domin-Petruslievecz, Pre&cis, Art. 57. — Field, Outlines 
709, 710, 716. — Für das Geſchichtliche: Nys, Droit de la guerre, p. 
105 ff. — Maurice, Hostilities without declaration of war, 1700-1870 
(Quarter masters General Department). — Ward, Enqu. U. 


_— — —— — 
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or Zpionirerei u. dgl. oder nicht vielmehr blinder Haß, hochgradige 
bitterung, vengeance**) und Conceſſion an die Volksleidenſchaft war und, 
brre Die Grreihung des Kriegszweckes irgend zu gefährden, nicht hätte 
in der laſſen werden können, injonderbeit ob fie mit ihrer Schwere für Die 
Betrofienen irgend im Verhältniß ftand zu dem, was bezüglich ber 
Zicherung des Kriegszieles durch fie erreicht werden konnte, und ob fic 
allo nicht eine grundlofe, weil innerlich nicht begründete Verlegung der 
“urmanität, und jomit eine Inhumanität, eine Verlegung der guten 
Zitte und der eigenen Würde, ja, des eigenen Interefles”) war. Auf 
dieſe Frage, die auch durch den Vergleich mit der Haltung des nicht 
Auetreibenden Teutichland, das doch durch das Verbleiben der Franzoſen 
ebenjo gefährdet hätte fein müſſen, wie Frankreich durch das Verbleiben 
der Teutfchen, beantwortet wird, ijt die Antwort eine jo nahe liegende 
und von allen Nationen in fo übereinjtimmender Weije gegeben tworden,?*) 
daß ſie hier nicht nody einmal ausdrücklich erteilt zu werden braudt.°”) 
Ron der mit der riegseröffnung ebenfall® in Verbindung ftehenden 
IM afnahme vorhergehenden gütlichen Ausgleichsverſuches und 
damit von der Frage nad der Verpflichtung zum Auſtellen eines 
Yolchen Verſuches iſt in dem die gütlichen Ausgleichsmittel darftellenden 
Abſſchnitte gehandelt worden, worauf hier demnach lediglich zu vermweijen 
2.2, Der vorherige gütliche Auögleicheverjuch liegt im Intereſſe der 
Du manität, iſt Deshalb alg gute Sitte jehr empfehlens- und wünſchens— 
Dert, kann, wie jpeciel die Schied3gerichte, bei kleineren Tifferenzen zur 
Vermeidung des Nrieges führen, alſo unter Umptänden gute Dienſte 
Citten und ijt deshalb auch in Ginzelverträgen in verpflicytender Weiſe 
Drereinbart worden. Gr wird aber bei größeren Werwidelungen und 
Nefer liegenden Conflicten von jelbft wegfallen, kann in ſolchen Fällen 
Nicht von dem Kriegsausbruche bewahren (j. das oben über die Schiede- 
Keridte Geſagte) und iſt in feinem Falle (abgeichen von anders bejtim 
Menden Einzelvertrügen) eine den Staaten obliegende Verpflichtung, *”) 
am menigiten wegen des nur einen unverbindlichen voru darjtellenden, 
Eberdies noch mit einer Reſtriction ausgeſprochenen und nie beiolgten 
Aussipruches des Pariſer Gongreifes von 1856. 


: Ze umterjagte 3. B. Friedrich Wilhelm IT. als er 17W den Ausbruch 
des Krieges gegen Teiterreich erwartete, den Preußiſchen Staatsangeborigen jeden 
tfehr mut den Deiterreichtichen. Ueber die Inhibitorien und die ausnahme- 
"een Befreiungen von ihnen, die Licenzen i. S 87. 
°. Literatur bierüber bei v Nampk S 277. 
Mal. Heifter S 121 S. 202. 
Nat. Fiore a. a O. 
DTeshalb gehören die Ausführungen Pinheiro Ferreira's ızu Mar— 
na.a O. p. 223) über Die in dieſer Beziehung dem Staate gegen feine 
Jarger zuitchenden Rechte nicht in eine Tarjtellung des Völlerrechts. 
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weder eine eigentliche Kriegserklärung, noch auch nur eine bloſe Ber- 
fündung irgend welcher Art.?°) 

Danach enticheidet ficd auch die Frage nach dem Eintritt der Con— 
jequenzen des jtattgehabten Kriegsausbruches, die in vollem Umfange 
eintreten, auf welche Weile der Krieg auch ausgebrochen ift, aljo aud, 
wenn er oyne irgend welche vorhergegangene Erklärung eröffnet ift?') 
(vgl. oben $ 82). 

Beim Bürgerkrieg fällt die Erklärung fo wie fo feiner Natur nad, 
fort, ohne daß dadurch aud Hier an der Beurtheilung und Stellung 
der im Kampfe befindlichen Parteien etwas geändert würde.) Das. 
jelbe gilt von Vertheidigungdfriege in dem Sinne, daß von Dew 
gegen einen bereit? erfolgten Angriff die Waffen ergreifenden Stemat 
irgend welche Erklärung nicht gefordert werden Tann, auch wen ein 
Berpflihtung dazu fonft angenommen wird.?) Natürlih Tann fe ge 
heben, wenn der betreffende Theil fie für wünſchenswerth hält.) 


1) VBgl. Klüber 53238, 239. Battel $ 62 will Dagegen die Kriegserfiik rau 
an den Gegner dönonciation, die Berfündung an die Neutralen declaraioxrz ge 
nannt wiljen. 

2, Die hiermit verbundene Kriegserflärung entfpricht dem Begriff der clan 
gatio im neueren Sinne, worüber zu vgl. Feilitzsch, De indictione belli e& 
clarigatione. 

3) Vgl. Féraud-Giraud a. a. O. Diefes jelbe Gefühl führte im Dritte: 
alter jogar zur vorherigen Anfündigung der einzelnen Schladt; vgl. Nys p- 110. 

%) ©. gleich weiter unten im folgenden Paragraphen. 

>) v. Holgendorff $ 62, namentlih S. 272 und die dort Angef, ſowie 
S 60 ©. 261 ff. Pol. auch FéFraud-Giraud a. a. D. ©. 22 f. 

° Belegitellen bei v. Holtendorffa. a. O. 

) Ebendaf. $ 52 ©. 214; Geffden in Laband's und Gtoerd’3 Archiv fir 
Öffentl. Recht I. ©. 164. 

8) Randfriede von 1187; Goldene Bulle. Ebenjo in Frankreich und Spanien 
Auch ſchon zur Zeit Karls M.; Turpinus in Car. M. c. 17. 

9) 4. Gentilid aa. O. 

10) Vgl. Nys p. 106. 

m Es wird deshalb auch die rechtliche Nothwendigkeit der Kriegsertiärss td 
von der Mehrheit der älteren Schriftfteller behauptet, ſei e3 unbedingt für ale 
Fälle, jei es wenigſtens als ganz überwiegende Regel; j. jhon Baldus, da? 
Gentilis. 

17) Beiſpiele bei Nys p. 108. A 

13) Namentlich in Frankreich auggebildet, Yeraud -Giraud p. 23, wie as 
in Spanien. Der in diejer Einrihtung ſich zeigende Anklang an die Römige? 
Fetialen ift bereitS mehrfach bemerkt worden, fo von Berner a. a. D. ©. 107 
Nys p. 109 und Calvo 3 1651. Als die letzte Kriegserklärung in biefer 
pjlegt die 1635 in Brüfjel, wo der Cardinal-Znfant fih aufbielt, von Framceich 
an Spanien gerichtete eitirt zu werden. ©. den Hergang bei Nys p. 111 
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= .nt. Comment. on American L. I. p. 175 — Wheaton, Elem., 
= 275 XNr. 3. — Halleck ch. 17 8 23. — Hall P. IH. ch. 18 124 ff. — 
F iella P. 2 cap. 282. - Calvo 8 1687. -- Fiore Bb. II. 1052, 
2 Il 12911. — Geßner in die). Handb. ITI. ©. 81 f. — Aeltere Literatur 
ei Klüber *& 165 N. a. 


Als Die unmittelbare Wirkung des Kriegsausbruches im Allgemeinen 
bit vih das Aufhören des bie dahin beitehenden Friedensſtandes wie 
T —«< Sgjeltung des Völkerrechtes im Friedensſtande und der an Stelle des 
MEXTEN tretende Kriegszuſtand mit dem dem letzteren derogirenden Kriegs⸗ 
xhre und defien Conſequenzen bezeichnen. 
Vegteres legt den in den Krieg verividelten Staaten Nachtheile 
WO Weichränkungen auf, welche ſowohl den Staat jelbit als auch feine 
ME Unen Untertbanen (als auch die bier nicht zu behandelnden Neutralen) 
etretten, und giebt andererjeits gewiſſe Rechte und Aniprüche, jo daß durch 
EM Nriegeansbruc namentlich nicht etwa ein alle Rechte aufbebender 
Nattırzuitand eintritt. Insbeſondere treten auch diejenigen Rechte in Kraft, 
welche in Friedenszeiten für den Kriegsfall vertragsmäßig zugelichert find. 
Tie Bedeutung beider, die Pflichten einer:, der Mechte andercrieits, 
t Sich im Allgemeinen bereit3 aus den oben über das Kriegsrecht 
überhaupt angeitellten Betrachtungen ergeben; ihr Umfang im Einzelnen 
muß der folgenden Taritellung der einzelnen Lehren des Kriegsrechts 
vorbehalten bfeiben. 
Bier ſind deshalb nur zwei Puncte zu berühren, die ala ummittel: 
te Rirlungen der Nriegseröfinung ericheinen, einmal die Frage nad) 
Wirkungen des Kriegsausbruches für die Handelsbeziehungen zwiſchen 
n in Krieg geratbenen Yändern, jodann die nach der Wirkung für das 
ner chen dieien Staaten geltende Vertragsrecht. 
Was zunächſt das letztere betrifft, jo hat man vielfach. und zwar 
hauptſächlich von Zeiten der älteren Doctrin, der Aufiaſſung gebuldigt, 
GR Durch den Ausbruch des Krieges alles bis dahin zwiichen den nun 
RM Krieg gerathenen Staaten hbeitchende Vertragsrecht ohne Weiteres 
Mrbore und ſämmtliche Verträge ihre Gültigkeit verlieren.) Man iit bei 
Mer Auffaftung von der früheren Boritellung eines rechtloien Matur- 
Mtandes geleitet worden, der durch das in ‚rriedenszeiten geltende Völker— 
at in einen Rechtszuſtand verwandelt ſei, aber mit dem Aufhören des 
edens und dem Beginn des Krieges wieder eintrete, und hat jich Dafür 
Penigitens für einen Theil der Werträge. namentlich auf Das durch den 
Rrieg berbeigerührte Aufhören der Willengeinheit und der Möglichkeit einer 
Mändigung nach gleichen freien Nechte berufen“). Allein die eriter- 
Mihnte Vorſtellung iſt längit als Irrthum erkannt und aufgegeben worden ‚” 
MD auch das Aufhören der Willenseinheit und die Unmöglichkeit einer 
fändiqung iſt fein genügender Grund, denn es iſt bezüglich des einzelnen 
Öertrages lediglich quaestio facti. Iſt Die Willenseinheit bezüglich gewiſſer 
Serträge vorhanden, io liegt fein Grund vor, der dieſe Verträge aufhöbe. 
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ch werden nicht nur im Kriege, fondern auch für den Krieg Verträge 

ſchloſſen, wie 3. B. über die den im feindlichen Lande befindlichen 
ntertbanen zu gewäbrende Abzugsfrift oder den ihrem im feindlichen 
lerritorium befindlichen Cigenthum zu gewährenden Schub,*) über bie 
Seitarneng des Handels auch nach ausgebrochenem Kriege, über Die Nicht- 
dennutzung gewiſſer triegsmittel, über die Schonung gewifjer Anjtalten im 
Nriege, uber die einzelnen Orten oder Gegenden zu gewährende Neutralität Mr — 
u.‘ w. Die Rechtebeſtändigkeit dieſer Verträge nach dem Krieggausbruch — 
ijt außer allem Zweifel und wird allgemein anerfannt.) Es ift aber fin — — 
rund erjichttich, weshalb nicht ebenjo gut wie biefe auch andere [Horner ur 
vorher geichloffene und in Kraft getretene Verträge in Gültigkeit bleibe — 
tollen. Zwiſchen beiden Slategorien zu untericheiden, würde vielmehr — war 
vun nicht nerechtfertigter Widerſpruch fein.) Es gilt überhaupt au iu 
vviege der Gap: fides etiam hosti servanda; und die Rechtsordnung . 7 
ward auch im Kriege nicht aufgehoben. °) Unſere Zeit und dad modern — «© 
Volkerrecht erfrenen ſich vielmehr des großen Gulturfortfchritts, di WE 
auch um Kriege noch Recht und Rechtsordnung gelten. 

Es tapt ſich Deshalb das Aufhören des Vertragsrecht? und Der. 
vinſalligkeit Der beſtehenden Verträge principiell nicht behaupten. ®) 

Wewwiſſe Verträge werden allerdingd ihrer Natur nah durch de—2 
wog auſgehoben, inden fie gerade den Frieden zur VBorausfegung habe we: 
kreundkchaſts· und andere Bündniſſe, wie überhaupt politiiche Verträge — 

ies ſind aber Ausnahmen, welche die Regel, daß alle anderen Verträ — —e 
untl vo tpao durch Den Nrieg aufgehoben werden, nicht erſchütter —aı. 
Se nicht politiſchen, namentlich die den Privatintereffen dienenden, —e- ©) 
vdeiden dejtehen. ebenſo nach Den Umjtänden Handels, Schiffer -, 
Roſt. und MuslieſerungsVerträge. 

Vagegen werden von dieſen rechtlich beſtehenbleibenden Verträce en 
ui an ihler Ausführung oder Wirkſamkeit durch den Ausbr — x dh 
No Vrieges unterbrochen oder ſuspendirt. Es wird ihre A S- 
ruyrung dem Kriegſührenden unmöglich gemacht, indem fie mit ſeit —n 
Wrndodoeden michl vereinbar find, ihn ſelbſt ſchwächen und den Gegzz 1 
darden weürden Wenn und ſo lange Died der Fall iſt, ruft Pe 
Ryan ud auegeſuhrt zu werden, ſondern wird vielmehr in fein — 
udn Muwpenditt. Denn die Erreichung des Kriegszweckes ift Damm 
sh welea und es kann feinem friegführenden Staate zugemuthec 

une wine Wenner folche Leitungen zu gemähren, welche de" 
sure VWorcheile oder Stärkungen zuführen und ihm jelbft in feine 
an ieliiigg Wndipeile bereiten würden. Es gehören deshalb Hierher zu 
sa ronle Weradge durch welche jene Stärfung oder diefe Schwächung 
weni Walde auch ſolche, für melde bie Mittel, die mm 
Soon ne Nu Kriecgegebrauch nöthig werden, jo lange der Krieg 
.. . uhe Disponibel find;!!) ferner folche, die ohne einer 
sehn cd idnliachlich nicht vorhandenen Verkehr nicht ausgefüh 
Nu tu N oud ſolche, auf welche der Streit ſich bezieht.’ 


To 
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an der Darlegung an dritte Mächte kaum empfinden, um jo weniger 
al3 an ein thatkräftiges, ihn unterjtügendes oder friegverhinderndee Err- 
jchreiten der dritten Mächte bei auch noch fo gerechter Sade dee Tarr- 
fegenden wohl nicht gedacht werden fann.!”) Auch würde bei der glez ch 
zu betonenden Wublicität der heutigen Zeit die Darlegung meijt faız rıt 
ettvas Neues bringen. 

Ebenſo ijt auc dem einzelnen Etaate am beiten ziwanglog zu übe =” 
lafien, was er in Rüdjicht auf feine eigene Würde aus Anſtand und Ritt =" 
(ichfeit zu thun für gut Hält. Dabei fol nicht unausgefprochen bleibe? 
daß das Nitterlichite immer eine vorherige Verkündung, und zwar & 
den Gegner felbit, jein wird, und daß dieſer Gedanle die Striegserflärumse > 
empfiehlt, auch wenn der durch fie zu erreichende praftifche Nuten fei 
großer ift. 

Auch der Grund, daß durch die Verkündung noch die Möglichkei 
und letzte Ausfiht auf eine Vermeidung des Krieges gegeben werde. - 
was ohne Verkündung nicht der Fall fei,!?) dürfte kaum von prattiſher⸗U ẽ 
Bedeutung ſein. Wo der Wille des kriegbeginnenden Staates eine een 
Möglichkeit noch zuläßt, wird er von ſelbſt die Form Des Utimtun® 
oder der eventuellen Ntriegserflärung wählen, während ber angegriffen 
Staat audy ohne Verkündung vollauf Gelegenheit hat, wenn er jeiner- 
feit3 will, den Krieg durch Entgegentommen und Nachgiebigkeit zu ver —“ 
meiden. 

Was jodanı den für die Kriegsverfündung angeführten Grund der— 
Rückſicht auf Die Neutralen und die den jtreitenden Staaten angehören —— ” 
den Privaten anbetrifft, jo ijt diefer Grund allerdings forgfältig ze 
prüfen.) Denn für diefe beiden Claſſen hängen Rechte und Pflichten 
Erleidung und Abwendung von Schäden von der Kenntniß des Krieg 
ausbruches ab, nnd die Beurtheilung mancher NRechtöverhältniffe richten — } 
ih nach der Enticheidung der Frage, ob in einem bejtimmten Augen — 
blide der Krieg Schon begonnen Hatte oder nicht. Aber auch diefe == 
Grund der Rückſicht auf die Privaten und der feiten Terminfigrunge> € 
dur eine Kriegsverfündung wird vielfach ſtark überjchägt, und zwa —— 2 
deshalb, weil in unjerer Zeit der fchleunigiten Communicationsmittiet 
der Telegraphen und des ausgebildetiten Preßweſens, der parlamentar — 
ihen Verhandlungen, wie der Publicität aud) in politifchen Dingen Dem = 
Kriegsausbruch auch ohne Manifeſte und dergleichen ebenfo rafch und LTE - 
gemein befannt mwird.?%) Eine (wenn überhaupt durch Manifeft und na! 
blos durch eigentliche Kriegserflärung) möglicher Weife um etwas genaue —- * 
Firirung des Siriegsausbruchgmomentes wird ſelbſt in den Fällen, un 
denen ſie überhaupt vorhanden ift, meijt nicht von großem Werthe ſei—— zT. 
auch nicht für die Erleichterung der Enticheidungen über Reclamatioı- et 
beim fpäteren Friedensihluß. Auch wird bier durch Moratorien, Framc- Tr 
bewilligungen u. dgl. geholfen, die auch bei einer Kriegserflärung nu I! 
entbehrt werden können. 

Es iſt deshalb wohl begreiflih, daß die Doctrin ſich neuerdie ug 
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GE. Oppenheim ©. 282. A. M. Geffcken a. eben angef. O, Whenton, 
illimore und die praltiihe Engliſche Jurisprudenz. 

*ı Auch der Poit-, Eijenbahn- und Telegraphenvertehr pflegt heutzutage nicht 
gsehoben zu werben, ebenjo der Briefwechjel; aber nad) Umftänden beichräntt und 
»nfall8 überwacht ‘vgl. ſchon Hier die Abhandlung von Stein, Le droit inter- 
zonal des chemins de fer en cas de guerre i. d. Revue XVII. p. 332 ff, 
ruentlih a. E., vgl. mit Field, Outlines 914). Speciell über den Boftvertehr 
zrm.a. a. O. ©. 296 fi. 

+ 3.8. Pierbeausfuhrverbote, Verbote der Ausfuhr von Kriegämaterial, 
»ensmitteln zc. 

©. über biefelben Heffter a. a. D. und die dort in Rote 4 Angef. 
Ivo 5 1725, Guelle, Precis p. 49 f., und Guerre cont. p. 34. Geßner 
»iel. Handb. III. ©. 28. 

Calvo 8 1709 und die dort Angef. 

Calvo S 17. 

al. 3. B. Calvo 5 1712 und Guclle, Pr. p. 49, und Guerre cont. 
34. Näheres im Seekriegsrecht. 

N, ©. Geffden zu Heffter 8 123, ©. 255 und die auf ©. 256 Wr. 3 
zei. Sted, Wurm, Bhillimore, G. F. v. Martens, Precis $ 269, und 

dort Angef. 

9 Schr richtig bemerkt und ausgeführt von Berner ©. 108 f. und dann 
:Derholt von Reſch 8 150. Damit vereinigt fi im Grunde dann auch bie 
Ftnung Bynkershoek's, der zwar die Geftattung des Handels principiell als 
Bnahme betrachtet, aber ein jo häufige® Vorkommen der Ausnahme conitatirt 
B dadurch Die Regel faft ganz aufgehoben werbe. 

” Bgl. darüber Wurm a. a. D. Früher war das inhibitorifhe Verfahren 
gemein üblih ſ. Bufendorfi, obgleich es auch für die entgegengefehte Hebung 
Bt an Beiipielen fehlt :jo 1675 im Kriege zwiſchen den Generafftaaten und 
biveden... Manche aber durchaus nicht alle: Länder, England, Rorb-Amerita, 
anfreih, Holland, Epanien, betrachten, theilweife auf Grund geſetzlicher Fixirung. 
ı Handel als dur den Kriegdausbruch eo ipso aufgehoben, mildern dieſen 
udiatz aber durch Licenzen, auch diejenigen, die eine beſonders ftrenge Praxis 

üben pilegen. England, Rord-Amerila, Yranfreidh, vgl. Wurm a. a. O. ©. 285, 
Ivo Ss 1708, Heffter a. a. D. S. 257 Note 6 und die dort Angef., wie die 
nftigen Englifchen Schriftfteller. Im Jahre 1860 haben aber gerade England 
WB Frankreich beim Ausbruch des Strieges gegen China bie Fortſetzung des 
anbeläverfehrö geitattet. 

*. Schon von Oke Manning, Commentaries of the law of nations p. 125, 
emert, dann Berner S. 109, Heffter R. 6 und die dort Ungef. Ber einzelne 
tagt wird natürlich jeine Sntereiien im Auge haben und dabei nicht überjehen. 
aa diefe durch eine Unterdrüdung des Handels, namentlid) in unferer Zeit, ebenio 
Wiädigt werden fönnen, wie die des feindlichen Staates, was zu milderer Praxis 
em wird. Schmalz S. 225. 

1) S. Note 12 und Berner ©. 109. 

", Dort auch die weitere, namentlich die Englifche und Amerikaniſche Literatur 
dgl. die allgemeine Literaturangabe vor diefem Paragraphen‘. 

372. Ueber die Seiten? de8 Bundesgenojjen gegen den anderen Bundes. 
menien bezüglich des Erlajies von Anhibitorien zuſtehenden Rechte |. Heiiter 
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19 Vgl. Bluntſchli 526 i. d. Note, Battel 8 60, auch Fiore p. mm 11, 
Man hat eben deshalb auch von ſolchen Geiten, welche die Nothwendigleit Mer 
Berfündung entichieden vertreten (vgl. Vattel II. 18 $ 334), für dringe erde 
und gefährliche Fälle die Zuläfjigfeit eines Abjehend davon concedirt, was dm -ın 
aber freilich, wie auch Ihon Féraud-Giraud p. 42 richtig bemerkt, die go —nze 
Regel über den Haufen mirft. 

1) So 3.3. bei der lebten Sranzöfiihen Kriegserflärung gegen Deutſch m. 

19 Bluntidlia. ad. 

18) Würde es wohl irgend einen Unterjhied gemacht haben, wem Frank — «id 
beim legten Kriege gegen Deutfchland nicht erit die Erklärung in Berlin Zr er 
geben hätte, jondern ftatt defien gleich marjchirt wäre? Gewiß nidht. Aber mes: 
halb find auch Lobpreiſungen über dieje Erklärung, wie fie fih 3. B. bei gern ud 
Giraud finden, nidt am Plage. Im Gegentheil zeigt die Unmwahrheit und je hen: 
falls Parteilichket des Inhalts (Rolin-Raequemyns in der Revue _ 8% 
p. 646 ff.) der genannten Erflärung gerade die Werthloſigkeit ſolcher Ausführu we gen. 

1, Klüber 8 238 N. a. a. ©. 

19) So Fiore p. 59. 

6, Seraud-Giraud p. 35. 

F) Vgl. Bluntjchli, Das moderne Völferrecht in dem FranzöſiſchDeu 1 Wdhen 
Kriege von 1870, ©. 11. 

10) Feraud-Giraud p. 35. So übrigens auch ſchon Gentili3. Bgl.Ba Ziel 
a. a. O. 8 51, vgl. auch Klüber $ 238 ©. 283. 

») ©. Note 2. 

) Bol. F. v. Martens 8 109, vgl. auch Fiore p. 58. 

2%. v. Martens $ 109 ©. 488, der namentlid) die eigentlihe Kr 
erflärung für etwas gegenwärtig gänzlich Unnüßes erflärt. Doch hält die weigan? 
überwiegende Mehrheit der Schriftfteller irgend eine Publication für erforder £ ich 
ſo daß dieſe Anficht entſchieden als die communis opinio bezeichnet wer DE 
muß. Freilich drücken Manche ſich nicht mit hinlänglicher Beſtimmtheit zu 
Auch wird Häufig nicht ſcharf genug zwiſchen eigentlicher Kriegserflärung — 
bloſer Verkündung unterſchieden, ſo daß nicht mit Sicherheit erkannt wer 
kann, ob nur die Entbehrlichkeit der Kriegserkläruug oder die der Kriegs 
dung überhaupt behauptet werden ſoll. Es bleibt ferner häufig unklar, ob 
lege lata oder de lege ferenda argumentirt wird, und endlich laſſen die ga” 
jtellungen Einiger einen Zweifel darüber beitehen, ob eine Erflärung vor begonner® © wi 
Teindjeligfeiten mit Beltimmtheit gefordert werden joll, worauf e8 doch als u & 
das eigentlich Wejentliche anfommt, oder nur irgend eine Aeußerung, wenn a an 
erſt nach dem Sriegsausbrud). Diefe aus der Entwidelung der ganzen Lehre ern 
Doctrin und Praxis erklärlihen Unficherheiten jpiegeln fid in ben Refera " . 
über den Stand der Frage in der Doctrin, wie fie fi bei Yeraud-Gira x 
und Calvo u. A. finden, wieder. Namentlich werden wohl ſolche, die ih 
gegen die Kriegserklärung ausſprechen, al3 Gegner der Publication überhaupt 
geführt oder umgekehrt Bertheidiger der legteren ald Anwälte der erfteren. Bgl. z. a2. 
die Neußerungen von Pinheiro-Ferreira, Pradier-Fodéré, Bilmu- - 
Phillimore, Klüber, Garei3, von den Aelteren Bynkershoek, Heine — 
Cocceius, auh Brunus; ſodann die von Hautefeuille, v Bulmerin— 
Field, Geffcken, v. Holkendorff, G. 5. dv. Martens, Berge, Guel * 
auch Berner, Heffter, Calvo, Bluntſchli, Emerigon, der ſich für 4 
Nothmendigfeit der Erklärung etwas kühn auf eine Stelle des Alten Teftam 
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Tas Kriegsfeld im engeren Sinne umfaßt das ganze Gebiet der krieg. 
renden Mächte, Feſtland wie Gewäſſer, aljo auch die Zerritorial- und 
enthums-Gewäſſer, Hauptland und Bolonien. Dieſes ganze Yand- 
» Majlergebiet der in den Krieg verwidelten Staaten fteht dem Cin- 
zgen des Gegners und feiner Friegsrechtlichen Behandlung, jo weit er ein- 
Tingen vermag, unbeichränft offen. Eine theilweiſe Beſchränkung diefer 
zel und eine Einjchränkung auf einen Theil des feindlichen Territoriums 
set nur jtatt, wenn ausnahmsweiſe durch bindende Vereinbarungen 
Jietztheile der oder eines der Striegführenden dem Kriege entzogen 
> und nicht in den Bereih der Kriegsoperationen hineingezogen 
‘Den dürfen. Cine folde Localijirung des Strieges?) kann durd) 
zventionen herbeigeführt werden, wo dann ein Hineinziehen der erimirten 
dietetheile in den Krieg unftatthaft ift. Sie kann dauernd (für die 
ize Zeit des Krieges) oder auch vorübergehend fein, lebteres, indem 
Folge von Waftenjtillitänden Localifirungen vorkommen.) Im 
teren ‚salle wird der Krieg für die Dauer des Waffenftillitandes 
orern localifirt, al& nur auf dem vom Waffenftillitande ausgenommenen 
bierstheile gekriegt werden darf, wie allerdings auch umgelehrt der 
affenſtillſtand als localifirt erjcheinen kann. Eine ſolche temporäre 
califirung des Krieges kam 3. B. im legten Deutſch⸗Franzöſiſchen 
tege vor,') wo durch den Waffenftillftand vom 28. Januar 1871 der 
öftlihe Nriegzichauplag von der Waffenruhe ausgenommen wurde. 

Außer durch Vereinbarung kann cine Zocalifirung auch factiſch aus 
ünden der Politik geicheben und ijt namentlich bei Interventionen 
Rüdticht anf die Aufrechterhaltung des Europäiſchen ‚Friedens praktisch 
übt worden. “) 

Ras dad Gebiet dritter Staaten anlangt, jo iſt zunächſt zu be: 
erten, dab ein Betreten desielben in Nothfällen und ohne Feindſeligkeiten, 
®. durch übertretende oder hinübergedrängte Heerestheile, nicht als 
a Mißbrauchen dieſes Gebietes als Kriegsfeld zu betrachten ift und 
miowenig von der gegneriichen Striegspartei als Kriegsfeld betrachtet 
erden dari. Die leptere darf demnach feine WBerfolgung über die 
haye vornehmen, falls die dritte Macht nur ihren Berpflichtungen, 
donderheit der Entwaffnung und Internirung der Uebergetretenen, nady- 
amt”) Geſchähe Dies nicht, jo würde wie in jedem eine Verlegung 
r Keutralitätspjlichten Daritellenden Falle der kriegende Staat dagegen 
waltjam vorzugehen berechtigt jein.!") 

salls einer Nebenpartei Neutralität zugelagt jein ſollte, jo darf jie 
& ebento, alio nad) Maßgabe des chen Wejagten, behandelt werden 
e jeder andere Staat, jobald fie die ihr noch verbleibenden Neutralitäts⸗ 
ihten verlegt. Aber auch ohne daB Dies gejchiebt, können die von 
' geitellten SDulistruppen in das Gebiet der Mebenpartei verfolgt 
reden. !’) 
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 . „.zzer bie Ausdrüde Kriegsraum (oder Krieg, 
... zer imezätbeater einander gegenüberftellen und unge 
ent mn wäfsstehtlihen, unter dem leßteren das im that. 
2.2 zent Bgl. Bereld a. a. O. 
z „ur sur Der Neutralität. Vgl. auch das unten über 
icx Nreegführender auf neutraled Gebiet und über 
um „nz Zrrzsen im Fall eines ſolchen Gejagte. 
dt entfrem Kriege in einem anderen Ginne aber 
> Tem) ıcı rechtlichen Sinne mit dem thatfächlich opera- 
on Rue su dem Striege, bei dent dies nicht der Fall tit., 


ni son We@enitillitande. 


. x en. nrnrag O. % 1 angef. Beilpiele: Die Inter⸗ 
mn Ay 27 Rußlands in den Griechiſchen Angelegenheiten, 
#1. x „purticuläre” Feldzug Frankreichs gegen Ant- 
zz Sour Rec. XII, 29, 57, die Intervention in ben 
eranenen, St. Jean d'Aere. 
un Murinisällchre. 
mw Nr Keutralitätsichre. 
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$ 89. 
Das Kriegsziel. 


er 8 X. 


Sa „pie Kriegsziele oder Kriegsz wecke, der in dei 
x Surtent und feines Willens befteht, unterjcheidet ſich 
„priiben Sinne. Letzteres befteht in der Erreidung 
N wmpit wird und deſſen Erreihung den Krieg M 
ya Baum wiecderherſtellt. | 
Ss rer ‚mer umd unwandelbar dasjelbe, um melde: det 
men t Sen aljo Kriegäurfache und Kriegsziel zufamme, 
ner um Kriegsziel mit der von den Kriegsurſachen er 
2 In aber, wenn es auch auf den erjten Blick befremblic 
a rad dt der fall. Nach der Natur und Bedeutung des 


an cmedr das ſchließliche Kriegsziel ein ganz anderes je 

naude Kriegsurſache; und es iſt nicht nöthig, daß der 
mıgt wenn die urſprüngliche Kriegsurſache erledigt iſt. 

ES Nrieg, ein Rechtsſtreit und nur ein Rechtsſtreit wätt, 
J nor Aller anders liegen. Dann müßten Kriegsurſache und 


engen! 
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ichehen in Geftalt jowohl einer ganz allgemeinen ausnahmslofen, ald au & 

einer theilweifen Austreibung, jo daß im letzteren Falle nur gewiſſe, bee at: 
ſonders verdächtig oder gefährlich Erjcheinende ausgetrieben werden, oder a OU 
aber umgelehrt einzelnen unverdächtigen und ungefährlihen Perjoneur m at 
den Aufenthalt geitattet wird. Nur ift auch hier immer eine billig op Fiy 
Friſt zu gewähren, '°) die ſchon im 17. Jahrhundert vielfach vertraggmähie FE! 
ftipulirt wurde, und die Unſchädlichmachung der bedenklich erjcheinender m Re 
Angehörigen des gegnerifchen Staate3 darf, von etwaigen bejondere£ ur: 
andere Maßregeln begründenden Umständen abgefehen, immer nur dr>I 
in der Austreibung, nicht in anderen Perſon und Freiheit angreifender >. 
Schritten beitehen. 

Was nun die Frage mad) der völferrechtlichen Zuläffiglet dieſe) F>-d 
Maßregel anbetrifft, jo liegen die vom Standpuncte der Humanit@2 Fzit 
gegen fie fprechenden Gründe ohne Weiteres zu Tage. Vie Nachtheil I # ei 
Schädigungen, Grauſamkeiten, welche mit einen jolcden plöglichen Losreiie Ef aß 
von der bisherigen Erwerbs⸗, Heimath3- und ganzen Eriftenzjtätte verbunde A dk 
jind, brauchen nicht erſt dargejtellt zu werden und haben fich gelegenti sF Ztli 
der erwähnten 1870er Austreibung der Deutfchen aus Frankreich Qi 
furchtbar deutlicher Weije gezeigt. Allein die Humanitätsrüdfichten ve ver 
mögen, wie oben gezeigt worden ift, nicht den Ausichlag zu geben, wer» en: 
es fi) um kriegsnothwendige Maßregeln Handelt. Wenn deshalb De der 
Kriegszweck und die größere Sicherheit in Erreihung des verfolgt Jten 
Zieled, dag durch den Aufenthalt der Angehörigen des feindliche her 
Staates gefährdet werden fünnte, durch Kundſchaftgeben oder ſonſt irge => end 
etwas, die Austreibung fordern, jo darf jie, falls nicht die vertraczge 1% 
mäßige Verpflichtung zu ihrer Unterlafjung befteht,1?) gefchehen, ?°) E hir 
jede andere kriegsnothwendige Maßregel. Iſt dieſelbe Maßregel doch un elle 
gewiſſen Borausfegungen jelbft im Frieden gejtattet, *!) und ein fie ame us 
ichließender, dag Verbleibenlajjen der Ausländer vorjchreibender Rechts“ a⸗ 
beſteht nicht.) Ob jenes aber der Fall, hat allein die betreffemm=&r 
Macht zu enticheiden. Deshalb war die Franzöfiihe Regierung bei Ber 
jüngften Austreibung der Deutſchen Staatsangehörigen formell vollftän Dig 
in ihrem Recht, was nicht nur in der Xiteratur, ??) fondern auch von 
antoritativer Seite der Praris, vom Deutſchen Reichskanzler Fürſt en 
Bismarck anerkannt worden iſt. Nicht minder beſteht für jeden Staat 
das unzweifelhafte Recht, Angehörigen des feindlichen Staates, welche 
nach ausgebrochenem Kriege auf feinem Gebiete verbleiben, den Auf 
enthalt in bejtinmten Gegenden oder Orten zu unterfagen. Weberhaupt 
kann die Gejtattung des Verbleibens eine bedingte fein, und feßt das 
unbehelligte Verbleiben ein unverfängliches, friedliches und den allge. 
meinen wie Friegerijchen Specialgejegen des Aufenthaltslandes ftreng ent- 
Iprechendes Benehmen des Verbleibenden voraus. 

Eine andere frage aber iſt es, ob der Grund jener Franzöfijchen 
Austreibung wirklich auch nur nach der ſubjectiven Ueberzeugung der 
Franzöſiſchen Regierung die ſicherere Erreichung des Kriegszieles, Beſorgniß 
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fiir der Kricgführenden ganz unabhängig fein und stellen natur: 
wendige Aenderungen des Streitgegenjtandes und Kriegszieled dar. 

Der Verſuch, wie in einem (ivilproceße der Stlagänderung ein 
selies Veto entgegenzuitellen, würde erfolglo8 verlaufen und auch 
iell ſich nicht verteidigen laſſen,) vder vielmehr, es ift die Zuläffigkeit 
Aenderung des Kriegszieles auch formell zu behaupten, indem das 
inderte Kriegsziel als neuer Kriegsgrund erjcheint, um defien Willen 
bereits im Gange befindliche Krieg weitergeführt, — wenn man will, 
von mın an Ddatirender neuer Krieg geführt wird. 

Aus diefen Gründen ijt die Aenderung des Kriegszieles durchaus 
aſſig, und es it folglich die eine Partei, wenn ihr der urjprünglich 
ritiene Anſpruch eingeräunt wird, völferrechtlich nicht verpflichtet, 
halb den Nrieg einzuitellen und ſich für befriedigt zu erklären. Sie 
m feinen ungerechten Krieg, wenn fie, um jet ganz Anderes zu 
eichen, den Kampf fortfegt. 

Teshalb kann namentlich auch jehr wohl der Verlauf eines Nrieges 
‚einer ganzen oder theilweiten (Eroberung des gegneriichen Yandes 
hren, die von Haus aus durchaus nicht beabfichtigt war, wie 3. B. die 
dließliche Eroberung Hannovers, Kurheſſens ꝛc. durch Preußen im 
Aitier Kriege. Eben deshalb können aber auch ſolche Kriege keine 
roberungskriege genannt werden,“) jo wenig wie der Charakter eines 
rieges überhaupt nach dem von der urſprünglichen Abſicht verſchiedenen 
megeziele beſtimmt werden kann. 


Bgl. Bluntihlisodo NI. 
Insbeſondere von Bluntſchli. 
S oben die Noten 1 und zu 8 49. 
Kal Rüſtow, Nriegspolitit und Striegsgebraud 
gl. Bluntichli S 536. 
Sons N. > 
Oppenheim, Friedensglojien, S. 102: „Die Auftiz der Geſchichte iſt 
m weientlich andere als die des Mtreisgerichts.” 
"Wu Areudenitein. Die Hannoverſche Welfenpartei. 1885, S. 14 unten. 
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Ahtundzwanzigites Stüd. 
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Das Landkriegsrecht im Beſonderen. 
Von 


Profeſſor Dr. C. Lueder 


in Erlangen. 


Sendbuch dei Boſterrechta IV. 


Erſtes Kapitel. 


Der firiegshand und die Subjecte des Kriegshandes. 


8 90. 


Der Kriegsſtand im Allgemeinen. Activer und paffiver 


Kriegsftand. 


it erarur: Heffter 8124. — Bluntſchli, Böllerr. 532,569. — Ref $ 151. 
- Grenander, Sur les conditions necessaires, selon le droit des gens, 


POur avoir en guerre le droit d’etre considere et trait@ comme soldat 

 abgedrudt aus der Revue „pratique de droit francais), überjegt aus dem 
Schwediſchen. Baris 1882, ©. 14f. — Brüffeler Declaration, Art. 11. 
— Bgl. auch die zum folgenden Paragraphen angef. Literatur. 


Tie Eröffnung des Krieges und der Cintritt des Kriegsrechts 
für die Angehörigen der friegenden Staaten den Kriegsitand herbei, 
vi das beiondere Verhältniß, welches durch den Kriegsausbruch zwiſchen 
men und dem Kriegsgegner entftcht. Tiefem unterftehen, wenn auch nicht 
m gleichen Maße und obwohl die Regel gilt, daß die (friedlichen) Privat- 
verfonen der friegführenden Staaten ſich nicht als Feinde gegenüberftehen, ') 
alle Angehörigen der in Krieg gerathenen Staaten. Denn aud) die nicht an 
der Kriegführung Theilnehmenden haben nad) Maßgabe des zum Theil 
bereits im Allgemeinen , Feltgeftellten,) zum Theil noch im Folgenden 
zäber Auszuführenden gewiſſe Laften, Beichränkungen, Opfer, Nachtheile, 
zit einem Worte Pflichten gegen den feindlichen Staat”) zu übernehmen, 
welde der Krieg naturgemäß mit fich bringt. 
In beſonders hohem, bezw. ganz anderem Maße treten aber jolche 


Pflichten und der Kriegsitand für diejenigen Perjonen ein, welche in 
24° 
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Auch werden nicht nur im Kriege, fondern aud) für den Srieg Verträge 
geichloffen, wie 3. B. über die den im feindlichen Lande befindlichen 
Unterthanen zu gemwährende Abzugsfriſt oder den ihrem im feindlichen 
Territorium befindlichen Eigenthum zu gewährenden Schuß,*) über die 
Geitattung des Handels auch nach ausgebrochenem Kriege, über die Nidht- 
benugung gewiſſer Kriegsmittel, über die Schonung gewiller Anftalten im 
Kriege, über die einzelnen Orten oder Gegenden zu gewährende Neutralität 
u. ſ. w. Die Nechtsbeftändigkeit diefer Verträge nad) dem Kriegsausbruch 
ift außer allem Zweifel und wird allgemein anerfannt.?) Es ift aber fein 
Grund erfichtlidh, weshalb nicht ebenfo gut wie bieje auch andere fchon 
vorher gefchloffene und in Kraft getretene Verträge in Gültigkeit bleiben 
follen. Zwiſchen beiden Kategorien zu unterjcheiden, würde vielmehr 
ein nicht gerechtfertigter Widerſpruch fein.®) Es gilt überhaupt auch im 
Kriege der Satz: fides etiam hosti servanda; und die Rechtsordnung — 
wird auch im Kriege nicht aufgehoben. ?) Unfere Zeit und dad moderne — 
Völkerrecht erfreuen fich vielmehr des großen Eulturfortichritts, daß —— 
auch im Kriege no Recht und Rechtsordnung gelten. 

Es läßt fi deshalb das Aufhören des Vertragsrechts md die” 
Hinfälligleit der beitehenden Verträge principiell nicht behaupten. ®) 

Gewiſſe Verträge werden allerdings ihrer Natur nad durch dem 
Krieg aufgehoben, indem fie gerade den Frieden zur Vorausjehung haben = 
Freundſchafts- und andere Bündniffe, wie überhaupt politiicde Verträge. "ye 
Dies find aber Ausnahmen, welche die Regel, daß alle anderen Verträge 
nicht eo ipso durch den Krieg aufgehoben werden, nicht erjchüttern - 

Die nicht politifchen, namentlich die den Privatinterefien dienenden, 1°) 
bleiben bejtehen, ebenjo nad) den Umftänden Handels, Schifffahrts-, 
Poſt⸗ und Auslieferungsd-Verträge. 

Dagegen werden von diejen rechtlich beftehenbleibenden Verträgen 
mande in ihrer Ausführung oder Wirkſamkeit dur den Ausbruch 
des Krieges unterbrohen oder juspendirt. Es wird ihre Aus 
führung dem Sriegführenden unmöglid) gemacht, indem fie mit feinen 
Kriegszwecken nicht vereinbar find, ihn felbjt ſchwächen und den Gegner 
jtärfen würden. Wenn und jo lange dies der Fall ift, braucht der 
Bertrag nicht ausgeführt zu werden, fondern wird vielmehr in feiner 
Wirkfamkeit juspendirt. Denn die Erreihung des Kriegszweckes ift das 
oberjte Gejch, und e3 kann feinem friegführenden Staate zugemuthet 
werden, jeinem Gegner folche Leiftungen zu gewähren, welde bem 
legteren Wortheile oder Etärfungen zuführen und ihm felbit in feiner 
Kriegführung Nachtheile bereiten würden. Es gehören deshalb Hierher zu- 
börderit alle Verträge, durch welche jene Stärkung oder diefe Schwächung 
herbeigeführt würde, auch folche, für welche die Mittel, Die num 
jämmtlih für den Kriegsgebrauch nöthig werden, fo ange der Krieg 
dauert, nicht mehr disponibel find;!!) ferner folche, Die ohne einen 

friedlichen 3. 8. thatſächlich nicht vorhandenen Verkehr nicht ausgeführt 
werden können!“) und folche, auf welche der Streit ſich bezießt.!*) 


lllıı 
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" Weber dieſe }. unten Kap. 2, 8 99 und Kap. 3. 

“ Als die Borausjegung des pafjjiven Kriegsftandes im vollen Umfange 
TiIicHHeint im Allgemeinen und im Einllang mit der natürlichen Rechtsanſchauung 
re „Ztaat3angehörigleit oder Nationalität. Doc bringen aud andere 
DTo rzıente, namentliid Domicil und Wohnſitz gewiſſe Pflichten des paffiven 
Kriegzöitandes mit ji, vgl. Bluntſchli, Böllerr. 532, NR. 3. Dieje werden, ſo⸗ 
weiz dies nad) der Aufgabe des 28. Stüdes erforderlich, in den folgenden Kapiteln 
berız Ert werden. Eine zujammenhängende Darftellung derjelben mit Würdigung 
Der cxufgeitellten Theorien und meitgehenden (Engliijhen und Nordamerilaniſchen) 
Zrax-is fteht aber theild mit allgemeineren Lehren, theil8 mit dem Seekriegsrecht 
m %x> naher Verbindung, daß fie hier nicht zu geben ift. Sie hat außerdem bei 
denn Schutze, der gegenwärtig im Landfriege auch dem Brivateigenthum der 
vatitzzıen Feinde. worauf das Ganze ſich hauptſächlich bezieht, gewährt wird, für 
das Sandkriegsrecht geringere Wichtigfeit. Gleichwohl findet eine eingehende Dar- 

fellzzung an diefer Stelle fi 5. 8. bei Twiss, ch. 8 8 152 ff. und Ealvo III. 
S Lesung, ſ. auch Bhillimore IV. 8 37 fi. und die ferner bei Calvo angef. 
Porrmiegend Engliihe und Amerilanifche Literatur, während die Teutichen Syfteme 
Die Hier befolgte Methode einfchlagen und von einer folchen Darftelung an dieſer 


Stelle abiehen, was Geffden zu Heffter $ 124 N. 1 allerdings für nicht richtig 
su Halten fcheint. 


8 91. 


Tie Subjecte des activen Kriegsftandes, und zwar 
I. die regelmäßigen Combattanten. 


Vireratur: Battel III, 15. — Klüber 3 267 und die dort angef. Stellen 
bi Moſer. — ©. F. v. Martens S 271. — v. Neumann 3 MM. — 
vo. Bulmerincq ©. 360, 361. — Reſch 3 1052. — Bluntſchli 569 und 
ın v. Holgendorff's Jahrbuch für Gejepgebung, Verwaltung ꝛc. des Deutichen 
Reichs. Bd. I. S. 285. — F. v. Martens Il. 8 112. — Fund. Bren- 
tano und Eorel p. 264. — Halled IL. S 1 ff. — Field, Outlines, 734 ff. 
— Fiore &S 1303 f., 1306 f., 1309, 1311. — Brüjleler Declaration, 
Art.9I — Manuel des Böllerrehtsinftitut32. — Lentner, Das Recht 


im Kriege, S. 13 fi. — Bal. au die zum folgenden Baragraphen angei. 
Literatur. 


Als Zubjecte des activen Kriegsitandes erfcheinen vor Allem und 
unzweifelhaft diejenigen Perfonen, melde das reguläre kämpfende 
Deer oder die regulären Truppen bilden. Sie find als die vom 
Staate zum Kampf Beauftragten und NAutorifirten, als feine Urgane 
md Bertreter in der Gewaltausübung die regelmäßigen Combattanten 
mi deren bejonderen Rechten und Pflichten des activen Kriegsſtandes. 

Ver in dieſes Heer einzutreten und Kriegsdienite zu leiften hat, 
bezw. zu demſelben zuzulaflen iſt, iſt eine inmeritaatliche Frage.)) Nach 
außen, völkerrechtlich, gehören an ſich alle in das Heer Eingereihten 





‚m.ssrht im Bejonderen. 


= 2b Ste zum Eintritt durd) die Geick 

“ ser ob ihr Eintritt zur Zeit oder übe 
2.23 ob die die Kriegsdienſte Leiſtende 
Frerrde und Ausländer?) iind und o 
° — Miethstruppen) oder auf andere 
= Heere leijten. Denn es fanı feine 
z.ztiiz Seine Heeresmacht durch woher auc 

x 2z"mSe und zuläſſige Elemente nach Yeincı 
vi. ubrungsbedürfnilfen zu veritärfen, wa 
szzenzenen geit, in der es in Europa ieh 
„ze ellgemein als zuläffig betrachtet iſ 
“ren als vaterländiichen Intereſſen di 
zner nicht zu prüfen: und wie weit ji 
de: orte gedienjte mit den Geſetzen ihre 
„nm oder in Widerſpruch gerathen, ii 

“ > marheitaat angehende innerjtaatliche ‚Frage 
iv eikerrechtliche Frage nach der Zu 
>. zone in fremde Kriegsdienſte an die Unter 
> mr es ſich um Einzelne, noch wenn e 
Seaventheile handelt, mit der kriegsrecht 

m als Gombattanten etwas zu thun bat 
13.32 Aufnahme in das Heer und Dedum 
„serläßliche Vorausſetzung. Uebrigens ii 

„me die Einrichtung der Söldnerheere gegen 

. A en an allmählich aufgefommener 
nun Errichtung der jtehenden Heere nun 
x und Deshalb von geringerer praktiſcher 


- 


- Zuterjchied, wenn es nach den Einrichtunge 
. xXC.:: zen ſind, welche das Heer oder eine 
Ss: Truppentheile, Die Feine im ſtändigen Dien 
Ss Srebenden Heeres im Frieden Sind, ſonder 
werden, Wie Die Deutſche Landwehr um 
. Dadsſelbe gilt von den zu Sriegadienite 
ssyden,®) jowohl den jedentären als aus 
zettich im letzten Deutſch-Franzöſiſchen Kriec 

vꝛ rertraten. 
.ziemlich allgemein anerkannt, bezüglich de 
Rreueſten Codificatiousverſuchen, der Brüflele 
x se „ne Völkerrechtsinſtitutes.“) Ganz unziveite) 
, N Landwehr, welche einen ganz regulären Be 
„rer Reſerve Des Nriegsheeres Ddarjtellt. bei 
s en Landſturm verhält es ſich nicht anders: 
an einberufen, ein Beſtandtheil des jtaatlichen 
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Kriegziheeres, der nad) der Deutſchen Heeresverfaffung im Voraus vor- 
gefehen und geordnet und auf eine beftimmte Altersclaſſe der wehr⸗ 
pflicH tigen männlichen Bevöfferung, jowie außerdem auf die Einberufung 
innexbald diefer Claſſe feit beſchränkt iſt und nicht mit den im nächjten 
Baragraphen zu erwähnenden Irregulären, wie Franc⸗Tireurs 2c., und 
mit Tog. Mafjenerhebungen auf eine Linie geftellt werden kann.!!) Damit 
foU zwatürlich nicht behauptet werden, daß jede einzelne zum Landiturm 
gehörende Perjon, die auf eigene Fauſt und außerhalb der Eriegerifchen 
Ordmung Gewaltmaßregeln vornimmt, die Gombattantenftellung zu be= 
anfpruden hat.'?) 


Bl. Fiore 1303. 


Es hat deshalb keinen Bed, die Eombattanten, wie Calvo $ 1785 
tdut, in die drei Glafien ber „forc&s“, der „volontaires“ und der „passifs“ oder 
„innocents" einzutheilen. 

? Bol. Bluntſchli, Jahrbuch, S. 285. Sehr Häufig praftiich geworden 
durch das bis in die neueite Beit hinein übliche Eintreten in fremde Kriegsdienſte. 
*) Bluntſchli a. eben angef. ©., Calvo $ 1797, Fiore 8 1311. 

® Bgl. Calvo 3 1797 und bie dort p. 124 Angeführten. Gegenwärtig 
fommen Cdldnerheere und Fremdendienſt in ausgedehnterem Maße nur in Frank⸗ 
re und Holland vor, die fich der fremden Eöldner in ihren Außereuropätichen 
Colonien bedienen. 

* So auch v. Neumann, v. Bulmerinca. 

)6©. z. B. Klüber a. a. O. v. Bulmerincq ©. 360. 

*, Art. 9, letzter Abſatz. 

2, NI. 


, S. das Deutſche Reichsgeſetz über den Landſturm vom 12. Fe 
bear 1875, namentlih 88 1,2,4. Als Theil der Wehrmacht wurde audy der 
Feußifche Zandfturm bereitd durch das Geſetz vom 3. September 1814 
net. Bol. 8 93. 
2 - m Bgl. Geffcken zu Heffter $ 124a. NR. 2 und gleich weiter unten 8 93, 
‘ı. €. auch v. Bulmerincq a.a.D., während Rolin-Jaequemyns and 
den jegigen Teutihen Landfturm mehrfach zu den Mafjenerhebungen ftelt {i. auch 
eumann ©. 10%.. 
= Bol v. Neumann a. a. D. S. 106. 


$ 92. 


II. Die unregelmäßigen Gombattanten und die ftaatlidye 
Autorijation als VBorausfegung ihrer Anerkennung. 


Literatur zu diefem und den beiden folgenden Baragraphen: Battel III., 15. 
— Klüber $ 267 und die dort angef. ältere, namentlih Moſer' ſche Lite 
ratur. — ©. 5. v. Martens 5 271 und dazu Pinheiro- Jerreira — 
Heffter $ 124a. und dazu Geffden. — v. Bulmerincq ©. 360, 361. — 
» Neumann 84. — dv. Holkendorff, Enc.. S60. — Reihs 152. — 
Bluntſchli. Böllerr., 570 f., 597 ſ. und in v. Holgendorff'8 Jahrbuch 
für Geiengebung, Berwaltung und Rechtspflege des Teutihen Reiche I. 





Ta Ieudfriegäreht im Beſonderen. 


> ne ® 2 ®Rzrıes3 DO. 8 112. — Saldo $S1798 ff. — Guelle, 
E "7° -zerme vontinentale, p. 42 ff. — Fund: Brentano 
.„ I: . 2% * — pelled I. 88 ff. — Fiore III. 8 1305 $., 
iR Sur zug TAU — Rolin-Saequempyns i.d. Revue 1870, 
eg UI m Me ̃ — Lieber, Guerilla Parties. New-York 
nr =ir>, u ae relation between an invading Army etc. 
— »z=ra3Jder, Sur les conditions nécessaires, selon le 
eh uar avıır en wuerre le droit d’etre consider& et traite 
oe nn ars IND — no. Hartmann, Kritiſche Verſuche, 2. Mili- 
ni ünzementgdert 110 Dumanität, ©. 65 ff., 77 ff., neben den zuletzt 
when ar Sirrteilert und Bluntſchli fehr beachtenswerth, wenn 
8 xr meer weniger ale dieſe citirt. — Eichelmann, Ueber die 
zeugt INS N — Dahn in den Jahrbüchern für 
nn Nur Tee und Warine. 3. Bd. ©. 53 ff. — Ratzenhofer, 
Sn Dual 03 5 DIS. — Bgl. auch v. Boguslamstli, Der 
tag IN) ade. Jomini, Abriß der Kriegsfunft, überj. ıc. 
an. Beyur.aizen ın den Militäriichen Klajfilern des In- und Auslandes, 
arg wa Wuareed 1881, ©. 34 ff. — Field, Outlines, 735 ff. 
3. 2.0. Terizratten Art. 9, 10. — Manuel des Böllerredtd- 
u 0 Nevrue de droit intern. VII. p. 482 ff. — Lave- 
a ae a Von! de Bruxelles. — ©. aud) Lentner, Das Recht im 
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wa zer auch wunregelmäßige Kämpfer, d. h. Berfonen, 
oe ne Melundtdeile des regulären Heered zur Vertheidigung 
Sa nd ww Nur eier und am Siriege fich betheiligen. Es fragt fid, 
as Note. 'vrichen don ihnen die Combattantenftelung zukommt 
No Ra it vor Mllem zu bemerken, daß fein Staat ge—- 
“Nu u a a weiter Rriegführung auf fein ftehendes veguläres Hee— 
lautet. gr RR vielmehr berechtigt, ganz nach feinem jouveräne— 
ad Ne Wroße der ihm aus dem concreten Kriege erwachſende 
äns u Ne Wepeikenungstbeile, Die nicht dem Heere angehöremmm 
u Weinedinen zu laffen, meshalb aud Zranfreidh 1870 zum 
ausicwiuigeiet an ſich durchaus berechtigt war, unter Umftändeume 
oa wirkte muinnliche Bevölkerung, 1) ja felbft Weiber um 
en N Wirt went Died borfommen follte) die Nechte ui 
aa Ns ann Rreniftundes haben ?), bezw. den blos paffiven verliere zur. 
em Sn Nueusgiehung bon Irregulären gewiß große Bedenken, °) 
Sa ua vr Wuahbreitungen nad allen Richtungen, Erbitterunwg, 
Ta wer ahgnaeeiner Unſicherheit in jeder Beziehung führt umtd 
rare Nmpunat ar ſo cher vermieden werden könnte, als fie kaum 
RR gan AUTER wird. 4) Aber die Noth kann, wie wir aus be: 
ofen Wu Geichichte wiſſen, in MHeinerem oder größerem 
un an enger, über den Nugen zu enticheiden, fteht ganz im 
N meer Sſtaates, und das Recht zu der Heranziehung in 
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(mit rihtigem Hinweis auf die auch hier ftrengere Anfiht von Bynlersice  @ 
und Wurm, fowie von Wheaton) $ 123 a. €. und Note 7 daf. und dx u: 
beziv. dagegen Geffcken a. legt. D., 1. auch Calvo $ 1710. ber dieje Jr rm g 
gehört wieder in die internen Beziehungen der Verbündeten (j. oben $ 63) cum 
deshalb ebenfall3 nicht hierher. 


Siebentes Kapitel. 


Kriegsfeld und Kriegsziel. 
g 88. 
Das Kriegsfeld. 


Literatur: Klüber, Europ. Völkerrecht, 8242. — Heffter 8118. — Mei 
8 144. — Lentner ©. 62. — Perels, Das intern. Öffentl. Seerecht De 
Gegenwart, ©. 174. 


Unter Kriegsfeld oder Kriegsfhauplag (auch Kriegsbere ich 
oder Kriegsraum!) oder auch Kriegsgebiet?) ift im gewöhnlichen 
Sinne derjenige Theil der Erdoberfläche zu verftehen, auf weldes! 
factifch gekriegt wird. Das ift in der Regel der Natur der Dinge nad — 
außer dem offenem Meere — das (Land- und See-) Gebiet der frieg“ 
führenden Mächte. Aber auch anderes, neutrales Gebiet muß in jest 
gewöhnlichen Sinne Kriegsfeld genannt werben, fobald factifch Krieg 
auf ihm geführt wird. 

Im rechtlichen und engeren Sinne mit der Bedeutung, dab e— 
zum Schauplatz des Krieges gemacht werden darf und der friegd” 
rehtlihen Behandlung unterjteht, ijt dagegen Kriegafeld nur 
dag Gebiet der Kriegführenden, dazu das offene Meer. Denn nur das 
Gebiet der Kriegführenden bildet rechtlich den Gegenftand des Angriffe 
und der Triegsrechtlichden Behandlung, d. i. der Duldung der durch den 
Krieg herbeigeführten Nachtheile, Lajten, Leiden und Gefahren. Das 
offene Meer gehört aber dazu, meil es für die beliebige Benutzung 
Aller frei ift, und deshalb fo weit, als dieſe Freiheit nicht gewiſſen Be- 
Ihränfungen bezüglich der Kriegführung im Intereſſe des Handels unter: 
liegt, auch zur Benugung als Sriegzfeld Allen offen fteht. Dagegen ift 
alle® andere occupirte Territorium, aljo das Gebiet dritter, neutraler 
Staaten fein Kriegsfeld.’) Es ift vielmehr der Kriegführung entzogen 
und gegen diefelbe durchaus geſchützt,“) ſoweit wirklich ftrenge Neutralität 
beobachtet wird. 
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sachliche ftaatlihe Bevollmähtigung nicht mehr gefordert werden wird, 
Abrend fie im 1870/71er Kriege von Deutſcher Seite noch gefordert 
sırDde. Auch dies wäre vielleicht nicht gefchehen, wenn die Deutjche 
eerführung nit dur andere Umstände (f. gleich weiter unten) dazu 
ezwungen worden wäre. Das Recht Dazu beitand nad dem der- 
saligen Stande der Frage. 

Bon Deutfcher Seite wurde in jenem Kriege auch eine Tpecielle 
Autorifation jedes einzelnen Jrregulären verlangt, wozu ebenfalls befondere 
Umftände nöthigten. Gleichwohl ift diefes Verlangen vielfach als un- 
berechtigt und völferrechtlich nicht begründet bezeichnet worden, !®) und 
es ift in der That die Forderung eines ſolchen Nachweifes ſpecieller 
Autorifation von dem Einzelnen wenigitend dann nicht begründet, wenn 
die SKämpfenden aus zufammenhängenden Schaaren beftehen. Einzeln 
auftretenden Schüben zc. gegenüber wird allerdings, um fie vor der Be- 
Handlung als unberedhtigte Combattanten zu bewahren, kaum etwas 
Anderes übrig bleiben, al3 den Nachweis einer fpeciellen ſtaatlichen Auto- 

riſation zu verlangen oder, wenn von der letzteren überhaupt abgeſehen 
wird, den Nachweis der Zugehörigkeit zu einem organifirten Verbande. 


Y) In früferer Zeit ald Landichreie, Landhude, au Landwehre 

mM dieſem Sinne üblich (cri d’armes), bei den heutigen Verhältnifien und Ein- 

‚ namentlich der der ftehenden Heere, natürlich von ganz anderer Ve: 

und fehr in den Hintergrund zurüdgetreten. Schon Vattel a. a. D. 

=27 interpretirt das „courir sus“ dahin, daß die linterthanen dadurch ver- 

ichtet werben, „u arreter les personnes et les choses appartenantes & l'en- 
Memi“: nicht aber „a entreprendre aucune expedition offensive“. 

* Wenn aber in der friegsredhtlichen Xiteratur häufig hervorgehoben wird. 

“a gegen Frauen die Kriegsgewalt nie angewandt werben dürfe, jo ift das nur 

it richtig, ald bei ihnen eben vorausgefegt wird, und es ja auch die ganz 

i Regel iſt, daß ſie ſich nicht an der activen Kriegführung betheiligen 

“md deshalb die ungefährdetere Stellung des paſſiven Kriegsſtandes und auch 
naturgemäß noch unter beſonderer Schonung haben. Wenn aber Frauen 
als Combattanten am Kriege betheiligen ſollten, ſo ſind ſie auch Subjecte und 

“it Objecte des activen Kriegsſtandes. ebenſo wie fie wie Andere Gewalt. 

Würegelu unterliegen, wenn fie, ohne Combattanten zu fein, die Pflichten bes 

"fisen Kriegsſtandes durch ihrerſeits geübte Gewalt verlegt haben. Und ver: 

Relt vorgelommen jind ſolche Betheiligungen der Frauen, auch im legten Deutidy- 
tanzöffhen Kriege, vgl. dv. Hartmann a. a. D. ©. 66 und den bort angef. 
\Mein, Operationen des General von Werber, Carlsruhe 1874. 

Bgl. Bluntihli Völkerrecht 5702. N. 1, und Jahrbuch S. 286, Fiore 
HT, Rolin-Jaequemynd, %. v. Martens II. $ 112, ©. 497, Raven⸗ 
tr, Lie Staatewehr a. a. O. 

CS. unten S 44, Note 10. 

& 9. Holßendorfi 3 60. Bol. auch Bluntſchli, Heffter, Geffcken, 

er, Dalled a. a. ©. und die Amerilanifhen Kriegsartifet 31. 

"Bel. Bluntihli im Jahrb. S. 286. Es ift durchaus irrig und weder 

rogres de la civilisation“ und dem Geijte des modernen Völlerrechts noch 
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1) Lentner a. a. O. 

2) Perels a. a. O. 

9) Man kann auch (jo Lentner) die Ausdrücke Kriegsraum (ober Kriege 
feld) und Kriegsichauplag oder Kriegstheater einander gegenüberftellen und unter 
dem erfteren das SKriegsfeld im völferrechtlichen, unter dem letzteren das im that: 
fählich operativen Sinne verftehen. Bgl. Perels a. a. O. 

% ©. hierüber die Lehre von der Neutralität. Vgl. aud das unten über 
den Uebertritt von Heereötheilen Kriegführender auf neutraled Gebiet und über 
die Verpflichtungen neutraler Staaten im Yall eines ſolchen Geſagte. 

5) Man ſpricht von Iocalifirtem Kriege in einem anderen Sinne abet 
auch wohl, wenn das Kriegsfeld im rechtlichen Sinne mit dem thatjächlid opera 
tiven zufammenfällt im Gegenfaß zu dem Kriege, bei dem dies nicht der Gall it, 
vgl. Lentner a. a. O. 

6, Hierüber unten beim Waffenftillitande. 

”) Ebendaſ. 

8) ©. nur die von Heffter a. a. ©. R. 1 angef. Beifpiele: Die Inter 
vention Frankreich, Englands und Rußlands in den Griechifchen Angelegenheiten, 
Nouveau Recueil XII., 1 ff., der „particuläre” Feldzug Frankreichs gegen Ant 
werpen im Sabre 1832, Nouv. Rec. XIII., 29, 57, die Intervention in der 
Drientaliihen Angelegenheiten, St. Sean d’Xcre. 

9) ©. unten die Neutralitätsiehre. 

1% ©. aud hierüber die Neutralitätslehre. 

ı) Bol. Heffter a. a. O. 


8 89. 
Das Kriegsziel. 
Literatur: Bluntſchli 536. 





Bon dem nächiten Striegsziele oder Kriegszwecke, der in dem 
Niederzwingen des Gegners und feines Willens befteht, unterfcheibet fd 
das Kriegsziel im eigentlichen Sinne. Lebteres befteht in der Erreichung 
desjenigen, um das gelämpft wird und deſſen Erreichung den Krieg Br 
endigt und den Frieden mwiederheritellt. 

Wäre die nun immer und unmwandelbar dasfelbe, um welches dei 
Kampf begonnen ift, fielen aljo Kriegsurſache und Kriegsziel zuſammen, 
fo wäre die Lehre vom Kriegsziel mit der von den Kriegäurjachen er 
ſchöpft. Es ift dies aber, wenn es auch auf den erjten Blick befremblid 
erjcheinen möchte, nicht der Fall. Nach der Natur und Bedeutung dei 
Krieges kann vielmehr das fchließliche Kriegsziel ein ganz anderes fein 
al? die urfprüngliche Kriegsurſache; und es iſt nicht nöthig, daß der 
Krieg fi) endigt, wenn die urjprünglicde Kriegsurjache erledigt if. 

Wenn der Krieg ein Rechtsſtreit und nur ein Rechtsſtreit wäre, 
jo würde dies Alles anders liegen. Dann müßten Kriegsurſache und 
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8 98. 


Weitere Vorausſetzungen für die Anerfennung der 
unregelmäßigen Combattanten. 


Andererjeits ift aber die ftaatliche Autorifation nicht genügend. 
s zmuß einmal die eben beiprochene DOrganifation Hinzufommen, die 
jo nidt blos als ein eventueller Erſatz für die ſtaatliche Autorifation, 
mbern als ein poſitives Erfordernig, das auch neben der ftaatlichen 
Autorifation noch nöthig ift, aufgefaßt werden muß; jodann die äußere 
Ertennbarteit als Combattanten, und Rolin-Xaequemyns!) hat in feinen 
furzen, aber trefflihen Ausführungen ſchlagend nachgewieſen, daß die 
legteren wichtiger find als die erfteren. In der That haben die zwar 
sicht ftaatlich autorifirten, aber zum Schuß des heimischen Bodens ſich 
juiamımenfchaarenden und organifirenden, erkennbar als Kämpfer auf- 
fretenden Bürger einen größeren Anſpruch auf Anerfennung der Com: 
battantenftellung als ſtaatlich autorifirte, aber unorganifirte, nicht offen 
and unzweifelhaft als Kämpfer einzeln oder in Fleinen Gruppen Auftretende. 
Eine allgemeine durch nichts Weiteres geregelte ftaatliche Autorifation, 

dab Jeder zu den Waffen greifen möge, wie fie Frankreich 1870 verfügte, 
xrũgt aljo nit. Sie würde aud den Orundfag, daß nur die Staaten, 
nicht die Privaten einander ald kämpfend gegenüberftehen, über den Haufen 
werfen und die Barbarei des Krieges Aller gegen Alle wieder einführen.*) 
Es muß vielmehr außer der befprochenen Urganifation auch noch erfenn- 
Auftreten ald Kämpfer und offenes Führen der Waffen hinzulommen. 

Ter Gegner muß willen, wer ihm als activer Feind gegenüberftebt, 

md könnte ohne dies fogar unabfichtlich die Kriegsſtandsrechte verjagen. 
er muß auch Eicherheit haben, die er bei den Regulären von felbjt 

kat und bie ihn gegen heimtückiſche Tödtung und dgl. ſchützt. Kriegsrecht, 
Eitte und Nothwendigfeit verlangen offenes Auftreten als combattirender 
Feind.) Es muß deshalb dad Tragen von Uniform oder doch er- 
kennbarer Abzeichen und aus demfelben Grunde offenes Führen der Waffen 
werden. Tas zerlegbare Gewehr, welches die feindliche Pa— 

trouille aus dem Hinterhalte niederjtredt, aber in der Taſche verſchwindet, 
Bean weitere Feinde herannahen, muß feinem Träger die Kombattanten- 
lung ebenjo nehmen wie das Feuern auf den eben nod friedlich 
üßten Soldaten von Seiten des harmlos ericheinenden Bloufenträgers 

Ber dad plögliche Verwenden der Senſe als Waffe und überhaupt jedes 

tende Auftreten fcheinbar friedlicher Perjonen. 

Zur deutlichen Kenntlichmachung ift nicht gerade Uniform nöthig. 

mn das Tragen dieſer beruht überhaupt nicht auf völferrechtlichen 
Srinden, *) und fein Staat iſt völkerrechtlich verpflichtet, feine Soldaten 
Unitorm tragen zu laſſen, — abgeſehen davon, daß gerade in Zeiten 
der Korb, in denen ſonſt nicht dienende (Elemente raih und in großer 
Anzahl herangezogen werden müllen, cs an Uniformaudrüjtungen fehlen 
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Derzsz Princip der Frage nach der Zuläßigkeit der Arregulären ala Com- 
barranten zu thun hat!?) und deshalb nicht mit aufgeführt zu werden 
brauıdt. Tas Manuel Hat diefe fernere ‚Forderung auch nicht hinzugefügt. 


’ Revue 1870, p. 663. 
” €. die auch in dieſer Beziehung vortrefflichen Ausführungen Rolin⸗ 
3ae auemyns’ i. d. Revue 1870 und 1871. 
* Das ijt der enticheidende Bunct, auf den es anlommt (vgl. Geffcken zu 
Deffter $ 124a., N. 2: „Leitender Grundjag ift, der Krieg joll offener ehrlicher 
KRazzıypfjcin“), namentlich) auch für die praktiſche Kriegführung anlommt, ſ. v. Hart- 
zuaren a. a. O. und Rüftow, Kriegspolitit und Kriegsgebrauch, S. 187; Ratzen⸗ 
bofer, Tie Staatäwehr a. a. D. 
Bl. Bluntſchli, Böllerredt 570, N. 3. 
*) Bluntfchli ebendajelbft. 
*%, Ferner dafür, daß nicht gerade das Tragen von Uniform nöthig ift, 
Beifdena.a.D. 
’; Die Nothwendigfeit eines genügenden Beihens der Erfennbarkeit ift all- 
gemein anerlannt, |. gleich weiter unten im Zert und die folgende Note, und aud 
Mm Den heftigen Gontroverjen, welche bezüglich der Srregulären, namentlich der 
Franc. Tireurs im 1870/7ler Kriege zwiſchen der Deutfchen und der Franzöſiſchen 
egterung entbrannten, nicht beftritten worden. Denn auch die Franzoöſiſche Regierung 
Kellte in ihren Depeichen das Brincip der Erforderlichleit eines ſolchen Zeichens nicht 
m Abrede ivgl. Rolin⸗Jaequemyns i. d. Revue 1870, p. 661, Bluntſchli im 
Jahrb. 288, Dahn a. a. D. ©.55), und das Franzöſiſche Geſeztz ſchreibt es ſelbſt 
dor. Es wurde nur darüber geftritten, ob das Zeichen der FrancTireurs that⸗ 
id ein genügendes Beichen fei (j. die Depeichen bei Rolin-Raequempns, 
evue 1870 p. 6611 oder nit. Died ift von Deuticher Seite wenigitend in 
dielen Fällen mit um fo größerem Recht geleugnet worden, ald das Wenßere der 
anzc-Zireurd, die von jedem Bauern getragene landesübliche blaue, mit einer 
toten Urmbinde verfehene Bloufe, von der gewöhnlichen Landestracht nicht zu unter» 
) war, wie 3. B. auh Rolin⸗Jaequemyns und Droop anerkennen, 
und außerdem beim Herantommen von Deutichen Heerestheilen die Binde oft 
genommen und die Waffe verborgen, aljo gegen den Grundfag des offenen 
Auftretens verftoßen wurde. Dadurch aber ging jeder Anſpruch auf Gombattanten- 
ellung verloren, und der Franc⸗Tireur trat kriegsrechtlich auf die Stufe des 
brechers und Meuchelmörders. als welcher aufzutreten er übrigens von Fran⸗ 
fifchen Behörden geradezu aufgefordert worden ift (ſ. das Eircular des Träfecten 
m Cote d’ur vom 21. November 1870). Tafür, daß die franc-Tireurs gegen 
€ ein erfennbares Zeichen anordnende Vorſchrift vielfach gefehlt und außerdem 
offen als Eombattanten aufgetreten find, j. zahlreiche Belege in ber angel. 
n und Wußerdeutichen Xiteratur; |. auch Dahn in der Münchener Kriti⸗ 
(hen Bierteljahrsihrift 1872 ©. 456. Dieſe und nur dieſe Verſtöße gegen 
ve nothwendigiten Erforderniiie, jomwie der Mangel an einer jidhernden Organi⸗ 
“on und die Daraus hervorgehenden Verbrechen find es geweien, die zu der 
Brengen Behandlung der Franc Tireurs ıc. im legten Deutih-sranzöfiichen Kriege 

haben und nothwendig führen mußten {}. das Schreiben des Preußiſchen 
enerals von Werder vom 4. Juni 1871, abgedrudt bei Rolin-Jaeque» 
Mdnd, Kevue 1371, p. 310, vgl. Bluntſchli im Jahrb. S. 280‘, worüber aus 
führlihe, zur Abziehung der Aufmerkjamleit vom Cardinalpuncte geeignete Tar- 
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8 94. 
Die Mafjjenerhebungen im Befonderen. 


Cine beſondere, jtreitige und nicht leicht zu Löfende Frage befteht noch be- 
züglich der Maffenerhebungen, Volksbewaffnungen ganzer Länder, 
Provinzen, Gegenden, Diftricte (Volkskrieg, Nationallrieg). Daß 
ſolche Maffenerhebungen zuläflig und die fih Erhebenden — Erfüllung ber 
beipxrocenen Bedingungen vorausgejegt — als Combattanten zu betrachten 
find, hat ſich bereits aus dem Vorftehenden ergeben. Es ift fein Grund vor- 
Banden, der Geſammtbevölkerung eines Landes oder Landestheiles das natür- 
Ihe Recht der Baterlandövertheidigung abzufprechen, wenn fie in einer der 
Erdreung bes Kriegsrechts entfprechenden Weife auftreten. Es kann das 
um ſo weniger gefchehen, als Eleinere und deshalb von vornherein macht: 
loſere Staaten unter Umftänden nur in folchen Mafjenerhebungen den 
nöthyigen Schuß finden.!) Deshalb haben auch die neueften Codifications⸗ 
verfardhe die Rechtmäßigkeit folcher Erhebungen anerkannt, denn die levces- 
“B-mnasse fteden, jo ſehr fie fich auch in anderer Beziehuug von den Frei- 
Baaren, auch von den im großen Umfange auftretenden, unterjcheiden,?) mit 
in Den „corps de volontaires“ bezw. „autres corps“ der Brüfleler Declaration 
und des Manuel des Znftituts.3) Die Codificirungsvorjchläge find dabei aber 
mehr Stehen geblieben, fondern haben, von den eben angedeuteten Gründen 
und Gefühlen und infonderheit von dem an fich Tobenswerthen Beftreben ge- 
leiter, den berechtigten Patriotismus und die Wehrkraft gerade der fleineren 
Staaten nicht gewaltfam zu unterdrüden, den Sat ausgeiprochen: „la popu- 

Gon d’un territoire non oecup6 qui, a l’approche de l'ennemi. prend spon- 
tan&ment les armes pour combattre les troupes d’invasion sans avoir eu le 
-Mps de s’organiser comformement a l'article 9* (f. die dort angeführten, 
Rn Vorſtehendem befprochenen Bedingungen) „sera consideree comme belli- 
?erante si elle respecte les lois et eoutumes de la guerre”.') Es ſoll aljo 
Tür den angegebenen Fall und dann, wenn es ſich um die Zurückweiſung 
der feindlihen Occupation eines 3. 3. noch nicht occupirten Landes 

Oder Gebietes handelt (im Falle daß die Occupation ftattgefunden hat, 

a natürlich feine Rede von der Statthaftigkeit der Bewaffnung jein)°) 
dom der Forderung der Organifation abgejehen und den ſich Erhebenden 
Eombattantenjtellung auch ohne das zugeitanden werden. Auch dieſer 
Mipruh der Declaration und des Manuel hat in der Literatur 
dilligung gefunden ;*) und man begreift dag, wenn man ſich die Sachlage 

Vrgegenwärtigt: Das Vaterland iſt in Gefahr, der Sieger rüdt heran, 

da wirft ſich von Heiliger Baterlandsliebe erfaßt die bis dahin friedliche 
amd folglich auch nicht organifirte Bevölferung ibm entgegen, weiteres 

dringen zu verhindern und das Vaterland zu retten. Soll man die 
alto Handelnden nicht ala ehrliche Combattanten, jondern wie Verbrecher 
und Räuber behandeln? Aber jo verjtändlich auch das Gefühl ift, welches 

dendbuch des Bollerrechta IV. 25 
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zlichſte Einſchränkung empfehlende gewichtige Umſtand, daß das 

jolcher Srregulären natur- und erfahrungsemäß, ohne dem 
:oßen Nugen zu gewähren, '!) zu unnöthigen Crbitterungen, 
eiten und terroriftiihen Maßregeln führt, auch für das einzelne 
hrlich ift, und folglich anftatt durch humane Nüdfichten empfohlen 
1, vielmehr die Humane und geordnete Kiriegführung der modernen 
wert.!2) Zu weit gehende, wenn vielleicht auch auf den erſten 
fehlenswerth erjcheinende und gut gemeinte Conceſſionen würden 
uch hier nur jcheinbare und feine wahre Humanität fein. 


gl. die Verhandlungen der Brüffeler Conferenz, (Acten de la 
: de Bruxelles) p. 32 ff., 37 ff, namentlid) die Roten ber Bertreter 
yollands, Epaniens, der Schweiz und die von denfelben hervorgehobenen 
en Thatiaden. 
ıl. Dahn a. a. D. S. 5%. 
rt. 9, bezw. 2. 
rt. 10 und 4. 
. darüber im folgenden Kapitel. 
‚3. B. dv. Bulmerinca. 
aB gerade in ſolchen Fällen aud der gutmüthigfte und discipfinirtefte 
Ausichreitungen hingerifjen wird, liegt in der Natur der Sache; und 
chreitungen mögen aud) bei der Einnahme von Bazeilles und ähnlichen 
en von Teutjhen Truppen im legten Deutich-Tyranzöfiichen Kriege vor- 
jein, obwohl feſtgeſtellt ift, 1. daß ein fehr firenges Vorgehen der Deutichen 
Bevölferung von Bazeilles und den anderen ähnlich behandelten Urten 
Benehmen dieſer Bevölferung volftändig berechtigt und kriegs noth⸗ 
ar, 2. dat die den Deutſchen Truppen von einigen Zeiten gemachten 
heils jehr übertrieben, theilg jogar erfunden find, mas auch Calvo willen 
deſſen ausführlide Schilderung wirfliher und imaginirter Vorgänge 
es. Chateaudun, Buzenval, Montretout und Fontenay SS 1865 — 1800 
furze Beurtheilung S 18100. Jedenfalls ſprechen aber ſolche Vorgänge, 
yerechtigter oder unberedjtigter Reife, oder in grüherem oder geringerem 
ih ereignet haben für möglichſte Strenge und Beſchränkung bezüglich 
ng der Volkserhebung und nicht für das Begentheil. Ueber die Vor— 
iter unten 
rauch Geficken zu Heffter S 124a., Note 2a. E. Die Interpretation 
bläge, die. wie in 8 93 Note 10 gejagt worden ift, über Die Noth- 
des Erkennungszeichens sich nicht ansdrüdlich äußern, Tann zweifelhaft 
n aber derartige Dispenlationen ftrict zu interpretiren find, fo wird 
Entbehrlichteit des Jeichens nicht als mitgemwollt betrachten Dürfen. 
‚ore 130 p. 100. 
die im Eingange dieſes Paragraphen gemachten Bemerkungen und die in 
{bit angeführten Nerhandlungen der Brüſſeler Gonterenz. Durd die 
ren auf die Meineren Staaten und deren Selbftpertheidigung genommenen 
Ionalen Ruͤckſichten wird der thörichte Vorwurf völlig miderlegt, daß 
r Eonierenz nur im Interelie des Ztärferen und der großen Militärmächte 
abe. vgl. 7. vd. Martens, Völkerrecht II. S 112, S. 498. 
ip. 87 u. ft. S. jept auch den neueit Teutichen WehrpflichtGeſetzentw. 
25° 
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Vertretung des Staates den Krieg jelbft führen und, während \* 
die Eriegeriihe Gewalt gegen den Gegner zur Anwendung bringe. 
auch ihrerſeits — des Näheren wieder nad) Maßgabe des im Folgen Det 
Vorzutragenden — dem gewaltiamen Angriff, bezw. der gewaltſaren 
Abwehr diefes ausgefegt find, alfo außer dem als das eigentlide tirzeo' 
führende Subject ericheinenden Staate ſelbſt und feinen ihn repräfentireu Den 
Häuptern feine thatlächlich kämpfenden Organe, die das fümpfende Feet 
bildenden Perſonen. 

Nur die letzteren haben aud) den activen Kriegsftand zit 
feinen bejonderen Rechten (der Vornahme von Feindfeligfeiten) au md 
Laſten und find Feinde im activen Sinne, während alle anderen ſich zw ur 
im pafjiven Kriegsſtande befinden, nur Feinde im paffiven Suzıune 
find und als ſolche zwar geringere Laften, aber andererfeit? auch rm chi 
die befonderen Rechte haben, welche für die auch den activen Krieggft und 
befißenden Perjonen aus ihrem Rechte zur Activität folgen.*) 

Eine Art Mittelftellung ?) nehmen diejenigen Perſonen ein, welch 
zwar auch zum Heere,®) aber doch nicht zum fämpfenden Heere ghäxen 
und zwar im Felde in Thätigfeit treten und infoweit fi von der in 
der Heimath die friedliche Beſchäftigung fortjegenden Bevölkerung unter 
jcheiden, aber doch nicht an der Gewaltaugübung und eigentlichen Krieg 
führung fich betheiligen,?) wie Feldgeiftliche, Aerzte und Sanitätsbeams ft, 
Krantenwärter und «Träger, freiwillige Helfer und Pfleger, Intendantız ?', 
und fonjtige Beamte, Marketender, Lieferanten, auch Zeitungscorrefp@ 
denten. Dieſe mit dem Kriege unmittelbar in Berührung fommenDet 
und ihm dienenden Perſonen können zwar nicht wohl einfad denen | 
des paffiven Kriegsſtandes beigezählt werden, gehören aber auch nidt Su 
denen des activen Kriegsſtandes im eigentlihen Sinne, indem fi dEn 
Kanıpf in der That nicht activ mit führen. 

Es iſt zunächſt der Kreis der im activen Kriegsftand fich befinden "* 
Perjonen genau zu begrenzen. ®) 


1) ©. oben 8 69. 

2) Ebendajelbit. — 

9) Nur von dieſen Pilichten, bezw. (ſ. gleich weiter unten im Text) Rechte 
iſt hier die Nede, nicht von den im Kriegsfall gegen den eigenen Staat beftehene ñ⸗ 
welche letzteren keine Bedeutung für das Völkerrecht haben. 

9 ©. Heffter, Bluntſchli a. a. D. v. Holgendorff, Enc. 80, 6E—_ 
Neih, Örenander a. a. O., Lentner ©. 73,94, der aber den paffiven Krieg 
ftand nicht richtig auffaßt. > 

) Bgl. Berner im Deutihen Staatswörterbud; 6. Bd. &. 113. Hierübe 
herricht aber Meinungsverjchiedenheit, indem die gleich im Text zu erwähnen 
nit Tänıpfenden Beftandtheile des Heeres von Einigen zu ben Berfonen — 
activen Kriegsſtandes, von Anderen zu denen des paſſiven gerechnet werden, e⸗ 
Heffter lJ. c. mit v. Holtzen dorff, Enc., $ 60, 61, und Calvo 8 1783. 

°), v. Bulmerincq, Völkerrecht, bei Marquardſen, S. 360. 
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Taraus folgt einmal die Beantwortung von Fragen tie 
indliche Macht und Stärke nur unſchädlich gemacht oder 
oder aber auch vernichtet werden dürfe, und ob die Ge 
tn isch nur gegen Die gegneriiche Streitmacht oder auch gegen 
»mittel, Einrichtungen und Intereſſen des feindlichen Staates?) 
in ſowie die Gültigkeit des auch in dieſer Beziehung feit- 
- Zune. Daß humanitäre Anſprüche, alfo Schonung von Gütern 
"schunleben nicht in Frage kommen können, ſoweit der Kriegs⸗ 
= esegentheil verlangt. Andererſeits folgt aber, daß jede un«- 
sont Kriegszweck nicht geforderte Gewalt und Schädigung 
Verletzung, Schmerzendzufügung, Zeritörung) verboten, ja, daß 
„derung undermeidlicher Leidenszufügung geftattet und geboten ift. 
dem gilt, und zwar nanıentlih bezüglich” der Lilt- und 
uzsmittel, der ebenfalls bereits hervorgehobene allgemeine 
Me Gebote der Religion, Givilijation und Ehre dem Crlaubten 
‚„sigen eine Grenze jegen: und ingbejondere find gewiſſe Kampf⸗ 
vw z. B. der Meuchelmord und andere im folgenden Paragraphen 
sende, jeit ein Kriegsrecht ſich entwidelt, bezw. ſich zu ent- 
angefangen bat, als gegen die militärifche Ehre und ehren- 
scene zuläſſige Kampfesweiſe gehend, für unzuläfjig gehalten worden.*) 
nurgemäß im VBordergrunde jtehen, weil vorzugsmeije zur An— 
ı fomnend die Gemwaltmittel und von ihnen wieder die gegen 
battirenden Perſonen, die feindliche Heeresmacht fi) ridhtenden. 
sten ijt demnach zuerjt zu handeln und inäbejondere nach der 
‚ ihrer vom modernen Völkerrecht errichteten Schranke, beziv. der 
ı Sürjorge für die feindlichen Gombattanten zu fragen. 


zie jind hier zu behandeln. wahrend andere, die zwar auch als Kriegsmittel 
ren Sinne ericheinen fünnen, aber zugleih und vorwiegend vom Ztand- 
3 Berhältnifies der Kriegsgewalt zu den nichteombattirenden Perſonen des 
n Landes u j. mw aufzufajien find, an den darauf bezüglichen Stellen 
tellung erwähnt werden werben. 

Binheiro.- gerreira zu Martens 8 265 

Graf Moltke jagt in dem oben mehrerwähnten Vriefwechſel mit 
Hii gegen die Petersburger Convention, welche ala le seul but Icgritime 
führung l'affaibliacement des torces militaires bezeichnet, aus und 
lich, dat im Gegentheil alle Hülfsquellen, die Finanzen, die Eiſenbahnen, 
mittel, ja. jelbft das Preitige der feindlihen Regierung angegriffen 
nüfien. 

Mes wird verfanmt und nicht zugegeben allein von Bynkersluek, 
ar. publ. I. c. 1, während jonjt auch jchon die geſammte ältere Toctrin 
triegsmittel-Berbote anerkennt. Tie Bynkershoek'ſche Meinung it 
Ugemein abgewielen worden vgl. von Neueren 3. B. v. Mohl, Staats" 
Mitt und Völkerrecht. 1. S. 163 Note 1. und Fiore, Trattato 1320 
te), und mit Hecht, obwohl der Grundgedanke. von dem BUnnlershoel 
an und für fih ganz richtig iſt 
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hierher, wobei es gleichgiltig ift, ob fie zum Eintritt dur die dee 
ihres Staated genöthigt waren, oder ob ihr Eintritt zur Zeit der im er. 
haupt ein freiwilliger war.?) 

Es ift ebenfall3 gleichgiltig, ob die die Kriegsdienſte Leiftenk>en 
Angehörige des Staates oder Fremde und Ausländer?) find und ee) 
fie al3 geworbene Söldner!) (Miethstruppen) oder auf dere 
Grundlage die Kriegsdienfte im Heere leiften. Denn es kann fiırem 
Staate dag Recht beitritten werden, feine Heeresmacht durch woher ac wrd 
immer herangezogene, an fich paffende und zuläffige Elemente nah firmen 
Ermeſſen und nad feinen Kriegsführungsbedürfnifien zu verftärten "mo«a) 
deshalb auch in der ganzen vergangenen Beit, in der ed in Europa Wehr 
üblich war, nie beftritten, fondern allgemein als zuläffig betrachtet ft. 
Ob diefe Elemente aud ganz anderen al3 vaterländifchen Interefien Die 
Kriegsbienfte Yeiften, hat der Gegner nicht zu prüfen; und wie weit fi 
durch Die Leiftung der fremden Kriegsdienfte mit den Geſetzen IEpre 
Heimathlandes in Einklang bleiben oder in Widerfpruch gerathen, af 
wiederum lediglich eine den Heimathsſtaat angehende innerftaatlide Heut 
während die etwa auftauchende völferrechtliche Frage nad der 3: 
läffigfeit der Geftattung des Eintrittes in fremde Kriegsdienfte an die Une? 
thanen eines Staates, weder wenn es fih um Einzelne, noch wenn 
fi) um ganze angeworbene Truppentheile handelt, mit der kriegsrech E 
lichen Stellung der Eingetretenen ald Combattanten etwas zu thun he 
Nur ift dabei ordnungsmäßige Aufnahme in das Heer und Deckin 
durch die ftaatlihe Autorität unerläßliche Vorausfegung. Uebrigens it 
dies ganze „Reislaufen” ebenjo wie die Einrichtung der Söldnerheere gegen- 
wärtig, nach ter vom 15. Sahrhundert an allmählich aufgelommenen 
und jegt allgemein eingeführten Errichtung der jtehenden Heere nur 
noch ſehr wenig in Uebung und deshalb von geringerer praktiſcher 
Bedeutung.”) 

Es macht ferner keinen Unterfchied, wenn es nach den Einrichtungen 
des betreffenden Staates Milizen find, melde das Heer oder einen 
Theil desfelben bilden, oder Truppentheile, die feine im ftändigen Dienft 
befindlichen Bejtandtheile des jtehenden Heeres im Frieden find, fondern 
nur im Kriegsfall einberufen werden, wie die Deutſche Landwehr und 
der Deutihe Landſturm. Dasjelbe gilt von den zu Kriegsdienften 
herangezogenen Nationalgarden,) ſowohl den jedentären als au 
den mobilen, wie fie namentlih im lebten Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege 
auf Franzöſiſcher Seite hervortraten. 

Dies iſt Heutzutage ziemlich allgemein anerkannt, bezüglich der 
Milizen?) au von den neueiten Codificationsverfuchen, der Brüſſeler 
Erklärung?) und dem Manuel des Völkerrechtsinftitutes.?) Ganz unzweifel- 
haft ift es Hinfichtlich der Landwehr, welche ‚einen ganz regulären Ber 
ftandtheil, eine Art weiterer Nejerve des Kriegsheeres darftellt. ber 
and mit dem Deutfchen Landfturm verhält es fich nicht anders’) 
denn aud er ift, wenn einberufen, ein Bejtandtheil des ftaatlichen 
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gmäB fo wenig von der Benubung auögeichloffen*) werden, wie in 
trüberer Zeit die Wurfgeſchoſſe überhaupt, deren Anwendung gegen 
Christen Annocenz Il. vergeblich verbot.) Wohl aber find gewiſſe Aus. 
nahmen und Schranten im gegenwärtigen Völferrecht®) anerkannt, theils 
in Der Richtung, daß die Vernichtungd- und überhaupt jchwereren Ge- 
waltıruittel nicht zur Amvendung kommen dürfen, wenn mildere zur Er- 
reichiunug desſelben Zweckes genügen; theils jo, daß gewiſſe, unnöthige 
vreiden herbeiführende Nampfmittel, wenn fie auch an fich geeignete Ber- 
nichtum gsmittel find, nicht gebraucht werden dürfen. 

Beides folgt aus den Grundjage, daß nur das zur Erreichung des 
Nrienzziedes Köthige geichehen darf und jede darüber hinausgehende 

- Deshalb ijt jede nicht mehr nöthige Tödtung des bereit fampf- 
unfähig Gewordenen, 3. B. des Verwundeten, ebenfo unbedingt verboten, 
me Die Verwundung, Marter, Mißhandlung welcher Art aud) des nicht 
mehr kämpfenden feindlichen Kriegers und jede Grauſamkeit und unnöthige 
Todtung, wie 3. B. der Gefangenen, überhaupt‘) Ja, fogar auch nur 
die gleichwültige und ignorirende Behandlung der feindlichen Ver— 
wunderen und Gefangenen unterjagt das geltende Kriegsrecht, indem es 
in Conjequenter Weiterbildung des Grundgedanfens jogar zu einem pofi- 
Wen Schuß der feindlichen, nicht mehr künpfenden Krieger gekommen ift. 
serboten iſt deshalb namentlid) Las Uebersdie-Ntlinge-fpringen-lajlen der 
in Teindlihe Gewalt gefallenen Soldaten, ſowie das Nichte Rardon- oder 
KchtLuartier-Öeben, falls es nicht als Nepretlalie nöthig wird. Es muß 
die Imehr den ſich Ergebenden Pardon gegeben und das mildere Mittel 

Gefangennahme angewandt werden, mo es hinreicht, d. h. Widerjtand 
und Widerſtandsmöglichkeit aufbebt, alio den Zweck erfüllt. 

Sodann jind gewiife Waffen und Wernichtungsmittel verboten, jo 
na mentlich das Mittel des Giftes, und zwar jowohl die Vergiftung von 
Fir zelnen ale auch von Matten, ſowohl die Verbreitung von Giftitoffen, 
” 3. von Brunnen und gleichfalls von Anſteckungen,“) als auc der 
Ge brauch vergifteter Waffen.“) Desgleichen find Waffen verboten, die 
un utze Schmerzen bereiten und zu unmenſchlichen Grauſamkeiten führen, 
Me z. B. das Schießen mit Glas oder gehadtem Blei und dergleichen, !%) 
UCH das Benupen von Bluthunden und jonjtigen Beitien,!!) während 
Nie Vernichtungswerkzeuge der modernen Kriegstechnik, obwohl jie, wie 
K@natiplitter u. dgl., entjegliche Wunden und Schmerzen bereiten, aus 

Mm angegebenen Grunde nicht unterſagt werden können. 

‚reilich jind gerade wegen der ‚sortichritte der modernen Kriegs— 
chnf und der Nollendung der gegenwärtig üblichen Vernichtungswerk⸗ 
*uge die meilten der vom früheren Recht verbotenen Waffen uberbaupt 
mt mehr praftiich, indem die im Beſitz weit wirkſamerer Mittel befind- 
Ihe Kriegführung ihrer nicht mehr bedarf. Die Verbote find deshalb 
äbertlujfig und antiquirt, jo daß fie aus den Völkerrechtsſyſtemen mehr 
ale bieher verichwinden fünnten, wie die meijt noch angeführten Netten- 
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des jus belli (j. oben Kap. 3) anders zu beurtheilen wären, feine Cor 
battanten fein würden, und fie bat demnach, obgleich es begreifiih i m 
daß Einige die ftaatliche Autorifation nach wie vor für das allein Er 
ſcheidende und allein Nöthige®) halten, auch ohne ftaatlihe Autoriſati 
kämpfende Srreguläre als Combattanten behandelt, fo in den jüngft «a 
Kriegen Nordamerikas, der Schweiz, Ztaliend. Man wird auch zwar ni 
von jedem Bufammenhange mit der ftaatlihen Autorität, wohl aber m x 
einem ausdrüdlichen und unmittelbaren Autoriſationsausſpruche abjeher: 
und fih mit einem verantwortliden Führer und Zulaſſu wa 
durh fonftige ftaatlihe Organe begnügen dürfen, indem a3 
ftrenges3 Feithalten an der erften Forderung die anzuerlennende Sea 
theidigung des gefährdeten Vaterlandes durch alle waffenfähigen, werz 2 
auch nicht gerade im Heere dienenden Männer unter Umftänden illuſoriſc 
machen würde, während die ftaatliche Autorität und die Vertretung 
Staates (wie gleichzeitig die Beachtung des Kriegsrechts) gewahrt win” 
durch den verantwortlichen, d. h. feinem Staate verantwortlides® 
Führer — und die darin zugleich liegende militärifhe Organifation. 
Wenigſtens ift die letztere, wenn fie auch nicht gerade eine vollftändige 
Drganifation zu fein braucht!) geeignet, die nöthige Ordnung und Discipfin 
und die jelbftverftändliche Beobachtung des Kriegsrechts ſowie zugleid 
den Schuß gegen Uebergriffe zu gewährleiften, welche unorganifirte 
Schaaren auch im eigenen Lande und gegen die eigenen Landsleute zu 
begehen pflegen; ganz davon abgejehen, daß in der Forderung der 
Führerfchaft, 1!) welche naturgemäß von Officieren oder fonftigen Be 
amten übernommen werden wird, eine Erſetzung der ſtaatlichen Autori⸗ 
fation und eine ftillfjehweigende Gewährung!?) derjelben zu erbliden ift. 
Auch ſprechen Gründe der Zmedmäßigkeit, die Erbitterung und Grau: 
ſamkeit nicht zu erhöhen, dafür, im Zweifel lieber die Combattanten- 
ftellung anzuerkennen, 1?) wenn nicht andere Gründe, Sicherheit gegen 
Hinterhalte u. |. w. und ein im Kriege oft nöthiger Terrorismus‘) zum 
Gegentheil zwingen. 

Deshalb ift neuerdings nicht nur von verſchiedenen Schriftitellern 
und Autoritäten des Völferrechts,!?) fondern auch von der Brüffeler 
Declaration das Gewicht auf die einer Yührerfchaft untergeordnete Or⸗ 
ganifation, anftatt auf die ausdrüdliche ftaatliche Autorifation gelegt 
worden. Die Brüffeler Erklärung und im Einklang mit ihr das Manuel 
des Völkerrechtsinſtituts verlangt für die Anerlennung Der außer der 
regulären Armee kämpfend auftretenden Perſonen als Combattanten nur 
1. d’avoir à leur t&te une personne responsable pour ses subordonnes ;!*) 
und die alſo bejchräntte Forderung iſt nad dem Erlaß der Brüfleler 
Erklärung allgemein gebilligt, bezw. als bereits feftjtehendes Recht gelehrt 
worden. 17) 

Es ift hiernach und namentlih nah den in Brüſſel auch von 
Deuticher Seite abgegebenen Erklärungen zu erwarten, daß die mildere 
Auffafjung auch in der Praris zur allgemeinen Geltung kommen und aus 
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—brung entiprechende Kriegsmittel zur Anwendung kommen 
Rauch, dag nur ſolche Truppen im Kriege verwendet 
welche die Sitte der Civiliſation kennen und zu beob— 
zone ind, und nicht ſolche, denen eine ſolche Kenntniß und 
ron Culturſtande die Fähigkeit einer civilifirten Kriegführung 
. drrch Die Deshalb jene verbotenen Grauſamkeiten begangen 
0.22 xricheint deshalb, ſo unbeſtreitbar an ſich das Recht des 
x Ztzatws auch iſt, Ztreitfräfte aus entfernten, Außereuropäiſchen 
ic zum Mriegsdienjte heranzuziehen, die Verwendung barbariicher 
‚cc Halbwildenſtäume, von der Europäiſchen Cultur unbe: 
seiterichaften als mit dem modernen Wölferrechte nicht vereinbar. 
u Verwendung Jolcher Elemente würde dem unmittelbaren Ge: 
nzuütäſſiger inhumaner Ariegemittel ganz gleich ſtehen, weshalb 
cr von ſolchen unciviliſirten Truppen Gebrauch machende Staat 
me exrniedrigi,) als wenn er zu ſonſtigen Inhumanitäten greift 
sramanfeiten gegen Verwundete, Schändungen der ‚srauenchre, 
bmg Der YPerlon und des Eigenthums, d. 5. eben die höchſt 
-.zvehrspidrigen Tinge, welche Tolche uncivilifirten Elemente begeben, 
so ieimer Jonitigen Iruppen zulaßt. Die Verwendung jolcher Truppen 
2er um jo veriverjlicher, als die Gefahr vorhanden iſt, daß ihre 
areien zu Repreſſalien führen und Damit Die ganze Kriegführung zu 
inhumanen und unciviliſirten machen. 
Es wird deshalb von der neueren Doctrin, und zwar aud) von den Fran 
“chen und Franzoſenfreundlichen Schriftſtellern ziemlich allgemein gelehrt. 
eh die Verwendung von bardariichen und uneivilifirten Elementen, von 
Sulden und Halbwilden gegen das Nolferrecht verjtoße und unzuläſſig 
u verboten tei.’ı In einer ausdrüdlich anerkannten ſpeciellen Norichrift 
des Kriegsrechts it der Satz —- mit jo nothwendiger Conſequenz er 
Ah aus dem das Verbot umtorbiger Grauſamkeiten enthaltenden Vorder: 
ave Folgt aber noch nicht geworden, und es wird deshalb das Verbot 
der Venntzung unciviliſirter Irupven von Einzelnen vorlichtiger nur als 
Pünihenswertb bezeichnet.“ Sorficht im der Behandlung der Arage 
in aber um jo mehr am Platze, als gerade in Bezug auf die Berfpiele. 
Lt Denen die Verwendung uncultivirter Streitkräfte neuerdings praktiſch 
geworden ſind, Controverien und Empfindlichkeiten der in Frage kommen. 
den Kationen beſtehen.'“ Jedenfalls iſt die Verwendung der in Rede 
Vehenden Elemente, namentlich in Kriegen gegen civilifirte Völker, alio 
in Europäischen Nriegen, ſchon jetzt gegen den Geiſt Des modern humanen 
vollerrechts und gegen Die gute Sitte. 
xreilich wird es unter Umſtänden zweifelhaft ſein können, vb die 
othwendige Vorauseſetzung Air die Unzuläſſigkeit der Heran— 
“Chung, nämlich wirkliche, von der Europaiſchen Civiliſation unberührt 
üchliebene Wildheit toder Halbwildheit; und Uneultur zutrifit. oder od 
te ſich nur um in dev Cultur zwar zurudjtchende, aber doch in Verein 
At anderen Elementen und unter der Aubrung Europäiſcher Tifiiciere 
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dem Kriegsbrauch enljprehend, wenn Calvo, wie er 8 1753 thun zu woller 
jcheint, auch die auf eigene Kauft für fich kriegeriich Agirenden den rehtmäßigen 
Combattanten beizählt. Ueber Marodeure und fonit aus eigennügigen zum) 
derartigen Motiven auftretende Perſonen, bie, fie mögen fi einzeln oder in 
Gruppen zeigen, fo wenig Combattanten find wie andererjeitö die alten Ylibuftzer, 
Geeräuber und Briganti (Stüd 27, 8 61), j. weiter unten. 

7) Auf Grund von Proclamationen, die außer von Napoleon nd Fran: 
zöſiſchen Generalen in Deutichland und Spanien namentlih von Wellington 
(1814 in Südfrankreich), aber aud) von Shwarzenberg, Blüher und Ruffifchen 
Heerführern erlaffen worden find. . 

5) So 3. 8. Guelle, Precis p. 71. ©. aber dagegen gleich weiter unten 
im Text und die bajelbft angegebenen Ausführungen von Rolin-$aegquemyn 2. 

9) Bgl. die zutreffenden Bemerkungen Rolin-$aequemyns’ in der Revue 
1870. ©. aud Guelle, Pröcis p. 75. 

19, Vgl. v. Neumann a. a. O. 

11) Haß die Führer DOfficiere fein müjfen, wird behauptet oder als ſelb ſt 
verftändlich angenommen von Droop, Rolin⸗Jaequemyns, Revue 1871 p. 20 8- 
Bluntfhli, Jahrbuch ©. 289, v. Neumann, aud von denjenigen, bie, note 
v. Neumann hervorheben, daB e3 nicht gerade Dfficiere des ftehenden Heer es 
zu fein brauchten. Der urjprünglihe Ruſſiſche Entwurf, aus melden 29€ 
Brüffeler Erflärung hervorgegangen ift, hatte jogar gefordert, daß bie Irregular c 
nicht nur einen verantwortlichen Führer an ihrer Spitze haben, ſondern auch 
soumis „au commandement gönöral“ fein müßten, woraus der Zufamme 7" 
Hang mit der ftaatlihen Wutorität und Autoriſation wohl beftimmter herc 
geht. Die Aufnahme diejer Iegteren Beſtimmung wurde aber aus pralti 
Gründen nicht in die Erflärung aufgenommen, vgl. die darauf bezüglichen Bet” 
handlungen der Brüffeler Eonferenz in den Actes de la Conference I ® 
Bruxelles p. 34. 

12) Meberhaupt nur ſtillſchweigende Autorijation des Staates erflärt Wheato 7°. 
Elements of intern. law 8 356, für genügend. Das wäre aber, wenn fonft nichy t⸗ 
hinzukommen müßte, ſehr bedenklich. 

15, Bluntſchli, Völkerrecht 570. 

4) v. Hartmann a. a. O. 

25) Geffcken, Bluntſchli, v. Holtzendorff a. a. O. 

16) Brüſſeler Erkl. Art. 9, Manuel 2, 2a. ©. dagegen die Amerik @* 
niſchen Kriegsartifet 81. 

1 S. außer dem bereit3 erwähnten Manuel des Völlerrechtsinſtituts m. a 
v. Bulmering, Geffden, Note 2 zum angef. Orte bei Heffter, Bluntſch gi 
Völkerrecht 570. 

18) Bol. Geffcken zu Heffter $ 124a., Rolin⸗Jaequemyns in ber Rev® 
1870 p. 664. Andere, jo Heffter, vertreten dagegen die Meinung, daß pe 
Einzelne fih durch Schriftliche DOrdre müſſe ausweiſen können. 
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und, wenn von ihnen die Combattantenjtellung abhinge, an dieſem 
Umjtande die Ausnugung der zur Verfügung ftehenden Vertheidigungs⸗ 
mittel fcheitern würde,“) was billiger Weife nicht verlangt werden Tann.®) 
Das Tragen von Uniform ift deshalb auch von Deutſchland im letzten 
Kriege gegen Frankreich nicht gefordert worden. Um fo entjchiedener 
muß aber ein deutlich fichtbares, auch) aus der Entfernung prima facie 
(Lieber) mindeſtens auf Flintenſchußweite fiher erfennbares Erkennungs⸗ 
zeichen verlangt werden, und zivar, um den in der Brarid vorgelommenen 
Migbräuchen fowie dem im Kriege nothwendig zu üblen Confequenzen 
führenden Verdachte, daß es ſich nicht um wirkliche Combattanten handle, 
vorzubeugen, ein einigermaßen ftabiles, nicht zu leicht abnehmbares und 
verbergbares Erfennungszeichen. ?) 

Dies ift mit bejonderer Entichiedenheit zu fordern, wenn die Irre⸗ 
gulären vereinzelt oder in Heinen Schaaren Tämpfen,?) indem es fonft 
ganz unmöglich ift, den activen und paſſiven Feind von einander zu unter- 
ſcheiden und das gegenüberjtehende Heer fi in fortwährender Unficherheit 
und Gefahr des Hinterhaltes befinden würde, die man ihm nicht auferlegen 
fann. Bei großen Mafjen und Erhebungen könnte man das zeichen 
für weniger nöthig und für entbehrlich halten, weil fie ſich jchon durch bie 
Maſſe Hinlänglich kenntlich machten.?) Allein die Bedenken und Gefahren, 
welche die deutliche Erfennbarkeit unter allen Umſtänden vorjchreiben, 
bleiben in einem Grade beitehen, daß ein deutliches Unterſchei 
zeichen auch in diefem alle gefordert werden muß, ganz davon abgejehen, 
daß die auch beim Auftreten großer Mengen vortommenden Fälle des 
Einzeldienftes in Patrouillen, Vorpoſten, Aufflärungen u. ſ. w. das 
Beihen für Alle nöthig machen und daß es ſchwierig jein würbe, bie 
Grenze zwiſchen „großen“ und „Heinen“ Echaaren zu beftimmen.!®) 

Deshalb Hat auch die Brüffeler Konferenz und im Wefentlichen 
wieder ganz mit ihr übereinftimmend das Manuel des Völkerrechts— 
inftitut3 als Erforderniß für die Unerfennung der außer der regulären 
Armee kämpfend auftretenden Perjonen als Gombattanten die ferneren 
Forderungen aufgeitellt: 

1. d’avoir un signe distinctif fixe et reconnaissable & distance; 

2. de porter les armes ouvertement; !! 
und auch diefe Forderungen ind ſehr allgemein gebilligt, beziv. bereits 
als geltendes Recht vorgetragen worden. 1?) 

Wenn die Brüfleler Erflärung aber no das fernere Erforbemiß 
Hinzufügt: „de se conformer, dans leurs operations, aux lois et coutumes 
de la guerre“ und auch diefe Forderung von den meiſten Schriftftellern 
wiederholt wird, fo ift, was fie enthält, in der Sade ja allerdings 
ganz richtig. Denn wer das Kriegsrecht nicht reipectirt, kann andh nicht 
verlangen, daß es gegen ihn beobachtet wird, jondern muß ſich bie 
Retorſion gefallen laſſen. Es ift dies aber eine allgemeine und jelbie 
verftändfiche Forderung, die jo gut für reguläre wie für irreguläre 
Truppen gilt und, wie fchon an anderer Stelle bemerkt ift, nichts mit 
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dern daß er auch, wenn 

verpflegt werden joll. 

hen Behandlung u. |. w 

mr eine Art unnöthiger 

_ enntniß haben die Huma— 
"Sa » md zu der Fürſorge auch 
| zufolge der neuen Auffaſſung 
2, Jondern nur noch kranke 


;h oben Ausgeführtem willfür- 
rungen und Grauſamkeiten aller 
iv. don einer Verpflichtung zur 
tete, leuchtet von jelbit ein. 
rauſamkeiten war noch ein großer 
sürjorge für die feindlichen Ver— 
zen Gewährleiftung dieſer Fürſorge 
merſchwert, daß auch die Fürſorge, 
idmete, die Einrichtung der Sanitäts: 
reichende war.“) Erſt in der neueiten 
‘ worden, nachdent ihn noch die in der 
genen großen Schlachten in furchtbar 
auiten.“) 
‚wit iſt dann aber cin außerordentlich 
„na zur Zierde derjelben Großes für die 
ieverwundeten auichehen. Die Zanitätsr 
unendlid) verbejjert worden, das Rothe 
‚rfjamtleit aus,*) und, worauf es hier au 
verbindliche Uebereinkunft zum Schutz auch 
Zoldaten des Feindes eingegangen und 
Zehn der leßteren zu einem Welche Des 
ubung der Kriegsgewalt erhoben. 
"ichtet durch die Genfer Konvention ac 
serit und allein; Denn man hat in der Neuzeit 
- bereits hervorgehoben iſt,“) durch Kinzelverein- 
en humanerer Heerführer das Loos Der un— 
108 zu mildern geſucht. Ju einem allgemein 
nen Ducchgeführten volitivrechtlichen Zuge tt 
ırch Die Genfer Convention geworden,“ auf deren 
zugehen iſt. 
ser Convention bernhende Fürſorge äußert ſich 
x verwundeten und erkrankten Soldaten unmittelbar 
su ihrer Heilung und Pilege beruienen Perſonen 
nal aller Art, freiwillige Helier‘, endlich auf Die 
enden Sachen (Zanitätsanitalten, Hoſpitäler, Am 
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ftelungen anderer nicht enticheidender Buncte, wie fie jich bei Franzoſen und 
Franzoſenfreundlichen Schriftitellern (Calvo) finden, nicht hinweghelfen. Nament: 
lich find die meitläufigen Ausführungen und auf Franzöſiſche Geſetze und Ber: 
ordnnungen gejtügten Nachweife ftaatlicher Autorijation, die den Franc⸗Tireurs zur 
Ceite geftanden haben, ganz überflüffig, deun auf die ftaatlide Autoriſatior 
allein kommt es und fam es nad den von Deuticher Seite geftellten, das erkenn 
bare Auftreten zc. betonenden Forderungen nicht an, und fie tft nicht der Gegen 
ftand des eigentlichen Streites gewejen. Ebenjo ift es ganz nußlos, wenn Galvı 
und Guelle fi die Mühe geben, die Preußiſchen Landiturmgefege aus der Bei: 
der Befreiungskriege abzudruden, unter Sgnorirung des jetzt geltenden 
Deutichen Landiturmredts, um daraus den Beweis abzuleiten, daß der Deutſchi 
Landſturm und die 1870/7ler Yranc-Tireurs gleich zu beurtheilen jeien. Denn 
der Deutſche Landſturm Hat nie, wenigftens nicht in demijelben Maße, die Ber: 
ftöße gegen die Combattantenftellung begangen, welche bei den }yranc-Tireuri 
gerade die Anerkennung als Combattanten unmöglich madten. Er ift ferner 1813 
allerding3 einige Male aufgetreten, aber nur ſehr wenig in wirkliche Thätigkeil 
und zum Gefecht gelommen, jo daß die Frage bezüglich feiner eigentlich wich 
praftifch geworden ift. Ferner Tag 1813 die ganze Frage noch nicht jo geflär 
und fpruchreif wie 1870, ſondern war noch mehr im Banne der Auffaffung, daß 
Alles auf die ftaatlihe Nutorifation ankomme. Endli aber find die alten 
Preußiſchen Landſturmgeſetze durch da3 neue Deutiche Neichägejeh vom 12. Yebruar 
1875 völlig befeitigt worden, und das letztere beitimmt u. U. (f. auch vorvorigen 
Paragraph, Note 10) in $ 5, daß der Landfturm militärifche, auf Schußweite 
erfennbare Ubzeihen erhält und in der Regel in bejonderen Abtheilungen for- 
mirt wird. Schon dieſe leßtere Thatjache des neuen, allen Anforderungen ent- 
iprechenden Gejehes hätte von der Erwähnung des alten aus der Napoleoni- 
hen Zeit abhalten follen, wenigftend von einer Erwähnung, die nicht auch zu- 
gleich das neue jegt allein geltende Geſetz hervorhebt. 

8) Vgl. Bluntſchli, Völkerrecht 570a., N. 3, und Jahrbuch 288. 

) So Bluntfhli und Droop a. a.D. VBgl. auch bezüglich der Maflen- 
erhebungen Lieber und Rolin⸗Jaequemyns a. a O. Die Meinung, daß 
im Yall der Maflenerhebung fo wie jo Alle zu Perfonen des activen Kriegs: 
ftandes und Combattanten und daß damit Unterfcheidungszeichen unnöthig würden, 
vermag die Sache aber nicht zu erledigen. 

10 Deshalb muß man fid) gegen die Bluntichli-Droop’fche Unterfchei- 
dung erflären, was au von Rolin-Saequemyns (Revue 1871 p. 309), ab 
gefehen von den eigentlichen Mafjenerhebungen, gejchieht. Die Brüfieler Erklärung 
und das Manuel des Völkerrechtsinftituts äußern ſich gelegentlich der der Maffen- 
erhebung ertheilten Conceſſion (ſ. unt. folg. Paragraphen) über dag Erlennungszeichen 
nit ausdrüdtiih. Sit bei Maflenerhebungen die Beichaffung von Uniformen 
unmöglich (ſ. oben und Lieber a. a. D.), jo wird die Beſchaffung einfacherer 
Erfennungszeihen nicht in das Bereich des Unmöglichen gehören (wenn doch, 
handeln die ohne Kenntlihmahung Rämpfenden auf ihre Gefahr, während man 
von der gegenüberftehenden YUrmee die Uebernahme der im anderen alle für fie 
entitehenden Gefahren, wie gejagt. nicht verlangen kann); und andererfeit3 wirb 
bei jonftigen Zrregulären mit der nothwendigen Organifation irgendeine äußere Kennt: 
lichmachung fich von ſelbſt verbinden, vgl. Rolin⸗Jaequemyns, Revue 1871p.309. 

m) Brüffeler Erklärung, Art. 9, Ubf. 2 u. 3, Manuel 2, 2’ b. un. c. 

i2) So von dv. Bulmerincq ©. 360, Bluntſchli 570a., Lentner ©. 74. 

18) Vgl. oben 8 62. 
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Die Majjenerhebungen im Bejonderen. 


Eine befondere, ftreitige und nicht Leicht zu Löfende Frage befteht noch be · 
äglic der Maffenerbebungen, Volfsbewaffnungen ganzer Länder, 
Provinzen, Gegenden, Diftricte (Volkskrieg, Nationalfrieg). Daß 
Folche Mafjenerhebungen zuläfjig und die ich Erhebenden — Erfüllung der 
Befprochenen Bedingungen vorausgejegt — als Combattanten zu betrachten 
Find, bat ſich bereits aus dem Vorftehenden ergeben. Es iſt fein Grund vor 

1, ber Gejammtbevölterung eines Landes oder Landestheiles das natür- 
Kiche Recht der Baterlandsvertheidigung abzufprechen, wenn fie in einer der 
DOrbnung des Kriegsrechts entſprechenden Weife auftreten. Es kann das 
zum jo weniger geſchehen, als Kleinere und deshalb von vornherein macht: 
Staaten unter Umftänden nur in ſolchen Mafjenerhebungen den 
finden.*) Deshalb haben auch die neueften Codifications · 

die Rechtmäßigkeit ſolcher Erhebungen anerfannt, 

(, fo ſehr fie fich auch in anderer Beziehung von den Frei- 
von den im großen Umfange auftretenden, unterfcheiben,*) mit 
de volontaires“ beztv. „autres corps“ der Brüffeler Declaration 

des Inftituts.?) Die Codificirungsvorjchläge find dabei aber 

ftehen geblieben, ſondern Haben, von den eben angedeuteten Gründen 

und infonderheit von dem au fich fobenswerthen Beſtreben ge- 

ben berechtigten Patriotismus und die Wehrkraft gerade der fleineren 

nicht gewaltfam zu unterdrüden, den Satz ausgefproden: „la popu- 

kation d' c i, ü Papproche de l’ennemi, prend spon- 

Sanöment jes armes pour combattre les troupes d’invasion sans avoir eu le 

Kenıps de s’organiser comform&ment A Varticle 9* (f. die dort angeführten, 

u Borftehenbem beſprochenen Bedingungen) „sera consid@rde comme belli- 

Eirante si elle respecte les lois et coutumes de la guerre“.*) Es ſoll alſo 

den angegebenen Fall und dann, wenn es fih um die Zurückweiſung 

der feindlichen Decupation eines z. 3. noch nicht vecupirten Landes 

re Gebietes handelt (tm alle daß die Occupation ftattgefunden Hat, 

kant natürlich feine Rede von der Statthaftigkeit der Bewaffnung fein)*) 

on der Forderung der Organijation abgejehen und den ſich Erhebenden 

bie Eombattantenftellung auch ohne das zugeftanden werden. Auch diefer 

Kusfpruch der Declaration und des Manuel hat im der Literatur 

Oligung gefunden; *) und man begreift das, wenn man ſich die Sachlage 

it: Das Vaterland ift in Gefahr, der Sieger rüdt heran, 

de imirft fi von Heifiger Vaterlandsliebe erfaßt die bis dahin friedliche 

folglich auch nicht organifirte Bevölkerung ihm entgegen, weiteres 

mingen zu verhindern und das Vaterland zu retten. Soll man bie 

Hanbelnben nicht als ehrliche Eombattanten, fondern wie Verbrecher 

b Mänber behandeln? Aber jo verſtändlich auch das Gefühl ift, welches 
Gushbacdh deb Bhtterrechte IV 
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f Zer Sc mı N Zee Artucze ond Verpflegung ber feind: 
ehe Scurr z ru ee 02 >> Werk: Er ala einen ſelbſtverſtändlichen 
is er art A ze ein des Richtigere halten zu jollen 
segleztehee gl Sue Gere is. 2.3247  Dartte ſich nicht empfehlen. E3 
se > Zesiırıız nd Sce reimesz om ir wurürhlider fein, als er auf 
nd = me mo riet u nie menge elbiwerſtondlich gehalten und 
mar: leg wien RXR. cier SZeder Genfer Comv., ©. 314 ff. und 
Ne ter Acer, mei nn eerekerie Schilderung bei Moynier, 
Vonverüon de weite verlirt .& gzerre franco -allemande, p. 4. 
Aber ach derez eigeteber = Ne Pie der Zerwundeten die Hauptſache, um 
Yeremmwiler De Gere: CMMll 5 := zu deſhalb muß der auf fie ſelbſt be⸗ 
zäglihe Seß crigeirtoder. ze) sm der Spite dei ganzen Geſetzes anöge- 
Ipreder werden: ug... Yreder Gene: Tezd. 5. 315, und bie bort Angel. Er 
nnder ih iz aller auerrz Nzeirir Gexertund behandelnden Conventionen 
und Üonpentienienrwärten. 

Tena nab ihrer Nüznng Fu) Re Nrmegpigefangene, f. vorige Note und 
Blnarihli. Bölterres:, SO1 ir xz Nom. Sreder. Genfer Com, ©. 318, 
Morvnier. Etude. p. B. 

* Genier Conv.. Art 6 Q=. 3. _Seron: renvoyes dans leurs pay! 
ceux qui. apres gurison, serun: rewarıs invspables de servir.“ Manuel 4 
Die anderen bleiben na:ürlis aid Kriegsgeſengene zurüd und unterftehen dem 
Hecht der Kriegägeiangenichert. Tal! Ne richt freiwillig gegen bie Verpflichtung. 
während der Dauer des Krieges die Waffen nicht wieder zu ergreifen, ebenſalls 
entlaften werden vgl. Genter Cond. Art %, Abi. 4, Manuel 76). lebe bielt 
ragen j. unten in der Lehre vom Kriegsgefangenenrecht Schon hier aber IE! 
bemerft. dab auh aut die zwar !örrerlih invalide Gemwordenen, aber wegen 
geijtiger militäriicher Fäͤdigkei: Gefäbrlicher der 3. Wbjag des Art. 6 ber Genfer 
Convention nicht bezogen werden kann. Bgl. Queder, Genfer Eonv., 6.380 1- 
Ueber den Abiag ? des Art. © ver Genter Convention, welcher bejagt: „Les 
commandants en chef auront la faculit de remettre immödiatement au* 
avantpostes ennemis les militaires blesses pendant le combat, lorsque les ciro2" 
stances le permettront et Ju vonsentement des deux partis,“ f. ebendaf. ©. 325 ñ 

17, Vgl. hierüber Lueder. Genier Conv, S. 319 f. und die dort AngeT-» 
Raundorfi, Unter dem Rothen Kreus, S. 166; Schend, Erfahrungen aus Dei" 
Kriege von 1866, S. ı; Rir. Erfahrungen aus dem Siriege von 1866, in DE’ 
theilungen an den Bilisverein im Großherzogthum Heilen, S. 108; Moynie * 
Etude, u. A.; Gareis in der Teutihen Revue 187, S. 22; v. Neumam F- 
Tie Genfer Conv. 1814. 

ie Lueder a. a. T. und ©. 208. 

15 Ebendaiclbit. Auch das Manuel dei Völkerrechtsinſtituts enthält Die 
in Rede ſtehende Beſtimmung nicht. 

1Protokolle der 1868er Gonferenz, S. 26, und Lueder, Genfer Cozıd- 
2.08. Bel. aud die denjelben Wunſch ausſprechenden Vorſchläge der 186%" 
arijer. der Würzburger und Tarmftädter Berjammlungen (ueber, Genfer Cost? 
=. 32 und Garei3 a. a. O. 

18, S. hierüber Queder, Genfer Conv., S. 322 ff., Fiore, Trattato 13720- €. 

iéh Qöfflera. a. 2. €. 65; v. Neumann a.a. D. Ueber die Errihtund 
von Bureaux de renseignement, welde das Rothe Kreuz zur Linderung 
diefer Uebelftände im 1870,7ler Kriege eingerichtet hatte, ſ. Bulletin inter 
national 1874 p. 148 fi. 
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12) S. v. Hartmann, Arit. Verſuche 2, ©. 126, welcher die dem Text ent- 
fprechenden Borichläge Lueder's (Genf. Conv. 319 f.,439) für unausführbar erflärt. 

is) Protokolle S. 26. Die Einrichtung iſt auch bereit3 in einzelnen 
Etaaten, fo in Frankreich, eingeführt worden; vgl. Guelle, Precis p. 184 und 
Bulletin international 1884 p. 153. 

19) Bol. G. 5. v. Martens 5 285, Guelle, Precis p. 184. 

39) Inſofern dieje in der Nähe des Cchlachtfeldes verbleiben, ftellt dad Desin⸗ 
ficiren allerding3 auch eine auf fie bezügliche Fürſorge und Gefahrbejeitigung dar; 
und es ſoll namentlih dafür geforgt werden, daß Beerdigungspläße und Hoſpi⸗ 
täler nicht zu nahe bei einander liegen; vgl. Queder, Genfer Conv. ©. 336 und 
Rote 17 dafelbit. 

m, S. über die Frage Ullmann in der Revue IX. p. 527 ff, Bulletin 
international 1880 p. 48 ff., Queder, Genfer Conv., S. 326 ff., Xentner, 
Das Recht im Kriege, S. 114 ff. und die dort Angef.; Löning, Die Verwaltung 
des Generalgouvernements im Elijah, ©. 160; Lehfeldt, Die Verwaltungs: 
einrihtungen von Elſaß und Lothringen in v. Holtzendorff's Jahrbuch für Geſetz 
gebung :c. des Deutichen Reich, ©. 567; H. Kuborn et V. Jacques, De 
Vassainissement rapide et complet des champs de bataille et des milieux 

€pidemiques, Bruxelles 1876; Erfahrungen aus dem Kriege von 1866 in 
den Mittheilungen an den Hülfsverein im Großherzogthum Heſſen, S. 100. 

, Bol. Zufagartifel zur Genfer Convention 11. 

2. Queder, Genfer Eonv., ©. 414 unten ff., 443. 

”) Denn e3 kommt bei der heutigen Kriegführung weit mehr auf die Kriegs. 
iffe als auf ihre Bemannung an, und außerdem ift der Zudrang von Rettung®- 
ſahrzergen bei ber beionders großen Gefährlichkeit dieſes Rettungswerkes natur- 
vemdß fein großer. €. Lueder a. a. D. und die dort angeführten Schriften von 

erguſon, Steinberg und Moynier. 

>; Durch die von den Zuſatzartikeln 6 Abi. 3, 10 Abſ. 1, 11 Abi. 2 
ME Genfer Eonvention vorgeichlagene Bejtimmung, daß die Geretteten im jelben 

Lege nicht weiter dienen dürften, würde ber Ausgleich fidh allerdings nicht in 
xm ũgend fiherer Weiſe herbeiführen laſſen (vgl. unten die Lehre von der Kriegs: 
defangenſchaft, wohl aber 3. B. durch Internirung der Geretteten durch die neu. 
kale Macht, deren Schiff die Rettung vollbracht hat; Lueder, Genfer Conv. 415. 

Foteres ift im 1370/ 71er Kriege von Italien geichehen, welches auf (rund 
Kor iglichen Decretes vom 13. October 1870 ein neutrales Hoſpitalſchiff in Dienſt 
Kfteit Hatte: Bulletin internat. 1871 p. 106 ff.; vgl. Zuſatßartikel 13 
Ar Genfer Convention. 


$ 99. 
Ter Schuß des Sanitätsperionals. 


Üteratur: Genfer Convention Art.2,3. -- Manuel des Völkerrechts 
infitut3 12 fi. 5 
Für den Schub und die Hülfe, welche die Genfer Convention den 
wundeten Soldaten jichern will, iſt das Sanitätsperſonal wichtig oder 
vielmehr unentbehrlih. Es kam deshalb der Convention vorzugsweiſe 
darauf an, dieſes Perjonal der Angreifbarfeit durch die feindliche Macht 
95° 
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° Den Sag von der gleihmäßigen Aufnahme und 
fihen Soldaten in einem Gejege wie die Genfer Conv. alı 
nicht erft ausdrüdlid zu erwähnen, wie man wohl für das 
geglaubt hat (vgl. Queder, Genfer Conv., €. 314 ff.), dürft 
würde die Weglafjung des Satzes vielmehr um jo unrät 
noch in unferer Zeit vielfach für nichts weniger als jelbf 
mannigfadh verlegt worden ift, vgl. oben Lueder, Genf 
bie dort Angeführten; namentlich) die herzzerreißende Cd 
Convention de Geneve pendant la guerre fraı 
Aber auch davon abgeſehen, ift die Pflege der Verwunt 
derenwillen die Genfer Convention da ift, und deshalb ı 
züglide Sat ausgeſprochen, und zwar an der Spitze di 
jprochen werden; vgl. Queder, Genfer Conv., ©. 515, 
findet fih in allen anderen denjelben Gegenftand be 
und Conventionsentwürfen. 

v, Denn nad ihrer Heilung find fie Kriegsgefang 
Bluntfhli, Völkerrecht, 591 in den Noten, Lu eder, 
Moynier, Etude, p. 45. 

10) Genfer Conv., Art. 6, Abſ. 3: „Seront ren 
ceux (ui, Apres guerison, seront reconnus incapables ı 
Die anderen bleiben natürlid; als Kriegsgefangene zı 
Recht der Kriegsgefangenjchaft, falls fie nicht freiwillig 
während der Dauer des Krieges die Waffen nicht wiede 
entlafien werden (vgl. Genfer Gonv., Art. 6, Abi. 4, © 
ragen ſ. unten in der Lehre vom Siriegsgefangenenrer 
bemerkt, daß auch auf die zwar körperlich invalide 
geiftiger militärifcher Fähigkeit Gefährlichen der 3. A 
Convention nicht bezogen werden kann. Val. Quede: 
Ueber den Abſatz 2 des Art. 6 der Genfer Conver 
commandants en chef auront la faculte de rer 
avantpostes ennemis les militaires blesscs pendant | 
stances le permettront et du consentement des deu: 

1m Vgl. hierüber Lueder, Genfer Conv., ©. 
Naundorff, Unter dem Rothen Kreuz, S. 166; € 
Kriege von 1866, ©. 90; Vix, Erfahrungen aus | 
theilungen an den Hilfsverein im Großherzogthun 
Etude, u. A.; Gareis in der Teutichen Revue 
Tie Genfer Conv. 1874. 

m Lueder a. a. O. und S. 208. 

13, Ebendaſelbſt. Auch das Manuel d 
in Rede ftehende Beitimmung nicht. 

19 Protokolle der 1868er Conferenz, € 
S. 208. Bgl. auch die denjelben Wunſch aus 
Parijer, der Würzburger und Tarınjtädter Verjar 
S. 322: und Gareis a. a. O 

15, S. hierüber Lueder, Genfer Conv., € 

is) Löffler a. a O. S. 65;0 Neun 
von Bureaux de renseignement,. We 
diejer Mlebelftände im 1870 «ler Kriege eing 
national 1874 p. 145 fr. 
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$ 96. 


Die Gewaltmittel gegen die feindlichen Combattanten 
und die erlaubten und unerlaubten Vernichtungsmittel 
im Bejonderen. 


Literatur: Grotius III. ch. 4 — Vattel III. ch. 8. — Klüber $ 3%, 
244. — Berner im Deutichen Staatswörterbud, 6. Bd. S. 111 ff. — 
NR. dv. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Bolitit I. ©. 765 ff. — Heffter 
88 125, 126. — Bluntidli, Bölferr., 557 ff. — dv. Neumann 34. — 
Halled ch. 18. — Yiore 1317 ff. — Guelle, Guerre cont. et L pen. 
p. 56 ff., und Precis J. p. 91 ff. — Field, Outlines 754 fi. — Die 
Ameritanifhen Krieg3artilel an verichiedenen Stellen. — Bräfieler 
Erflärung Art. 12,13. — Manuel des Völferrehtsinftituts 4. 8a, 9. 
Lentner ©. 80 ff. — Rgl. auch die weitere in diefem und dem folgenden 
Kapitel genannte Literatur, ſoweit fie ſich auf die Gewaltmittel gegen die 
Berfon bezieht, fpeciell bezüglich des letzten Deutich-Franzöfifhen Kriege 
die Abhandlungen von Bluntſchli, Rolin⸗Jaequemyns, Dahn in den 
$ 77 Note angef. Zeitichriften. 


Die Befeitigung des der Kriegsmacht und dem Kriegszwede ſich 
entgegenftellenden Haupthinderniſſes, des feindlichen Kriegsheeres, Tann auf 
zweifachem Wege gefchehen, entweder durch Vernichtung und die förperlihe 
Sntegrität der Perfonen aufhebende Schwächung, Tödtung und Berwun 
dung der Ießteren oder fo, daß es, körperlich intact bleibend, an MT 
Führung des Kampfes gehindert wird, alfo durch Gefangennahme. 

Was den erjten diefer Wege anbetrifft, der bei der Natur dei 
Krieges als der regelmäßige und beim Einander-Gegenübertreten von 
Heereötheilen al3 der principaliter in Betracht kommende erfcheint, fo gl 
bezüglich feiner die unbeftrittene und felbftverjtändliche Regel, daß den 
feindlihen Kämpfern gegenüber das Tödtungs- und Vernichtungsredt IT 
Kriegsgewalt und ihrer Organe befteht. 

Hinfihtli der Perfonen giebt e8 von diefer Regel feine Anh 
nahmen: alle thatfächlich (berechtigt oder unberechtigt) combattirend Gegen 
überftehenden!) unterliegen ihr als ſich gewaltfam miderjegende und gemalt 
fam Hinmwegzuräumende Organe, auch die Souveräne und ihre Angehörigen, 
fomeit jie jih am Kampfe betheiligen, obgleich man bezüglich der erfteren 
in der modernen Zeit wohl gewille Rückſichten nimmt.?) 

Bezüglich der zur Anwendung kommenden Mittel muß gejagt werden, 
daß auch die fchärfjten, infonderheit die vollendetiten und gefährlichiten 
der modernen Technik, einjchließlih der maflenhaft tödtenden?) geftattet 
find. Denn fie find als die dem Zwecke am wirkjamften dienenden 
feine unnöthig graufamen, jondern nothiwendige Waffen und können, 
einmal vorhanden und zur Verfügung der Kriegführenden ftehend, natur- 
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3% von den bis im die neueſte Zeit fortgejebten Bemühungen 

“sen Comités u. |. w. vorzugsweiſe umfaßt, die einerfeite 

„tu. andererjeit3 aber übertriebene, die jouveräne Gtellung ber 

.de und nie praltiich werdende Anſprüche vermeiden müflen wie 

. »olchen internationalen Behörden, welche über die Bulafjung, 

.ı freiwilligen Helfer zu entfcheiden Hätten, oder wie die Ab⸗ 

.. tur jeitens ber Hilfsvereine und Comitès in die Hauptquartiere 

. ben non den 1867er Barifer Berjammlungen vorgeichlagen, 
vierter Gond., ©. 360. 


$ 100. 
Der Schutz der Sanitätsanftalten. 


Genfer Convention Art. 1, 4 6, Abſ. 5. — Manuel des 
?errechtsinſtituts 35 fi. 


Wie das Sanitätsperſonal, genießen auch die Zanitätsanijtalten 
::.x2 beionderen Schutz gegen Verlebungen und Störungen aller Art 
ꝛd müſſen ihn genießen, wenn fie ihren Zweck erfüllen follen.!) Als 
“sche Anitalten eriheinen die Hofpitäler und Ambulancen, Haupt und 
'CLDlazarethe nebit dem zu ihnen gehörenden Material, die Verbandpläße, 
"TDiedie Sanitätszüge und überhaupt alle der Verwundetenpflege dienenden 
Arrjtalten, wie auch die für die Verwundeten beftimmten Zufuhren. Daß 
* militärijche Hofpitäler ꝛc. find, ijt nicht erforderlich.”) 

Alle dieſe Anjtalten dürfen deshalb nicht beichofien, beſetzt noch fonit 
n irgend einer Art für ihren Zweck untauglid) gemacht werden. Dafür 
egt aber auch ihnen die Pflicht ob, dab fie auch ihrerjeits ftrenge 
Reustralität halten und in feiner Weije zu Kriegszwecken benußt werben. 
EShalb fällt der diejen Anftalten eingeräumte Schutz weg, ſobald fic 
wilitäriich beiebt und damit für die Kriegsoperationen, fei es zum 
Zwed der Offenſive, fei c8 zu dem der Tefenjive in Betradht kommende 
Bofitionen find. Auf Lebteres kommt es an, fo dab die Anweſenheit 
ames Cicherheitpojtens ober derartiger geringfügiger, nicht zur Krieg: 

ng bejtimmter Mannſchaft in der Anſtalt noch feine, die „Neu: 
Kalität“ ausfchließende militäriiche Beſetzung daritellt.?) 

Wird die WVedingung aber erfüllt, jo find die Anjtalten nicht mur 
inderlegt zu laſſen, fondern es muß auch vom Feinde wie von der 
Agenen Kriegsmacht für fie gejorgt, das erforderliche Material angeſchafft 
Derden :c.*) Es darf dann fein Unterſchied gemadıt werden, weder 
Woiihen feindlichen und eigenen Anitalten, noch zwiichen feindlichen und 
eigenen Soldaten, welde in den Anjtalten untergebracht oder unterzu: 

ingen find. Bezüglich der ganzen Wermwaltung, etwaiger Ausrän- 
Mungen”) ("varuation-) und alle Zonftigen hat die herrichende, eventuell 
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Völferrechte nicht vereinbar. 
Elemente würde dem unmittelbaren Ge- 


von barbariſchen und uncivilifirten Elementen, von 
gegen das Wölferredht verſtoße und unzuläſſig 
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ft der Sah, — mit fo nothwendiger Confequenz er 


bezeichnet.) Borficht in der Behandlung der Frage 
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Verwendung uncultivirter Streitkräfte neuerdings prattiſch 
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beftehen.*) Jedenfalls ift die Vertvendung der in Mebe 

Ähenben Elemente, namentlich; in Kriegen gegen civilifirte Völler, alſo 

in Europäifchen Siriegen, ſchon jet gegen den Geijt des modern-humanen 
Völlerreits und gegen die gute Sitte, 

reilich wird es unter Umftänden zweifelhaft fein fünnen, ob bie 

mothwendige Borausjegung für die Unzuläſſigleit ber Heran- 

ng, mönlich wirkliche, von der Euxropätfchen Eivilifation unberührt 

Wilbheit (oder Halbwildheit) und Uncultur zutrifft, ober ob 

8 fi mtr um in der Gultur zwar zurüdftehende, aber doch in Verein 

mit anderen Elementen und unter der Führung Europäiſcher Offieiere 
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im Zaume zu baltende Gelittung, d. h. um zwar weniger civilifirte, abe er 
doch nicht ganz uncivilifirte Stämme handelt, in welchem Falle de —er 
Verwendung natürlich nichts entgegenfteht. Denn die ungemohnte Kampfes 
weife oder das etwaige Unangenehne der Verwendung folcher wilderer —ı 
Stämme für den gegenüberjtehenden Theil kann ebenfo wenig für dw ie 
Nichtverwendung entjcheidend fein mie der Umstand, daß die Heranziehun mg 
nicht gerade nothiwendig geweſen, indem darüber die betreffende Krie — 
partei allein zu entjcheiden hat.) Doc dürften nach den gemadhte ——ı 
Erfahrungen die Völkerſtämme, bezüglich welder die Trage in de — n 
Kriegen der Neuzeit praktiſch geworden ift, die Indianiſchen Wilden i mn 
Nordamerilanifchen Kriegen, die Tſcherkeſſen gegen die aufſtändiſche — en 
Polen, theilmeife auch die Kojaden, die Baſchi⸗Bozuks und namentlic ch 
die Turcos, die aus Kabylen und Negern beitehenden Eingeborenen de— es 
Franzöſiſchen Algeriens, zu den unverwendbaren Wilden oder Halbwilde—en 
gezählt werden müflen und folglich die Vorwürfe, welche den Mächte rn, 
die fie verwandt haben, insbejondere Franfreid) mit Bezug auf de——en 
Stalienifhen und den 1870/71er Krieg gegen Deutichland, gemacht finE” —d, 
nicht mit Unrecht erhoben worden fein.) Dieſe Vorwürfe beziehen fir md 
vorzugsweiſe auf den Gebrauch ſolcher Truppen in Kriegen mit Europ. 
fhen Staaten. Und in der That fällt die Verwendung im wilden Lan __d 
jelbft unter theilweife andere Gefichtspuncte,’) obgleich gerade auch 
der Gebrauch der Uncivilifirten Bedenfen hat und der Anlaß zu e⸗ 
fonderen Grauſamkeiten geweſen ijt.®) 


— — — — — 


) Vgl. v. Mohl a. a. O. Dahn ©. 53 und das berühmte Eirculard»> © 
Fürſten Bismarck vom 9. Januar 1871 (in Les violations de la Conventi u 
de Geneve par les Francais en 1870—1871, Berlin 1871, Dunder-Heymon —* 

) S. v. Mohl, v. Bulmerincg, v. Neumann, Bluntfhli,$.0.Ma 7 
tens, Rolin-Zaequempns, Field, Guelle, Calvo, Fiore. S. aber rd 
Dahn a.a.D. 6.52. Von nicht⸗deutſchen Schriftjtellern, jo von Ealvo, Roli El’ 
Jaequemyns, Fiore, wird aud) Heffter denjenigen, welche den Sa auffteller 29, 
beigezählt, und das ift nach den Franzöſiſchen Ausgaben des Heffter’fchen 
auch richtig, indem in der Franzöfiichen Ausgabe von Geffden, ber 4. der Bergfonz ” 
ihen Ueberfegung (1883) ©. 281 unter den verbotenen Kriegsmitteln genannt wirD : 
L’emploi — de troupiers sauvages qui ne connaissent pas les lois de l'honneur 
militaire et de !’'humanite en guerre (Rolin-Zacquemyns führt die Bergſon'ſche 
Ausgabe von 1866 an). In den Deutichen Ausgaben (Geffden’fche von 1881, 

S. 262) ſpricht Hefiter aber nur von „Bluthunden oder anderen wüthenben 
Beitien” und erwähnt uncivilifirter Menfhen nicht, fo daß eine auffällige Ab 
weichung der Franzöſiſchen Ausgaben von den Deutichen beiteht. 

) Reſch, Geffden a. a. D. Vgl. v. Mohl ©. 771, 772, Bluntidli 
im Zahrbud), Dahn a.a.D. ©.52. In einer Codification des Kriegsrechts folte 
der Satz nicht fehlen, v. Mohl ebendaf., und Yield Ichlägt ihn auch in feinem 
739. Urtifel vor, während die Brüjfeler Erflärung und das Manuel des 
Völkerrechtsinſtituts nichtd Derartiges enthalten. 

NE. glei) weiter unten. 
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elden Gründen, aus denen bie „Neutralität3”.Erflärung der ſtändigen Anftalten 
anf dem Feſtlande ausgeichlofien iſt. Die nach der entgegengefegten Richtung 
jebenben Bemühungen (Moynier, Etude sur la Conv. de Generve, p. 258, 
Steinberg, urfprünglicher Vorſchlag des 1868er Eongreifes) waren deshalb 
ht gutzubeißen und find nicht durchgedrungen; namentlich hat auch der Congreß 
on 1868 den urjprünglich anders Iautenden Vorſchlag in dem hier vertheidigten 
inne umgeänbert. ©. die Verhandlungen bes 1868er Eongreffes und bie 
ısführungen bet Zueder, Genfer Eonv., ©. 417 unten ff. Ebendajelbit 
er bie der freiwilligen Hilfe im Landkriege gleichzuftellenden Handelsſchiffe, die 
bezid auftreten, und über die den Kriegführenden nothwendig einzuräumenbe 
Fedhtigung, bie erforderlihen Maßregeln gegen mögliche Benadhtheiligung durch 
Mettungsichiffe zu treffen, welche Berechtigung auch der im Text ausgeiprochene 
Ffchlag zu ſichern ſucht. 


$ 101. ’ 
Tie weiteren Bejtimmungen der Genfer Convention. 


Leratur: Genfer Convention, Art. 5, 8 (9 und 10). — Manuel bes 
Völterrehtsinftituts 18, vgl. mit 36 und 59. 


Tie Genfer Convention Hat für den Schuß der Kriegsverwundeten 
ch noch durch weitere Maßregeln zu forgen gejucht, namentlich durch 
ze Beeinfluſſung der Landesbewohner dahin, daß aud fie ihre Hilfe und 
aterftügung den Verwundeten leihen, ihnen mit Aufnahme, Pflege u. |. w. 
ı Hülfe fommen, was um jo wichtiger ift, als zu gewiſſen Beitpuncten, 
mentlich nach großen Yeldichlachten, die gewöhnliche Hülfe nicht aus» 
weichen pflegt und eine Ergänzung bderfelben von der Humanität 
ingend gefordert wird. Darauf bezieht fih und diefem Ziele hat 
enen wollen der Artikel 5 der Genfer Convention, welcher ausſpricht, 
ıB die Landesbewohner, welche den Verwundeten zu Hülfe kommen, 
gefchont werben und frei bleiben follten“, daß die „Generale ber frieg- 
Ihrenden Mächte die Aufgabe haben, die Einwohner von dem an ihre 
Renichlichteit ergebenden Rufe und der daraus fich ergebenden Neu« 
alität in Kenntniß zu ſetzen,“ und daß „jeder in einem Haufe aufge 
ommene und verpflegte Verwundete demfelben als Schub dienen foll,” 
Wie „der Einwohner, welcher Verwundete bei fih aufnimmt, mit 
-Tuppeneinquartierung, jowie mit einem Theil der etwa auferlegten 

egkcontribution verjchont werden joll.“ 

Tiefe Beitimmungen Haben ſich aber als ganz unausführbar und 
myraktiſch bewieſen, was auch von der Theorie und ben jpäteren Ber. 
ſumlungen einftimmig anerfannt ift.') 

Die SHeranziehung, bezw. Zulaffung der Landesbewohner zur Hülfe- 
tung bietet überhaupt zivei Seiten dar, eine gute und eine bedenk. 
ide. Gut, erwünfht und der Beförderung werth iſt die den Xer- 
wundeten zu Theil werdende werkthätige Liebe und Wufopferung der 
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nicht zuerft von amtlicher Franzöſiſcher Seite (j. gleich weiter unten), dann von 
Franzöſiſchen Schriftftelleen (vgl. Guelle) an die Ableugnung der von den Turcos 
begangenen antivöllerrechtlihen Barbareien fogar noch die Behauptung geknüpft 
wäre, daß felbft die fchlimmften Graufamleiten der Turcos von den burd die 
Deutihen Truppen im felben Kriege begangenen noch überboten wären, und wenn 
nicht durch einzelne nichtfranzöfische gewichtige Autoren (Calvo) diefe Behauptung 
durch zuſatzloſen Abdruck meiter verbreitet wäre! Gegen eine ſolche Geſchichts⸗ 
fälfchung, die um fo ungeheuerlicher ift, als die mufterhafte Haltung der Deutjchen 
Truppen, die vorzügliche Beobadytung des Völkerrechts und die, wie Sinclair, 
Der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg, Berlin, Aſher & Co. fi ausdrüdt, an Don 
Duiroterie grenzende Gutmüthigleit der Deutfchen Kriegführung im 1870/71er 
Kriege notorifch find, mußte Proteft eingelegt werden. Freilich Tann Guelle ſich 
auf eine dieſelbe Behauptung enthaltende amtliche Franzöſiſche Depeiche, die 
Chaudordy’3 vom 25. Januar 1871, ſtützen. Aber auch die amtlichen Fran- 
zöfiihen Publicationen aus jener Zeit find befanntlid überaus morſche Stützen 
für die Glaubwürdigkeit, während die Deutihen ftreng wahrbeitsgemäß befunden 
find, vgl. darüber Rolin-$aequemyns in der Revue 1870 p. 649: „Durant 
cette guerre les. documents officiels allemands ont offert, pour autant qula — 
et& possible de les contröler, un caractere d' exactitude qui manquait trop — 
souvent aux documents officiels francais.“ gl. oben 8 77 Note 9 (©. 3IL__ 
unten, 312). 

) Vgl. v. Mohl ©. 770. 

8) Bekanntes Beifpiel die furchtbare Vernichtung von Nrabern in der Höhle 
Dara durch Algeriihe Truppentheile des Franzöſiſchen Heeres. 


$ 98. 


Der dem feindlichen Heere gewährleiftete pofitive Schuß 
und der den verwundeten und erfranktten Combattanten 
unmittelbar zu Theil werdende insbejondere. 


Genfer Eonvention Art. 6. — Manuel des Völlerrehtsinftituts 10 f., 
35 ff. — Fernere Literatur zu diefem und den folgendem 
Paragraphen: Die in $ 74 ff. angegebene, namentfid die Schriften von 
Moynier, Löffler, Pezet de Corval, Dr.v. C. Schmidt. Ernft- 
haufen, Olivi, Swanomwsti, Roszkowski, Bluntſchli, Dahn, Rolin- 
Saequemyns, Marr, Lueder und die ebendafelbft genannten Acten, 
Protofolle und Verhandlungen der verjchiedenen Berfammlungen, die jonjtigen 
Üctenjtüde und Zeitichriften, darunter auch die Militärzeitungen, namentlid 
dad Bulletin international. Dazu die in den Noten zu ben folgenden 
Taragraphen angef. Literatur. 


— — — — — 


Es iſt bereits (88 98, 96) darauf Hingewiefen worden, daß der 
zu Harer Erfenntniß gefommene Grundjag, nad) welchem dem Gegner 
nicht mehr Schaden zugefügt werden darf, als der Zweck des Krieges 
verlangt, zu der Confequenz führen mußte, daß der feindliche Kämpfer 
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J Frügte zur energiichen Fuur 
apention verptlichtende I. 
:: mworden.”) Tiefen Wiünjdy er 
‚zagen worden, auch nidt 1 
des Völkerrechtsinſtituts. Es 
Denn nad) den gemachten Er— 
xꝛel wünſchenswerth, welche Die 
ention verbürgen. Zu dieſen 
San dev Regierungen, die Danır 
“zsnahmen, durch welche jie das 
- nie Verdffentlihung durch Die 
- „ring der Truppen, Tagesbetehle. 
-- 7. w.°) zu beſtimmen hätten. 
„sknahmen auch ohne internationale 
> ,sptere iſt aber fie zu unteritügeit 
7 Grund vorhanden, ſich ihrer 3.1 


- rationale Norichriften, welche DIE 
„den zu ergreifenden Maßregeln art‘ 
ungen und Ueberwachungen der art 

so: 05 fie die Mahregeln genügert ° d 
.253. weil ſolche Vorſchriften in de" 
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®, Den Sat von der gleichmäßigen Aufnahme und Zerpflegung der fein | 
fihen Soldaten in einem Gejege wie die Genfer Conv. als einen ſelbſtverſtändlice — 
nicht erit ausdrüdlich zu erwähnen, wie man wohl für das Nichtigere halten zu jol— 
geglaubt Hat (vgl. Queder, Genfer Conv., ©. 314 ff.), dürfte fich nicht empfehlen. mus 
würde bie Weglafjung des Satzes vielmehr um fo unräthlidher fein, al er au___d 
noch in unferer Zeit vielfady für nichts weniger al3 jelbftverjtändlich gehalten u———l 
mannigfad) verlegt worden ift, vgl. oben Lueder, Genfer Conv., ©. 314 ff. umzıl 
die dort Angeführten; namentlic die herzzerreißende Schilderung bei Moynie r, 
Convention de Geneve pendant la guerre franco -allemande, p. 4. 
Aber auch davon abgejehen, ift die Pflege der Verwundeten die Hauptſache mn 
berenwillen die Genfer Convention da ijt, und deshalb muß ber auf fie jelbft Ee— 
züglide Sat ausgeiprocdhen, und zwar an der Gpite des ganzen Gejees ausge- 
ſprochen werden; vgl. Lueder, Genfer Eonv., ©. 313, und Die dort Angel. Er 
findet fih in allen anderen denjelben Gegenjtand behandelnden Eonventiorw. en 
und Eonventiongentwürfen. 

°) Denn nad ihrer Heilung find fie Kriegsgefangene, f. vorige Note nd 
Bluntſchli, Völkerrecht, 591 in den Noten, Lueder, Genfer Conv. &. 3 88, 
Moynier, Etude, p. 45. 

10) Genfer Conv., Urt. 6, Abi. 3: „Seront renvoyes dans leurs pzzmy:s 
ceux qui, après guerison, seront reconnus incapables de servir.“ Mannel "4. 
Die anderen bleiben natürlid; al3 Kriegsgefangene zurüd und unterfiehen men 
Recht der Kriegsgefangenichaft, falls fie nicht freiwillig gegen die Verpflicht zig, 
während der Dauer des Krieges die Waffen nicht wieder zu ergreifen, ebenf all⸗ 
entlaffen werben (vgl. Genfer Eonv., Art. 6, Abſ. 4, Manuel 76). Ueber ae 
Fragen ſ. unten in ber Lehre vom Kriegägefangenenreht. Schon hier aber ſei 
bemerkt, daß auch auf die zwar körperlich invalide Gewordenen, aber wege 
geiftiger militärifcher Fähigkeit Gefährlihen der 3. Abſatz bes Art. 6 der Gesier 
Convention nicht bezogen werden Tann. Vgl. Lueder, Genfer Conv., 6.330 fi. 
Ueber den Abjag 2 des Art. 6 der Genfer Convention, welcher befagt: „Le— 
commandants en chef auront la facult& de remettre immcddiatement su 

avantpostes ennemis les militaires blesses pendant le combat, lorsque les circon- 
stances le permettront et du consentement des deux partis,“ \. ebendaj. S. 3281. 

1) Vgl. hierüber Lueder, Genfer Conv., ©. 319 ff. und Die dort Angel; 
Naundorff, Unter dem Rothen Kreuz, ©. 166; Schend, Erfahrungen aus ben 
Kriege von 1866, ©. 99; Bir, Erfahrungen aus dem Kriege von 1866, in 
theilungen an den Hilfsverein im Großherzogthum Heſſen, S. 103; Moynier, 
Etude, u. A.; Gareis in der Deutfchen Revue 1877, ©. 22; v. Neumont. 
Die Genfer Conv. 1874. 

12) Queder a. a. DO. und ©. 208. 

13) Ehendajelbft. Auch das Manuel des Völferrechtsinftituts enthält die 
in Rede ftehende Beftimmung nicht. 

1) Brotofolle der 1868er Conferenz, ©. 26, und Queber, Genfer Con. 
S. 208. Vgl. auch die denjelben Wunſch ausſprechenden Borfchläge ber 1867er 
Parijer, der Würzburger und Darmftädter Verſammlungen (Queder, Genfer Com. 
S. 322) und Garei3a. a. O. 

15) S. hierüber Queder, Genfer Eonv., ©. 322 ff., Fiore, Trattato 13724. 

 Röffler aa. D. ©. 63; dv. Neumann a. a. O. Ueber bie Errichtung 
von Bureaux de renseignement, melde das Rothe Kreuz zur Linderumg 
diejer Uebelſtände im 1870/Tler Kriege eingerichtet Hatte, f. Bulletin inter- 
national 1874 p. 148 ff. 
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er Gonvention zunächſt folgenden Kriegen außer: 
‚.vfommen- find.) 
2: Maßregeln zu treffen, durch welche jolhen Miß—⸗ 
und zugleich der gegenüberjtehenden Eeite die größt- 
gegeben wird, fich zu überzeugen, daß das Zeichen 
ı und der durch dasjelbe gemwährleiftete Schutz nicht 
in Anſpruch genommen wird. Tiefem Zwecke würde 
gedient werden fünnen, daß das Zeichen nur regierungs- 
rd, daß es zur Garantie feiner Echtheit mit einem 
ſein muß und nur unter Gontrole der Regierung und 
er regierungsjeitig autorifirten Perſon ertheilt werben 
ißerdem Die betreffenden Perſonen und Anftalten eine 
tion md eine die Identität bejcheinigende Urkunde 
üſſen,““ jo daß nur diejenigen Perſonen und Sachen, 
ſedingungen genügen, den Anſpruch auf Schuß Haben. 
aber ſolche nähere VBorjchriften als internationale 
lich verbindliche nicht. Es ijt Lediglich der Umſicht 
Staaten und ihrer Organe überlafjen, bona fide Die 
Auge zu haben, daß kein mißbräudjliches rühren des 
ıberechtigte Stattfindet: die gegenüberjtehende Macht aber 
ihr als unberechtigt erkannte Tragen des „Zeichens 
reipectiren. 
: die Anbringung des Zeichens nicht auf die von der 
n augdrüdlich genannten Sachen (höpitaux, ambulances 
yeichräntt, jondern kann nach dem Geifte und der ratio 
auch an anderen Gegenjtänden, wie 3. B. an Wagen, 
rional befördern, angebracht werden, ohne daß darin 
3 Zeichens zu erkennen wäre.‘) 
rigfeit hat ji) aus der zum Zeichen gewählten Form 
eben, nachdem der Genfer Convention Ereuzfeindliche, 
e Staaten beigetreten find. Nachdem namentlich Die 
tippen das Nreuz anftößig war, demjelben den Halb: 
hatte, mußte die ‚Frage entjtchen, ob Dieje einjeitige 
Gent getroffenen, ein siene (drapeau) uniforme feit- 
rung anzuerfennen und der rothe Halbmond ebenfo zu 
»das rothe Kreuz. Im Ruſſiſch-Türkiſchen Kriege bat 
raktiſche Löſung dadurch gefunden, daß die Ruſſiſche 
benmäßige Reſpectirung des Halbmonds decretirte.“) 
ie Frage principiell und definitiv regelnde, nur durch 
ung der Conventionsmächte mögliche Entſcheidung iſt 
t erfolgt; und geſetzlich beſteht allein das uniforme rothe 
ctte wenigitens die Geſtattung einer jolchen durch Die 
gemachten Aenderung des äußeren Zeichens auf Wunſch 
im Intereſſe der Sache, auf die es» ankommt, des 
‘Ss, auszuſprechen jein. Freilich bleibt auch dann immer 
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und den Wechfelfällen des Krieges möglichjt zu entziehen und der un - 
geitörten Ausübung feines Berufes zu erhalten. Das Sanitätöperfona” ml 
ift demnach für „neutral”!) erklärt worden, d. h. es ift nicht nur under —r- 
letzlich und darf nicht combattantenmäßig behandelt, alfo nicht angegriffen a, 
getödtet, gefangen genommen, noch in feiner wie feiner perfönlicden Diener —r 
Ehre, Freiheit, Habe irgend gejchädigt werden,?) jondern es Tann 
benn hierauf fommt e8 ja gerade an — die Ausübung feines Berufe» 3 
im Herrſchaftsgebiet des feindlichen Heeres unbehelligt fortfegen.?) 

Richtiger wäre die Beftimmung, daß das in Rede ftehende Perſona nl 
feinen Beruf fortjegen muß, indem nur dann, namentlich nach großem —u 
Feldichladhten, die Sorge für die Verwundeten und damit der Grunde, 
auf welchem die „neutrale” Stellung diefes Perſonals überhaupt berußter t, 
in volle Geltung tritt.) Denn man kann dann jene Sorge unmöglich 
dem Sanitätöperjonal des einen Heeres aufbürden wollen, und da- ums 
Verbleiben des Perjonal® auc des anderen Heeres ift fo notbivenbigger—n, 
daß es in mehreren Staaten dem Sanitätsperſonal ſchon durch biwwrie 
Reglements diefer Staaten vorgeichrieben ift. 

Zum Berbleiben genöthigt, hat ed Anſpruch auf Unterhaltsgewährunmeig 
und Verpflegung.) Cs ift dem eigenen Sanität3perfonal gleich zu be «se 
handeln, jo daß aljo wie zwijchen den verwundeten Combattanten r 
beiberfeitigen Heere auch zwiſchen den zu ihnen gehörigen Sanitäte— % 
perfonen fein Unterjchied beſteht; und zwar ift da3 Perſonal nicht mmmmmmır 
zu ſchützen, ſo lange e8 in Thätigkeit und Ausübung feines Berufes Immmmme- 
griffen ift, jondern auch wenn es fih auf Märfchen, auf dem Wege —u 
den Verwundeten und auf dem Rückwege zu den Geinigen befindet 9 
was wie Anderes, wenn auch nicht aus den Worten, jo doch aus bemmu 
Geilte der Genfer Convention folgt. 

Sobald es entbehrlich geworden und feine militärifhen Bedent er 
entgegenjtehen, fol es dann in feine Heimath, bezw. zu feinem Heeze 
entlaffen werden.') 

Vorausſetzung für die „neutrale“ Stellung des Sanitätsperjonal 
und bie daraus erwachſenden Rechte desſelben ift natürlich, daß es ſig 
auch jeinerfeit3 ftreng neutral verhält und fi) nicht nur in Feiner Weile 
am Kampfe betheiligt, — was ein Recht zur Wehre gegen unconvention® 
mäßige Angriffe und damit zum Waffentragen aber nicht ausfchließt?, —, 
fondern auch fonft feine Stellung, 3. B. durch Spioniren und Nachricht⸗ 
geben nicht mißbraudt. Es kann überhaupt nicht von einer abfoluten 
Unverleglichfeit de3 Sanitätsperſonals die Rede fein.?) Dazfelbe Hat fid 
vielmehr ebenſowohl der eben erwähnten Unrechtlichleiten zu enthalten 
und verfällt im entgegengefegten Fall dem Kriegsrecht, als es auch dem 
Commando, der Disciplin u. |. w. des feindlichen Heeres, in deſſe 
Herrichaftsgebiete es feines Berufes waltet, unteriworfen ift, umd z 
Verhütung von Spionagen oder aus fonjtigen militärifchen Rüdfidj‘ 
in feiner freien Bewegung beſchränkt werden Tann. 

Die Perfonen, welche zum Hilfsperjonal gehören, find auf Gr 
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° 0: Mächten bezüglich) der Anertennung bes Halbmondes ald Schutzeichen 
a Berhandlungen, und Revue de droit international 1877, p. 584. 
zue Schlug in jenen Verhandlungen vor, die Anerkennung als vorläufigen 
vi sd zu gewähren; andere Mächte erllärten jid) zur Gewährung der 
zung überhaupt oder zu einer Berathung darüber bereit. Die leßtere und 
Siongeng der Mächte auch nur über die temporäre Anerkennung ift aber nicht 
veaieih F. v. Martens, Bölterr. II., S. 504 dies behauptet. In Japan 
“messe ichließlich, nachdem man urfprünglich Bedenten gegen das Kreuz gehabt 
ud crir leichte Veränderung an demijelben, wenn aud) nit wie in der Türkei 
Szniuhrung eines ganz anderen ZJeichens verjucht hatte, die ganze Genier 
„Steinen ud folglih aud als Jeichen das unveränderte Rothe Kreuz im 
them Felde angenommen, wohl nicht ohne Beeinflufiung durch Moynier und 
"= ofenier internationale Comitc. Bgl. Moynier i. d. Revue 1887, p.d4s ff. 

Qu. Bulletin international 1877, p. 4. 

. 3 Guelle, Preeis L, p. 169. 


$ 104. 
Der Schutz der Parlamentäre. 


ie ratur: Bluntichlt, Völkerr. 681 ff. -- Calvo, Dietionnaire IL, p. 62 j. 


und Dreit internat. 8 2128 f. — Guelle, Precis L, p. 22 ff — 
Fivre, Truttato 1378. Hall, Intern: it. law & 10. -- S. auch Rüftow, 
Sriegspolitif und Kriegsgebrauch. S. 228 ff. — "Amerifoniide Kriegs— 
artitel 111, 114. Briijjeler Ertlärung Art. 43-45. - - Manuel 


des Rölferrehtsinitituts 27 --S1. Lentner S. 135 ff. 

Aus einen anderen Geſichtspuncte genießen Schu und Befreiung 
vom den kriegeriihen Gemwaltmaßregeln die Rarlamentäre, das find 
Ne den Verkehr zwiſchen den beiderjeitigen Heeren vermittelnden Per: 
imen, welche als autorifirte Abgeiandte des einen Heeres bei dem 
anderen ericdjeinen, um Unterhandlungen zu führen, Meittheilungen zu 
überbringen u. ). w. 

Ta ſolche Mittheilungen und ein gewiſſer Verkehr auch im Kriege 
Wihig oder wünſchenswerth ſein können, da Die Möglichkeit dazu im 
utereiie Der Kriegführung beider Theile liegt, und da die den Werfchr 
Wrmittelnden Perſonen, obaleid) lie den Gontbattanten entnommen zu 
werden pilegen, ihrerſeits, ſo lange fie fih in der Parlamentärſtellung 

Anden, nicht combattirend auftreten dürfen und folglich nicht gefährlich 
md, und Da aus der Anerfennung der Vollerrechtsperſönlichkeit des 
begner⸗ die Verpflichtung entſpringt, ihn auch im Kriege wenigitens zu 
ören, falls nicht beiondere Umſtände es verbieten, ſo gilt ſeit Langem, 
Man kann jagen, ſeitdem es eine Nrieghihrung giebt, der Zah, daß Die 
Terlamentäre unverletzlich find, und daß die Gewaltmittel des Krieges 
zegen ie nicht zur Anwendung gebradıt werden durfen.!) 

Es dark deshalb abſichtlich“) nicht auf einen Parlamentär geihoiien, 
ach ionſtige Nerlepung ihm zugefügt. er Darf auch nicht gefangen ge— 
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Sie find wegen der großen Bedenfen,!°) die man aus dem zweiie——s 
der bervorgehobenen Gefichtspuncte ftantlicherfeit3 gegen eine ben fremmmmmz- 
willigen Helfern einzuräumende Unverleglichkeitzftellung begte, in der — 
Genfer Convention nicht nur nicht ausdrüdlid genannt, ſondern könne 
auch in der That auf Grund der Convention nicht zu dem Sanits 
perfonal gerechnet werden, da fie die amtliche Anerkennung nicht batterummmmmm 
die Genfer Convention aber nad) der unzweifelhaften Intention der dieſe- - 
Geſetz Vereinbarenden nur auf die amtliche Hülfe bezogen werben kann. — 

Empfehlenswerth ift nach den über dieſe Perſonen ftattgehabten Contr 
verfen zu größerer Sicherheit, fie in dem Gefege auch ausdrüdfich zu nennen =” 

Unbenommen ift natürlid dem einzelnen Staate und der einzelne — 
Heeredleitung, in weiterem und ungezivungenerem Maße die freiwillige 
Hilfe walten zu laffen. Aber für die hier allein in Betracht Iomnnze 
internationale Stellung ift die ftaatliche Anerkennung entjcheidend.'?) 











ı) Der Ausdrud ift nicht glüdlich, wie ich in Genfer Conv. ©. 424 nadz ua 
weifen verjucht habe und aud von Anderen (j. ebendaf. Rote 13) anerkaunt "WE. 
Ich babe ihn deshalb in meinen Borjchlägen vermieden und durch „Unverleiinm—E> - 
teit“ u. ſ. w. erſetzt. Das Manuel hat ihn aber beibehalten, 13, 16. ©. our «IS 
Gareis a. a. D. ©. 21. Auch der Deutiche Delegirte in Brüſſel von Boigt AB - 
Rhetz brauchte den Ausdrud „inviolabilite“. 

2) Genfer Convention, Art. 2: „Le personnel des höpitaux et des am>wz- 
lances, comprenant l’intendance, les services de sante, d’administration Be 
transport des blesses, ainsi que les aumöniers, participera au bénéfice de I= 
neutralit@ lorsqu'il fonctionnera et tant qu’il restera des blesses à relewver 
ou A secourir.* 

3) Genfer Convention, Art. 3, Xbf.1: „Les personnes design6es dans l'articl® 
precedant pourront m&me apr&s l’occupation par l’ennemi, continuer # 
remplir leurs fonctions dans l’'höpital ou l’ambulance qu’elle desservent, OU 
se retirer pour r&joindre le corps auquel elles appartiennent.“ 

% Daß dies richtiger und in dem Fehlen einer obligatorijchen Beſtim⸗ 
mung ein Mangel der Genfer Eonvention liegt, ift fehr allgemein anerlannt- 
Schon die 1868er Zuſatzartikel (Art. 1) haben hier zu befiern verfucht, indem fie 
ftatt „pourront“ „continuera ses soins“ jagen und ebenjo bezüglich bed 
Marinehilfsperjonal3 (Art. 8) „doit continuer“; und die Berbeflerungsvorjchläge 
Lueder's und Anderer fegen an Stelle der Freiheit die Verpflichtung zum Ber 
bleiben des Sanitätsperſonals. Der überaus praftiiche und ſehr hervorragende 
Beurtheiler der Genfer Convention, Löffler, bezeichnet auf Grund der namentlih 
im 1866er Kriege gemachten Erfahrungen das Fehlen jener obligatorifchen Ve 
ftimmung als den größten Mangel der Genfer Convention (Breußifches Militär 
janitätsmwejen ©. 69 f.). ©. ferner da8 Protokoll des 1868er Congreſſes (hei 
Queder, Genfer Conv., ©. 205), Bluntſchli bei Holtendorff I. S. 316, und 
Lueder, Genfer Conv., ©. 346 f. Dem entjpraden dann auch bie in Brüfel 
gemachten Vorſchläge (Deutihe und Subcommiſſionsvorſchläge, Actes de lı 

Conference p. 23): „Quand leurs services cesseront d’etre n&cessaires“, un 
auf denjelben Standpunct hat dag Manuel des Völkerrechtsinſtituts fi 
geftellt, 14: „Le personnel — doit continuer — dans la mesure des besoi' 
des soins“ etc. 
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..n die Depeihe Bismard’3 vom 9. Januar 1871 mweilt 21 amtlich 
‚sale unter Nennung der Namen der Deutſchen Barlamentäre 
unbe Feuer gegeben ift; vgl. die Violations de la Convention 
"Senere jur les Francais, p. 13. Natürli werben dieſe Yälle, auch wenn 
st un Irrthum und Unabfichtlichfeit zurüdgeführt werden können, meist in 
rag anz su vermeidenden Ausjchreitungen der unteren (Elemente de3 Heeres 
-:: an. haben, wie aud in verichiedenen Fällen von den höheren Stellen 
x aildigimg gebeten worden tft. Vgl. auh Bluntſchli in v. Holkendorff's 
“2. I.r Geſetzgebung ꝛc. des Deutichen Reichs, I. S. 201 f. 
Unabſichtlich kann Derartige natürlich auch hier vorfonımen (dgl. vorige 
. en zwar um jo eher, ald durch das bloſe Aufziehen der Barlamentär: 
a. vd das Erſcheinen des Parlamentärd der Wegner nicht zum Einftellen des 
tree befindlichen Feuers verpflidtet wird; Calvo, Dictionnaire II, 
Bluntſchli 694. 
Sl. Brüfleler Erf. 45, Manuel 3l. (8 folgt dies ebenfo wie das 
ım Text hervorzuhebende, der beſchickten Heeresmacht zuftehende Recht zu 
“erezngen und bie freie ‘Barlamentärftellung beſchränkenden Vorfihtsmanregein 
3: (drundjage, Daß Dieje, vielfady aud) von der Humanität geforderte Stellung 
nöglichhe gemahrt werden joll, aber doch nicht einen fo unbeſchränkten Eur 
; »spruchen hat, daB daraus Nachtheile für Die Kriegführung hervorgehen 
:, vgl. Die Note zu 28 des Manuel des Bölferredtsinftituts. Dabei 
‘i bedenfen, daß die Sendung eines Parlamentärs nur eine, wenn auch unter 
"anden unerlaubte Kriegsliſt fein kann, Durch welche Zeit gewonnen, der Feind 
„üchalten werden fol u. f. w., und dal; außerden: die unbegrenzte Nüdjidht- 
ae auf den Varlamentär die Gewinnung des Sieges oder fonftigen Vortheils 
"iärden Tünnte; vgl. Quelle p. 228, 230. 
: Brüfjeler Erft. Art. 44, 1. Abſ, Manuel 29. 
“ Brüjfeler Erkl. Art. 44, 3. Abi. Dies wird aber ohne dringende 
"runde nicht wohl gefchehen; vgl. Lentner <. 135. 
“ Brüfjeler Erft. Art. 44, 3. Abi. 
'ı Brüfjeler Erfi. Art. 44, 2. Abf., Manuel 30. 
N ) Brüffeler Erfi. Art. 44.2. Abſ, Manuel 31, Calvo, Dietionnaire 
-J. 6, 
"2. Bluntjhli 684, Guelle, Precis p. 227, Calvo, Droit a. a. O. 
N Amerilaniiche Kriegsartifei 114. 
v Brüfieler Erfi. Art. 45, Manuel 31. 
u u. Sie durfte früher, im 16. und 17. Jahrhundert, nur vom Überbefehlsbaber 
Setübrt werben, ijt aber gegenwärtig dad allgemein übliche Zeichen. 
, Brüfieler Erft. Art. 43, Manuel 27, 38. 
” Manuel 28. 


$ 109. 
Die Kriegsgefangenſchaft. 
I. Ueberhaupt und in ihrer geihichtlihen Entwidelung. 
titeratur zu dieſem und den folgenden Paragraphen: v. Holkendorii 


in dieſen Handbuch J. S. 101 f., 215. 273, vun. — Wüller-Johmus, 
Geſchichte des Löllerrechts im Alterthum — Laurent, Etudes. 1.1.2.5 fi. 


<. inderen. 


zrseurs de Gretius, 8.0.0022 
Veuterecht im Kriege ara - 
— JIvnkersheorn. . 


. 230,811 ff. — Vito. .ul 
- — Schmal;, Völker 2.0" 
ss 511, 5912 und v. Kamen m 9 


. 


— G. F. vr. Martens s UT" — 
sölfer., 2.59. 3 ne ® 
»srinca, Wölterr., S. Sl. -- 5: 
159. -- Phillimer.. 
.PT.3, 8131 ff. — a K..! 
—-- MiidmanlI,.p. 26 — Wo 
— Bello, ed, 8 5 — mini. 
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getreten waren, allerdings die chriftliche Kirche infofern, als fie fich der 
Sclaverei gefangener Chriſten widerfegte;1%) und namentlich wurde auf 
dem dritten Lateraner Concil dag Verbot erlaffen, Chriften zu Sclaven zu 
madhen und zu verlaufen. Indeſſen blieb nit nur hinſichtlich der 
Nichtchriſten, Sarrazenen und Barbaren, das Recht der Sclaverei, Vex- 
kauf als Sclaven u. f. w. beftehen,!”) fo daß es noch in den Staliexi. 
[hen Stadtrechten des 16. Jahrhunderts vollitändig anerlannt wurde, =-3) 
fondern auch bezüglich der Chriften beachtete die Praxis das Verbot ned 
lange Zeit hindurch nit. Erſt im fpäteren Mittelalter drang der = at 
durch, daß die Kriegögefangenen überhaupt nicht ihren Status verlor «wen. 
Daß fie perjünliche Gefangene des Kinzelnen ober des Truppenförpe «rs 
wurden, der fie gefangen genommen Hatte, änderte ſich erſt nah Ken 
dreißigjährigen Kriege. 

Beendigt wurde die Freiheitsentziehung nur durh Nancon wi. 
rung, Zahlung eines Löfegeldes, deilen Erprefjung nebft ber 
Befriedigung der perfönlichen Rache des Kriegers, der den Gegner Zum 
Gefangenen gemacht Hatte, für das Ganze während des Mittelalters 
maßgebend blieb.!?) Ein folches Löfegeld brauchte übrigens nicht eimmal 
angenommen zu werden. E83 fehlt vielmehr nicht an Beifpielen dafür, 
daß die Ranconnirung verjagt und der Gefangene, wenn dann au Det 
in der Gefangenfchaft behaltene Chriſt nicht der Sclaverei unterlag, * 
fange Zeit und Tebenslängli in der Gefangenichaft gehalten wurde * 
Außerdem ward mit dem Löſegelde, wo es angenommen wurde, ſe 
arger Mißbrauch getrieben und oft ungeheure Rançonnirung verlangt. * 

Schickſal und Behandlung der Gefangenen waren häufig ſe 
hart und unmenſchlich.?s) Einſperrungen in Käfige und alle denttare=—" 
Duälereien — von den raffinirten Grauſamkeiten gewiffer befonders & 
bitterter, namentlich auch in Deutſchland geführter Kriege ganz abgeihe—" 
— waren an der Tagesordnung, obgleich bei vornehmen Gefangene" 
auch wohl umgefehrt befondere Milde und Courtoifie in der Behandlur 89 
geübt wurde,**) und unter Ritterbürtigen ſchon feit den Zeiten des Ritter 
thums und des ſich geltend machenden ritterlichen Geiſtes Milderung 
hervorgetreten waren.??) Noch im 17. Sahrhundert erjchien e8 erforderc 
durch Verträge ausdrücklich zu beſtimmen, daß die Kriegsgefangenen ni 
auf die Galeeren gebracht wurden; und bis ins 18. Jahrhundert eilt 
es fich, daß der gefangennehmende Einzelne?‘) über das Shidr —* 
des Gefangenen zu entjcheiden und das Löſegeld zu beftimmen hatte, 2? 
dab Bluntſchli fagen kann: „Das Mittelalter betrachtete die Gefangen er 
entweder ala ein Mittel, Löſegeld zu erpreffen, oder geradezu als Gege #1” 
ftand der perſönlichen Rache.“?) Ebenso herrichten Schrantenlofigt if 
und Willkür bezüglich der der Gefangenschaft unterliegenden Perſor &’! 
bis in die nee Beit Hinein, und noch Vattel lehrt, daß nach dem Ere” 
stehenden Völkerrecht die Gefangennahme der gefammten Bevölferu 779 
vollftändig zuläſſig fei.”°) 

Das neue Völkerrecht hat nun diefe Grundfäge volljtändig umge 
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wandelt, conform feiner grundbfäglich verfchiedenen Auffaſſung bes Kriegs: 
recht3 überhaupt und zugleich feine moderne Humanifation gerade auf 
Bas Kriegögefangenenrecht beſonders ausbehnend. Es Hat zunächft bie 
Conſequenzen aus den Sätzen gezogen, daß nur die Etaaten, beziv. deren 
friegende Organe (nicht aber die Privaten) Feinde find, und daß aud 
dem Feinde nicht mehr Uebles zugefügt werden foll als nöthig ift und 
der Kriegszweck erfordert, und Hat ſodann das auf diefen Grundlagen 
ganz anders erwachſende Kriegsgefangenenrecht nad) den Humanifirungs- 
ideen der Neuzeit auch noch befonders milde geftaltet. 

Den des Näheren einzufchlagenden richtigen Weg gezeigt und Die 
Initiative ergriffen haben zuerjt Frie drich der Große und Franklin, 
als Ste in dem berühmten, auch für andere Theile des Kriegsrechts neue 
Bahnen eröffnenden Freundſchaftsvertrage zwiſchen Preußen und Nord- 
Mmerifa vom Jahre 1785 Beftimmungen über die Kriegdgefangenichaft 
tufnahmen, welche dem ganz veränderten neuen Geijte des Kriegsrechts 
sıtiprachen, der Auffaſſung und Einrichtung der Kriegsgefangenfchaft als 
iner Strafhaft entgegen- und für freiere Bewegung, angemejlene Ernährung 
nd überhaupt foldatenmäßige Behandlung der Kriegsgefangenen eintraten.??) 

Die Lage der Kriegsgefangenen ift nahe verwandt derjenigen der 
Briegäverwundeten und Kranken. Deshalb tauchten in Verbindung und 
zn unmittelbaren Anſchluß an die durch das Zuftandelommen der Genfer 
Sonvention jo erfolgreich abgejchlofienen Bemühungen für Das Loos der 
Serwundeten ſolche auf, die die Verbeflerung des Schickſals der Kriegs: 
zeiangenen zum Gegenſtand hatten. Zunächſt wieder Brivatbemühungen.”) 
ann wurde aber von Eeiten der Mächte und Regierungen ſelbſt die 
Sache in die Hand genommen. Namentlich jcheinen die Ruſſiſche Re: 
zierung und der milde Czar Alerander II. die Aufgabe ind Auge gefaßt 
urd die Brüſſeler Conferenz, die ſchließlich die Verbeflerung des ge- 
ammten Kriegsrechts bearbeitete, urſprünglich nur zu einer Berathung 
ıber das Kriegagefangenenrecht zujammenzuberufen die Abficht gehabt zu 
aben. Sedenfalls iſt das Striegsgefangenenredht mit der Gegenftand 
Orgfältiger Berathungen und Prüfungen in Brüſſel geweien und ein 
Derthpoller Beftanbtheil der Brüfleler Erklärung, wie dann auch dee 
Manuel des Völkerrechtsinſtituts geworben. 

‚. Schon vorher Hatten Inftructionen und Reglement? ber einzelnen 

ander das Striegögefangenenrecht in demfelben neuen und humanen 

zume geregelt,”') und in anderen Ländern war man dem Beiſpiele gefolgt. 

Zesgleichen find Ginzelverträge und Cartells der Staaten in gleichem 
ſte abgeſchloſſen worden. 

In dieſen Quellen und auf Grundlage der grundſätzlich anderen 
Auffaffung wie des humanen Geiſtes des modernen Völkerrechts hat ſich 

8 Kriegsgefangenenrecht dann in den Eingangs dieſes Paragraphen er- 
wähnten Richtungen, die num näher darzujtellen find, fo geftaltet wie 
tolgt, und zivar unter großer Uebereinſtimmung in Theorie und Praxis 
über alle weientlichen Puncte. 
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jelbft werden im Fall der Dccupation durch die Gegenjeite zu Kriegägefangenen, 
ebenfo wie die zum Sanitätsdienft herangezogenen Soldaten, $ 99, Rote 7 a. €. 

4) Bgl. Lueder, Genfer Conv. ©. 378, 379. Dies ift allerdings von der 
Genfer Convention nicht ausdrüdlich vorgejchrieben, aber es entfpricht ihrem @eifte 
und dem dem Ganzen zu Grunde liegenden Gedanken; e3 jollte deshalb vor: 
geichrieben werben. 

5 Die nah dem beftehenden Kriegsrecht überhaupt zuläſſigen 
Ausräumungen gehören zu den geſchützten Anftalten ober Maßregeln. Ueber bie 
bezüglich ihrer beftehenden ragen |. Queder, Genfer Eonv. ©. 361 unten fi. 
379 ff. Die Frage, wann die Ausräumung verlangt werden Tann, wird weiter 
unten bei den Belagerungen berührt werben. Die Evacuationen dürfen and) über 
neutrale8 Gebiet gehen, und dagegen gerichtete Neclamationen Frankreichs im 
1870/71 Kriege waren nicht begründet. Gegen die vom Art. 6 der Genfer Conv. 
verheißene „neutralit& absolue“ auch Gareis a.a.D. ©. 24. Bon einer unbe 
ichräntten Bewegungsfreiheit kann auch hier nicht geiprochen werben; vgl. Rote i 
zum vorigen Paragraphen und im Zexte dajelbit. 

°) Spätere Berfammlungen haben die Streichung des Zuſatzes, über den viel 
verhandelt ift, vorgeſchlagen; das Manuel des Bölkerredhtsinftituts hat ihn 
gleichwohl beibehalten, 35. Richtig ift allerdings, daß ſich gewiſſe Unterſchiede 
für die Behandlung baraus ergeben Tönnen, ob die Anftalt mit Verwundeten 
belegt ift oder nicht. Doc, wird die Beachtung biefer Unterfchiede ſich nicht feiht 
in einem Geſetz, das nicht auf ganz betaillirte Beftimmungen eingehen will, for- 
muliren laflen. Bgl. Lueder, Genfer Eonv. ©. 375. 

?, Die Genfer Convention unterfcheibdet zwifchen „höpitaux“ und „ambulances”, 
die deutſchen Weberfegungen zwiſchen „Hauptfeldlazarethen“ und „leichten geb- 
lazarethen“, welche Ausdrüde vielfach getadelt worden find. ©. dagegen ber 
3. Bufagartifel zur Genfer Convention, der mit der befjeren, zuerft von Löffler 
u. A. vorgeichlagenen Bezeichnung „ständige oder „ftabile“ und „bewegliche 
oder „temporäre” im Wejentlichen übereinftimmt. 

9) Bol. Lueder, Genfer Eon. S. 372 ff.; ebendaj. S. 370 ff. und bei 
den dort Angef., Moynier, Löffler, Corval, Bluntſchli, der die Veredhti 
gung der Unterfcheidung verlennt, über die Frage nach der letzteren überhaupt. 
©. auch die Verhandlungen der Brüſſeler Conferenz in den Actes de la Cont. 
de Bruxelles p. 21 ff. 

9%, Lueder, Genfer Conv. S. 374. 

10) Auf den Brüffeler Conferenzen ift die Frage auch nicht berührt worden 
vgl. Moynier, Convention de Geneve pendant la guerre franco-alleman 
p. 22 und Lueder, Genfer Conv. ©. 366 ff. 

11) Es ift dies die in Lueder's Verbeſſerungsvorſchlägen aufgeftellte Zormr 
firung (Genfer Conv. 443, 444). Bgl. die die Marine betreffenden Bufapartikel 
bes 1868er Genfer Congreſſes. 

m) Nur müſſen fie natürlich die im vorigen Paragraphen angegebenen Br 
dingungen erfüllen. 

15) Man unterſcheidet zwiſchen eigentlihen Hofpitalichiffen und bloßen 
„embarcations“, Heineren, leichteren und geringer ausgeftatteten Fahrzeugen. Dieſe 
beiden Claſſen verhalten fi) wie die ftändigen und die beweglichen Land-Sanität 
anftalten zu einander. Die unter Umiftänden jehr wichtigen und werthvollen 
Hofpitalichiffe anders zu ftellen wie die ftändigen Anſtalten (höpitaux) zu Lande 
und für „neutral” zu erflären, verbietet fi außer aus anderen ſchon aus den⸗ 
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wandelt, conform feiner grundfäglich verfchiedenen Auffafjung des Kriegs. 
rechts überhaupt und zugleich feine moderne Humanifation gerade auf 
das Siriegägefangenenrecht bejonder8 ausdehnend. Es Hat zunächft die 
Confequenzen aus den Sätzen gezogen, daß nur die Etaaten, bezw. deren 
friegende Organe (nicht aber die Privaten) Feinde find, und daß auch 
dem Feinde nicht mehr Uebles zugefügt werden joll als nöthig ift und 
der Kriegszweck erfordert, und Hat ſodann das auf diejen Grundlagen 
ganz anders erwachjende Striegägefangenenrecht nach den Humaniſirungs⸗ 
ideen der Neuzeit auch noch bejonders milde geftaltet. 

Den des Näheren einzufchlagenden richtigen Weg gezeigt und Die 
Tnitiative ergriffen haben zuerft Friedrich der Große und Franklin, 
cals fie in dem berihmten, auch für andere Theile des Kriegsrechts neue 
Wahnen eröffnenden Freundfchaftsvertrage zwiſchen Preußen und Nord» 
Amerika vom Jahre 1785 Beitimmungen über die Nriegagefangenfchaft 
azımahmen, welche dem ganz veränderten neuen Geiſte des Kriegsrechts 
erztiprahen, der Auffaſſung und Cinrichtung der Kriegsgefangenjchaft als 
ei rer Strafhaft entgegen- und für freiere Bewegung, angemejlene Ernährung 
ız td überhaupt folbatenmäßige Behandlung der Kriegsgefangenen eintraten.”?) 
| Tie Lage der Kriegsgefangenen ift nahe verwandt derjenigen der 
Kriegavermunbeten und Kranken. Deshalb tauchten in Verbindung und 
ım unmittelbaren Anſchluß an die durch das Zuftandelommen der Genfer 
Convention fo erfolgreich abgefchlofjenen Bemühungen für das Loos der 
Bermunbeten joldhe auf, die die Verbeſſerung des Echidjal$ der Kriegs— 
Befangenen zum Gegenftand Hatten. Zunächſt wieder Brivatbemühungen.”") 
Dann wurde aber von Eeiten der Mächte und Regierungen felbft die 
Sache in die Hand genommen. Namentlich feheinen die Ruſſiſche Ne- 
gierung und der milde Czar Alerander II. die Aufgabe ind Auge gefaßt 

und die Brüſſeler Conferenz, die fchließlih die Verbeflerung des ge 
ſammten Kriegsrechts bearbeitete, urſprünglich nur zu einer Berathung 
über das Kriegsgefangenenrecht zuſammenzuberufen die Abſicht gehabt zu 
Haben. Jedenfalls ift das Striegsgefangenenredht mit der Gegenftand 
forgfältiger Berathungen und Prüfungen in Brüfjel geweien und ein 
wertbuoller Beitandtheil der Brüffeler Erklärung, wie dann auch des 
Manuel des Volkerrechtsinſtituts geworben. 
. Schon vorher Hatten Jnftructionen und Reglements der einzelnen 
Inder dad Striegegefangenenrecht in demfelben neuen und humanen 
Sinne geregelt,°') und in anderen Ländern war man dem Beiſpiele gefolgt. 
Teegleichen find Cinzelverträge und Gartells der Staaten in gleichem 
Beifte abgeichlofien worden. 
In diefen Quellen und auf Grundlage der grundſätzlich anderen 
Auffaffung wie des humanen Geiſtes des modernen Völkerrechts hat fich 
Kriegsgefangenenreht dann in den Eingangs dieſes Paragraphen er⸗ 
wähnten Richtungen, die nun näher darzujtellen find, ſo gejtaltet wie 
ſolgt, und zwar unter großer lebereinjtimmung in Theorie und Praxies 
über alle weſentlichen Puncte. 
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Landesbewohner; fehr bedenklich der unbegrenzte und uncontrolirte Zutritt 
der letzteren auf die Schladhtfelder und zu den Verwundeten, indem 
diefer Zutritt Häufig aus ganz anderen Gründen als aus denen der 
Liebe, Aufopferung und Menjchlichkeit erfolgt.) Die Hülfeleiftung it 
deshalb zu controliren und unter Umftänden zurüdiweifen.?) 

Außerdem find aber auch die Detailbeftimmungen des Art. 5 der 
Genfer Convention jehr bedentlih, ja verfehlt. Die Aufnahme von 
Verwundeten, möglicher Weife eines einzigen Verwundeten, kann un 
möglich das Haus, in welchem ex fich befindet, unter allen Umftänden 
zu einem „neutralen“ machen und gegen die Aufnahme weiterer Ber- 
wundeter oder fonjtige Kriegsnothwendigkeiten unbedingt ſchützen. Tie 
Beftimmung könnte ſonſt leicht gerade das fördern, was fie belämpfen 
will und anftalt aufopfernde Hingabe eine Umgehung derfelben durch 
geringfügige Leiftung, 3. B. Aufnahme eines Verwundeten unterftäßen. 
Auch würde fie, wie ſich in 1870/71 Kriege bereit3 gezeigt hat‘) in 
der Bevölkerung Erwartungen erregen, die nachher doch nicht erfüllt 
werden könnten und dann in Enttäufchung, Erbitterung und Abneigung 
gegen die Hülfsthätigfeit umfchlagen würden. Ebenſowenig fann das 
völlige Freibleiben von Einquartierung und das theilweife von etwa auf 
zuerlegenden Contributionen als Lohn der Verwundetenaufnahme allgemein 
und unbedingt verſprochen werden. 

Nur eine allgemeine Zuficherung, nad) Thunlichkeit Recompenſationen 
für gute bei der Verwundeten-Aufnahme und -Pflege geleiftete Dieuſte 
eintreten laſſen zu wollen, fann ertheilt werden, wie es ſich aud m 
pfiehlt, die Einwohnerſchaft durch die Militärcommandos darauf auf 
merkſam machen zu laſſen, daß fie Vortheile von reger Hülfeleiftung 
haben Kann und gegen Nachtheile, auch wenn fie fich der feindlichen 
Zruppen annimmt, unter allen Umſtänden geſchützt ift.?) 

Die weitere Beitimmung der Genfer Convention, daß die Einjel⸗ 
heiten ihrer Ausführung von den Oberbefehlshabern der Eriegführenden 
Heere nach den Anmweifungen ihrer Regierungen und nah Maßgabe der 
in der Convention ausgefprochenen allgemeinen Grundfäge angeordnet 
werden ſollen (Art. 8), ift vielfach angegriffen und getadelt more. 
Die Beftimmung hat aber wenigftend bei der jetzigen Faſſung des Geſehes 
ihren guten Grund. Gelegentlich einer zu einer befferen Faſſung führenden 
Revifion könnte fie befeitigt werden.®) 

Die beiden letzten Artikel (9 und 10) der Convention, welche fih 
lediglich auf die Ratification und den fpäteren Beitritt anderer, bei der 
Berathung nicht anweſend gemwejener Mächte beziehen, geben zur Be 
Iprehung feinen Anlaß. Dagegen ift im Anfchluß an die vorftehenden 
Paragraphen zunächſt noch auf gewiſſe allgemeine Verbefjferungs-, Er 
weiterungd- und Ergänzungsvorſchläge einzugehen, welche im Intereſſe 
einer vollendeteren Realifirung de3 dem Ganzen zu Grunde Tiegenben 
Gedanken? an die Genfer Convention geknüpft worden find. 


— — — — — 
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lafjungen, unnöthige Zeidenszufügungen, die jonjt nicht vorgelommen wären, 
auf die Unkenntniß des Gejeges zurüdzuführen find.!) Deshalb fteht bes 
greiflicher Weile an der Spibe der Maßregeln, durch welche eine aus 
nahmslojere Befolgung der Genfer Convention herbeigeführt werben fol, 
die Sorge für ein beſſeres Bekanntwerden derjelben und die Aufftellung 
von Vorjchlägen, welche dieſes Ziel herbeiführen ſollen. Es ift nament- 
lih die Aufnahme einer die contrahirenden Mächte zur energifchen Für- 
forge für das Bekanntwerden der Genfer Convention verpflichtende Be- 
ftimmung in die Convention feldft gewünfcht worden.?) Diejen Wünſchen 
ift zwar bis jet noch Feine Rechnung getragen worden, auch nicht in 
Brüflel und den Sabungen des Manuels des Völkerrechtsinitituts. Es 
ift aber zu Hoffen, daß es geſchieht. Denn nad) den gemachten Er- 
fahrungen ift die Anwendung aller Mittel wünfchensmwerth, melde die 
forgfältige Befolgung der Genfer Convention verbürgen. Zu bielen 
gehört aber die übernommene Verpflichtung der Regierungen, die dam 
nach ihrem Ermefjen die einzelnen Maßnahmen, durch melde fie das 
Bekanntwerden herbeiführen mollen, wie Reröffentlihung dur die 
Militär-Reglements, Tonftige Snftruirung der Truppen, Tagesbefehle, 
Proclamationen der Commandirenden u. |. w.?) zu beftimmen hätten. 
Natürlich können und follen dieſe Maßnahmen auch ohne internationale 
Verpflichtung getroffen werden, Die letztere ift aber fie zu unterftügen 
geeignet, und es ilt fein genügender Grund vorhanden, fich ihrer zu 
enthalten.*) 

Dagegen können detaillirtere internationale Vorſchriften, melde die 
Einzelheiten der für das Belanntiwerden zu ergreifenden Mafregeln an 
ordnen wollen, oder gar Controlirungen und Ueberwachungen der dit 
zelnen Staaten dur die anderen’) ob fie die Maßregeln gemügend 
ausführen, nicht in Frage fommen, weil ſolche Borfchriften in der 
That die fouveräne Stellung der Staaten berühren und deshalb ganz 
unpraftifch fein würden. 

Mit jenen Maßregeln würden dann innerftaatliche Strafbeitimmungen 
gegen Verlegungen der Convention zu verbinden fein,e) wie fie in 
verfchiedenen Staaten bereit beftehen, auch der Gtipulirung eine 
Verpflichtung der Staaten hierzu, d. 5. zur Beitrafung der jchuldigen 
Einzelnen, welche eine Conventiondverlegung begangen Haben, ftehen 
feine Bedenken entgegen;”) nur dürfte auch hier die Vorfchrift über die 
allgemeine Beftimmung, daß geftraft werden fol, nicht hinausgehen und 
die Frage nad dem wie? nicht berühren. Won einer Beitrafung der 
Staaten?) aber wird ebenjfowenig die Rede fein können, wie von ten 
eben erwähnten Einmifchungsmaßregeln überhaupt und von der Errich⸗ 
tung eines Schiedsgericht? im Bejonderen, welches zum Zweck der Be 
ftrafung der fehuldigen Einzelnen nah dem Ausbruch eines Kriege 
zujammentreten fol.) 

Dem Letzteren jtehen namentlich die Bedenken entgegen, daß bie 
Staaten ihr Strafreht nicht an andere außerftaatliche Organe abzugeben 
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noch alle anderen Perjonen als der Kriegögefangenfhaft unterliegend 
zu nennen, falls und fo lange jene Vorausſetzung vorhanden it. Ob 
und wie lange dies der Fall ift, hat die Kriegspartei zu entjcheiden. 
Dies gilt auch von den im feindlihen Lande befindlichen Angehörigen 
eines dritten, wie von den im eigenen Lande der Kriegspartei aufhält« 
Lschen Unterthanen des gegnerischen Staates. 


) Natürlich dürfen auch diefe Perfonen zunädhft gefangen genommen werben, 
228 Dann weiter friegsrechtlich behandelt zu werden. 
©. oben 8 90 ff. und im folgenden Kapitel. Bgl. die gleich folgenden 
Stellen der Declaration und des Manuel. 
”) Brüffeler Erklärung Art. 11: „Les forces armées des parties 
belligerantes peuvent se composer de combattants et de non-combattants. 
rı cas de capture par l’ennemi, les uns et les autres jouiront des droits de 
Prisonniers de guerre.“ Manuel 21: „Les individus qui font partie des 
forces armees belligerantes, s’ils tombent au pouvoir de l’ennemi, doivent etre 
trait&s comme prisonniers de guerre, conformement aux articles 61 et suivants, 
U en est de meme des messagers porteurs de depeches officielles, accom- 
Plissant ouvertement leur mission, et des aeronautes civils charges d’ob- 
’erver l'ennemi, ou d’entretenir les communications entre les diverses parties 
U Y’rarmee ou du territoire.“ 
2) Tenn daß aud der Verwundete — unbedingt nad) erfolgter Heilung — 
Kriegsgefangener wird, ift bereit3 gejagt worden. 
2:8 91 ff. 
VER. 
2) Anders nad zahlreihen Specialverträgen des 17., 18. und Anfang des 
19. Schrhunderts, auf Grund deren die ältere Theorie die Befreiung diefer Ber- 
ionen als praktiſch geltendes SKriegsrecht behauptete. ©. die eingehende Dar⸗ 
Kellung bei Eihelmann ©. 45 fi. Heutzutage ift umgelehrt die im Tert auf 
Geftellte Regel fo gut wie ganz allgemein anerkannt (a. M. Barieu in der 
Revue 1875 p. 520) und muß, wenn der Kriegszwed nicht gefährdet werden joll. 
AMerfannt werden. Vgl. gleich weiter unten im Tert und die Verhandlungen 
Brüjfeler Eonferenz, namentlid) die dort gegebenen Ausführungen von 
Soigrs. Rhetz. 
78%. 
”, 8 99 und gleich weiter unten im Text. 
29 S. die in Note 3 angeführten Stellen, ſowie Art. 34 der Erklärung: 
‚Peuvent egalement etre faits prisonniers les individus qui se trouvant 
Pr&s des armees, n’en font pas directement partie, tels que: les correspon- 
dants, les reporters des journaux, les vivandiers, les fournisseurs etc.“ und 22 
Manuel: „Les persunnes qui suivent une armee sans en faire partie, 
es que les correspondants de journaux, les vivandiers, les fournisseurs etc., 
*t qui tombent au pouvoir de l’ennemi.* Perſonen weiblichen Geſchlechts find 
von der Gefangenichaft nicht ausgenommen. Bgl. oben 3 92 Note 2 und Eihel- 
Manna.aD. S. 9. 
1) Anderd die Amerifaniichen Kriegsartikel 50. 
" Die Gefährlichkeit kann bejonders in der Wichtigfeit der betr. Perſonen 
ihr heimifches Heer z. B. Berpflegungsbeamte und in der Möglichkeit von 
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Mittheifungen an Die andere Eeite (Zeitungäcorrefpondenten. Tiegen. Bgl. 
Bluntſchli 695 in der Anmerkung. 

1 Beiſpiele aus der jüngiten Zeit: die Gefangennahme des Kurfürſten von 
Seflen 1866 und Napoleons III. 1870. Frühere Beifpiele bieten Franz L, die napo- 
feonifhen Kriege (auch der König von Sachſen nad) der Schlacht bei Leipzig als 
Mefangener der alliirtten Mächte) und Napoleon jelbft; Abdel⸗Kader und 
Schamyl. Schon durd diefe Beilpiele ift die Meinung, zu ber bie Aelteren 
selgten (Mofer, f. dagegen Oppenheim, Böllerr. ©. 235), daß die Eouveräne 
iiberhaupt nicht gefangen genommen oder wenigftend nicht in der Gefangenſchaft 
nehalten wilrden, widerlegt. Eie läßt fi) aus dem im Text für die Gefangen 
nahme dieſer Perfonen angeführten Grunde nicht vertheidigen. Auch fremde 
Sonveräne, die (wenn aud nicht gerade als Bundesgenofien, in welchem Fall 
Ihre Mefangennahme vollends felbftverftändlich wäre) zu der feindlichen Macht ge- 
hören, unterliegen der Kriegsgefangenſchaft. 

16) Wal. Klüber 8 245, Calvo 8 1850. 

'n, Dies war die Stellung Napoleons III. bei Sedan, der fich des Ober⸗ 
befehls begeben hatte. 

10, Es ift aber fein Grund, die Kriegsgefangenjchaft auf die waffentragenden 
und waffenfähignen Mitglieder der Iandesherrlihen Yamilie zu beidränfen. 
wie Manche, 4.8. Schmalz ©. 237, dann auch noch Heffter, v. Neuman m. 
Lentner, Kasparek thun. 

m) Klüber 3245. Die außerordentlich chevalereske Behandlung Rapolond LI T.. 
der ſich nad) Sedan felbft in die Gefangenichaft Königs Wilhelm begab, erfenzeen 
and) (duello, Pr6cis, p. 194, und Calvo 8 1850 ausdrücklich an. 

Rat Bluntſchli, Völferr. 596, Kasparek ©. 710. 

WR Bluntſchli, Völker. 594 und weiter unten im folgenden Kapttel- 
Danach find auch die 1866 vom Preußifchen General Bogel von Faldent ein 
gegen einige Hannoverſche Private vorgenommenen Maßregeln zu beurteilen. 
obwohl dieſelben vielfad) eine andere Beurtheilung erfahren haben. 


$ 10%. 
Il. Die Stellung und Behandlung der Kriegögefangenen. 


Die Nriegsgefangenfchaft beginnt mit ihren Wirkungen in dem 
Augenblicke, im welchem die feindliche Perſon in die thatſächliche 
Gewalt des Gegners geratben ijt, jei c$ durch Ueberwindung im Kamp! 
oder durch ſonſtige Aufhebung, ſei es Durch Ergebung (bezw. um Pardor 
Witten) Einzelner oder ganzer Partien, wie z. B. in Folge von Capi 


tulationen. 

Ron dieſem Jeitpunete an tritt die Stellung der Kriegsgefangenta 
mit idren Rechten und Pilichten ein. Dieſelbe regelt fich 
dor Allen nach dein Sage. daß die Gefangenen Gefangene des Staatei 
und nicht irgend eines anderen Subiectes, Privaten, fü 
Soldaten oder einer Truppe ſind.i) Für den Staat aber if bezüglich de 
Steunng Wedandlung. Rechte und Pflichten der Kriegögefungenen de 
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{ maßgebend, daß die Gefangenen als Berjonen, die ihre Pflicht 
ın und höherem Befehle gehorcht Haben, Tediglih Sicherheits» 
‚ngene und feine Strafgefangene find,?) d. h. die Gefangen- 
t findet — anders als in den beiden früheren Beitaltern — nur zu 

Zwecke ftatt, die Gefangenen an weiterer Theilnahme am Kriege?) 
indern und dagegen den Nehmeftaat zu fichern. 

Daraus folgt, daß der Nehmeitant Alles, was zur Erreichung 
r Eidherung, aber auch nur dies und nicht? darüber hinaus Gehendes 
nüber den Gefangenen thun darf. Alle zu dem erjteren nöthigen 
zregeln find deshalb geftattet, und zwar nicht nur gegen den einzelnen 
ingenen, jondern auch gegen deren Gejammtheit, fo daß Alle durch 
jere Strenge u. dgl. in Mitleidenichaft gezogen werden können, auch 
n zunächft nur Einzelne eine folche hervorgerufen haben. Die Ge 
jmen haben ſich deshalb allen Beichränfungen und Nachtheilen zu 
werfen, welche der Zweck der Sicherung im ftrengiten Sinne er- 
ert. Andererſeits find fie aber gegen darüber hinausgehende, un- 
ige Härten, Beläftigungen und Grauſamkeiten, gegen unmotivirten 
ing, gegen unwürdige Behandlung geihügt und verlieren überhaupt, 
it fie nicht jelbft Echwereres verjchulden oder die Noth oder We: 
alien ſolches ausnahmöweife begründen, nur ihre freiheit, ſonſt keine 
te. Snöbejondere find deshalb twillfürliche Tödtungen der Kriegs⸗ 
genen vollitändig ausgefchloflen, indem die Tödtung nad) nieder» 
refenem oder aufgegebenem Widerjtande des Gefangenen cine unnöthige 
folglich nah den Auffafiungen des heutigen Kriegsrechts, welches, 
es genügt, dad mildere Mittel vorfchreibt, unzuläffig fein würde. 
felbe gilt von Mißhandlungen, Verlegungen, Beleidigungen irgend 
ber Art und von dem Perlufte des Status und der Rechtsfähigkeit. 
Gefangenen find vielmehr, wie fi aus dem Folgenden noch näher 
ben wird, in ihrem Leben,“) ihrer Ehre u. f. mw. geſchützt und be 
ten die volle Rechtsfähigkeit. 

Ties ift Die doppelte Aufgabe, die bei der Geftaltung der Strieg®- 
ngenihaft im Einne eined vernünftigen Kriegsrechts zu erfüllen ift 

die nach dem Geifte des leßteren in der modernen Zeit zudem noch 

möglichiter Humanität verfolgt wird.) Tarauf gehen auch die 
eſten (was insbefondere die Brüſſeler Erklärung und das Manuel des 
Iferrechtöinftituts anbetrifft, im Weientlichen ganz übereinitimmenben) 
bificationsverjuche®) aus; und daraus ergeben fich die folgenden Einzel- 
ten, die theils aus dem Princip leicht von jelbit folgen, theil®, indem 
zu bejonderen Fragen geivorden find, aus einer confequenten Anwen: 
19 desfelben abgeleitet werden müflen. 

Tie Kriegsgefangenen haben fi in den Orten und Localitäten, in 
im fie internirt werden, denjenigen greiheitsbejchränfungen zu unter 
rten, welche zur Sicherung ihrer Feithaltung erforderlich find, und 
nentlich den ihnen auferlegten Verpflichtungen, jich daraus nicht über 
e beftimmte Grenze hinaus zu entfernen, nachzukommen.') Ueber dieſe 

dandbuch des Böllerrehts IV. 28 
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noch die Schwierigkeit, daß die Truppen, denen das Kreuz anftößig iſt, 
es bei dem Gegner refpectiren;?) und es ift deshalb der Gedanke angeregt 
worden, das Beichen überhaupt zu ändern und durch ein anderes, z. ©. 
einen Stern, zu erfeßen, welches nicht zugleich eine religiöſe oder nationale 
Bedeutung hat.) Doch ift die verbleibende Schwierigkeit eine geringere 
und kann eher durch einfeitige Maßregeln der einzelnen Staaten befeitigt 
werden. 


ı) Lueder fchlägt (Genfer Conv. S. 444) bezüglich der Schiffe vor: „Das 
durch diefelden Maßnahmen wie im Landfriege zu Iegitimirenbe Abzeichen if die 
(bei größeren Fahrzeugen am Hauptmaft aufzuziehende) weiße Fahne mit rolfem 
Kreuz, neben welcher die Nationalflagge (bei größeren Fahrzeugen am Stern) 
aufzuhiſſen ift, Nachts ein rothes Licht unter einem weißen. Auch müfjen die 
Schiffe einen weißen Anſtrich mit rother Batterie tragen und ihre Hülfsmannideft 
die weiße Urmbinde mit xothem Kreuz, die militärifchen Hoſpitalſchiffe weihen 
Anſtrich mit grüner Batterie.” Bgl. die die Marine betreffenden Additional: 
Artikel von 1868, Art. 12. — Für die auf dem Feftlande gelegenen Anftalten 
würde fich zur Nachtzeit eine Laterne mit rothem Kreuz auf den Gläfern empfehlen, 
vgl. Guelle, Précis I., p. 156 in der Note. 

2) Bgl. Bluntſchli, Völkerrecht, 592 N. 1; Moynier, Conv. pend. b 
guerre franco-allemande p. 26. Ob e3 richtig, daß die Nationafflagge überhauft 
neben der des Rothen Kreuzes aufgezogen werden muß, wie die Genfer Convention 
vorjchreibt, ift beftritten. gl. auch die Brüffeler Verhandlungen in den Acter 
de la Conf. de Bruxelles, p. 23 unten, 24. 

3) Es ift deshalb eine bejondere, von her der Eombattanten möglidft ab 
ftehende Uniform wünfchenswerth, wie ich ſchon in meiner Genfer Convention 
©. 388 vorgefälagen habe und von Anderen, 3. ®. von Guelle, Precis I. 
p. 156 i. d. Note, gebilligt worden ift. Andere Vorſchläge ſ. bei Corval 6.M. 
Dr. v. €. ©. 23, Bluntſchli a. a. DO. Auch das Tragen des Zeichen? 1 
Friedenszeiten ift, um e3 in allgemeiner Belanntichaft zu feftigen und zu erhalten, 
vorgejchlagen worden vom Genfer internationalen Eomite und von Moynier. 
Etude, p. 238 f., vgl. Bulletin international 1875, p. 59, und ueber. 
Genfer Conv., ©. 389. 

1) ©. oben 8 77 und die dort Note I angeführte Literatur. Auch im Frieder 
wird das Nothe Kreuz zu marktfchreierifhen und derartigen Zwecken viel mE 
bräuchlich geführt, worüber von ben Rothen-Kreuz-VBereinen gellagt und auf 18% 
auf der in Stuttgart abgehaltenen internationalen Verſammlung dieſer Verem 
verhandelt worden ift. Das ift aber ein Internum der Rothen ⸗Kreuz ˖Vereint 
(j. oben 8 75 Note 9), das fi auf den Schug von deren Zeichen im Frieder 
bezieht, und hier nicht zu erörtern. 

°) Bor Allem haben natürlich die unmittelbarften Bertreter der Staatsgewall. 
die Heerführer, die größte Gewifjenhaftigfeit bei Benutzung des Zeichens zu beob 
achten und die ihnen untergebenen Truppen zu überwachen. Gleichwohi ift im 
1870/7ler Kriege der Franzöſiſche General Bourbaki mittelft Mißbrauchs dei 
Nothen Kreuzes aus Met entwichen. 

9) Vgl. Lueder's Vorſchläge, Genfer Conv., S. 390 ff, 441 unten, 42. 

‘) gl. Moynier, Conv. pend. la guerre franco-allemande, p. 23. 

°) Bgl. oben $ 73 Note 7 und über dieſe ganze Angelegenheit des Croissant 
rouge Bulletin international1877, p. 35, 41, 83, 147, woſelbſt auch über 
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[8 auch in denjenigen, für welche bejondere Pflichten aus der Eigen⸗ 
yümlichleit der militärifhen und der Gefangenenftellung ermwachien. 
Infonderheit ift er zu wahrbeitögemäßer Angabe über feine Berjon, 
eimath, Stellung, Rang und SHeerestheilzugehörigleit auf Befragen 
erpflichtet.?°) 

Die auf Koften des — zur Erhaltung des Lebens der Gefangenen 
erpflichteten??) — Nehmeſtaates erfolgende?’) Ernährung und Unter 
ıltung muß eine auskömmliche und ftandesgemäße fein; der Gefangene 
ıt fih aber mit dem Landesüblichen zu begnügen.?‘) Darüber hinaus. 
hende Genüſſe und Annehmlichleiten, welche der Gefangene ſich auf 
gene Kojten verfchaffen kann, find ihm nicht zu verjagen, ſoweit dadurch 
Kt Conflicte mit der erwähnten Ordnung und PDisciplin oder mit der 
fentlichen Ordnung überhaupt entitehen. Unter denfelben Bedingungen 
id ihm Correſpondenzen mit der Heimath, die aber überwacht und ein- 
Sehen werden tönnen, wie Verkehr und Beſuche zu gejtatten. Frei⸗ 
illige Arbeiten und Betheiligung an der Landesinduftrie foll ihm eben- 
08, foweit Zeit dafür übrig bleibt und wiederum feines der erwähnten 
indernifje entgegeniteht, erlaubt??) und der daraus rejultirende Gewinn 
cut vorenthalten, vielmehr zur Verbeſſerung feiner Lage benupt werden, ?®) 
weit er nicht für die Unterhaltungstoften angerechnet wird. 

Wie jeine Perſon frei bleibt von allen unnöthigen Beläftigungen 
ad Beichränkungen, Angriffen und Echädigungen, jo ift auch fein Eigen⸗ 
yamı durchaus geichüßt, und er bleibt — abgejehen von den Waffen — 
ı der Negel auch im Befib der Eachen, die er bei fich führt?) Etwa 
us Sicherheits. oder fonftigen Gründen ihm abzunehmende Gegenftände 
züflen ihm, jobald die Gründe wegfallen oder die Gefangenichaft fich 
mdigt, rejtituirt werden. 

Die Kriegegefangenen haben, auch wenn fie unverwundet und gejund 
ss die Sefangenjchaft gerathen, erforderlichen Falls Anſpruch auf ärzt- 
schen Beiftand und Pflege ganz im Sinne des durch die Genfer Con- 
vention für die VBerwundeten und Kranken Feſtgeſetzten, ebenfo auf Ceel- 
orge?°) und Nechtsbeiftand (natürlich in den Grenzen des Thunlichen) 
ud find im Wllgemeinen überhaupt, dem Geifte jener Convention und 
res modernen Völkerrechts entiprechend, wie die eigenen Soldaten zu 
yalten,?!) nicht fchlechter, aber auch nicht befier. 

Auh der Gefangenentransport regelt ſich im Allgemeinen nad) 
ER vorgetragenen Grundſätzen. Die Gefangenen follen auf demielben 
tamentlich gegen Beleidigungen und vergleichen geichügt werden.°®) 
Tod können nothgedrungen aus dem Zweck der Sicherung folgend, - 
Aamentlich in Anbetracht der unter Umftänden verhältnißmäßig ſchwachen 
S ngömannjchaften Modificationen des Worgetragenen und größere 
Etrenge nöthig werden. 

Was die praktische Befolgung der humanen Behandlung überhaupt 
md der vorgetragenen Sätze im Einzelnen in den Kriegen der Neuzeit 
mbetrifft, jo find neben vielen guten auch ſchlechte Erfahrungen gemacht 
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nommen, fondern muß nach Beendigung feines Gejchäftes zu den Seinigen, 
, erforderlichen Falls unter ficherem Geleit, zurückgeſchickt werben. Natürlich 
unter der Vorausſetzung, daß er ſeinerſeits die Bedingung vollftändiger 
Friedfertigfeit erfüllt, feine Parlamentärftellung nicht mißbraudt und 
nicht3 Unerlaubtes thut.?) 

Die Parlamentäre können aber nicht verlangen, daß ihnen diefe Stellung 
überhaupt eingeräumt wird, d. h. daß fie als Parlamentäre zugelaflen 
und empfangen werden. Es hängt vielmehr Lediglich von der gegenüber: 
ftehenden Heeresmadht ab, ob fie den PBarlamentär empfangen will oder 
nicht.“) Er kann im einzelnen Falle abgelehnt werden und hat fi dam, 
unverlest, jofort zurüdzuziehen. Ebenſo kann die allgemeine Erklärung 
abgegeben werben, daß man während einer beftimmten Leit feine Bar- 
Iamentäre annehmen wolle? Im Iebteren Falle können die trotzdem 
Erſcheinenden nicht beanfpruchen, ald Parlamentäre refpectirt zu werden.‘) 
Nicht minder fteht der den Parlamentär empfangenden Heeresmacht 
die Entfcheidung darüber zu, wie, wo und unter welchen Sicherung 
maßregeln fie den Parlamentär empfangen will,”) und daraus hervor 
gehende perjönliche Beichränfungen und Unbequemlichkeiten, denen der 
Parlamentär unterworfen wird, twie Verbinden der Augen beim Ein 
laſſen in ein Lager oder eine Feftung, Nöthigung zu Ummegen beim 
Ein- oder BZurüdführen und dergl. find feine Verlegungen der dem 
Parlamentär zufommenden unverleglihen Stellung. Unter Umftänden, 
namentlich wenn fie ihre Sendung durch gefährliche Beobachtungen oder del. 
mißbrauchen, können fie auch, falls dies nöthig erfcheint, vorübergehend, 
doch nur fo lange als die Umftände es verlangen, feftgehaften werden‘) 
natürlich ohne weitere Nachtheile für ihre Perfon. Den leßteren aber 
ſetzen ſie ſich aus und geben ihrer Unverleglichkeitsftellung verluftig, wert 
fie in dem Mißbrauch diefer Stellung fo weit gehen, daß fie offenbaren‘) 
Berrath treiben, wie Spioniren oder Anzettelung von Verſchwörungen und 
dgl.1%) In diefem Falle werben fie friegsrechtlich, bezw. als Spione ftrufbat. 

Auch die Parlamentäre müffen durch deutlich erkennbare äußert 
Unterfcheidungsmerfmale kenntlich gemacht werden. Dies gejchieht durch 
allgemein übliche und bekannte Zeichen (Parlamentärflagge — 
Fahne!) — u. dgl.) und Signale (durch Hörner oder Trompete). 

Die zum Zweck des Tragens der erjteren oder der Abgabe der Iepterei 
den Barlamentär begleitenden Perſonen, Tamboure oder Trompeter, find 
ebenfall3 unverleglich1?2) und Haben, unter denjelben Bedingungen, dir 
felbe Stellung wie der Parlamentär ſelbſt. Das Gleiche gilt von etwa 
beigegebenen Dolmetichern oder derartigen Perfonen.!?) 


1) Dies ift aus den im Text angebeuteten Gründen fo natürlich, daß die 
Heilighaltung der Parlamentäre ſchon in den älteften Zeiten anerfannt wurde und 
unter den erjten Keimen völferredhtlichen Bewußtſeins erfcheint, ſowie bei den 
entlegenften, auch uncivilijirten Völkerſchaften üblih ift (vgl. F. v. Martens, 
Völkerrecht IL., ©. 540). Berlegungen des Satzes find gleichwohl noch in der aller- 
nenejten Zeit vorgefommen, namentlich von den granzöfiicden Truppen im 18707 Ier 
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Fällen zum Gegenftande der Eontroverfe geworden, einmal nämlich in 
Bezug auf Die Frage, ob es als Repreſſalie, ſodann bezüglich der ferneren 
Frage, ob e3 in äußerften Notblagen geübt werden kann, 3. B. weil 
man die Gefangenen neben den eigenen Truppen nicht ernähren oder fie 
nicht feithalten und doch ohne eigene Gefährdung nicht ziehen Iaflen kann, 
Dder weil fie aus anderen Gründen zu einer fonft nicht zu befeitigenden 
Kriegsgefahr werden. 

Wir haben e8 bei beiden Fragen mit dem Falle der ausnahmsweiſe 
an Stelle der Krieggmanier tretenden Kriegsraifon und mit dem Satze 
Zu thun, daß die lebtere als das in foldem Ausnahmefalle Kriegs⸗ 
zeothiwendige zuläffig und durch Humanitätsrüdfichten nicht ausgeſchloſſen 
af. Daraus Hat fich die principielle Beantwortung auch dieſer Fragen 
zu ergeben. 

Sie muß bezüglich der Reprefjalien nach dem an früheren Stellen**) 
BHierüber bereitö Geſagten dahin lauten, daß die Repreffalie der Gefangenen- 
2öb Kung bei wirflid dringender und ziwingender Nothlage geftattet ift, 
fei es daß fie als Repreſſalie gegen diefelbe Maßnahme auf der anderen 
Seite, fei es daß fie gegen eine fonftige Ausjchreitung nöthig wirb. 
Rut liegt dem Kriegführenden nicht nur die moraliſche, ſondern auch 
die Kechtspflicht ob, wie die Repreſſalie überhaupt, fo insbeſondere die hier 
um rede ftehende nur dann zu üben, wenn fie zweifellos und unerläßlich 
Nöryig ift,‘5) was nicht leicht der Fall fein wird und glüdlicherweife 
faft nie der Fall geweſen ift. 

Diefelbe die Zuläffigkeit anertennende Antwort muß ertheilt werden 
bez glich der anderen Frage, ob auch aus fonftigen ganz befonderen 
um ı> zwingenden Nothftandsgründen eine Tödtung der Kriegsgefangenen 
txi e gsrehtlich geſtattet ſei. Gewiß iſt in ſolchen Zwangslagen womöglich 
ROcH, ſcrupuloſer zu prüfen, ob die Tödtung wirklich ganz unerläßlich 
MER oh es nicht, wenn auh nur in fajt die Grenze des vom Kriegd- 

Geforderten überfchreitender Weife, möglich ijt, im Intereſſe der 
Wyganität vor fo furdhtbarer Maßnahme zurückzuweichen. Iſt nad) Lage 

Der Umftände aber jene unerläßliche Nothwendigkeit gegeben und Dieje 
Dglichleit nicht vorhanden, — fo ift die Maßnahme kriegsrechtlich 
Sm Täffg.‘e) 


N ) Brüffeler Erflärung Art. 23, Abf. 2. Manuel 61, Calvo $ 1847, 
Ri zzutfhli 8 603, der hier jo formulirt: „Die Kriegsgefangenfchaft ift Kriegs⸗ 

RE gel des Staates und nicht Madtübung der Einzelnen.“ 
S N) So treffend formulirt von Bluntſchli, Völkerr, S. 39 und) 344 (8 601). 
3. ferner Heffter $ 129 und dazu Geffden Note 1, v. Reumann & 46a, 
N nd. Martens 8 113 u. A.: Amerikaniſche Kriegsartitel 49, Manuel, 

Orbem. zu III. 
) Heffter, v. Neumann, Calvo 8 1848, Bluntſchli, Böllerr., 593, 
834, 604 i. d. Noten. 

) Ueber die Fälle, in denen fie aus bejonderen Gründen ausnahms- 
getöbtet werden dürfen, j. den Schluß dieied Paragraphen. Abgejehen von 
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— Nys, Le droit de la guerre et les precurseurs de Grotius, Sect. 6, na 
mentlich p. 114, 134 ff. — Bluntſchli, Das Beuterecht im Kriege, unter I — 
Grotius IO., c. 7 u. 11, auch 21 823 ff. — Bynkershoek, Qu. jur. 
publ. I., c. 3. — Mofer, erfuche IX., 2, 250, 311 ff. — Vattel III, 
ch. 8, 8148 ff. (vgl. mit ch. 14 8 217 ff). — Schmalz, Völkerr. 6. 20 fi. 
— Aeltere Riteratur bei v. Ompteda 88 311,312 und v. Kampp $ 3%, 
auch bei Klüber. — Klüber 8 249. — ©. F. v. Martens 8275. — 
Heffter 88 127,128. — Bluntſchli, Völkerr. ©. 39 u. 340 fi. (59 fj)), 
401 (8 716), 411 (8 737). — v. Bulmerincg, Böllerr., ©. 361. — FJ. v. 
Martens 8 113. — Oke Manning p. 155. — Phillimore, Comm. 
Vol. 3, ch. 7, p. 142, 845 ff. — Halt P. 3, 8131 ff. — Halleck ch.% 
8 6 ff, IL, p. 73 ff. — Zwiß 8177. — WildmanIL, p.26. — Calvo 
81847 ff. — Riquelme IL, 1 c.12. — Bello 2, c.3, 85. — $iore DL 
8 1348, 1352, 1355 ff. — Guelle, Précis I., p. 187 ff., und Guerre can- 
tinentale, p. 136 ff. — Eihelmann, Ueber die Kriegsgefangenfchaft, 1878. 
— Kasparek in Grünhut’s Zeitſchrift für Privat- und öffentliches Recht der 
Gegenwart, Bd. 9, ©. 680 ff. — Domin-Betrufhevecz 113 ff. — Field, 
Outlines, ch. 63 (800 ff), — Brüffeler Erklärung Art. 11,3. — 
Manuel des Bölkerrehtsinftituts 21, 22, 61 ff. — Lentner S. fl. 
— Amerikaniſche Kriegsartitel 48 ff. — Bgl. oben 8 67 fi. 


Eines der Mittel der Kriegführung, Ueberwindung und Unfhäblid- 
machung des Gegners ift die Gefangennahme des letzteren. Die Ent 
widelung des darauf bezüglihden Kriegdgefangenenrechts zeigt in 
befonders hohem Grade die großen Fortfchritte und die völlige, grundfäglide 
Ummandlung, welche das moderne Krieggrecht gegen die alte und mittlere 
Beit aufzumeifen hat. Erſt die Neuzeit betrachtet die Kriegsgefangenſchaft 
eben nur als ein Mittel zur Ueberwindung des Gegners durch (mögliäit 
gelinde) Unſchädlichmachung feiner Combattanten, während im Altertfum 
und Mittelalter die Kriegsgefangenfchaft, conform der damaligen Be 
ichaffenheit des Kriegsrechts überhaupt, ganz anders aufgefaßt und 
außerdem auf alle Perjonen ohne jeden Unterjchied ausgedehnt wurde. 

Sm Alterthum verfielen alle Perſonen des feindlichen Lande, 
die in die Gewalt des Siegers geriethen, auch Nichtkänpfende, Wehrlolt, 
Weiber (diefe unter Umständen vorzugsweife) und Kinder dem Tode 
oder der Sclaverei und wurden, Baterland und Civität verlierend, 
völlig der Willtür des Sieger? unterworfen.!) Dies war, foweit nidt 
einzelne Ausnahmen bejtanden?) oder ebenfall® ausnahmsweiſe Anderes 
vertragsmäßig feitgefegt war, der Hall ſowohl bei den orientalifchen 
Völkern als auch bei Römern und Griechen, wenn ſich auch bei ben 
beiden leßteren allmählige Milderungen und Fortſchritte geltend machten. 

Bei den Juden, Aſſyrern, Phöniciern, Aegyptern bildete auf Grund 
de3 von ihnen geführten Vernichtungsfrieges und religiöfer Vorftellungen?) 
die Mafjentödtung in Verbindung mit mannigfachen Graufanıkeiten aller 
Perſonen des feindlichen Landes die allgemeine Regel.“) Nur die Indiſchen 
Manu-Gejehe nehmen in den oben angegebenen Grenzen einen anderen 
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ſchaft feinen Freibrief gegen eine anderweitig begründete ftrafrechtlihe Verant⸗ 
wortung geben fan; Bluntfchli 602. Bgl. Heffter 8 128, Battel a. a. O. 8 141. 

i) Brüfieler Erkl. Art. 28, Abi. 2, Manuel 68, Abi. 2. 

2) So ift auh wohl F. v. Martens 8 113, 6 zu verftehen. Es können 
namentlich den entflohenen und wiedereingebrachten Officieren zweifellos die ſonſt den 
Dfficieren eingeräumten Vorrechte und Privilegien entzogen werden, jo dab die 
Dies beftimmende Verfügung des Breußiihen Generals Bogel von Yaldenftein 
im 1870/T1er Kriege, welche nach den zahlreihen Entweichungen von auf Ehren⸗ 
wort in größerer Freiheit gelaffenen Franzöſiſchen Dfficieren ebenjo zweifellos 
völferrechtlich bereditigt wie durch die Noth der Umftände geboten war. Unter 
Umftänden, wenn die Noth und das Benehmen der Gefangenen, wie namentlich 
Einreißen des Fliehens dazu zwingen, find fogar Mabregeln gerechtfertigt, durch 
welche andere, unichuldige Gefangene getroffen werden, um dadurch auf Alle ab- 
fchredend zu wirken und häufigen Entweihungen zu fteuern. Deshalb mar jene 
Bogel von Faldenftein'jche Verfügung auch in ihrem anderen Theile, der 
für je eine Entweichung zehn durch das Loos zu beftimmende Andere zu ftrenger 
Haft auf eine Breußiihe Yeltung unter Entziehung aller Borrechte gefangener 
Efficiere zu bringen befahl, kriegsrechtlich völlig beredhtigt; und die vielfachen 
Berurtheilungen, bezw. Schmähungen, welche diefe Berfügung erfahren hat, find 
wenig überlegt: fie überfehen, baß die Maßregel zur Sicherung der Gefangen: 
ſchaft. d. h. für die Hauptſache und den entiheidenden Geſichtspunct, 
bei den vorliegenden Umftänden in Folge der wieberhoften Entweihungen noth- 
wendig geworden war. So auch Dahn, Jahrbücher für die Deutjche Armee und 
Marine, III. ©. 80 und Rüſtow S. 193. Eichelmanns (ES. 151 fi.) Unter- 
ſcheidung in freiwillige (fi) ergeben habende) und gewaltiame Gefangene, wonach 
time verjchiedene Behandlung im Fall der Flucht eintreten joll, ijt nicht be 
gründet (ſchon deshalb nicht, weil im Grunde alle unfreiwillig gefangen find) und 
yeaftifh unausführbar. ©. dagegen auch Kasparet ©. 725. 

2) Brüfjeler Erkl. Art. 28, Abf. 3, Manuel 68, Abſ. 2. Bgl. bie 
Ameritanifhen Kriegsartilel, Guelle, Precis, p. 202, Ealvo. Ein 
Ueberhandnehmen der Fluchtverſuche kann allerdings zu bejonders ftrengen 
Sicherungsmaßregeln nöthigen; vgl. die vorige Note, und während der Flucht 
verfolgt, kann der Fliehende natürlich gemwaltiam, aud mit Waffengewalt am 

ommen gehindert. event. auch getödtet werden: Brüfjeler Erkl. Art. 2R, 
bj. 2, Manuel 68. Ob dabei immer eine vorherige Sommation möglich ift, 

wie die Brüjjeler Erkl. und das Manuel wollen, dürfte zweifelhaft jein. 
- wirklich Entflohene, der fpäter von Neuem Gefangener wird, verfällt auch 
Wichr einmal der disciplinären Beitrafung; Brüjjeler Erkl. Art. 23, Abi. 3, 
»@ nmel 68, Abſ. 3. War er dagegen entflohen, obgleidy er fein Wort gegeben, 
nit zu thun, fo kann er in beiden Fällen, er möge eingebracht oder von 
uem zum Gefangenen gemacht fein, dafür beitraft werden; Manuel 63, Abi. 4. 
te hier erwähnten Puncte find es vorzugsweife geweſen, welche von militäriicher 
ite als praftiich unausführbar bezeichnet worden find, j. v. Hartmann S. 137 
Unten, 138 (vgl. oben Note 6°, aber nicht mit genügendem Grunde, Xentner 
0. Bgl. die Verhandlungen der Brüfjeler Conferenz. 

: Brüffeler Erkl. Art. 28, Manuel 62. S. ober Eichelmann S. 161, 

für die Anwendung der Civilſtrafgeſetze eintritt. 

>, Brüffeler Erkl. Art. 20, Manuel 65, Bluntihli 615. Es iſt dies 
namentlich auch nöthig wegen der nad dem Range :c. fich richtenden Behandiung, 
Berpilegung, Bejoldung, Auswechſelung. 
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getreten waren, allerdings die chriftliche Kirche infofern, als fie fi der 
Sclaverei gefangener Chriften widerfegte;1%) und namentlich wurde uf 
dem dritten Zateraner Concil das Verbot erlaffen, Chriften zu Sclaven zu 
machen und zu verkaufen. Indeſſen blieb nicht nur Hinfichtlich er 
Nichtchriften, Sarragenen und Barbaren, das Recht der Sclaverei, Seer⸗ 
auf als Sclaven u. ſ. mw. bejtehen,!”) fo daß es noch in den Stafli—ti- 
fchen Stadtredhten des 16. Jahrhunderts vollftändig anerkannt wurde _—.") 
fondern auch bezüglich der Chriften beachtete die Praris das Verbot ne oh 
lange Zeit hindurch nit. Erſt im jpäteren Mittelalter drang der ut 
durch, daß die Kriegsgefangenen überhaupt nicht ihren Status verlor—Ten. 
Daß fie perjönliche Gefangene des Einzelnen oder des Truppenkör ers 
wurden, der fie gefangen genommen hatte, änderte fih erft nah wen 
dreißigjährigen Kriege. 

Beendigt wurde die Freiheitsentziehung nur durch Rancon mi: 
rung, Bahlung eines Löfegeldes, deſſen Erpreifung net der 
Befriedigung der perfünlichen Rache des Kriegers, der den Gegner um 
Gefangenen gemacht hatte, für das Ganze während des Mittelalters 
maßgebend blieb.'°) in folches Löfegeld brauchte übrigens nicht einmal 
angenommen zu werden. Es fehlt vielmehr nicht an Beifpielen da Für, 
daß die Ranconnirung verjagt und der Gefangene, wenn dann au der 
in der Gefangenfchaft behaltene Chrift nicht der Sclaverei unterlag ‚) 
lange Zeit und Iebenslänglid in der Gefangenschaft gehalten wırde."') 
Außerdem ward mit dem Löfegelde, wo es angenommen wurbe, #Pehr 
arger Mißbrauch getrieben und oft ungeheure Nangonnirung verlangt”) 

Schidfal und Behandlung der Gefangenen waren häufig Fehr 
hart und unmenfchlich.??) Einfperrungen in Käfige und alle denkbaren 
Duälereien — von den raffinirten Graufanıkeiten gewiſſer befonderd er- 
bitterter, namentlich auch in Deutfchlaud geführter Kriege ganz abgefehen 
— waren an der Tagesordnung, obgleich bei vornehmen Gefangenen 
auch wohl umgekehrt bejondere Milde und Courtoifie in der Behandlung 
geübt wurde,?*) und unter Ritterbürtigen jchon feit den Zeiten bes Nitter- 
thums und des ſich geltend machenden ritterlichen Geiftes Milderungen 
hervorgetreten waren.??) Noch im 17. Jahrhundert erfchien es erforderlich, 
durch Verträge ausdrüdlich zu beftinmen, daß die Kriegsgefangenen nid 
auf die Galeeren gebracht wurden; und bis ins 18. Jahrhundert erhielt 
e3 fich, daß der gefangennehmende Einzelne?‘ über das Schidjel 
des Gefangenen zu entjcheiden und das Löſegeld zu beftimmen hatte, fo 
dag Bluntjchli jagen kann: „Das Mittelalter betrachtete die Gefangenen 
entweder als ein Mittel, Löjegeld zu erprefjen, oder geradezu als Gegen 
ftand der perſönlichen NRacde.”*‘) Ebenſo herrſchten Schrantenlofigteit 
und Willfür bezüglich der der Gefangenschaft unterliegenden Perſonen 
bis in die neue Zeit hinein, und noch Battel lehrt, daß nad) dem be- 
ftehenden Völkerrecht die Gefangennahme der gefammten Bevölkerung 
vollſtändig zuläffig jei.””) 

Tas neue Völferreht hat nım diefe Grundjäge vollftändig umge» 
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“866, 66, 9% a. E. 


%) Soweit ımb in dem Wunſche, daß auch in Zukunft zu fo ſchwerer Re⸗ 
alie bie äußerfte Noth und das Benehmen ber Gegenjeite nie zwingen möge, 
nz» = ıd jeder Fühlende mit den Stimmen in der Literatur einig fein, welche aus 
> zu-amanitätdgründen ſich gegen diefe Repreffalie ausgeiproden Haben. Aber wenn 
DE — ſe Stimmen fo meit gehen, baß fie, wie 3. 8. v. Neumann ©. 115 (vgl. 
amme ah Heffter 8 129, aber auch Battel $ 142) für alle Fälle bie kriegsrechtliche 
u zeeszylöffigfeit der in Rede ſtehenden Reprefialie behaupten, fo ift das eine aus, 
we an and begreiflihem, jo doch übertriebenem und unberechtigtem Humanitätd- 
se Fit fließende Verlennung der Bebeutung, des Ernites unb bes Rechts bes 
me Wi. Aus dem Iehteren folgt unabweisbar die principielle Zuläſſigkeit auch 
vi em fa Reprejialie. Es darf überhaupt nicht überfehen werben, daß auch Hier (wie 
or ach bei der zweiten frage) in eriter Linie die Kriegsnothwendigfeit und bie 
E = eherung des Staates, nicht aber die Rüdficht auf bie etwa um jeden Preis unbe 
ge ist zu laſſenden Gefangenen flieht. Dies überfieht z.B. Eihelmann ©. 199, 
mer zum er behauptet, daß an den Rechten der Kriegögefangenen überhaupt feine Re⸗ 
verwefolien ftattfinden bürften. ©. dagegen Kasparek ©. 729. Es gelten über- 
DEE erupt bezüglich der gegen Kriegsgefangene zuläffigen Mepreffalien im Wefentlichen 
DE über die letzteren geltenden allgemeinen Grundfäße; vgl. oben $ W a. E., 
are 8 81. Ueber die verfchiedenen Anfichten vgl. Eihelmann ©. 180 ff. 


“ So auch Heffter 8 128, indem er fagt: „Weder in dem einen oder 

OEM eren Falle“ (freiwilliger Ergebung oder unfreiwilliger Gefangennahme) „lann 
TE grundfäglich dem Gefangenen noch das Leben genommen werden; denn jebe 
E Karıbte Gewalt endigt, wenn der Gegner widerſtandslos geworden ift, unb be 
Wigt find blos ettwaige Eicherungsmittel. Wo dieje unter den vorwaltenden 
Kerwefänden nicht zur Hand Tiegen oder ergriffen werden können, würde die Roth 
be Eelbfterhaltung und der ferner zu verfolgende Kriegszweck eine Zurückweiſung 
ver angebotenen Uebergabe und jelbft eine Vernichtung des widerftanbälofen, 
eu noch widerftandafähigen gefangenen Feindes entichuldigen. Iſt die Ueber⸗ 
SR Se auf Treue und Glauben erfolgt, geichehen und angenommen, jo fällt aud 
ee Entihuldigung weg, es müßte denn ein Treubruch des Gefangenen ober 
Wne neue burd fein Daſein verftärfte Gefahr hinzugetreten fein.“ 
zu Beientlichen übereinftimnend und mit größerer Entichiedenheit für die Zur 
IS ſigleit dieſer äußerften Maßregel fich auszuiprehen haben den Muth Battel 
“. 0.8151, Riquelme, Bello. Bol. auh Eihelmann S. 104 ff. und 
D. Reumann 3 46a. In der That gehören Muth und Ueberwindung zu einem 
Ofen Ausiprude und zur Beantwortung der die vorhergehende an Peinlichkeit 
DO möglich noch übertreffenden fyrage in dem Sinne, der auch von uns vertheidigt 
Ste). Indeſſen ift die Beantwortung in dieſem Einne aus den Gründen, melde 
Soegentlich der gleichfalls nöthigen Erwähnung der erften Frage angeführt find, 
micht anders zu geben. Die Zuläfjigleit muß nad Kriegs Recht und Roth 
Zageſtanden werden. Es ift deshalb ganz unzufäjlig, wenn Calvo 1855 gegen 
die zulegt genannten drei Autoren von Erftidung des Chriftengefühld und der 
Stimme des Gewiſſens, von einem „erinie de lese-humanite” und Rüdfall in 
© Sitten der Wilden im Innern Afrikas oder auf den occaniihen Anieln Ipricht 
uud diefe Befichtapuncte entjcheiden fajien will. Taran wird auch nichts durch 
Berufung auf ſolche Vorgänge geändert. bei denen die Maßregel der Tödtung 

dor Kriegägefangenen geübt worden iſt, ohne daß thatſächlich eine zwingende 
othwendigleit dazu vorlag, und die deshalb mit Recht allgemein getadelt worden 


—* 
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1) S. Grotius III. c. 11 8 7. gl. oben 8 67. 

2) So nad Griechiſchem Amphiktyonenrecht die Nichttödtung der in Men 
Tempel Geflohenen und bie Römiſche Uebung, diejenigen Belagerten nicht zu 
tödten, welche fich rechtzeitig ergeben hatten (Caesar, Bell. gall. II., 32, Ciceezo, 
De off. 1., 12). 

2) ©. oben 8 67. 

9 S. bezüglich der Juden dad Buch Joſua und vgl. überhaupt Laure mi, 
Müller-Zohmus, Axel Benedix, De praeda 1876, 8 2, Bluntidee I 
Beutereht, Eihelmann a. a. O. 

8) 8 67. 

6) Servi = servati, Pomponius L. 239 8 1, De verb. sign. 50, 16, 
Florentinus L. 4 8 2 De statu hom. 1, 5. 

) So ließ Caeſar 3. B. die Senatoren Venedigs hinrichten, Bell 
gallicum III. 16. S. auch Laurent, V. p. Bl. 

5) Livius I. 38. Oben 8 67. 

9) Ueber den Einfluß wirthſchaftlicher Entwidelung und ölonomifcher Grkimumernde, 
bie bei diefen Wandlungen in Betracht famen, f. die beachtenswerthen Ausführuuummmigen 
bei Kasparet ©. 692 fi. 

10%) Caeſar verkaufte aus demfelben Anlaß, weil fie die Römifchen Geſan ien 
verlegt hatte, die ganze Venetianiſche Bevölkerung (mit Ausnahme der getöbte rien 
Senatoren) in die Sclaverei, Bellum gallicum a. eben angef. D. 

2) op. Holtzendorff in diefem Handb. I. ©. 216. 

1) Cicero, De off. 3, 32. 

18) Bol. Eihelmann ©. 102, Halleck ch. 20 p. 21, Ealvo 8 151. 
Ebenſo fpricht fih ſchon ſelbſt Bynkershoet dagegen a. a. DO. aus. Troß 
erließ noch 1794 der Franzöfiihe Nationalconvent, allerdings in befonberer unge, 
den Befegl, alle in Franzoͤſiſchen Plägen befindlichen feindlichen Truppen, die ſich 
nicht binnen 24 Stunden ergäben, nad) ihrer Ueberwindung zu tödten und ſcogar 
einen allgemeineren, da3 Parbongeben unterfagenden Tödtungsbefehl. Beide De 
fehle kamen aber nicht zur Ausführung, fondern wurden bald, nachdem fie erlcz Fien 
waren, zurüdgenommen. | 

10) C. 2 X. de treuga. 

» Die Willfür äußerte ſich oft in graufamer, unmenfchlicher Weife, |. Ward 
und Bütter, Beitr, ©. 47 ff. 

10) ©. die interefjante Entwidelung bei Nys p. 135 ff. 

17) Dabei erging fi) die Doctrin der Zeit in Unterjuchungen über bie Be 
urtheilung von Apoftaten und Ketzern u. ſ. w. Bgl. Nys p. 139 f. 

19) Mit den Afrikanifchen Staaten waren noch in unferem Jahrhnundert 
Verträge nöthig, um ſich gegen die Anwendung dieſes Brauches zu fichern. So 
im Jahre 1816 zwijchen Großbritannien, den Niederlanden und dem Dep von 
Algier, zwiſchen Großbritannien und Tunis und zwilhen Toscana und Tunis 
vgl. v. Martens, Precis, $ 275a. 

19 Bluntſchli, Völkerrecht 593 in der Note. 

#) Laurent t. X., Nys p. 141, 142. 

2) Nys a. a. DO. 

7) S. Nys p. 140 und den dort angef. Ward. 

2), S. Mote 15. 

*) ©. dafür Beilpiele bei Nys p. 143. 

>) Vgl. oben 8 68. 
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“, 8 65, 66, 96 a. E. 


) Someit ımb in dem Wunſche, daß auch in Zukunft zu fo fchwerer Re 
srefialie die außerſte Noth und das Benehmen ber Gegenjeite nie zwingen möge, 
wirb jeder Fühlende mit den Stimmen in der Literatur einig fein, welche aus 
HGꝛa monitätsgründen ſich gegen diefe Repreffalie ausgefprocdhen haben. Aber wenn 

diefe Stimmen fo weit gehen, daß fie, wie 3. B. v. Neumann ©. 115 (vgl. 
azzcH) Heffter 5 129, aber aud) Battel 8 142) für alle Fälle bie kriegsrechtliche 
Uzezzuläffigfeit der in Rede ftehenden Repreſſalie behaupten, fo ift das eine aus, 
wesen anch begreiflihem, jo doch übertriebenem und unberechtigtem Humanitäts- 
ge FTahl fließende Verkennung ber Bedeutung, des Ernftes und bes Rechts bes 
Krtzeges. Aus dem lehteren folgt unabweisbar die principielle Zuläſſigkeit auch 
die fJ er Reprejialie. Es darf überhaupt nicht überfehen werden, daß auch hier (wie 
omcH> bei der zweiten frage) in erfter Linie die Kriegsnothwendigkeit und die 
Eicherung des Staates, nicht aber die Rüdficht auf die etwa um jeden Preis unbe 
Yeilügt zu lafienden Gefangenen fteht. Dies überfieht z. 8. Eihelmann ©. 199, 
vezen er behauptet, daß an den Rechten der Kriegögefangenen überhaupt feine Re⸗ 
weffalien ftattfinden dürften. ©. dagegen Kasparet ©. 729. Es gelten über- 
hazızt bezüglich ber gegen Kriegögefangene zuläffigen Reprefalien im Weſentlichen 
die über die Ießteren geltenden allgemeinen Grundfäße; vgl. oben 8 96 a. E., 
auch $ 81. Ueber bie verichiedenen Anfichten vgl. Eihelmann ©. 180 ff. 


“, So auch Heffter 5 128, indem er jagt: „Weber in dem einen ober 
anderen Falle“ (freiwilliger Ergebung oder unfreimilliger Gefangennahme) „Tann 
rechtsgrundfäglich dem Gefangenen noch das Leben genommen werben; benn jede 
erlaubte Gewalt endigt, wenn ber Gegner widerſtandslos geworben ift, und be 
rechtigt find blos etwaige Sicherungsmittel. Wo dieſe unter den vorwaltenden 

ftänden nicht zur Hand Tiegen ober ergriffen werben können, würde die Noth 
der Selbſterhaitung und ber ferner zu verfolgende Kriegszweck eine Burüdweifung 
der angebotenen Uebergabe und felbit eine Bernichtung des wiberftandalofen, 
1do noch widerftandsfähigen gefangenen Feindes entſchuldigen. Iſt die Ueber 
gabe anf Treue und Glauben erfolgt, geihehen und angenommen, jo fällt auch 
dieſe Entſchuldigung weg, es müßte denn ein Treubrud des Gefangenen oder 
eine neue burh fein Dafein verftärfte Gefahr hinzugetreten jein.“ 
Im Weſentlichen übereinftimmend und mit größerer Entfchiedenheit für die Zu- 
läffigleit diefer Außerften Maßregel fich auszuiprechen haben den Muth Battel 
a. a O. 8 151, Rignelme, Bello. VBgl. auh Eihelmann S. 104 ff. und 
5. Neumann 8 46a. In der That gehören Muth und Ueberwindung zu einem 
lolgen Ausiprude und zur Beantwortung der die vorhergehende an Beinlichkeit 
womöglich noch übertreffenden frage in dem Einne, der audy von uns vertheidigt 
wird. Indeſſen ift die Beantwortung in diefem Sinne aus den Gründen, welche 
gelegentlidy der gleichfalls nöthigen Erwähnung der erften Frage angeführt jind, 
nicht anders zu geben. Die Zuläjfigleit muß nad Kriegs-Reht und Noth 
zugeitanden werben. Es ift deshalb ganz unzuläjlig, wenn Calvo 3 1355 gegen 
die zulcht genannten brei Autoren von Erftidung des Chriitengefühls und der 
Ztimme des Gewiffend, von einem „crime de löse-humanitc”“ und Rüdfall in 
Die Sitten der Wilden im Innern Afrikas oder auf den occaniſchen Inſeln Ipricht 
und Diele Geſichtspuncte entfcheiden lajien wil. Daran wird aud nichts durch 
die Berufung auf folde Borgänge geändert, bei denen die Maßregel der Tödtung 
von Kriegsgefangenen geübt worden ift, ohne daß thatſächlich eine zwingende 
Rorhiwendigfeit dazu vorlag, und die deshalb mit Recht allgemein getadelt worden 
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3. B. über die Zurüdhaltung wegen bloſer Diciplinarvergehen oder wegen 
cozztrahirter Schulden, ift in der Lehre vom Friedensſchluß und vom 
PFoftliminium zu handeln. 

Die Unterwerfung unter den feindlichen Staat als Unterthan und 
die dadurch herbeigeführte Ummwandlung des Gefangenen- in ein freies 
Urzterthanenverhältniß ſetzt natürlich die Zuftimmung des betreffenden 
Stastes und feine Bereitwilligleit, den bisherigen Gefangenen als Unter⸗ 
tharıen anzunehmen, voraus. 

Auch bei der vor dem Kriegsende Statthabenden Entlajjung kommt 
Besztzutage kein Löfegeld mehr vor. Grundfäglich unzuläffig würde ein 
am einzelne Perjonen zu zablendes Löfegeld fein. Aber auch an den 
Staat wird es nicht mehr gezahlt, es fei denn, daß es ſich um einen bei 
der Auswechlelung vorfommenden Fall handelt. Bei diejer, dem gegen- 
fettigen Austauſch von Gefangenen, welche ebenjo wie die Auslieferung 
m ihrer Wirkung und Bedeutung der einfachen Entlaffung gleich fteht, 
kaun es nämlich vorfommen, daß die auf der einen Seite vorhandene 
Ueberzahl von Auszuwechſelnden duch eine Geldzahlung oder fonftige 

tftung von der anderen Seite ausgeglichen wird.?) 
. Bon der Auswechjelung und Auslieferung felbft ift theil3 wiederum 
m der Lehre vom Friedensſchluß, theils in der von den Kriegsverträgen 
ja Bandeln.?) Dagegen muß an diefer Stelle noch ein anderer Punct 
berührt werben, welder ſich auf die Entlafjung bezieht, und zwar die 
bedingte, namentlich die auf Ehrenwort erfolgende Entlaffung. 

Hinfihtlih diefer ift zu jagen, daß der unter VBedingungen ent- 

ene Gefangene diefe Bedingungen pünctlich zu erfüllen Hat.) Im 
anderen alle würde er, wieder unter die Herrichaft des Nehmeſtaates 
selommen, kriegsrechtlicher Ahndung verfallen,’) ja unter Umftänden jogar 
der Todesftrafe. Beiteht, wie es vorzukommen pflegt, die Entlaffung in der 
auf Ehrenwort übernommenen Verpflichtung, während der Tauer des im 
Gange befindlichen Krieges fich nicht mehr an demfelben betheiligen zu wollen, 
fo Hat der Entlafiene auch dieje Bedingung und fein Wort zu halten®) unter 
dem eben angeführten PBräjudiz, es jei denn, daß ihm das Wort zurüdgegeben 

gelegentlich einer Auswechſelung gegen Loslaſſung eines von der andern 
re gefangenen Kriegers die Uctionsfreiheit wieder gegeben wird. Es kann 
die Abgabe des Wortes aber nicht von ihm verlangt und die bedingte Ent⸗ 
Iefiung ihm nicht aufgedrängt werden.’) Gbenfowenig bejteht für den 
at die Verpflichtung, diefe Entlafiung gewähren zu miüllen.?) 
Vie Iehtere hängt vielmehr lediglich von feinem Ermeſſen ab, cbenjo die 
idung der Frage, in welchem Umfange und welchen Perjonen, ob 
Mr Cfficieren oder auch gemeinen Soldaten?) er dieje Entlajlung ge 
dihren will. Er handelt auf feine Gefahr. Cine weitere kriegsrecht⸗ 
be Regel befteht darüber nicht. Dasſelbe gilt von der Entlaflung auf 
Ehrenwort während der Schlacht, die nicht Ntriegsfitte, aber auch ebenſo 
wie die Entlaflung ganzer Truppenkörper nad der Schlacht nicht unter- 
fgt, fondern dem einzelnen Staate anheimgegeben ijt.!") 
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ers jind bier nur zwei Schwierigkeiten und Controverjen” ; 
* czuuei, die ich in Bezug auf dieſe Art der Entlaffung erhoben habeı 
>. Ze fan es zweifelhaft jein, ob der Entlaffene nur verpflicht 

a syriwirtigen Kriege nicht mehr direct mit den Waffen gege 
Y. .üiajjenden Staat zu kämpfen, dagegen berechtigt, feinem Lani 
uberige militäriſche Tienfte wie Inftructiong- und Bureaudienft 
ilegrieizuägen don Recruten, Feſtungsdienſt im Innern, militärifche 
Da Colbuien oder Kriegen gegen einen anderen Gegner zu leiften 
Su 0 ıyu auch das lehtere, alfo jede militärifhe Thätigkeit, durt 
Se utgegaugene Bedingung unterjagt ift. Hierüber muß Wortlaut um 
Starte der gejchloffenen Vereinbarung entfcheiden,!!) und es wir 
Aiheih ſein, Die Vereinbarung möglichft genau zu formuliren.?) 5 
Sao er wicht geichehen und Täßt ſich aus der vorhanden geivefene 
Fntcutlon nicht mit Beſtimmtheit entnehmen, daß auch jede anderı 
ui un Die in einem Directen Kämpfen gegen den entlaffenden Staat bi 
texxeude Dieuſtleiſtung bat ausgeſchloſſen werden follen, was unter Umftände 
ca wohl möglich ift, jo wird man ſich dahin enticheiden müſſen, da 
ae anderen Dienitleiftungen dem Entlaffenen geftattet find und b° 
Sau tur den entlaffenden Staat fließenden Nachtheile, die z. B. au« 
in Fessuachen ſonſt im Innern gebundener anderer militärifcher Kräf 
age Bönnen, den Staat treffen.) Will er fich dem nicht ausfege: 
wg 08 in feiner Hand, die Entlaffung überhaupt nicht ober nı 
ans Dev ausdrüdlichen Bedingung des Verzicht? auf alle und jei 
Weuſtieiſtungen zu gewähren.) Thut er dies aber nicht, fo ift © 
x Soldaten auferlegte Beſchränkung feiner natürlichen Stellung ſtri 
. unwapretiven, und es kann nicht von ihm verlangt noch ermartı 
cd, daß er ohne eine ihm dies beftimmt auferlegende Verpflichtum: 
Naqang ummatürliche völlige Unthätigfeit in jeder anderen als direc 
wupfeuden Weife übt!) Ob der Einzelne, welcher fein Ehrenwort ge: 
zu ebenfo denkt und im Zweifel die Tarere Interpretation mil 
ara Gewiſſen vereinigen kann oder nicht lieber freiwillig fich der 
tarayaeıı und ſtrengſten Interpretation unterzieht, ift eine andere Frage, 
Su bien, wo es fih um den rechtlichen Anſpruch der Kriegspartet 
ya, nicht ind Gewicht fällt. 

Sodann ift e8 in Frage gezogen worden, ob die Regierung des 
Erima. welchem der auf Ehrenwort Entlaffene angehört, das gegebene 
Wort und die eingegangene Verpflichtung anerkennen und den Entlaſſenen 
ud ıbrerjeits don teiterer Antheilnahme am Kampf zurüdhalten müſſe, 
Iuſtait ihn dazu zuzulaſſen oder etwa gar zu nöthigen, oder mit andere 
werten denn darauf kommt e3 mit der Bedeutung dieſer Frage 
hiuaus ob ein Soldat das in Rede ſtehende Verſprechen überhaupt 
bindend geben könne. 

Sir Frage iſt zu bejahen, wenn den Soldaten durch ihre Landes⸗ 
gehernebung Die Uebernahme der in Rede ftehenden Verpflichtung ge 
matter ij, !”) zu verneinen, wenn fie ihnen unterjagt iſt.!) Im erfteren 
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Sem Wie darf der betreffende Staat von den Entlafjjenen Dienfte, zu deren 
Rackhtleiftung fie fich verpflichtet haben, weder fordern, noch auch nur 
arg mwehmen. Zweifelhaft ift e8, wenn weder das Kine noch das Andere 
de Hall if. Doch wird dann eine Bejahung der Frage angenommen 
wezben müflen!®) wegen der bei nicht ausdrüdflichem Verbote zu präfu- 
mũ enden bona tides des entlaflenden Staates und der auch im Kriege 
ho H zu baltenden und in Zweifel eher zu ftreng als zu lag zu inter 
per Kirenden allgemeinen fides. 

Berfönlich ift aber der auf Ehrenwort Entlaffene unter allen Um⸗ 
ſicx Tnden zum Halten feines Wortes verpflichtet. Auf welche Weife er einen 
uud der Abgabe desjelben refultirenden Conflict mit feiner Regierung Löft, 
fe Seine Angelegenheit. Aber wie er perfönlich eine Ehrloſigkeit begeht, 
wezun er da3 einmal gegebene Wort bricht, jo bleibt er mit feiner Perſon 
unchH dem Staate, dem er es gegeben, verhaftet und verfällt, in deſſen 
Gexvalt zurüdgelommen, der Beſtrafung desfelben, mag er auch zur Ver⸗ 
leggumg des gegebenen Berjprechens durch feine eigene Staatögewalt ge- 
25tlhigt worden fein.!?) 


ij Weshalb diefe nur, wie v. Bulmerincq ©. 362 Iehrt, gegenüber un- 
Wi Lifirten Völkern zuläffig fein fol, ift nicht erfichtlih. Sie ift ein thatjäd- 
li cher Endigungsgrund ber Kriegsgefangenſchaft ebenfo wie in innerftaat- 

Berhältnifien die Flucht des Berbrechers ein thatfächliher Strafausfchliekungs- 
Fan) if. Die im Deutichen oft vorlommende, auch in Preußen nocd 1806 
tl angewandte Schreibweife „Ranzionnirung“ iſt falfh, das Wort kommt 

rancon (ranzone, ranzon). 

) Bol. Amerikan. Kriegsartitel 108 und Yield 830. 

) ©. darüber unten an ben betrefienden Gtellen. 

9 Brüffeler Erfi. Art. 31, Manuel 76. 

N) Brüffeler Erkl. Art. 33, Manuel 78. 

N Rote 4. 

N Brüffeler Erkl. Art. 32, Manuel 77. 

) Brüjieler Declaration Art. 32, Manuel 77. 

*) Ueblich ift die Entlaffung auf Ehrenwort bis jet nur bei Difficieren ge- 
Defen Die Amerilan. Kriegsartitel 126, 127 laſſen zwar auch das Ehren- 
B Ort der Soldaten zu, aber nur, wenn fie von ihren Dfficieren zur Abgabe 

ermächtigt find. Die Brüffeler Declaration Art. 3l und Manuel 76 
ehen dagegen von der Beſchränkung auf Dfficiere ganz ab, ebenfo Guclle, Prec., 
p. 8; vgl. Bluntſchli 621. 

Under Bluntfhli 622 und die Amerilan. Kriegsartilel 128, 
“ad Fiore 1361, Guelle, Precis, p. 7. 

) In der Genfer Conv., Art. 6 Wbf. 4 und in den Zufag-Artilein zu Art. 5 

keit es bezüglich der verwundet in die Hand des Feindes Gefallenen: „a la con- 
ion de ne reprendre les armes pendant la durée de la guerre“ und ebenfo 
werde den 1870/71 von Deutſchland im eriten Theile des Krieges entlafienen 
ieren nur bie Bedingung auferlegt, in diefem Kriege nicht mehr gegen Deutich- 
ind zu ſechten. Durch die letztere Faſſung waren anderweitige Dienftleiftungen 
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Sicherung hinausgehende Maßregeln, Einjchließungen, Feſſelungen, ftrafen- 
artige Beſchränkungen in der freien Bewegung find dagegen, ſoweit fiem 
nicht aus beftimmten Gründen nothivendig werden, ebenſo ausgeſchloſſer 
wie vexatoriſche Beläftigungen,?) und die Localitäten müſſen thunlidg- 
gefund, reinlih und anftändig, auch möglichit feine Gefängniffe, nocy 
zum Wufenthalte von deportirten Verbrechern bejtimmte Orte?) und vozz 
den Strafanftalten getrennt fein.) Daß fie nicht zu entfernt fein 
dürfen, wie wohl gefordert wird,!!) dürfte fich als allgemeine Vorſchrift 
faum aufftellen lajlen, obgleich nicht nur die allgemeine Humanitäts- 
rüdficht, fondern auch der alle unnöthigen Beſchränkungen unterfagende 
Rechtsſatz auch Hier zu gewillen Grenzen führen. 

Freie Bewegung innerhalb der Localität oder auch der ganzen Drt- 
ſchaft ift, foweit es thunlich und nicht Gründe entgegenftehen, zu ge 
ftatten. Namentlich pflegt man den DOfficieren auf Wort Freiheiten zu 
gewähren.!?) Doch bringen der Zwed der Sicherung und die Natur 
der Sadje es mit fich, daß die Gefangenen der Hausordnung, der ſonſt 
eingeführten Ordnung und Disciplin, wie überhaupt dem Commando 
und der Beauffichtigung der fie gefangen Haltenden unterworfen find; 
fowie auch, daß fie, namentlich die Gemeinen, zu mäßiger, ihrer Lebenk 
ftellung entjprechender Arbeit angehalten werden fünnen.!?) Diefe Arbeiten 
dürfen aber feine unangemefjenen, gejundheitögefährlichen, entkräftigenden 
oder unmwürdigen und namentlid) feine folchen fein, durch welche die &e 
fangenen den directen Krieg3operationen gegen ihr eigenes Vaterland dienen 
müßten,14) wie fie auch nach heutigem Recht zweifellos nicht zum Eintritt 
in feindliche Mititärdienfte gezwungen werden können. Sie dürfen vollends 
nicht zur Mitlämpferfchaft,"?) noch auch zu Ausfagen über ihr Land ode 
ihr Heer!) gezwungen werden. 

Auflehnungen, Snfubordinationen, Unanftändigkeiten, Mißbrauchungen 
der gewährten Freiheit berechtigen zu ftrengerer Haft, bezw. Strafen,’ 
wie auch begangene Verbrechen und Vergehen die lebteren nad 
ziehen.) Dahin gehören namentlih Meutereien und Fluchtcomplotte, 
während Fluchtverfuche Einzelner nur zu ftrengerer Detention und lieber 
wachung oder auch zu disciplinären Ahndungen,!?) die allerdings unter 
Umftänden fchwere fein können,?®) nicht aber, da fie nur als Aeußerungen 
des natürlichen Freiheitätriebes, nicht einmal als Abjchüttelungen einer 
Strafe, jondern eines Unglüds und der kriegeriſchen Unthätigleit er⸗ 
ſcheinen und kriegsrechtlich nicht für ein Verbrechen gehalten werben, za 
Strafen berechtigen;??) es fei denn, daß die Flucht unter Bruch des Ehren 
wortes, nicht entfliehen zu wollen, gejchehen ift, in welchem Falle ſchwere 
Strafe, ja jogar die Todesjtrafe eintreten kann. 

Ueberhbaupt unterfteht der Gefangene den Geſetzen und der Net 
ordnung des Landes und Drtes, in welchem er fich befindet, namentli 
der für die Truppen geltenden DOrdnung.??) Er ift den Behörden und 
ihren Organen zum Gehorjam verpflichtet, ſowohl in allen ben Dingen, 
in welchen ein allgemeiner bürgerlicher Gehorfam verlangt werben kam, 
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vor dieſen bevorzugende Behandlung u. f. wm. Bol. Rüſtow und Lentner 
a. a. D., Lueder, Genfer Eonv., ©. 334 ff, v. Hartmann, v. Neumann 
g 46.2. ©. 116. Guelle, Precis p. 212, Kasparet ©. 728. Die Bedenken 
wacdhten, wenn man überlegt, daß die Verpflichtung, nichts gegen das Intereſſe 
ve Mehmeſtaates Zaufende zu thun, fogar zu der Conſequenz führen müßte, daß 
ver GEntlaffene in feiner Heimath auc keinen Civildienſt übernehmen dürfte in 
oUers Fällen, in denen die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen wäre, daß er dadurch 
andere Kräfte, bie bisher durch die Leiftung biejes Civildienſtes gefeflelt waren, 
‚u SPrriegsd- oder fonftigen militärifchen Dienften frei machte. ©. aber Guelle, 
Precis, p. 208 und bie dort in Rote 2 Angef. Deshalb ift auch in einigen 
Zänberm den Truppen, Officieren wie Soldaten, das Ahgeben des Ehrenwortes unter- 
jagt zworben, fo in Defterreih. Und außerdem wird man nad) den im 1870/71er 
Deutfchranzöfifhen Kriege, in welchem eine große Anzahl Franzöfifcher Officiere 
das Wort brachen (Bismard’fche Depeihe vom 14. December 1870, Breuß. 
Sta @tsanzeiger vom 22. December 1870, Queder, Genfer Eonv., S. 836 
und Die dort Angef., Joh. Scherr, Bier Bücher Deuticher Geſchichte, 2. Bd. 
€. 24. 2%, wonach 145 Franzöfifche DOfficiere, darunter 3 Generäle, 1 Oberft, 
2 Dberftlieutenants, 3 Eommandanten, 30 Capitäne ſich des Ehrenwortbruchs 
u dig gemacht haben), zu Tage getretenen erfchredenden Erfahrungen wenigſtens 
Staaten gegenüber, bezüglich derer ſolche Erfahrungen gemacht worden find, wenig 
ung empfinden, ſich auf Freigabe gegen Ehrenwort einzulaffen. Dies zeigte 
fh ſchon im Verlauf des Deutich-Franzöfichen Krieges felbft, indem die Deutfche 
erung durch die erwähnten Vorkommniſſe genöthigt war, von den bis dahin 
PR Tiberal gewährten Freilaſſungen abzufehen. Andererſeits ift in der Franu⸗ 
en Rationalverfammiung, nachdem früher bie Ehrenmwortbrüdigen von ber 
aöfifhen Regierung unbedenklich wieder zum Dienft zugelaffen wurden, dieſes 
ber fahren ſpäter gerügt worden. Die von Franzöſiſcher Seite vorgebrachten 
katſchudigungen dieſer Ehrenwortbrüche find meiſt ganz unſtichhaltig; ſ. 3. ©. 
Gaelle, Pre&cis, p. 211 (auch 205), obgleich einzelne von Deuticher Seite ent- 
diesen verurtbeilte "Fälle zweifelhaft fein mögen. 
20 Bräffeler Erkl. Art. 31, Abf. 1 u. 2. 
“7, Die Unterfagung, die 3. B., wie bemerkt, Defterreich bereits ausgeiprochen 
Lürfte nach den gegen die ganze Einrichtung beftehenden und hervorgehobenen 
das Nichtigfte fein: vgl. Rüftom ©. 1%, 191, Lentner ©. 101. 
Une Entlafiung in einzelnen bejonderen Fällen wäre dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
da ſie in ſolchen Fällen ausnahmsweiſe vereinbart und von der Macht, welcher 
der zu Entlaſſende angehört, genehmigt werden könnte. 
“ Bol. Guelle a. eben angef. D. 


a Nach Bluntſchli, 626, und den Amerikan. Kriegdartileln, 131, hätte 

der Entlaſſene, befien ehrenwörtliches Verſprechen von feiner Regierung nicht ge- 
wird, fih dem Feinde zur Kriegsgefangenſchaft wieder zu ftellen, würde 

«ber, wenn der Ießtere ihn nicht annimmt, von feinem Verſprechen entbunden und 
ja ſernerem Kriegädienfte frei fein. ©. auch Fiore 1361. Vgl. Calvo 51861 a. €. 
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worden. Ausgezeichnet gut und geordnet war die Behandlung a. 
maſſenhaften Kriegsgefangenen während des letzten Deutich-Franzöfiidy a 
Krieges in Deutichland,??) entgegenftehende Behauptungen find als v1 
ftändig unwahr nachgewieſen; während die Behandlung der Deutfdip« 
Gefangenen in Frankreich mehrfach zu begründeten Klagen Anlaß gegeine 
bat,°*) namentlih auch auf den Zransporten, wofür die Erregung zır 
Erbitterung der Befiegten und der Umſtand al? Erklärung und Entjhuldigarn; 
angeführt werden mag, daß gegen Ausichreitnugen des erregten Pölbels 
überhaupt bei jeder Nation ſchwer Schub zu fchaffen ift.?) Dagegen ge 
währte die sranzöfiiche Regierung den Deutfchen Gefangenen einen befleren, 
wenn auch, wenigftend was die gemeinen Soldaten anbetrifft, immer zur 
Heinen Sold. Auch in Rußland war während des lebten Krieges gegen die 
Türkei die Behandlung der Gefangenen löbli und wohl geordnet,’ de 
gleichen in Defterreich während der jüngften von ihm geführten Kriege. Da 
gegen bat 3.8. das Verfahren, welches in Kriegen der Neuzeit von England”) 
und den Amerikanischen Südftaaten?®) (nicht blos in der bereits in Note ll 
erwähnten Weife) gegen die feindlichen Kriegögefangenen geübt worden if, 
mit Recht Tadel gefunden. Rühmenswerth ift in den Ießten Kriegen viel 
fach die für Die milde Geftaltung des Looſes der Kriegsgefangenen arbeitende 
Privatthätigfeit hervorgetreten.’?) 

In neuefter Zeit ift zur weiteren Sicherung der humanen Behand 
lung der Kriegögefangenen vorgefchlagen worden, diefe Behandlung urh 
Commifläre des gegenüberftehenden (oder eines neutralen) Staates über: 
wachen und controliren zu laſſen.“o) Dies kann aber unmöglich vor 
gefchrieben und den Staaten ald allgemein verbindliche Pflicht aufer- 
fegt werden (ob man es freiwillig geftatten will, ift eine andere Frage)" 
und würde außerdem gerade in den Fällen, in denen es wichtig wärs, 
unausführbar fein.“?) 

Schließlich ift noch nach dem in Ausnahmefällen den Kriegsgefangenen 
gegenüber beftehenden Tödtungsrecht zu fragen. Daß dieſes in denfelben 
Ausnahmefällen befteht, in welchen der Staat es feinen eigenen und in 
feinem Gebiet delinquirenden fremden Unterthanen gegenüber übt, 
bedarf feiner bejonderen Erwähnung. Denn die gefangenen Fremden 
ftehen nicht beffer als die aus anderer Veranlaffung im Inlande Lebenden 
und die Angehörigen des letzteren felbft. Sie verfallen deshalb, mie 
bereitö bemerkt, der Todezitrafe ebenfo gut mie die beiden anderen Kr 
tegorien von Perfonen, wenn fie gemeine Verbrechen begehen, welche mit 
der Todeaftrafe bedroht find. Dasfelbe gilt, wenn fie fi, wie ebenfalld 
bereit3 bemerft worden ift, folcher Handlungen ſchuldig machen, auf 
denen nad) bejonderer friegsrechtlicher Satzung die Todesftrafe Steht; 
und endlich ift auch das Feine weiterer Beiprechung bedürftige Ausnahme, 
daß gegen die Gefangenen in Fällen der Widerfeglichkeit, des Flucht⸗ 
verjuches und dergleichen von den Waffen mit möglicher Weiſe tödtlichem 
Frfolge Gebrauch gemacht werden darf.*°) 

Dagegen ift das Tödtungsrecht des Nehmeftaates in zwei bejonderen 
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Liegen, und fie ſoll deshalb gejchehen, wenn fie ohne Verlegung bes 
Kriegszwecks geichehen fann. Sie muß aber unterlafjen werden dürfen, 
wenn Letzteres nicht der Fall iſt, und eine allgemeine Vorſchrift der 
Ankündigung kann deshalb nicht beftehen.’) ine ſolche Vorfchrift könnte 
nur dahin lauten, daß die Ankündigung jtattzufinden hätte, falls jie der 
Kriegführung zuläffig erjchiene,) und würde in dieſer Beſchränkung 
mindeſtens unnüß fein. 
Ebenfowenig kann die gleichfalls wohl aufgeitellte Forderung, daß 
Die Beſchießung auf die Feſtungswerke befchränft werden müffe, für ge- 
rechtfertigt erklärt werden, obgleich auch dieje Forderung den Humanitäts- 
rüucjichten zu entiprechen fcheint und die Feſtungswerke das unmittelbare 
Obiject der Bertheidigung und des Widerftandes find. Denn abgejchen 
Davon, daß cine folhe Beſchränkung meift undurhführbar fein wird, 
Mixe fie wieder die Wirkfamkeit der Maßregel gefährden künnen, indem 
gerade die weitergehende Zerftörung und die dadurch auf die Einmohner- 
icha fF t hervorgebrachte Wirkung den Widerjtand brechen umd die Uebergabe 
Beiführen kann,') auch die die Feſtung vertheidigenden Combattanten, 
l ſich nicht blos in den Feſtungswerken zu befinden brauchen, eine 
nicht zu beanfpruchende Schonung erfahren würden, und das Angriffs- 
object ift der ganze beieftigte Ort, deflen ftädtijche und fortificatorifche 
eftandtheile eine untrennbare Einheit bilden, ſowohl in militäriicher, 
als auch in politiicher und volfswirthichaftlicher Beziehung und defien 
Sarnze bei der Heutigen Auffafiung und Bedeutung der 
Keit ungen einen wichtigen Gentral- und Stüßpunct des Yandesvertheidi- 
gungsiyitems bildet.®) 
Gewiſſe Theile und Gebäude der Feſtung, wie Nirdyen, Schulen, 
Bidliotheken, Kunſtſammlungen ſollen dagegen ebenſo wie die Hoſpitäler 
und Sanitätsanſtalten möglichſt geſchont werden,“) obgleich das 
namentlich bei der Beſchießung natürlich auch bei der beſten Abſicht 
Nicht mit Sicherheit durchführbar iſt.!“) Sie müſſen dann aber, ſofern 
8 nicht ſchon von ſelbſt geſchieht, als ſolche keuntlich gemacht werden, '!) 
und dürfen außerdem nicht unredlich zu Vertheidigungszwecken, wir z. B. 
sur Unterbringung von Bejapungsmannichaften benupt werden.!“) in 
welchem alle fie der Schonung verlujtig gehen würden. Ganz un— 
zuläſſig und geradezu widerfinmig iſt aber das Anfinnen, die Beſchießung 
Aner Feſtung hätte deshalb überhaupt zu unterbfeiben, weil beionders 
Diele oder bejonders koſtbare Bau und Kunſtdenkmäler, Schätze der 
Siſſenjchaft u. ſ. w. ſich in ihr befänden, die ja ſelbſt bei beabſichtigter 
Shonung verlegt oder zerjtört werden könnten. Durch vine ſolche Rüd- 
NHr fanrı fich keine Kriegführung hemmen lafien, am wenigiten, wenn 
 Niederwerfung des betrefienden Platzes etwa von bejonderer Wichtig. 
r für die Kriegführung fein follte, und hat ſich noch feine hemmen 
alien.) Wenn man die friegeriiche Gefährdung folder Schätze nicht 
il, jo muß man ſie nicht im Feſtungen legen, oder feine Plätze zu 
tungen machen, die ſolche Schätze bergen,'t) was deshalb auch ebenſo 
endtad des Kölferrechts IV. au 
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diefen bejonderen Yällen ift jede Tödtung heutzutage ausgeſchloſſen, auch bie d 
Bertheidiger eines feſten Platzes nad) hartnädiger Verteidigung; |. ſchon Bat —⸗ 
a. a. O. 8143. Wildman IL, 25, 26, Heffter $ 128. 

8, Brüffeler Erfi. Art. 23, Abi. 3, Manuel 63. 

%, Manuel, Vorbem. zu IH. Ebenſo die moderne Doctrin, die ſich Wie 
in großer Uebereinftimmung unter fi wie mit den Godificationsverfuhen de. 
findet. Die fcharfen Vorwürfe, welche von militärfchriftftelleriiher Seite (|. za. 
mentlih v. Hartmann ©. 137) in diefer Beziehung erhoben worden find, er- 
fcheinen, wie bei aller Geneigtheit, den von dieſer Seite kommenden Vedenlen 
Rechnung zu tragen, gejagt werden muß, nicht hinlänglich begründet; vgl. Lentner 
©. 99. Bu weit gebt eher Domin⸗Petruſhevecz mit wirklich allzu detaillirten 
Vorſchlaͤgen. 

N Brüſſeler Erkl. Art. 24, Manuel 66. 

®, Brüffeler Erkl. Art. 24, Manuel 66. 

% gl. F. v. Martens 8 113, 2a. E. ©. aber Note 11. 

10 Bluntſchli 604. 

1) So von Domin-PBetrufhenecz. Andere, fo Klüber, geſtatten ba- 
gegen bie Internirung in entfernten Gegenden ausdrücklich. In Rußland wurden 
noch 1812 und 1813 die Franzöſiſchen Gefangenen nah Sibirien trandportit, 
und im jüngften Nordamerikaniſchen Bürgerkriege Tamen Gefangenhaltungen von 
norbftaatlihen Soldaten in füdftaatlichen Gefängniflen, die auch fonft den Ur 
forderungen an die VBeichaffenheit der Localität nicht genügten, vor. 

iy Bluntſchli 604. Der Bruch dieſes Wortes berechtigt nicht nur gu 
Entziehung der gewährten Freiheiten, fondern auch zu ftrenger Beftrafung. Bel 
Note 20 und den folgenden Paragraphen. 

18) Brüffeler Erkl. Art. 25, Manuel 71. Die Meinung Calvo’3 g1%8 
und Fiore's, 1358, daß die Vetheiligung an Arbeiten von dem freien Wilen 
der Gefangenen abhänge, entipricht weder dem beftehenden Kriegsrechte, nod ber 
Jenen im Verhältniß zu den eigenen Truppen gerechter Weife anzuweiſenden 
Stellung. Anders aber auch Rüſtow ©. 192, der jedoch ebenfalls Unrech 
hat, wenn er behauptet, daß bie Unzuläffigteit eines Zwanges zur Arbeit im 
Ganzen als Princip feftgehalten werde. Die herrfchende Meinung ift burdass 
für die im Text vorgetragene Anſicht. 

14) Brüfjeler Erkl. Art. 25, Manuel 71. Lebteres ift aber noch mit 
der Fall. wenn es fih um dem Kriege überhaupt dienende Arbeiten, z. B. um 
folde an entfernt liegenden Feitungsbauten und überhaupt um blofe Wbwelr 
arbeiten (f. aber Brüffeler Erkl. 25, Manuel 71 und dv. Bulmerinct. 
Völkerrecht S. 361, Rüftom ©. 192, Geffden, Dahn, Eihelmann) handelt 
Bel. Ealvo S 1858, Bluntſchli, Völlerreht 608. Auch Ifficiere können zum 
Ausgleich für ihren Unterhalt principiell zu ftandesgemäßen Arbeiten, 5 ®. 
Bureauarbeiten oder Beaufſichtigung der Goldaten-Arbeit angehalten werden 
Lie Kriegsfitte macht davon aber feinen Gebrauch; vgl. Guelle, Precis, 
p. 201, 202. 

IN Brüſſeler Erkl. Art. 26, Manuel 70. 

1, Manuel 70. 

MM Rrüffeler Erkl. Art. 23, Abi. 4. Manuel 67. 

18) Auch vorher begangene unteritehen, ſoweit fie nad) internationalem Erraf: 
recht ftrafbar, der Strafgerihtsbarfeit, indem die zufällig eintretende Kriegägefangen- 
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*) Bluntſchli 606. 

») Brüjjeler Erkl. Art. 27, Manuel 69. Hier wird die Verpflicht— 
zur Ernährung und Unterhaltung unbedingt ausgeſprochen, während Bluntſcha 
bie Verpflichtung nur für den Fall anerkennen will, daß der Gefangene nicht 
ſich felbft zu forgen im Stande ift, jei ed durch Baarmittel oder Durch Credit. D 
wird dieſe letztere Beſchränkung in ſolcher Allgemeinheit ſich Taum aufftellen If 
wenn auch der gefangenhaltende Staat berechtigt ift, Verwendung der nachweis W 
im Beſitz des Gefangenen befindlichen oder in feinen Beſitz fommenden Mittel Zꝛ 
Beſtreitung feines Lebensunterhaltes anzuordnen. 

20) Bgl. Brüffeler Erkl. Art. 27, Abſ. 3 und Manuel 69, Abf- 3; 
Calvo 5 1557, Bluntſchli, Völkerrecht 605 in der Note. 

2) Brüffeler Erkl. Art. 25, Abi. 2. gl. auh Manuel 72. 

#0) Brüſſeler Erfi. Art. 25, Abi. 3, Manuel 72. | 

9 Brüfjeler Erkl. Art. 23, Manuel 64. Bgl. hierüber unten bie Lehre 
vom Beuterecht und die Verhandlungen der Brüffeler Conferenz, and 
Eihelmann ©. 109 ff., der fich mit Unrecht gegen die Ausnahme ber Waffen 
ausfpridt. Die Amerikaniſchen Kriegsartitel 72 nehmen aber große Geld» 
jummen aus. gl. Field 805. 

3%) Bol. Eihelmann ©. 184 ff., der aber in feinen Ausführungen wohl 
etwas weit gebt. 

2) Bol. Brüffeler Ertl. Art. 27, Abſ. 3 und Manuel 69, Wh. 2; 
Bluntfchli 605 in der Note. 

32 Bluntſchli 601, Note 2. 

3), Es fam, namentlich im Anfange des Krieges, jo Iange das Betragen der 
Gefangenen felbft nicht zu größerer Strenge zwang, jogar wohl zu weitgehende 
Milde und Rüdfiht vor, und die thunlichft weit gehende Rückſicht ift, ſoweit wicht 
jener Zwang eintrat, immer genommen worben, u. A. bezüglich aud ber E⸗ 
nährung (weißes Brot ftatt des landesüblichen ſchwarzen). 

”, Bismard’ihes Eircular vom 9. Sanuar 1871. Bol. Geffden a 
Heifter 8 129, Note 3, Bluntſchli 601, Note 2. Bemerkungen wie die Calvo's 
8 1849 ©. 161 oben, die den Unfchein erwecken, al3 ob die Behandlung der Ge 
fangenen auf beiden Seiten die gleiche geweſen fei, entiprechen nicht ber gefchichtlidhen 
Wahrheit. Das Genfer internationale Comite, welches fich die doppelt 
Sreiheit nahm, 1) ſich überhaupt einzumifchen und 2) fchlechte Gefangenenbehand 
Yung in Deutichland und gute in Frankreich zu behaupten, ift vom Dentſchen 
Centralcomits der Verwundetenpflege ebenjo würdig wie gründlich wiberlegt 
worden; f. Bulletin international 1870 p. 92 f. Ein unparteiiſches Ur 
theil eines Franzojen über die Behandlung der Franzöſiſchen Gefangenen j. ebew 
daſelbſt 1871 p. 50. 

5, Vgl. Lentner ©. 98. 

36) F. v. Martens IL, ©. 499. 

27) Bluntſchli 601, Note 2. 

ss Calvo 8 1856, Bluntſchli 601, Anm. 2. 

39, Vgl. Bluntſchli, Lentner a. a. O. 

4%) So von Domin⸗Petruſhevecz CXVI. 

a) Bol. v. Neumann $ 46a ©. 115. 

42) Beifpiel: der 1870/7ler Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg. 

419) Vgl. oben im Text dieſes Paragraphen. 
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3. 8. über die Zurüdhaltung wegen blojer Diciplinarvergehen oder wegen 
contea hirter Schulden, ift in der Lehre vom Friedensihluß und vom 
Koftliminium zu handeln. 
Die Unterwerfung unter den feindlichen Staat ala Unterthan und 
die Dadurch herbeigeführte Ummandlung des Gefangenen: in ein freies 
Unterthanenverhältniß ſetzt natürlih die Zuftimmung des betreffenden 
Staates und feine Bereitwilligfeit, den bisherigen Gefangenen als Unter⸗ 
hanen anzunehmen, voraus. 

Auch bei der vor dem Kriegsende ftatthabenden Entlafjung kommt 
heutzutage fein Löfegeld mehr vor. Grundfählich unzuläffig würde ein 
R einzelne Berjonen zu zahlendes Löfegeld fein. Uber auch an den 
Staat wird es nicht mehr gezahlt, es fei denn, daß es ſich um einen bei 
der Auswechfelung vorkommenden Fall Handelt. Bei diejer, dem gegen- 
Kitigen Austaufh von Gefangenen, welche ebenfo wie die Auslieferung 
Mm ihrer Wirkung und Bedeutung der einfachen Entlafjung gleich ſteht, 

ed nämlidy vorfommen, daß die auf der einen Seite vorhandene 
leberzahl von Auszuwechſelnden durch eine Geldzahlung oder fonftige 
Yeiftung von der anderen Seite auögeglichen wird.?) 

Bon der Auswechſelung und Auslieferung felbft ift theild wiederum 
m der Lehre vom Friedensſchluß, theils in der von den Kriegöverträgen 
MR Bandeln.?) Dagegen muß an diefer Stelle noch ein anderer Punct 
berührt werben, welcher ſich auf die Entlafjung bezieht, und zwar bie 
bedingte, namentlich die auf Ehrenwort erfolgende Entlaffung. 

Hinfichtlich diefer ift zu jagen, daß der unter Bedingungen ent- 

e Gefangene dieje Bedingungen pünctlich zu erfüllen bat.t) Im 
anderen alle würde er, wieder unter die Herrichaft des Nehmeftantes 
velommen, kriegsrechtlicher Ahndung verfallen,°) ja unter Umftänden fogar 
der Todesftrafe. Beſtehi, wie es vorzukommen pflegt, die Entlaffung in der 
af Ehrenwort übernommenen Verpflichtung, während der Tauer des im 
Gange befindlichen Krieges fich nicht mehr an demfelben betheiligen zu wollen, 
fo hat der Entlafjene auch diefe Bedingung und fein Wort zu halten“) unter 

eben angeführten Präjudiz, es fei denn, daß ihm das Wort zurüdigegeben 
der gelegentlich einer Auswechſelung gegen Loslaſſung eines von der andern 
ie gefangenen Kriegers Die Actionsfreiheit wieder gegeben wird. Es kann 
Die Whabe des Wortes aber nicht von ihm verlangt und die bedingte Ent⸗ 
ihm nicht aufgedrängt mwerden.‘) Ebenſowenig befteht für den 
Sehmeftant die Berpflichtung, diefe Entlafjung gewähren zu müflen.® 
Ve Iektere hängt vielmehr lediglich von feinem Ermeſſen ab, cbenjo die 
Eetſcheidung der Frage, in welchem Umfange und welchen Perſonen, ob 
Mar Dfficieren oder auch gemeinen Soldaten?) er dieſe Entlaſſung ge⸗ 
Bipren will. Gr handelt auf feine Gefahr. Eine weitere kriegsrecht⸗ 
Ede Regel befteht darüber nicht. Dasjelbe gilt von der Entlaſſung auf 
Senwort während der Schlacht, die nicht Kriegsfitte, aber auch ebenſo 
Die die Entlafiung ganzer Truppenkörper nach der Schlacht nicht unter- 
Rgt, fondern dem einzelnen Staate anheimgegeben ijt.'") 
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find, wie die Tödtung der Gefangenen dur Heinrid V. von England nad der 
Schlacht von Azincourt und vollends in der Vendée, in den Karliften-Kriegen, in 
Mexico und im Amerilanifchen Seceſſionskriege. Denn es foll nur die Zuläffigkeit 
der Tödtung in den dringendften Nothſtandslagen vertheidigt werben, und es ift eine 
andere frage, ob dies grundjäglic) anzuerkennen oder ob im einzelnen Falle wirllich 
unter dem Zwange folcher Lage gehandelt worden iſt. Dadurch, daß letzteres bei 
einzelnen Vorkommniſſen nicht der Fall geweſen, wird nicht die Unguläffigkeit ber 
Maßnahmen für anders Tiegende, die letzteren wirklich nöthig machende Fülle 
bewiejen. Gtüdlicherweiie Tann man ſich übrigens über ben entjeglichen Gedanlen 
einer ſolchen Maßregel deshalb einigermaßen beruhigen, weil fie, die früher, wenn 
die Gefangenen dem Heere läftig wurben, häufiger vorkam, in unferer Beit wicht 
leiht auch nur in Frage kommen wird, und zwar nicht nur aus Gründen ber 
fortgefchritteneren Humanität und Gefittung, ſondern auch weil bei den heutigen 
Berfehrs- und fonftigen Berhältniffen die Transportirung vom Heere weg und 
die Unterhaltung der Gefangenen weit geringere Schwierigkeiten bietet und nicht leicht 
zu Nothlagen führen kann. Bol. Kasparek ©. 721, 722. Die furchtbare Rof- 
regel ift aber noch zur Ausführung gelommen 1799 bei Kaffe, wo Bonaparte 
zweitaufend gefangene, vorher ſchon entlaffen gewejene Arnauten erihieher 
ließ. Sonjt noch a. M. Fiore 1357, 2. Abſ. 


$ 108. 
IV. Die Endigung der Kriegsgefangenfchaft. 


Die Kriegsgefangenfchaft wird mit allen aus ihr refultivenden 
Rechten und Pflichten beendigt duch das Eintreten thatfädhlider 
Umſtände, die fie factifch aufheben, dur das Aufhören des Krieged, 
duch Unterwerfung unter den feindlidhen Staat als Unter 
than und durch Entlaffung, fei es bedingte oder unbedingte, einfeitige 
oder gegenjeitige (Auswechslung). 

Eriteres ift der Fall bei gelungener Flucht, der fog. Selbf- 
ranconnirung,!) und Befreiung durch die eigene Kriegspartei, wie and 
bei eintretendem Tode des Gefangenen, in welch' Ießterem Falle die 
Hinterlaffenfchaft unverfürzt herauszugeben und von einer Bejchränkung 
der Teftirfreiheit heutzutage feine Rede mehr if. Mit dem Aufhörs 
des Krieges fällt der Grund der Kriegsgefangenſchaft vollftändig hinweg 
und hört diefe felbft auf. Es ift demnah für die Entlaffung alle, 
auch der etwa in entfernte Landestheile oder Provinzen verbrachten Ge⸗ 
fangenen Sorge zu tragen, und zwar ohne Löſegeld. Die während def 
Kriegsgefangenfchaft einer Strafgefangenfchaft Unterworfenen ober if 
Unterſuchungshaft Gerathenen verbleiben in derfelben bis zur Abbüßung, 
bezw. bis zum Ende der Unterfuchung oder können doch zurüdgehalten 
werden, wenigſtens wenn ed fih um die Beltrafung wegen gemeine? 
Verbrechen Handelt. Hierüber wie über die font mit dem Aufhören det 
Gefangenſchaft durch Kriegsbeendigung zufammenhängenden Fragen, wie 
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Tale Darf der betreffende Staat von den Entlafienen Dienfte, zu deren 
Aıhtleiftung fie ſich verpflichtet haben, weder fordern, noch auch nur 
anneh en. Bweifelhaft ift e8, wenn weder das Eine noch das Andere 
tr Sal iſt. Doch wird dann eine Bejahung der Frage angenommen 
wedere miüflen!®) wegen der bei nicht ausbrüdlichem Verbote zu präfu- 
niren Den bona fides des entlaflenden Staates und der auch im Kriege 
hoch Axı baltenden und in Zweifel eher zu ftreng als zu lar zu inter- 
petirezıben allgemeinen fides. 

erfönli ift aber der auf Ehrenwort Entlaffene unter allen Um⸗ 
kinderz zum Halten feines Wortes verpflichtet. Auf welche Weife er einen 
au Der Abgabe desjelben refultirenden Conflict mit feiner Regierung Löft, 
it feenne Angelegenheit. Aber wie er perjönlich eine Ehrloſigkeit begeht, 
wem er das einmal gegebene Wort bricht, fo bleibt er mit feiner Perſon 
ah Dem Staate, dem er es gegeben, verhaftet und verfällt, in deſſen 
Gewe It zurüdgelommen, der Beitrafung desſelben, mag er auch zur Ver⸗ 
leſung des gegebenen Verſprechens durch feine eigene Staatsgewalt ge⸗ 
nethiat worden fein.!?) 





) Weshalb diefe nur, wie v. Bulmerincq ©. 362 lehrt, gegenüber un- 
mlifteten Böltern zufäffig fein ſoll. ift nicht erfichtlih. Sie ift ein thatfäd- 
der Endigungsgrund der Kriegsgefangenſchaft ebenfo wie in innerftaat- 
Gen Berhältniffen die Flucht des Berbrechers ein thatfächlicher Strafausfchließungs- 
ad if. Die im Deutichen oft vorlommende, aud in Preußen noch 1806 
amtlich angewandte Schreibweife „Ranzionnirung” ift falſch, das Wort kommt 
WM Fancon (ranzone, ranzon). 
”) Bel. Amerilan. Kriegsartitel 108 und Yield 830. 
) &. darüber unten an den betreffenden Stellen. 
*) Brüffeler Erkl. Art. 31, Manuel Te. 
®) Brüffeler Ertl. Art. 33, Manuel 78. 
®) Rote 4. 
N) Brüffeler Erkl. Art. 32, Manuel 77. 
®) Brüffeler Declaration Art. 32, Manuel 77. 
*) Deblich ift die Entlaſſung auf Ehrenwort bis jegt nur bei Officieren ge» 
Die Amerilan. Kriegdartilel 126, 127 laſſen zwar aud) das Ehren- 
wert der Soldaten zu, aber nur, wenn fie von ihren Dfficieren zur Abgabe 
ermächtigt find. Die Brüffeler Declaration Art. 31 und Manuel 76 
Khen dagegen von der Beſchränkung auf Dfficiere ganz ab, ebenjo Guelle, Prec., 
#808; vgl. Bluntſchli 621. 
Anders Bluntſchli 622 und die Mmerilan. Kriegsartikel 128, 
wi Siore 1361, Guelle, Precis, p. 97. 
" Im der Genfer Eonv., Art. 6 Abſ. 4 und in den Zuſatz Artikeln zu Art. 5 
kt es bezüglich der verwundet in die Hand bes Feindes Gefallenen: „a la con- 
de ne reprendre les armes pendant la duree de la guerre“ und ebenfo 
wurde den 1870/71 von Deutichland im erften Theile des Krieges entlafienen 
nur bie Bedingung auferlegt, in dieſem Kriege nicht mehr gegen Dentich- 
ind zn fechten. Durch die letztere Faſſung waren anderweitige Dienftleiftungen 
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Demnad find hier nur zwei Schwierigkeiten und Controverjen” zum 
beiprechen, die fih in Bezug auf diefe Art der Entlafjung erhoben haben 
Für's Erfte kann e8 zweifelhaft fein, ob der Entlaffene nur verpflichtet 
it, im gegenmwärtigen Kriege nicht mehr direct mit den Waffen gegerm 
den entlaffenden Staat zu kämpfen, dagegen berechtigt, feinem Lande 
anderweitige militäriihe Dienfte wie Inſtructions- und Bureaudienſte 
Einerereirungen von Recruten, Feſtungsdienſt im Innern, militäriiherw 
Dienst in Colonien oder Kriegen gegen einen anderen Gegner zu leiten > 
ober ob ihm auch das letztere, alſo jede militäriiche Thätigkeit, durdiig 
die eingegangene Bedingung unterfagt iſt. Hierüber muß Wortlaut ab 
Sntention der gefchlofjenen Vereinbarung enticheiden,!!) und & wir 
räthlich fein, die Vereinbarung möglichſt genau zu formuliren.!?) SIEH 
das aber nicht gejchehen und läßt fi) aus der vorhanden geweſenent 
Antention nicht mit Beitimmtheit entnehmen, daß auch jede andere. 
nicht blos die in einem Directen Kämpfen gegen den entlaflenden Staat be— 
ftehende Dienftleiftung hat ausgefchloffen werden follen, was unter 
fehr wohl möglich ift, fo wird man fi dahin entfcheiden müſſen, daß 
alle anderen Dienftleiftungen dem Entlaffenen geftattet find und die 
daraus für den entlaffenden Staat fließenden Nachtheile, die 3. B. auch 
im Freimachen fonft im Innern gebundener anderer militäriicher Kräfte 
beftehen können, den Staat treffen.!?) Will er fich dem nicht ansiehem, 
jo liegt e3 in feiner Hand, die Entlaffung überhaupt nicht oder nur 
unter der ausdrüdlichen Bedingung des Verzichts auf alle und jebe 
Dienftleiftungen zu gewähren.) Thut er dies aber nicht, fo ift bie 
dem Soldaten auferlegte Beſchränkung feiner natürlichen Stellung ſtrict 
zu interpretiren, und es Tann nicht von ihm verlangt noch erwarte 
werden, daß er ohne eine ihm dies beftimmt auferlegende Verpflichtung 
die ganz unnatürliche völlige Unthätigfeit in jeder anderen als dire 
fämpfenden Weife übt.) Ob der Einzelne, welcher fein Ehrenmwort ge 
geben, ebenjo denkt und im Zweifel die Iarere Snterpretation mil 
feinem Gewiſſen vereinigen fann ober nicht lieber freiwillig fich der 
ftrengeren und ftrengiten Interpretation unterzieht, ift eine andere ragt, 
die bier, wo es fi) um den rechtlichen Anjpruch der Kriegspartei 
handelt, nicht ing Gewicht fällt. 

Sodann ift es in Frage gezogen worben, ob die Negierung de 
Staates, welchem der auf Ehrenwort Entlaffene angehört, das gegeben 
Wort und die eingegangene Verpflichtung anerkennen und den Entlafjerts 
auch ihrerfeit3 von weiterer Antheilnahme am Kampf zurüdhalten milk, 
anjtatt ihn dazu zuzulaffen oder etwa gar zu nöthigen, ober mit anderi® 
Worten — denn darauf kommt e3 mit ber Bedeutung dieſer Frage 
hinaus — ob ein Soldat das in Rebe ftehende Verſprechen überhauft 
bindend geben könne. 

Die Frage ift zu bejahen, wenn den Soldaten durch ihre Lande 
gejeßgebung die Uebernahme der in Rede ftehenden Verpflichtung ge 
jtattet ift,?°) zu verneinen, wenn fie ihnen unterfagt ift.17) Im erſteren 
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‚or Diefen bevorzugende Behandlung u. f. w. Bol. Rüftom unb Lentner 
a. &. BD. Queber, Genfer Conv., ©. 334 ff, v. Hartmann, dv. Neumann 
5 46a. €. 116. Guelle, Précis p. 212, Kasparel ©. 728. Die Bedenken 
wachten, wenn man überlegt, daß die Verpflichtung, nichts gegen bas Intereſſe 
des SFXehmeftaates Laufende zu thun, ſogar zu der Conſequenz führen müßte, daß 
der Eutlaſſene in feiner Heimath auch feinen Civildienft übernehmen dürfte in 
allerz Fällen, in denen die Möglichkeit nicht ausgefchloffen wäre, daß er dadurch 
andere Fräfte, bie bisher durch die Leiftung dieſes Eivifdienftes gefefielt waren, 
a Sriegs- ober fonftigen militärifchen Dienften frei machte. ©. aber Guelle, 
Precis, p. 208 und bie bort in Rote 2 Angef. Deshalb ift auch in einigen 
ZinDern den Truppen, Officieren wie Solbaten, das Abgeben des Ehrenwortes unter- 
ſagt worden, fo in Defterreih. Und außerdem wirb man nad den im 1870/71er 
Teutfch-Franzöflichen Kriege, in welchem eine große Anzahl Franzöfifcher Dfficiere 
das Wort brachen (Bismard’fche Depeihe vom 14. December 1870, Breuß. 
Sta atsanzeiger vom 22. December 1870, Zueder, Genfer Conv., ©. 336 
md Die dort Angef., Joh. Scherr, Bier Bücher Deutſcher Geſchichte, 2. Bd. 
€. 24. 25, wonad 145 SFranzöfiiche Officiere, darunter 3 Generäle, 1 Oberft, 
2 Dberftlieutenantd, 3 Commandanten, 30 Gapitäne fid) des Ehrenwortbruchs 
qud ig gemacht haben), zu Tage getretenen erjchredenden Erfahrungen wenigſtens 
aaten gegenüber, bezüglich derer Solche Erfahrungen gemacht worden find, wenig 
ng empfinden, ſich auf Freigabe gegen Ehrenmwort einzulafien. Dies zeigte 
Rh ſchon im Verlauf des Deutic-Franzöfiichen Krieges felbft, indem die Deutfche 
erung durch die erwähnten Vorkommniſſe genöthigt war. von den bis dahin 
Kfz liberal gewährten Freilaſſungen abzujehen. Andererſeits ift in der Fran⸗ 
Ayen Nationalverfammlung, nachdem früher die Ehrenmwortbrüdigen von ber 
Far zöfifchen Regierung unbedenklich wieder zum Dienft zugelaffen wurden, biejes 
ahren ſpäter gerügt worden. Die von Franzöſiſcher Seite vorgebrachten 
Hufdigungen biejer Ehrenwortbrüdhe find meift ganz unftichhaltig; ſ. z. ©. 
ua e Lle, Pr&cis, p. 211 (auch 205), obgleich einzelne von Deuticher Seite ent- 
ſchie den verurtheilte Faͤlle zweifelhaft fein mögen. 
ı0 Brüſſeler Erkl. Art. 31, Abſ. 1u. 2. 
29 Die Unterſagung, die z. B., wie bemerkt, Deſterreich bereits ausgeſprochen 
hat. dirfte nach ben gegen die ganze Einrichtung beſtehenden und hervorgehobenen 
fen das Richtigſte fein: vgl. Rüſtow S. 1%, 191, Lentner ©. 101. 
Une Cutlaffung in einzelnen bejonderen Fällen wäre dadurch nicht ausgeichloflen, 
da fie in ſolchen Fällen ausnahmsweiſe vereinbart und von der Macht, welder 
der zu Entlafſende angehört, genehmigt werden könnte. 
ım Bel. Guelle a. eben angef. D. 


an Nach Bluntichli, 626, und den Amerilan. Kriegsartileln, 131, hätte 
ver Entlaſſene, defien ehrenwörtliches Verſprechen von feiner Regierung nicht ge- 
Wigt wird, fi) dem Feinde zur Kriegsgefangenichaft wieder zu ftellen, würde 
, wenn ber letztere ihn nicht annimmt, von feinem Veriprechen entbunden und 
ja lernerem Sriegsbienfte frei fein. S. aud) Fiore 1361. Vgl. Calvo $ 1861 a. €. 
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$ 109. 


Belagerungen und Beichießun,. 


Siteratur: Sattel II. 9, sıa ff. — 8.5.» 
Bluntſchli, Völlerr. 552 ff., u. Sahrb. f. Geſetzgebung 
pflege des Deutichen Reichs, 1871, ©. 280 ff. — Lentneı 
mann, Kritiſche Verſuche 2, ©. 32 ff. — Auch Ruſton 
Kriegsgebrauch, ©. 206 ff. ift zu vergleichen, obgleich dr 
führungen auch hier wieder eine wenig fchidliche if. — 
Art. 15 ff. — Manuel 32—34. — Rolin-Raeqguemy.. 
p. 659, 674, IH., p. 297 ff, 371 fi. — Dahn, Zahıl. 
Armee und Marine, I., ©. 84 ff., und in der Münchene 
ſchrift, 1872. 


Wie die fich entgegenftellenden Perſonen find au« 
welche dem Bordringen der Heeresmacht, dem Niederweric 
des Gegners ein Hinderniß bereiten, und damit gegenüber: 
mittel find, Object der Bekämpfung, Wegnahme, Hinwe. 
Berjtörung. Daher können Städte und fonftige Ortſchaft 
ein folches Hinderniß entgegengeftellt werden, Gegenftand v 
(d. i. der Abſchließung von der Außenwelt, der Commun- 
der Aushungerung u. |. w.) und Beſetzung, wie auch dr- 
und der damit verbundenen Bejchädigung, bezw. Zerſtörun 
haupt der Beichießung fein, während die ein ſolches Hi 
bietenden offenen und unvertheidigten Ortjchaften und @ı 
bejegt, ohne befonderen Grund!) aber nicht bombarbı. 
noch überhaupt bejchädigt werden dürfen.?) 

Jenes gilt vorzugsweiſe von den Feftungen und feite. 
welche recht eigentlich Kampfes: und Abwehrmittel, und desh. 
waltfamen Angriff ausgeſetzt, bezw. dazu beftimntt find.?) Sie ı 
Theil der feindlichen vis dar, gegen welche ebenfalls vis gı 
Aber auch andere Localitäten, welche gegen cine Bejegung . 
oder vertheidigt werden, find wie der Belagerung, fo dem gı. 
Eindringen und den dazu nah Maßgabe der Kriegsnoth. 
nöthigen Mitteln ausgejeßt.‘) 

Eine vorherige Ankündigung der Beichiegung ift nicht er] 
und kann fo wenig gefordert werden wie die eines beabjichtigten - 
Denn in beiden Fällen kann die Wirkung der Maßregel durd) ı 
berige Bekanntgabe beeinträchtigt werden und auch bei der Bei: 
das Plöglihe und Ueberraſchende von Wichtigkeit fein, ganz ba. 
gejehen, daß durch die vorherige Anzeige und damit verbunden 
zögerung eine koſtbare Zeit verloren gehen fünnte. Allerdings w 
vorherige Ankündigung in den meisten Fällen im Intereſſe der Hun. 
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$ 109. 
Belagerungen und Beſchießungen. 


Riteratur: Battel IT. 9, 8168 f. — G. F. v. Martens $ 286. — 
Bluntſchli, Völkerr. 552 ff., u. Zahrb. f. Geſetzgebung, Verwaltung u. Recht⸗ 
pflege des Deutfchen Reichs, 1871, ©. 280 ff. — Lentner S. 87 ff. — v. Hart: 
mann, Kritiſche Verſuche 2, S. 32 fj. — Auh Rüftom, Kriegspolitil und 
Kriegsgebrauch, ©. 206 ff. ift zu vergleichen, obgleich die Form feiner An 
führungen auch hier wieder eine wenig jhidfiche if. — Brüſſeler Erll, 
Art. 15 ff. — Manuel 32—34. — Rolin-Xaequemyns in der Bevuell, 
p. 659, 674, II., p. 297 ff., 371 fi. — Dahn, Jahrbuch für die Deutide 
Armee und Marine, I., ©. 84 ff., und in der Münchener Krit. Bierteljahre- 
ichrift, 1872. 


Wie die fich entgegenftellenden Perſonen find au die Saden, 
welche dem VBordringen der Heeresmacht, dem Niederwerfen und Beſiegen 
des Gegners ein Hinderniß bereiten, und damit gegenüberftehende Kriegk 
mittel find, Object der Belämpfung, Wegnahme, Hinmwegränumung und 
Beritörung. Daher können Städte und fonftige Ortfchaften, welde als 
ein folches Hinderniß entgegengeftellt werden, Gegenftand der Belagerung 
(d. i. der Abfchließung von der Außenwelt, der Communicationsmittel, 
der Aushungerung u. ſ. w.) und Belegung, wie auch der Erftürmung 
und der damit verbundenen Beihädigung, bezw. Berftörung, wie über 
haupt der Beichießung fein, mährend die ein ſolches Hinderniß midt 
bietenden offenen und unvertheidigten Ortichaften und Gebäude wohl 
bejeßt, ohne befonderen Grund!) aber nicht bombardirt, geftürmt, 
noch überhaupt bejchädigt werden dürfen.?) 

Jenes gilt vorzugsweiſe von den Feſtungen und fejten Bläßen, 
welche recht eigentlich Kampfes- und Abmwehrmittel, und deshalb dem ge 
waltfamen Angriff ausgefegt, bezw. dazu beſtimmt find.?) Sie ftellen einen 
Theil der feindlichen vis dar, gegen welche ebenfall3 vis geftattet iR. 
Aber auch andere Localitäten, welche gegen eine Bejegung verſchloſſen 
oder vertheidigt werden, find wie ver Belagerung, fo dem gemaltjomen 
Eindringen und den dazu nad) Maßgabe der Kriegsnothwendigkeit 
nöthigen Mitteln ausgefegt.‘) 

Eine vorherige Ankündigung der Beſchießung ift nicht erforderfid, 
und fann jo wenig gefordert werden wie Die eines beabfichtigten Sturme. 
Denn in beiden Fällen fann die Wirkung der Maßregel durch ihre vor⸗ 
herige Befanntgabe beeinträchtigt werden und auch bei der Beſchießung 
das Plögliche und Ueberraſchende von Wichtigkeit fein, ganz davon ab 
gefehen, daß durch die vorherige Anzeige und damit verbundene Ber 
zögerung eine koſtbare Zeit verloren gehen fünnte. Allerdings wird die 
vorherige Ankündigung in den meiften Fällen im Intereſſe der Humanitöl 
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ıaIsen, fondern iſt zur Abwehr mit allen Mitteln berechtigt. Daraus 
oLcy 2 für den Commandanten der zeitung die Verpflichtung, die in Rede 
te E enden Perſonen zu behalten, bezw. zurüdzunehmen.?') 

Ebenfo ijt der Belagernde berechtigt, ſich gegen Einzelne ober größere 
> ar tien, welde die Feſtung verlaffen, durch Gefangennahme (3. B. weil 
te ara Außen Nachricht geben könnten) zu fichern, wenn er fi) damit 
pe ra ügen will; weitere friegsrechtlihe Maßregeln, die nad) Lage ber 
Il xwre m7 tände begründet fein können, natürlich vorbehalten. 

Wenn der belagerte Platz, fei c8 durch Uebergabe, jei es durch die 
gegen ihn gebraudten Gemwaltmittel, Erſtürmung und Beichießung, in 
Die Sände des Belagernden gefallen it, fo ift nad) heutigen Kriegsrecht 
1ieDe weitere Schädigung, Zeritörung, Vernichtung, Inbrandſteckung oder 
Derg leichen völlig ausgeſchloſſen. Alles Derartige ift eben fo vollftändig unter: 
‚agt wie die bereits erwähnte Tödtung oder Beitrafung der Vertheidiger 
urn die noch zu erwähnende Plünderung,””) obgleich es, namentlich die 
N liunderung, als Ueberbleibjel des alten barbarijchen Kriegsrechts noch 
lange geübt und für zuläſſig erachtet wurde.”?) Nur die vom Kriegs. 
53m ede geforderten Schädigungen find wie überall (f. gleich weiter 
im Text), fo auch hier geitattet,?*) wie 3. B. die Zerſtörung der Feſtungs⸗ 
werke, oder ſolche, die aus anderen Gründen als dem ber ftattgehabten, 
weren auch hartnädigen oder unnügen Bertheidigung, zur Strafe nöthig 
"NND, was unter Umitänden der Fall jein fann. 
i Aus denjelben Gründen, namentlich aljo, wenn der Kriegszweck es 
'OrDert (hiervon wie von der Zeritörung zur Strafe wird im folgenden Kapitel 
die Mede jein), ilt auch die Zerjtörung oder Beſchädigung von offenen Ort- 
ſcha ften oder Theilen derſelben, einzelnen Stadttheilen oder Häuſern, 
owie von ſonſtigen Sachen, Eiſenbahn- und Telegraphen-Anitalten, Brücken 
.._ u. 3. m. zuläffie.””) Teshalb können feine Regeln aufgeftellt werden, welche 
. ſolche Beichiegungen unbedingt unterfagen wollen. Solche Regeln find viel- 
. mehr nicht nur durch die oben bereits erwähnte Zuläſſigkeit des gewalt. 
- ſamen Angriffes im Fall der Vertheidigung beichränft, ſondern das ge: 
waltiome Vorgehen gegen offene Orte jeder Art ijt auch geitattet und 
tan durd) feine Rechteregel unterfagt werden, wenn der Nriegszwed es 
ſordert; denn es kommt auf die Bedeutung des Urtes für dieſen und 
nicht auf ben Umijtand an, ob der Urt vertheidigt wird oder nidht.”*) 
Te Bedeutung kann aber für die Nerfolgung eines geichlagenen Feindes, 
T Die Veeinträchtigung oder Hinwegräumung eines gegnerischen Schuß: 
Qitzels, für den eigenen Schug und für viele andere Zwecke der Krieg— 
ubrung ſehr groß und wichtig jein.”') 







— — — 


S hierüber am Ende dieſes Paragraphen. 

3. Heutzutage allgemein auerfannt. Brüſſeler Ertl. Art 15. Manueld}e. 
W von den ‚sranzoien beim Beginn Des 1870 Tler Nrieges vorgenommenen 
ichießungen offener Ztädte und läge, mic namentlich Zuarbrudens, waren 


450 Das Landkriegsreht im Bejonderen. 


wie die Befeftigung befonders großer und volfreidder Städte meiftens 
vermieden wird. Daß fie einen Freibrief für das Unangegriffenbieibem- 
wichtiger Vertheidigunggmittel und einen Verzicht auf nöthige militäriiie= 
Maßregeln geben follen, kann nicht ernfthaft discutirt werden.'®) 

Ebenſo wenig kann irgend ein anderer Umſtand, wie der Aufenthamr 2 
von Neutralen, fremden Gefandten und Diplomaten, der Zufammenflux $ 
vieler Fremden u. dgl. die gegen den befeftigten Platz nöthig werdend en 
militärifhen Maßregeln irgendwie Hindern.!) Won diejen Perfonen gilt 
dasfelbe wie von jenen Sachen: fie dürfen eine Zeitung nicht zum Auf 
enthaltsorte wählen, wenn fie nicht ihre Gefahren theilen wollen. Bon 
einer Gewährung des Abzuges an diefe Terfonen kann nur dann Die 
Rede fein, wenn die militärifhen Rückſichten fie ganz unbe- 
denklich erfcheinen laffen, fo daß auch nur eine derartige Vorſchrift 
der friegführenden Macht nicht gegeben werden kann, jondern Alles von 
dem Ermeſſen der Iebteren im einzelnen Falle abhängt und eine kriegs⸗ 
rechtliche Regel darüber nicht beiteht. 

Dasjelbe gilt bezüglich anderer Berfonen, deren Abzug vom Huma- 
nitätsftandpuncte aus dringend wünſchenswerth fein kann und beshalb 
auch wohl von dem Belagernden bewilligt worden ift, mie der Weiher, 
Greife, Kinder, Kranken, Verwundeten.!?) Ob diefe abziehen dürfen oder 
nicht, hängt wiederum nach Maßgabe des Friegerifchen Bedürfniſſes 
lediglich von dem Ermeſſen des Belagernden ab. Den humanitären 
Anfprüchen fteht die Erwägung gegenüber, daß gerade das Verbleiben 
diefer Perſonen in dem belagerten Plage die Uebergabe desfelben herbei 
führen oder befchleunigen Tann, namentlich durch Hungersnoth ober de 
dur, daß der Feftungscommandant durch diefe Perfonen mittelbar odet 
unmittelbar zu Gunften der Uebergabe beeinflußt wird. Die Entlajlung 
fann den Belagerungszweck fehr bedeutend hemmen, die Nöthigung der 
genannten Merfonen zum Verbleiben fann ihn beträchtlich fördern.) 
Folglich kann die Gewährung des Abzugs als eine Unterftüung dei 
Gegnerd vom Belagernden nicht verlangt werden, ganz abgejehen von 
den Störungen und Beläftigungen, welche ihm aus der Entlafjung er⸗ 
wachien können. j 

Es war daher ein Act befonderer Großmuth, Milde und Humanität, 
daß Die Deutſche Heeregleitung im 1870/7ler Kriege den Nicht. Com 
battanten, jobald es, ohne den Kriegszweck zu jehr zu fchädigen, gegend 
anging,!?) freien Abzug aus Straßburg gemwährte,?%) wodurd aber al 
der Regel nichts geändert und der Eat nicht alterirt wird, daß die 
Entfheidung über die Entlaffung lediglich bei dem Belagernden fteht. 

Berlafjen die in Rede ftehenden Berfonen, fei es aus freien Stüden, 
fei es auf Weifung des in dem belagerten Plate Commandirenden, den 
Platz ohne oder gar gegen den Willen des Belagernden, fo fann der 
letztere natürlich alle Gemwaltmittel, um Jene zurüdzutreiben, anwenden. 
Denn er braucht fich feine Schwächung feiner eigenen oder Stärkung der 
gegnerifchen Pofition, noch ein Eindringen in feine Linien gefallen zu 
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Reine III, p. 290. Aber aud) das Erftere, worauf die Verpflichtung wohl be- 
schranft wird, kann aus den angegebenen Gründen nicht verlangt werden. Nach 
Bem Gejagten erledigt fid) die Frage, ob die Deutſchen berechtigt geweſen feien, 
am 1870 71er Kriege Paris (und La Fere) ohne vorherige Ankündigung zu bom- 
sardiren, vollitändig in bejahendem Sinne, und die dagegen geäußerten Zweifel 
unparteiiiher Zchriftiteller (von den an parteiiichen Stellen erhobenen Vorwürfen 
tann abgeichen werden) find nicht begründet. Vgl. Dahn, Jahrbücher für bie 
Teutihe Armee und Marine I, S. 89, und die Bismard’fchen Depejchen. 
Uebrigens war man an den maßgebenden Stellen in Paris fängft auf den Beginn 
Des Bombardements vorbereitet und mußte, daß dagfelbe bevorftand; vgl. Rolin- 
Jaequemyns III, p. 306. Außerdem hatte Paris jelbit das Bombarbement 
eröfinet. Daß aber der Grund zur Beihießung ohne vorherige Ankündigung, bie 
Etregung von Ueberraihung und damit Beftürzung in der Bevölferung, vorlag 
zınd von den Belagernden mit Recht angenommen war, zeigte fih an dem nad 
Den eriten Echüjjen thatjählihen Eintreten dieſer Beſtürzung. 

" Nur fo interpretirt jind deshalb aud die Beftimmungen der Brüjfeler 
Erflärung. Nrt. 16, und des Manuel 33 aufrecht zu erhalten, die von ben 
Ffommandanten der Belagerungstruppen verlangen, daß er „sauf le cas d’attaque 
I wire force duit faire tout ce qui depend de lui pour avertir les autoritss“. 
‚ein, wenn er fann, wird er human fein, wenn nicht, nicht; vgl. vorige Note. 
tolle man aber das tout depend de lui in dem Sinne auslegen, daß damit 
ızı Commandirenden eine Verpflichtung auferlegt wäre, die er immer zu erfüllen 
itze. wenn es ihm überhaupt möglich wäre, eine Benachrichtigung an die Autori- 
ter des belagerten Platzes gelangen zu lafien, jo würde eine Vorſchrift gegeben 
TI. die unausführbar und folglid ganz unpraftiich wäre. Uebrigens wird aud) 
zch die Ausnahme der attaque de vive force Die gegebene Vorſchrift zum guten 
IE! mieder paralyfirt. Vgl. v. Bulmerincq, Böllerreht, S. 363, und die 
e Thandlungen der Brüſſeler Gonferenz in den Actes, p. 9, 10. Auch 
Amerikaniſchen Kriegsartikel 19 erfennen die Huläffigfeit der 
tterlaiiung vorheriger Anzeige vollſtändig an: „It is no infruction of the 
YMırman law of war to omit thus to inform the enemy. Surprise may be 
Necessity.” Es ſei hier übrigens gleich für diefe wie für die folgenden Special⸗ 
igen bemerkt, daß aud bezüglich diejer "vgl. Note 3 die Völkerrechtswiſſenſchaft 
‘© Ulriacdhe hat, vorfichtig zu jein in der Aufitellung zu weit gehender Humanitäts— 
Drüche, die nur zu einer geringihäßenden Abweihung von Zeiten der Kriege. 
axris führen können; vgl. Yentner S. 8%. Man braudt nur die fchlagenden 
Mffirhrungen v. Hartmann's zu lejen, um jich von der Unhaltbarkeit jolcher 
uiſtellungen, leider aber aud) von dem geringen Anjeben zu überzeugen, das fie 
Den VPraktikern genießen. v. Dartmann jagt S. 54, daß bezüglich bes 
iungstrieges das Recht der militäriſchen Nothwendigkeit mehr als irgendwo 

AM vertannt werde. 


Rot. Seitden zu Heffter S 125, Note 5. Dabei bat ſich eine Contro⸗ 
Te Ddaruber entiponnen, ob der Belagernde zur Beihiehung der nicht beieitigten 
aditbeile aus dem beſonderen Grunde ſchreiten dirie, um eine Preſſion der 
Anwohnerichaft auf den Commandanten des belagerten Platzes zur Herbeiführung 
up ebergabe zu bewerfitcliigen. Zelbit aber wenn der Belagernde Dielen Zweck 

Sieden med allem im Auge hatte, was nicht leicht der Fall fein wird 
"SL v. Hartmann S. 15, jo mub man die Yuläjiigleit der VBeichießung aud) 
dus —8 Grunde bejahen: vgl Dahn, Jahrbücher für die Teutiche Armee und 
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deshalb völferrehtäwidrig, obgleich bezüglich diejer Beſchießungen vielfah U 
treibungen und Unrichtigkeiten ausgejproden find. Vgl. aud unten Note — 
Den Deutſchen ift eine Beſchießung offener und unvertheidigter Ortichaften 
feinem alle nachgewiejen worden. 

?) Dies ift fo felbitverjtändlih und für eine ernfthafte Kriegführung un 
behrlich wie der Sat, daß im Kriege dad Schießen auf die gegnerijchen Solde—— 
erlaubt if. Mit Aeußerungen, wie fie bei Fiore, Trattato III. 1330 ſich in 
daß das Bombardement Heutzutage fein Kriegsmittel mehr fei, follte man mm 
fidtig fein. Denn fie gehören zu denjenigen, welche den Credit der Völkerre 
theorie bei den maßgebenden Praktikern erjhüttern und die an anderer a x 
erwähnte Abneigung und ablehnende Haltung der letzteren gegen dieſe The mı 
befördern müffen. Kein Soldat oder Staatsmann wird die angeführte Yeukemc-un, 
ernft nehmen. Wohl aber fann er leicht die Neigung verlieren, der Völkerre Chts 
wiflenichaft, die in diejer Frage folche Forderungen an ihn ftellt, audh in anbserer 
Fragen meitere Beachtung zu ſchenken. Vgl. Note 6 a. E. Der im Text arf. 
geftellte Sa wird auch von der Brüfjeler Erflärung, Art. 15, und vom 
Manuel des Völkerrechtsinſtituts 32c. implicite beftinmt anerkannt. 
Bollftändig grundlos find deshalb die von gegnerifcher Seite gegen die Deutſche 
Heerführung im lebten Deutich-Franzöfifchen Kriege erhobenen Anfchuldigungen 
wegen der vorgenommenen Belagerungen und Beſchießungen. Sie waren, dem 
Böllerrecht ftreng entiprechend, abfolut nothwendig (mie namentlich Die von Parid) aus 
politifden wie aus militärischen Gründen und find ftet3 mit thunlichfter, theilweiſe 
jehr weit gehender Humanität ausgeführt worden. Daß die Art und Weile, in 
ber die Deutichen 1870 und 1871 den Belagerungdtrieg in Frankreich geführt 
haben, wie ja auch der Erfolg gezeigt hat, die beſte und ficherfte und folglich 
kriegsnothwendig⸗berechtigte, ſowie auch zugleich die Humanfte, weil die die wenigften 
Menſchenopfer verlangende war, weift in ganz fchlagender, begründeten Widerſpruch 
ausjchließender Weile nah v. Hartmann ©. 92 ff. ©. auch Rolin⸗Jaeque⸗ 
myns III. S. 300. Damit erledigen ſich die entgegenftehenden, zum Theil ganz 
wunderlichen Behauptungen Calvo's und Franzdfiicher Generale und Beamten 
aus der Kriegszeit vollftändig. 

% Daß ſolche Orte den Feſtungen felbftverftändfich ganz gleich ftehen und 
folglich die gegen ihre Beſchießung durch die Deutſchen im 1870/Tler Kriege don 
Franzöſiſcher Seite erhobenen Vorwürfe ganz unbegründet waren, führt ou 
Rolin-Jaequemyns a. a. O. III. p. 298. 

5) Gleichwohl wird fie vielfach behauptet, fo von Klüber 8 265, Hefitel 
8 125. Gegen das Beftehen einer Verpflichtung zur Ankündigung fprecen ſich 
u. U. aus Geffcken, Note 5 zu Heffter 8 125, Lentner a. a. O.; und auch 
der menſchenfreundliche Bluntſchli 8 554 vermag die Forderung nicht für all 
Fälle zu vertheidigen, wenn er fie auch für gute Kriegsſitte erklärt, die zu üben 
fei in den Fällen, in denen fie geübt werden fann. Hiermit Tann man einver 
ftanden fein, aber es ift damit nichts gejagt, indem die humane Sitte, wo es au 
geht, geübt werden und fonft, wenn der Kriegszweck entgegenfteht, unterlafel 
werden wird, aljo eine bindende Vorſchrift nicht beſteht. Die Fülle, in denen ft 
fofchergeftalt freiwillig thatſächlich geübt ift (ſ. ſolche bei Calvo 8 1820) beweiſen 
deshalb auch nichts für das Beſtehen einer allgemeinen Verpflichtung zur vorherigen 
Anzeige. Uebrigens wird wohl (fo von Reſch $ 155) unterſchieden zwiſchen ver 
heriger Aufforderung zur Uebergabe und Bedrohung mit der Beſchießung emet 
feit8 und der Anzeige des Beginns andererfeitd. Bgl. Rolin- JaequemyD®: 
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rwjterd nur pretendu, fo ift das eine bei der Notorietät der Thatſache unwahre 
um jo gehäjligere und zugleich ungeichidtere Infinuation, als die Deutichen, 
» abgeiehen von der bereits erwähnten durchgehends von ihnen geübten Echonung, 
Straßburger Dom damals auch fchon als ein wiedergewonnenes oder doch jo 
wvie bereits wieder gewonnenes Deutſches Baudentmal betrachteten, da3 fie 
t ohne dringenden Grund bejcyädigt haben würden. 
12) Meder die Franzoſen vor Rom, noch die Engländer vor Delhi. Nur 
Beiſpiel bietet die Kriegführung der Neuzeit zwar aud nicht für die (in dieſem 
.e unthunlide, Unterlafjung, aber doc für die langmüthige Berzögerung und 
:wungspolle Ausführung der Beſchießung, nämlid die von Paris burd die 
tijchen 1870.71, welche Verzögerung und Schonung vielen Deutichen zu weit ging. 
ꝛVBgl. Rolin⸗Jaequemyns III. p. 305. Der wunderbaren Meinung, 
in der Belagerung und Beſchießung von Parid eine Art „crime de löse- 
manitc et de lese-civilisation" jah, begegnet derſelbe Cchriftiteller mit den 
renden Worten: „Pourquoi fortifier Paris, si ce n'ctait en vue d’un siege”?" 
" Röllig und ganz unzmweifelhait unbegründet find daher die tadelnden Be⸗ 
peilungen, welche die, wie bereit3 bemerkt, abjolut nothiwendige Belagerung und 
Hiekung von Paris im lebten DeutichFranzöfiichen Kriege durch die Peutichen 
einigen Schriitjtellern erfahren hat, um jo unbegründeter, als man von Teuticher 
Le jene Maßregeln mit größter, vielleicht übertriebener Dlilde , Donquixoterie“ 
t Sinclair vorgenommen hat. — und um fo auffälliger, als diefelben Maß: 
Ein von den Franuzoſen, bezw. den Engländern unter gleihen Verhältniſſen 
»zm, Delhi) geübt, von denfelben Schriftſtellern mit Stillſchweigen übergangen 
"Den. Ja, daß Paris, bald nad) der Beſchießung durch die Deutfchen Truppen, 
ı Rerjailles aus durd die eigenen Landsleute bombardirt ijt, wirb von den 
iſten Schrifiſtellern, welche jene erfte Beſchießung nicht herbe genug tadeln fünnen, 
Stillſchweigen übergangen! Wenn aber 1870/71 gelehrte Körverfchaften fich 
ME Deutſche Kriegführung einzumijchen verſucht, gegen die Beichießung der Feſtung 
ris agitirt und zur Betbeiligung an diefer Einmiſchung fogarTDeutiche Corporationen 
geiordert haben, jo liegt darin ein Widerſinn und eine leberhebung. die gar 
dt mehr vernunftgemäß erklärt werden fünnten, wenn man nidyt wühte, daß der 
Dane Schritt in einer deutichfeindlihen Stimmung zu ſuchen wäre. was es aud 
In erflärlich macht, daß die betreffenden Nörperichaften fich 1870 betreits Paris’ 
No aut vernehribar machten, als fie bezüglih Roms und Delhis ſich in tiefes 
Imeigen gehüllt jatten. Durch jeine ſehr feite und fchlagende Yurüdiveiiung 
er Engliihen Berrrung hat fi) deshalb Dove (Antwort an die Royal Irish 
ademy vom 14. December 1870) nicht nur um den Teutichen Standpunct in 
Ihem ‚salle es Hier nicht erwähnt jein würde, — Tondern um die Kriegsrechte 
Nenichaft ein Verdieiſt erworben, ein zweites dadurd, dat er ſeine Tarlegung 
1erdings wieder pub.icirt und in das Gedächtniß zurüdgerufen hat (in: Einige 
denkblaͤtter aus der Geichichte der Weorgia Augufta Göttingens IS87, S. 13 ft. . 
© In glängender Weije begründet durch Die berühmte Tepeihe Bismard's 
m 17T. Jannar 1871, widurch entgegenftehende Aniprüce in Paris eingefchloiiener 
Piomaten zurüdgewiejer und ad absurdum geführt wurden. Die Anjprüce 
ier Tiplomaten auf Atzugsfreibeit ihrer Landesangehörigen in einem fortge- 
Tiitenen Stadium der Zelageruug waren um fo ungeredtiertigter, als im An- 
ng der Belagerung (Sestember und October IN70 die neutralen Diplomaten 
ie die neutralen Privaten von Deutſcher Seite auf die Gefahren, die dag Xer- 
ben in der belagerten Feſtung mit fich bringe, aufmerfiam gemacht worden 
‘arten. An den früheren Stadien der Belagerung. io lange es anging. mar 
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Marine I, €. 86 ff. gegen Blunticht: 
Tenn das hier in Hed. 
und nicht unzuläljiger, als 3. B. die ebewf:. 


Jahrbuch, S. 282. 


des feindlihen Landes zur Spionage und 
Abfall und Rebellion. 
Bedeutung, einerjeit3 wegen des gleich 
der Belagernde, aud) wenn er aus dem 
feiht andere Gründe der Kriegsnothme 
weil die Erreichung des ſupponirten 
der Bevöfferungen, unpraktiſch und ill“ 
*) Bgl. vd. Hartmann <. 8 " 
rung (8 1818), daß die von den T 
vorgenommenen Beidießungen und 
Völkerrecht und Humanität verjtoßen ' 
willenschaftliches Werk nicht hätte ver 
ftandpuncte aus ift es übrigens noch ji ' - 
verjtändfid) geſtattet ſein muß, mut: 
ſchloſſene Civilbevölkerung iſt al® d 
Und außerdem nimmt die Civilber 
Gegenwehr des Belagernden; vet 
jagt ©. 88: „Die abſolute und un 
die untrennbare Einheit beider e 
er die großen Vortheile, welche ? 
hat.” Dies überjieht Nolin«» \c 
S. 86, und Krit. Bierteljahrst-“ 
N Brüjfeler Erf, Mr 
und anerkannte Regel der Br 
Lentner a. a. O. Es folat 
dem durch die Senter Conver 
) Auch im Dentih Ar 
füchtigte Beichädigungen von 
bei den zahfreichen Belagen 
(Rolin⸗Jaequemyns Il! 
Andeutungen find wie der 
ſobald er auf den Denticdh 7" 
werth. Demm jie jeßen un 
werthloje Expeetorationen 
der Straßburger Bibliotiw 
NRolin: Ruenuempus n 
1) Brüſſeler Erf! 
1 Ebendaſelbſt. 
entiprechend. Es wurdr 
Straßburger Münſtens 
Franzoſen ein Obſervoa 
wurden die Deuiſchen > 
zwungen, und nicht * 
liches Benußen Leis 4” 
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Uebrigens ift Dir . 


.— 
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= nl war, mußte aus den weiter oben 
u 

. em f. 

xcherſeits auf Berwending der Ediirmetj 

58 Eindern aus dem befagerten Straß» zırd 

” nspnsleiten geführt. Dennod hat die Deut ĩ che 

"ms Im fo gehäffiger find die von Franzöijche 

As Re Deutichen in diefer Begiehung ftrenge 2 DET 

ur Bol. Dahn, Sahrbüder für die Deuticht 

— zemend hatte ber Sommardant von Straßbaa E39 

wmagert, und es Tann überhaupt vortomste Fl. 


T. gag Ar. 138. Manne' 32b, 
_; Sertaration, Art. 13. und dag Manuel ) 


-.r EZtaaten der Abzug unde 
-.: Sebrauch gemacht war, 72" 
.zten. Bol. die Daritellurg 
zn verfolgten Kriegszwecken 
‚ ne der Abzug auch jpäter no& 
"mr erhobene Anjprud, etzie 
“zung herand führen zu dürfe 
-zzillig zugejtanden), wurde w CT 
: = da3 Wejen der Belageru 19- 
.r zz der Außenwelt abzuſchneid © T1- 
. zursen dem Belagernden manı 73° 
.e 208 Nüdjiht auf dritte MEILE 
ii. Rolin⸗Jaequemyns. 
‚zen über die Ausräumungen E ET 
ie 5 baf.) fünnen deshalb nır x 121] 


Xʒen u. dgl., nicht auf folde m OT! 
-- m Genfer Convention konne u. zıD 
‚x. zicht allein die Verwundetenpfle SE: 
Etxgsrecht abzuändern, jondern 1er 317 
‚ex re Verwundetenpflege verbeſern. — 10 


sum deshalb nur die nach dem wel 
ers anderen Friegsrechtlichen Grün CR 


E aeder, Genfer Conv, ©. 362 f., ıx std 
:arention pendant la guerre fran - — 
* Genjer Convention. 


im 
ebenfo wie der aus Berfort vermeiigg er! 


aud) de3 Belageren liegt, wie 3. 


Idzugsverſuche ſich widmjegte, um nicht durch 

„m wnungelofe Lage der belegerten Feſtung an DE n 
W.ynier, Conventior de Geneve penda 73! 

und Lueder, Gener Conv., S. 464, N. ** 

aa ar Rote, Dahn a.a D. 1, S. 88. 

Axi:a. rl. 


18, Manuel 32a. 


> ko. 


an der übrigens gern _ „werietes ennemics oder proprictes publiques €’ u 
nyns IL, 2 —R ;mperieuse nécessité de guerre gefordert wir D- 


nimmt, die Der: -iel- 


Ro, 
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Inde Tarjtellung bei v. Hartmann S. 82 ff. und Lentner 
Terstalb einzelne der von Franzöſiſcher Seite im 1870; 7ler 
Veſchießungen offener Städte, jo die Kehls, nament!ich von 
ziert gerechtfertigt worden. S. dv. Hartmann 2.83, und 
tens Bluntichli im Jahrbuch, ©. 20. A. M. Dahn, 
Tentiche Armee und Marine I, S. 84. Die einſchränkenden 
ter Krüſſeler Declaration, Art. 15, und des Manuel 32c. 
‚nidiießende Meinung vieler Völkerrechts Autoren, welche die 
ar und Beichießung allein von dem Vertheidigtwerden des 
hen wollen, tft ganz unhaltbar. Vgl. jedoch vorige Note. 
Sartmann am zulett angef. Urte. 


$ 110. 
„waltjamen Kriegsmittel; Lift und Täufchung. 


Ge atilin, De jure belli IL., cap. 3 1 — Bynkershvek, Quaest. 
1.1. Grotius IIl.,ch. 1. — Vattel III, ch. 10, 55 117, 
‚st. Weltere ar ha v Ompteda x 305, 0 amp s S 2491, 
er * 266. — ©. v. Martens S 374 und Dazu Berge. — 
rim Staatswörterbuch VL. z.111. - - Heffter Geffcken S 125. 
Iızmanın & 454. — Bluntſchli 363 if. — Riquelme L, 1.12. — 
rer Z,N1 7. — Halleck II, ch. 18 8 21 ff. — Fiore III, 
3%. Guelle, Preeis IL, p. 102 ff. und Guerre comt., p. bh ff. - - 
"ordd,. Outlines, 761 fi. Brüjleler Erflärung. Art. 13, 14. 
Uanuel des Völkerrechtsinſtituts 8 — Lentner 2. 81. 


Außer der unmittelbaren Gewalt ijt oben (S 95) bereits die Yijt 
Tanſchung als ein ferneres Mittel der Nriegführung genannt worden. 
Kriegeliſt iſt unter Umſtänden ein geeignetes Mittel, den Zived der 
erwerlung des Gegners herbeizuführen, und deshalb von dem Nricge: 
z und der militäriichen Sitte von jeher als ein erlaubtes Nriegsmittel 
Ttannt worden, um jo mehr, als durch ihre Anwendung Blutvergießen 
Aneden amd aljo der Humanität gedient werden fanı.’) 
Veberraichungen, Das Yegen von Hinterhalten, Scheinangriffe, Schein. 
zuge, fingirte Flucht, jcheinbare Ruhe und Unthätigkeit, Die gerade dem 
erfall vorangeht, verdedte Märiche und Tänichungen uber Bewegungen 
vhaupt, Verbreitung falihber Nachrichten”) über Ztärle und <tellung, 
3 taliche Signale‘) und Benutzung Der feindlichen Parole ſind deshalb 
io erlaubte wie übliche Nriegsmittel; denn von einer Nerpflichtung 
Ankündigung oder offenen Tarlegung der zur Anwendung fommenden 
ttel an den Gegner kann Velbjtverjtändlich keine Rede ſein,“ Da dies eine 
TWächung eben diejer Mittel jein würde oder fünnte: und die Lift iſt 
er Umjtänden eine nothwendige Ergänzung geringerer Gewaltmittel.”) 
Unerlaubt jind aber ſolche Lifte und Tünichungsmittel, Die mit 
militäriſchen Ehre und mit der auch dem Feinde Ihuldigen Achtung 
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außerdem den Paris bemohnenden Brivaten mei: Tie Täuſchung Der. 
denklich geftattet worden, wovon in großem Un. and, nicht in Tzrei' 
nei nicht die Barijer Behörden daran . Mittel, wie z.B. ZU 
bei Rolin-Jaequempund Gpäter war c- + Nhayarg Zei 
unvereinbar. Ten Diplomaten felbft wurde ii' u zuges D ber Waff en 
350 frei “5 Angriffes gewärhe3""_ 
jeder Zeit freigeftellt. Der von den Lestere - den dur z u 
uncontrolirte Gorrejpondenz aus der belagert: -rgebung, um Dem Dat ei 
(eine controlirte wurde von den Belagernden Mißbrauch bes Rode. 
Deutiher Seite mit Necht abgelehnt. Denn ..S5braud) von Nothzeichen - i 
den belagerten Ort von dem beliebigen Ui. ::£ von leberfälfen u. d EI" 
und es fünnen aus uncontrofirien Com: = 
fache Gefahren und Nachtheile erwachſen, stage, ob die gebrauchte z ın 
zu übernehmen nicht verlangt werben far = war, ift, fo feicht die Geil: 
) Die Beſtimmungen ber Genfer '' >: in anderen Fällen un CT 
wundeter und Kranker (j. oben S 100 ı" - arsgefühl und Kriegsgebran = ca 


die Evacuationen von Lazarethen, Ver : tommen.?) 
belagerten Pläten bezogen werden. 2 u ee , Le. 
2 v 3% we meist noch die duch Vet 


wollte nicht darauf ausgehen, das bei. — ‚Tr d 
ſondern in andere Materien einſchla, .z und Feldzeichen (Fahnen ı ZT 


auf Grund und im Rahmen desfele-  _ - Sezw. neutralen HervorgebradiE7 Fe 
Beltinnmungen über die Ausräumur - 3 gerade Die Milttärfchriftite lH Cr 
tenden Kriegsrecht ftatthaften, mid“ > tie der Völkerrechtslehrer jhe X 12 
beanjtandbaren im Auge haben. “ Ind dad Manuel des Bill er- 
Moynier, Kitude, pP. 22 IR N ‚U est interdit d’attaquer l'enne- zn 
allemande, p. 51. 9. M.: Do: - iv la force arméo; d’user indüm ent 


18, Vgl. Lentner ©. 8, © 
m, Denn, fo lange dies u.’ 
Tert ausgeiprodenen Gründen - 
werden; vgl. v. Hartmann 


_-- militaires ou de Tuniforme «le 
‚x. welche die Anlegung der frem Den 
-:en, wird mwenigftens die (von jeher 


20) Bekanntlich hat gerad au daß dergleichen nur als Vorbe rei 
zugelaſſene Abzug von Weiber id im Kampfe felbit, von jeinent Bes im! 
au großen Detähigungen u} came offen getragen werden muß.’ 
Gutmüthigkeit die Zulaljung ı ‚züfben wie Militärd,) z.B. des Com. 


a ebony durch Vortheile irgend welcher Art 51 
gar völferrechtswidrig gehan.. .. 5— en 
Armee und Marine L, € : urn die Annahme von Anerbietung : 
die Entlafjung zuerjt feine" zu amer nur unter der Vorausſetzung, das 

wa überhaupt nicht angenommen werden 


daß ihre Nichtgewährung D 4) 
Bazaine in Meg einem? —gumged'") oder fonjtige gemeine Verbrediett 


die Entlatjenen stunde it w., obgleih einer Benutzung der Xpr 
Gegner gelangen zu laſſe. _ Amebung jolcher Verbrechen hervorgehe tt. 
la guerre franewalleny = Ebenfo iſt die Annahıne von Dejerture 
Ir F B F wel: gen der eigenen Unterthanen bes Feinde * 
* — n von unzufriedenen VBevölferungstheil €! 
/ So. “ . non . 
"", Britileler @ _ 4 Ayrmeinen zuläſſige Mittel. 
*Auch le Brt' we ad Unfittliche folcher Mittel kann an De 
laſſen die gerſtörnne— ⸗ 3XT e nichts ändern. Zweck und Noth Be 
privees zit. wen g. »AIenden das Recht und legen ihm unter oe 
Bgl. unten $ 114. N ya ſolche Mittel zu erzielenden, piellei 


** 


“mittel; Lift und Täuſchung. 459 
sortbeife ſich nicht entgehen zu 


auer, gegen den die Liſt gebraudt 
mn Mitteln wehren Fann,”?) u. U. 
denble, Durch welche fcheinbar auf 
tt Died aber nicht gethan und der 
"age machen wollte, in die ſelbſt ge: 


mann, Berner a. ca. ©. Leber früheren 
sie Plätzen ſ. Vattel a a. O. in der Note 

»t., pP. 70, Preeis p. 107, 108, über die Art 

u Septen Deutſch Franzöſiſchen Kriege jagt, iſt 
ir. daß es nicht auf die Deutſche, jondern auf die 
.ı worüber ſchon an früheren Stellen unter ®er 
artißiteller, wie nanentlih Rolin:- Raequemnpns, 


‚re omt., p. 69, 70, und P’recis p. 106, 


"nm 
De | 


nd nicht verlangt werden, wie Sareis thut. dat durch 

„ht anerlannt zu werden, „eine Schonung von Anterelien. 

nn wenigitens aber auf Zrite desjenigen, welcher die Lift 

‚ca müſſe. Die Kriegsliſt iſt vielmehr nad dem im Tert 

camigtes Nriegsmittel wie jedes andere. Bluntichli 565 
on... N, 

race zu Marten: Heffter a. oe. ©. Bluntichli 69, 

sit. des Völkerrechts, S ®4, Guelle, Guerre cont., p. 65. 


. Sattel, Reid S 151, vo. Bulmerinca E. 362, Yentner 
1.04, 156. 
ES 178. 
Lentner, Garcia. a. O. 
Kluntſchli 565, Berner, Dahn. Calvo S INS0. 
hequslawsfi, Der Heine Krieg, ISSL, S 20 unten. 27. 
ach die Aınerilaniichen Kriegsartikel 64,65. Die Brutieler 
— n bezeichnet als unteriagt Art. 15 f.: „Tabus du pavillon yparla- 
. yavillon national ou der insignes militaires et de Yuniforme de 
wozu aber zu bemerfen iſt, daß .abus” und nicht wie im urſprüng 
ten Project IE. .emploi” geiagt ift. wie audı auf das .indument“ 
i: umung des Manuel aufınerfiam gemacht werden muB. Fur unzu— 
aren den Gebrauch dieſes Mittels u. U. v Bulmerincq 2. 2. 
zutens * 110, 7, Xentner. yield, Quelle, Fiore 133%. 
etfter und GSeffden zu Heffter a a ©. Reid, Bluntichli mo, 
Calvo. Ks it Dies offene ‚eigen Der richtigen ‚slagge namentlich auch 
celrieg anerlannt; ſ die bei Heffter a. a. TC. Note 10 Angefuhrten. 
Nabrb für die Teutihe Armee und Marine TIL. S. 56. erllärt den 
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und Treue nicht vereinbar find") ii. ‚seichen für unbedingt erlaubte 
wie Schon in der mittelalterlichen Mri.. .ı letzten Deutſch Franzöfichen 
lofigfeit, Betrug und Wortbruch au... „zußiiche Uniformen angelegt und 
Bruch eines gewährten freien Gelein. . x geichoffen hatten. Hätte es jid 


jtillftandes, um durch die Ueberraſcin: 


Feindes VBortheile 


sa auch nur unregelmäßige, ge 
au zöſiſche Bauern oder dergl., 10 


zu erringen, viw- eg. 
‚nung erfahren haben. Möglicher 


unbefangen herankommenden Gwu: [rn . | 
Sireuz-Zeichend oder der Parlaıı "- ‚ae des Strieges aus Noth angelegt 
Larf tärperhander 3 durd) die fremde Uniform getäuſſ cht 
wie auch Parlamentärverhand aterſcheidungszeichen zu ſorgen; ol. 
ſind unbedingt unznläſſig. 
Die Grenze und Die Er. x. u. A. Klüber $ 244, Field Tel. 


noch zuläjlig oder 


unehrenſie .7. 


ſcheidung in vielen Kalle 


Umftänden ſchwer feſtzuite'“ 

der Zeit müſſen der Wir ..gen und die Verbreitung von Anftedurr ge! 
Für zuläjlig wird ad 96 bereits gejagt worden. 

bergung oder Aendernn 

Flaggen) md Arten . Schwächung der Gegen und enentize Lk 

Täuſchung erklärt." . ar anders denkbar, jo dag der neucrdirzgß 


dagegen auz,'', amd 
fi in dieſem Zin BET 
rechtsinſtitnuts je, 
en dissimnmlant 1u- 


du pavillon e:: 

V’ennemi.”*; 

Uniform u. j. 1. 

geforderte; Su 

tung zum Mao 

an, Die rich:. 
or: RR 

mandanten 

erlaugen 

folder 

nicht e 
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wie 
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„x Staaten zu übernehmenden Berpjlihrız 29 
Worin, vgl. Guelle, Preeis L, p. 1531 
zırung fommen wird. Es kann aber aud nicht 
„ie und Funck-Brentano et Sorel 
eyanptung aufgeftellt werden, daß die Kriegeyarzei 


Dom 


re .. »erpflichtet jei und nicht dad Recht hab €. 


Yıyı, 


De Frage ift ziemlich unpraktiſch, da die Arir«z* 
de nicht leicht an eine Auslieferung denfen wi z2. 
>arr fie auch in dieſer Bezichung nach den Int T 
.... was durch Calvo's Gründe nicht widerlegt mie >- 
. . .. Bluntſchli 564. WM. u. A. Klübers?4+ 
sz.vı8 8110, 8, Berner a. a. O. Deshalb war art 
—. Ne Bildung Ungariſcher Legionen, welche 1854 pr 21 
seügen geplant wurden, nicht begründet, obgleih S* 
. edhne Noth und ſehr gewichtige Gründe Gehrazt 
. rver beftritten; f. Geffden zu Heffter, Note _ 
nudaielbjt Aufreizung der unter dem Fahnene E 
Anh beweilt der dafür angeführte Grund zu vi€ 1 
82 deraber die Aufreizung der feindlichen Irume" 
ı Nr Regel” unerlaubte Kriegsmittel erflärt. _ 
a nicht nach Entjchuldigungen für die Benutzung here? 
a Ne iebteren nicht ala Mafregeln aufgefaist werden. Die 
ou 2er aus befonderen Gründen, 3. B. um Menihert 
"5 arnbirldigt werden könnten, wie Heffter thut. Berne! 
 jeiner an und für fich begreiflichen Abneigung gegen 
ac, Vogar jo weit führen, daß er es für „unerhört" er 
sanimwibtoichrer die Verleitung der Offieiere, Eoldaten und 
uw Weqiers zum Verrath ihres Qandes oder zum Aufrub! 
ar den erlaubten Mitteln der Kriegführung aufzählen”. 


“sh 


" NT „te 
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tohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik I, ©. 772 ff. 
> Calvo, laffen im inneren Widerftreit zwiſchen chen 
2,1: zd den Die Kriegsnothwendigkeit berüdficytigenden Gedanken 
one Entſcheidung nicht genügend hervortreten. 
N C. 
LES 182, v. Neumann $ 452., Calvo 8 1837. 


$ III. 
. str und Spione; Boten und Couriere; Luftſchiffer. 


„ratur bei Klüber 8 266. — v. Kamp. Beiträge zum CGtaats- 
» Kalterredit I, 69. -—- ©. F. v. Martens 8 274. — Heffter $ 2491. 
Pluntöchli 628 ff. und in v. Holtzendorff's Jahrbuch für Geſetzgebung :c. 1., 
ud v. NeumannS-4da. — 1.0. Martens 8116. — Riquelmel,, 
I? Calvo SS 1828 f., 1839 ff. — Guelle, Preeis L., p. 122 fi, 134 ff. 
sd La gruerre continentale et les personnes, p. 85 ff., 96 ff. — Funck- 
Firentano et Sorel p. 291. — Halled IL, 8 26 fi. — Halt 8 188. 

- store 1341, 1375. — Dahn, Jahrbücher für die Deutiche Armee und 
Marine 1,2. — Amerikaniſche Kriegdartifel, Eection 5 
Brüujieler Erflärung, Urt. 19 #. -- Manuel des Pöllerredts- 
inſtituts DI ff. — Lentner 8 10. 


ii) 


Gin ferneres hierher gehöriges Mittel iſt das des Kundſchaftens 
' der Spionage, um dadurd in den Belig wichtiger Nachrichten über 
»Uung, Stärke, Pläne u. ſ. w. des Gegners zu fommen und dadurch 

eigenen Striegserfolg zu unterftügen,!) bei der Kundſchaftung im 
eren Zinne auf offenem Wege, bei der Spionage in heimlicher und 
Nedter Weile. Tag Mittel iſt zweiſellos zuläffig und muß zulällig 
t, weil es ein wichtiges und unter Umſtänden unentbehrlides Mittel 

Rriegführung iſt. Dies gilt namentlih aud von der Zpionage, 
em unter Umſtänden gerade dasjenige, was die Bejonderheit dieſes 
Skundichaftungsmittelg ausmacht, nämlich die Heimlichkeit, den Erfolg 
Bürgt und dem Kriegazived dient”) Ebenſo zweifellos ijt aber wiederum 
h das Recht der Gegenjeite, jich ihrerjeits gegen die Anwendung des 
ttels zu wehren. 

Kenn die Auskundſchaftung in offener Weiſe von als jolchen kennt: 
ven Combattanten, Einzelnen oder Abtheilungen, gejchieht, To iſt fie 
HE mehr und nicht weniger als eine Art der ordnungs- und regel. 
tigen militärischen Tätigkeit im Kriege und unterjteht deshalb zwar 
R regelmäßigen Abrwehrmitteln (Tödtung im Kampf oder Nriegägefangen- 
af), aber audy nur diejen. Wird Dieje nicht heimliche Auskundſchaf⸗ 
ng von Perjonen geübt, welche nicht zum Heere gebüren. jo gilt über 
ie Behandlung dieier Perſonen dasjenige. was über die Iheilnahme 
m nicht rechtmäßigen Combattanten am Kampfe gelagt worden iſt: fie 
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Gebrauch der feindlichen (wie auch neutralen) Abzeichen für unbedingt eriu 
Kriegstift unter Hervorhebung eines Falles aus dem lebten Deutich-Franzöfiierı 
Kriege, der jo lag, daß gegen 25 Franctireurs Preußiſche Uniformen angelegt um! 
dann auf ruhig heranfommende Deutſche Truppen geichofjen Hatten. Hätte efr«i 
niht um Franctireurs, aljo Combattanten, wenn aud) nur unregelmäßig, ge 
handelt, ſondern um Nicht-Combattanten, Yranzöfiihe Bauern oder dergl, Bı 
würde ber Yall natürlich eine andere Beurtheilung erfahren haben. Mögliche = 
weile können bie feindlichen Uniformen im Laufe des Krieges aus Noth anglegg 
werden müffen. Dann ift, wenn nicht zugleich durch die fremde Uniform getäuſ cH 
werden fol, für ein möglichft deutliches Unterfcheidungszeichen zu ſorgen; vggE 
Amerik. Kriegs-Wrtilet 64. 

19) G. F. v. Martens $ 274. UM. u A. Klüber 8 244, Field el 
Berner, Woolsey, Intern. Law, $ 127. 

15) Heffter, Woolſey a. a. O. 

16) Heffter a. a. O. 

17) Daß diefer ebenjo wie Vergiftungen und die Verbreitung von Anſteckungen 
u. dgl. unerlaubt find, ift oben $ 95 und 96 bereits gejagt worden. 

1 Bluntſchli 563. 

19) Bon jeher anerkannt, auch als Schwächung der Gegen und eventuelle 
Stärkung der eigenen Seite wohl nicht anders denkbar, jo daß der neuerding⸗ 
laut gewordene Gedanke einer von den Staaten zu übernehmenden Berpflihtung 
zur Auslieferung der Weberläufer (Morin, vgl. Guelle, Precis I., p. 13) 
jchwerlich jemals zur praftifchen Geltung fommen wird. Es fann aber aud nich 
mit Calvo 8 1853, dem Guelle l. c. und Funck-Brentano et Sorel 
p. 293 folgen, die umgefehrte Behauptung aufgeftellt werben, daß die Kriegäparti 
zur Aufnahme der Ueberläufer verpflichtet jei und nicht das Necht habt, 
fie der Gegenfeite auszuliefern. Die Frage ift ziemlich unpraktiſch, da die Kriege 
partei aus bem angeführten Grunde nicht leiht an eine Auslieferung denfen wird. 
Gollte e3 aber der Fall fein, fo darf fie auch in diefer Beziehung nach den Juter 
eſſen ihrer Kriegführung handeln, was durch Calvo's Gründe nicht widerlegt wird. 

20) G. F. v. Martens $ 274, Bluntſchli 564. AM. u. U. Ktüber$ 24, 
Berge zu Martens, %. v. Martens 8 110, 8, Berner a.a.D. Deshalb war and 
ber Broteft Defterreich8 gegen die Bildung Ungarifcher Legionen, welche 1859 von 
Frankreich und 1866 von Preußen geplant wurden, nicht begründet, obgleid ge 
rade von biefem Mittel nicht ohne Noth und fehr gewichtige Gründe Gebrauf 
gemacht werden wird. Es iſt aber beftritten; ſ. Geffden zu Heffter, Rote 1 
zu 125. Geffden will ebendafelbft YWufreizung der unter dem Yahneneid 
Stehenden ausnehmen. Doch beweift der bafür angeführte Grund zu viel 
Aehnlich Bluntſchli 564, N.2, der aber die Aufreizung ber feindlichen Truppen 
nur für ein „mwenigftens in der Regel” unerlaubtes Kriegsmittel erklärt. 

22) Deshalb braucht auch nicht nad) Entichuldigungen für die Benutzung biejet 
Mittel gefucht und dürfen bie letzteren nicht al3 Maßregeln aufgefaßt werden, die 
eigentlich unzuläffig wären, aber aus befonderen Gründen, 3. B. um Menden 
leben zu ſparen, allenfall3 entjchuldigt werden könnten, wie Heffter thut. Berne! 
läßt ſich (a.a. D. ©. 112) in feiner an und für fich begreiflichen Abneigung gegen 
den Gebrauch folher Mittel fogar jo weit führen, daß er es für „unerhört” er 
Härt, „wenn neuere Völkerrechtslehrer die Zerleitung der Officiere, Solbaten 
friebfihen Unterthanen des Gegners zum Verrath ihres Landes oder zum Aufrußt 
gegen ihre Obrigfeit unter den erlaubten Mitteln der Kriegführung aufzählen”. 
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x NS: ir Bei jpäterer Gelegenheit ergriffener Spion fann wegen 
Dar » olfbradten Spionage nicht mehr beftraft werden, '?) jo daß 
—X ee — Zi pionage fein Gegenſtand der Beſtrafung mehr iſt. Doch 
mr Mirgenblid der Vollendung mögliche Abwehr, 3. B. die 
In S. Kerade die eripähte Information dem feindlichen Vorpoſten 
= Pions, natürlich zuläflig.'”) Auch find Eicherungsmaßregeln 
ic Wegen der bewieſenen Gefährlichkeit geſtattet.“) Theilnahme 
In Xonage und Begünſtigung derſelben, namentlich Verbergung 
Ne, iſt ſtrafbar wie die Spionage jelbjt.'°) 
R der allerneueſten Zeit und namentlich im letzten DeutſchFran⸗ 
an Kriege iſt im natürlicher Audnugung der gemachten technijchen 
ante die Luftſchiffahrt zu einem viel gebraud)ten und deshalb 
ch lriegsrechtlich in Betracht zu ziehenden Kundſchaftungsmittel ge 
erden, und zwar letzteres um jo mehr, als das genannte Mittel in 
GER Kriegen möglicherweife eine noch häufigere und vervollkommnetere 
nmendung finden wird. 

Ganz neu aufgekommen iſt die Benutzung der Luftſchiffe in den 
llerjüngſten Kriegen allerdings nicht. Es ſind vielmehr auch ſchon 
rüber — vom (Ende des vorigen Jahrhunderts an — Verſuche mit der 
Fenutzung diejer Erfindung zu Kriegszwecken gemadt.'%) Aber das waren 
AT dereinzelte Verjuche, die außerdem durch die Art und Weife, in 
er ſie angejtellt wurden, weniger wichtig und gefährlich waren, deshalb 
ald wieder aufgegeben wurden und zu friegerechtliher Betrachtung 
ht anregten. Im 1870,7 ler Kriege iſt Dagegen die Benutzung 
er Luftballons jehr in den Wordergrund getreten, in mannigfacher 
ir die Nriegrührung ſehr wichtiger,) für die Nriegführenden ge» 
ihrlicher Weiſe geſchehen und damit dann zum Gegenſtande völfer- 
Hlicher Beurtheilung und — Gontroverje geworden. Man darf aber 
'gen, dag wenn nicht einerjeits in der modernen Völkerrechtswiſſen⸗ 
baft übertrichene Humanitätsideen und das Beſtreben ſich geltend machten, 
de Gelegenheit und jede neue Erſcheinung zu weiterer Einſchiebung 
er Ideen zu benutzen; und wenn nicht andererſeits die Luffſchiffer⸗ 
Orfommmiile des genannten Krieges den erwünschten Anlaß zu ab» 
ligen Penrtbeilungen der Deutſchen Nricgführung gegeben hätten, 
ontroverſen über die Frage kaum vorhanden tein und weitläufige 
Weinanderießungen, die ſich jet darüber in der Yiteratur finden, faum 
Mliren würden. Denn für die Enticheidung der frage, ob eine Hand. 
mg Spionage jei, kommt nichts auf dag zur Handlung benutzte Mittel 
R, und es ijt gar kein Grund vorhanden, blos Deshalb feine Spionage 
Aunchmen, weil das zum Erlangen der Information gebrauchte Mittel 
N Luftichiff geweſen it, und damit den Yurtichiffern einen Freibrief 
13 Spioniren auszuitellen. Nöthig iſt allerdings, wie vorgetragen, 
28 Requifit Der Geimlichkeit, um Spionage annehmen zu dürfen. Es 
urde aber doch cin ganz offenbarer Trugſchluß, ein ſophiſtiſches Wer: 
bren und eine Art Zeibittäutchung fein, blos deshalb, weil das Yuft: 
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ee Konideo zer um Azailäen Irftrage gebandelt hat.'%) 

ji pr ua con ezer humanen Nriegfübrung muß verlang! 
wrnen, bah bri Gen Ikrseren Folgen. melde den Spion treffen, in jedent 
sale, m mert ber energiſche Gang des Krieges es zuläßt, genau feſige 
Ill nr, ob wirklich eine Spionage vorliegt, anſtatt, wie wohl ge 
hohen, heiefhe auf bloſen Verdacht verichnell anzunehmen. Es io 
ur“hullbe mie “rate, ſelbſt bei Ertappung in flagranti, wenigſtens in der 
Hegel uiht ohne wmorſhſergegangenes kriegsgerichtliches Urtheil vollzogen 
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m Herunterkommen veranlaßt, die in ihm befindlichen Perfonen und 
achen, 3. B. Briefihaften, können durchſucht und die GEriteren, auch 
me Spione zu fein, gefangen genommen werden, und zivar nicht nur 
mn, wenn fie zu den der Gefangenschaft regelmäßig unterliegenden 
erjonenfategorien gehören, fondern auch wenn, ohne daß jie dies thun, 
I In⸗Freiheit⸗Verbleiben gefährlich oder bedenklich ericheint. 


— — — — —— 


') Auskundſchaftung und Spionage kommen auch im Frieden vor, und man 
atericheidet danach zwiſchen militäriihen und politiihen Kundfchaitern; vgl. 
refiter 5249, Guelle, Precis, p. 122. Davon ift hier aber nicht zu handeln. 

*. Die Zuläjligkeit der Spionage wird deshalb aud) von der Theorie wenn 
ich theilweile mit Wideritreben) allgemein anerfannt, und von der Praxis der 
egführung wird das Mittel ebenjo allgemein gebraudt. Schön ift freilich auch 
sed Mittel nicht, aber das kann wiederum nichts an den Necdte und der 
Licht des Kriegführenden ändern, bad höchft wichtige, werthvolle, bezw. unent« 
grfihe Mittel in allen Fällen zu brauchen, in denen dieje Wichtigkeit und Un⸗ 
tbehrlichkeit vorliegt, ganz davon abgejehen, daß auch dieſes Mittel Blutver⸗ 
Ben eriparen fann. Daß ed aber unter Umftänden Höchft wichtig und unent- 
zt lich ift, Hat fchon Friedrich der Große bezeugt. 

’, Tiefe bejondere Frage ift bisher noch wenig oder gar nicht berührt, auch 
n der Brüijeler Erklärung und den Manuel des Völkerrechts— 
ſtituts nich ausdrüdlich beantwortet worden. Sie ijt aber nad) den Grund— 
ven des Kriegsrechts in der im Tert angegebenen Weile zu enticheiden. 

) Bgl. unten Note 7, Bluntſchli 6939, Calvo 3 184. 


: Bgl. Dahn aa. D. S. 92, Bluntfhli, v. Neumann, F. v. War: 
NS a. a. O. Vielfach wird ganz allgemein von der Ehrlofigfeit der Spione ge- 
hen. Cs iſt aber nicht richtig, daß jede Epionage eine unehrenhaite Hand⸗ 
ng Daritelit. Denn jie fann ebenjowoht wie auf niedrigen Motiven, Habſucht 
id ehrloſem Geldgewinn, auch anf den edlen des Patriotismus und der mili—⸗ 
riſchen Pilichterfüllung beruhen, wonad die Bemerkungen von Fiore a a. O. 

tig zu ſtellen ſind. Deshalb kann man auch nicht. wie Calvo S IX thut, 
R Empfang einer Geldbelohnung zu den Requiſiten des Thatbeſtandes der 
Plonage rechnen. 

"; Deshalb war die Erihießung des Capitäns Yale in dem befannten Falle 
° Amerilaniihen Befreiungskrieges völlig gerechtiertigt. gl. Calvo S 1842. 
denio die an dem Engliſchen Major Andre im jelben Kriege von der Gegenjeite 
Oljtredte Todesitrafe durch Erhängen‘, obwohl diejer Fall unter den Kriens: 
errath und nicht unter die Spionage fällt; Calvo ebendaielbit. 

*. So rihtig Eihelmann, Kriegegefangenichaft, 2.195, Note 21. Außer 
MM ihm hat auch dieſe Frage ıngl. oben Note 3) bisher feine beitimmte Ente 

dung gefunden. aud) nicht von der Brüſſeler Erklärung und dem Manuel 
es Volterrechtsinſtitute. Die nad den Beitinnmungen des leyteren übrig 
bleibenden Dunkelheiten und Zweifel beruhen daraui, day nur nad den ofienen 
der heimlichen Auftreten und nicht danach, ob mit oder ohne Spionirabſicht 

Tienft geleijter ijt, unterschieden wird. al. die Amerikaniſchen Nrieges- 
ortifel 44. 

Rt. Bluntihli 8 655, Guelle, Pree's, p. 12%. 

Dandbuch des Xölferrechts IV. 30 
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Ihiff in dem Sinne, daß es gejehen werden Tann, offen und nid 
heimlich auftritt, behaupten zu wollen, es liege bier fein heimliche: 
Mittel und kein heimliche® Handeln vor. Denn dann würde — ab: 
gejehen davon, daß jener Grund anf den bei Nacht une Nebel fahrenden 
Luftſchiffer nicht paffen und der letztere ander als der bei Tageslicht 
fahrende beurtHeilt werden müßte!?) — 3. B. auch der in Civilkleidern 
auf die Einziehung von Informationen ausgehende Officier und über: 
haupt Jeder, auch der Nichtmilitär, der „sous de faux pretextes“ im Lande 
umberzöge, um zu fpioniren, fein Spion fein; denn ſehen laſſen ſich 
ja aud) diefel So gut wie es bei ihnen nur auf die Abficht ankommt, 
jo au bei den Auftichiffern, die, wenn fie zu verftedten Auskund— 
Ihaftungszmweden ausfahren, ebenfo gut Spione find wie alle anderen 
Perſonen, die dies thun, in welcher Weile fie auch ausziehen. DeshalE 
ift namentlich auch der Combattant, welcher im Luftballon nicht offem 
auf Kundichaft ausgeht, fondern dies irgend „clandestinement ou sous d 
faux pretextes“ thut, nicht weniger Spion als der zu Fuß oder zu Wage 
aljo Berfahrende. Nur des Quftichiffeg wegen den Luftichiffer ander 
als den fich fonftiger Fortbewegungsmittel Bedienenden zu beurtheilem 
ift abjolut kein Grund vorhanden. Auf die Thatjache, daß ein Luftſchm 
benugt worden ijt, fommt vielmehr an und für fi nicht? an, weder z 
Gunsten noch zu Ungunften der Luftichiffer.1) Haben die Luftſchiff 
Spionageabficht, was unter Umftänden ficher nachweigbar ift, 9) jo find fie cm 
Spione zu behandeln; verfolgen fie dieſe Abficht nicht, fondern haben fie &« 
Luftſchiff zu anderen Zweden benußt, 3.B. um ſich den Uebeln einer W 
lagerung zu entziehen, jo jind ſie danach zu beurtheilen und je nach Lage D 
Falles ganz frei oder unter andere Martialgefete, 3. B. wegen unerlaub t 
Paſſirens der feindlichen Linien, bezw. Sicherungsmaßregeln zu ftelle 

Sollte aber auc) nach den: bisherigen Recht, welches die neue Erjchein ur 
der Luftballons noch nicht gewürdigt, weil noch nicht genügend gekam 
hat, die hier gegebene Interpretation nicht richtig fein und der im Jid 
baren Luftballon auf Informationen Ausgehende nicht als Epion 1 
trachtet werden können, fo würde daraus nicht folgen, daß die Spionac 
wenn fie nur mittelft der Quftjchiffahrt begangen würde, erlaubt wär 
und die SKriegführenden diefe Art der Spionage ſich gefallen lafl« 
müßten; fondern die Folge würde fein, daß das beftehende Kriegsred 
in Rückſicht auf die neu hervorgetretenen Erfcheinungen und Kriegsmitt 
geändert und jo gejtaltet werden müßte, daß es den Kriegführenden auc 
gegen jene neuen Erjcheinungen genügende Sicherungs-,, Abwehr um 
Abſchreckungsmittel gäbe,?!) d. h. daß e in Hinblid auf die neuen Er’ 
Scheinungen, an welche das ältere Völkerrecht noch nicht denken konnte, ergänzl 
werden muß. Gelbftverftändlich ift, daß die Kriegspartei mit allen Gewalt 
mitteln ſich gegen die Gefahren ſchützen kaun, die aus dem Aufſteigen des Luft‘ 
ſchiffes, wenn es feine Fahrt ungeftört fortfegen und fein Ziel erreichen 
würde, möglicherweije hervorgehen fönnen.??) Es Tann das Luftſchif 
deshalb unter allen Umftänden Heruntergefchoffen, beziv. durch Kit”) 
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9) Deshalb Hat man auf der Brüffeler Eonferenz und in den Verhand- 
Iungen des Völkerrechtsinſtituts über das Manuel mit Recht davon abgejehen _ 
zwei Arten der Spione je nad) dem Motive ihres Spionendienftes zu unterfcheidenz 
obgleich es vorgejchlagen war. Wichtig jagt Guelle, Precis I., p. 126: „Que c= 
soit un patriote qui se devoue ou un miserable qui se vend, le dangem 
qu’ils font courir à l’ennemi est le mäme. — On respectera le premier, 
me£prisera le second, mais on les fusillera tous les deux.“ Bgl. hierũb — 
und über Spione überhaupt den Rapport Rolin-⸗Jaequemyns' über die Bam 
Handlungen des Völferrechtsinftitut3 in der Revue 1875, p. 495 ff. Dagegen a 
in ben nit unehrenhaften Fällen neuerdings ftatt der entehrenden Strafe m, 
Hängens die des ehrlichen Erſchießens üblich geworden; und außerdem ift es De 
Kriegspartei natürlih in jedem Falle unbenommen, auf das ftrenge Recht Der 
Tödtung zu verzichten und eine mildere Strafe zu verhängen. 

10 Heffter $ 250. 

ı) Der Zuſatz „mwenigftens in ber Regel” dürfte bei der Möglichkeit ganz 
offenfundiger und zugleich zum jchnelfften Handeln zwingender Fälle nicht zu ent. 
behren jein. Won der neuejten Doctrin (jo 3. B. Fiore und Guelle) wird er 
freilich vielfach nicht gemacht, und auch die Militärinftructionen einzelner Länder 
ichreiben die vorherige Füllung eines friegägerihtlihen Urtheild ganz allgemein 
vor. Die Brüffeler Declaration fagt Art. 20: „L’espion pris sur le fat 
sera juge et trait& d’apr&s les lois en vigueur dans l'armée qui l's saiti, 
wozu zu vergleichen die Verhandlungen der Conferenz, ©. 10, und bed 
Manuel 25: „Aucun individu accusé d’espionnage ne doit &tre puni avant 
que l’autorit& judiciaire ait prononce sur son sort.“ S. aber Löning, Pt 
Verwaltung bes General-Gouvernements im Elſaß, 1874, ©. 91. 


2) Brüffeler Erklärung, Art. 21, Manuel 26, F. v. Martens 8 116 
a. E. Guelle, Precis, p. 127, Calvo 8 1841, Bluntſchli 64, Hall 8 188 
a. E. Fiore 8 1375. 

19) Bol. Dahn a. a. D. ©. 92. 

) Heffter a. a. O. gl. aud) Calvo 8 1841 und Bluntſchli 6%. 

15) Bel. Guelle, Pröcis I, p. 126 und die dort angef. Franzöſiſchen Gelek- 

15) Zuerſt von Franzöfiicher Seite, und awar 1793 bet der Belagerung vor 
Maubeuge und Charleroi, dann auch, was Calvo 8 1828 als erften Berfad 
erwähnt, 1794 in der Schlacht bei Fleurus, fpäter bei der Belagerung von Maik. 
Die benugten Ballons waren aber gefefielt und flogen nicht frei in das fein 
licherſeits bejepte Gebiet, worin der im Tert angebeutete Unterjchieb zwiſchen 
jener und ber heutigen Art der Benugung und damit der völferrechtlichen De 
urtheilung legt, obgleich fie der Beobadhtung und Einziehung von Informationen 
dienten. Der erfte Napoleon Iegte feinen Werth auf dieſes Kriegemittel. Dagegen 
find 1812 von Rußland (zum Zweck des Feuerns in die feindlichen Linien, aber 
mit geringem Erfolg) und 1861 im Amerifanifhen Bürgerkriege Verſuche in Der 
befierter Weife, aber doch immer nur noch mit ebenfall3 gefefjelten Ballons ge 
macht worden. Vgl. E. Stuart Bruce in der Dublin Review, 1887; auch 
furzen Ungaben bei Calvo a. a. O. 

17) Man denfe nur an die mittelft Luftfchiffs bewerkſtelligte Entweichung 
Gambetta's aus Paris und deren eminente Wichtigkeit für die Orgamilirung 
des ferneren Franzöfiihen Widerftandes. Nach Calvo 8 1829 find in den fünf 
Monaten der Belagerung von Paris nit weniger als 64 Luftſchiffe mit 1% 
Berfonen aus der belagerten Stadt aufgeftiegen. Eben wegen der großen, du 
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paige weitere Bervolllommnung möglicherweife noch größer werdenden Wichtig⸗ 
it an zed Sefährlichfeit diefes Kriegsmitteld hat die Kriegspartei nicht nur das Recht, 
nDerrı auh die Piliht und Schufdigfeit, mit aller Energie fi) Dagegen zur 
Behre zu jepen. Die Deutſche Kriegführung hat im 1870/Tler Kriege auch diefe 
tüichr erfüllt, und cs jpielt in das Komifche, wenn Calvo $ 1829 und Gruelle, 
Pr@cıs, p. 136, mit einem Tone des Vorwurfes gegen die böfen Deutſchen er- 
ühblerz. dieſelben hätten in dem erwähnten Kriege ſogar ein eigenes Geſchütz 
um @SSchraud gegen die Luftichiffe conftruirt. 

*— Bl. Dahn a. a. D. 

"Deshalb fteht auch die von den antideutſchen Schriftitellern abfällig be- 
unthettgze Tepeiche des Fürſten Bismard vom 19. November 1870, in welder 
allärt wird, daB die Benugung des Quftweges an ſich feinen Unterfchied für bie 
LeharıDfung der betreffenden Perionen mache, durdjaus auf dem Boden des 
Bölferrehts und der Vernunft. Vgl. au Heifter 8 126, ©. 266. Die für 
das (Hegentheil angeführten Argumente Calvo's 8 1852 find ganz hinfällig, und 
Ramerzziich iſt bezüglich des Vergleiches mit dem Blocadebrecher zu bemerten, daß 
uh Der Icptere, wern er die Vlocade zum Zweck des Spionireng bricht, zugleich 
als E yppion zu behandeln ift. Ich habe diefe Auffafjung bereits in meiner Kritik 
us Huifiihen Entwurfes für die Brüjjeler Konferenz Der neuefte Codifications- 
derſuch auf dem Gebiete des Völterrehts, 1874, S. 44: vertreten. Sie ift gebilligt 
worden von Geffchen zu Hefiter $ 250, Note 1, der die entgegengejepte Auffaffung 
für „ſicher unzutreffend“ erflärt. Die Unzutreffenheit ift jchlagend nachgewiefen 
vorden durch die ausführliche Yeiprechung. weiche Dahn in den Jahrb für bie 

Teutiche Armee und Marine, Bd. III, S. W ff. der Luftſchifffrage hat zu Theil 
werden lailen; vgl. auch Münchener Krit. Vierteljahrsſchrift 1872, S. 462. Gleich. 
WOHL Finder ſich in der Brüſſeler Erklärung, Art. 22, Abſ. 2, eine die Luft⸗ 
Mer allgemein von ben Zpionen ausnehmende Beitimmung, allerdings mit 
uſã den „pour transmettre les depeches, et, en general, pour entretenir les 
Plnmmnications entre les diverses parties d’une armee ou d’un territoire"), 
welche es immerhin zweifelhaft laſſen. ob nicht aud; Perjonen, die mehr als dies 
Dun und wirklich ipioniren, troß des Yuftichiffes als Spione behandelt werden 
Urfen. Bat das Manuel des Wölferrechteinitituts 21, Abf > und 24; 
uch der Teutiche Bevollmächtigte in Brüffel, v. Roigts-NRhex, trat in den dortigen 

Thandlungen j. Dietelben in den Avtes de la Conference de Bruxelles. p. 11) 

ur ein. daß die Luitichiffer unter fernen Umitänden ale Spione behandelt 
Derden dürften. In der Literatur haben fih auf den Boden der Dectaration 
el: und in gleichem Sinne ausgeiprohen F. v. Martens, Yentner, 
®. Reumann. Calvo. auh S ISHH Ball, Funck-Brentuno et Norel 
au. A Bgl. aud Rolin Jaequemyns in der Revue 1870, p. 675 j. Pie 
—— Kriegführung wird dieſen Standpunct aber ſchwerlich jemals einnehmen 

nen, 

* Bl. Dahn E. m. 
Rat. Dahn a. a. O. S m. 

** Dies erkennt auch Bluntſchli 632a. am. obgleich er ſonſt die Rechte der 
kriegſuhrenden gegen die Luftichiſſer von gewiſſen Untericheidungen abhängig 
Madt, die aber non verichiedenen Standyuncten aus Wideripruch gefunden haben: 
gl. Geficken zu Hefiter a. a. O. und Guelle. 
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Deshalb verfallen Handlungen, wie Tödtungen oder Verletzungen 
c Fremden Soldaten, 3. B. von den QDuartiergebern, ebenfo Be— 
ızbbarnıgen derjelben, deögleichen Angriffe auf Sachen der Occupirenden 
ver auf zugeführte Lebensmittel, wie Vernichtung von Schießbedarf, 
berryo Zerſtörungen oder Beichädigungen von Conmunicationsmitteln, 
vie Wrücken, Sanälen, Landitraßen, Eijenbahnen, Telegraphenlinien, den 
tengen Strafen der Martialgejege.!*) 

Mamentlih ziehen auch die Kriegsrebellion und der Kriegs. 
verroxth jolde Folgen nach fid. 

Die Beurtheilung der Kriegsrebellion, d. i. die Waffenergreifung 
der Sandesbewohner gegen die Occupanten, hat ſich bereit3 aus oben!) 
Vorg e tragenem ergeben. 

Unter Kriegs verrath iſt bier die Schädigung oder Gefährdung 
der 2 Dccupirenden Macht durch Tänjchung oder (ſei es Ddirectes, fei es 
mdirectes) Nachrichtgeben an das eigene Heer über Stellung, Bewe— 
gungen, Pläne u. |. m. des Feindes, — mas audy ohne vorhergehende 
Spiomage ftatthaben kann,!s) inden der Betreffende ohne eine folche, 
ohne fein Zuthun oder doch auf erlaubten Wege in den Befih der 
Rachrichten gekommen ift — zu verjtehen.!”) Iſt Derartige vor er— 
igter Sccupation gejchehen, fo kann es als die Erfüllung einer patrioti- 
ſchen, zur Zeit noch nicht durch die vis major des Kriegslaufes unter- 
ſagten Pflicht von der occupirenden Gewalt nicht geahndet werden. 
Rach erfolgter Occupation berechtigt es aber, ähnlich wie die Spionage 
und wie ſonſtige Schädigungen des Occupirenden, zu den ſtrengſten Ab- 
wehr. und Abſchreckungsmaßregeln. Uebrigens kann der Kriegsverrath 
nicht nur im Fall und unter der Vorausſetzung eines feindlichen Landes 
der Landestheiles geübt werden, z. B. wenn der in Staate A. lebende 
taatsangehörige ded Staates B. dem letzteren vom eritereu aus kriege. 
gerährliche Nachrichten giebt; wie überhaupt der im nicht occupirten 
Sande (ebende Unterthban des feindlichen vecupirten Staates jeinen im 
teren aufhältlichen Landsleuten im Mejentlichen gleich jteht. 

Eine Art des Kriegsverraths ift die Täujchung beim Wegeführen.!“) 
Bangen durch das abfichtliche Fzühren des feindlichen Heeres, bezw. von 

t heilungen desjelben auf faljche oder unvortheilhafte Wege durch einen 
Andesbewohner. Hat derjelbe jich zu der Führung jelbit erboten oder 
die ſelbe auf Aufforderung freiwillig übernommen, ſo ſind Thatbeſtand 

Ahndungsberechtigung des Kriegsverraths außer Zweifel. Aber 

wenn er trotz erklärter Abneigung zu der Führung veranlaßt oder 
MT gezwungen war, kann nicht anders entſchieden werden. Denn er 

uldete der occupirenden Gewalt, die ihrerſeits zu dem geübten Ztvange 
arch die Kriegsnothwendigkeit genöthigt und folglich berechtigt iit,'”) 
dieſen Gehorſam, oder durfte wenigſtens nicht eine active Auſflehnung 
Und pofitive Echädigung begehen, jondern hätte jich äußerſten Falle auf 
den pafjiven Ungehoriam bejchränfen und deſſen folgen tragen müllen, 
die nicht ſchlimmer ala die jeiner pofitiven Täuſchung hätten jein können; 
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ganz davon abgejehen, daß die Weigerung des Führers eine erheuchelte 
fein kann und in Wahrheit die Gelegenheit zur Echädigung des Feinde? 
gern ergriffen wird. Demgegenüber kann die Strenge und Härte, die unter 
Umſtänden wenigſtens in der (auch hier regelmäßig in der Tobesftrafe 
beitehenden) Beſtrafung des wegen Kriegsverraths beitraften Wegeführers 
liegen kann, nicht in das Gewicht fallen, fo begreiflich auch hier wieder 
die menschliche Neigung zu einer milderen Beurtheilung ift. Die Krieg 
rechtswiſſenſchaft darf fich durch eine folche Neigung aber audy hier nidt 
zu einer andern Entjcheidung und zu der Aufftellung Hinreißen laſſen, 
e3 dürfe in dem vorliegenden Falle nur Gefangennahme und nidt Be 
jtrafung ftattfinden, obgleich dies neuerdings geſchehen ift;?%) und die 
allgemeine Meinung hält auch au dem bier vertretenen Standpuncte feſt.“) 

Auch derjenige Wegeführer, der im occupirten Rande feinen eigenen 
Leuten den Weg zeigt, unterliegt dem Martialgeſetze. 


2) 88 67, 68. Allerdings find ſchon im Mittelalter Verbote der Tödtung 
friedliher Landesbemohner erlaflen worden, c. 2 X. I, 34. ber die Krieg 
führung entſprach dem noch in den legtvergangenen Jahrhunderten nicht (Dreibig 
jähriger Krieg, die Kriegszüge Ludwig's XIV.). In der Literatur trat ned 
Bynkershoek für völlige Unbejchränttheit willkürlicher Gemaltausübung ein 
(ſ. aud) Wolff, Jus gentium, $ 878), während jhon Grotius a. a. D. 88f. 
den entgegengejegten Standpunct vertrat. 


2) S. oben 88 68, 69 und den dort erwähnten Vertrag zwiſchen Preußen 
und Nordamerika von 1785, Art. 23, und für die neuejte Zeit die Beltimmungen 
der Brüfjeler Declaration, des Manuel des Völkerrechtsinſtituts und 
die Amerit. Kriegsartifel. Anders, aber nad) gegenwärtigem Völkerrecht aud 
vom ftrengften Kriegsrechtöftandpuncte aus ganz verwerflich, ift die beim Ausbruch 
des 1870/7ler Krieges nicht nur von der Preſſe, ſondern auch von amtlicher Stele 
Frankreichs an das Großherzogthum Baden gerichtete Drehung, daß ſelbſt Frauen 
nicht geſchont werden jollten. Sonſt wird gerade die Unverleglichkeit der Frauen, 
Kinder und Greije bejonders, bezw. zuerft hervorgehoben; ſ. 3. B. Grotins. 

*) Dies jprad) aus und war der wirkliche Sinn der oben 8 69 ermähnten 
berühmten Proclamation König Wilhelm’3 bei der beginnenden Beſehung 
Sranzöfiiher Landestheile im Anfang des 1870/7ler Krieges. Es ift ud in 
verjchiedenen anderen Deutichen Tagesbefehlen und Proclamationen jenes Kriege) 
ausgeſprochen worden. Auch Wellington erließ 1813 beim Ueberfchreiten DT 
Franzöſiſchen Grenze eine Proclamation ähnfidhen Inhalts. 

%) 8 90. 

5) &. hierüber weiter unten unter III. gl. vorläufig Bluntfgli 50% 
Dahn, Jahrb. für die Deutihe Armee und Marine. 

) Manuel 48. 

’) Daß dies geſchieht, ift durch die Mititärftrafe und fonftigen Geſetze der 
einzelnen Staaten vorgejehen. 

°») Brüffeler Erklärung, Art. 38, Manuel 49. 

©. Note 7. 

; Sanititöperjonal u. j. w. 
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IT Dies war früher natürlich anders. Schädigungen der feindlichen Sol. 
ıten Durch die Bermohner des überzogenen Landes waren nah dem Strafredjt 
s letzteren nicht ftrafbar. Noch in unjerem Jahrhundert wurde dieſer Etand- 
inct vertreten und die Rechtlofigkeit ber feindlichen Soldaten behauptet. Gegen⸗ 
ärtig (f. v.d. Bede, Ueber den Krieg und feine Beziehungen auf das Criminal⸗ 
ht, mit Bemerkungen von Mittermaier im Neuen Ardiv des Criminalrechts, 
17, S. 399 ff, Abegg, Unterfuchungen aus dem Gebiete der Strafrechts⸗ 
iienichaft, 1830, S. 86, und die bei Geib, Lehrbuch des Deutichen Straf. 
chts II. ©. 217, angef. Literatur) fteht aber die im Tert vorgetragene entgegen- 
feste Auffafiung feit und wird, wenigitend was die normalen Yälle anbelangt 
injichtlich des Volkskrieges bejtehen noch unberechtigte, zum Theil auf einer un. 
tigen Auffaffung des Bollskrieges beruhende Meinungsverjchiedenheiten. f. die 
ngeführten und Köftlin, Syſtem de3 Deutichen Strafredts. S. 15), von der 
trafrehtswilienichaft allgemein anerfannt. Während des letzten Deutich-Fran- 
fiichen Srieges iſt aber auch diejer Eat des gegenwärtigen Rechtes von dem 
ranzoliihen Fanatismus und ber Franzöſiſchen Erbitterung gebrochen worden, 
daß jelbjt von amtlicher Seite der an einzelnen Deutſchen Soldaten von Landes 
mohnern verübte Mord gutgeheiben ilt (Erlaß der Regierung von Tours an die 
unicipalität von Eoifjons, vgl. Rolin- Jaequemyns, Revue Ill. p. 318 f., 
nd Löning ©. 75 in der Note, auch oben 8 93, Note 7). Eine auf Deuticher 
eite erlajiene PBroclamation, der Aufruf des General-Gouverneurs der Küften, 
kneral8 Bogel von Falckenſtein, vom 23. Juli 1870, wodurch die Küften- 
ewohner der NRord- und Ditfee zur Theilnahme an der Kültenvertheidigung unter 
Meieren und im Anſchluß an die Mititärbehörden und die Sencral-Commandos 
uigefordert wurden, jällt eben deshalb, obgleich ed megen der in dem Aufruf 
eiläufig vorfommenden orte: „Zeder Franzmann, der Eure Küfte betritt, fei 
Fach verfallen“ aud) wohl von Deutſchen Schriftftelern nicht immer genügend 
eachtet worden ift, unter ganz andere Gefichtäpuncte und hat außerdem zu feiner 
raltiihen Anwendung geführt. 

iꝛ S. folgende Note. 

" S. darüber unten unter III. 

“ Davon iſt auch im 1870/71er Kriege Gebrauch gemadt, in ftrenger, aber 
rechter und durch die Umftände nöthig gewordener Reife. Der Tadel und die 
eDenfen. welche auch von unparteiiihen Scpriftitellern über Die Deutihen Dlaß- 
geln ausgeiprochen find jo von RolinJaequemyns, dv. Martens; vgl. 
H Bluntichli) können deshalb nicht für begründet erachtet werden, wenn auch, 
€ Das im Kriege immer vorfommen wird, in einzelnen Zallen härter verfahren 
ſollte, als abjolut nothwendig geweſen wäre. Cine geringere Strafe ale die 

esijtrafe wird, wenn tie überhaupt wirkſam fein und der Gefährlichkeit der in 
De jtehenden Handlungen entfprechen Toll, in vielen Fällen nicht gedrobt werden 
Ren; vgl. v. Hartmann, Kritiſche Verſuche 2. und Löning S. 79 f. 
br häufig ift es in dem genannten Kriege aber bei der bloſen Trobung geblieben; 
_ Tahn. Rahrb. für die Deutihe Armee und Marine. Unter Umftänden 
die Ztrafdrohung. bezw. Entihädigungspflicht (ſ. weiter unten unter II) 
Die Gemeinden oder auf die Hausbefiger ausgedehnt werden A. M. Feraud⸗ 
Taudp. 17. Ob und wann dies gejchehen darf. bängt eben von den Um⸗ 
Den, dem Benehmen der Bevölkerung und der daraus für den Uccupanten 
chenden Zwangslage ab. Iſt es danach erforderlih und nothwendig. die 
Tantmwerticfeit der Gemeinden und Hausbeſißer heranzuziehen, jo iſt es auch 
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8 113. 


Tas Redt auf Arbeiten und perjönliche Reiftungen 
der Landesbewohner insbejondere. 


Andererſeits müſſen die Bewohner fi) alle die ausnahmsweiſen, 
auch die weitejtgehenden und läjtigjten Bejchränfungen ihrer perfön- 
lichen Unabhängigkeit gefallen lafien, welche die Verfolgung des Kriegs: 
zweckes erforderlicd) macht, und fünnen außerdem unter derfelben Voraus. 
“Burg auch zu pojitiven perjönlichen DVienjtleiftungen und Arbeiten!) 
genöthigt werden. Tenn in Gonflictsfällen geht die Kriegsnothwendig⸗ 
fit Dor, und zwar jo unbedingt vor, daß alle anderen Ordnungen, 
Achte, Anſprüche und Rückſichten gegen fie zurücktreten. Dasſelbe gilt 
von den Angehörigen des feindlichen Staates, die ſich im gegneriſchen 
Staate aufhalten, indem auch bezüglich ihrer, Wenn fie dableiben, Ueber⸗ 
wach zungen :c. und im Nothfalle weitergehende Maßregeln erforderlid) 
erden fünnen.?) Nur dürfen folche Beſchränkungen nicht anders als 
ME Qutem Grunde und wirklich vom Kriegszweck und der Kriegführung 
ſebotene Maßregeln vorgenommen, und ebenſo Arbeiten und Dienſt⸗ 
Aſtungen nicht anders als unter derſelben Vorausſetzung gefordert werben. 
Dezuiglich der leßteren ijt deshalb nad) dem aud Hier in Betradht 
ONTNTenden zwieiachen Geſichtspuncte (1. Freiheit von aller unnöthigen 
Deichräntung und Beläftigung als Regel, 2. ausnahmsweiſe Verpflich⸗ 
ung zu allen den Yaiten, die der Kriegszweck nöthig macht) zu fagen, 

B Die Yandesbewohner zu Arbeiten und Dienſten nur dann genöthigt 
Werden fünnen, wenn Die Kriegsnothwendigkeit dies erfordert. 
. Es iind Deshalb beim Worhandenjein der angegebenen Voraus— 
"Bung perjönfiche Beſchränkungen der Yandesbemohner gejtattet, wie fie 
in GBeitalt von Einjchränfungen des Roft-, Eiſenbahn- und Briefverkehrs, 
T Freien Bewegung, des Verbotes der Betretung gewiſſer Plätze, der 
Üchermahung, der Beichlagnahme von Waffen, ja, unter Umſtänden der 
Targennahnıe”, vortommen können. Auch die Einquartierungspflicht 
ebör; injoiern hierher, als fie neben ihrer vermögensrcdhtlihen Bedeu: 
Ng eine perlönliche Beläjtigung darjtellt; ebenſo die Werpilichtung zu 
Eren politiven Leitungen, wie 3. B. zur nächtlichen Erleuchtung der 
Seniter, die unter Umſtänden nöthig werden lann, u. dergl. Auch der 
Auregel des Geiſel Nehmens find die Landesangehörigen unterworfen, 
d einichneidend dieſe Maßregel auch für die davon betroffenen Perſonen 
.._ gie beiteht darin, daß zur Sicherung von Verträgen, Zuſagen oder 
mtigen Aniprüchen zum gegneriſchen Staate gehörige angeichene Per— 
nen, melde dann in eine der Nriegegefangenichaft ähnliche Stellung 
tommen, gefangen genomnten, bezw. von ihrem Ztaate in die Belangen» 
haft des anderen Staates gegeben werden, um mit ihrer Perſon 
für die Erfüllung zu haften. Sie fommen jowohl im Frieden als im 
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Kriege vor. Während aber das Geifel-Geben und -Nehmen im Frieden, 
worüber hier nicht zu Handeln ift,*) al3 ein unpraktiſches Mittel Heut- 
zutage hinweggefallen iſt, können Geifeln im Kriege auch nach heutigem 
Bölferrecht noch genommen werden, obgleich fie auch hier weniger üblich 
find.®) Ob und wann fie zu nehmen find, hängt lediglich von der Kriegs. 
nothwendigkeit ab. Werden fie durch die Umftände des Krieges nöthig, 
fo ift fie zu nehmen geftattet, und die Landesbewohner, welche das 
Schickſal der Geiſeln trifft, Haben ſich dem zu unterwerfen.®) 

Eine genaue Aufzählung des Einzelnen läßt fich nicht geben. € 
kommt auf den Gang des Kriegslaufe® und deflen in abstracto nidt 
zu berechnende mannigfache Wendungen an; und bejfondere, bezw. neue 
(durch moderne Erfindungen und Einrichtungen hervorgerufene) Bor 
kommniſſe können bejondere und neue Maßregeln nothwendig machen.) 
Diez iſt im Deutſch-Franzöſiſchen Kriege von 1870/71 anſchaulich 
geivorden Durch die eigenthümliche, mit der eben erwähnten Geifelnahme 
wenigſtens verivandte Maßregel, welche die Deutiche Kriegführung vor- 
nahm, um ihre in den occupirten Franzöſiſchen Provinzen Laufenden 
Militär- und fonftigen Eifenbahnzüge gegen die ganz außerordentlich 
großen Gefährdungen zu ſchützen, welche durch Aufreißen von Schienen 
und dergleichen feitens der Bevölferung hervorgerufen wurden. Nachdem 
gelindere AUbwehrmaßregeln erfolglos geblieben waren, griff 
die Deutiche Heeresleitung nämlich zu dem Mittel, zur nicht-combaıtivendert 
Bevölkerung gehörige Perſonen, Notable zur Begleitung der Züge auf 
den Locomotiven zu nöthigen, um durch den Gedanken, daß diefe herr- 
borragenden Landsleute in erjter Linie mit in Gefahr gebracht, bez - 
geopfert würden, die Bevölkerung von derartigen Gefährdungen abzj22* 
bringen. Diefeg, ja allerdings fehr harte Mittel ift ſehr ſcharf und HT 
vielfah, man kann, was die außerdeutjche Literatur anbetrifft, fast ſage m 
allgemein getadelt worden, als eine mit dem Völkerrecht nicht in Eizt‘ 
Hang ftehende, unberechtigte Maßregel gegen die Angehörigen deg fein D- 
(ihen Landes gefennzeichnet”) und auch wohl von Deutſchen SchriTt- 
jtellern wenigſtens für nicht ganz unbedenklich erffärt worden.) Dieſen 
abfälligen und zweifelnden Urtheilen gegenüber muß um fo entſchieden er 
betont werden, daß das Mittel unter den gegebenen Umftänden ein 
durchaus zuläffiges und dem Kriegsrecht entjprechendes war. Es war 
das durch das, zweifellos unberechtigte, ja verbrecheriiche Benehmen Der 
Bevölferung felbjit hervorgerufene und, weil das einzige oder doch na 
Erihöpfung der übrigen vorausſichtlich 1%) wirkſamſte, auch nothwendige 
Mittel, um das eigene Heer vor den äußerjten Gefahren und Nachtheilen 
zu bewahren. Tarin liegt feine friegsrechtliche Berechtigung, ohne daB 
auch nur die im äußersten Nothfalle zuläffige Kriegeraifon zur Recht⸗ 
fertigung herangezogen zu werden brauchte. War das Mittel neu und 
fonnte es von der früheren Literatur noch nicht ausdrücklich gebilligt 
werden, weil man noch feine Eijenbahnen und feinen folchen Angriff 
auf Eifenbahnen fannte, fo folgt daraus auch Hier nicht, daß deshald 
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er Kriegführende fich ſolche Angriffe gefallen laſſen muß, jondern nur, 
B nım auch neue Abmwehrmittel, und zwar die Erfolg verjprechenden 
d wie immer im Kriege erforderlichen Falls die energifchiten angewandt 
den können und kriegsrechtlich anerkannt werden müſſen.!) Daran 
irde auch nicht3 geändert werden, wenn die hier zur Beſprechung ftehende 
aßnahme mit dem beitehenden Geifelrechte ich nicht im Einklang befände 
d ed namentlich richtig wäre, daß Geifeln nach gegenwärtigem Kriegsrechte 
erhaupt nicht mehr genommen werden dürften. Denn ed würde danı 
en die Aenderung des bisherigen Geifelrechtes, bezw. die Zulaffung 
et Geiſelnahme für folche außerordentlihe Fälle concedirt werden 
üllen. Uber die allerdings zum Behuf des Nachweiſes von der Unzu- 
ifigkeit der fraglichen Maßregel aufgeitellte oder vermwerthete Behauptung, 
IB Geifeln nicht mehr genommen werden dürften, ijt bereits oben für 
arihtig und mit der Theorie und Praxis in Widerſpruch jtehend erflärt 
orden. Sie würde aber, auch wenn fie richtig wäre, nichts bemweijen. 
enn ed muß bezweifelt werden, daß die bier in Rede jtehenden mitge- 
hrten Notabeln überhaupt unter den Begriff der Geiſeln fallen.) Zu 
rn Geijeln im eigentlihen Einne gehören fie nicht, da immer nod 
t Unterjchied beiteht zwiſchen Perſonen, die als Bürgichaft für Die 
Tüllung eines gegebenen Verfjprechens genommen werden, jo daß man 
‚. wenn das Verfprochene nicht erfüllt wird, an ihre Perſon hält, 
> foldhen, die nur zur Sicherung und Abtvehr gegen gewilje unerlaubte 
griffe von der anderen Seite dienen follen, jo daß der Augriff unter- 
a bt, nicht aber daß man fich nachher, nachdem die Verlegung ftattge- 
Den bat, an fie hält. Jedenfalls find die Hier in Rede jtehenden 
Kabeln nicht zur eventuellen Sühne für cine gejchehene Verlegung und 

Beitrafung der von Anderen begangenen Verbrechen mitgeführt 
den.) Wäre Died der Fall geweſen, jo würde fi) daraus aller: 
88 cher eine Berurtheilung der Maßnahnte herleiten lallen, obwohl 
Um Nriege nicht immer vermieden werden kann, daß der Unſchuldige für 
ı Schuldigen leiden muß. 

Auf Grund der beitehenden Verpflihtung zu nothwendigen pojitiven 
Enjtleiftungen und der Berechtigung der occupirenden Macht, ſolche 
Dern zu dürfen, kann die legtere namentlich Arbeiten und „Frohnden“ an 
Taßen, Gräben, Brüden, Eijenbahnen, Gebäuden u. j. w., ſowie auf 
Vönlihe Leiſtungen bei der Stellung von Fuhren und Beförderungs— 
tteln, morüber im Zuſammenhange mit dem legteren weiter unten 
Dandelt werden wird, verlangen, event. dazu zwingen und bei Ver 
igerung der Arbeit Strafen verhängen. Es können auch die Ge: 
Finden oder Urtsvorjtände zur Stellung der erforderlichen Arbeitskräfte 
nötdigt werden. Die Bewohner des oecupirten Yandes jollen aber 
&t zu Eriegerifchen I perationen gegen ihr eigenes Paterland,'*) am 
Mmigiten zum Combattiren gegen dasjelbe und zum Eintritt in das Heer 
3 occupirenden Ztaates!”) gezwungen werden. Umgekehrt dürfen jie 
lich auch nicht ihr heimiſches Heer Durch ihren Zuzug verjtärken, und 


478 Das Landkriegsrecht im Beſonderen. 


fünnen daran, auch wenn fie nad) den Geſetzen ihres Landes dazu ver 
pflichtet find, verhindert werden.!e) 

Bezüglich der Regel, daß die Landesbewohner nicht zu Dienft- 
feiltungen genöthigt werden dürfen, welche eine Antheilnahme am Kriege 
durch Unterftügung des Decupanten darftellen, ift namentlich eine Aus. 
nahme hervorzuheben, die in der bisherigen Sriegführung bereits oft 
bervorgetreten und deshalb auch von der Literatur allgemein berüdfichtigt 
ift. Dieſe Ausnahme bezieht fi auf den Fall des Wegezeigend und 
Führens, deſſen das occupirende Heer bedürftig fein kann. Es iſt je 
allerdings eine unſagbar harte Zumuthung an den Angehörigen eines 
Landes, daß er dem feindlichen Heere als Wegweiſer dienen ſoll im 
Kampfe gegen ſein eigenes Vaterland, und es erſcheint deshalb das 
Gefühl durchaus begreiflich, welches dieſe Zumuthung als eine unmenſch⸗ 
liche und unthunliche zu verwerfen geneigt iſt. Aber auch hier muß ein 
derartiges Gefühl gegen die Kriegsnothwendigkeit zurücktreten. Auch hier 
iſt recht und geſtattet, was nothwendig ſein muß. Nothwendig aber iſt 
es für die Heeresleitung, und keine wird ſich, wenn ſie ſich wirklich in 
der Nothlage der Unkenntniß des Weges, den ſie kennen muß, befindet, 
abhalten laſſen, die Aufzeigung desſelben durch die Landesbewohner zu 
erzwingen.!) Deshalb iſt auch der Satz allgemein anerkannt, daß der 
Weg angebende Landesbewohner wegen dieſer Handlung, die ſonſt einert 
ſchwer ftrafbaren Landesverrath darjtellen würde, nicht beftraft werdert 
darf.12) Praktiſch mildert fich übrigens Die Härte diefer Entihedrun 
dadurch, daB eine nicht ganz inhumane Kriegführung nur in dert 
dringendften Nothfällen von dem in Rede ftehenden Zwange Gebrauc 
machen wird, und daß ſolche Nothfälle, namentlich bei dem gegenwärtige? 
Stande der ftrategiichen Hülfswiſſenſchaften, nicht leicht vortomme st 
werden.!?) 


1) Dies ift allgemein anerkanıt, 3. B. von Battel, Heffter, BluntidE 8 
Dahn. Berge zu Martens II. p. 254, Phillimore. Daß es aud die Meinuseg 
der Brüjjeler Erffärung und des Manuel ift, ergiebt ſich daraus, dag die T€ 
‚Art. 36, bezw. 48, Abj. 2; nur den Zwang zu Arbeiten, welche den militäriih 7! 
Operationen gegen ihr eigenes Land dienen, unterfagen und folglid dem 5* 
jonitigen Arbeiten geftatten. Daher war aud die Deutſche Heeresleitung 3 #7? 
1870 Tier Kriege berechtigt, Maßregeln, und zwar wo es nöthig war, frersss® 
Maßregeln zur Erzwingung ſolcher Arbeiten zu treffen. Deshalb war aud) pie 
viel geläjterte Verfügung des Deutihen Civilcommifjars Grafen Renard, DeF- 
um die Arbeiten zur nothwendigen Wiederherftellung einer Brüde zu erzwinge F- 
nachdem geringere Strafdrohungen nicht gewirkt hatten, für den Yall weite € 
Meigerung, die Arbeit vorzunehmen, mit der Erjhießung einer Anzahl grazt 
zöjiicher Arbeiter drohte, dem Kriegsrechte um jo weniger entgegen, als es . 
der blojen Drohung blieb und dieje den gewünſchten Erfolg vollftändig —— 
führte; vgl. Dahn, Jahrbücher III, S. 66. Uebrigens iſt die Deutſche ge = 
feitung im 1870 Tler Kriege nur jelten genöthigt gewejen, Bmwangsmaßregen 3 
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Erlangung perfönlider Tienfte und Arbeiten anwenden zu müſſen, da bDiejelben, 
weil man Löhne, und zwar hohe Löhne für fie gewährte, von der Bevölkerung 
meist ohne Weigerung geleijtet wurden. Vgl. Löning ©. 69. 


*, Vgl. oben 8 85, Note 8. Im jelben Paragraphen auch über die freiheit 
des Dableibens oder Abzieheng nach audgebrodhenem Kriege und eine für das 
iegtere zu bewilligende Friſt. 

2) ©. oben $ 106 a. E. 

) S. darüber Geffden in diejem Handbuche III. 8 25, ©. 87. 

*. Man kann aber nit mit Calvo 8 1868, dem Guelle, Precis Il., p. 50 f. 
ch anſchließt, und Fiore 1363 behaupten, daß das Geifelnehmen aus der Krieg. 
führung der civilifirten Völker ganz verſchwunden fei; vgl. folgende Note. 

° Dies unter Umſtänden nothmwendige Recht zum Geifelnehmen im Kriege 
it von jeher anerfanııt worden. S. u. A. Klüber 8 156 u. 247, ©. 5.0. Martens 
8277. Bon Neueren ſ. Heffter $ 126, II, $.v. Martens I. $ 115, €. 418 
unten, Reich 8 159, Bluntſchli 600, Field 824, Amerikaniſche Kriegs. 

artitel 54. Allen Binheiro- yerreira (zu Battel 8 351) diflentirt. Aber 
diefe entgegengeſetzte Behauptung, daß die Geijelnahne aud) im Kriege nad 
beutigem Kriegsrecht nicht mehr ftatthaft, gegen die Civilifation fei und dergl., ift 
einfah ein Irrthum, der um jo größer ift, als die Berechtigung zu der Maßregel 
m den Fällen, in deuen fie nöthig ift. der Kriegführung nicht abgeſprochen 
werden fann, und letzteres wieder um io weniger, als die Geilelnahme unter 
Umijtänden geeignet ift, Blutvergießen und härtere Maßregeln zu erfparen. Auch 
m Teutich Sranzöfiichen Kriege von 1870/71 find Geifeln vereinzelt und dann 
IE gutem Rechte genommen worden, jo zwei Mitglieder des Dlunicipalrathes 
von St. Quentin durd die Deutſchen. Auch diefe Maßregel wird natürlich von 
den der Deutihen Kriegführung ungünftig gelinnten Seiten abfällig beurtheilt. 
Be dann zur Unterftügung ihres abfälligen Urtheils einen zweiten Fall anzu- 
'Bließen pjlegen (Calvo & 1870, Fiore 1354, Guelle, Prccis, p. Hlı den der 
fangennahme von vierzig Notabeln aus Dijon und benahbarten Etädten. Dieſe 
e'angennahme war aber nur eine berechtigte Repreſſalie, die von Teuticher 
elite geübt wurde gegen Die vorangegangene von Frankreich vorgenomniene 
ztweißellos völferrehtswidrige Maßregel der Gefangennahme der friedlichen “Be: 
Mannung Teutiher Kaufiahrteifchiife, unter den Vorwande, daß dieſe Be 
Annung zur Berjtärfung der Teutichen Striegsmarine dienen fonnte ſchlagend 
Egewieſen durch Bismarck'ſche Noten vom 4. October und 16. November 
IST0. Yu verwundern aber oder vielmehr fir die Beurtheilung des Werthes 
ener die Deutſche Kriegführung tadeinden Neuerungen nichtdeuticher Schriftiteller 
Dichtig ift es, daß diejelben Schriftiteller, welche diejen Tadel auszuſprechen ſich 
T berechtigt halten, fein Wort des Tadel für die offenbar volferrechtswidrige 
Annahme der Franzoſen haben, obgleich dieſelbe ſogar mit Mikhandlungen der 
eutichen Schifffahrer verbunden geweſen it Tab die Ieptere in der That 
volkerrechtswidrig, dafür j u. A. Geffcken zu Heffter S 126, WU. 
"Bel. das oben im S 111 gelegentlich des Verfahrens gegen Yuitichiffer 
Geſagte 
Rolin Jaequemyns,. F. v. Martens, vo Neumann, auch Funck- 
„. entano et Surel p. 288 und Féraud Giraud erflären die Mapregel 
ür unzuläjlig: von Calvv, Guelle u. i. w nicht zu reden. 
b “€ Bluntidli, Völkerrecht 600, Anm 2. und in v. Solgendorfis Jahr 
uh I, =. 291, der aber un letzterer Stelle die Mahregel fur eine unter lm: 
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Känden durch da? militäriihe Bedürfniß gerechtfertigte erklärt und damit im Grunde 
ganz auf dem im Text vertretenen Standpuncte fteht. 
© Dieie Vorausſicht tft und war gewiß bereditigt. Sie würde es fein, 
jelbit wenn ſie in dem in Rede jtehenden Kriege nicht zugetroffen und die jana 
tifirte jprunzöniche Bevölkerung durch das gebraudte Mittel von der Fortjegung 
der bergen verbreiberiihen Angriffe nicht abgehalten wäre, wie Dahn ©. 63 
angiebt. Denn ein jolder Fanatismus fann nicht al3 regelmäßig oder gar immer 
vdordanden ungenommen. es Darf vielmehr darauf gerechnet werden, daß bie 
WMaßregel in munden Füllen den gewünfcten Erfolg hat, jo daß, mie gegen 
Btuxtihli dd. R. 2, u N. zu bemerken ift, nicht die umgekehrte Vorausſicht 
gebeut und die Erfolglofigfeit des Mittels als Grund gegen die Anwendung des 
jelben angefübrt werden kann. Es wird aber aud, von Löning ©. 107, auf 
Das Weftimmteite bezeugt, daß im Deutich-Franzöfiihen Kriege das Mittel den 
veliten Eriolg gebabt und dab überall, wo die Mitführung von Notablen 
auf den Eiſenbahnzũgen ftattgefunden, jei e3 durch die dadurch vergrößerte Wach 
füntkeir der Gemeinden. fei es durch unmittelbaren Einfluß auf die Bevölkerung, 
Die Sicherdeit dead Verlehrs ſich wiedereingefunden habe. 


m Dadn tagt Jahrb. für die Deutiche Armee und Marine III, €. 6 
treffend: „Das Mittel ift allerdingd neu, aber die Bosheit und Gefährlichkeit war 
auch neu. und dagegen muB das Kriegsrecht neue Mittel hervorbringen, ebenio 
wir genen Telegrapben, Luftballons u. ſ. w. neue Maßregeln nöthig find“; vgl. Krit. 
Vierteltahvoſchrijt. 14. Bd., S.458. ©. auch Löning ©. 106,107. Trotzdem jol 
gerne zugegeben werden, daß die fragliche Maßregel vom Standpuncte des ſie unter: 
juchenden und mit jeinen tebhafteften Wünjchen den weiteren Ausbau des Kriegäreht? 
um dumanen Bette anitrebenden Gelehrten jehr graujam und inhuman erjcheinen und 
du geneigte machen farın, fie für unzuläſſig au erflären. Wenn der Unterjuchende ſich 
aber ın Die iurchtbaren Lagen des Krieges, in die unter Umſtänden wie im legten Deutſch 
KNianzvinchen Kriege die Truppen in unausgeſetzter und raffinirter Weiſe drohenden 
Geabren verieht, jo wird er die Dinge doch wohl anders anſehen und zu Det 
traurigen aber notbivendigen Ueberzeugung kommen müfjen, daß zum Schut De! 
eigenen Sicherheit änßerfte und terroriftiihe Maßregeln nicht abzumeijen ſind ˖ 
Rt Die Bereits mehrfach angeführten Ausführungen v. Hartmanns, Kritijchh® 
Weruche 2. dal. auch Rolin-Jaequemyns, Revue 1870, p. 668. Es it a 
uuedinen daß wenn die unparteiiichen außerdeutichen Schriftfteller, die Ruſſiſchen⸗ 
Venerreichüchen VBelgiſchen, Engliſchen, welche ſich über die hier in Rede ſtehen D 
Runge geaußert baden, Dies zu thun gehabt Hätten in Bezug auf ebenſolche Nord’ 
tat und Weſährdungen ihrer eigenen Landsleute, fie jene Maßregel viellei 
weniger abiallın beurtheilt haben würden, als gejchehen (vgl. 3. B. F. v. Marten 
stm vo Wenmann 8 46), wie auch anzunehnen ift, daß in künftigen rege 
wi gienben oder ähnlichen Verhäftniffen dasjelbe Mittel zur Amvendung fomme 
wird Ward 10% 

ot Dabıra.a D.C. 63 und in der Münchener Kritiichen Vierteljahr?" 
Kar ANS brẽ. vöoning ©. 106. 

»Dabnoua DO. he den Jahrbüchern für die Deutiche Armee und Marine; 
Vaunrun e AG 

»WUypuvyyeler Erklärung, Art. 36, Manuel 48, Abſ. 2. Nur dari der 
ya der multaäriſchen Operation” und der „attaque et defense“ des Manuel 
ut oa wert gefaßt werden. Es gehört zur mülitäriichen Operation durchaus 
vide de muiltariſche, in irgend einer Beziehung zur Kriegführung jtehende Arbeit, 
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sie 3. ®. das Ziehen von Gräben, das Fällen von Bäumen bei der Belagerung 
on Feſtungen (Dahn, Jahrbuch für die Deutfhe Armee und Marine IIL., S. 65) 
. dgl., was je nad) Yage der Uniftände gefordert werden darf. Es würde font 
uch — abgeichen von diejem in der Nothlage der Umftände Tiegenden Recht⸗ 
rtigungsgrunde — die ganze Berechtigung zum Arbeitdzwange nahezu illujorijch 
erden und der Kreis der Fälle, in denen Arbeiten verlangt werden könnten, ſich 
ufs Aeußerſte verengern, da die bei Weitem meiften in Betraht kommenden 
Irbeiten ſich in irgend einer Weile auf die eigentliche Kriegführung beziehen. 
tgl. den Rolin-Jaequemyns'ſchen Beridyt über die diefe ragen betreffenden 
Nerbandlungen bes Böllerredhtsinftitut3 in der Revue 1875, p. 00. Tie von 
jranzöfiiher Seite auigeftellte Behauptung, die Teutichen hätten Franzofen ge- 
mungen, an den Belagerungsarbeiten vor Straßburg mitzuarbeiten, iſt übrigens 
uhr einmal richtig, fondern als thatſächlich unrichtig nachgewielen worden. Xgl. 
uch oben 8 107, Note 14. 

15. Died. alfo aud die völlige Unzuläffigleit des Necrutenaushebens in dem 
beiegten Yandestheile, fteht heute unzweifelhaft feft. Es wurde früher anders be. 
ertbeilt und für zuläſſig erflärt, j. no G. F. v. Martens, Precis, $ 280. 

“Bol. oben S 8. Auch dies muß unzweifelhaft anerfaunt werben. Bgl. 
Bluntfchli, Jahrbuch, S. 309. Denn das Gegentheil würde die Nöthigung der 
triegspartei zur Geftattung einer, vielleicht fehr beträchtlichen Verſtärkung der 
segenieite bedeuten. obgleich jie die Macht hat, e8 zu hindern. Deshalb waren 
uch die Maßregelu berechtigt. welche von Deutſcher Seite im 1870/7ler Kriege 
ach der Bejegung von Elſaß Lothringen getroffen wurden, un die Bewohner 
zeſer Provinzen an dem Cintritt in das Franzöſiſche Heer zu verhindern, bezw. 
tegenigen, welche dies dennoch thaten, zu beftrafen. Vgl. unten unter III. 

", In der Theorie wird die Berechtigung des Zwanges zum Wegeführen aber 
o Hl bejtritten, aud) von Röning ©. 67: ebenjo von Feraud-Giraud p. 12. 

) S. oben $ 112, N. 19. 

”_ ul. Funck-Brentano et Sorelp. 285, Guelle, Precis IL, p. 44, 
- 2, jeraud-Giraud p. 12, aud Den Beer Portugael, Revue 1875, 
m. — Eine ebenfalls jehr harte und wenigitens unter Umſtänden noch härtere 
daßregel iſt die Nöthigung der Landesbewohner zu Angaben über ihr eigenes Heer, 
riegführung. Kriegsmittel und Kriegsgeheimniſſe ihres Landes. Von dieſer Maß,. 
gel ſollte außer in der allerzwingendſten Nothlage fein Gebrauch gemacht werden, 
RD fie wird von vielen Schriftſtellern unbedingt verworfen. Wenn aber ebenjalld 
IM Dielen Seiten das im 1870 Tier Kriege von ber Deutfchen Heeresleitung 
amentlich an die Behörden geitellte Verlangen, gewiſſe Angaben zu maden, ge- 
Weit morden iit, jo wird dabei überjehen, daß es ſich bei dieſem Verlangen meilt 
Ar nicht um das Kundgeben von Kriegsgeheimniſſen u dgl. jondern nur um 
Angaben handelte, weiche ſich auf die Verfolgung ftattgehabter Kriegsverbrechen 

aädgen al. darüber Dahn in dem Sahrbüchern fiir die Teutiche Armee und 
arine III. S. 64, und weiter unten unter IIL, auch Löning S. 68. 


handbuch der Wölferrehts IV. 31 


482 Das Landkriegsrecht im Befonderen. 


$ 114. 


DI. Die Rechte und Pflichten der Kriegspartei in Anſehu— 
des Vermögens des feindlichen Landes und feiner Bewohne 


Literatur zu diefem und ben folgenden Paragraphen: Groti- 
L. III., ch. 5, 6,12 u. 13. — Bynfershoefa. a. O. I. 3ff. VattelIK 
ch. 5, 9 und 13 und bazu Pradier-Fodéré. — Klüber 8 250 
262 f£ — G. F. v. Martens, Precis, $ 279 ff. — Heffter-Geff& — 
8 125, 130 ff., von bier ab in der inzwilchen erjchienenen 8. Auflage > > 
1888 angeführt. — Bluntichli, Völkerrecht, 644 ff, und Beuterech zu 
Kriege, woſelbſt S. 99 ff. eine eingehende Ueberficht über die das Beuter ec, 
betreffende völferrechtliche Literatur, allerdings mit bejonderer Berüdjihtiguzrrzg 
des Seefriegärecht3 gegeben wird. — v. Neumann 847 f. — Reſch $166 FF. 
— Berner in Bluntihli’3 und Brater’3 Deutfhem Staatswörterbuh LI., 
©. 115 fi. — Gareis, SInftitutionen des Völkerrechts, $ 85. — v. Bul- 
merincq ©. 366 f. — v. Holtendorff, Encyklopädie I., ©. 1023, 1026, 
und II. (Rechtslexikon) unter „Beute”. — F. vd. Marten 8 10. — 
Wheaton (Boyd) 8 347 fi. — Twiss, War, 8 61 fi. — Phillimore 
P. IX, ch. 6 u. 8. — Wildman, Intern. Law, II., 29. — Woolsey; 
Internat. Law. — Halleck II, ch. 21. — Hall P. III, ch. 3. — 
Kent, Commentaries. — Riquelme I, 1. — Fiore IH. 1331 ff-- 
1379 ff., 1470 f. — Calvo 8 1904 ff. — Broder in der Revue 1973, 

p. 337. — Guelle, Precis II., titre Sieme. — Funck-Brentano et 
Sorel ch. III., 3. — Grotius, De jure praedae comm., ed. Hamskerf 
1868. — A. Benedix, Diss. de praeda inde ab antiquitate ad wgu®@ 
nostram aetatem bello terrestri legitime parta, Breslau 1874. — Tar 
tarin, Traitè de l’occupation suivant le droit civil et internation@}, 
Paris 1873. — Eihelmann, lleber die Kriegsgefangenfchaft, 1878, 6.108 IT- 
— de ®arel a. a. O., ch. I. u. IH. — Bluntſchli, Jahrbuch F-- 
S. 298 ff. -- 5. v. Martens, Das PrivateigentHum im Kriege, 186° 
iruffiich). — Laveleye, Le respect de la propriet& en temps de guer#®» 
Rapport, 1876, 1877. — NRolin-Zaequemyns, Dahn und Lönigtß 
a. d. mehrfach angef. ©. — Feraud-Giraud, Occupation militiz”®- 
Recours à raison des dommages causes par la guerre, 1881. — Roua 7° d 
de Card, La guerre continentale dans ses rapports avec la proprie®t* 
privee.e — Hautefeuille, Droits et devoirs des nations neutres. 
Amerikaniſche Kriegsartifel, Section 2. — Brüffeler Erflärurg g 
Art. 5 fi, 13g., 18. 38 f£ — Manuel des Völkerredtsinftituts 32 
50 ff. — Lentner 8 18 ff. — Donin: PBetrufhevecz, Art. 10f. — 
Field, Outlines, ch. 64. — Xgl. aud) die zu 8 67 u. 68, fowie bie 38 
$ 117 angeführte Literatur. — ©. auch noch die zu 8 96 citirte Literaku 
und M. Bernard, Laws of war in Oxford Essais, 1856, GraharP- 
Military ends and moral means, 1864, und Corsini, Las leyes de /8 
guerra segun las tradiciones y los adelantos de la civilisacion, 1851. — 
Endlich auch noch das unten zu III. Angegebene, foweit es fich auf dit 
Finanzverwaltung bezicht, und die vorzugsmeije auf das Seekriegsrecht 
bezügliche Literatur, von deren Anführung bier abgejehen wird. 
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Nach demjelben Grundſatze regelt fich die Frage nach der vorüber: 
gehenden Benntzung von Vermögensobjecten, Verfügung über Häufer, 
Yocalitäten :c. Nein Bewohner darf in jeinen unbeweglihden Sachen 
(über die beweglichen vgl. gleich weiter unten die Lehre von den Requi— 
Ionen) und der freien Verfügung über diejelben auch nur geitört oder 
in irgend einer Weije behelligt werden, jo lange dazu feine kriegerijche 
Ve ranlaſſung vorhanden iſt. Aber er iſt jeder, auch der weiteltgehenden 
Störung, Beſchränkung, ja jelbit Gefährdung feines Eigenthums unter- 
worfen, welche die Nriegführung mit fi bringt und durch dieje be- 
gründet wird. Daher die Verpflichtung zur Cinguartierung®) (und ge 
nügenden Pflege der Einguartierten),®) zum Erdulden der Benutzung der 
häuſer und fonjtigen Gegenjtände zu Zwecken der Verwundetenpflege, 

biervirung, Recognoscirung, Tedung, Verſchanzung, Unterftügung von 
Angriffen und Legung von Hinterhalten. 

ch die Kigenthümer der Sachen Angehörige des vccupirten Yandes 
oder Fremde jind, macht in feiner der hier hervorgehobenen Beziehungen 
anen Unterschied. Amnmmitäten können nicht jtattfinden, da Alles von 
der Siriegenothiwendigkeit abhängt. Auch die dem Sonverän und feiner 
Familie gehörigen Sachen bilden keine Ausnahme, wenn auch bezüglich 
ihrer in der Praxis die Courtoiſie wohl Rückſichten nimmt. 

Verſtöße von Zeiten der Truppen gegen den erſten Theil des 
Grundiages ziehen ftrenge Beitrafung, Verweigerung der aus dem ziveiten 

heile entſpringenden Pflichten Zwang, erforderlichen Falls den ener—⸗ 
giſchiſten, gegen die ſich weigernden Landesbewohner nach ſich. 

Was endlich die dauernde Entziehung, die Aneignung von Ver— 
Mogensobjecten anbelangt, jo iſt diefe Trage, welche ſich durch den von 
der Vefriedigung augenblidlicher Kriegsbedürfniffe herzunehmenden Grund 
acht erihöpfend beantworten läßt und für die vielmehr befondere Ge» 
Heäpuncte und Antereflen in Betracht fommen, bei der ihr inne 
Vodnenden großen praftiichen Wichtigkeit um jo mehr nod) beionders zu 
Bandeln, als jie im früheren Recht eine ganz hervorragende und 
Ihrer wiegende Stelle eingenommen, ımd als jie ſich in ihrer gejchicht: 
lichen Entwidelung nur beionders jchwer zu der richtigen Auffallung 
Urchgerungen, bezw. um den völligen Abſchluß der legteren noch zu 
engen hat. 


Rat. oben SS 67, 658. Nicht einmal Grabftätten und Seichen wurden 
Michent, I. 4 Dir. de sepulero viel. 47, 12, 1.36 Die de religieos. 11,7 
irch mildere Praxis zeichneten jich im Alterthum wieder Die Inder aus Im 
Rittelalter wurde gleichtalls ſchonungsloſe Verwüſtung neubt nach dem Grund» 
Re, dab den Feinde ſo viel Schaden mie möglich zuzuiugen jei und zugefügt 
Werden dürfe. Und wie auch in der neueren ;jeit noch ſolche Nermwiiitungsgräuel 
geübt murden, dafür ijt ein Beiſpiel die Kriegführung Ludwig's XIV. und die ent. 
ihe Verheerung der Pfalz. Auch in unierem Nabrhundert find noch einzelne 
Nörungen vorgelonmen, wie 151.4 die des Capitols von NWaihington durch die 
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Engländer, 1854 die Verheerung Finnlands ebenfalls durch die Engländer, bie 
Niederbrennung des Kaiſerlich Chineſiſchen Sommerpalaftes dur Engländer und 
Franzoſen, fowie die Beichießungen von Kopenhagen 1801 durch den Englifchen 
Admiral Nelfon, Greytowns durh Amerika, Valparaiſos 1866 durch Spanien. 
Ueber Engliihe Praxis f. Heffter 8 125, Note 5. Dagegen find von Deutjder 
Seite nad) der Dccupation Franzöfiiher Landestheile im 1870/71 Kriege ben 
Zruppen die ftrengften Vorſchriften bezüglich der Heilighaltung des Eigenthumsd in 
Feindesland gemacht und deögleichen in hochherziger, großartiger und noch in feinem 
anderem Kriege vorgefommener Weije jogar pofitive Maßregeln zum Schub de 
fremden Vermögens, felbft gegen Dritte, nämlich die eigenen Landsleute ber 
Franzoſen felbit, getroffen werden. Denn es ift befannt, daß die Weinberge in 
Frankreich von den Deutſchen Truppen bewacht und gejhüßt worden find, daß 
dasjelbe bezüglich der Verſailler Kunftichäge gejchehen ift und daB die Deutigen 
Soldaten Franzöſiſches Vermögen mit Lebensgefahr gegen die Brandgejchofie der 
Parijer Commune gefhügt und aus ben entitandenen Bränden gerettet haben. 
Gleichwohl mögen, wie das in jedem Kriege der Fall ift, manche Ausfchreitungen 
einzelner Soldaten vorgefommen jein. Das ift aber fehr vielfach die eigene 
Schuld der Landesbewohner gewefen; denn „wenn”, wie felbft der humane und 
dem rauhen Kriegshandwerk nicht? weniger als ſympathiſch gegenüberftehende 
Bluntſchli, Völferredt 652, N. 2, jagt, „der Soldat die Thüren feines Quartier? 
verichloffen findet und die Lebensmittel abjichtlic) verborben oder vergraben 
worden find, dann treibt ihn die Noth dazu, bie Thüren aufzufprengen und den 
Vorräthen nachzuſpüren, und in gerechtem Zorn zertrümmert er Dann gelegentlid 
auch einen Spiegel und heizt mit zerfchlagenen Möbeln den Ofen.” Dadurch und 
durch Aehnliches find die meiſten der vorgefommenen Heineren Beſchädigungen 
al3 erflärliche und entichuldbare, bezw. fogar al3 erlaubte und gerechtfertigte nadge 
wiefen worden. Willfürliche Zerftörungen und Verheerungen in größerem 

jtabe an Fluren oder Gebäuden find überhaupt nicht vorgefommen, und e& hal 
demnach in dem genannten Kriege nicht nur Die Deutfche Heeresleitung, fondern 
im Großen und Ganzen aud) der Deutiche Soldat und einzelne Mann bem hu 
manen Kriegsrecht der modernen Zeit entiproden. Dieſes auch in amtlichen 
Deutſchen Actenſtücken (Depeichen des Fürſten Bismard u. f. mw.) mit Recht 
in Anfprud) genommene Urtheil wird dur die viel beredeten Bazeiller und 
ähnlichen Vorgänge, welde in der Literatur zur Begründung eines entgegen‘ 
gejegten Urtheils angeführt find, nicht abgeſchwächt. Denn es fteht feft, dab 
die Niederbrennung von Häufern, welche, verbunden mit der Tödtung bon 
Einwohnern, den Thatbeftand der von den Deutijhen Truppen in Bazeile? 
und in einigen anderen Orten (aber nit in allen, von denen es Geitens 
Franzöſiſcher und franzofenfreundfidher Schriftiteller behauptet wird) vorge 
nommenen Handlungen bilden, eine wenn aud) an ſich harte, jo doch vollftändig 
geredhte und dem Kriegsrecht entjprechende, weil durch das Auftreten der Be 
völferung von Bazeilles und den anderen Ortſchaften nothwendig herporgerufene 
Maßregel war. Diejes Auftreten war derartig, daß, wie Dahn, Zahrb. für die 
Deutijhe Armee und Marine IIL, ©. 69, richtig bemerkt, die Deutichen Truppen 
noch vollfommen friegsrechtmäßig gehandelt hätten, wenn von ihnen alle Häuier 
zerftört und alle erwadjjenen Einwohner vor ein Sriegsgericht geftellt worden 
wären. Es find aber nah amtlichen TFeitftelungen, den Angaben des Maires 
u. ſ. w. in Wahrheit nur etwa zwölf Häufer verbrannt und ungefähr dreikig 
Einwohner getödtet oder verwundet worden. Die theils maßlos übertriebenen, 
theils geradezu erlogenen Berichte find durch Nachweilungen des Kriegsminifters 
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von PBrandh, des Generald von der Tann, durd die eben angeführten Zeug- 
niſſe Sranzöfiiher Behörden und durch andere Beweisquellen fo vollftändig 
widerlegt, daß das Urtheil über die noch immer vorfommende Wiederholung jener 
Unwahrheiten aud in wiſſenſchaftlichen Darjtellungen des Völkerrechts nicht hart 
genug fein Tann, die auf Grund dieſer Darftellungen gefällten harten Urtheife 
aber faft ganz gegenftandslos find. Bei diefem Anlaß muß aber aud mit Dahn 
a. a. D. Berwahrung gegen die unparteiiichen Autoren eingelegt werden, die, wie 
Rolin-Zaequemyns, die Bazeiller und ähnlichen Vorkommuiſſe zwar mit 
der Erbitterung de3 Kampfes, der vorangegangenen Außerften Reizung der Deut- 
ihen Truppen eutihuldigen, aber aud nur entichuldigen, und mit denen von 
Franzöſiſcher Seite begangenen auf eine Linie ftellen. Es handelt ſich viel- 
mehr um die Begehung von, big zu einem bejtimmten Grade entichuldbaren, Ber- 
legungen des Kriegsrechts auf der einen und die Uebung bes Kriegsrechts auf 
der anderen Ceite. 

2, Brüffeler Erflärung, Net. 13g., 38, Manuel 32b. 

2; Ebendajelbft ift auch bereit3 auf die die implicite zulafienden Gtellen 
der Brüffeler Erflärung, Art. 13g., und ded Manuel 32b. verwiejen. 

* Dazu kommt noch eine dritte Wrt kriegsrechtlich geitatteter Zerftörung, 
die von Borrätben und Gütern überhaupt, deren Entziehung den Gegner ſchwächen 
tann, fofern fie Staatsgüter find. Dieje dritte Art ijt in Verbindung mit der 
Lehre von der Aneignung im folgenden Paragraphen zu erwähnen. 

*) Dieſes und ähnliche Vorkommniſſe des Krieges, wie die durch Bimals, 
Truppenaufftellungen u. |. w. berbeigeführten Schädigungen ftellen allerdings in 
Serbindung mit den anderen im Tert angegebenen weitgehende und mannigfade 
Gingrifie in da3 fremde Vermögen dar; aber e3 ijt fein Grund vorhanden, des. 
halb mit v. Hartmann, Krit. Verf. 2, ©. 134, die Aufitellungen von kriegsrecht⸗ 
lichen Normen und von Säpen, wie die des 38. Artifel3 der Brüſſeler Declaration 
(La propriete des individus doit etre respectce) zu tadeln und als unprattifche, 
den realen Verhältniſſen des Krieges nicht Rechnung tragende Aufitellungen zu ver⸗ 
werfen. Denn es verfteht ſich von jelbft und wird außerdem an anderen Stellen der 
Teclaration ausdrüdtic gejagt, daß alle folche Eingriffe geftattet find, wenn der 
Krieg fie erfordert. Nur die unnödthige Zerftörung fol im Gegeniap zur 
früheren Ariegführung heutzutage unterfagt ſein. Nur das ijt der richtig ver- 
ſtandene Sinn der Beitimmung, und dagegen dürfte fid) auch vom Standpuncte 
des ſchneidigſten militärifhen Realismus nichts einmwenden lajjen. 

°, Die viel angeführten Beilpiele der Berheerung von Xünderitreden bes 
eigenen Reiches durch Peter den Großen, um dem Marſche Narls AI. Hinder- 
niffe zu bereiten, und die gleihjalls von Ruſſiſcher Zeite 1812 erfolgte Ber- 
brennung Moslaus gehören aber gar nicht hicher, eben weil fie Verheerungen 
des eigenen Landes waren. Hierher gehörige Beilpiele j. in Note 1, über die 
Frage überhaupt Battel III, S 166 f., 179, 6. F.v. Martens, Precis, 
8 280, Heifter S 125, Wheaton P. 4, ch. 2, 86, Halleck ch. 19, 8 2375, 
Ealvo S 190 ff. 

’, So v. Holgendorif, Enc. I, S. 1024. 

Wobei auf etwaige Immunitäten und Befreiungen Einzelner, auf melde 
dieſe in ‚zriedengzeiten einen Anſpruch haben. im Kriege keine Rüdjicht genommen 
au werden braucht, bezw. genommen werden kann. Z. gleich weiter unten im Tert. 

») Denn auch das Leptere ijt ein gebieteriiches Erfordernii des Krieges. zu 
deñen Belriedigung eventuell Die Gemeinden herangezogen werden können. 


Serretät.i LLIMX AV IAIIl. WMUIUCIE lit. 
Runſtſichaße geichehen iſt und daß Die Te 

Enen mit Lebensgefahr gegen Die Brandgeſche 

aud aus den entſtandenen Bränden gerettet 
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eihe im früheren Kriegsrecht und in der älteren Literatur eine hervor- 
gende Rolle fpielen, heutzutage nicht nur fehr in den Hintergrund 
rückgetreten find, jondern fogar gar nicht mehr beſtehen. Tenn c8 
ird Sich ergeben, dag felbit das, was man ald ausnahmsweiſes 
euterecht zu bezeichnen pflegt, dies in der That gar nicht ift, fondern 
uf anderen Gründen beruht, auf Gründen der Kriegsnothwendigkeit und 
riegämittel, die zur Wegnahme berechtigen, bezw. eine ſolche nöthig 
achen, ganz gleichgültig, ob ein Beuterecht, d. H. ein nicht durch die 
riegsnothmwendigfeit und die Kriegführung begründetes Recht auf Aneig- 
ung beitcht und jemals beitanden hat oder nicht, und ganz unabhängig 
Ivon. 
Dei den Alten, und zwar jowohl den alten Völkern des Orients, 
s auch Gricchen und Römern, war, tie die Berftörung, jo auch die 
iuberiiche Aneignung, aljo ein unbeſchränktes Beuterecht des dem rechtlos 
ijtehenden Feinde gehörigen Vermögens feite und jelbjtverjtändliche 
tegel.?) Ahr unterjtand nicht nur das bewegliche, jondern auch das 
nbewegliche Vermögen, wenn auch bei den Römern Modiftcationen ein— 
'aten,”) bezüglich des Ichteren die, daß die Grundeigenthümer nur das 
reie Eigenthum verloren, aber einen abgeleiteten Erbbeſitz an dem— 
iben behielten. Die bei den Römern bezüglich der beweglichen Sachen 
yenialld Hervortretende Mopdification einer gewiſſen militäriichen Ord— 
ung ded Beuteweſens und der Pflicht zur Herausgabe an den Staat 
atte für den Bejiegten feine oder wenigftend nur eine fecundäre und 
ti tielbare Bedeutung, indem die Regel, daß er beliebig ausgeraubt 
erden konnte, dadurch nicht principiell geändert und höchſtens eine 
raltiihe Linderung dadurch herbeigeführt wurde, daß Neigung und 
rrterefie der Soldaten, Beute zu machen, dadurch vermindert wurden.*) 
Im Mittelalter blieben zunächit die alten Grundiäge und Uebungen 
Weſentlichen bejtehen, namentlich was die grundjägliche Zuläſſigkeit 
Rechtsbeſtändigkeit des Beuterchts anlangt. Tas Grundeigenthum 
" Befiegten wurde wenigſtens gejchmälert (getheilt); und bezüglich der 
Deglichen Habe ward nicht einmal an der bei den Römern aufge 
Anıenen militärisch dieciplinirten Ordnung feltgehalten. Später wurde 
Ur allerdings einerjeits das Aneignungsrecht am Örumdeigenthum be: 
tigt und andererjeits eine Ermäßigung und Beichräntung bezüglich des 
Deglichen Vermögene durch Statuirung von Ausnahmen, wie aud 
der eine Regelung des Beutemachens herbeigeführt. Aber das An— 
Mungsrecht an fich blieb volljtändig beitehen, und namentlih war Die 
lünderung geitattet und geübt, insbejondere nadı der Einnahme von hart: 
dig vertheidigten Feſtungen, »Rin welchem Falle man die Plünderung und 
Ne Ausficht auf ſie als einen wohlverdienten Yohn, bezw. ein natürliches 
imterungsmittel für die belagernden Truppen oder als eine Strafe 
tür die bartnädige Vertheidigung und Wermweigerung der llebergabe be: 
tradhtete.”) 
Eine durchgreifende und grundiägliche Menderung, bezw. Umkehrung 
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vor nicht blos die dem Militärjanitätswejen dienenden) gegen Zer— 
zrung geihüst find, fo find e8 auch die zu ihnen gehörigen Gegenftände 
gen Wegnahme; und es it deshalb namentlich die Aneignung von 
unſtwerken, von Archiven, von Büchern aus den öffentlichen Biblio- 
eken nad) gegenwärtigem Völkerrecht unterfagt.!?) Hierher hat man 
uerdings aud das Vermögen der Gemeinden gejtellt.") Cine Aus- 
ıhmeitellung dicjes entipricht auch im Allgemeinen dem modernen Princip, 
ßt ih aber im Kriege nit in allen Fällen durchführen und ift 
ıBerdem in anderen Fällen, 3. B. wenn es fih um den Gemeinden 
hörige milttäriihe Anstalten u. dgl. Handelt, von Haus aus unbe. 
ünder.!!) Oeffentliche Caſſen, Waffen und Munitionsvorräthe, der Ktrieg- 
hrung dienende Yebengmittel und jonjtige Staatsgüter verfallen dagegen 
r Regnahme durch den Sieger. Ter Leßtere hat über dieje Sachen 
Alſtändig freie Verfügung und darf fie als Stärfungsd- und Unter: 
igungsmittel der feindlichen Kriegsmacht dem Gegner auf jede Weile 
ziehen, Folglich) auch, wenn er fie nicht behalten oder benugen will, 
ritören.!”) Tiefe Rechte bejtehen um jo ficherer, je entichiedener die 
achen friegsdienliche find. 

Umgekehrt hat jih die Aneignung von Privatvermögen bis in Die 
suejte Zeit Dann erhalten, wenn es ſich un Gegenjtände handelt, weldye 
r bejiegte Combattant bei fi führt. Es iſt auch in der neuciten 
eit noch Für zuläflig erachtet worden, daß der jiegende Gonibattant 
eſe Sachen des bejiegten, getödteten oder gefangen genoınmenen, Gegners 
h aneignen darf, indem man fie ald „preisgegeben“!#) betrachtet. Doch 
irf man, obgleich in der That die „härtere Kriegspraxis und Die mo- 
nen Ideen des Völkerrechts“ hier noh „un Geltung ringen“ ,!‘) jest 
yon Tagen, daß dies, abgejehen von Waffen und Pferden, nicht mehr 
»ſtattet iſt, wie denn in der That dag „Preisgeben“ eine nicht zu- 
effende ‚sictton und ungenügende Ztüge iſt, To daß nur ein ummoti» 
rted und folglich unrechtliches Aneignen übrig bleibt. Geld und 
nitige Wertbargenjtände, Uhren, Ringe, Schmuckſachen, Nleider ich 
tzueignen, it demnach wicht mehr erlaubt, jondern verbrederiiche und 
ratbare Räuberei, womit nicht im Wideriprud) jteht, dat ſolche Sachen, 
m ſie vor dem Verkommen zu jchügen, zur Aufbewahrung, Ablieferung 
nd Reſtituirung hinweggenommen werden dirfen.!”) Anders natürlich der 
al, Dat cin gefallener Combattant Sachen des öffentlichen Vermögens 
ꝛi jich fFührte, wie 3. B. aroße Geldſummen, von denen angenommen 
erden muß, daß ſie nicht jein Privateigentbum jind.!) Waffen und 
erde und überbanupt die Friegeriihe Austattung find Dagegen, aud) 
enn ſie Privateigenthum jind, noch Gegenſtand der Aneignung durch 
en ſiegenden Kampier. Auch ſie ſollten es, ſtreng genommen, wicht ſein. 
oh tt es aus kriegeriſchen und ſoldatiſchen Grunden erklärlich. daß 
ieſe Ausnahme ſich noch im gegenwärtigen Völkerrechte erhalten hat, 
m io mehr, als es im Augenblicke des Kampfes oder Des eben errungenen 
:tcges ſchwer ſein dürfte, zu bejtimmen, ob öffentliches oder privatce 
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Eigenthum vorliegt, und als es fich dabei nicht um große Werthe und 
außerdem um verhältnigmäßig feltene Fälle handelt. Denn die große 
Menge pflegt keine Waffen, die Privateigenthum find, zu führen, und 
den Berfonen, welche legteres thun, den Officieren und im Officierrang 
Etehenden, pflegt man jchon jeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts, 
allerdings aus einem anderen Geſichtspuncte, dem des ritterlichen Ber: 
fahren? gegen den achtungswerthen Gegner, wenigſtens die Waffen jogar 
zu laſſen. 

Vorläufige Wegnahme und Cequeftrirung, event. Benußung 
aller, auch der in Privateigenthum ftehenden Waffen, ift übrigens 
jelbftverftändlich, 2") ſoweit fie nicht nad) dem eben Geſagten ausnahms- 
weife belafjen werden, da es fi um Gegenſtände Handelt, welche dem 
Kriege ganz beſonders und unmittelbar dienen und da die Entwaffnung 
des Gegners Hauptaufgabe der Kriegführung ift.”!) Es Hat die Frage 
bezüglich folder Sachen deshalb nur die Bedeutung, ob die weggenommenen 
Gegenſtand der Aneignung jein dürfen oder rejtituirt werden müflen, 
bezw. eine Entihädigung für fie in Anſpruch genommen werden kann. 
Tabei macht es für den von der Wegnahme Betroffenen einen Unter: 
schied, ob das Weggenommene von dem Einzelnen behalten werden darf 
oder abgeliefert werden muß. Ebenſo unterliegen Waffenvorrätbe, 
Waffen in größeren Mengen, Magazinen, Fabriken u. |. w. und eben jo 
Lebensmittelvorräthe, 3. B. von AUrmeelieferanten u. dgl., ſelbſtverſtändlich 
der MWegnahme, ſowie auch der Benubung und Verwendung durch den 
wegnehmenden Gegner, aucd wenn fie PBrivateigentdum find. Nur follte 
in nothiwendiger Analogie der Ausbildung, welche da3 Requifitionsredt 
in nenejter Beit erhalten Hat, dem Eigenthümer der Waffenporräthe 
wenigſtens eine ihm die Entſchädigung fichernde Beſcheinigung über die 
erfolgte Wegnahme gegeben werden. 

Wenn nun aber diefe Wegnahme von Waffen durch die Gefährlich). 
keit und Benutzbarkeit als Kriegsmittel zu begründen war, jo daß ihr 
Belaſſen in Feinde® Hand und Land eine Stärkung des Letzteren dar- 
ftellt, welche die Kiriegsgewalt mit dem Zweck und Recht der Schwächung 
ihres Gegners hinmegräumen darf; jo erjcheint die Wegnahme von 
Waffen als eine folche nothwendige und unzweifelhaft geitattete Schwächungs⸗ 
maßregel, welche zu ihrer Begründung von dem Beuterecht hergenommener 
Argumente nicht bedarf, oder vielmehr fie ıjt überhaupt Feine 
Weite. Ebenſo steht es aber mit allen Gegenſtänden des öffent: 
lichen Vermögens, welche vom Gegner tweggenommen werden dürfen. 
Dem ihre Wegnahme wird ganz unabhängig von einem Beuterechte 
ud gleichgültig, ob es ein ſolches Beuterecht überhaupt giebt oder ge- 
geben bat, ſchon durch die Berechtigung, bezw. Nothwendigkeit der 
Schwächnung des gegenüberjtehenden Staates Durch Verringerung feiner 
materiellen Hülfsquellen begründet, Und unter denjelben Gefichtspunct 
füllt im Grunde die Wegnahme von Waffen und Pferden der Com- 
vatianten. Denn jonft würde die Aneignung von Pretioſen u. dgl. 
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eben jo wenig unzuläjjig jein müflen wie die der Kriegsgausrüſtung. — 
Demnach aber it der Begriff der Beute als eines zuläffigen, nur um 
der Aneignung und um des Vortheils des Beuterers willen und 
nicht als Striegführungsmittel beftehenden Aneignungsgrundes von feind- 
lihen Vermögensobjecten Hinfällig geworden, und es muß gejagt werden, 
dag ein Beutercht im gegenwärtigen Kriegsvölkerrecht über: 
baupt nicht mehr, auch nicht als Ausnahme eriftirt; d. h. es 
ind zwar Aneignungen feindlichen Vermögens, welche durch die Krieg— 
führung und die Striegsnothivendigfeit, un den Gegner dadurch zu 
ſchwächen, kriegsrechtlich zuläſſig, aber fie jind eben als Striegführungs- 
mittel zuläſſig und nicht als ein Ausfluß oder Ueberrejt des der früheren 
Zeit entiprechenden, mit der unjerigen aber wicht zu vereinbarenden, ge- 
legentlich der Führung eines Krieges auszuübenden Raubrechts der Beute.”?) 

Auch die Plünderung, die ja in der That nur als eine bejondere, und 
zwar eine bejonders ſchlimme Art des Beutemachens erjcheint, iſt nach dem 
heutigen Bölferreht unter allen Umständen und bei allen Gelegenheiten 
unſtatthaft; und zwar ift fie nicht nur, wie von Vielen nur noch gelehrt 
wird,) gegen die gute Sitte, fondern auch pojitiv antivölferredhtlich.”*) 
Tenn der Grundſatz von der Unverleglichteit des Privateigenthums und 
der Unzuläſſigkeit einer willkürlichen Schädigung desfelben ift Heut- 
zutage jo Har erfannt und jo feititehend, daß er auch nicht durch die 
— übrigens noch zweifelhaften und nicht unbedenklichen??) — Gründe, 
durh welche man die Plünderung Hat ftühen wollen, umgeſtoßen 
werden kann. 

Tie gegen diefe Sätze verjtoßenden Einzelnen find cben jo wie Die 
gegen die Negeln des vorigen Paragraphen Handelnden jtrenger Be» 
jtrafung au unterziehen, und zwar ſowohl die Soldaten und fonjtigen 
zum Heere gehörigen Perjonen, welche ſich des unerlaubten Beuteniachens, 
Plünderns, Raubes, Erprejiens oder ſonſtiger Eigenthumsverlegung 
ihuldig machen, als auch alle anderen, nicht zum Heere gehörigen Per— 
onen, welche ſolche Handlungen begehen, wie die oben, S YS erwähnten 
„Hyänen de3 Schlachtfeldes”. Hierher gehören auch die ſogenannten 
Marodeure,’") wornnter im engeren Zinne die auf Unredlichkeiten, 
Bettel. Raub, Nlünderung u. ſ. w. ausgehenden, vom Heere zurüd- 
bleibenden) Soldaten und jonjt zum Heere gehörigen Ber: 
ionen, in einem teiteren, namentlich von den Neueren angenommenen 
Sinne auch alle anderen, jene Handlungen begehenden Perfonen verjtanden 
werden.? 

Die Gegenſeite iſt, wenn Dad Deliet gegen ſie begangen iſt, cben- 
falls zur kriegsrechtlichen Beſtrafung aller dieſer Perſonen berechtigt, 
und die Soldaten, welche die genannten Handlungen begehen, haben 
nicht die Vorrechte der Gombattanten.””) 
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uch im III. Theile Ddiejed Kapitel berührt werben müſſen, fo 
hier nur die folgenden kurzen Bemerkungen angefügt werden. 
n den Früchten, natürlichen wie civilen, fruchttragender Sachen, 
zu den öffentlihen Vermögen gehören, gilt dasjelbe, was von 
zachen felbjt gilt: fie verfallen dem occupirenden Staate, der fich 
dienen und fie fi) aneignen fann. Dahin gehören u. U. aud) 
der und Zinſen. In wie weit der Occupant dabei durch die 
t auf die Verwaltung des vecupirten Landes und auf die blojen 
üſſe beichränft ift, wird unter III. in der Lehre von eben diefer 
ung erwähnt werden. 
inftige unförperlide Sachen, perjönliche Forderungen, ver: 
agegen nach der neueren Toctrin und Nechtsbildung der occu—⸗ 
ı Gewalt in der Regel nit und fünnen von ihr nicht mit 
em Örunde und rechtlicher Wirkung eingezogen, noch fonjt zum Gegen- 
rechtlicher Berfügung gemacht werden.) Tag, was der oceu— 
Staat dem gegneriihen Staate ſelbſt ſchuldet, braucht er während 
ieges nicht zu zahlen, weder Capital noch Zinſen; wohl aber 
is er Privaten des feindlichen Landes Ichuldig fit.) Er ijt auch 
t, Zahlungen, welche von anderer Seite an den gegnerischen 
cmacht werden jollen, zu verhindern. 
ir ſolche zum gegnerischen Vermögen gehörende Zachen, welche 
t im feindlichen Lande, fondern im Staate felbjt befinden, gelten 
ı Brundjäge wie für die erjteren. Die zum feindlichen Staats: 
n Gehörigen fünnen aljo weggenommen werden, diejenigen aber, 
Eigenthum von Unterthanen des feindlichen Ztaates find, mie 
vorräthe von Handelshäujern u. ſ. w., bleiben nad) gegenwärtigen 
chte *) rei, es jei denn, daß es fih un Sachen handelt, die, wie 
der Ktriegführung unmittelbar dienen, in welchem Falle ſie 
ns mit Beichlag belegt und von der Beförderung in das feind- 
nd zuriidgehalten werden fünnen. Nur in dringenden Nothfällen 
ine Benupung ſolcher Sachen durch den jie in Händen habenden 
uläſſig jein. 
werber der der Aneignung unterliegenden Tbjecte ift in allen 
nah der Bynkershoek'ſchen Regel: „bello parta vedunt rei 
- der Ztaat, bezw. der Kriegsherr, und nicht der Einzelne,“) 
eßterem nicht die Erwerbung zu jeinen Gunſten ausnahmsweiſe 
it, ſei es bezüglich gewilier Sachen (der dem Gegner abge» 
en Waffen’) ein für alle Mal, jei es durch bejondere Gettat- 
r den einzelnen Fall, welche durch den Kriegsherrn gegeben 
kann.“) 
‚ ijt deshalb richtig bemerkt worden, daß die Aneignung anderer 
eignungsrecht unterliegender Sachen durch den einzelnen Soldaten, 
die Hinnahme bewerkitelligt, den Thatbeſtand der Unterſchlagung 
n mürde.‘) Für den Gegner aber, dem die Sache entzogen 
it es, ſoweit es jich überhaupt um rechtlich) entziehbare Sachen 
ındbuch des QWöllerrehre IV. 32 
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Erftürmungen angeführten Gründe, unter denen außer den oben genannten aud 
wohl der der Unmöglichkeit, die jtürmenden Truppen in der Hite des Gefechte: 
von der Plünderung zurüdzuhalten, genannt wird, find in der That nichts 
weniger als ftihhaltig.e ©. die Ausführung bei Eihelmann ©. 110, auf 
Bluntihli und Halled. 

2°, Von Maraude (Plünderung); ſpaniſch marota, der Strauchdieb, Build. 
flepper, Strolch. In der älteren Literatur werden aud noch Schnapphähne 
(chenepans oder partis bleus) genannt, die nicht ganz mit den Warodeuren 
zufammenfallen. ©. 5. v. Martens 8 276 verfteht ſogar unter den partis bleus 
Perſonen, die fih ohne jtaatlihen Auftrag gegen den Feind bewaffnen. Weber 
Marodeure Mojer, Verſuch des Europ. Völkerrechts, TH. IX., Bd. 2, 63 fi. 
und Grundjäge des Europ. Völkerrechts in Sriegszeiten, ©. 131, Bluntſchli, 
Bölferredt, 642, v. Bulmerincg in dv. Holtzendorff's Rechtslexikon unter „Ra 
rodeure”, Lentner ©. 127. 

7) Durch diefe Entfernung vom Heere unterjcheidet nad) dem Deuticen 
Militärſtrafgeſetzbuche $ 135 das Marodiren fi von ber Plünderung. Tie 
Entfernung muß bann aber in der Abficht gefchehen fein, Handlungen der bezeich 
neten Art begehen zu wollen. 

28) Sp von Bluntſchli, Reich, F. v. Martens, während v. Neumann. 
v. Bulmerincq an der alten engeren Bedeutung feithalten. Wei dem gegen 
wärtigen Stande der Kriegführung und des Kriegsrechts fommt auf das Ganze 
nit viel mehr an, indem einerjeit3 bei der heutzutage die Heere beherrichenden 
Disciplin (vgl. v. Bulmerincq) und den eingeführten feldpolizeilichen Mitteln, 
namentlich der Feldgensdarmerie, eigentlihe Marodeure nicht leicht mehr vor 
fommen und andererjeitS die im Kriege vorkommenden Eigenthumspverbreden. 
von wen fie auch begangen worden find, ftreng geahndet werden. Das wird 
wiederum von den Straf: und Militärftrafgejegbüchern u. f. mw. vorgejehen, ſo 
daß auch feine bejonderen Verordnungen gegen das Dlarodiren zc., wie fie früber 
häufig erlajjen wurden, mehr nöthig jind. 

=) Bol. oben S MW. 


$ 116. 


Fortſetzung. (Früchte, feindliche Sachen im eigenen Lande, 
unförperlihe Sachen, Subject und Zeitpunct des Erwerbes 


Es find nun zunächſt noch einige bejondere Puncte zu berührt 
die ſich theils auf meitere hierher gehörige Sachen ſelbſt, theils au 
andere, mit der Aneignung in Verbindung ftehende Fragen beziehen. 
Da diejelben aber einerjeits, jo ausführlich fie auch von der früher" 
Literatur behandelt werden, für die jegige Zeit nad) erfolgter Befeitigund 
de3 Beuterechts und Einfchränfung der Aneignung an Bedeutung IE 
verloren haben und andererſeits theils civilrechtlicher Natur find, theils 
in das Poſtliminium oder in das Seekriegsrecht gehören, oder doch mit 
dieſen Lehren ſo eng zuſammenhängen, daß ſie dort zu erledigen find, 
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2) Auch in biefer Beziehung war die frühere Auffafiung und Praxis anders. 
f. nur den noch von Heffter 8 140 eingenommenen Standfunct und dagegen 
:tfden, Note 4. Dajelbft und 8 135, Note 2, auch über, bezw. gegen das 
rfahren der Norbftaaten im Amerikanischen Kriege überhaupt und in ber be- 
yınten Baummollenfrage im Belonderen. 

9) Bol. die Analogie des Kriegdgefangenenredhts, oben 8 107. Im früheren 
chte cbenfalls anders. 

®, Natürlich find nur Meinere, jo zu jagen perjönlihe Waffen gemeint. Ge- 
üge, Munitionsiwagen u. dgl., wie auch Fahnen unb Feldzeichen, erwirbt ber 
nzelne nicht. Vielfach werben auch Die verzehrbaren Sachen hierhergeftellt. Das 
aber in diejer Allgemeinheit nicht richtig. Wenn es fih um jolhe Saden in 
ineren Rortionen handelt, wie fie dem augenblicklichen Bedürfniß dereinzefnen Appre- 
ndirenden dienen, jo Dürfen dieje allerdingd weggenommen werden, jedoch aud) 
ir nad Maßgabe des im folgenden Paragraphen über die Nequifitionen Aus- 
führenden. Handelt e3 fi) aber um verzehrbare Saden in größeren Mengen, 
gelten dafür biejelben Regeln, die jür den Erwerb von Staatsgut überhaupt 
Betracht fommen. 


°. Im alten Beuterecht fanden fich verſchiedene Eigenthümtlichleiten, bie aber 
utzutage nicht mehr in Betracht Tommen, 3. B. bie, daß unter Umftänden die 
oden eines eroberten Platzes dem Chef der Belagerungsartillerie zufielen; vgl. 
oſer, Berfuh IX., 2, 109. 

*) v. Holgendorff im Nedtslerifon, S. 350, und nad ihm Reſch 8 168. 
InLih auch das Römiſche Recht in der Zeit feiner fpäteren Entwidelung, 1. 13 
leg. Jul. peculatus (48, 13). 

°, Eben deshalb gehören aud Fragen wie die, ob der Staat oder der Sou- 
int ‚Kriegsherr, die apprehendirten Sachen erwirbt und darüber verfügen kann, 

3- 8. der Teutihe Kaifer nach dem 187U/’Tler Kriege über das Metall er- 
ter Franzöſiſcher Geſchütze zu gewillen Ziveden ſchenkungsweiſe verfügte, und 
Saiſer und die Stailerin von Frankreich 1860 Gegenftände, welche bei der 
nDerung des Chinefiihen SKaijerpalaftes weggenommen waren, von dem Com- 
WDirenden ded nad) China geiandten Heeres als Geſchenle annahmen, nicht in 
w iterredi, fondern find nad innerem Etaats und Landesrecht zu ent- 
i 


” Nach der früheren Auffaſſung, namentlich nach der des Römischen Rechts, 
Ren alle Angehörigen des einen Staated, auch die nicht-combattirenden fried- 
en Bürger in dem andern Staate Beute machen. 

°" Die wohl vertheidigte Anficht, das überhaupt fein Eigenthumsübergang, 

zn nur eine Suspendirung des Eigenthums ftattfinde. ift nicht haltbar. Es 
Men nur thunlichite Erleichterungen für den jpäteren Wiedererwerb durch den 
Prünglic Berechtigten, wie fie jih 3. B. im Preußiſchen Landrecht finden, 
Frage fonımen; vgl. Berner a. a. D., aber auh Heffter $ 136. TDod 
Yren dieſe Buncte in die Lehre vom Poftliminium. 

m Rot. Geffcken zu Heffter $ 136, Note 3 

12, So die ältere völkerrechtliche Auffaſſung und Praxis (Grotius IIT.,6,$ 3:, 
ihen das Römiſche Recht ein völliges Inficherheitbringen, und zwar intra 

Faesidiasua, (Pomponius, L.5.81, Dig. de capt. et postl. 49, 15 ', verlangt 

te. Später hat man aber, wie ſchon Grotius jelbft bezeugt. und zwar wohl, wenn 

ud nit mit genügendem Grunde, zur leichteren und vräciſeren tyeititellung des 

ritijchen Etreitpunftes einen Zeitraum von vierundzwanzig Stunden verlangt. 

32° 
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handelt, ohne Bedeutung, wer fie erwirbt; und deshalb iſt Die ganze 
Frage feine völferredhtliche.?) 

Daß die Einzelnen, welche Hier überhaupt in Betracht kommen, 
nur Soldaten und nicht auch andere Perſonen fein können, letztere viel- 
mehr im Fall der Aneignung fich des Naubes, Diebitahls u. |. w. 
ihuldig machen und dem gemeinen wie dem Martial-Strafgejehe ver- 
fallen, Hat ſich aug weiter oben Vorgetragenem bereits ergeben;?) ebenio, 
daß es nur rechtmäßige Combattanten fein können, jo daß unrechtmäßig 
am SKampfe Theilnehmende, wie nicht anerkannte Freifchaaren, wie 
raubende Nicht-Combattanten zu behandeln find. 

Der Zeitpunct der gefhehenen Aneignung und damit de 
Cigenthbumgüberganges?) ift der, zu welchen die Wegnahme that- 
ſächlich jtattgefunden hat,!!) die Sache alfo vollftändig in die Gewalt 
des Nehmenden gebracht worden ift (Befigergreifungstheorie), fo daß die 
Aneignung noch nicht ftattgefunden Hat, jo lange der Kampf fortdauert 
und die Frage der gejicherten Befitergreifung unentfchieden iſt.) & 
liegt aber eine Unentjchiedenheit nicht blog deshalb vor, weil die Wieder- 
gewinnung und Burüdnahme der Sache durch die urfprünglich bered- 
tigte Seite im weiteren Verlauf des Krieges bei wechſelndem Kriegägläd 
möglich ift, was natürlich ebenjo wie die Neugewinnung von Sachen 
durch eben jene Eeite jederzeit ftatthaben kann. Einer gerichtlichen Aner- 
fennung wie bei der Seebeute bedarf e3 bei den Aneignungen im Land 
friege nidjt."?) 


1) Früher durchgehends anders beurtheilt. Es kann darauf an biefer Stele 
nicht eingegangen und aud) in der folgenden Nr. III. die Frage nur kurz berähtt, 
es muß vielmehr auf die Lehre vom Boftliminium verwiejen werden. D 
möge auch von der hierher gehörigen, ſehr großen Literatur nur verwieſen 
werden auf die älteren Schriften von Pfeiffer, Das Recht der Kriegseroberumg 
in Beziehung auf Gtaatscapitalien, 1823, Schweilart, Napoleon und die Kur 
heſſiſchen Capitalihuldner, 1833 (au Schwartze, De jure victoris in re 
devictorum incorporales, 1720), jodann Heffter-Geffden $ 134, Wildmer: 
Wheaton, Calvo, Buelle und die Underen, fo wie auf Die bei diefen und 
die im legten Buche diejes Handbuches Angeführten. 

2) Bluntſchli, Völferreht 658, v. Neumann 8 48. Natürlich kann, fl 
ed aus freiem Willen, jei ed auf Grund einer ausnahmsweiſen Bertragaverpfi 
tung, bezüglich de3 erften, negativen Theile des Satzes auch anders gehand 
werden. Letzteres geſchah während des Krimkrieges von Seiten Englands, welches 
die Binjen der Ruſſiſch-Holländiſchen Anleihe fortzahlte, weil e3 die Verbindlichleit 
der Zahlung auch für den Kriegsfall eingegangen war. Der viel beſprochene del 
einer Nichtbeachtung des zweiten Theiles des Satzes durch Friedrich den 
Großen 1753 im Oeſterreichiſchen Erbfolgekriege bezüglich der Schleſiſchen Staats 
ſchuld und der Engliſchen Gläubiger war lediglich eine Repreſſalie des* 
England gar nicht im Kriege befindlichen Königs für die Wegnahme Breukiihe? 
Handelsſchiffe durch Englifche Kaper und gehört deshalb überhaupt nicht hierher 
vgl. Geffcken zu Heffter 8 134, N. 1, und ben dort angeführten Hall. 
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Hall des Bedürfniſſes. Wie Duartier und Unterfunft muß der 
dat in feindlihem Lande auch Nahrung und Kleidung, eventuell auch 
nsportmittel haben. Co weit dieſe Gcgenjtände bei dem occupirenden 
re nicht hinreichend vorhanden find, müffen fie deshalb aus den 
Jandenen Vorräthen des occupirten Landes bejchafft werden. Tenn 
iſt jelbitverjtändfi und folgt aus dem Gebot der Kriegsnothwendig⸗ 
ohne Weiteres, daß die Erhaltung des Heeres nicht von dem guten 
len der Bewohner des occupirten und befiegten Landes abhängen, 
daß man aus NRüdjiht auf die Bewohner die Truppen nicht ver- 
gern oder erfrieren laſſen kann, jondern daß das Nöthige verlangt 

genommen werden darf. Die occupirende Gewalt kann deshalb, 
. weil die Kriegsnothwendigkeit e8 abjolut verlangt,?) das Erforder- 
° requiriren, d. H. feine Lieferung anordnen, bezw. erzwingen, und es 
x eben deshalb bei den Requifitionen auch Fein Unterſchied gemacht 
Den zwiſchen öffentlichem und privatem Vermögen noch zwilchen dem 
e (ingeborener und Fremder, welches im occupirten Qande fich be- 
et.*) 

Menn es aber zweifellos und feitftehend, auch immer anerkannt 
Den ijt und anerlannt werden muß, daß im Bedürfnißfalle ge- 
samen werden Darf, bezw. gegeben werden muß, und daß alſo 
:ens der occupirenden Macht fo weit unzweifelhaft in die Vermögens: 
be eingegriffen werden darf; jo ift es andererſeits nicht jo feſtſtehend, 
em im Gegentheil im Laufe der Zeit verfchieden beantwortet und 
»t worden, unter welchen Bedingungen die Enteignung der Requiſition 
finden darf, namentlih ob für dag NRequirirte Zahlung oder doch 
veijung auf Entihädigung geleijtet werden muß. 

Bis in die jüngfte Zeit hinein wurde im feindlichen Lande requirirt, 
> daß eine Fürſorge für cine Entfhädigung der Betroffenen oder 
Bezahlung des Nequirirten in Trage gefommen wäre. Man ging 

dem Örundjage aus, daß der Krieg den Krieg ernähren und Daß 
occupirte Yand die nothiwendigen Bedürfniſſe der oecupirenden Truppen 
zeiten mülle. Man erlannte deshalb weder die Verpflichtung an, 
t für Ernährung :c. der Truppen durch, früher bei den bejchräntteren 
Tmunicationsmitteln allerdings fchwierige, Nacdjiendungen aus der 
nath und Lieferungsverträge möglichjt zu jorgen, noch die, das Re: 
“irte zu bezahlen oder wenigitens den von der Reguifition Betroffenen 

Grundlage für demnächſtige Entihädigung zu gewähren. Noch in 

Napoleoniſchen Kriegen wurde befanntlich in der mweiteitgebenden und 
Nichtälofejten Weile im Sinne einer entichädigungslvien Wegnahme 
trirt, jo daß die Bevölkerung des occupirten Yandes einfach die 
»ürfniſſe der Franzöſiſchen Truppen zu beitreiten hatte. 

Schon vorher hatte ſich aber die umgekehrte, mit den modernen 
indſätzen des Kriegsrechts in Einklang ſtehende und von der Schonung 

Privatvermögens ausgehende Auffaſſung geltend gemacht und Be—⸗ 
lung der Requirirten verlangt, ſo namentlich der bereits mehrfach 
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nah deren Ablauf der Erwerb als gefchehen betrachtet werden jollte. Diele 
Praris ijt aber, obgleich fie vielfach geübt und ſpäter aud) für das Seekriegsrecht 
anerlannt wurde, zu einem allgemein anerlannten Sage des Kriegsvöllerrechts 
nicht geworden (vgl. Heffter 8 136 a. E.), obgleih v. Bulmerincg ©. 867 
unter Verweiſung auf Stoerk, Das Poftliminium im Völkerrecht, in ben Juriſt. 
Blättern, Wien 1881, Nr. 40, und v. Neumann 8 48, ihn als jolchen vortragen. 
©. dagegen das Allgemeine Preußiſche Landredt L, 9, $ 201, wonach 
gemachte Beute dann als erobert gilt, wenn fie von dem Nehmer bis ins Lager, 
Nachtquartier oder fonft in völlige Sicherheit gebracht ift; vgl. auch $ 202. Für 
das Franzöſiſche Recht Code civil, Art. 2279: „En fait de meubles la possession 
vaut titre.“ 


$ 117. 
NRequijitionen und Contributionen. 


Literatur: Battel a.a.D., $ 165, und dazu Bradier-Yodere. — Klüber 
8251. — G. F. v. Martens II, 8 280, und dazu Berge und Pinheiro⸗ 
Serreira — Geffden zu Heffter $ 131, Note 4. — Bluntidli. 
Völkerrecht, 653 ff. und Beuteredt, ©. 56 ff. — v. Neumann $ 4.- 
5. vd. Martens 8 120, ©. 515 ff. — Guelle, Precis IL, p. 1% fi. 
222 ff. — Calvo 81933 ff. — Fiore III. 1394, 1473. — Halla. ad. 


p. 391 ff. — Ferner Halled, Wheaton, Dana, Wilbman, Twiß 
an ben betreffenden Stellen und die zu 8 115 angef. Literatur. — Masse, 
Droit commercial dans ses rapports avec le droit des gens J. — Vidarl. 


Del rispetto della proprietä privata fra gli Stati in guerra, 1861. — 
v. Hartmann, Kritifche Verſuche 2, ©. 56 ff. — Löning a. a. O. S. 51. 
149 ff. — Bluntidli, Sahrb. L, ©. 300 f. — Rolin-Zaequemyn? 
a. a. O., 1870, p. 682, 1871, p. 331 ff. — Feraud.-Giraud a. ad. 
©. 29, 34. ff. — Brüfieler Erflärung, Art. 40 ff. — Manuel dei 
Völferrehtsinftituts 56. — Lentner 820, 21. -- Domin- Betruife 
vecz, Art. 122. 


Auch die Regquifitionen fallen nicht unter den Begriff der Beute. 
Cie beitehen vielmehr in der Bwangsenteignung!) gewiſſer Gegen 
ftände, deren das occupirende Heer bedarf, dur die Kriegägemalt. 
Solche Gegenjtände find vornehmlich Lebensmittel, Kleidungsftüde, Schuh 
werk, Transportmittel. Dies find aber nur Beiſpiele. Denn es gehören 
alle Gegenftände Hierher und unterliegen der Requifition, welche für de 
Verpflegung oder für den Transport?) der Truppen nöthig werden können, 
und dieſe laſſen ſich nicht wohl alle aufzählen. 

Hinfichtlich diefer Requifitionen fteht zunächſt Eins feſt und Hot von 
jeher in Theorie und Praxis feftgeftanden. Das ift Die Berechtigung 
der Kriegsgewalt zur Anordnung und Vollziehung folder Requiſitionen 
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auf die Leiſtungsfähigkeit des Landes oder Yandestheiles, in welchem die 
Requijition ausgeichrieben wird, Rüdjicht genommen werden.) Jedoch 
findet auch dieſe Rückſicht in den Anjprüchen des kriegsnothwendigen 
Bedürfnities und der im Kriege vorkommenden befonderen Trang- und 
Nothlagen ihre natürliche, Durch rechtlihe Satzungen nicht verrüdbare 
Grenze. Es kann deshalb nanıentlih auch ein Marimum, das von 
Requifitionsaniprüchen unter feinen Umjtänden überjchritten werben dürfte, 
nicht aufgeitellt werden. 
EContributionen find Auflagen von Geldſummen an locale 
Verbände des occupirten Landes durch die occupirende Kriegsgewalt. 
Sic jind alfo von den Requifitionen wohl zu unterjcheiden,!5) indem fie 
feine Enteignungen, jondern Auflagen (eigentliche Entzichungen) jind und 
rricht auf bejtimmte, der nothiwendigen, unmittelbaren Befriedigung eines 
anıgenblidlichen Bedürfnijjeg dienende Gegenjtände, auf Naturalleiftungen, 
Fondern auf Geld gehen und nicht von jener Nothwendigkeit abhängig find. 
Bei der früheren Art der Kriegführung, welche keinen Schuß des 
Fremden Vermögens kannte, waren die Contributionen unbefchräntt zu- 
tätfig oder vielmehr ald eine bejondere Art der Ausraubung kaum nöthig, 
a Die Ausraubung, das Beutemachen und die Plünderung an fich frei 
innd geitattet war. ben deshalb kamen die Gontributionen als ſoge— 
arırıte Brandſchatzungen, d. h. als Loskauf von der Wlünderung 
NND Verheerung auf und noch im 18. Jahrhundert vor. (Eben deshalb, 
Jet von Brand und folglich auch von Brandſchatzung Heutzutage keine 
tede mehr ilt, find gegenwärtig die Gontributionen in diefer Bedeutung 
ÖBUxg hinweggefallen, jo daß, während fie zunächſt einen Fortſchritt und 
ine Humaniſirung des alten Naub- und Plünderungsrechts darjtellen,!*ı 
As neuefte Völkerrecht den meiteren Fortichritt gemacht hat, fie, d. h. 
Ne Wrandſchatzungen, ganz zu beieitigen. Wenn und jo weit Geldauflagen 
»es halb überhaupt noch vorfommen, erjcheinen fie ebenio wie die Requi- 
MioOrien nicht mehr als Ansübungen des Beuterechts; oder mit anderen 
Orten: es dürfen feine Gontributionen mehr auferlegt werden, welche 
3 als Beute oder Plünderung, als willfürliche Bereicherungen des 
Stegers darakterijiren würden.) Tem ftehen der gegenwärtig aner- 
anni Schuß des Privateigenthums und der Sag, daß gegen Die 
Staaten, nicht gegen die Privaten der Krieg gefiihrt wird, entgegen. 
er Zieger iſt namentlich nicht berechtigt, die Noten des, nach jeiner 
eümung gerechten und ihm von den gegenüberitehenden Staate m. 
gerechter Weiſe aufgedrängten, Krieges durch Eingriffe in das Wermögen 
er Brivaren zu deden.!*) 
Man könnte deshalb meinen und hat in der That gemeint, daß 
ributionen nad) gegemmwärtigem Völkerrecht überhaupt unitatıhaft 
Men. Dieſe Meinung iſt auch in jo weit richtig. als Lontributionen 
dem angegebenen Zinne, „reine Beldcontributionen” !"ı aus dem gegen: 
Artigen Völkerrecht verichwunden jind und nicht mehr auferlegt werden 
urfen. Zu weit gebt aber jene Meinung, indem fie verkennt, daß 


Sont 
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erwähnte Vertrag zwilchen Preußen und Nordamerila von 1785.) 
Diefe in Cinzelverträgen hervorgetretene Auffaffung ift aber nicht zu 
einem allgemein verbindlichen anerfannten Rechtsjape geworden. Das 
Necht zur Nequirirung ohne Bezahlung bejteht vielmehr auch heute 
noch. Es ijt aber eine Wandlung dahin eingetreten, daß für die in 
Nede ftehenden Bedürfniffe von Eeiten der kriegführenden Partei durd, 
heutzutage jo viel leichtere, Veranftaltungen von Nachjendungen aus dem 
eigenen Lande und durch Lieferungsverträge gejorgt wird. Wenn trogdem 
da3 zur Befriedigung der Bedürfniffe Nöthige im erforderlichen Augen- 
blide nicht zur Stelle und nicht ſchnell genug zu befchaffen®) ift, was 
natürlich oft vorkommt und auch bei den beiten Berpflegungseinrichtungen 
immer vorkommen muß,’) jo muß natürlich requirirt werden — um 
aus diefem Grunde Tann dag Requiriren überhaupt nie twegfallen und 
bleibt deshalb von eminenter praktischer Wichtigkeit —; aber es gejchieht 
dann entweder gegen Bezahlung oder gegen Ausftellung eines 
Bon, einer Empfangsbeicheinigung. Wäre letzteres nicht unter Um 
jtänden, weil, was im Kriege ebenfalls leicht der Fall fein kann, fen 
Geld zur Stelle ift, die einzig mögliche Bergütungsart, fo könnte die 
Entwidelung erwartet werden, daß nur gegen entiprechende Zahlung 
Sadjen mweggenommen werden dürften. So aber muß die Wegnahme 
gegen blofen Bon wenigſtens für manche Fälle geftattet bleiben?) und 
unter Umftänden, bei drängenditer Eile mafjenhaft zujammengeballter 
Truppenmengen u. ſ. w. wird aud die ordnungsmäßige Ausftellung 
von Beicheinigungen nicht immer ftatthHaben können, während in ruhigeren 
Momenten, bei länger andauernder Decupation u. dgl. regelrecht verfahren 
werden fann.?) Wer fpäter den Bon einzulöfen hat, ob der heimilde 
Staat, ob, mittelbar oder unmittelbar, der feindliche, welcher die Neaui- 
fition vorgenommen hat, ijt naturgemäß erit durch den Friedensſchluß 
feftzuftellen und wird fchließlich zu einer Frage des inneren Rechts 
zwijchen der Staatsgewalt nnd ihren Unterthanen.'°) 

Um Wusfchreitungen, die bei den Nequifitionen nahe Tiegen, abzu⸗ 
fchneiden, ift bereit von Landesgeſetzgebungen angeordnet worden, daB 
bie Berechtigung zum Ausſchreiben von Requifitionen nicht untergeordneten 
Organen eingeräumt, fondern auf höhere bejchränft mwird,!!) und daB 
die einheimischen Civilbehörden der Nequirirung affistiren follen. Ti 
neuefte Kriegsrechtsbildung ftrebt dahin, die Nothwendigkeit diefer Vürg 
Ihaften zu einem allgemein verbindlidden Völlerrechtsſatze zu maden.”) 
Tod wird dadurch bie Vornahme von Requifitionen geringeren Im 
fanges auch durch untergeordnetere Organe in Nothfällen und namentlich 
die Berechtigung des einzelnen Mannes, im Bedürfnißfalle die Uebergäbe 
des Nöthigen zu verlangen, nicht ausgeſchloſſen;8) wie auch überhaupt 
von einem derartigen geordneten Vorgehen wieder nur zu den verhälmiß' 
mäßig rubigeren Beitpuncten des Krieges gefprochen, in bewegten, eiliget: 
türmifchen Stadien aber nicht darauf gerechnet werden kann. _ 

Hinfichtli der Höhe und des Umfanges der Requifitionen muB 
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werden. In den meilten Fällen wird der Fuhrwerksbeſitzer das größte Intereſſe 
haben, fein Fuhrwerk nicht ohne feine Begleitung abgehen zu laſſen, und deshalb 
diefe Begleitung felbit wünfchen. In den Fällen, wo Died anders liegt und die 
Begleitung nicht den eigenen Wünfchen entipridt, kommt e3 Lediglich darauf an, 
ob die das Fuhrwerk requirirende Kriegsmacht auf die Begleitung burch den Be 
figer verzichten kann und will, indem ſonſt die Weigerung des Beſitzers unter 
Umjtänden, wenn eine Yührung durch die eigenen Leute nicht thunlich erfceint, 
das ganze Nequifitiongrecht und die nothwendige Benutzung des Fuhrwerkes 
illuforish machen würde. Ob ſolche Umstände vorhanden find, Tann allein die 
Kriegsgewalt enticheiden, welche deshalb, wenn fie vorliegen, die Begleitung 
durch den Beliger fordern Tann. Bgl. Féraud-Giraud p. 40 und Löning 
©. 67. 

*) Diefe Kriegsnothwendigkeit, verbunden mit ber factiichen Gewalt de 
Deenpanten, iſt deshalb der Rechtsgrund der Requifition, welcher biejelbe voll. 
ftändig begründet. Andere Begründungsverfuche, wie der von der Finanzhoheit 
des Dccupirenden hergenommene, brauchen nicht angeftellt zu werden und würden 
außerdem entweder überhaupt nicht richtig jein oder doch da8 thema probandum 
nicht volftändig und nicht in genügendem Umfange für alle Fälle zu begründert 
vermögen. ©. aud Note 18. Vgl. Guelle p. 182, Note 1. Die Behanptustg 
Funck Brentano's und Sorel’3 p. 281 aber, daß e3 überhaupt an einerm 
Rechtsgrunde für die Nequifitionen fehle, und daß fie nur auf der reitet 
Macht des Stärferen beruften, tjt dagegen nicht richtig und verfennt die Natzx! 
des Kriegsrechts. 

) Deshalb waren auch die Beſchwerden Englifcher in Frantreid) wohnen>T 
Unterthanen über Deutſche Requifitionen im 1870/7ler Kriege unbegränt>e@t 
und wurden von der Englifchen Regierung zurückgewieſen. Vgl. Halleck ch. &- 
S 9, Note 1, und Calvo S 1942. 

°) Auch in einzelnen anderen Verträgen iſt dasjelbe vereinbart word Tt- 
während andererjeit3 das Recht auf Nequirirung ohne Bezahlung in Staatsaze Ti 
ausdrücklich gewahrt ift; vgl. Geffden a. a. O. und Halled XIX, $ 17. 

5) Vgl. v. Hartmann ©. 59. 

7) Bol. Löning ©. 56, der mit Recht darauf aufmerfiam madt, da DET 
Staat ſelbſt innerhalb feines eigenen Gebietes nicht auf Requifitionen vezigre# 
kaun und aud im Lande des Verbündeten wird requiriren müflen. 


“ Anerfannt von der Brüffeler Erllärung, Art. 42, Abj. 2: „Peru! 
toute requisition, il sera accordé une indemnit& ou delivre un regü“ zısıd 
von Manuel des Völferrehtsinftituts 60: „Les prestations en natia 
quad elles ne sont pas payées comptant, — sont constat&ees par de? 
quittances®, und faft allgemein von der Literatur. Es iſt deshalb auch in galt 
allen Kriegen der Neuzeit requirirt worden, und, wo es in einzelnen Fällen nich! 
geſchehen, Tagen bejondere Gründe vor, vgl. Geffden a. a. O. Bluntſchli 653. 
Note 1, aber dad Recht dazu war gleichwohl vorhanden. Auch von Deutjche 
Seite ſind im letzten Deutſch-Franzöſiſchen Kriege, namentlich in der erſten galite 
desſelben, mannigfache Requifitionen vorgenonmmen worden. Es ift dabei abe?: 
wenn auch einzelne Ausſchreitungen vorgefommen jein mögen, im Allgemeines 
mit großer Villigfeit verfahren, wie von unparteiiihen Schriftftellern vielfach aner 
tun if, 2. B. Rolin-Jaequemyns, Revue 1871, a. a. DO. und die do 
angeführten Deutſchen Tagesbefehle und Franzöſiſchen Zeitungsberichte, und 
wie gahlreiche Yroclamationen der Dentfchen Fürften und Heerführer aufs Be 
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te vorgeichrieben Haben; e3 find ſtets mpfangsbeicheinigungen ausge: 
nd jpüter, bei der Deutſchen Maasarmee ſchon ſeit Mitte October 
t von den Requilitionen ganz abgefehen und Alles baar bezahlt worden. 
ft überhaupt vielfadh, und zwar in generöjer Weile und unter ge 
Berehnung des Thaler- und Frankenwerthes geihehen (Dahn, Rolin- 
empyns. Vgl. Dahn, Jahrb. für die Deutiche Armee und Marine III., 
S. 71 jagt derjelbe die Ereignijie des 1870/7ler Kriege3 aus eigener 
ung fennende Scriftiteller: „Die Kriegsgeihichte kennt kein Beiſpiel, in 
die Verpflegung einer Urmee in jo weiter Entfernung von der Heimath 
:m Maße durh die mit- und nadhgeführten Vorräthe bewerfftelligt wurde.“ 
Literatur it Died bisher nicht genügend hervorgehoben, vielmehr die 
o dargejtellt worden, als ob bei den Deutichen Requifitionen unbillig ver- 
ınd zu viel verlangt worden wäre. Calvo und die Franzöſiſchen Echriftiteller 
erſteres beitimmt aus und Lagen bezüglich des zweiten namentlich über 
virirungen von Cigarren und Wein. Gie vergejien aber erftens, daß der 
de jtehende Soldat nicht wie etwa im Friedensſtande nothdürftig und 
dreichend, jondern gut und reichlich zu verpflegen ijt. Es werden unge: 
ye Leitungen von ihm verlangt, und er muß in feinem Kräfte und 
rühl möglichft geftärkt werden, weshalb er auch im Kriege eine bedeutend 
Löhnung zu erhalten pflegt. Zweitens vergejjen jene Schriftſteller aber, 
enn fie Beilpiele für ein hartes Requiſitionsſyſtem anführen wollten, fie 
em, um von Ludwig XIV. und feinen Melac abzufehen, der Kriegiührung 
ten Napoleon hätten gedenken müſſen. Schon die Crinnerung an Das 
wogegen die von ben Deutichen 1870/71 vorgenommenen Nequifitionen, 
enn die von Ddeutichfeindlichen Seiten behaupteten maßloſen und unmwahren 
tbungen richtig wären, nur cin Beringes und Berfchwindendes jein würden, 
uelle und die Anderen abhalten jollen, ſich in jchr herben und noch dazu 
ten Theil unbegründeten Angriffen auf das Deutihe Berfahren in dem 
er Kriege zu ergehen. Cie fordern dadurdy nur unvortheilhafte Vergleiche 


Bol. v. Hartmann ©. 60 unten fi. Ties itt auch bezüglich des 2. Ab- 
es Art. 60 des Manuel zu berüdiichtigen, welcher voridhreibt: „Des 
» Joivent etre prises pour assurer le caractere serieux et la rugularite 
quittances.“ 

Sierüber handelt ausführlich und Dies ift der eigentliche Gegenſtand der 
rten Abhandlung von Féraud Giraud; f. auh Luelle, Urccis Vgl. 
hier vorgetragene Anſicht Löning S. 59, der mit Recht dic Meinung 
ſchli's. daß der Requirirende jelbft die Entſchädigung zu leiſten habe, 
eiſt. Auch die in der That nicht haltbare Unterſcheidung Bluntſchli's 
>59) zwiſchen folden Neauilitionen, welche nur gegen Entſchädigung vor: 
ten werden dürfen, und folchen, die als öffentliche Filichten ohne Ent⸗ 
ng auferlegt werden können, beftreitet Yöning S. 06 f. 

So ſchon eine Verordnung Napoleon's von 1707, dann 1870 im Teutich. 
ichen Kriege, wo Deutjcherieitd beitimmt wurde, daß die Befehlshaber 
ter Corps das für den Unterhalt ihrer Truppen Nothige reauiriren dürften, 
hende Requiſitionen aber nur von Generalen oder deren Ztellver- 
ı angeordnet erden Llönnten. ©. Brüjjeler Erklarung,. Art. 42. 
des Bolferredhtsinftiruts 56. Abſ. 2. 

S. die Brüsieler Teclaration und das Manuel. 
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a re Des angemeifenen Weile verfahren, und es ijt nur der Noth der Um- 
irDde, der durd bie Haltung der Bevölkerung ungemöhnlidy groß gemorbenen 
etrarhgren, die dazu zwangen, gefolgt worden. Die hierauf beruhende Höhe und 
auTigleit der in jenem Kriege auferlegten Contributionen giebt nun Quelle, 
@=1Lx 0 und Anderen die Gelegenheit, in Anklagen gegen die Deutiche Heerführung 
Irszelch zu ſchwelgen. Dieje Anklagen find aber leicht zu widerlegen; fie be 
wbert, abgeichen von den Webertreibungen, mit denen fie verbunden find, entiweder 
uf einen lUeberjehen der jene Contributionen nöthig madhenden That- 
ıcherz und jonftigen oberflächlichen Urtheilen oder auf Uebelwollen gegen die 
Bänbilidhen Teutihen, die fid) erlaubt hatten, Frankreich zu beitegen. Die ge- 
arten Schriftſteller follten auch Hier nicht überjehen, daß im Anfang des Jahr: 
wndDerts die Franzoſen in Deutichland ungleich ichlimmer und in einer Weije 
je ha ai ſt haben, die auch dann noch unerreicht daſtehen würde, wenn ſelbſt die 
ibe r triebenen Darſtellungen der 187071 von den Deutſchen in Frankreich 
Drae nommenen Contributionen wahr wären. Calvo zieht 8 1970, um hohe 
Ziffern anzuführen, auch die anı Ende des Krieges vereinbarte Kriegskoſtenſumme, 
befarazılid jünf Milliarden Franken nebft Verzinjung, hierher, obgleich dieſelbe 
gar micht unter die Lontributionen fällt. Daß dieie Summe in Wahrheit nicht 
ſo erorbitant hoch war, geht ſchon aus der Schnelligkeit und Leichtigkeit, mit der 
ie Don Frankreich bezahlt wurde, und daraus hervor, daß die Zahlung für 
dran kreich feine bleibenden nationalökonomiſchen Nachtheile gehabt hat, während 
die & ontributionen und Ausjaugungen, ſowohl früherer als auch der Napoleoniſchen 
Kriege Teutihe Länder an den Rand des Ruins gebracht, den Rationalwohlftand 
auf Lange Zeit zerftört und zu langwierigen Nachwehen empfindlichſter Art geführt 
haben. Bon einer derartigen „saignce a blanc” war audy bei diefer Striegsfoften: 
normirung nicht entiernt die Rede. Die Höhe jener Kriegsentichädigung eutiprad) 
ledigtich den aufgewandten Koſten, den erlittenen Verluſten und Schädigungen. 
der frivolen Kriegseröffnung und der bereits hervorgehobenen Leiſtungsfähigkeit 
Fran kreichs Wenn Calvo aber hervorhebt, daß die hier in Rede ſtehende 
lung bedeutender jei, als die 1815 durch die Europäiſche Coalition den Fran. 
oſen auferlegte, jo vergißt er einmal, wie ſehr ſeit 1815 der Werth des Geldes 
jeſumken ift und wie vorjichtig man deshalb mit Redewendungen. wie „propreasion 
ans cosse croissante de l'avidité« des yainqueurs“ fein jollte, und überiicht 
»dann — kei jeiner großen Geſchichtskundigleit ſehr auffälliger Weile — Die 
eltbelannte Ihatiache, daß nad) den Napoleonijchen Kriegen durch bekannte Um⸗ 
"De auch nicht annähernd entj predheude Kriegekoſten und Entichädigungen von 
cam kreich neiordert find, vielmehr zu Glunften Frankreichs und zu Ungunften 
erer Lander, namentlih Preußens, ganz ungerecht und ganz ungenügend ver- 
Ten worden iſt. Tieier Calvo'ſche Vergleich beiant aljo nichts. Will man 
en berechtigten und paſſenden Bergleich machen, ſo muß der Schaden, der in 
Navpoleoniſchen Kriegen Preußen, mit dent, der 1871 Frankreich zugefügt üit. 
Blihen werden Nach bekannten amtlichen Berechnungen iit aber 106 1813 

ı 4 Millionen Einwohner zählenden Preußen nach heutigen Werthe des 

des ein Schaden von, jehr gering gerechnet, ſechs Milliarden Franken zugefügt 

den Ta Frankreich INTI an vierzig Millionen Einwohner zählte. jo iſt Teutich- 
1871 zehnmal milder mit Frankreich verfahren ala früher Frankreich mit Deutich- 

. md Calvo und die Anderen hätten zehnmal cher Neranlaliung gehabt. für 
Jehauptung erorbitanter Kriegskoſten auf Frankreich als auf Teurichland zu exem ˖ 

iren. Mit Hecht hat deshalb der Fürſt Reichskanzler von Bismarck 1R87 
eutihen Reichstage jenes Fran zöſiſche Verfahren ein „eaigner a blanc” genannt, 
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Feraud-Giraud, Löning, Rolin-Faequemynsa. aD — Dahn 
a. a. D. (Zahrbuh für die Deutjche Armee und Marine I. und IIl. und 
Münchener Kritiihe Bierteljahrsfchrift, 1872.) — Bluntſchli in v. Holen: 
dorff's Jahrbuch für Geſetzgebung zc., ©. 289 f., 307 ff. — Amerikaniſche 
Kriegsartifelt 1 ff. — Brüffeler Erllärung, Art. 1 fi. 37. — 
Manuel des Böllerreht3inftituts 6, 41 ff. -- Lentner S. 61 ff. — 
Field, Outlines, 724 ff., 914 f. — Dazu die in den Noten zu diejem 
Paragraphen und die in der Lehre vom PBoftliminium angef Literatur. 


Im Fall der Occupation treten, wie bereit3 im 8 112 gejagt 
mDorvden ift, naturgemäß auch Fragen hervor, welche die zeitweilige Ver- 
DC Ltung und Regierung und die Verhältnifje betreffen, welche in diefer 
Bezüchung zwifhen dem Occupirenden und den Landesbewohnern ent- 
teHen. Auch dieje Fragen und die aus der Occupation hervorgehenden 
weckgielieitigen Rechte und Pilichten bedürfen einer völferrechtlihen Ord⸗ 
nureg, haben eine folche gleich wie die unter I. und II. bejprochenen 
Betuenden und find hier in der Kürze!) zu berühren. Sie find um fo 
Marznigfaltiger und wichtiger, je mehr es fih um eine eigentliche, mehr 
oder weniger lange dauernde Beſetzung und nicht blos um ein vorüber- 
sehendes Betreten fremder Gebietstheile, wie es im Laufe des Krieges 
gleichfalls vorkommt, handelt, und haben deshalb in der neueiten Literatur 
ane ſehr eingehende Beiprechung gefunden.?) 

In der früheren Zeit fonnten dieje ragen gar nicht oder wenig 

ortreten, da es ihr an der Grundlage dafür, der Anerkennung eines 
Nech isverhaltniſſes zwiſchen der occupirenden Gewalt und den Bewohnern des 
OCcazpirten Landes fehlte. in folches Rechtsverhältniß war vom früheren 
echte, und zwar bis in das 19. Jahrhundert hinein, nicht anerkannt, 
om Dern die Auffaflung ging dahin, daß die eingedrungene Kriegsmacht 
Rack) freiem Belieben und unbejchräntter Willtür, ohne Rüdjicht auf 

Ffaſſung, Gelege und Nechte der Einwohner, in dem bejepten Yande 
oder Randestheile Schalten Eonnte.”) Nach der durch die neue und neuefte 
Wervidelung des Völkerrecht gejchehenen Wandlung iſt aber auch in 
ieſer Beziehung ein Rehtsverhältniß und eine Feititellung gegen- 
ſeiti ger Rechte und Pflichten zwiſchen der occupirenden Kriegsgewalt 
eainer. und dem occupirten Lande und ſeinen Bewohnern andererſeits 

Deigeführt worden, wodurch der erſteren nicht nur Schranken, ſondern 
Auch pofitive Pflichten gegen die letzteren auferlegt worden find. 

Der richtigen Normirung diejes Rechtsverhältniſſes iſt bis in Die 
Werzeite Zeit hinein die Unklarheit hinderlich geweſen, welche bezüglid) 
der nothwendigen ſcharfen Auseinanderhaltung der Begriffe der Eroberung, 
\ebellatio (Eriverb eines bisher fremden Landes zu eigenem Beſitz), und 

Belegung oder orcupatio (vorübergehende bloſe Innehabung eines 

und wenigiten? vorläufig fremd bleibenden Yandes) herrſchte. 

Echt ſeitdem man Veides von einander zu jcheiden begonnen hat,*) it 
der Boden für die richtige Normirung gecebnet worden. 
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= ccuponten, welche dieſer zu treffen für angemeſſen hält, haben fich, 
EVTeits unter I. bemerkt worden ift, aller Auflehnungen und YFeind- 
eüſten, ſowie des Cinverftändnifjes mit ihrer urfprünglichen Staats⸗ 
[t zu enthalten und müſſen ſogar, wie ebenfalls bereits an der eben 
WHrten früheren Stelle berührt worden iſt, gewiſſe pofitive Leiftungen 
Iren. Sie find im Ungehorfamsfalle Zwangsmaßregeln und Strafen 
Eroorfen,?) während fie umgefehrt von ihrer Regierung wegen des 

Decupanten geleifteten Gehorſams und des der einheimifchen Re 
ung bezeigten Ungehorſams als wegen dadurch bethätigter Untreue 
en die eigene Regierung nicht zur Verantwortung gezogen werden 
fen. Nicht aber kann ihnen von dem Occupanten der Unterthaneneid 
Erlangt,'°) auch nicht die Begehung von Verbrechen gegen ihr eigenes 
id, wie die von Hoch oder Landesverrath!!) gegen dasſelbe oder Theil. 
me an der Kriegführung gegen den eigenen Staat von ihnen ge- 
Jert werden.'?) 

Speciell die Beamten find, fo weit fie im Amte verbleiben, bezw. 
Demfelben belafien werden, zur gewilienhaften Wahrnehmung ihres 
tes verpflichtet, fie können auf diefe Wahrnehmung für den Occu⸗ 
ten auch beeidigt, ein Huldigungseid fann ihnen aber fo wenig wie 

übrigen Landesbewohnern abverlangt werden. Ob fie im Amte zu 
bleiben haben und ob der Occupant fie in demfelben belafjen muß, 
> befondere ragen, auf welche verjchiedene Antworten ertheilt find. 
' zulegt aufgeworfene ijt aber dahin zu beantworten, daß der Occupant 
tigt ift, nach jeinem Ermeflen die Beamten, Staatd-, wie Com⸗ 
talbeamte, von Amte zu juspendiren.!?) Denn wenn er aud in 
\e der ihm obliegenden Berwaltungspflidhten für die Yortführung 
Aemter und folglich auch eventuell für einen Erfab der von ihm 
tnten Beamten Sorge zu tragen hat,““) jo kann doch unmöglich von 
verlangt werden, daß er ihm für jeine Zwiſchenherrſchaft nicht ge- 
t, fondern vielleiht verdädtig oder gefährlich erfcheinende Beamte 
rält. 
Rönnen dagegen umgelchrt die Beamten durd) den Tecupanten ge 
en werden, wider ihren Willen das Amt fortzuführen? Die, meiit 
neinenden Sinne beantwortete,1>) in der neueiten Yiteratur viel 
bene Frage ijt im Grunde gerade für die wichtigften, die höheren 
olitiſchen enter nicht von jonderlicher praktiſcher Richtigkeit. 
ie Inhaber dieſer Aemter werden, wie dies auch im legten 

Franzöſiſchen Kriege geichehen iſt,“s) meiſt vor vollendeter Occu⸗ 

von ihrer Regierung abberufen, und, wenn dies nicht der Fall 

ı der Occupant nicht leicht ein Intereſſe daran haben, jeine 

ng mit widerwilligen Beamten zu führen. Gr wird fi be 
nicht freiwillig bleibenden zu entlaſſen. Sollte die Frage 
werden, jo mird cin Zwang zum Werbleiben gegen Die 
Beamten in der Regel nicht zugeitanden werden können wegen 
rogen und unter Umſtänden unlösbaren Pflichtencollifton, 
vet dea Xolterrchtt IV 33 
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Für dieſe Normirung ift ein zwi. 

Einmal bleibt, eben weil auch die vn 

Aneignung des occupirten Yandes und an 
Herrſchaftsrecht darjtellt, Das Recht dir ” 
damit Die Zugehörigkeit des bejeßten vr IN 
it aber die urfpränglicee Staatsgewe — 
Augenblick thatſächlich verdrängt, tert. BE nr 
Juhaber Verwalter) der Herrrſcha' Sat he 
balb ein muß, weil jein kraft de an Menalt Se 
Wille und feine diefem Willen en F wie bei 
fugung über Die Serwaltung Dir ; Enmvohner, m Is 
Yandes micht zur Weltung komm Verpilichtungen ur 
jprünglide Staatsgewalt dur : BL ihre Dienſte der 
und kann zur Zeit keinerlei Herr. . 
Yandestheile eben, während > m das Amt jortfübreudn 
jedoch nicht Das Regierungsrecht Weiſungen Der oecupirenden 
auch die zum Schuß jeiner si mat von ber Vepteren au 
Swangs und Gewaltmaßregeln: icht Handlungen gegen 
Nriegs: und proviſoriſche Wer Kenierung von ihnen verlon 
geerimgsmaßregeln und insbeig rn! dürfen. Auch fönnen ne en, 
gebotenen Neueinrichtungen vde Pramten Seitens des oecupteenden 
von Geſetzen, Necht und Weri. erden, Militär⸗ wie Civitteann 
Rechte der Bewohner, dieſer „ Sale und ſonſtigem Unte rweronn 
Eigentliche Negierungsacte u ‚rirührenden dieſe Fortführung u 
geſchloſſen, und es werden ı- , 0 unterliegen ſie der Baeitratung 
von Der vorübergehenden . “ Amtsverbrechen den darauf ſtehenden 
trachtenden Gewalt des 2. der disciplinären Ahndung wie 1 
ist nicht vichtig, in dem ı „.h nichts zu Schulden konmen uf 
den eine Einrichtung träc. . Schutze der occupirenden Gewalt 
des Occupanten zu erblie der Cceupant zwar Die Verwaltun, 
erklären, weil fie jenen - zzuüben Hat, folgt ferner, daß Yin 
die Nriegsnorhwendigtei: “und Rechtſprechung und die öffentlich 
anf ſolche Einrichtungen ‚sen bleiben und nicht geändert Merl 
eingreifen.” endigfeit und die eigenthümliche Lage des 

Des Näheren fe.. Ausnahmen nöthig machen. ”“) Ties gilt 
pilichtung der Beiwot:, 3. von welcher einzelne Beſtimmungen aut 
den Teenpanten, jede serbfällen juöpendirt werden dürfen. Ti 
dies durch das Necht dFreiheiten verbleiben den Landesbewohnern. 
rung der Kriegsnolb. -s einzelner Rechte nicht nur thatlächlich un⸗ 
wirklichen Untertba‘ “..h Die occupirende Wacht ſuspendirt oder be— 
Bewohner des Lei N Die Wahl von Abgeordneten zur Volksver⸗ 
ſiehen aber, ähnlich »r die Preßfreiheit, das Hausrecht, Das Brict 
in gewiſſen Grenze 
Bewohner, auch iv daß Der Ocenpant keine den gegneriſchen 
Gehoriam und In‘ ‚> sgerfende Handlungen ſeiner unter der Tecupation 
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uicin, ſondern bezüglich joldher Hand— 

zurückhaltend und ſtrafend vor— 
Steuerzahlung an den Heimaths— 
che Heer, jo dag die Militär 


Geſetze aufheben oder juäpendiren 
1. erlaſſen; und er hat deshalb das 
ner auch in dieſer Beziehung infofern 
:: bendeln muß, die mit der Striegführung 
durch Diele geboten werden, jo daß nicht 
Geſetzgebung aufgehoben und die der 
Zielle gerückt,“) noch auch die Verfaſſung 
vv erſetzt werden dürfte.“) 
bleiben auch die nationale Rechtſprechung, 
seeeherduung in Kraft, jo weit nicht die Nriegs- 
sag machen. Letzteres iſt aber regelmäßig der 
„Sande gerade in dieſer Vezichung Aenderungen, 
: Nriegstecht und Kriegsgerichten für das mili— 
rbeiichen, während im gemeinen Ztraf: und 
‚nube Verfahren bejtehen bleibt und die Ihätigfeit 
chte nicht unterbrochen mwird.”) Kriegsgerichte 
v Eingriff in die Rechte der Bevölkerung;“) aber 
eerlählic und für die Erreichung des Kriegszweckes 
zu unentbehriih. Zie jind deshalb auch allgemein 
- Mrtegen der Wenzeit immer tn Ihätigfeit geweſen,“) 
AUigemein als beredtigt anerkannt“) und im außer: 
ja auch ohne Krieg im eigenen Yande ammendbar. 
wo ſie m Kraft treten, das ordentliche Werichtsverfahren 
‚serordentliches, Tummariiches, jtrengeres an jeine Stelle, 
die allgemeinen Geſetze der Menschlichkeit und Wercchtig: 
: Aaundantentalläge des gerichtlihen Verfahrens gebunden, 
sicht nach bloier Yaune und Willkür, unter Abſchneidung 
ung, mit Anwendung der Zortur verfahren werden dart.”") 
hr selbit bleibt Fılr die gemeinen Straffälle beiteben. wie cs 
FXeiten in dem bejepten Yande beitand. Für die beionderen 
Ariegeverbrechen, der Atriegsrebellion und Des Kriegsverraths 
ſonſt im S 112 genannt worden jind, tritt das Nriege 
: iceim, und zwar lediglich nach Maßgabe Des für Die Sicher: 
Sccupanten Grforderlichen, ”) der die Beſtimmungen über die 
isch ſtrafbaren Handlungen und die Ztraidrohungen zu treiten, 
allgemeinen Fundamentalſätze des Ztrafrechte. welche Die mo— 
Srviliſation und Humanität auigeſtellt baben, zu reipectiren hat 
mw ummenichlichen und unwürdigen Ztraien, wie z. B. aualificirte 
der Leibesſtrafen, verbängen dart.””) 
Wie Die geſammte Verwaltung geht auch die Finanzverwaltung, 
RU 
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te Das Recht der Jonjtigen Ausnugung und des ZJiehens der Einnahmen 
ĩchließlich der vorhandenen Kafjenbejtände), wogegen er die Ausgaben 
beitreiten hat. An Privatbahnen jteht ihm das letztere Recht nicht 

Tas Material der Eiſenbahnen untersteht zwar feiner Verfügung, 
r er hat daran fein Aneignungsrecht.“) Bezüglich des zweiten 
netes hat der Occupant die volle und unbedingte Herrichaft über den 
rkehr der Eiſenbahnen, gleichgültig, ob ed ſich um Staats: oder 
watbahnen (um Bahnen und Material, die dem feindlichen Staate 
> Deiien Unterthanen gehören, oder um jolche, die im neutralen Beſitz 
9) Handelt. Allerdings ftehen ſich Hier zwei große Geſichtspuncte 
enüber, einmal der der Kriegführung und Siriegsgemwalt, welcher 
nentlich in ihrem Vorgehen gegen Alles, was Kriegsmittel ift, feine 
Tanken auferlegt werden dürfen, jodann der, welcher die unlcugbare 
serordentliche Wichtigkeit und die Bedeutung der Eijenbahnen als fried- 
es MWerfehrsmittel für den allgemeinen, internationalen Verkehr ins 
Se faßt und im Intereſſe des leßteren der Kriegsgewalt Echranfen 
Sulegen ſtrebt.““) Es ift ja auch nicht zu verfennen, daß eine mög. 
Ne Beſchränkung der Störungen des Gijenbahnverfehre durch den 
eg nicht nur im höchſten Grade wünfchenswerth, jondern auch ein 
bor der Humanität it. Der Tccupant darf daher andere als noth- 
idige Störungen nicht eintreten laſſen, und das wird gegenwärtig 
h Allgemein befolgt.**) Im Zweifel geht aber, wie immer, jo auch 
e Die Nriegsmothwendigfeit vor, und wenn nnd jo weit jie es verlangt, 
Wer nur der Striegführende die Entſcheidung hat, ift der Leßtere zu 
AM Hemmungen, Störungen, Aenderungen, Ueberwachungen des Eifen- 
Mverkehrs um jo mehr berechtigt, als nicht geleugnet werben kann, 
3 Die Gijenbahnen jedenfalls doch auch Kriegsmittel find oder jein 
Men und Ddiejer Umstand der ausichlaggebende ift. Auch die Neu- 
len haben ich derartigen Schädigungen nad) Analogie anderer Ver: 
Mile zu unterwerfen. Der Tccupant fann deshalb, wie bereits an 
derer Stelle bemerkt worden ift, ſogar das bewegliche wie unbeweg⸗ 
e Material der Eiſenbahnen zerjtören,*”) falls es die Ntriegenoth- 
Mdigfeit erheiicht. Er iſt vollends berechtigt, den Gilenbahnbetrieb 
"Zuitelfen, zu unterbrechen und zu controliren,**) nur, daß er, abge- 
SM von der Wiederherausgabe etwa tweggenommenen Matrrials, ge: 
Mdigten Privaten eventuell Entihädigung zu leiſten oder doch für 
en Erlangung Fürſorge zu treffen, und daß er fich innerhalb der 
T nicht zu erörternden Grenzen und Pilichten zu halten hat, die den 
utralen gegenüber beobachtet werden müſſen. Ueber die bei den 
Renbahnen angejtellten einheimischen Beamten gilt, jomohl für die an 
zigats. als an Privatbahnen angejtellten, dasjelbe, was über die Be- 
Men überhaupt gelagt worden ilt. 

Nah denſelben Grundſätzen, welche für die Eiſenbahnen gelten, 
igelt ich auch der Telegraphen: und Telepbon-Berfehr. Das— 
elbe gilt für die unterieciichen Nabel,*ı die aus jelbjtredenden 
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des occupirten Landes auf den Dccupanten über. Dieſer hat, indem die 
Steuer- und Finanzgejebgebung im Allgemeinen bejtehen bfleibt, aber 
ausnahmsweiſe auf Grund des Striegsbedürfnifies (3. B. dur Aus 
jchreibung von fteuervertretenden Contributionen) geändert werben kann, 
die Steuern einzuziehen und darüber zu verfügen. Er ift, wie fid aus 
früher Vorgetragenem bereits ergeben hat, berechtigt, etwaige Ueberſchüſſe 
für fih zu verwenden, aber auch nur Ueberfchüffe, indem er zunädjit 
die laufenden VBerwaltungsausgaben aus den ingängen zu beitreiten 
bat.) Dies gilt von fämmtlichen laufenden Staatzeinnahmen und der 
Verwaltung des Staatsvermögend. Da der Tccupant demfelben nidt 
als vollberechtigte Landesregierung, fondern nur al3 vorläufiger Ber: 
walter gegenüberjteht, fo befindet er fich deshalb in der Nechtäjtellung 
des Uſufructuars?s) und ift an die diefem obliegenden Pflichten und 
Schranken gebunden, jo weit nicht beftimmte kriegeriſche Bedürfniſſe, die 
auch hier die Abweichung von der Rechtsregel rechtfertigen, ein Andere 
begründen. Der Occupant hat deshalb die Subſtanz des Staatspermögens 
intact zu erhalten, fo weit nicht Friegerifche Bedürfniffe, z. B. die De 
nugung von Gebäuden zu Angriffs- oder Vertheidigungszmweden,°) eine 
Verfügung über die Subjtanz nöthig machen. Er darf die Staatsdomänen 
und die Öffentlichen Gebäude, Ländereien, Forſten, Waldungen nicht ver 
äußern, jondern nur benugen und ihre Erträge unter der angegebenen 
Beichränfung verwerthen, aber er hat dabei eine rationelle Bewirth— 
ſchaftung zu verfolgen, wenn er auch, namentlich bei länger dauernder 
Belegung, nicht an die in dem oceupirten Lande hergebracdhte und für 
die befte gehaltene gebunden iſt,“) darf feine Raubwirihſchaft treiben”) 
und muß die Pflege und Erhaltung weiter führen. Co darf z. B. aus 
Forften und Waldungen in einer rationellen Verwaltungsweiſe, nicht 
aber ohne Rückſicht auf eine ſolche in Raubwirthſchaft Holz geichlagen 
und verfauft werden.?®) 

Auf Sapitalien und Capitalsraten, die ja principiell aller 
dings den unbewegliden Gütern gleichzuftehen fcheinen, jo daß der 
Decupant zwar über die Zinfen, aber nicht über dag Capital jelbit ver 
fügen dürfte, find die vorjtehend ausgeſprochenen Grundſätze nicht ohne 
Weiteres anwendbar. Denn die Gapitalien werden in dem Wugenblide 
ihres Eingehens zu Beitandtheilen der öffentlichen Kaſſen, umd dieſe 
verfallen dem Occupanten, während zugleich die Gründe, aus denen die 
unbeweglichen Sachen trog der durch ihre Aneignung herbeizuführenden 
Schwächung des Gegner? freibleiben follen, fürdie Capitalien nicht zutreffen.‘”) 

Auch die Betriebsanftalten, insbefondere die Eiſenbahnen,“) 
gehen in die Verwaltung des Decupanten über, und zwar in einer 
doppelten Beziehung, einmal nämlich in Bezug auf die Nubnießung 
diefer Anitalten und fodann, was die Beitimmung, bezw. Regelung und 
Ueberwachung des Verkehrs auf denjelben betrifft. Was das Eritere 
anlangt, jo hat in Gemäßheit des Vorgetragenen der Occupant außer 
den jelbjtverftändlichen, auch für Privatbahnen geltenden Benupung® 


Rechte und Pilichten der Kriegspartei in Anjehung des feindlichen Landes. 519 


1) S. Mote 2. 

* Wenn trogßdem hier nur eine kurze Darftellung gegeben wird, jo erklärt 
ſich das daraus, daß, wie auch fhon für I. und namentlid für II. diejes Ka- 

Ditels, Kürze der Daritellung aus äußeren Gründen geboten ift. Aller 
ings hätte ji etwas mehr Raum und Ausführlichkeit für Diejes Kapitel auf 
often der anderen im vorigen und in dieſem Buche vorgetragenen kriegsrecht⸗ 
Tichen Lehren gewinnen laſſen dur eine fürzere Behandlung diejer Tekteren. 
ber vermöge des Standes und der Bedeutung eben diefer Lehren durften ge- 
Füde fie am wenigiten fur; behandelt, jondern mußten vielmehr vor Allem ein- 
Behender und mit Berührung der Detailfragen beſprochen werben. 
S. noch G. F.v. Martens, Precis, $ 253, Bpyntershoef I. 1, 
M olff, Jus gentium, 8 878. 
) Es iſt dies zuerjt von Heffter gejchehen, nadydem von 8. ©. Badhariae 
die Bahn gebrochen war. Die Aelteren vermijchen beide Begriffe und befinden 
5 dadurch in der Unmöglichfeit, den hierher gehörigen der Occupation richtig 
Ur zustellen und zu begrenzen: j. Grotiuß III, 6, $4 Byntkershoet 1. 3, 
auch nod Klüber 8253, ebenſo wie Schmalz u. A Bei Späteren, Vattel III., 
13.8197, 212 df. auch die Tiliertation von Strecker, De modo adquirendi 
PFocsceupationem bellicam, 1762, 8 18;, tritt zwar die Erfenntniß des Inter 
ſchi e Des hervor, es fehlt ihnen aber an einer folgerichtigen Verwerthung der Er- 
Inntnin, Entſchiedener hat der Unflarheit und der Bermiihung der beiden Be: 
grifte Pfeiffer in jeinem Recht der Kriegseroberung zc., 1323, entgegengemwirft 
und überhaupt die Literatur, welche fid) auf die nach Wiederherftellung des Kur- 
ritenenums Heilen auftaudhenden Streitfragen bezog. Tielelbe litt aber noch 
hart an einem anderen Fehler, welcher die Unflarkeit in der hier vorliegenden 
Tage jehr gefördert hat, nämlich an der Einmiſchüng privatrechtlicher Geſichts 
ancte und dem Feſthalten an der im Vorſtehenden erwähnten römiſch⸗ 
techtlichen Lehre von ber Herrenlofigfeit der feindlihen Cadıen, |. Löning 
€. 11, 12 Bom, wie richtig, völkerrechtlidhen Etandpuncte hat die Unterſcheidung. 
wenn auch mit jonft unhaltbaren und gegenwärtig aufgegebenen Anjchauungen, 
zuerſt ſcharf entwidelt K. S. Zachariae und nah ihm Heffter. Die fernere 
ütwickelung dann bei Bluntichli und den anderen neueren Schrütftellern, 
Oning u A., in den Amerilanifhen Ktriegsartiteln. ber Brüjieler 
Er fiärung, dem Manuel des Bollerredhtsinitituts und den Landes« 
gefeygebungen der einzelnen Länder. Ueber die ganze Entwidelung ielbit 
te eingehende und treffende Ausführung bei Löning S. N fl. 
>, 3mwei jouveräne Gewalten neben einander können nicht beiteben. vgl. 
Huntigti 540, N. 1, 5.0. Martens S 117. S. 507, ohne Verwaltung farın 
ber das Land nit fein, und die Verwaltung Seitens der Occupanten wird dey- 
hal Durch die Rückſicht auf das Land ſelbſt begründet. Xgl. Yentner S. 61. 

©: Bl. Seifen zu Heffter $ 131, N. 1, und Heföter jelbit 8 131, I. 
Sat. aubh Manuel 6 

° Brüifeler Erflärung, Art. 3, Manuet 41. 

Brüjfeler Erflärung, Art. 3, Manuel 44. 

” Ebenfalls bereit3 unter I. erwähnt. Manuel 47, AN. 

»_ Brüffeler Erflärung, Art. 37, Manuel 47. Lentner S. 119. 
bi {it dies aber erit in der neueiten Zeit anerfannt. Noch im vorigen und felbft 

in diejem Xahrhundert wurde der Uinterthaneneid und namentlich in den Rapoleo- 
Micen Kriegen abioluter Gcheriant der Bewohner des occupirten Landes verlangt. 
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yer Art und Weife, mit welcher jenes Eintreten überhandnahm und von Fran. 
er Scite gefördert wurde, nachdem die Deutſchen uriprünglich, fo lange dies 
hervorgetreten war, auch hier wieder ein ſehr mildes und nachſichtiges Ver⸗ 
n beobadıtet hatten. Die Strafen waren Verbannung auf Beit, Zuchthaus. 
und hohe Gelditrafen. Wenn namentlid auch die letzteren getadelt worden 
io iſt dabei überiehen, daß, wenn der Straftwürdige, weil er (ins Heer feines 
es; abgezogen, perſönlich nidyt zu haben ift, nicht3 übrig bleibt, als die Ver⸗ 
naftrafe, und bieie folglich berechtigt ift (vgl. Dahn III., ©. 67), und daß 
diele Strafe, in genügender Höhe gelegt, unter Umftänden allein Wirkung 
rıcht. Denn „der Verbreder muß miljen, daß er mit jeinem ganzen Ber- 
n haftet. und daß er, jelbit wenn es ihm gelingt, fi) perſönlich der Madıt- 
e de3 Feindes zu entziehen, jchwer getroffen werden kann“, Yöning ©. 82. 
Stellung der Atriegdgefangenen, die wohl, jo von Rolin-Raequemyns, 
e in Anipruch genommen wird, kommt dieſen Berjonen aber deshalb nicht 
yeil fie dem Heere noch nicht angehören; Dahn a. a. ©. TIL, ©. 67. 


»Anders iſt es natürlich mit ſolchen Cinzelbeftimmungen der Geſetzgebung 
cecupirenden Landes, welche gerade für den Fall einer Occupation gegeben 
wie 3. B. der S 161 des Deutihen Militärftrafgelegbuches, welcher 
ımt, daß gewijje im occupirten Lande gegen die DOccupationgtruppen u. |. w. 
igene Telicte ebenſo beitraft werden jollen, als wenn fie innerhalb des 
hen Reiches begangen wären. 
*) Es war deshalb vülferrehtswidrig, wenn die Franzöſiſche Republif in den 
ihr zu Ende des vorigen Jahrhunderts geführten Kriegen nad) ftattgehabten 
Iutionen die beitehende Veriaſſung für aufgehoben erflärte und eine andere, 
epublifaniiche, an deren Stelle ſetzte. Auch bei wirklichen Befreiung. jowie 
zürgerkriegen fann die rechtlihe Entiheidung feine andere jein, obgleich bei 
Natur Dieier Kriege entſprechende thatjächlihe Modificationen eintreten können, 
Bluntſchli 545, Note 2. 
"ı Vgl. aber oben Note 14. 

ot. Bluntichli 547. 
”. So auch im legten Ruiltich-Türkifchen Kriege und im Deutſch Franzöſiſchen 
je von 1870 71. 
S. z. B. vd Martens S 118. S 510. Daß die Gerichte Gerichte 
Jeeupirenden Staates ſein müſſen, day jie feinerlei andere, am wenigiten aber 
nationale. wie Einzelne ernitlich gemeint haben Warelp. «8 5.) fein können, 
eht ſich ohne Discuſſion. 
“Rt. Bluntſchli 548. 
Das Nriegsitrafrecht, weldhes in der Hauptſache cine andere Aufgabe 
al das Militäritrairccht. näntidh die Beltrafung der gegen das Heer, 
- die Behörden des Occupanten gerichteten Verbrechen, wird naturgemäh vor 
n don dem Gedanken und dem leitenden Grundiage beberriht. daß es die 
Aheit dieſes Heeres und Dieter Behörden möglichit zu ſchützen hat: j. die ein. 
we und verdientliche Darjtellung bei Löning S. «1 fi. indem hier ıngl. 
2: auf eine nähere Beiprehung verzichtet werden muß. Unterſuchungen 
ber gehören crit der neueiten Zeit an, da früher von einem Rechte auch in 
r Bezichung nicht die Rede, ſondern Allee der Willkür der occupirenden 
pen überlajien war, Die jo wie jo ber Berion und Habe der Yandesbewohner 
igen fonnten. Gegenwärtig haben die Ztraigejegbücer der Einzeljtaaten io 
neuen Deutſchen Straigeſetzbücher zur Fixirung eines fetten Ariegsitrafrechts 
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viel beigetragen. Indeſſen werden die bejonderen Vorkommniſſe und unvorhe — 
jehbaren Wechjelfälle des einzelnen Striege8 immer neue Anforderungen ftell 

und Strafbeitininnungen verlangen, zu deren Uufitellung im Kriege, je nad) deſſe x 
bejonderen Anforderungen, der Kriegspartei da3 Recht gewahrt werden mug, 
Das wird aud von einer "etwaigen internationalen codificirenden Regelung Dany 
Kriegsftrafrechtd, die gewiß wünjchenswertb und aud in den richtigen Greyer 

ausführbar ift (Rolin-Jaequemyns, Revue 1871, p. 311), nit aus Der 

Augen verloren werden Dürfen. 

N) Bol. F. dv. Martens 8 118. 

»») Streng werden die Strafdrohungen allerdings fein müſſen, wenn jie 
wirken follen, und ſogar eines terroriitiihen Charakters nicht entbehren fünnen, 
und zwar um jo mehr, je aufjägiger und fanatijcher etwa die Bevölkerung des 
bejegten Landestheiles fich verhält. Der Gefichtspunct der Abjchredung muß hier 
feitgehalten werden; vgl. Löning und v. Hartmann. Er verbürgt, wie die 
Praxis bewiejen, zum guten Theil die Wirkfamteit; |. ebenfalls Löning. Take 
die ftrengen Strafdrohungen der Deutichen im 1870/7ler Kriege gegen Frankreich 
weiche durch das Verhalten der Franzöfiihen Bevölkerung, und namentlich durch 
das Treiben der Franc-Tireurs nöthig geworden waren. Vgl. oben $ 112, R.14. 
und Die dort angeführte Literatur. Nolin-Zaequemyns’ an fih aud hir 
glänzende und lichtvolle Darftellung verfennt in mehreren Buncten die ridtige 
Sachlage, 3. B. bezüglich der Deutjcherjeit3 von den Maires geforderten Anzeige 
pflicht beim Auftauchen von Franc-Tireurd-Banden (Revue 1871, ©. 313). Denn 
es handelte ſich hierbei nicht um einen Zwang zur Theilnahme am Kampf gegen 
das eigene Heer durd; Verrat von Theilen desjelben, fondern um bie Anzeige 
von Verbredern, die Leine Soldaten und feine Bejtandtheile des Heer 
waren; vgl. Dahn III, ©. 64. Bgl. oben $ 113, Note 19. Wo die von den 
Deutichen verhängten Strafen zu hart ſchienen oder waren, find die allzugroben 
Ausjchreitungen, Gefährdungen, Grauſamkeiten der Franzöſiſchen Bevölketung 
daran Schuld gewejen, |. Löning €. 80 unten, 81, und erſchreckende Beilpielt 
für das zuletzt Gefagte bei Monod, Allemands et Francais, 1872. Die Todes 
ftrafe iſt durchaus nicht in allen Fällen von den Deutichen gedroht worden, ſondern 
aud) Vermögens und Freiheitsitrafe, pofitive und negative, bezw. Kriegsgefangenihet- 

s, Brüſſeler Erklärung, Art. 5. 

») Vgl. Geffden zu Hefiter 8 133, Note 3, Brüfjeler Erflärund- 
Art 7, Manuel 52. 

»o) ©, oben S 114. 

Dahn a. a D. ©. 77, Geffden zu Heffter $ 133. Note 3. 

>») Die nothivendige Befriedigung augenblidlicher Bedürfniſſe bereditigt auch 
hier zu Ausnahmen, jo daß 3. B. das gleich im Text zu erwähnenbe Holzſchlage * 
in Waidungen ohne Rüdficht auf rationelle Bewirthſchaftung geichehen darf, me Ft 
das Polz zu jofortiger Benutzung, 3. B. zu Bauten, nöthig ift. z 

wy Danach, ob das Eine oder Andere der verfügten Abholzung zu Grurs . 
gelegen  enticheidet fih au) — wenn von dem Falle eines augenblidtichen vE 
mittelbaren Vedürfniſſes abgejehen wird — allein die befannte Frage, melde ü 
den Deutſcherſeits 1870 angeordneten Verkauf von 15000 Eichen aus Baldung = r 
occupirter Franzöſiſcher Landestheile entitanden ift. Vgl. Geffcken zu Het 3 
sim, N. 3. Es lag und Iregt alfo ſowohl bezüglich dieſes jpeciellen Yalled, a £ 
auch hinfichtlidh der von der Deutichen Verwaltung überhaupt geübten Forſtwirthſcha 4 
wur eine thatjächliche frage vor. ©. über den jpeciellen Fall, welcher im legte” 
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Quce dieſes Handbuches berührt werden wird, dafelbft außer der Dort angeführten 
Literatur noh Dahn a. a. ©. IIL, S. 77, der referirt, dal; die Deutſchen fich 
ganz in den Grenzen des Criaubten gehalten haben, und daß namentlich zwei 
Anſchuldigungen grundlos erhoben find, erftens Die. daß die Staatswälder um 
Nancy einfadh zur Abholzung verfteigert, und zweitens, daß in den Ardennen 
Schlagungen vorgenoinmen wären, welche ſich al3 Raubwirthichaft charalterifirten. 
und Yöning ©. 140, wo ebenfalls die jtreng gemifienhafte und völkerrechts 
mäßige, ja, die Franzöſiſchen Forſten gegen die argen Yoritfrevel Franzöfiicher 
Iinterthanen jchügende Forſtverwaltung der Deutihen mit Entichiedenheit rad) 
gewiejen wird. Daran wird aud) durch die Enticheidung Franzöſiſcher Berichte in 
der hervorgehobenen jpeciellen Frage nichts geändert. Daß auch Rolin⸗Jaeque— 
myns (Revue 1871. p. 337; die Erflärungen der Deutichen Regierung für nicht 
völlig bejriedigend erflärt, führt Löning darauf zurüd, daß dieſe Erflärungen 
nicht mit hinlänglicher Deutlichleit gegeben jeien. 

, Wir können deshalb Geffcken nicht beiftinnmen, der Note 3 zu SHefiter, 

8 135, Sagt: „Hat 3. B. der Fiscus vor der Befißnahme ein Staatsqut verkauft, 

deiien Preis in Terminen zahlbar ift, jo iſt der Feind nicht berechtigt, dic wahrend 

der Beiegung gezahlten Raten fich anzueignen, denn dieſe find ein Theil Des 

Gopitals und ftehen nicht auf einer Stufe mit den vorgefundenen Kafienbejtinden.“ 

ı, Das Eiſenbahnrecht in Kriegszeiten, welches audı von Manuel des 

BVölkerrechtsinſtituts und vorher von der Brüjjeler Erflärung mitberührt 

worden iit, ijt neuerdings von dv. Stein (j. die bereits oben $ 87, Note 5, er- 

wähnte Stein’jihe Abhandlung in der Revue 17, p. 332 ff zum Gegenitande 
beiouderer Unterfuhung gemacht und dann unter dic Berathungsgegenftünde des 

Institut de droit international aufgenommen worden ıj. oben $ 31, Note 3.. 

Tas Inftitut, dem ein von v. Stein ausgearbeiteter Geſetzentwurf vorliegt. hat 

ih wiederholt mit dem Gegenjtande beichäjtigt, ift aber auch 1887 in Heidelberg 

noch nicht zur Entiheidung gekommen, fondern hat den Stein'ſchen Entwurf 
zunächſt der fünften Commiſſion zur Borberathung überwieien. ©. Annuaire des 

Instituts VIT. p. 284 f., VIII. p. 179 ff. IX. p. 256 fi. und Kevue de droit 

international XVIL, p. 332 ff, XIX. p. 164 ff. S. auch die Verhand 

ungen der Brüfieler Conferenz in den Actes de la Conference de Bruxelles. 
9: Bezüglich dieſes Punctes fann man höchſtens wegen des rollenden Wa- 

ferials (Wagen, Locomotiven zc.i zweifelhaft jein. und Stein wi I, N. 6, 

B es dem Occupanten verfällt. Allein eine mildere Anficht leugnet Die Aneig: 
Aungsnefugnig. Diejer Anficht kann man ſich anichliefien. weil das rollende und 

s unbewegliche Material der Giienbahnen zujammen ein Ganzes bilden. das 
rollende eine Art Pertinenz und ein integrirender Theil ohne den das Ganze 
5 ner Werth für die Benupung hat, und weil die Folge einer dauernden und 

leibenden Störung nicht genügend begründet iſt. Tie mildere Anficht iſt vom 
a Arıızei anerkannt 51), wie aud) ichon früher von der Bruiicier Declaration, 
ft. 6 Dafür auh Moynier. Revue XIX. p 165. Tie Anlict bat aud 
Vraftifcge Anerkennung gefunden, indem nad Beendigung des leuten Teutic- 

Anz öfischen Krieges das rollende Material der Franzoſichen Eiſenbahnen. d. h. 
€ große Zahl von Eiſenbahnwagen zurüdgegeben it. 

*3) Diefer Gefichtepunct fit im den erwähnten Bemubungen und Verhand 
Agen, weiche dem Gegenftande in der neueiten Zeit gewidmet morden find. viel- 
1a betont worden. S. auch Rolin: Jaequemmne in der 1887er Heidelberger 

Bandlung des Bölferrechtsinitituts gegen Lueder im Annuaire de 1’Inetitut 

e droit international 18S7--1SS8, p. 272. 
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über den den gegenfeitigen Unterthanen zu gewährenden Rechtsſchutz, 
über den Pojtverfehr,”) über die Behandlung der Gefangenen, der Par- 
lamentäre, Neutralitätsverträge, wodurch bejtimmte Gebiete außerhalb 
des Kriegszuſtandes gejebt werden, fo Austwechlelungs-, Capitulations:, 
Waftenitillitands-Verträge und Berträge über Ertbeilung des ficheren 7 
Geleit3 für Perfonen oder Saden. So andere, wie fie das mannigfade — 
und twechjelnde Bedürfnig des Krieges mit fich bringt und wie fie niht— 
alle aufgezählt werden können. Auch die Contributionsverträge mi _ 
Unterthanen des feindlichen Landes gehören hierher. 

Für alle diefe Kriegsverträge gilt der Sat „etiam hosti fides ser — 
vanda,“°) fraft defien der abgeſchloſſene Vertrag genau fo, wie er vo— 
den Kriegführenden vereinbart worden ift, gehalten werden muß. Gemme 
Ihieht dag gleichwohl von der einen Ceite nicht, Jo ilt auch die ander: 
an den Vertrag nicht gebunden und zur Erfüllung nicht verpflichtet, und 
zwar ohne daß eine Auffündigung erforderlih wäre. Wie der Very 
aber gejchlojien, hängt von dem Willen der Abjchließenden ab, jo dzaf 
darüber feine erjchöpfenden allgemein-verbindlichen völferrechtlichen Rege= Mn 
beitehen, jondern der von beiden Geiten bona fide auszulegende nm 
auszuführende Inhalt des Vertrages, wie er im einzelnen concreken 
Falle von den Parteien abgeſchloſſen ift, die Norm giebt. Eben desha ld 
ift bier auch nur von folchen Kriegöverträgen zu handeln, für welch 
fih, wie namentlich) für den Waffenftillftand, megen ihres häufigen 
Borfommens und ihrer befonderen Wichtigkeit für die eigentliche Krieg 
führung gewiffe, allgemein gültige friegsrechtlihe Regeln ausgebilpet 
haben. 
Bei den bereit3 in $ 108 erwähnten, feit dem 17. Jahrhundert 
in Uebung gekommenen Auswechfelungdverträgen, melde Die 
gegenjeitige Entlafjung, den Austausch von Kriegsgefangenen zum Gegen" 
itande haben, fommt es lediglich auf die Willfür der Kriegführenden art, 
ob und eventuell unter welchen Bedingungen fie ausliefern wollen. Cine 
völferrechtliche Verpflichtung, es zu thun, beiteht nit. Da die Aus’ 
mechjelung auf dem Gedanken des Ausgleiches der Nachtheile, bezw⸗ 
Vortheile beruht, jo werden die Bedingungen in der Regel fo verab- 
redet, daß diefe Gleichheit auch wirklich eintritt, und find im Zweifel als 
dem entjprechend eingegangen auszulegen, fo daß von der einen Seite eine 
eben jo große Zahl auszuliefern if, wie von der anderen, und ein 
etwaiged Mehr von Kriegsgefangenen, welches die eine Seite gemecht 
bat, der anderen nicht ausgeliefert zu werden braucht. Doch können IM 
jolhen Fällen Ausgleichungen durch Auslieferung einer größeren Anzahl 
von Gefangenen geringeren Ranges von der einen Seite gegen eine 
geringere Zahl höheren Ranges von der anderen Geite*) oder durch 
Geld oder fonftige Gegenwerthe,’) wie Lebensmittel, ftattfinden. Auch 
die Entſcheidung der Frage, ob die Ausgelieferten im gegenwärtigen 
Kriege weiter fämpfen dürfen, oder nicht, hängt von der durch die Par⸗ 
teien getroffenen Vereinbarung ab. Soll Letzteres gejchehen, jo muß & 
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sdrüdlich vereinbart jein und fann aus den oben entwidelten, gegen 
ıe unnatürliche Beſchränkung ſprechenden Gründen ohne beftimnte Ver- 
redung im Zweifel nicht angenommen werden.e) 

Durch die Bapitulationsverträge Wird Die Uebergabe von 
ten oder jonitigen Rlägen, von Truppentheilen oder auch von Schiffen 
reinbart. Auch Hier enticheidet über den Abſchluß der Capitulation, 
er etwaige Bedingungen und Termine, die, wenn Hinzugefügt, einzu- 
(ten jind, und über die Modificationen, unter denen die Gapitulation 
ttfinden joll, lediglich die Uebereinkunft der Vertragichließenden. Es 
rd namentlich wohl der freie Abzug der den Platz übergebenden Truppe 
er auch der Abzug mit friegeriichen Ehren, das Behalten der Waffen, 
vie auch die Bedingung, daß die Uebergabe erjt erfolgen joll, wenn nicht 
anen einer beftimmten Friſt Entjag eintrifft, vereinbart.’) Bedingungen, 
eſche die militäriiche Ehre verlegen würden, jollen nicht geftellt werden.) 
uch wenn die Sapitulation eine bedingungslofe, „auf Gnade und Ungnade“ 
tolgende ijt, erhält dadurch der Zieger nad) gegenwärtigem Völkerrecht 
icht das Recht über Tod und Leben der Capitulirenden. Er darf ſie 
icht, wie nach älterem Recht,) „über die Klinge ſpringen laſſen“, ſondern 
ur zu Kriegsgefangenen machen und dem entſprechend behandeln. 

Die Frage nach dem zum Abſchluß von Capitulationen berechtigten 
ubjecte und nad) dem der Capitulation zu gebenden Inhalte eutſcheidet 
5 nach den inneritaatlichen Cinrichtungen. Tod; muß im Allgeneinen 
'agt werden, daß die militäriichen Befehlshaber der verichiedenen Grade 
nr Abichluß berechtigt find, daß dieje aber auf militärische Abmachungen 
Hränft zu jein und zu politifchen nicht das Recht zu haben pflegen.'®) 
»erhaupt Ichließt die Gapitulation als ein die Kriegführung betreffender 
Frag während des Krieges ihrer Natur nad) Abmadhungen au, 
he über den Krieg und jeine Tauer hinausgehen und 3. B. Gebiete: 
Cetungen zum Gegenſtande haben.'') 

Gingeleitet, bezw. angeboten pflegt die Capitulation durch das Auf- 
wir der weißen Fahne Zeitend des die Gapitulation wiünichenden 
eiles zu werden.!?) Aber während die die Yiteratur bervorhebt, 
t fie gerade die völkerrechtliche Hauptfrage offen, nämlich Die, ob das 
VZtehen der weißen Fahne die andere Seite zum (injtellen des Feuers 
D Rampfes verpilichte. Tiefe Frage muß aber aufgeworfen und dahin 
antwortet werden, daß cine unbedingte Verpflichtung zum jofortigen 
Aitellen zwar nicht wird behauptet werden können, da die militäriiche 
age des Augenblides und die nothivendige energifhe Ausnutzung des 
Wen das vielleicht nicht geitattet, da jogar im cinzelnen ‚salle der Ver 
acht eines nicht redlihen. nur auf Zeitgewinn ausgebenden Aufzicheng 
Xe zur Verhandlung über eine Gapitulation cinladenden Jeichens 
begründet jein fanıı, und da auch das Inſichtkommen der Parlamentär— 
jahne nicht zum Cinjtellen des Feuers verpflichtet.) Aber abgeieben 
von jolchen ganz beionderen Gründen folgt — das Wahrnehmen der 
auigezogenen Fabhne vorausgeiegt — die Verpflichtung zum Einſtellen 
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über den den gegenjeitigen Unterthanen zu gewährenden Rechtsſchutz, 
über den Poſtverkehr,“) über die Behandlung der Gefangenen, der Far 
lamentäre, Neutralitätsverträge, wodurch bejtimmte Gebiete außerhalb 
des Kriegszuſtandes gejegt werden, fo Auswechſelungs⸗, Capitulationd, 
Waffenitillitandg-Verträge und Verträge über Ertheilung des ſicheren 
Geleit3 für Perfonen oder Sachen. So andere, wie fie das mannigfahe 
und mechjelnde Bedürfniß des Krieges mit fich bringt und wie jie nicht 
alle aufgezählt werden fünnen. Auch die Contributionsverträge mit 
Unterthanen des feindlichen Landes gehören hierher. 

Für alle diefe Kriegsverträge gilt der Satz „etiam hosti fides ser- 
vanda,“°) fraft deſſen der abgefchloffene Vertrag genau fo, wie er bon 
den Sriegführenden vereinbart worden ift, gehalten werden muß. Ge— 
Ihieht dag gleichwohl von der einen Eeite nicht, fo ift auch die andere 
an den Vertrag nicht gebunden und zur Erfüllung nicht verpflichtet, und 
zwar ohne daß eine Auffündigung erforderlih wäre. Wie der Bertrag 
aber gefchlofien, hängt von dem Willen der Abfchließenden ab, fo daß 
darüber feine erjchöpfenden allgemein-verbindlichen völferrechtlichen Regeln 
beftehen, fondern der von beiden Seiten bona fide auszulegende und 
auszuführende Inhalt des Vertrages, wie er im einzelnen concreten 
Falle von den Parteien abgeſchloſſen ift, die Norm giebt. Eben deshalb 
ift Hier auch nur von folchen Kriegöverträgen zu handeln, für welde 
ih, wie namentlich für den Waffenftillftand, wegen ihres häufigen 
Vorkommens und ihrer bejonderen Wichtigkeit für die eigentliche Krieg 
führung gewiſſe, allgemein gültige kriegsrechtliche Regeln ausgebildet 
haben. 

Bei den bereit3 in $ 108 erwähnten, ſeit dem 17. Zahrhundert 
in Uebung gekommenen Ausmwechfelungsverträgen, melde bie 
gegenjeitige Entlafjung, den Austauſch von Kriegsgefangenen zum Gegen 
Itande haben, kommt es Lediglich auf die Willfür der Kriegführenden an, 
ob und eventuell unter welchen Bedingungen fie ausliefern wollen. Cine 
völferrechtlihe Verpflichtung, es zu thun, befteht nicht. Da die Aus 
wechſelung auf dem Gedanken des Ausgleiches der Nachtheile, bezw. 
Vortheile beruht, fo werden die Bedingungen in der Regel fo verab 
redet, daß diefe Gleichheit auch wirklich eintritt, und find im Zweifel ald 
dem entjprechend eingegangen auszulegen, jo daß von der einen Seite eine 
eben jo große Zahl auszuliefern ift, wie von der anderen, und ein 
ettvaiged Mehr von Striegsgefangenen, welches die eine Seite gemacht 
hat, der anderen nicht ausgeliefert zu werden braucht. Doch können in 
folhen Fällen Ausgleihungen durch Auslieferung einer größeren Anzahl 
von Gefangenen geringeren Ranges von der einen Seite gegen eine 
geringere Zahl höheren Ranges von der anderen Ceitet) oder durd) 
Geld oder fonftige Gegenmwerthe,d) wie Lebensmittel, ftattfinden. Auch 
die Entſcheidung der Frage, ob die Ausgelieferten im gegenmärtigen 
Siriege weiter fämpfen dürfen, oder nicht, hängt von der durch die Far 
teien getroffenen Vereinbarung ab. Soll Letzteres gefchehen, fo muß & 
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des Feuers und zur Unterbrechung des Kampfes ſchon aus der auch dem 
Feinde Schuldigen Achtung und Treue, zufolge welcher die Uufrichtigkeit 
und bona fides de3 Anerbietend eines Blutvergießen erjparenden Ent: 
gegenkommens präjumirt werden muß, und aus der, jo weit Die Kriegs— 
nothwendigkeit es zuläßt, zu übenden Menjchlichkeit. 

Nach abgeichloffener Capitulation hat der Capitulant ſich jeder 
Vernichtung oder Beichädigung des zu überliefernden Kriegsmaterials, 
der Feſtungswerke u. ſ. w. zu enthalten, falls er nicht durch die Gapi- 
tulationsbedingungen dazu ausdrüdlich berechtigt if. Brüche der Capi— 
tulation, insbejondere, troß des Abſchluſſes derjelben, fortgeſetzte Feind 
jeligfeiten entbinden auch, wie jeder Bruch eines Kriegävertrages, die 
Gegenjeite von dem Bertrage, und berechtigen fie namentlich zur fo 
fortigen Erwiderung, beziw. Wiederaufnahme der Feindjeligfeiten. 

Ferner find hier no die Schußbriefe (sauvegarde, salva guardia) 
und die Geleitsbriefe, Ertheilung des ficheren Gleits (sauf-conduit. 
laisser-passer) zu erwähnen. Die erſteren gewähren Perfonen oder 
Sachen Schuß gegen feindliche Behandlung irgend einer Art.) Sie 
leben friedliches Verhalten der geſchützten Perſonen und Nichtverwendiurig, 
der Sachen zu kriegeriſchen Zwecken voraug.!?) 

Die Geleitsbriefe geftatten den Zutritt zu Pläben, die font o9riC 
abmwehrende Gemwaltmaßregeln, Verlegungen, Gefangennahme, bezw. Sea 
nahme und Anwendung der Martialgejege nicht betreten werden dr Tert. 
Das BVertragsverhältniß befteht in der Gewährung diefer Erlaubnis **) 
einer- und in der Erfüllung der daran gefnüpften Bedingungen andere T 
ſeits. Ob die erjtere ertheilt werden fol und unter welden Bedingung e Fi. 
hängt wieder Iediglich von der Willfür der Paciscenten ab. _ 

Die den Perfonen durch Geleitsbriefe gegebene Erlaubnig gilt 
nur für die genannte Perſon innerhalb der bezeichneten Grenzen (Paljire! 
beftimmter Vorpojtenlinien, Betreten eines beftimmten Rayons u. |. 7- 
und fann nicht auf Andere übertragen werden. Sie umfaßt auch ander! 
Perſonen, falls fie anf folhe nicht ausdrüdiih in dem Geleitsbrieſe 
ausgedehnt iſt, nicht mit, wie 3. B. Familienglieder oder Begleiter. 
Nur die gewöhnlichen Begleiter eined neutralen Diplomaten pflege, 
auch wenn fie nicht ausdrüdlich genannt find, als in der Erlaubnig mtl 
enthalten betrachtet zu werden.) Die Erlaubniß ift jederzeit wider‘ 
ruflih und kann aud), wenn die Ausführung militärisch bedenklich oder 
gefährlich erfcheinen follte, unausgeführt gelajjen werden. Der Inhaber 
hat jich den etwa auferlegten beſchränkenden Bedingungen zu unterwerfert - 
fowie überhaupt nicht nur jeder Feindfeligkeit, fondern auch jedes fonitige FI 
Mißbrauches der ihm gewährten Freiheit (3. B. zum Spioniren) zu en 
halten, widrigenfall® er denjelben kriegsrechtlichen Maßregeln verfül$ - 
deren Seder unterjteht. Der Tod oder eine Veränderung in de 
Stellung der Perſon des Ausfteller® macht dagegen den (Schu: oder” ) 
Geleitsbrief nicht unwirkſam, indem lehterer der amtlichen, militärijde# ir 
Stelle und nicht der Perfon des Ausſtellers jeine Wirkfamfeit entnimme — 
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ce Geleitsbrief nur für eine bejtimmte Seit ausgeſtellt, jo gilt er 
mr für cben diefe Zeit. Doch ift billige Nüdfiht darauf zu 
, wenn der Geleitete, wie es im Kriege leicht vorkommen Tann, 
die zwingende Gewalt der Kriegaumftände an rechtzeitigem Vor⸗ 
ommen und am Einhalten der Friſt verhindert ijt."®) 

zei den geleiteten Sachen ift das Geleit an die Perjon des Er- 
3 des Geleitbriefes oder des Führers der Sachen, wie 3. B. des 
anns, nicht gebunden, fondern kommt den Sachen felbft zu, Die 
eleites, auch wenn jene Perjonen wechieln, theilhaftig bleiben. 
vürde die lLlebertragung auf eine verdächtige oder gefährlich er- 
ide Perſon nicht zugelaffen zu werden brauchen. Betrug und 
ſchon unrichtige Ungaben beim Nachſuchen des freien Geleites, die 
chträglich herausstellen, machen des Letzteren verluftig.'?) 

denn zur größeren Sicherheit der geleiteten Perjonen oder Sachen 
irte Begleitmannichaften beigegeben werden, fo find dieſe, wie Die 
nentäre, unverleglich und dürfen unbebelligt zu ihrem Heere zurüd- 
”0) friedliches Verhalten derjelben natürlich vorausgeſetzt, ſowie 
weifung (und Erjegung durch Soldaten des eigenen Heeres) durch 
genpartei vorbehalten. 


Bgi. über die Uintericheidungen Heffter und Fiore a. a. ©., ohne je 
m Lesteren überall beiftimmen zu wollen. 
Hierüber Wurm an der in $ 87, Note 5, angef. Stelle. 
Ties iſt zu allen Zeiten, jhon im Alterthum und Mittelalter, vom cano- 
Recht und aud) von jolden Schriftftellern anerkannt worden. die fonft in 
Fragen anders ftehen, namentlih von Bynkershoek IJ. 1. Bgl. Heffter 
Bluntſchhi 679 in der Note, Wheaton IV., 2, 17. 
Amerilanijche Kriegsartilet 106. 
Ameritaniihe Kriegsartifel 108, Field. Outlines 830. gl. oben 
Auch aus dieſem Grunde befteht die oben S 107 und Note 23 Ddajelbit 
te Verpflichtung der Sriegsgefangenen zur richtigen Angabe ihres Ranges. 
Bgl. oben $ 108, A. M. Bluntſchli 613. — Leber die nad been- 
ı Kriege geichehenden Gefangenenauswecjelungen j. weiter unten 
henheim. 
Früher ſehr üblich Ward, Enqu. IL, p. 226 f. 
Bon der Brüfieler Erflärung, Art. 46, ausdrüdlich unteriagt: „Elles“ 
ıditions des capitulations" „ne Jdoivent pas être contraires & l'honneur 
e.“ Im letzten Deutſch˖Franzöſiſchen Kriege waren die Eedaner Gapi- 
sbedingungen, die auch Für die meijten anderen Gapitulationen zum Muſter 
ıen wurden, die folgenden: llebergabe der Feſtung nebft Material; — 
von Garniion {oder ‚seldurmee) in die Kriegsgeiangenichait; — Befreiung 
r Kriegsgefangenſchaft für alle Generale, Officiere und in Officiersrang 
n Perſonen, welche ſich unter fchriftliher Abgabe des Ehrenworts ver 
en, in dieſem Kriege nicht mehr gegen Deutſchland zu fechten und wie 
hinzuzufügen nöthig geworden war, vgl. oben S 108, Note 11) in Nichts 
bandbud des Wöllerrehts IV. 34 
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gegen die Intereſſen Deutichlandd zu handeln; — Uebergabe des gejammten 
Kriegsmaterialg, einihließlid) Adler, Fahnen, Waffen, Schießbedarf; — Berbleiben 
der Militärärzte zur Pflege der Verwundeten. Durch die Meter Capitulation 
wurde den Franzöfiihen Soldaten das Behalten ihrer Tornifter und jonftiger 
Effecten, ſowie der Lagergegenſtände, den in die Kriegögefangenfchaft gelommenen 
Dfficieren da3 der Degen neben ihrem perjönlihen Eigenthum geftattet. Die 
allerdings erjt am Ende de3 Krieges abgeſchloſſene Capitulation von Belfort 
gewährte der Bejabung fogar den Abzug mit kriegeriihen Ehren und das Be 
halten der Waffen, des Fuhrwerks, der militärifchen Archive und des Der Truppe 
gehörigen SKriegsmateriald. Won den anderen Kriegen der neuejten Zeit 
find die Capitulationen von Niſch (1878), von Plewna (1877) und im Schipkapaß 
(1878) beachtenswerth. ©. die erftgenannten bei Lentner ©. 143. 


9) Dagegen ſchon Vattel, jebt allgemein anerfannt. Es gefchah das and) 
mit aus dem Geſichtspuncte, daß von Hartnädigem oder body unnöthig langem 
Widerftande abgehalten, bezw. ein folcher beftraft werden ſollte. Heutzutage fieht 
man aber in der tapferen Gegenwehr feinen Anlaß zu harter Behandlung met. 
fondern im Gegentheil einen Grund für anerfennend ehrende3 Verfahren. As 
im 1870/71er Kriege die Franzöſiſche Feſtung Pfalzburg nach langer tapierer 
Verteidigung und nach Ablehnung von Capitulationsaufforderungen fi au 
Gnade und Ungnade ergab, wurden der Garnifon in Anerfennung ihres Ber 
halten3 von dem Deutichen Belagerer beſonders ehrenvolle und günftige Bedin 
gungen gewährt. gl. Guelle, Précis I, p. 262 f. 


10, Vgl. Geffcken zu Heffter 8 142, Note 6, und Bluntſchli 69 md 
Note 1 daſelbſt. Trotzdem erfolgende derartige Abmachungen bedürfen daher, um 
gültig zu fein, der nachfolgenden ftaatlihen Ratification. Guelle, Precis 1. 
p. 264, mit einem Beijpiele aus dem 1870/7ler Kriege, und Phillimore Il. 
8 123, mit Bezug auf ein älteres Beifpiel. Freilich ift mit Recht darauf hinge 
wiejen (Bluntjhlia.a.D., vgl. auch Fiore 1496), daß es dem Anſehen eines 
Staates nicht fürberlich jein fan, wenn von den militärischen Befehlshabern 
Bufagen gemacht werden, die nachher feine Erfüllung finden. Zu den militäriden 
Abmachungen ift dagegen der militärijche Befehlshaber allein berechtigt, and 
Bazaine hatte Dieje Berechtigung 1870,71. 

m Vgl. Lentner ©. 143. 

12) Es ift dieſes Aufziehen ebenfo wie die eventuell nachfolgende mündliche 
oder jchriftliche Broponirung der Capitulationsbedingungen natürlich nod nich 
die Vertragsform felbft, jondern nur die Vorbereitung des Vertrages; j. Geffde: 
zu bezw. gegen Heffter $ 142, Note 7. Der Abſchluß des Vertrages pflegte 
früher nur mündlich zu gejchehen, gegenwärtig ift die fchriftliche Form die übliche 

19 ©. oben 8 104, Note 2. 


4) Bon Perfonen kommen namentlich) Beamte und Ungehörige neutrale 
Staaten in Betracht. Die Schußbriefe für Sahen anlangend, jo wurden fie ſchen 
früh namentlich Kirchen, Muieen, Kunftiammlungen und derartigen Anftalten gt 
währt, und dann beſonders auch bei Plünderungen wichtig; fie find dafür abet 
heutzutage von geringerer Bedeutung, weil das gegenwärtige Völkerrecht den Shut 
ihon allgemein gewährt. Letzteres gilt auch von anderen Cartells, die früber 
häufiger abgejchloffen wurden, heutzutage aber nicht mehr nöthig find, weil de 
was für den einzelnen Fall oder Krieg durch fie erreicht werden fol, j6 
durch allgemein gültige Rechtsſätze des jegigen Völkerrechts gemährleiftet if. 
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die oben 8 99 und 100 mitgetheilten bezüglich der Sanitätsanftalten 
itätSperjonals geltenden analogen Cäße. 

weiter gehender pojitiver Schutz ift in dem @eleitähriefe allerdings 
n (Geffcken zu Heffter 8 142, Note 1), indem letzterer an ſich eben 
mbniß zum Paſſiren giebt; aber der Geleitete ift Doch gegen bie im 
ten Maßnahmen, die ohne die ertheilte Erlaubniß vorgenommen 
en, geihütt, und in dieiem Sinne fann immerhin von einem in ber 
es Geleitsbriefes implicite liegenden Schuhe geſprochen werden, wie 
meiner $ 1498 thut. 

'de das Geleit für ganze Perfonenclafjen, 3. B. Beitungscorreipondenten 
ndilhe Sfficiere ertheilt, jo fünnte e8 auch von allen Perſonen bean. 
nn, die zu dieſen Claſſen gehören. 

ıntichli 678, Fiore 8 1498. 

üglich der Saden vgl. das oben $ 87 über die Ertheilung von Licenzen 
) die dort Angeführten, auh Geffden zu Heffter, 8. Aufl., 8 123, 
> 8 142, Note 2. Lepterer hebt mit Recht hervor, daß die be- 
Licenzen in Folge der durch die Eilenbahnen veränderten Verkehrs⸗ 
in den neueften Kriegen die frühere Bedeutung nicht mehr gehabt 
er die Licenzen für Ediffe und Schiffsgüter ſ. ebenſo wie über Los⸗ 
d Ranconnirungs-Berträge int Seekriegsrecht. 

3 wird aud) bezüglich der lebenden Sauvegarden (Soldaten anftatt 
jbriefe; allgemein behauptet; vgl. Heffter 3 142, v. Neumann $ 49, 
115, Store 1499. Bgl. aber das oben $ 99, Note 7, und 8 100, 
e die Eicherheitspoften bei den Sanitätdanftalten u. |. w. Gejagte. 


$ 120. 
Ter Waffenftillftand insbefondere. 


: Grotius III. 21. — ®Bufendorf VIIL, 7, $3 7. — Gentilis 
— Moier, Grundſätze, ©. 248 ff., und Berfuhe X.,2,1. — Battet III., 
33 ff. und dazu Pinheiro Ferreira und Bradier-Fodere — 
:h, Dissertationesacademicae (d., de induciis bellicis 1662. — Weitere 
'iteratur bei v. Ompteda 8 648 ff. und v. Kampa 5 301. — Klüber 
. — ©. F. v. Martens II. $293. — Heffter- Seffden $ 142. — 
ſchli 687 ff. — v. Martig in dv. Holtzendorff's Rechtslexikon unter 
aſtillſtandsverträge.“ — v. Neumann 8 49. — v. Bulmerincaq 
ff. — F. v. Martens II, 8 127, S. 541f. — Wheaton S 40V F. 
illimore IIL, P. IX.. ch. 8. 115 ff. — Halleck ch. XXIX. 83 ff. 
(15192. — Calvo 8 2130 ff. und die dort angef. Literatur, na- 
Jy Wutherford, Rildman, Kent, Riquelme. — (iuelle, 
L, p. 234 ff, und Guerre continentale, p. 191 ff. — Funck- 
ano et Sorel p. 30) ff. — Fiore 1484 ff. — Amerilaniide 
sartifel 135 ff. - Brüfieler Erflärung. Art. 47 fi. — Im 
el des Völkerrechtsinſtituts findet fi nur die eine allgemeine 


nung unter 5: ..— les arınistices — doivent etre scrupuleusement ob- 
et respectcs.” -- Lentner S 25 1. — Field, Uutlines 773 fi. — 


234° 
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Unter Raifenitilljtand iſt die vertragsmäßige vorübergehende 
oder vorläufige gegenieitige Einſtellung der Feindjeligteiten zu veritehen, 
eine Einjtellung alſo, welche nicht der Friede jelbit if.!) Sie beruht 
wie jeder Vertrag auf der freien llebereinfunjt beider Parteien, dem 
Waffenſtillftandsvertrage, pactum induciarum. traite d’armistice; und eine 
Berpflihtung zum Abſchließen eines Waffenſtillſtandes beiteht nicht.) 
Es kann aber, wie fi von Alter Her in der Kriegführung gezeigt hat, 
der natürliche Verlauf des Kriege und das Intereſſe und Bedürfniß 
beider Kriegäparteien in mannigfadher Weite den Abjchluß eines Waffen⸗ 
ſtillftandes wünſchenswerth oder erforderlich machen. Es kann fih um 
Einzelvorkommniſſe und fürzere Pauſen, wie z. B. um Beſtattung ber 
Gefallenen, um Aufhebung der Verwundeten, um Abhaltung eines Gottes⸗ 
dienjtes, um Verhandlungen wegen einer Uebergabe u. ſ. w. oder aber 
um da3 beiderjeitig empfundene Bedürfnig einer Rubepauje oder endlid 
um die Borbereitung und Cinleitung des Friedensſchluſſes handeln. 

Nach den örtlichen und zeitlichen Berjchiedenheiten, welche fi aus 
diejen verjchiedenen Gründen und Anläſſen zum Waffenftillftande ergeben, 
lafjen jich mebrere Arten des Waffenſtillſtandes von einander umterfcheiden, 
namentlich der allgemeine und der beſondere oder örtliche Waffen⸗ 
ftillftand. Der ceritere iſt der für alle Theile des Kriegsfchauplages, zu 
Sande und zur See, und für jümmtliche Heeresabtheilungen, die Ver⸗ 
bündeten mit eingejchloiten, geltende. Durch ihn wird alfo der ganze 
Krieg für den Augenblid unterbrochen. Der bejondere Raffenftilftent® 
iſt Dagegen derjenige, der nur für einen Iheil des Kriegsfhaupite> 
und der fünpfenden Heere eintritt und folglih den Kampf nur au— 
einem örtlich begrenzten Theile zum Stillſtande bringt.?) Unter Waffer 
ruhe (suspensien oder cessation d’hostilites) wird Die zeitlich befchränft €: 
d. h. die mur ganz furze und vorübergehende Einjtellung der Feindieli S 
keiten veritanden, wie jie auf Grund der erwähnten Cinzelvorfommni * 
abgeichlofien zu werden pflegt. In der Natur der blojen Waffen 
liegt e$, Das ſie formloſer als der lüngere Waffenitillitand und re! 
localer, eventuell jehr enger Begrenzung abgejchlojjen wird. Nothwendi 
und unbedingte Erforderniiie jind aber die Formloſigkeit und die mc! 
liche Beichränfung nicht. Möglich iſt vielmehr, ebenſo wie end €’ 
jonderer Waffenitilljtand, ſo auch umgekehrt eine alfgemeiz*! 
Waffenruhe.9 

Zum Abjhlufie‘) der Waffenruhe und in der Regel auch des Pe 
jonderen Warfenjtillitandes, welche als militäriihe Maßregeln eriheine ft, 
find im Allgemeinen die militäriichen Befehlshaber,“) bezw. Oberbefehls 
baber (das Nähere regelt jich nach den beionderen Cinrichtungen DE 
einzelnen Yänder) berechtigt. Der allgemeine, in der Regel den Frieden“ 
ſchluß einleitende Waffenitillitand ericheint dagegen als ein dem Letzteren 
analoger Staatiact und muß deshalb von der jouveränen Staatögewalt 
abgeichlofien werden, was natürlich nicht austchließt, daß Seitens ber 
Letzteren andere Perſonen zum Abichluß bevollmädhtigt werden oder daß 
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r ohne ſolche Vollmacht abgejchlofjene Vertrag nachher vom Souverän 
tificirt wird.?) 
ft der Abſchluß erfolgt, fo muß auch diefer Kriegsvertrag nad) 
aßgabe des im vorigen Paragraphen Ausgeführten von beiden Ceiten 
zau jo, wie er vereinbart iſt, bona fide und auch ohne ausdrüdfliche 
reinbarung nad etwaiger hergebrachter und feititehender Praris (un: 
eifelhaft anerkannter Tradition) erfüllt und innegehalten werden. Wenn 
: Bertrag gleihwohl von der einen Seite gebrochen wird, fo ift aud 
' andere Seite nicht mehr an ihn gebunden, und zwar fann fie nad 
olgtem Bruch der Gegenfeite fofort die Feindjeligkeiten im vollen Um⸗ 
ige auch ihrerfeit3 wieder eröffnen?) Dies letztere ijt zwar be- 
itten, indem man neuerdings an Stelle des Rechtes jofortiger Wieder- 
fnahme des Kampfes blos dad Recht zur Kündigung des Waffenftill- 
nde3 hat ſetzen wollen.) Allein mit Unrecht. Mit offenbarem Un— 
ht, wenn es fih um Waffenitillitandsbrüche handelt, welche in einem, 
otz des Waffenitillitandes erfolgenden gewaltfamen Angriff Seitens der 
ortbrücdhigen Kriegspartei beitehen.?) Denn in dieſem Falle ijt Die 
eichfalls gewaltſame Gegenwehr jelbftverftändlih. Aber auch in anderen 
älen, in welchen der Bruch des Waffenitillftandes in anderer Weife 
Ähicht, 3. B. durch Wiederausbeſſerung eines beichädigten feiten Plages, 
e nah dem in concreto zur Trage jtchenden Naffenftillitande nicht 
ttfinden durfte, kann von dem getäuichten Theile nicht verlangt werden, 
B er ſich durch Zeitverluft in Nachtheil fegen läßt, wenn ein folcher, 
Heicht fchwerer Nachtheil daraus entitehen kann, daß er die Trort« 
rung der unerlaubten Unternehmung auch nur kurze Zeit gejchehen 
t. Ch Letzteres der Tall ift, fommt auf die von der geichädigten 
iegspartei zu ermeſſenden Umſtände des einzelnen Falles an. Es kann 
Bald eine für alle Fälle geltende Vorjchrift, daß erft gekündigt werden 
The, nicht gegeben werden. Dan könnte höchſtens eine Beftimmung 
yin treffen, daß gekündigt merden müßte, wenn die Umftände dem 
an liegenden Zeitverluft dies geftatteten. Damit wäre aber nicht 
Hr gefchehen, als wenn man gar feine Regel aufitellt und die Ent. 
"dung von vornherein der Kriegspartei überläßt, welche, wenn fie 
I geitverluft ertragen fann, aus eigener Rückſicht und Humanität nicht 
tch losſchlagen, fondern von ihrem Rechte keinen Gebrauch machen, viel- 
Tr erit anfragen und kündigen wird, wie dies in der Ktriegsgeichichte 
der That fchon geichehen ift. 
Nur dann, wenn für den Fall eines Bruches des Waftenftillitandes 
e Strafe oder Genugthuungseleijtung vereinbart worden wäre, würde 
* immer voraudgejcht, dag die Natur der Verlegung nicht zur mili« 
riſchen Nothwendigfeit fofortiger Abwehr mit Waffengewalt führte!) — 
AT die lehtere in Anſpruch genommen und nicht zu einer Wiederauf- 
ahme der Feindſeligkeiten geichritten, dann aber auch nicht der Waffen 
illſtand gekündigt werden fünnen. Denn die Stipulirung einer Genug 
hung hat den Sinn und Zweck, daß im Fall einer Verlegung bei 


534 Tas Landkriegsrecht im Beſonderen 


diefem Waffenitilltande nicht jogleich die äußeriten Folgen eintreten 
ſollen. Wäre für den Fall eines Bruches die Wahl gelafien, eine Ge- 
nugthuung verlangen oder den Waffenſtillftand als gebrochen betrachten 
und danach handeln zu fönnen, jo würde es der verlegte Theil fein, 
welcher die Wahl zu trefien Hätte.'”) Entſchiede diejer ſich für Das letztere, 
fo wäre damit der Anſpruch auf die jtipulirte Genugthuung natürlid 
erlojchen.!?) 

Iſt die Verlegung des Waffenſtillſtandes nur von Einzelnen ge 
ichehen, jo ijt die Kriegspartei, der dieſe angehören, nicht unmittelbar 
verantwortlih und kann nicht als wortbrüdig behandelt werden,'*) jo 
das ingbejondere Die Gegenpartei nicht beredtigt ijt, die Feindſeligkeiten 
wieder zu eröffnen, vorausgejegt, daß die erjtere Partei das Berfahren 
der Einzelnen nicht begünftigt, unterjtüßt oder auch nur billigt. Eie 
bat vielmehr die Verpflichtung jowohl der Beitrafung der fchuldigen 
Einzelnen,!) als auch der Leijtung von Entſchädigung, infonderheit der 
Herausgabe von etwa widerrechtlih Genommenent.!%) Hätte die Kriege 
partei zwar den Willen, aber nicht die Macht, jolchen Webertretungen 
von Privaten und Einzelnen der Ihrigen zu” fteuern, jo würde die 
Gegenpartei das Recht Haben, den Waffenitillitand als nicht mehr be 
jtehend zu betrachten und dementjprechend zu verfahren. 

Um unabjihtlichen Berlegungen vorzubeugen, welche aus Im 
fenntnig von dem Abſchluſſe des Waffenitillitandes hervorgehen können, 
it Seitens der Kriegspartei für eine möglichjt ſchleunige Verkündigung 
de? erfolgten Abichluffes an das geſammte Heer zu jorgen,??) bezw. beim 
partiellen an diejenigen Theile des Heeres, auf welche der Waffenftillitand 
jich bezieht. 

Sind gleihwohl nad dem Abſchluſſe, bezw. dem intreten dei 
Anfangsmomentes noch Feindſeligkeiten von Heeresabtheilungen, weil 
dieje noch feine Kenntnis von dem Abſchluſſe des Waffenſtillſtandes 
hatten, vorgefommen, jo iſt dad, — falls nicht etwa die Verkündigung 
mala fide unterlaffen war, — der friegführenden Macht nicht als ein 
Vertrags und VBölferrechtöverlegung zu imputiren.®) Wohl aber haben 
die betreffenden Staaten, für welche der Waffenitillitand von dem Augen 
blide de3 vereinbarten Anfangs an verbindlich ijt und welche von dieſem 
Augenblide an für jeine Anfrechterhaltung verantwortlich find, für 
Schäden und Nachtheile, die aus jolchen Verletzungen einzelner Heer 
führer, Soldaten u. j. w. entſtehen, die Verantwortung fo weit zu 
tragen, daß fie dafür auffommen und entichädigen mühjen,!?) es fei denn, 
das eine Benachrichtigung unmöglid war und nicht auf ihre eigene 
Säumniß und Nachläſſigkeit zurüdzuführen ijt,?°) was bei entfernten 
Truppentheilen, Schiffen auf der Sce u. j. w. wohl vorkommen kann.“) 

Belegungen und Wegnahmen, die nad) dem Abſchluß, aber vor der 
genügenden Berfündigung eines Waffenjtillitandes gemacht worden find, 
müſſen wieder auf-, bezw. zurüdgegeben werden, ebenſo wie die zur Eee 
gemachten Priſen. E3 folgt dies aus der Natur des die Parteien vom 
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Augenblide des Abjchlufjes an verpflichtenden Waffenftillftandes, und wenn 
jogar die während einer jolchen Zeit ohne mala fides zugefügten Schäden 
vergütet werden müſſen, jo folgt aud daraus von ſelbſt die Rüdgabe 
einer dem Gegner abgenommenen Sadje oder Gebietsparcelle.”?) 

Eine mala fide verzögerte Verkündigung fällt natürlich) der Kriege. 
partei, welche jie fih zu Schulden fommen läßt, zur Laſt und berechtigt, 
da dadurd) eine Nichterfüllung des gejchlojienen Vertrages dargeitellt wird, 
die andere Partei, den Raffenjtillitand als gebrochen zu betrachten und 
demnad) zu verfahren. Ebenſo würde eine Seitens Einzelner, Soldaten 
u. ſ. w. mala fide begangene Verlegung des gejchlofjenen Vertrages 
dieien die Verpflichtung zum Erſatz in erjter Linie (in zweiter natürlich 
auch der Striegspartei) auferlegen und außerdem an ihnen ftreng zu 
itrafen fein. 

Wäre die Eadhlage jo, dag einem Truppentheile der Abichluß eines 
Raftenitilljtandes von feiner Nriegsleitung noch nicht bekannt gegeben, 
die ihr gegenüberjtehende feindliche Abtheilung aber bereits unterrichtet 
wäre, fo würde c3, jelbjt wenn es nicht im Interefje dieſer leßteren 
läge, angemejjen fein, ihrerjeits die Gegenüberjtehenden zu unterrichten. 
greilich hätten die Letzteren die militäriſche Verpflichtung, die Wahrheit 
der Mittheilung zu prüfen??) und nicht unvorjichtig, d. 5. ungeprüft, 
den jenieitigen Mittheilungen Glauben zu ſchenken.?) 

Von einer beitimmten Form ift die Gültigleit des Waffenftillitandes 
nit abhängig. Es genügt eine Deutliche und bejtimmte Erklärung. 
Kichtigere Waffenftillftände und namentlich) joldhe, die zur Herbeiführung 
ded Friedens dienen follen, pflegen aber ſchriftlich abgeſchloſſen zu 
werden.) Dies gejchieht gegenwärtig allgemein, und es muß gejagt 
werden, daß es nicht nur, um Streitigkeiten und daraus hervorgehende 
Verwickelungen abzujchneiden, überaus empfehlenswerth,?°) jondern daß 
es auch faſt unentbehrlich it, um überhaupt eine feite Grundlage für 
die Enticheidung der mannigfachen einzelnen Etreitfragen zu geben, 
welche ohne eine ſolche jpecialifirte Feſtſetzung beitehen bleiben. 

Ties ift bei der Frage nach dem näheren Inhalte und nad) den 
Wirkungen des Waffenjtilliitandes, d. h. nach den Rechten und Pflichten, 
die er im Einzelnen auferlegt, feitzuhalten. Hierfür iſt natürlidy der 
Wille der Vertragichließenden maßgebend, und wenn diejer Wille be- 
züglich der Einzelfragen, injonderheit der im concreten Falle wichtigen, 
ausgefprochen iit, jo jind damit Anhalt und Richtichnur für die Wirkungen 
des Naffenitillitandes, ſowie die Entjcheidung etwaiger Streitfragen ge= 
geben und Gonflicte im Voraus abgeichnitten, wodurch dann zugleich 
allgemeine theoretiſche Aufjtellungen und Controverjen unpraltijch werden.”‘) 

Für den Fall aber, das eine ſolche nähere Vereinbarung nicht be- 
ſtünde oder, obwohl beitehend, einen unvorhergejebenen Ztreitpunct nicht 
unmittelbar enticheiden jollte, auch den Antentionen der Parteien, welche 
tür Die Enticheidung zuerit heranzuziehen wären, und etwaiger feit- 
tebender Braris nicht entnonmmen werden könnte, jo muß als Regel auf⸗ 
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gestellt werden, daß durch den Abſchluß eines nicht fpecieller vereinbarten 
Waffenſtillſtandes nur die Verpflichtung zur Einftellung der Zeindielig- 
feiten, Kriegsfhädigungsmittel im eigentlichen Sinne, alfo die lnter: 
laſſung aller Angriffshandlungen herbeigeführt wird, in Bezug auf alles 
Undere aber die Handlungsfreiheit der Parteien unbeſchränkt beftehen 
bleibt. Denn Dies ijt der natürliche und allein nöthige Inhalt dei 
Waffenftillitandes. Die Waffen follen ruhen, die Gewaltſamkeit der 
Kriegsübung fol filtirt und gegen jeden Angriff die Gegenjeite ge 
fichert fein, aber der Kriegszuſtand dauert fort.) Es braudt 
deshalb nicht mehr als jene? unterlaffen zu werden, und mehr als das dem 
natürlichen und genügenden Inhalte des Waffenftillftandes Entſprechende 
fann ohne bejondere Vereinbarung nicht verlangt werden. Die den 
Kämpfenden auferlegte Beſchränkung iſt aber fhon als folche ftrict zu 
interpretiren. Sie ift e8 um fo mehr, al3 mit der gewaltjamen Natur und 
der kritiſchen Lage des Krieges nicht ganz zweifellofe Befchränkungen 
beſonders fchiver verträglich find, und als die Beſchränkung in größerer 
Ausdehnung eine unnatürlihe und doch nie confequent durd- 
führbare fein würde.) Dazu kommt nod, daß fie, wenn in eben 
diefer Ausdehnung angenommen, zu mannigfachen Verfuchungen, de 
Waffenftillitand zu brechen oder zu umgehen, führen würbe, was ın 
dubio bejler vermieden wird. 

Deshalb darf während des Waffenftillitandes keinerlei Waffengewalt 
und feine einen Angriff, ein weiteres Vorgehen gegen den Gegner darftellende 
Handlung vorgenommen werden, jondern es Hat in diefer Beziehung 
der Status quo völlig beitehen zu bleiben. Alle kriegeriſchen Gewaltmaßregeln 
find unterfagt, und außer dem eigentlichen Angriffe mit Waffengewalt 
dürfen namentlich feine Gefangenen gemacht, feine weiteren Vormärſche 
in das feindliche Gebiet unternommen, feine Plätze in demjelben neu 
befegt?%) und überhaupt feine Ausdehnungen des Operationsfeldes vor: 
genommen, feine Revolutionirungen u. dgl. der Bevölkerung ind Kerl 
gefegt werden. Auch Beute wirde während des Waffenftillftandes nid 
gemacht werden Dürfen. 

Dagegen dürfen während eines inhaltlich nicht näher präcifirten 
Waffenſtillſtandes die Friegführenden Parteien alles Andere (d. h. nidt 
einen gewaltſamen Angriff Darjtellende) zur Beſſerung und Stärkung 
ihrer Lage in Hinblid auf die eventuelle Fortjegung des Kampfes thun, 
was ihnen beliebt und was fie in Frieden thun dürften, jo weit e& in 
ihrer Macht fteht und nicht durch den fortdauernden Kriegszuſtand, den 
in den angegebenen Grenzen aufrecht zu erhaltenden Status quo und die 
darauf begründeten Rechte der Gegenpartei ausgefchlofjen ift. Die Kriege 
parteien dürfen deshalb nicht nur Necruten einererciren, Schiffe aus: 
rüften, Waffen fabriciren, was von Einigen allein hervorgehoben wir, 
fondern fie dürfen auch Verjtärkungstruppen und Lebensmittel auf bie 
von ihnen befegten Stellen des Kriegsichauplages heranzichen, fo weit der 
Weg frei und nicht durch eine im Status quo verbleibende Cernirung u. dal. 
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des Abſchluſſes ein,*?) falls nicht ein fpäterer Termin feſtgeſetzt wird. 
Letzteres pflegt namentlich zu geichehen, um dem Uebelftande vorzubeugen, 
daß, obgleich der Waffenſtillſtand rechtlich Icon: in Kraft getreten, doc 
noch Feindjeligfeiten vorfonmen. Wenn es gejchehen, Iritt der Waffen- 
jtillftand im Wugenblide de3 vereinbarten Anfangsterming ein**) und 
zivar fo, daß der Tag, für welchen der Beginn des Stillſtandes verein- 
bart ift, ſchon unter den Waffenſtillſtand fällt,*°) der letztere alſo mit 
der erften Stunde dieſes Tages in Kraft tritt,?6) falls nicht eine beftimmte 
Etunde ald Anfangsmoment vereinbart ift, in welchem Falle der Beginn 
diefer Stunde den Augenblid des Anfangs daritellt. 

Der nicht auf Kündigungsfrijt geſtellte Waffenſtillſtand endigt mit 
dem Anbruch des Tages, bis zu welchem er abgejchloffen iſt,“) der 
fürzere Waffenftillftand mit dem Ablauf der vereinbarten Stundenzajl, 
aljo 3. B. ein am 1. Mai um 6 Uhr Nachmittags auf 48 Stunden 
vereinbarter Waffenftilftand am 3. Mai um 6 Uhr Nachmittag. 
Werden längere Waffenftillitände ohne ausdrüdliche Nennung eines be- 
ftimmten Datums, 3. B. „auf dreißig Tage” abgefchloffen, jo muß eben⸗ 
fall3 von Stunde zu Stunde gerechnet werden, wenn nicht eine tagemeile 
Berehnung aus dem Vertrage ſich ergiebt, in welchem alle von dem 
fich ergebenden Tage an, diefer mitgerechnet, bis zu dem erjten Zage 
nach der feitgefehten Anzahl, diefer nicht mitgerechnet, zu zählen ift. 

Eine Civilberechnung findet nicht ftatt. Auch der Eintritt einer 
Rejolutivbedingung endigt den unter einer folchen abgeſchloſſenen Waften 
ſtillſtand; und ſelbſtverſtändlich ift endlich, daß alle Waffenftilfftände ſich 
endigen einmal durch den Friedensichluß, jodann durch den Brud des 
Waffenſtillſtandes von der einen Seite, indem er dadurch auch für die 
andere Seite zu beſtehen aufhört. 


) Grotius 8 1, 2. Bol. die Amerikaniſchen Kriegsartikel 12. 

>) Ob man auch nur mit Fiore 1485 ſagen kann, daß eine Verweigerung 
der Waffenruhe unter gewiffen Umpftänden gegen den Kriegsgebrauch der civili: 
firten Wöffer jei, dürfte, mwenigftens jo allgemein aufgejtellt, zu bezweifeln jein- 

9) Er kann im meiteren und engeren Umfange wie für längere oder kürzer 
Zeit eingegangen werden, 3. B. für den gefammten Kampf zur See, während zu 
ande weiter gefämpft wird, oder aber Einftellung der Beſchießung einer Feſtung 
u. dgl. bezweden. Es enticheidet fi danad) die Frage nach dem zum Abſchluß 
des Naffenjtillitandes berechtigten Subjecte. Bgl. Vattel $ 237 a. E. Wenn, 
wie e3 befanntlich 3. B. im Deutſch-Franzöſiſchen Kriege von 1870/71 geſchah, 
auf dem geſammten Kriegsſchauplatz der Kampf eingeftellt und nur ein Theil 
Davon ausgenommen wird (in jenem Kriege der füdöftliche Theil des Kriegsichau: 
plages‘, jo liegt ein allgemeiner Waffenjtillftand vor. Daß ſolche Ausfchließungen 
einzelner Theile de3 Kriegsichauplages begründet und ein Bedürfniß fein können, 
lehren die vorgelommenen Beiipiele. Rüftom’s (Kriegspolitif und Kriegsgebraud, 
©. 272) Behauptung, fie widerfprächen der Vernunft und jeien nicht zu billigen, 
bedarf nicht der Widerlegung. 
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"Bon den Meijten wird allerdings das Moment der örtlichen Beſchränkt⸗ 
heit mit in die Begrifisbeitimmung gezogen oder gar als das allein enticheidende 
Bluntſchli 688, in der Note) angenommen. Begriff und Terminologie ftehen 
übrigend bezüglich der ganzen Waffenitillitandsiehre nicht ganz feſt. Wie 
im Tert unterjcheidet u. A. Calvo $ 2130. Klüber fegt treve (allgemeiner) 
und armistice (localer Raffenftillitand) einander gegenüber, Yield 77 armistice 
‚allgemeiner; und truce (bejonderer Waffenftillftand). Andere brauchen auch die 
Ausdrüde Waffenruhe und Waffenftillitand für einander oder erwähnen die be 
jondere Art „Waffenruhe” gar nit, jo Heffter, Cppenheim, vd. Neumann, 
Wheaton, Field u. N, jo aud) die Brüjjeler Declaration 48 und die 
Amerifanifhen Kriegsartilel 137, oder fie nennen wohl die Waffenrubhe, 
erflären jih aber gegen die Hinzufügung des beionderen Waffenſtillſtandes als 
einer dritten Art (Bluntſchli), und in der That ilt eine Eintheilung des Waffen- 
ſtillſtandes in drei verjchiedene Arten nicht gerade abjolut nothivendig. Bon 
jerneren Dijtinctionen, tie fie fih in der älteren Literatur, namentlich noch bei 
Vattel finden, kann heutzutage abgejehen werden. Lentner theilt den bejonderen 
Raffenitilftand wieder in den localen (für ein gewiſſes Sperationsfeld' und den 
varticlien für eine gewiſſe Armeeabtheilung). Ueber die Waffenſtillſtände „auf 
geraume Jahre“ |. weiter unten. Uebrigens fann man den Austrud „Waffenruhe” 
ebenio wie „Waffenftillftand” in einem allgemeineren Sinne aud) für alle Arten 
der Einftellung der Feindſeligkeiten gebrauden. 

>, Shne einen Vertragsabſchluß eintretende thatlächliche Kampfespaufen, wie 
ie im Kriege vorlommen können, begründen natürlich Teinerlei Rechte und 
Pflichten bezüglich einer Einftellung der Feindſeligkeiten, jondern lafjen vielmehr 
den Kriegsparteien die unbejchränfte Freiheit, den Kampf jeden Augenhlid wieder 
aufzunehmen. Namentlich verpflichten auch, fo lange nicht etwa eine desfallfige 
Sereinbarung unter den Barteien getroffen ift, kirchliche und fonftige Feſttage in 
feiner Reije zur Waffenruhe. Bluntichli erinnert vielmehr 687 in der Note mit 
Recht daran, dal; gerade an religiöjen Feſttagen häufig Kämpfe ftattgefunden haben. 
Ter Einftelungsgrund des Gottesfriedens ift natürlich mit diefem Inſtitute 
jelbft hinmweggefallen; vgl. Bluntſchli ebendafeibft. 

*. Ties folgt auch aus der Natur der Sache, indem in vielen Fällen die 
Zeit fehlen und der Zweck nicht erreicht werden würde, wenn erſt die Zuftimmung 
höherer Inſtanzen eingeholt werden müßte. Xgl. Vattel, der 8 237 die Frage 
‚par qui ces accords peuvent ctre conclus” ausführliher behandelt. gl. 
Grotius, Pufendorf, Mojer. ©. F. v. Martens und Berge, Wheaton, 
BHhillimore, Bluntſchli, v. Martitz, Lentner. 


’. Eigenmädtige und über jeine allgemeinen Berehtigungen oder bejonderen 
Vollmachten hinausgehende Abmachungen eines militäriichen Vefehlshabers würden 
nur den Werth von Sponjionen haben: vgl. v. Martig a. a. O., Wheaton, 
Bluntſchli 685. Bei der Frage nad) deren Ratification wird die Rüdficht auf 
die nationale Ehre u. ſ. w. gewiß ins Gewicht fallen Phillimore p. 165), 
aber eine Berpflihtung zur Ratification beſteht nicht. 

Bgl. Klüber 3 78a. E. Battel 8 242, Grotius S 11, 1 \aud 
deiien chap. 14. 3 14, chap. 20, 8 35°, Bufendorf S 11, Bhillimore p. 168, 
Lentner <. 147. 

S. Bluntſchli 605, N. 2 Sanders als in den früheren Ausgaben', |. aud) 
Funck-Brentano et Surel p. 35, Galvo S 2133. Aud die Brüjieler 
Erflärung, Art. öl, will nur ein Ründigungsrecht zugeitehen. Anders richtig 
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das urjprünglihe Rujjiihe Project, $ 67, ander auch die Amerikaniſchen 
Kriegsartitel 145. Der Deutiche Bevollmädtigte von Voigts«Rhezz ſchlug 
auf den Brüffeler Conferenzen eine Anzeigepflicht, daß man in zwei bis bei 
Stunden mit den Feindjeligleiten wieder beginnen würde, vor. Dies ift ein Mittelweg. 
der in manchen Fällen betreten werden kann und betreten werden wird, ber aber 
als allgemein verbindliche Negel für alle Fälle auch nicht vorgejchrieben werben 
faun. Bon Einigen wird die hier berührte Frage für die verjchiedenen Arten 
des Waffenftillftandes verichieden beantwortet; j. Calvo $ 2133 und 214. 

10) Bl. Guelle a. a. 0. 

m) Wie auch außer der Strafe oder Genugthuung noch eine Entſchädigung 
für etwaigen durch den Waffenſtillſtandsbruch erlittenen beſonderen Schaden be⸗ 
anſprucht werden kann. Battier, De induciis bellicis 1697, Grotius$ 12,1. 

12) Mäher begründet von Vattel 8 243. 

2) Yrotius 8 12, 2, Bufendorf $ 11. 

m) Grotius 513, Vattel $ 241, Bluntſchli 696. S. auch Brüjjleler 
Erklärung, Art. 52. 

5) Brüfjeler Erllärung, Urt. 52, Bluntichli 696. Eine Berjagung 
der Beftrafung würde die Vermuthung der Theilnahme begründen; Grotius 818, 
Vattel 8 241, Phillimore p. 168, Bluntſchli 8 696, in ber Note a. E. 

io) Brüjfeler Erklärung, Urt. 52, Grotius, Bluntſchli a. a. O. 

m) Brüffeler Erklärung, Art. 49, Vattel 8 240, Wheaton a. a. D. 
und die ganze neuere Theorie. 

w Bluntſchli 690. Nur in fo weit läßt fi) mit Mofer, Grundi., ©. 9, 
ſagen, daß das Vorgekommene „als nicht geichehen betrachtet werde.“ 

w Grotius 8 5, Barbeyrac zu Pufendorf $ 8 N. 1, Hefiter 
Gefſcken a. a. O, v. Martitz a.a. O, Lentner ©. 144, Phillimore p. 18. 

w, Vattel 8239, Verge zu Martens S. 281, i. d. N., Phillimore a.c.C. 


v, Hätte ein Schiff ein feindliche während eines ſchon in Kraft getretenen 
waffenſtillſtandes genommen, jo würde die Prije zurüdzugeben fein; vgl. Wheaton 
p. tl. Sätte es das feindliche Fahrzeug in den Grund gebohrt, jo fönnte eine 
utfihädigung dafür nicht in Anſpruch genommen werden; vgl. Wheaton p- 6 
Wartet 8 230. Aber gerade um jolche Vorkommniſſe zu vermeiden, ergiebt ſich 
ſür jede Kriegspartei aus dem gefchlofjenen Vertrage die beſonders ſorgfältige 
Meobachtung der Pflicht möglichft fchleuniger und umſichtiger Verkündigung des 
abgeſchloſſenen Waffenftilftandsvertrages. Dasjelbe wird übrigens and vom 
rigenen Jutereſſe gefordert, welches durch Unterlafjung der Verkündigung ſchwer 
wehhabigt werden fan. Vgl. Rüftom, Kriegspolitik und Kriegögebraud, ©. 23, 
wm Mentner ©. 145, wo aber die Schädigung des Franzöſiſchen Intereſes 
tab Unterlaſſen der Eröffnung an den Commandanten des ſüdöſtlichen Kriege 
ſchauplatzes, daſ diefer Theil des Tegteren nicht mit unter den abgejchlofienen 
Waſſenſtiuſtand falle, mindeftens ſtark überjchägt wird. 

+ Die das Gegentheil behauptende Meinung Mojer’s, Grundf., ©. #9. 
ba sit Deshalb nicht haltbar. 

Wluntſchlinßz 690. Bol. Rüſtow ©. 240. 

dal folgende Note. 

— Moſer, Grundſ., ©. 258, 815. Die Amerikaniſchen Kriegsartifel 
katin verlaugen für jeden Waffenftillftand fchriftlihen Abſchluß. Auch Garanne 
tüngen we dal. fommen vor; Mofer ebendaj., 8 18 ff. 


Der Waffenſtillſtand insbefondere. 541 


) VBgl. Moſer, Grundſ., ©. 261, Fiore 1485, 1493, Calvo 8 2145. 
Ueberhaupt iſt beim Abſchluß von Waffenſtillſtänden die größte Vorſicht nöthig. 
Ungenauigkeit und Unvorſichtigkeit können zu den ſchwerſten Nachtheilen führen 
und haben in der Praxis der Kriege ſchon dazu geführt, namentlich auch wenn 
Wafenſtillſtandsverhandlungen aus Gründen der Kriegsliſt angeknüpft waren; 
vgl. Lentner S. 144, und Rüſtow, Kriegspolitik und Kriegsgebrauch, S. 239 
unten. 

27) Auf Einzelheiten, wie fie, übrigens vielfach auf unzutrefiende, unbegründete 
und rein äußerlihe Diftinctionen geftügt und unter dem Widerſpruch fchon von 
Barbeyrac, Straud (auf Grotius fußend), nod Vattel vorträgt, braudt 
deshalb vollends nicht mehr eingegangen zu werden. 

:») Deshalb gelten auch etwaige für den Krieg getroffene Vereinbarungen 
während des Naffenftillitandes weiter, während umgefehrt für den Frieden Ver⸗ 
einbarte3, jo weit ed durch den Krieg außer Siraft getreten war, auch während 
des Naffenftillftandes nicht gilt; vgl. Grotius 8 1, 4. 

* Die von jedem BVaffenftillitande herbeigeführte Erholung, Stärfung, moralijche 
Sammlung der Truppen und die darin Tiegende Veränderung eines unbedingten 
Status quo fann nie vermieden werben, was auch von den Berfechtern des letzteren 
anerfannt wird, j. 3.8. Bluntſchli 691, Note 1. Aber auch die Heranziehnng 
von Lebensmitteln durch nicht cernirte Truppen kann und will Niemand hindern. 
Son der Aufrechterhaltung eines Status quo in dem Einne, daß Alles genau ſo 
bleiben müjle, wie e8 im NAugenblide des Waffenſtillſtandsabſchluſſes war, kann 
deshalb nicht geiprochen werden. Diejenige Kriegspartei, welche gewille Aende- 
rungen nicht will, muß feinen Waffenftillftand ichließen, durch welchen deren Aus⸗ 
ſchluß nicht ausdrücklich ftipulirt wird, vgl. Battel $ 249 a. E., PBufendorf 
9a. E.; und indem fie dies thun kann und, wie bereit? im Text bemerft 
worden ift, auch wirklich thut, kann von unberechtigten Nachtheilen, welche durch 
Raffenitillitände herbeigeführt würden, nicht die Rede fein. 

” Battel $ 250, v. Martik a. a. O. f. auh Grotius 3 8. Nur bei 
abiichtlich aufgegebenen Plätzen würde anders entichieden werden können: vgl. 
Bluntichli 692, nicht aber, wenn der Plap nur zufällig geräumt ift, Bhilli- 
more. Bgl. Vattel $ 252. 

»n So auh Grotius 87. 

»2 Wie die ganze Auffaſſung des nicht ſpecialiſirt abgeſchloſſenen Naftenftill- 
ftandes, jo iſt namentlich auch dieſer letzte Punct ſehr controvers. Es laſien ſich 
insbeſondere zwei Hauptauffaſſungen unterſcheiden, welche ſich einander negenüber- 
fteben und von denen die eine davon ausgeht, daß während des Waffenſtillſtandes 
nichts geihehen dürfe, was den Gegner, wenn nicht Waffenſtillſtand wäre, hindern 
würde oder könnte. Dieſer Anjicht folgen im Gegenjaß zu Grotius und Yufen- 
dorf die meilten Neueren, jo day man fie als Die gegenwärtig in der Theorie 
berrichende bezeichnen muß, während die entgegengeiehe gleich zu erwähnende Die 
in der Braris anerkannte iſt; vgl. Guelle, Precis L., p. 241. Nach derjelben 
ift namentlich die Ausbeilerung von Breichen u. dgl. ſtreng unteriagt. S. Pın: 
heiro- yerreira zu Zattel, au ſchon Cocceji zu Grotius, Mojer, Grund;. 
&. 2593. der ſich allerdings etwas unbeltimmt ausipridht, und Vattel S 245 fi., 261, 
dann Wheaton II, 822, der ganz Vattel jolgt, deijen drei Regeln überhaupt 
viel machgeichrieben sind, ©. F. v. Martens S 2, Bluntihli 691, Hall 
a a £. und Gefiden zu Heffter S 142, Note 9, die ganz die Meinung Fin- 
beiro. Jerreira's vortragen. Ehillimore, welcher die gegentheilige Auffafiung 
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eine große und fchamloje Perfidie nennt, die von der Praxis und dem Gewiſſen 
jedes civilifirten Staated verworfen werde (I), v. Neumann ©. 127, Lentner 
©. 146, 5. v. Martens I, 8 127, Domin-Petrufhevecz, Art. 1%, 
Fiore 1492, Field 778, Guelle, Precis I, p. 239 ff. Die Amerikaniſchen 
KRriegsartifet 413, Abf. 2, enticheiden die Frage nad) der Ausbeſſerung von 
Brefchen zc. nicht in abstracto, fondern jchreiben ausdrüdliche Vereinbarung im 
concreten Falle vor. Die Brüffeler Erklärung jchweigt. Für die im Tert 
vertretene Anficht, welche davon ausgeht, daß alles nicht ausdrüdlich im Vertrage 
Verbotene, was feine eigentliche Feindjeligkeit darftellt, erlaubt jei, ift Dagegen 
die Autorität von Grotius $ 7, PBufendorf $ 9, der in der Gefanmtfrage 
richtigermweile noch weiter geht al8 Grotius, Heffter und v. Martik an 
führen; vgl. au Funck-Brentano et Sorel p. 303. Wenn die Frage 
nad) der Zuläſſigkeit der Fortführung von Belagerungsarbeiten nach dem be 
ftehenden Kriegsrecht (Amerikaniſche Kriegsartitel 143, Ubf. 1, Heffter- 
Geffden a. a. ©. NRiquelme p. 163, Halled a. a. D. u. A.) anders, d. }. 
verneinend, beantwortet werden müßte, jo würde das die hier vertretene Auffafiung 
nicht nothwendig alteriren, weil der Grund für die verneinende Antwort in dem 
der Belagerungsarbeit anhaftenden Charakter der Angriffshandlung gendt 
werden müßte. 


#5 Die unbefchräntte Verproviantirung von belagerten Feſtungen während 
eines Waffenftillitandes würde allen vom Belagerer errungenen Vortheil, 
der für den ganzen Krieg höchſt wichtig, ja entjcheidend fein Tann, illuſoriſch 
maden können und darf deshalb ſelbſtverſtändlich nicht ftattfinden. Ob eing contr 
lirte, nur für die Dauer des Waffenftillftandes verproviantirende Einführung von 
Lebensmitteln in die Feſtung geichehen darf, hängt von der Kricgführungspolitit 
des Belagernden ab (vgl. Geffden Note 9) und darf deshalb ohne deſſen au— 
drückliche Einwilligung nicht gefchehen; vgl. Funck-Brentano et Sorel p. MH. 
Sie ift im 1866er Kriege von Preußen den Defterreihiihen Feſtungen gemährt, 
1871 den ranzöfifchen verweigert worden. Die namentlich im Ießteren Kriege 
von den Chaudordy'ſchen und anderen Franzöſiſchen Depejchen ausgefprocden 
Meinung, dab die felbitverftändliche Buläffigfeit der Werproviantirung nad ge 
ſchloſſenem Waffenftillftande ein völferrechtliher Saß ſei, beruht wie jo Vieles 
in eben jenen Depejchen auf Unfenntniß des Völkerrechts. S. übrigens Bluntigli 
in v. Holpendorff'3 Jahrbuch für Gefepgebung u. |. w. I, ©. 295. Ob es ſich 
um eine Feftung oder um einen eingeſchloſſenen Truppentörper: handelt, macht feiner 
Unterfchied, und die von Calvo 8 2137 zwijchen beiden Fällen gemachte Unter 
icheidung hat nicht den Werth, den er ihr ſelbſt beifegt. Denn der Gedanke, di 
bei nicht ftattfindender Verproviantirung die eingeſchloſſene Menſchenmenge Dr 
kungern fönnte, trifft auch zu, wenn e3 ſich um eine eingejchlofjene Feſtung har 
delt, wird aber in feinem der beiden Fälle praftiich werden, indem entweder bit 
Zerproviantirung im Waffenftillftandsvertrage ausbedungen oder Ergebung © 
folgen wird. Geſchichtliche Präcedenzfälle aus der neueren Beit, die Berproviat 
tirung betreffend, j. bei Calvo $ 2138 fi. 

A) Vgl. Bufenborf 89, aber auch Grotius, Battel und Cal vo 82144 
Wer ſich gegen etwaigen Mißbrauch und weitergehende Ausnutzung einer mr 3 
beitimmtem Zwecke abgeichlofienen Waffenruhe ſchützen will, kann und muß be} 
durd) ausdrüdliche Vereinbarung thun. 

»2) Brüjieler Erflärung, Urt. 50: „Il depend des parties contra 
tantes de fixer, dans les clauses de l’armistice, les rapports qui poarronl 
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r lieu entre les populations.“ Und in ber That pflegt heutzutage auch 
er eine beiondere Vereinbarung einzutreten, fo daß nicht mehr wie früher 
einer allgemeinen Regel geſucht zu werden braudt; ſ. Battel $ 257, 
tius $ 6, 4; 10, 2, Moser, Grundſ., ©. 260, $ 35, Bluntſchli 693, 
Rartig a a. O. Heffter. Bgl. auh die Amerilanifhen Kriegs: 
fe 141. 
6, Sattel, Bluntſchli a. a O. Mit dem Lepteren kann man in diejem 
ıe jagen, daB der Berlehr Dritter zwiichen den Sriegöparteien während des 
tenjtillftande8 außer von dem Willen ber Striegführenden von den Umſtänden 
nge. Daß, wenn freier Verkehr zugelafien ift, derjelbe nicht zu Recognodcirungen 
raudt, noch in ſonſt gefährlicher Weile ausgeübt werden darf, wie 3. B. 
3) das Ericheinen von Bewaffneten (Grotius 4, 4), iſt jelbjtverftändlid. 
r die jpecielle Frage, wie es mit ſolchen Perſonen zu balten jei, welche 
rend des Naffenftillftandes erlaubter Weiſe fi) in das feindliche Gebiet be- 
n haben und dort über die Dauer des Waffenftillftandes, 3. B. durch Krank⸗ 
zurüdgehalten jind, vgl. Battel 8 258, dem im Ganzen beizutreten ift, der 
gend auch hier ganz Grotius, $ 9, folgt, Pufendorf $ 1U. 
27) Bol. Fiore 14W. 
2) So 3. B. im Teutid- zranzöfiihen Kriege von 1870/71, wo durch den 
enjtillftand vom 28. Januar 1871 das Gebiet zwiichen der Pariſer Enceinte 
den Feſtungen vor Paris für neutrale Zone erklärt wurde. Was im einzelnen 
beitimmt werden foll, Linie oder Bone, richtet fid) nad) Lage und Größe 
Zerhältniſſe; unter Umſtänden genügt eine Beltimmung, wie weit die gegen- 
en Borpoiten von einander entfernt zu bleiben haben; vgl. Rüſtow, Kriegs. 
k und Nriegsgebraud), ©. 339. 
'*, Beiipiele bei Martens, Recueil VII, p. 171, 174, 177, 3396. 40, 
eau Recueil I., p. 582. 


»*BBattel S 2360, Bluntſchli 694, Lentner ©. 144. Die Länge der 
hängt von der Willfür der Baciscenten ab. Pie früher üblichen Waffen- 
inde „a longues anndes“ oder „auf geraume Jahre“, die in Wahrheit mehr 
ensihlüjie als Maffenftilljtände waren (Bufendorf S 4 Nattel S 236, 
er 8 278 ©. F. dv. Martens p. 280, Mojer, Verſuche X., 2. 39 ff. 
Grundſ. S. 263, 8 1 S. %, 8 9 Cted, Berfude 1772, Wr. 9. 
artiß a. a. On, obgleidy jie jih von dem wirklichen Frieden namentlid) 
:ch unterſcheiden, daß fie die jtreitigen Puncte unentichieden und die Kriegs: 
ye beitchen laſſen Pufſendorf S 14, Vattel S 236, Martens, Precis, 
w v. Martig a. a. O., kommen nicht mehr vor; fie jind in jüngjter Zeit 
nicht mehr mit der Türkei abgefchlofien worden, mit der fie bis gegen 
Mitte des 18. Jahrhunderts aus religiöjen Gründen cingegangen wurden 
n des fir den Islam beitehenden Glaubensjages der unablälligen Belriegung 
Ingläubigen und folglidy der Unſtatthaftigkeit eines wirklichen „ewigen Friedens 
Ungläubigen und weil von dem umgefehrten Standpuncte aus aud fr die 
liben Staaten ähnliche Gefichtspuncte gegenüber der Türkei in Frage famen. 
hen beiderieitig hriftlihen Staaten find in der Neuzeit nur ausnahmsweiſe 
tenftillitände dieſer Art geichlojien «1609 zwiſchen den Niederlanden und 
nien auf zwölf Jahre. 1634 zwiichen Oeſterreich und Frankreich auf zwanzig 
rt Nach Ablauf der Zeit fand häufig eine Erneuerung jtatt. Cine während 
.geraumen Jahre” auftretende neue Nriegsurjahe ſchloß den Krieg nicht aus. 


VBgl. Buiendorj S 6, Grotius SS, Hefiter SH2a.E. Wheaton 
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a. a. D. Eine Verpflihtung dazu befteht beiteht aber nicht (vgl. Geffcken 5 „. 
Heffter), und eine neue eigentliche Kriegserflärung ift natürlih in feinem Kal 
erforderlid. Grotius 8 3, 1, Bufendorf $ 6, Battel 8 260, Wheato— 
p. 168, Yield 782; vgl. au Nys, Le droit de la guerre etc., p. 130 f. 

42) Bol. G. F. v. Martens p. 279, v. Neumann ©. 127, v. Mart m 4 
a. a. D., Lentner ©. 144, Wheaton a. a. D., Heffter:-Geffden ©. 300 
Bluntſchli 694a. Empfehlenswerth und ficherer ift freilich auch hier, bejondere 
und beitinmte Verabredung über die Nothwendigkeit der Belanntgabe zu treffen. 
Die Brüffeler Erklärung jagt Art. 47: „Sila durée n’en est pas terminde, 
les parties belligerentes peuvent reprendre en tout temps les op£rations 
pourvu, toutefois, que l’ennemi soit averti en temps convenu conformement 
aux conditions de l’armistice.“ 

49), Srotius $ 5, Vattel $ 244 und oben. 

4) Vgl. Vattel $ 239, Bhillimore p. 165, Heffter u. U. 

45) Wenn es alſo heißt, „depuis le ler mai“ follen die Waffen ruhen, fo gilt 
der Waffenftillftand von der erften Stunde des 1. Mai an. So auch Battel 
8 244. Nuffälliger Weiſe ftellt Grotius $ 4, 4, dies in Abrede und behauptet, 
dab in diefem Falle der erfte Mai noch nicht unter den Waffenftillftand falle, 
weil durch das „depuis“ der genannte Tag von bem folgenden Beitraum getrennt 
werde. Dieſe Grotius'ſche Meinung hat aber feine Anhänger gefunden. Schon 
fein Commentator Barbeyrac tritt ihr entgegen in der Note 6 zu $4. Ebenſo 
Strauch cap. 5, $ 2, und Pufendorf 8 8. Wie Grotiud aber bie Eng- 
liſche Praxis; vgl. Calvo $ 2, 145, und die dort angef. Engliichen Schriftiteller. 

+6, Nicht aljo mit dem Sonnenaufgange des betreffenden Tages, wie Battel 
$ 244 will, was aber dem modernen Brauch nicht entfpricht und auch wegen bes 
im Laufe des Jahres fi vollziehenden Wechſels des Sonnenaufgangsmoments 
zu zwar nur Heinen, aber doch unmotivirten Ungleichheiten bei der Berechnung 
führen würde. Dasfelbe gilt für den Endigungsaugenblid, ſ. folgende Note. 

2 Ein „bis zum 1. Mai“ abgeidjlofjener Waffenftillitand endigt aljo mit der 
legten Stunde des 30. April (vgl. vor. Note), jo daß der Tag, bis zu welchem ber 
Waffenftillftand dauern fol, nicht mehr unter den lebteren fällt; anders aber 
wieder Grotius und mit nicht8 weniger al3 genügender Begründung Battel, 
jowie die Engliihe Praris; ſ. Calvo a. eben angef. O. 


Neunundzmwanzigited Stüd. 


Das Seekriegsrecht. 
Von 


Geh. Rath Prof. Dr. Geffcken. 


Haudbuch dei Bolſterrechte V. 


8 121. 
Die Eigenthümlichleit des Seekriegsrechts. 


Wenn der Seekrieg den allgemeinen Normen unterliegt, welche für 
Krieg überhaupt gelten, jo ergeben ſich aus feiner Natur doch gewiſſe 
erichiede von Landkrieg. Dieſe betreffen das Kriegsfeld, die Kriegs- 
el und die Gegenſtände, gegen welche der Angriff fi richtet. Ver 
zuplaß des Seekrieges ift nicht blos das feindliche und das eigene 
tet, alſo die beiderjeitigen Stüftengewäller, die als Theil des Staates 
en, jondern auch die geſammte Hohe See, die nullius territorium ift; 
an der Grenze des neutralen Küftengewällerd muß der Seefrieg Halt 
ben, innerhalb desjelben darf kein Angriff, noch Vorbereitung dazu 
Tınnden, in dasjelbe hinein darf feine Verfolgung fich erjtreden. Ten 
tralen Küſtengewäſſern gleich gejtellt find neutrale Binnenneere und 
iſſe vertragsmäßig neutralifirte Mafjergebiete — Meere, Meerengen 
' Strommündungen —, wovon näher bei der Neutralität. 

Die Kriegsmittel find zur See wie zu Lande fachliche und periön- 
e, alſo die Flotte und die Küjtenbefeftigungen mit ihrer gejammiten 
Srüftung und die kämpfende Mannjchaft; dagegen fehlen beim Seekrieg 
ſogen. relativen Mittel des Landkrieges, d. h. folche, die an ſich 
litäriſch indifferent find und nur für eine beftimmte friegerifche Action 
ichtigkeit gewinnen, wie Straßen, Brücken, Eiſenbahnen, Telegraphen, 
agazine. Alle Mittel des Seekrieges ſind abſolute, d. h. lediglich zum 
igriff auf den Feind und zum eigenen Schutz gegen denſelben beſtimmte 
treitträfte. Bei Weitem das wichtigſte Kriegsmittel zur See iſt die 
lotte. Als Kriegsſchiff iſt jedes zu derſelben gehörige, einem militäri— 
ven Befehlshaber unterſtellte Schiff mit militäriſch organiſirter Beſatzung 
Aufehen. Aeußerlich kennzeichnet ſich dasſelbe durch Flagge und Wimpel. 
as Recht eines Staates, eine Kriegeflotte zu halten, iſt ein Ausfluß 
Aner Unabhängigkeit, wie dag, überhaupt eine bewaffnete Macht zu 
erhalten. Nur ausnahmsweise kann dasjelbe beſchränkt jein, wie 
8. Art. 27 des Berliner Vertrages von 1878 Montenegro unter: 

35° 
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fagte, Kriegsfchiffe zu Haben, Urt. 8 des Vertrages von Turkmantſchai 
von 1826 Perſien dies Recht für das Caspiſche Meer abfprach und der 
Art. 11 des Parifer Friedens von 1856 das Schwarze Meer neutralifirte. 

Der durchgreifendfte Unterfchied des Seefrieges vom Landkrieg liegt 
in den Gegenftänden des Angriffes. Im Landfrieg ift nur die Zerftörung 
oder Wegnahme des feindlichen PrivateigenthHums gerechtfertigt, melde 
durch den Kriegszweck der Beſiegung des Gegners erfordert wird. m 
Geelrieg iſt dies big Heute nocd anders; nur eines gilt als ıumerlaußt, 
die Beichießung unbefeftigter Häfen. Die Verwüftung Finnischer Fiſcher⸗ 
dörfer durch das Englifche Oſtſeegeſchwader im Kriege gegen Rußland 
1854, die Beſchießung Valparaiſos dur den Spanifchen Admiral 
Mendes Nunez 1866 find als Verlegungen des Völkerrechts anerkannt. 
Im Uebrigen richtet jich der Angriff zur See noch heute reichlich fo jehr 
gegen das fchwimmende feindliche Eigentum und den Handel der Pr 
vaten al3 gegen die feindlichen Streitkräfte. In wie weit dies berech— 
tigt ift, wird weiterhin zu erörtern fein. 

Ueber den Schauplatz des Seekrieges ift nach dem oben Gefagten 
nicht weiter zu bemerken, dagegen erfordern feine Streitkräfte und 
Gegenstände nähere Betrachtung. 
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Xiteratur: Martens, Essai concernant les Armateurs, 1795. — Cauch}i 
Le droit maritime international, 1862, vol. I. — Pardessus, Collection 
des lois maritimes, 6 vol., 1826. 


Die große Rolle, welche die Flotten in den Kriegen des Altertgumd 
ſpielten, ift befannt. Die Griechiichen Siege bei Salamis und Wytelt 
entfchieden die Niederlage der Perſer, bei Aegos-Potamos vernicht! 
Lyfander Die Macht Athens. Die Lage Carthagos wies es auf die 
Entwidelung feiner Kraft zur Eee hin; nad) der Zandjeite durch Kifet 
und Schwache Nachbarn geſchützt, begründete es durch Eroberung Colonies 
auf den Inſeln und an den Küften des Mittelmeeres und beferriät 
Letzteres mit feinen Flotten lange Zeit. Seine Eroberungen in Sicilic 
und Spanien brachten es in Conflict mit Rom, das, während es f% 
früher begnügt hatte, nad) einem Siege dem Gegner die Seefahrt ji 
verbieten (interdietum mari Antiati populo [Liv. 8, 14]), eine Flotte 
erit zum Kampf gegen Garthago bildete und es erjt dadurch befiegkt. 
Nach dem Sieg des Duilius unternahm das Genie Hannibald durch die 
Invaſion Ztalieng einen Stoß ind Herz gegen Rom. Die Diverfion der 
Mömifchen Flotte unter Scipio gegen Carthago zivang ihn, den Schau 
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b jeiner Siege zu verlaffen. Und wie die Auslieferung und Ber. 
nnung der Puniſchen Flotte nur das Vorſpiel des Unterganges des 
tated ſelbſt war, jo jchloß der Sieg Octavians bei Actium zugleich 
Geſchichte der Römischen Nepublit und des Ptolemäifchen Königthums 
Megypten. Nachdem Rom legteres erobert und jchon zuvor Bompejus 
zu furchtbarer Macht erwachſene Eeeräuberei niedergemworfen, be- 
richte es das Mittelmeer,!) und wefentlid durch feine Herrichaft zur 
: hielt ſich auch ſpäter das Oſtrömiſche Reich, während das Weft- 
liſche ſchutzlos den Einfällen der Barbaren preißgegeben war. Die 
jelnen Raubzüge derjelben vom Schwarzen Meere aus nad) Kleinafien 
> Griechenland waren wahrjcheinlich der Anlaß, daß bei Todesitrafe 
verboten war, den Barbaren zu lehren, Schiffe zu bauen.?) 

Im ganzen Alterthum waren die Ceeftreitfräfte Staatsflotten. In 
den lag es zivar den reicheren Bürgern ob, nad) beftimmter Schäßung 
Schiffe zu bauen, auszurüjten und zu verproviantiren, jo daß der Staat 
»öhnlich nur den Sold und die Tafelage zu bezahlen hatte; aber dies 
e wie die Leiturgicen überhaupt nur eine Art der Belteuerung, Die 
tte gehörte dem Staate und wurde von ihm ausjchlieglich befehligt. 
Römiſche Staat baute feine Flotten ſelbſt und verftärkte fie nur durch Die 
Bundesgenoſſen (socii navales), denen er auch gelegentlich die Krieg⸗ 
ung ganz oder theilweije überließ, wie 3. B. den Nhodiern gegen 
tohus. Im ganzen Alterthum aber findet fich feine Epur daven, 

der Staat Private ermächtigt Hätte, auf eigene Hand Kriegszüge 

Zee zu unternehmen. 

Tie Einbrüche der Germaniſchen Völkerſchaften in das Römiſche 
H, melde dasjelbe ſchließlich zerftörten, geichahen fajt ausſchließlich 
"ande; Unternehmungen zur Cee, wie die der Bandalen gegen Afrika 

die Landung der Angelſachſen in Britannien bilden Ausnahnıen. 
t im 10. Jahrhundert gewinnt die Sce mit den Zügen der Normannen 
' ihren Staatengründungen in Neuftrien, Apulien, Sicilien und Eng- 
d Bedeutung. Der eigentliche Ecefrieg aber fpielte in jener geit 
ie große Rolle. Tas Lehnsweſen bot für denjelben nicht die Hand- 
x wie für den Landkrieg, der König fonnte nicht fordern, daß feine 
fallen in ähnlicher Weiſe Schiffe jtellten wie Reiter; der Lehnsadel 
nd überhaupt der Sccfahrt fremd gegenüber. Eben der Mangel einer 
lien Autorität zur See ließ die Seeräuberei überhandnehmen, und 
fe wurben zu einer furchtbaren Geißel, feit die erobernden Sarazenen 
ten Krieg gegen Alles, was chriftlih war, auch auf dad Meer aus 

Hiergegen fuchten die jeefahrenden Nationen fih auf verfchiedene 
Eile zu ſchützen. Zunächſt verbanden ſich einzelne Schiffe zur gemein- 
nen Reiſe und Unterſtützung gegen Angriffe; man nannte Died con- 
a, conservagium facere, foederatae naves, quae eundem cursum 
tentes sibi mutuam opem promittunt (Ducange), und zwar geſchah 
3 de voluntate spontanca oder mandato Rectoris vel Consulum.?) Co 
iehlt noch ein Genuefiihes Etatut von 1441: „yuod galeae quae 
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navigare debuerint versus Romaniam (Rumelien) in quibuscumgue 
passagiis, navigent et navigare debeant insimul in conserva et cum 
capitaneo super eis eligendo, usque in Constantinopolim sive Peiram, 
nec aliqua ipsarum recedat ab aliis, nec navigent sine aliis, nisi secun- 
dum mandatum et ordinem capitanei, sub poena libr. 1000 jan. pro 
qualibet galea, quae contrafecerit.“*) Bon der Bertheidigung ſchrit 
man zum Angriff, ſowohl um den Seeräubern die Beute abzujagen und 
fie gefangen zu nehmen, als auch gegen Feinde,?) was vor der Erfindung 
der Artillerie wenig Schwierigkeiten bot, infofern auch Handelsſchiffe fd 
leicht als Kriegsſchiffe ausrüften ließen. Bei den Galeeren, deren Auberer 
weder Seeleute, noch Soldaten zu fein brauchten, jpielte das ſeemänniſche 
Perſonal eine verhältnigmäßig geringe Rolle, und man feßte auf die Schiffe 
diefelben Soldaten, welche Landſchlachten fchlugen und Städte belagerten; 
fie mußten fih nur an die See gewöhnen. Da ferner bei ber bamals 
herrſchenden feudalen Anarchie der Grundſatz, daß das Kriegsrecht dem 
Souverän allein gehört, vollitändig bei Seite gefeßt war, fo machten die 
Unterthanen eines Staates gegen die eines anderen ganz auf eigene Hand 
ſolche Beutezüge (cursus, excursus), felbft wenn ihre Staaten in Frieden 
mit einander waren;°) ja, wir finden Verträge, wo Died Recht ausbrüdlid 
anerfannt und nur einigermaßen beſchränkt if. Um fo mehr Hatten bei 
erflärtem Kriege alle Unterthanen, denen herkömmlich geftattet ward „de 
courir sus & l’ennemi“ das Recht, ohne befondere Erlaubniß Züge gegen 
die Feinde zu unternehmen. Bei folcden armements en course mar wohl 
die innere Organijation, das Verhältniß der Befehlshaber zu den Eigen 
thümern der Schiffe und zur Mannſchaft, die Vertheilung der Beute 
u. f. w. Gegenftand obrigfeitlicher Beftimmungen;®) aber fofern fie auf 
Privatkojten ausgerüftet wurden, gingen fie durchaus felbftjtändig vor, 
wählten ihre Officiere, übten eigene Polizei, kriegten auf eigene Hand 
und theilten die Beute, ohne daß der Staat fich irgendiwie weiter ein 
mifchte. Es lag auf der Hand, daß eine derartige Kriegführung der 
ſchwerſten Mißbräuchen unterlag und vielfah zur offenen Seeräubert! 
wurde, wie dad Treiben der fogen. Vitalienbrüder in der Nord: um 
Dftfee zeigt. Die erſte Reaction gegen dieſe Anarchie war, von DM 
Privatkapern (corsarii) eine Bürgfchaft zu fordern, daß fie ſich nicht 
an GEigenthum und Unterthanen befreundeter Staaten vergriffen.) Te! 
zweite wirffame Schritt war, jede foldhe Unternehmung einer befondere* 
Ermächtigung zu unterwerfen, marcha genannt (eigentlich in dag &bt* 
des Anderen einzufallen, fpäter vorzugsweiſe für Repreffalien und MT 
griffe zur See gebraudt), und die darüber ausgeftellte Wefcheinige F 
hieß licentia marcandi, lettre de marque, Saperbrief.!%) Lange 

diefe Ermächtigung auch im Frieden Unterthanen ertheilt, um fih ge 
alle Angehörige des Staates, von dem oder von deſſen Unterthanen 
ſich geſchädigt erachteten, ſchadlos zu Halten. E3 war ſchon ein FH 
Ihritt, ald man zur Bedingung machte „ut de requisiti in redde 
justitia defecta constet illi qui marcham indicere voluerit per lite — 
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regias vel alia publica instrumenta, antequam ad dictam marcham 
faciendam procedat“, wie e3 in einer Verordnung Philipps des Schönen 
um 1313 beißt (Martens I, 84). Eduard III. beflagt fich, daß der 
König von Aragon einem von einem Englijchen Kaper geplünderten Unter: 
thanen Kaperbriefe gegeben, da er doch ſtets bereit fei, Klagenden Recht 
ju gewähren, weshalb „videtur sapientibus et peritis, quod causa de 
iure non subfuit marcham seu reprisaliam in nostris, seu subditorum 
nostrorum bonis concedendi“ (Hallam, Middle Ages IT., p. 247). Weit 
größere Bedeutung hatten diefe Kaper im Kriege, wo fie aber nunmehr 
nicht blos eine individuelle Ermächtigung haben mußten, fondern aud) 
ber Staatögerichtöbarkeit unterworfen wurden.) Damit waren dieſe 
raisseaux arınds en Course, commissie-vaarders, privateers von den Bi- 
raten, Freibeutern, Flibuſtirern und boucaniers ſcharf gejchieden, da fie 
raft ihrer Vollmacht quicquid agunt, agunt publica auctoritate” 
Bsokershoek, Quaest. iur. publ. de pracdatoria privata, I., cap. 18), 
und mit der Einſetzung einer Admiralität, welche über alle Priien 
sntichied, während Dies bisher und auch im Consolato del mare den Be: 
rehlshaber des Kriegsſchiffes oder Kaperd nach dein ungefchriebenen 
Servohnheitdrecht überlafien mar, begann eine neue Aera des Seekriegs— 
rechts. Daneben dauerten freilid nod lange Kaperbriefe im Frieden 
fort, wenn fie auch durch Verträge befchräntt wurden. Noch der Guidon 
le la Mer vom Ende des 16. Jahrhunderts fagt (X. 1): „Lettres de 
marque se concedent par le roy, quand hors le fait de la guerre, les 
sujets de diverses obeyssances ont pille, ravage les uns sur les autres 
et que par voye de justice ordinaire droit n'est rendu aux interessez, 
vu que par temporisation ou delais justice leur est denice.*“ Er ver- 
gleicht dies mit dem Falle, wo ein Staat dem andern nicht Genug. 
thuung geben will und jagt, daß dann durch die Kaperbriefe erlaubt 
wird, „’apprehender, saisir par force ou antreinent, les biens et marchan- 
dises des sujets de celuy qui a tolere ou passe sous silence le pre- 
mier tort“. (Pardessus II., p. 410.) 

Neben diefen Rrivatunternehmungen erjcheinen endlich auch in dem 
Maße, ald man die Intereflen der betreffenden Etaaten nicht ausreichend 
duch die erjteren geſchützt erachtete, die Staatäflotten von großen zu 

iegszwecken gebauten Schiffen (Flota de galcas e de navios armados 
et poderosos de gente, ähnlich der Zufammenjehung eines großen Land: 
eres, wie Die Aragoniichen Partidas von 1266 fagen). Venedig, Genua, 
biſa, Amalfi begründen durch die Geichwader ihrer Galeeren ihre 
errichaft und führen mit ihnen ihre Kriege. Ihnen folgen andere 
Cittelmeerftaaten und die Hanja, dad damalige Teutjichland zur Sce, 
ten Slotten die nördlichen Deere beherrichten, dann die größeren 
eTritorialftaaten, in dem Maße als die fonveräne Gewalt fi) dort be- 
Rigete und die großen Vaſallen untertwarf, welche diejelbe zerjtüdelt hatten. 

Die Flotten Englands, Frankreichs, Aragoniend waren freilid) lange 

beſcheidener Art, meijt nur für einen bejtimmten Krieg, theils aus 
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gemietheten fremden Schiffen, theild aus Handelsfchiffen der Geeftädte 
im Wege der Reguifition gebildet; noch Heinrich VIII. mußte Scife 
in Hamburg, Lübeck, Danzig, Genua und Venedig miethen. Das Haupt 
mittel des Seekrieges blieben die Kaper, nur daß fie immer mehr der 
ftantlihen Gejeggebung und der Gericht3barkfeit unterworfen wurden. 
Eon brachte das Statute of Truces Heinrich VIII. von 1514 die wichtige 
Neuerung, daß jeder Befehlshaber eines Kapers vor feiner Abfahrt vor 
dem Conservator of the Kings Peace and Safe Conducts ſchwören mußte, 
alle Priſen in den Hafen zu bringen, von dem er gejegelt, „and thereof 
make full information before the said Conservator, who had power and 
authority to enquire and decide upon all offences against the Kings 
Truce and Safe Conducts of the Main Sea.“ 

Erjt mit der Entdeckung Amerikas, der Entjtehung der Artillerie, 
der Begründung überjeeiicher Colonien, der Haböburg-Spanifchen Mon 
arhie und dem Erſtarken Frankreichs und Englands begannen bie 
Staatöflotten wieder eine größere Rolle zu fpielen. Sie bilden die 
Streitkräfte des großen Seekrieges, der mit der Schladht von Lepanto 
1571 neu beginnt, aber damit Hört die VBetheiligung der Privaten am 
Kriege nicht auf; im Gegentheil brachte bald der Unabhängigkeitskampf 
der Niederländer gegen Spanien daS Kaperweſen auf eine no nidt 
gefannte Höhe. Die aufftändiichen Provinzen Hatten feine der Epani 
ichen ebenbürtige Flotte, aber fuchten durch ihre Kreuzer den damalß jo 
bedeutenden Handel Spaniens zu zerftören. Lebteres, das fie nicht al 
Kriegführende anerkannte, jondern als Seeräuber behandelte, antwortete 
mit Gleihem, und Elifabeth von England beförderte die Kaperei eben 
fall, anfangs gegen Holland, dann gegen Spanien. Die wenigiten diejer 
Kaper zogen zum Angriff auf den Feind aus, fie lockte vor Allem die 
Beute. Dazu bejchräntten fie fich nicht darauf, die Handelsſchiffe des Feinde? 
twegzunehmen, jondern durchfuchten auch die der Staaten, mit denen fie 
in Frieden waren, nach feindlicher oder verbotener Waare. Dieſer Krieg 
gegen das Privateigenthum zur See ward um fo erbitterter geführt, je 
bedeutender einerfeit3 der überjeeifche Handel fich entwidelte, andererjeitd 
alle jeefahrenden Nationen ftrebten, denjelben zu ihrem Monopol zu madert 
und andere hiervon auszuschließen. Die Handelseiferfucht wurde det 
Hauptbeweggrund der Geefriege, und die Kaper, welche mehr Beweglich* 
feit hatten als die fchiweren und verhältnigmäßig nicht zahlreichen Schlachte 
Ihiffe, wurden dag mächtigſte Werkzeug, um den Handel der Feinde zu? 
zerftören. Den Mißbräuchen, zu welchen die Kaperei nur zu leicht 
Anlaß gab, den Klagen „de iniqua earum rapina“, wie Bynkershoe? 
jagt, ſuchte man durch Geſetze und Verträge!?) zu begegnen. Man ver“ 
langte 1. die ausdrüdlihe Ermächtigung des Souveränd durch der 
Kaperbrief, ohne den feine Feindfeligkeit begangen werden durfte, 2. einst 
Caution, bejtimmt, die neutralen Schiffe bei ungerechtfertigten Angriffe 
zu entichädigen !?) und die Kaper für Verlegung der Gejege zu ftrafert; 
3. Unterwerfung derjelben unter die ftaatlichen Gerichte, welche allein 
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Priſen zuertennen durften.) Uber als eine fo wichtige Waffe 
ien die Staperei, daß jene Vorbehalte nit nur oft feht läſſig 
geführt, ſondern auch die Kaper in mannigfacher Weiſe ermuthigt 
ven. Theils gab man denjelben geradezu Prämien, wie die General- 
en 164° und 1645,'°) theil® unterjtügte man ihre Ausrüftung, wie 
Franzöſiſche Edict von 1584, Art. 30,1) theil® erfand man immer 
Gründe der Wegnahme neutraler Schiffe und Ladungen, und er- 
erte den Neutralen den Recurd an die Admiralitätsgerichte Man 
ächte aljo einerjeits die gefegliche Unterdrüdung der Mißbräuche, indem 
3. B. erflärte, dad die Eigenthümer für die „depredations des gens 
merre d’iceuls navires* nur verantivortlich feien, wenn fie „parti- 
ats du deliet” geweſen, da eine zu fcharfe Praris in diefer Beziehung 
oit grandement dommageable a Nous et nostrediet royaume parce- 
ce seroit oster le coeur a nosdiets sujeetz de nous faire service 
vmps de guerre*, wie das Edict von 1584 jagt;!') andererjeits 
? man die Beuteluft der Kaper auf Koften der Neutralen zu reizen. 
jeiit es im demſelben Edict, Urt. 69: „Item et pour ce que par 
'ant. sonbs vouleur des pratiques et intelligences que ont aucuns 
»s alliez et vonfederez avee nos ennemis lors qu’il v avait aucune 
faicte sur mer par nos subieets, plusieurs provez se suseitovent 
teosdiets alliez vonlans dire que les biens pris en guerre leur appar- 
nt soubs umbre de quelque part et portion qu’ils avoyent avee nus- 
ennemis,. dont se sont ensuivies grosses condemnations a l’encontre 
oscliets subiects au moyen de quoi iceuls nos subieets ont de- 
eraint d’esquiper navires en guerre pour nous faire service et 
Nmaizer nosdiets ennemis. Nous pour remedier a telles fraudes 
in que nosdiets subiects reprennent leur courage et avent 
leur desir et veeasion d’esquiper navires en guerre: 
; vonla ct ordonne, voulons et ordonnens qui si les nDavires de 
ets subieets, font en temps de guerre, prises par mer d’aueuns 
EX appartenans a aultres nos subiertz on a nos alliez, vonfederez 
Mis, esqnels y ait biens, marchandises ou gens de nos ennemis, 
ien aussi de navires de nosdiets ennemis esquels y ait persomien, 
aandises ou aultres biens de nosdiets subieets, alliez. eonfedervz 
nis, que le tout soit declare de bonne prise, comme si le tout 
tenoit a nosdiets ennemis.” (Pardessus IV., p. 516.)'°) Und dies 
ip „confiscantur ex rebus naves, ex navibus res” blieb bejtehen, 
als die Ordonnanz Ludwigs XIV. von 1681, Titre IX., Des Prises 
‘, die Jurisdiction über die Kaper fchärfer regelte; ja felbit ein 
Feinde wiedergenommenes Schiff der eigenen Unterthanen galt als 
Priſe des Gaptors, wenn es mehr als 24 Stunden in feindlicher 
alt geweſen war (Art. Yy. (Pardessus IV., p. 355.) Durch Vertrag 
12. Augujt 1689 erffärten Holland und England jedes Schiff, das 
Frankreich jegle oder von dort komme als gute Priſe. — Tieien 
alter, den Kandel des Feindes möglichit zu zeritören und den der 
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“m sirtege Vortheil zu ziehen, behielt der 
:* © und 18. Jahrhunderte. Leder Krieg 
‚Ser Die Kaperei, und unabläjitg iind dir 
";5 men geichehene Unrecht und die Streitig- 
3J Es war dies nach der ganzen Natur 
... Fetehe gegen ihre Ausſchreitungen waren 
gericht zeigten Sich gegen legtere Ich: 
.. Sserbote meift nur gegen qrobe Verbrechen. 
„zung don Gefangenen auf wüſte Inſen. 
‚Sr wie Verſenken des Schiffes, Plünderurg 
. Berzgang Den Eigenthümern des Kavers dir 
1°s], Art. 1020). Nur einzeln komm: 
Zrzzeen auf die Ertheilung von Kaverbrieen 
...n et Schweden und Holland gegenieitig 1014, 
. 2 Dem eriten Zeparatartifel des Friedens 
7Tu unthunlich befunden morden, und Rußland 
2 Worte 1197-74. Die Bejtimmung di 
ze, und Den Vereinigten Staaten von 175, 
> nn ſich zufagten, im Kriegsfalle „a w’arconder 
s valsseaux armes en course. qui les autorisit 
ces sortes de vaisseaux marchands vu à 
" Martens. Rec. IV. p. 47), blieb allein 
den Verträgen von 1700 und 1828 nicht mieder 
Se —— des Abgeordneten Kerſaint in der leg 
‚em . Mat 17902, die Kaperei abzuſchaifen, und 
ser Machte aufzufordern „pour faire supprimer daS 
elrt lien sur mer les armements en core”. 
ezzisnd annvortete gar richt, Spanien und di 
zen Vorbehalte; nur die Hanſeſtädte nahmen 
dden!gemäß wurde durch Das Decret vom 29, Mar 
rn Hanieatiſche Schiffe abgeſchafft. Uehrigerz 
>. weiteſten Maße anf Die Ausrüftung von Kaperr 
„at Den Häien der Vereinigten Ztaaten betrich, 
rerreten. In Dem Kriegen bis 1815 erreichte Die 
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ZEIT gegen Die Neutralen namentlih in England 
MED Die Kaper brachten fajt jedes Schiff fremder 
N. ichtisiten De vänden auf und boten dann an. 
no imollen, in Nerfabren, Das ſelbſt von Eng» 


iitous ldap bezeidinet ward. Umgekehrt 
en IS * > 1-4 Ne Amerikaniſchen Kaper gegen Die 
not verbeerende Wirkſamkeit. 
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1) Qui mare, qui terras, omni ditione tenerent (Virg. Aen. I. v. 234). 

?) Cod. IX., 47, De poenis XXV.: His qui conficiendi naves incognitam 
ante peritiam barbaris tradiderint, capitale iudicium proponi decernimus. 

°) Stat. Massil., 1253—55, cap. 23; Pardessus, Lois maritimes IV., 
p. 277. Schon in Griechenland famen jolhe Heilen unter dem Namen cuorlos« vor. 

) Stat. Officii Gazariae, Pardessus IV., p. 49. 

°) Patent Alfons’ III. von Aragonien, Anfang des 14. Sahrhunderts: 
„Ad propellandas innumerabiles violentias, neces, rapinas, injurias et offen- 
sas, quas improbi Januenses vobis et aliis fidelibus et subditis nostris nimis 
iniuste hactenus intulerunt, providistis et ordinastis armari certum numerum 
galearum, navium et aliorum lignorum seu vassellorum, cum quibus feliciter 
eos ad restituendum ablata et ad desistendum al huiusmodi insolentiis atque 
dispendiis, possitis potenter atque viriliter cohibere.* "Pardessus V., p. 393.) 

°) Pardessus IL, p. CXX., giebt hiervon mehrere Beiipiele. Die Chronit 
der Abtei Et. Etienne in Caen erzählt, daß die Engländer 1293 ostenso signo 
pacis plößlid einen Ueberfall auf die Normannen madıten, die alle Schiffe in 
ihren Händen zurüdließen. Boccklh, De la propriet« privee ennemie sous 
pavillon ennemi, p. 19. 

*: So zwiſchen Frankreich unb England von 1225, 1235, 1238 und 1255: 
„(Quod si infra 2 menses postquam forisfactum eis /subditis) constiterit, emen- 
datum non fuerit, ex hune ille cui forisfactumn fuerit poterit currere super 
forisfactoreın suum donec plenario fuerit emendatum, et nos sine meflacerr 
poterimus jJuvare hominem nostrum contra ınalefactorem.“ (Dumont, Corps 
dipl. I., p. 166, 182, 380, 399.) 

* Bgl. die Kapitel Alfons‘ ITI. von Aragonien vom Anfang des 14 Jahr- 
hunderte: „Ordinacions de tot vexell qui armarä& per andar en cors.“ (Par- 
dessus V., p. 397.) 

”, Breve curiae maris von Piſa (1258: „quod illi arımatores dent idoneam 
securitatem de non offendendo alios nisi inimicos Pisani communis“ (Par- 
dessus IV.,p. 586); Stat. Januense 7/1316) de non commiittendo aliquid per 
quod commune Januae possit in guerram scu damnum incurrere /ibid. p. 441. 
Alfons III. von Nragonien in der Vorrede zum genannten Edict: „Inhibemus 
expresse firmiter praccipimus ne personis, terris aut bonis quibuscunque 
ant «4uorumeunque qui in pace vel in treuga nobiseum fuerint aliquoedl 
damnum, offensa etc. quomodo libet inferantur.” Ter Ztraljunder Hanſareceß 
von 1364 verlangt von dem „qui velificare voluerit sub proprie eventu ad in 
vadendum hostiliter regnum Daciae" Bürgichaft gegen Schädigung von Freunden 
und eventuell deren Entichädigung. 

", Ducange, Marcha. Facultas a principe subdito data, qui iniuria 
affectum sc vel spoliatum ab alterius principis subdito quaeritur, de quo 
jus vel rectum ei denegatur, in eiusdem principis Marchas seu limites trans- 
ire, sibique ius faciendi. So Eduard I. 1245 (Rymer, Foedera Il, p. 691: 
„Rex omnibus ballivis etc. Unde dietus Bernardus asserit se dampnificatum 
usque ad valorem 700 librorum sterlingorum de raptu et rapina praedictis. 
Quapropter idem Bernardus nobis supplicarit, ut nos sini licentiam Marcandi 
homines et subditos de regno Portugalliac et bona eurum per terram et mare 
ubicumque eos et bona eorum invenire posset, cuncederemus, yquousqyue de 
sibi ablatis integram habuisset restitutionem.“ Dem begegnet dann der andere 
Theil vielfach durch „contramarca facultas a principe concessa, ut (ui contra 
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alterius principis subditum, qui iure Marcae adversus eum utitur, eodem 
jure sese defendat.“ 

11) Edit sur le fait de l'amirauté Karls V. von Frankreich vom 7. December 
1373, Art. 3: „Se aucun de quelque estat qu’il soit, mettait sus aucun Narvire 
à ses propres despens pour porter guerre & nos Ennemis, ce sera par le 
cong& et consentement de nostre dit Admiral ou son Lieutenant, lequel &—____ 
ou aura au droict de son dit office la cognoissance, juridiction, correctiin__, 
et punition de tous les faits de la dite mer et des dependances, criminelle 
ment et civilement“ (Twiss, Black Book of the Admiralty I... Ebenjo ſco — 
1327 in Flandern (Katchenowsky, Prize law, p. 26); die Barlamentsacter een 
von 1414 und 1416 regelten die Ertheilung von Kaperbriefen und verboten jede «we 
Unternehmung ohne jolche bei Todegitrafe. 

12) Die Verträge verbieten namentlich Unterthanen, Kaperbriefe von Tyeinde- en 
des anderen Theiles zu nehmen, verjprechen feine demjelben abgenommenen Brije —en 
in den eigenen Häfen zuzulaſſen (Art. 33 u. 34 des Vertrages zwiſchen Fran: et. 
reih und Dänemark von 1662; Schmauss, Corp. Jur. Gent. I., p. 774; Urt. mE) 
des Vertrages zwiſchen Portugal und den Niederlanden, ibid. p. 750; Urt. 20, 9] 
des Vertrages zwiſchen England und den Niederlanden von 1667, ibid. p. We) 
und regeln das Anhalte- und Durchluchungsredt. (Art. 5, 6 des Vertrages zwiihe «ger 
England und den Niederlanden von 1674, ibid. 978.) 

1) Art. 9 und 10 des Vertrages zwiihen England und den Niederland —en 
von 1674 jchreiben vor, daß die „singuli navium sumptibus privatis ad beilumemem 
instructarum profecti, antequam diplomata, sive commissiones suas specia es 
recipiant“ je nad) der Größe des Schiffes eine Bürgichaft von 1500-3000 Be fb. 
Sterl. reip. 16500 — 33000 fl. ftelfen „se damnis et iniuriis quibuscung  ue 
quas suo cursu navali ipsi vel sui officiales contra praesentem hunc tr ac- 
tatum committunt, in solidum satisfacturos, sub poena etiam revocatio wis 
et cassationis literarum (ommissionalium ac diplomatum.“ 

14) Edit sur l’amiraut& de Henri III. von 1584, Art. 30: „Ne pou - 
aucun de quelque estat qu'il soit mettre sus aucun Navire & ses dp xr23 
pour faire guerre à noz ennemis, sinon par le conge du dict Admirsem-R -" 
Urt. 31 verlangt: „Caution juratoire de ne mesfaire & nos subiects ny & za O3 
amis et alliez.“ Art. 37 verbietet, über die genommenen Güter eigenmädhtig Fa 12 
verfügen, fie zu verjchleppen, oder auch nur zu öffnen und befiehlt „aA represem Tr 
le tout des dictes prises, ensemble les personnes conduisantz le Navire, zu 
dict Admiral le plustos que faire se pourra, pour en estre faict et disp > ** 
selon qu’il appartiendra et conıme contiennent nos presentes Ordonnancese &- 
sur peine de confiscation de corps et de biens“. (PardessusIV., p. 302-3?) 
Niederländiiche Instructie voor de Collegien ter Admiraliteyt von I> =#': 
Proclamatio Regia Eliſabeths von 1602; Spanijche Ordenanza para nava =" 
in Corso von 1622. 

15) „Quibus praeter praemia ex captis et recuperatis navibus exacta, 
publico aerario numerabatur certa pecunia pro modo expensarum et BE” 
modo temporis, quo operam bellicam praestabant.“ (Bynkershoek |. “ 
„It was resolved that all possible encouragement should be given to ii 
vateers“ jchreibt Clarendon von 1665, Life II., p. 335. 

16) Noch 1688 Tich Ludwig XIV. Kriegsſchiffe an Private, die keine ze— 
antwortlichfeit für deren Verluft ragen, alle Beute erwerben und nur ben 
und Unterhalt der Mannſchaft bezahlen, ſowie den Verbrauch der Vorräthe 
jegen follten. (Manning-Amos, Commentaries, p. 157.) 
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;Aehnlich noch die Englifhe Order in Council vom 4. Febr. 1664 gegen 
aimants, who are likely to withdraw by their pretended proofs, great 
ties of the ships, condemned to prevent that the seizure of all ennemy's 
nay not by such liberty of claiming the goods become wholly ineffectual.“ 
, Die eingehenden Beitimmungen ber Franzöſiſchen Verordnungen über 
i weilen ſchon auf die Wichtigkeit hin, welche diejelbe in Seekriegen Frank⸗ 
ipielte und welche die Bedeutung ber Kriegsmarine oft übertraf. In diefem 
gegen feindliches Eigenthyum hatten die Franzoſen großen Erfolg und thaten 
Hich der Englijhen Handel3marine ungeheuren Schaden. Mauritius, damals 
e France, war der Mittelpunct ber Kaperei gegen den Indiſchen Handel, 
Mid) unter dem berühmten Bailli de Euffren. Obwohl 1741 Spanien 
ieg mit 33 Linienjhiffen gegen 106 Englifche begann, verlor England 1741 
andelsichiffe. 1743: 262, 1774: 148, 1746 wurden 466 von den Franzoſen 
33 von den Spaniern genommen, 1747: 551, bein Frieden von Aachen 
hatte England 3298 Cdiffe eingebüßt. Won 1739—1815 follen über 

Engliſche Schiffe genommen fein. Indeß ift e8 eine arge Uebertreibung, 
Normann (The cCorsairs of France, 1887) jagt, daß die Franzöſiſchen 
den Engliſchen Handel von der See mweggefegt hätten; umgelehrt war 1815 
anzöſiſche Handelsmarine jo gut wie von der Eee verjhmwunden und der 
he Handel ausgedehnter als je. Die Franzöſiſche Seebeute fam nicht in 
t gegen die Niederlagen der flotte durch die Engliiche, welche erftere 

vernichtet hatte, bie ‚yranzöfiihen Häfen blofirte und ihre Colonien mweg- 

Es bemweilt das nur die Wahrheit der Auficht, die Admiral Jurien 
Yraviere ſtets vertreten, daß der Kaperkrieg dem ‚Feinde viel Echaden thue, 
n nie beiiegen Tann. 

' „Quud controversiae inde natae saepe turbent Rempublicam et Prin- 
nvicem committant.“ (Bynkershock Il. c.) 

Andere Verträge, wie 3. 8. ſchon 1669 der von Weitminfter, der zwiſchen 
» und Frankreich von 1739, der zwifchen England und Frankreich von 1786, 
ıfen das Verbot auf Annahme von Kaperbriefen von Feinden eines der 
henten. Ebenſo die Berträge der Vereinigten Etaaten mit Frankreich 1778, 
Uand 1782, mit England 1795. 


$ 123. 
B. Die Staperei im 19. Jahrhundert. 


Als Grundſätze für die Kaperei während dieſer Zeit können 

de gelten: 

1. Ein Privatſchiff darf Feindſeligkeiten zur See gegen andere 
nur begehen, wenn die Regierung der letzteren ſich im Kriege 
mit einen anderen Staate befindet, und wenn es dazu die aus: 
drüdlihe Ermächtigung eines ſouveränen Ztaates oder doch 
einer de facto bejtchenden Regierung erhalten bat.') 

2. Tiefe Ermächtigung ift ſtreng periönlid, nur auf bejtinmte 
zeit ertbeilt und jeder Zeit widerrufbar. 

3. Kein Naper darf von zwei Regierungen zugleih eine GCont: 
miſſion annchmen. Non feindlichen Regierungen ift Dies jelbjt- 
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verſtändlich, da dies nur animo furandi geſchehen könnte; aber 
auch von verbündeten Regierungen iſt es unzuläſſig, doppelte 
Kaperbriefe zu nehmen, denn die Hauptſache iſt, daß die Kaper 
unter einem beſtimmten Geſetz und beſtimmter Verantwortlich⸗ 
keit der Behörde ſtehen, mit deren Ermächtigung fie fahren; 
und eine wirkſame Auffiht wird unmöglich, wenn es ihnexn 
freifteht, von mehr als einer Macht Ermächtigungen anzu — 
nehmen.?) Dagegen kann ein Kaper von derſelben Regierum 
gegen zwei feindliche Staaten Commiſſion erhalten. 


. &3 ift im Gegenja mit der früheren Praxis?) nicht mit der 


Neutralität verträglich, daß Unterthanen neutraler Staaten ven 
Kriegführenden Kaperbriefe nehmen und deren Flagge führe m. 
So machte dad Franzöſiſche Deeret von 22. Mai 1303 Sie 
Franzöſiſche Nationalität zur eriten Bedingung der Ertheilu ig 
von Kaperbriefen. Der Admiral Baudin erflärte 1838 Im 
Auftrage feiner Regierung bei der Erpedition gegen Merio, 
daß er jedes nicht Mericaniiche Schiff, welches mit Commiljz on 
des General Santa » Anna Feindfeligkeiten üben werde, als 
Piraten behandeln werde, und ebenjo verfuhren die Vereinigten 
Staaten 1847 in ihrem Kriege gegen Merico. 


. Die Kaper jind nicht nur den Sriegögejegen der Marine im 


Allgenteinen, jondern auch ſpeciell den für fie erlafienen Zor- 
Ichriften und Inſtructionen unterworfen und müfjen für deren 
Beobachtung Caution jtellen, nah dem Franzöfifhen Decret 
von 1805 je nach der Größe 37 — 74000 Fres. Für jede Wer- 
fegung jind Capitän und Eigenthünter ſolidariſch verantwortlich- 
Die Mannjchaft unteriteht der Admiralitätsgerichtsbarkeit. 


. Jeder Kaper muB offen die Flagge des Staates führen von 


dem er ſeine Commiſſion empfangen, und fie bei jeder Begeg‘ 
nung eined anderen Schiffes zeigen; und obwohl diefelbe eirte 
Kriegsflagge ift, befreit fie den Kaper doch nicht wie das Shift 
der Striegsmarine von der Durchſuchung durd) StaatsjgifT® 
anderer Nationen, die das Recht haben, feine Commiſſion einzufehez#- 


. Sein Kaper darf ein genommene Schiff oder deſſen Güter ves#” 


äußern, eben fo wenig dasfelbe fich Iosfaufen laſſen; er muß bei? € 
vielmehr in den nächjten Hafen feines Staates bringen und de 

Aburtheilung des competenten Gerichtes untertverfen. Berftärun I 
des Schiffes auf Hoher Eee ſoll nur ausnahmsweiſe erlaubt fer - 


. Eine Blokade kann nicht von Kapern, jondern nur von Schiffer 


der Kriegsmarine geübt werden. 


. &3 gilt al3 nicht mit der Neutralität veriräglich, zu geftatten, 


daß Staper mit ihren Priſen in einen neutralen Hafen ein 
laufen, um diejelben dort zu verkaufen oder dort ihre Mann- 
Ihaft oder Ausrüftung zu vervollitändigen. 


Beigen diefe Grundfäge ſchon einen erheblichen Fortſchritt, To lag 
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am moch größerer darin, daß feit 1815 feine Europäifche Großmacht 
LaPerbriefe ausgegeben hat. Frankreich verzichtete 1823 bei feiner 
In tervention in Spanien ausdrücklich darauf, obwohl Spanien es gethan 
hatte, Rußland that dies nicht bei dem Kriege gegen die Pforte 1827—28, 
Eng Land nicht 1840 im Kriege mit China, die Vereinigten Staaten nicht 
« im Striege mit Merico, obwohl letzteres damit drohte, Sardinien 
und Deſterreich nicht 1848, Dänemark und Preußen nicht 1843—49, 
ErALam, ssranfreih und Rußland niht im Lrientaliichen Striege 
123.4. 56.%) Immerhin berührten alle dieje Fälle nicht den Grundfag 
der Statthaftigkeit der Kaperei, und die Verhandlungen der Vereinigten 
2S˖ ren mit England, Frankreich und Rußland über die Abſchaffung 
VOL Telden (1823—30) führten wie die Berathungen des Congreſſes von 
Fünama (1826) zu feinem Ergebniß. Erſt in Verfolg des Rarifer 
WWiedens von 30. März 1356 vereinigten fi) die contrahirenden Mächte 
N der Scerechtedeclaration vom 16. April gl. I. zur Aufjtellung des Grund. 
ohes „la course est aholier, und alle Mächte außer den Vereinigten 
Staaten, die das Recht der Naperei nur aufgeben wollten, wenn Die 
Freiheit Des Privateigenthums zur See überhaupt anerfannt werde, 
Spanien und Merico, Venezuela, Neu-Granada, Bolivia und Uruguay 
find dem Grundjag beigetreten. Zwiſchen dieſen fieben Staaten unter 
einander, wie zwijchen ihnen und allen übrigen blieb es aljo beim alten 
Recht.) Bei Beginn des Amerikanischen VBürgerfrieges erließ Der 
Präſident der Conföderirten Staaten am 17. April 1861 eine Procla- 
matton Linviting all those who may desire by service ia private armed 
vessels. on the hisch seas to aid this government, to make applications 
for commissions or letters of marque,” und der jtüditaatlihe Congreß 
regelte durch Verordnung vom 6. Mat das dabei zu beobadhtende Ver: 
fahren. (Staatearchiv 1., Wr. 93 und DD.) 

Die Regierung von Waihington dagegen erklärte, daß da Naper: 
briefe nur von souveränen Ztaaten ausgegeben werden fünnten, Die 
Eonfoderirten aber Nebellen jeien, und die Verfallung den einzelnen 
Staaten die Ertheilung von Naperbriefen verbiete, fie Schiffe mit com 
foderirten Ntaverbrieien als “iraten behandeln würden. Dies war ſicher 
nicht berechtigt, da die Union der Zeit thatſächlich aufgelöjt war und 
die Züditaaten ſich mit einer de facto Regierung conjtituirt hatten. 
Als Daher die Vereinigten Staaten den auswärtigen Mächten erklärten, 
dan, obgleih der Präſident an der früheren Amerilaniichen Erklärung 
von 185% über die mothivendige Ergänzung der Pariſer Declaration 
durh Die Freiheit des Privateigenthums zur See feithalte, Doch Die 
Umjtände nicht günjtig erichienen, die Verwirklichung dieſer Anifaſſung 
zu verfolgen, und jie bereit feien, jebt der Declaration einfach beizutreten, 
erwiderten England und Frankreich, dab, da fie die Südſtaaten als 
Kriegtübrende anerkannt hätten, folglih ihnen auch die Rechte ſolcher 
nicht verweigern könnten, fie dieſem Beitritt der Wereinigten Staaten 
feine rudwirkende Kraft gegen die Südſtaaten beilegen könnten. (Note Lord 
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J. Ruſſell's an den Amerikanischen Gejandten in London vom 28. Auguft 
1861.) Diez war gewiß zutreffend. Wenn die Vereinigten Staaten als einige 
Nation, wie fie bis 1861 bejtanden, zufolge ihrer Weigerung, der Parifer 
Declaration beizutreten, das Recht der Kaperei gegen jeden dritten Staat 
behalten Hatten, fo mußten die beiden Theile, in Die fie nunmehr ge 
Ipalten waren, dasſelbe Recht auch gegen einander haben. Das Labinet 
von Wafhington aber wollte mit diefem Vorbehalte den Beitritt zur 
Declaration nicht vollziehen und Tieß ſich nun auch feinerjeit3 vom Congref 
zur Ausgabe von Kaperbriefen ermächtigen, ohne jedoch hiervon Gebrauch 
zu machen. Die Drohung gegen die Südſtaatlichen Kaper blieb auf dem 
Papier, da die Ausrüftung folcher in den eigenen Häfen nicht möglid 
war und neutrale Staaten nicht duldeten, daß ihre Unterthanen die an- 
gebotenen Kaperbriefe annähmen. Die Sübdftaatlihen Kreuzer, melde 
jpäter fo große Verwüſtungen in der Nordamerikaniſchen Handelömarine 
anrichteten, waren feine Kaper, fondern im Auftrag und auf Koften der 
Regierung von Richmond gebaute und von ihren Capitänen befehligte 
Kriegsschiffe. Man kann fie deshalb nicht wohl mit Boed als „reur- 
rection de la course“ bezeichnen, ihr Zweck war auch vielmehr der 
jtörung der feindlichen Handeldmarine als Wegnahme von Schiffen der 
jelben, die fie weder in ihre eigenen blofirten Häfen, noch in die 
der Neutralen Brifen zur Aburtheilung führen Eonnten. Nur ausnafm?* 
weife gelang es ihnen, genommene Güter in Englifchen Colonialhäfen 
zu verlaufen, was eine Verlegung der Englifchen Neutralität war. 

Im Deutfch-Franzöfifhen Kriege ermächtigte eine Verordnung be? 
Königs von Preußen am 24. Zuli 1870 im Namen des Norddeutihett 
Bundes deffen Kanzler und den Marineminifter zur Bildung einer et 
willigen Seewehr nad) folgenden Grundfähen:°) 

1. Die zur Verfügung zu ftellenden Schiffe werden auf ihre Tara 9 

Tichfeit geprüft und nad) Werth gefchägt. Der Eigenthümer et’ 
hält zutreffenden Falls fofort '/ıo des Tarpreifes als Handge ID 
worauf er fogleich die nöthige freiwillige Mann zu heuern Hez!- 

2. Die fo angeworbenen Officiere und Mannfchaften treten TH 

die Dauer des Krieges in die Bundesmarine, haben 
Uniform und Gradabzeichen anzulegen, deren Competenzen 3° 
empfangen und find auf die Kriegsartifel zu vereidigen. Die 
Dfficiere erhalten Patente ihres Grades und werden bei aus 
gezeichneten Dienften auf Wunſch auch definitiv in der Kriegs 
marine angeftellt, nad) deren Sätzen fie wie die Mannſchaften 
auch eventuell Penſion erhalten. 

. Die Schiffe fahren unter der Kriegsflagge des Bundes. 

. Tiefelben werden vou der Bundesmarine ausgerüſtet. 

. Die im Dienst des Vaterlandes etwa zu Grunde gegangenen 
Schiffe werden den Eigenthümern zu ihrem vollen Taxwerth 
bezahlt. Können fie Ichteren nach dem Kriege unbeſchädigt 
zurüdgegeben werden, fo gilt die gezahlte Prämie als Heuer. 
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3. Den Eigenthümern desjenigen Schiffes, welchem es gelingt, 
feindliche Schiffe zu nehmen oder zu vernichten, wird eine nach 
der Bedeutung der letzteren abgeſtufte Prämie gezahlt. Den 
Eigenthümern bleibt überlaſſen, der Bemannung hiervon einen 
Antheil zu gewähren. 

ine Note des Franzöſiſchen Botſchafters in London vom 20. Auguſt 

Engliſche Regierung beſtritt die völkerrechtliche Zuläſſigkeit einer 

Seewehr, weil dieſelbe „sous une forme déguisée le retablisse- 

les corsaires“ ſei. Die Ediffe, um die es ſich handle, gehörten 

en „et une prime est acquise a l’equipage capteur, deux points 

;semblance frappante avec les corsaires*. werner müßten Die 

‚ wenn fie als Kriegsſchiffe betrachtet werden follten, doch von 

:en der Bundesmarine befehligt werden; aber die ihrigen gehörten 

m nicht an, da ihnen erjt bei ausgezeichneten Dienſten der Eintritt 

elbe zugejagt jei. Die nach der Bedeutung der feindlichen Schiffe 

ften Prämien, welche den Cigenthümern zugejichert feien, zeigten 
maniere formelle le caractere essentiellement prive des operations 
lles est appelce a prendre part cette pretendue marine auxiliaire,* 

Schiffe vielmehr „de veritables corsaires” feien „avec cette aggra- 

que le cautionnement, garantie habituellement exigee. ne leur 

not imposce." Da Preußen der Teclaration von 1856 zugeitimmt 
jo jcheine die Maßregel feinen Verpflichtungen zuwiderzulaufen, 
rankreich müſſe die contrahirenden Mächte Hierauf aufmerkſam 

‚ „en nous reservant d’appliqner a ces nouveaux batiments telles 

s rixoureuses que eomporte le droit de la guerre“. 

u diefer Ausführung iſt zu bemerken, daB zunächlt die Behaup⸗ 

er Note, die Ifficiere gehörten nicht der Bundesmarine an, durch 

ortlaut der Verordnung widerlegt wird, wonach Dfficiere und 
haften für die Dauer des Krieges in die Bundesmarine eintreten 
atente wie Uniform ihres Grades erhalten, jo daß die Schiffe 
undesofficieren befehligt werden. Zie fahren nicht nur unter 
utfcher Flagge, ſondern der Kriegsflagge des Bundes, ihre 
nung jteht im Bundesjold und erhält, wenn fie im Tienfte erwerbs⸗ 
| geworden, Penfion nad) den in der Bundesmarine gültigen 

Es handelie ſich aljo einfach um die zeitweilige Einverleibung 

Theiles der Handelsmarine in die Bundesflotte. Die Eigenthümer 

die Schiffe, Haben aber, nachdem Ddiejelben in Dienſt getreten, gar 

erfügungsrecht mehr über sie. Tondern erhalten nur die Anfangs 

e Brämie als Heuer und eventuell bei Berlujt der Schiffe Ent- 

ang. Endlich aber konnte von Naperei nicht die Rede fein, weil 

. der Zwed der Maßregel nicht Wegnahme feindlichen Privat⸗ 

ums war, weldyes der Worddeutiche Bund vielmehr bei Ausbruch 

ieges am 18. Juli ohne Gegenjeitigfeit für frei erflärt hatte, 

ı das Nehmen und Vernichten feindlicher Ztaatsichiffe. 

‘emgemäß eriwiderte Yord GÖranville am 24. Auguſt dem ‚sran- 
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- m der Anſicht, „that the vessel 
-. „arposes in the service of the 


. M.’s Government cannot object 
nt as infringing the Deelaration 


nous, Adınettre sans hesitation la 
‚zes volontaires, qui remplaceront 
„..heront la resurreetion intempestive 
ie ce que lon remplace. Nest 
:e. il ne soit pas fait appel a toutes 
sz vrai de Ja euerre maritime comme 
. »uvent appele les corsaires les volon- 
rajeunir lVinstitution surannee de la 
„2 pas le droit, si les eorsaires étaient 
:”, vetaient des volontaires smi genen. 
vommissionnait faisait miroiter des 
‚xl ne suflisait pas de leur patriotin 
- ssxiliaires jadis reputes indispensahle*. 
. passer de leur coneours, mais non ır 
-. ‘2 Ja mer, eest a dire d’une marine 
oe, eommandee par des offieiers de la 
.rporee dans la Notte militaire on s'x 
mot versee dans les forees navales d® 
.. zz quien alt pu penser le gouvernemert! 
‘> retablissement detourne de Ja caurse” - 
3 Prusse avait declare renoncer au dr? 
volontaire n'était destince qu’a prendte 
..  Meme avee le maintien du droit «L€ 
zinisation d'une marine militaire est ler} 
ie Ja Deelaration de Paris, en suppici- 
aux états maritimes de second ou «1” 
„ wibles": la marine volontaire sera ver t® 
s etats priissants, elle eonstituera un aux i- 
militaire. Mais cette marine volontat Ft 
zanisce, sererement diseiplinde et ne Ir 
yt des sentiments de Vhounenr a la mariue 
zente.” 
süchtig, md es iſt geradezu unbegreilid 
so jagen kann, daß Diele fremvillige Si 
y diffienlt to distinguish substantially from 
‚s”. Mach dieſen Grundſätzen wären au 
zeweſen, welche Rußland 1878, als der Bruch 
zlten ſich anſchickte. Grundſätzlich alie ſiedt 
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bſchaffung der Kaperei noch nicht beigetreten ſind, kein von Privaten 
führtes Schiff als Kriegsſchiff anzuſehen iſt, daß aber zur See wie zu 
inde jede freiwillige Kriegsmacht, welche von einem Staat in Sold 
ad Pflicht genommen iſt, zu deſſen militäriſchen Streitkräften gehört 
id als Kriegsſchiff zu behandeln iſt; was Schiff und Beſatzung vorher 
aren, kommt nicht in Betracht. Die Zugehörigkeit zur Flotte kann 
enſowohl eine vorübergehende wie dauernde ſein. Ein durch Miethe 
er zwangsweiſe Inanſpruchnahme in das ausſchließliche Nutzungsrecht 
r Kriegsmacht übergegangenes Privatſchiff gehört zeitweiſe zur Marine. 
Eine andere Frage iſt, ob nach der Natur der heutigen Krieg- 
hrung eine freiwillige Seewehr praftiihe Bedeutung haben fann. Die 
daßregel Norddeutichlands von 1870 ift auf dem Papier geblieben. 
ved ichreibt dies der unvolllommenen militäriihen Urganifation zu, 
er die Urſache möchte tiefer liegen. Bei dem Kriegsſchiff ift zu fcheiden 
viſchen dem Schiff und der Beſatzung; lebtere bejteht aus den Soldaten 
nd den im techniichen Betrieb beichäftigten Perjonen. Jur Zeit der 
segelichitfe war der Matroje zuerſt Techniker, indem er dur Ciellung 
Tr Scgel u. ſ. w. das Schiff lenkte; jobald dasjelbe ing Gefecht fam, legte es 
h möglichit jeit, und der Matroje war reiner Soldat. Heute, wo im 
riege fein Schiff anders als unter Tanıpf fahren wird, trennt fich die 
ade. (Kine geringe Anzahl von Technikern jind an den Maſchinen be- 
äftigt, alle übrigen Yeute fünnen im Gefecht als Soldaten Verwendung 
Den. Tie beutige Kriegführung aber ift mit den Rieſengeſchützen, 
oolverfanonen, Torpedos, Repetirgewehren jo künſtlich entwidelt, daß 
ala unmöglich gelten muß, das geichulte rein joldatiihe Element durch 
KHtioldaten und Freiwillige zu eriegen, während für das techniſche 
Tional nur Zubordination und Einfügung in den militäriichen Orga⸗ 
mus verlangt wird. Was die Ufficiere betrifft, fo ijt die richtige 
Alirung eines Schiffes im Gefechte heute viel jchiwieriger als früber, 
D Die Tificiere kommen viel häufiger in die Lage, ein Schiff ielbit- 
udig zu lenken Jedes Schiff ijt ein Individuum, das der Befehle: 
er genau kennen muß, wem er es im Getümmel des Geichts und 
ne Golliiion mit Freund und Feind richtig zum Schuß und außerhalb 
© Seritörungsfrait der feindlichen Geichoite zum Angriff wie zur Ber 
Adigung führen will. Dies ijt unendlich viel jchwieriger als ein 
egelſchiff im Gefecht zu hantiren; je künſtlicher dae Werkzeug iſt, um 
beifere und gemohntere Führer erfordert es. Tie Tificiere unjerer 
toßen Schnelldampier mögen in den Erforderniſſen der Fahrt noch jo 
Mahren jein, fie kennen nicht die des Gefechtes. Dazu kommt Die 
anzlich veränderte Natur der Kriegsſchiffe telbit, Die es bedingt, daß 
rue fein für andere Zwede gebaute Schiff brauchbar ift, um gegen 
AR zum Z3Zweck des Kampfes hergeitclltes mit Erfolg verwendet werden zu 
Önnen.“i Die YLeiltungefähigfeit einer Flotte ijt heute in ganz anderem 
Mobe von den ſchwimmenden Material abhängig, als eine Armee von 
bren Geſchützen und jonjtigen Waffen. Ein Ichwaces. langianes Schiff 
30° 
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fann mit der ausgefuchteften Mannfchaft nichts Leiften gegen ein ftarkes, 
Schnelles; der Befehlshaber ift Heute mehr ala je Leiter einer großen 
Mafchine, und diefe muß ihren Zwecken entjprechen, ſonſt müßt der 
genialite Leiter nichts. Solche Schiffe aber können nicht improvifie 
werden. Allerdings läßt fich das eiferne Schiff mit allen Maſchinen 
bei der heutigen Theilung der Arbeit ſehr viel fchneller herſtellen al 
früher ein höfgerner Dreideder, an dem oft zehn Jahre gebaut ward. Im 
Amerikanischen Bürgerkrieg bauten ſowohl die Nord- wie die Südftanten 
ihre Schiffe fehr fehnell, aber Zeit erfordert dies doch; und im heutigen 
Kriege erfolgt die Entfcheidung raſch. Sedenfall® Tann man auf die 
Hülfgmittel der Kauffahrteifchiffe nur für Transport rechnen, nicht für 
die Armirung und das Gefecht. Alles, was in diefer Richtung verfuät 
ift, hat zur Ueberzeugung geführt, daß auch mit großen Koften die beiten 
Schnelldampfer nur zu recht mangelhaften Kreuzern umgeformt werden 
tönnen. Die Einrichtungen für die eventuelle Eriegerifche Verwendung 
müffen der Art fein, daß fie die Baufoften des Schiffes um etwa ein Fünftel 
erhöhen, während fie den Nutzwerth für den Friedensdienft um mindeftens ein 
Sechätel vermindern, und ſelbſt dann wird dasfelbe für eigentlich kriegeriſche 
Zwecke nicht brauchbar fein. Ferner kommt in Betracht, daß von den 
Handelsdampfern bei Ausbruch des Krieges nur der geringere Theil in 
heimifchen Häfen liegen wird, die meiften fi in fremden Gewöſſern 
befinden werden, und daß e3 ſchwierig fein wird, die Beſatzung kriege 
mäßig zu verjtärken, weil alle verfügbare Mannfchaft für die Krieg 
marine felbft gebraucht wird. In Frankreich giebt das Marineminifterium für 
ſolche Brivatichiffe, welche für Kriegszwecke gewiſſe Bedingungen erfüllen, 
Prämien; gleichwohl werden nur fehr wenige folche gebaut, und die 
vorhandenen find nicht erprobt. Nach den in England gemachten Er- 
fahrungen haben auch diejenigen Schiffe, welche mit Rüdficht auf etwaige 
militärifche Verwendung die von der Abntiralität vorgefchriebenen umd 
bezahlten Bauverſtärkungen erhalten hatten, nicht denjenigen Anforderungen 
der Seftigfeit entfprochen, welche dem modernen Geſchützweſen gemäß 
geftellt werden müſſen. Um fo mehr find alle zum Zwecke jchneller 
Fahrten gebauten Pafjagierfchiffe fo zerbrechlich, daß fie eine kriegeriſche 
Verwendung ganz ausjchliegen. ine freiwillige Seewehr auf Privat: 
Ichiffen würde daher, auch wenn die Mannfchaft in Sold und Riliht 
des Staates Steht, nur für die Wegnahme von Handelsichiffen in Be 
tracht kommen, welche die Verordnung von 1870 gerade ausſchloß, und 
aud) Hierfür wäre fie ein ſehr zweifelhaftes Mittel, da ein Schuß eine 
feindlichen Kriegsſchiffes den betreffenden Kreuzer zerjtören würde. 
Kriegeichiffe beanjpruchen eben eine ganz eigene Bauart; fie müſſen aljo 
fertig jein, wenn der Krieg beginnt. Steht jomit der Ausrüſtung einer 
freiwilligen Flotte mit jtaatlihem Charakter rechtlich) nichts entgegen, 
jo dürfte ihre Verwendung aus den angeführten praftifchen Gründen in 
Zufunft Schwerlich ernitlih in Srage kommen. 
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In Bürgerfriegen und bei Aufjtänden kann es zweifelhaft werben, 
vb eine Regierung beitcht, welcher die Ermächtigung zuzuertennen if, 
Kaıperbrieie auszugeben, und der Streit wird ſich weſentlich um bieie 
Thatiache und die Handlungen des betreffenden Schiffes Drehen. 

Es mögen bier zwei der bezeichnenditen Fälle der Neuzeit angeführt 
werden Der Des „PBigilante” und der de3 „Huascar“. Während des 
ezten Qarliitiichen Bürgerfrieges brach 1873 im Süden Spaniens ein 
epublicaniicher Aufſtand aus, deſſen Führer ſich einer Reihe von Kriege. 
ſchtifen in Gartbagena bemädhtigten. Der Minifter des Auswärtigen, 
ZSulmeren, tbeilte am 20. Juli dem diplomatiſchen Corps mit, daß die 
Wunnichaften dieſer Schiffe al? Seeräuber zu betrachten feien, wenn ſie 
inuerdalb oder außerbalb der Spaniſchen Seegerichtsbarkeit von Spaniſchen 
vder fremden Nriegäichiffen angetroffen würden, und daß die Befehlähaber 
der legteren ermächtigt jeien, die bejagten Schiffe anzuhalten, fowie die 
WMann'chaiten nach den Beltimmungen der für die Spaniſche Flotte 
geltenden Borichriften zu richten. Die Regierung behalte fich vor, die 
Schiffe daun auf diplomatiichen Wege zurüdzuerhalten. In dem an 
liegenden Bericht des Marineminiſters war auf die ſchwierige Lage, 
die beiſpielloſe Empörung eines Theiles der Flotte und die Nothwendig: 
Ar, Dem Unfug zu ſteuern, hingewieſen und bemerkt, daß jene Schiffe 
unter dem politiichen Tedmantel des Aufſtandes Seeräuberei trieben, 
teinerlei Veſtallung von einer Regierung, noch geſetzmäßige Schiffspapiere 
ſuhrten, auch nicht unter Befehl eines zur Vertretung der öffentlichen 
Wacht in entſprechender Weite befugten Befehlshabers ſtünden. Cine 
Neche von Staaten hatten Schiffe in die Spaniſchen Gewäſſer gelandt. 
um ihre Angehorigen während des Bürgerkrieges zu ſchützen, jo auch 
Srupdiblaud drei. beichligt vom Capitän Werner, dem dabei überlajlen 
Bud wie Dies am beiten zu thun jet. 

Nun erſchien eines der aufltändiihen Schiffe, „Vittoria“, vor 
Alicante nnd Torderte cine Contribution von 80,000 Douros. Tel 
vugtuche Conſul in Valencia bat Werner, der auf dem „Friedrich Carl” 
eron am I Julti eingetroffen war, nach Alicante zu fahren, um dot! 
Se Dutnchen und Britiſchen Intereſſen zu jchügen, da das Engliidt 
Nuaestendept dor Valencia unabkömmlich je. Werner erflärte fid day! 
Sr wenn Der Engliſche Befehlshaber gleihmäßig Deutſche Intereſſen 
wagte Wwilt, Dies wurde ſchriftlich zugeſagt. Werner ging na 
Vier woraui die „Wittoria“, welche die Stadt mit Beſchießung PE 
Na sd Ws Werner dann am 22. Juli nach Cartagena abgehe? 
wa en ihm Das erwähnte Decret der Regierung ſchon übergebef! 
Nora SR auaekoiimen, fand er die „Qittoria“, und ihr Aviſo „Rigilante€ 
Neu N Veuttalrgieruug in Alicante weggenonineen, fam heran mit DE' 
ade Kat PO None und einer rotben. Werner nöthigte diefe di 
een ln das Schiff amd ſandte es unter Deutſchem Conmtando al? 
Ne ee rkbiig nach Gibraltar. Die Aufſtändiſchen in Gartagend 
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nd cine Commiſſion begab fih zu Werner, um über Befreiung der 
defangenen zu unterhandeln. Unter Zuziehung des Engliihen Com— 
tandanten al3 Zeugen, verfügte Werner nad) Berathung mit dem Deut- 
hen Gonjul, daß bis zum 28. Juli fein Schiff Cartagena verlafien 
He, nach diejen Termin aber freie Action eintreten ſolle, vorbehaftlid) 
er Inſtruction Durch die betreffenden Regierungen. Die Aufitändifchen 
igten Schub aller fremden Unterthanen in Cartagena zu, worauf die 
jefangenen befreit wurden. Der Führer der Aufitändiichen, Galvez, 
er auf der „Vigilante“ gefangen war, ſowie die oberite Behörde des 
'anton Murcia, Die Junta revolucional, anertannten fchriftlih, daß der 
Sampfer als gute Priſe verfallen, weil er eine unbelannte Flagge gehißt 
abe. Die Deutſchen und Engliihen Schiffe freuzten inzwilchen in den 
panijchen Gewäſſern. Am 1. Auguft kamen „Friedrich Karl“ und 
Emiftjure” vor Malaga an, das fi wie der Canton Murcia unab- 
ängig von der Meadrider Negierung erflärt hatte, und trafen einige 
Reilen von dort die „Bittoria” und „Almanſa“ ohne Flagge. Auf 
inen blinden Schuß wurde die Spaniiche Flagge und das Waffenjtillitande- 
ignal aufgezogen. Ter Befehlshaber der „Almanſa“ mußte an Word 
es „Friedrich Karl” fommen, und Werner kam mit den Gapitän der 
Swiftſure“ überein, Die beiden Schiffe nad) Gartagena zu bringen und 
ort feitzubalten, big „Initructionen von beiden Wegierungen fänıen. 
Interwegs bregegneten ſie am 2. Augujt der Engliſchen Flotte unter 
{dmiral Yelverton. Dieſer billigte das Seichehene, geftattete, DaB die 
Swiftſure“ unter Werner's, ald des Aelteren, Befehl bleibe, war aber 
er Anfıcht, derjelbe ſolle die Schiffe mit Beſchlag belegen, auf ihnen 
-uarantäneflagge Hiljen und die Mannſchaft entlafjen. Dieſem Wunſche 
ım Werner nad). 

Werner behielt Contreras ald Geiſel auf eigene Verantwortung ſechs 
-age, damit den Deutichen in Sartagena fein Leid geichähe, erhielt dann aber 
on Berlin Befehl, ihn freizugeben und mit den „Friedrich Karl“ nad 
habraltar zu gehen, um abberufen zu werden. (Er übergab die Schiffe 
>m „Ewiftjure”, und Melverton ließ fie nach Gibraltar bringen. 

Er ward nun von der Teutichen Regierung zurüdberufen und vor 
ga Kriegsgericht gejtellt, weil er ſich gegen jeine Inſtruction in Die 
Baniihen Wirren eingemiicht und dad Spaniſche Küſtengewäſſer verlegt 
she, aber er wurde freigeiprochen. 

Unjerer Anjiht nach mit vollem Recht. Denn was die Gebiete 
"zelepung betrifft, 10 konnte die Spaniſche Regierung allein ſich darüber 
Elagen, that dies aber nicht, und hatte durch das erwähnte Tecret alle 
"Freundeten Kriegsichifie ermächtigt, in ihrem Namen zu handeln. Was 
3er den Vorwurf der Einmiſchung betrifft, jo liegt eine folche völfer- 
-Ctlih nur vor, wenn man für einen Theil Partei ergreift, nicht wenn 
tttelbar das Verhalten des Dritten einem Theil zu Gute kommt. Werner 
Atte die Aufgabe, die Deutichen zu ſchützen, wie die Engliſchen Capitäne 
re Yandslente. Zum gleichen Zweck verbanden jih Beide. Tas bloie 
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Erſcheinen des „Friedrich Karl” vor Alicante hinderte die Beſchießung 
der Stadt umd fomit die Schädigung der dortigen Fremden. Jeder 
Slottentofficier Tann die Beſchießung einer offenen Stadt bHindern, in 
welcher feine Echußbefohlenen wohnen, wenn diejelbe von einer krieg⸗ 
führenden Macht gedroht wird. Hier aber handelte es fi um Auf 
jtändifche, die von Niemand anerfannt waren. Demgemäß hatte die 
Englifhe Regierung ihre Kriegsichiffe beauftragt, „in the event of any 
threatened bombardment of any place by the revolted ships, to require 
its suspension till time has been allowed for placing British lives and 
property in safety, and to enforce this demand if it be refused.“ 

Werner jeinerjeit3 nahm die „Vittoria“ und „Almanfa”, nachdem 
ihm die Inſtruction zugegangen, er folle die Schiffe der Inſurgenten 
beobachten, aber nicht dulden, daß fie feindjelige Handlungen gegen 
Küftenjtädte unternähmen, wodurch Deutfche Intereſſen unmittelbar oder 
mittelbar gefchädigt würden, was durch einen Angriff auf Malaga un 
zweifelhaft gefchehen wäre. Eine politiſche Barteinahme war alfo jeiner- 
jeit3 ausgeſchloſſen. 

Der Amerikaniſche „Shenandoah” Hinderte fogar die aufftändilde 
„Billa de Madrid“ die im Arjenal von Carraca befindlichen Regierung‘ 
truppen anzugreifen. Es kann ferner fein Zweifel fein, daß jene Auf 
ſtändiſchen als Piraten Handelten. Wenn dagegen eingemendet wird, 
Seeräuber feien nur folche, welche hostes generis humani feien, allo 
Schiffe aller Nationen angriffen, während die Aufjtändifchen nur Feinde 
der beftehenden Spanifchen Regierung feien, fo ift zu erwidern, daß 
diefelben gar nicht in der Lage waren, Schiffe anderer Nationen zu 
berauben oder wegzunehmen, weil diejelben durch ihre Kriegsjchiffe ge 
Ihüßt waren, und die Aufitändifchen fih wohl hüten mußten, jolde 
herauszufordern. Abgeſehen davon, daß die Schiffe feinerlei Ermädtt 
gung von irgend einer, felbjt aufjtändifchen Negierungsgemalt hatten, 
zeigt ihr Verfahren, daß ihr Beweggrund der animus furandi, nicht Be 
kämpfung der Spanijchen Regierung war; fie wollten Geld erprefien, wie 
die Forderung der SOO0O Douros zeigt. Die „PVigilante“ Hatte, als fie 
fejtgenommen ward, bereit3 Torres Vinja beraubt. Unter folchen &- 
prefjungen aber mußten die in den betreffenden Städten wohnenden 
Fremden mit leiden. Demgemäß hatte am 24. Juli der Englifche Unter 
itaatsfeeretär Lord Enfield im Unterhaufe erflärt: „The Government 
had informed the Admiralty on the 24th of July, that, with respect 
to the Spanish ships of war denounced as pirates by a decree of the 
Government of Madrid, her Majesty’s Government considers that if 
such vessels commit any acts of piracy affecting British subjects or 
British interests they should be treated as pirates.“ 

Werner aber hat die betreffenden Schiffe nicht als Seeräuber be 
ftraft, jondern fie nur gehindert, ihre räuberifchen Abfichten auszuführen, 
welche Deutjche Interefjen, die er zu jchüten beauftragt war, unzweifel⸗ 
haft bedrohten. 
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Wenn endlid die „Nordd. Allg. Ztg.” angeführt Hat, dab das 
reußiſche Prifenreglement vom 20. Juni 1864 nur für den Krieg gelte, 
überjieht jie, daß 8 5 allgemein jagt: „Ter Anhaltung und Auf 
ingung unterliegen, ohne Unterfchied der Nationalität, aud) diejenigen 
hifte, welche über ihre Nationalität fi nicht gebührend auszuweiſen 
rmögen“, was für die aufjtändiihen Schiffe zutrifft, welche feinerlei 
ıviere hatten und nicht befugt waren, eine rothe Flagge zu führen. 
ie Freiſprechung Werner's ericheint daher mwohlbegründet. 

Tier andere Fall, der des „Huascar”, kam 1877 im Peruaniſchen 
iürgerfriege vor. Der „Huascar”, ein der bejtehenden Regierung von 
ru aehöriges Panzerſchiff, wurde durch einen revolutionären Führer 
terola überrumpelt, der mit demfelben auslief und eine Reihe von 
»waltthätigfeiten gegen Britiiche Schiffe vornahm. Am 10. Mai Hielt 
den Tampfer der Bacitic-Sejellichaft „Santa Roſa“ an und verlangte 
n den Gapitän desſelben die Herausgabe der Peruaniſchen Regierungs: 
peichen, ichritt aber auf die Neigerung, dies zu thun, zu feinen Zivangs- 
ıBregeln. Amt folgenden Tage that er dasjelbe mit gleichem Rejultat 
gen das Schiff „John Elder”, das derielben Geſellſchaft gehört. Am 
’ Mar kam ein Tfficier des „Huascar“ an Bord der Britiichen Bart 
immucina” im Hafen von Pijague und forderte von ihr Kohlen; der 
ıpitän verweigerte fie, worauf 69 Tons Kohlen eigenmächtig meg- 
nommen und an Vord des „Huascar“ gebracht wurden. Endlich nahm 
rielbe an Word eined vierten Engliihen Schiffes „Eolumbia” einen 
sruaniichen Tfficier gefangen, und der Gapitän hielt einen Engliſchen 
igenieur auf dem „Huascar“ gegen jeinen Willen mit Gewalt feit und 
sang ihn Tienjt zu leijten. Der Peruaniſche Präfident Prado hatte 
fort, nachdem die Rebellen ſich des Panzerſchiffs bemädhtigt, ein Teeret 
lajjen, welches jede Berantwortlichkeit der Republif für die Acte der 
njurgenten ablehnte und jeine Aufbringung autorijirte. Der Vritiſche 
ommandant der dortigen Ctation, Admiral de Horſey, [ieh Daher, als 
von den Angriffen auf die Engliſchen Schiffe hörte, mit zwei Kriegs— 
ſiffen aus und griff den „Huascar“ an, der Jich tapfer vertheidigte, ſo 
ıB das Gefecht ohne enticheidenden Ausgang blieb, die Bejagung aber 
ochte einichen, daß ſie ſich gegen die Engländer auf die Yänge nicht 
ürde halten fünnen, und überlich das Schiff im nächſten Hafen wieder 
r Peruaniſchen Regierung. 

Tie Frage iſt, ob der Britiiche Admiral zu feiner Handlungsweiſe 
rechtigt war? Uns jcheint dies unzweifelhaft aus folgenden Gründen. 
unächſt ijt cs ganz unweſentlich, ob, wie behauptet wird, die Peruantiche 
egierung trog ihres Decrets gegen das Verfahren des Admirals proteftirt 
it. ‚it Dies gejcheben, ſo Hat fie es gethan, weil die tapiere Ver— 
eidigung den Führer des „Huascar“ Populär gemacht und der Rräjident 
ı Streit mit einem Webenbuhler demjelben nicht den Voriprung in der 
opularität lajien konnte; deshalb verjuchte er, wie es jcheint, jeine 
utorilation zur Aufbringung des Schiffes auf Peruaner zu beichränten, 
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womit alſo fein Fremder zu feindfeligen Acten gegen dasjelbe ermächtigt 
fei. Der Britifhe Admiral aber gründet fein Verfahren darauf, daß 
das Schiff fein Patent einer beitehenden Regierung als deren Kriege 
Ichiff gehabt Habe, die Regierung vielmehr, der es bisher gehört, eine 
Gewalt über dasfelbe mehr Hatte und alle Verantwortlichkeit für feine 
Handlungen ablehnte, Folglich für diefelben Genugthuung nur von dem 
Schiff ſelbſt erlangt werden fonnte. Nachdem die Englifchen Schiffe in 
der erwähnten Weife angegriffen, wäre es offenbar zwecklos geweſen, 
wenn der Admiral oder der Engliſche Geſandte angeſichts des Decretes 
der Regierung nochmals von derjelben Satisfaction gefordert hätte, um 
zu conftatiren, daß ſie nicht zu erhalten fei; er mußte, um feine Ange 
hörigen wirffam zu fchügen, handeln, und mar dazu berechtigt, weil das 
Berfahren des „Huascar“ gegen die Englifhen Schiffe nicht blos etwa 
feindfelig, jondern Seeräuberei war. 

Seltfamer Weiſe ift die8 don der erjten völkerrechtlichen Autorität 
im Unterhaufe, Sir W. Harcourt, dem bekannten Hiftoricus geleugne, 
aber es ſcheint, daß hierbei der Oppofitiongmann die Unparteilichkeit, 
die ein Vertreter des öffentlichen Rechtes ſtets üben follte, beeinträd- 
tigt bat. 

Nah der obigen Definition des Seeraubes war der „Huadar" 
unzieifelhaft ein Piratenfchiff, denn ein Snfurgentenführer, dem es gelingt, 
ein einzelne3 Schiff in feine Macht zu bekommen, kann fich nicht als 
Negierung geriren. Aber, jagt Harcourt, es giebt Fälle, welche zeigen, 
„daß nicht jeder gefehwidrige Act, der auf hoher See von einem Schiff 
begangen wird, das feine Flagge einer Nation trägt, Sceräuberei iſt“, ein 
Sat, welchen das Amerikaniſche Gericht in die Motivirung feines Urtheild 
über den Südftaatlidden Kaper „Savannah“ aufnahm, den die Regierung 
der Bereinigten Staaten nad) Völkerrecht als Pirat behandeln wollte. 
Über es ijt Dagegen Zweierlei zu bemerken. 

Die Vereinigten Saaten vermweigerten den Südſtaaten principiell den 
Charakter einer friegführenden Macht und betradhteten fie ala Rebellen, 
gleichwohl aber fonnten fie fi der Beachtung der Thatjache nicht ent- 
ziehen, daß die Südftaaten eine volllonnmen organifirte Regierung hatten, 
welche eben Deshalb auch von den übrigen Staaten nicht ala Staat, 
aber als Eriegführende Macht anerkannt war. Sodann aber jagte das 
erwähnte Urtheil nah Harcourt's eigenem Citat in Fortſetzung des an- 
geführten Satzes, „daß für den Thatbeftand der Sceräuberei die Abſicht, 
mit der die betreffenden Handlungen ausgeführt find, in Betracht zu 
ziehen ijt“ (That to constitute piracy the animus with which the acts 
relied on were committed must be considered). Gerade darin aber liegt 
der Unterfchied zwiihen den „Savannah“ und dem „Huascar”, beide 
waren Schiffe, welche nicht die Flagge einer anerkannten Regierung 
führten, aber damit endet die Uchnlichfeit beider Fälle. Der „Savannah“ 
war nicht befchuldigt, wie der „Huascar“, Kohlen von neutralen Schiffen 
geraubt zu Haben, jondern nur ohne hinreichende Autorifation Acte des 
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containing the transactions of the American Association, Numb. VII. 
Sept. 1874. New⸗-York 1874, p. 192 — Klobukowski, Die See 
beute oder das feindliche PrivateigentHum zur See, 1877. — Cauchy, 
Histoire du droit maritime, 2 vol. — Hautefeuille, Histoire des 
origines, des progres et des variations du droit maritime international, 
1869, — Boeck, De la propriete priv&e ennemie sous pavillon ennemi, 
1882. — Tr. Twiss, Des droits des belligerants sur mer depuis la 
Declaration de Paris, 1884 (Revue de droit Intern. XVI., p. 113). 


— — — — 


Für das Alterthum gilt wie zu Lande, fo auch zur See der Saß: 
„Quae ex hostibus capiuntur, jure gentium statim capientium fiunt‘ 
(41,1 D.5,7). Bon einem Berfahren, wodurd der Staat die Beute 
zufpricht, ift feine Rede; und auch auf Schiffe, wie auf alle Mobilien 
findet da8 Wort Anwendung „si quid bello captum est, in praeda est, 
non postliminio redit* (49, 15 D. 28). Nur für Kriegd- und Tran 
portfchiffe (naves longae et onerariae) wurde eine Ausnahme gemadt 
propter belli usum (ibid. 1. 2). Selbit den Völkern gegenüber, die nicht 
Feinde find, aber mit Rom feinerlei Freundfchaft oder Bündniß haben, 
gab e3 ein Beuterecht: „quod ex nostro ad eos pervenit, illorum fit, 
idemque est si ab illis ad nos aliquid perveniat“ (l. 5, 2). Ebenſo 
wenig war nach dem, was ſchon im vorhergehenden Abfchnitt 2a. an 
geführt ift, im Mittelalter bei den allgemeinen Repreſſalien umb dem 
courir sus à l’ennemi von einer Beichräntung des Beuterecht3 zur Ste 
die Rede, was vielmehr vielfach auch im Frieden zwiſchen den Staaten 
geübt ward; und nur die Furcht, Freunde zu Feinden zu machen, wenn 
man ihre Rechte mißachtete, führte zu den erwähnten Verboten, ihr 
EigenthHum anzugreifen (2b., Note 9). So weit aber vertragsmäßige 
Bejtimmungen getroffen wurden, gingen fie lange weit mehr darauf, die 
Rechte der Kriegführenden zu erweitern, als dieſelben zu bejchränten. 
So heißt es in den Conditiones pacis atque commercii zwiſchen Arles 
und Pifa von 1221 (Muratori Antig. Ital. med. aevi, IV., col. 39): 
„Et quod Januensium vel aliorum publicorum inimicorum Pisanae Civi- 
tatis, si cum Arelatensibus forte in aliquo navigio inventum fuerit a 
Pisanis, ipsi Arelatenses non facient suum, nec suo nomine defendant. 
Et si forte aliquis Arelatensis cum Januensi, donec guerra inter Pisanos 
et Januenses fuerit, a Pisanis inventus fuerit in eorum navibus vel 
lignis eundo vel redeundo, licet Pisanis hominibus Arclatensibus et res 
eorum tanquam Januensium offendere et capere et capta retinere et 
non reddere nec reddi facere. Et propterea haec pax et concordia non 
rumpatur.“ Alſo die befreundete Flagge dedt fein Gut Des Feindes, 
und ein Unterthan des befreundeten Staates mit feiner Habe wird auf 
einem feindlichen Schiffe als Feind behandelt.!) 

Erjt da3 Consolato del Mare ftellte gewiſſe Beſchränkungen für die 
Wegnahme auf (chap. 231). Gehörte Schiff und Ladung dem Feind, 
jo waren beide jelbitverjtändlich verfallen; gehörte das Schiff einem 
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ınde, Die Waare aber dem Feinde, jo ift leßtere verfallen, doch joll 
Admiral dem Schiffe die Fracht bezahlen, gehört das Schiff dem 
ide, die Waare aber Freunden, fo ift legtere frei. Doch müſſen ihre 
enthümer das Schiff loskaufen; wollen fie das nit, jo Hat der 
nral das Recht, das Schiff in feinen Hafen zu bringen, und Die 
enthümer der Waare müſſen die Fracht zahlen, als wenn fie an 
Beitimmung gelangt wäre. Bon einem Durchſuchungsrecht ijt feine 
e. Dem Capitän wird zur Pflicht gemadt, die Eigenjchaft der 
are wahrheitsgemäß und fofort anzugeben, aber an dieje Erflärung 
ih der Admiral zu halten. Wird ein vom Feinde genommenes 
if von Freunden wieder genommen, jo ſoll e3 gegen angemefjene 
ohnung dem Eigenthümer zurüdgegeben werden, wenn der Feind es 
h nicht in feinen Hafen gebracht Hat. Iſt lebteres der all, fo ge: 
t es denen, welche ed wieder genommen Haben. Tiefer Grundfaß, 
her rationell die Eigenicyaft der Waaren und des Schiffes entjcheiden 
t und demgemäß beide auseinander hält, findet fih auch in einigen 
eträgen der Zeit, jo in denen Eduards III. mit den Städten Gaftilieng 
d Biscayad (1351) und mit Portugal (1353), denen von England 
d Burgund von 1406, 1417 und 1426, Englands und Genuas von 
21 und 1460. Indeß es fehlte jehr viel, daß dieſe Grundjäge all. 
neine Anwendung fanden, und namentlich die langen Kriege zwijchen 
wiend und Frankreich waren dem wenig günjtig. In dem Bertrage 
ward: IV. von England und Franz, Herzogs von Bretagne, von 1468 
mden die Freundeswaaren auf feindlihem Schiffe für verfallen und 
kr die auf demjelben gefundenen Freunde für Gefangene erklärt, wenn 
ht ausdrüdlich freies Geleit vom andern Theile erhalten hatten.*) 
berjo wenig kehrten die Hanien ſich an die Grundſätze des Consolato. 
machten einfach die Gewalt, wo ſie dieſelbe in Händen hatten, im 
aterelle ihrer Stellung geltend. Sie kümmerten ſich möglichit wenig 
u Sriegazuftände zwiſchen dritten Mächten, lichen fich auch wohl von 
selben zur allzeit freien Fahrt privilegiren. Waren jie aber jelbit im 
Kege, fo juchten fie ihren ‚zeind von allem Verkehr und mit allen 
abzujchneiden; ja Roſtock und Wismar jcheuten Sich nicht, Die 
Kalimbrüder ala Hülfsgenoſſen au brauchen. Dasſelbe Syſtem verfolgten 
ie Niederlande in ihren Unabhängigkeitstampf geaen Spanien, dieſes 
Men diejelben und England gegen Spanien. Gegenteitig wurde aller 
habel mit dem Feinde verboten, und jedes Schiff, das von jeinen 
lam oder nad) denjelben ging, weggenonmen. Unter Klitabeth 
auf eimen Schlag in der Mündung des Tajo 50) Hanſiſche 
bi aufgebracht. Frankreich jtellte in den Verordnungen von 1545 
42, und 1583, Art. 6%, den Satz auf, den man Engliſcher Seits 
Me doctrine of hostile infeetion” genannt und kurz jo ausgedrüudt bat. 
ex navibus res, ex rebus naves” oder „robe ıroba, Yeug, 
Ba (aneny eontisyue celle d’amy.” Nicht nur iſt Freundesgut auf 
ihren verfallen, ſondern auch das Freundesſchiff. welches feindliche 
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Waaren führt, unterliegt der Wegnahme und alle in beiden Fällen ge 
fundenen Perſonen jind Gefangene?) jo daß nur neutrale Güter auf 
neutralen Schiffen freibleiben, jofern fie nicht Contrebande dem Feinde 
zuführen oder cine Blocade zu brechen juchen. Gleichzeitig tritt das 
Durchſuchungsrecht hervor, um Eigenſchaft der Waare und des Schiffes 
feftzuitellen. 

Tas Franzöſiſche Edict von 1650 nahm die Grunbjäße des Con- 
solato an, aber Ludwigs XIV. Ordonnance sur la marine von 1681, 
Tit. IX., Art. 7, jtellte das alte Princip Her „tous navires qui se 
trouveront charges d'effets appartenant a nos ennemis et les marchan- 
dises de nos sujets et allies qui se trouveront dans un navire ennemi, 
seront pareillement de bonne prise.“ Spanien erklärte ein leide 
durch Verordnung von 1718. Sn dem Eeekriege, welcher mit dem 
Frieden von Ryswik (1697) endete, nahmen die Franzöfiichen Kaper 4200 
Engliſche Handelsſchiffe im Werthe von 30 Millionen Pfd. Eterl., während 
die ganze Engliſche Handelsmarine ſich nur auf 300000 Tonnen belief. 
Demgegenüber gaben auch England und Holland ihre liberaleren Grund 
ſätze auf und verboten durch den Vertrag von 1689 allen Reutralen 
den Handel mit Frankreich. In den Handelöverträgen zwiſchen Eng 
land und Frankreich, Frankreich und Holland, mweldye dem Frieden von 
Utrecht (1713) folgten, wurde der Grundjag, daß bie Flagge die Ladung 
det, aber auch verfallen fein läßt, anerfannt. Das Gleiche beftimmten 
eine Reihe von Berträgen von 1713 bis 1780. Dieſe Liberalität aber 
batte Feine große praftiihe Tragweite, denn jeit dem Berfall der Ep 
nijchen und Holländiichen Seemacht waren England und Frankreich die 
beiden berrichenden Staaten zur Sce, und deshalb natürliche Neben 
bubler. Ein Sccfrieg. an dem nur einer der beiden teilnahm, war 
ſchwer denkbar; jelbit bei einem Streit kleinerer Flotten ergriff Yicher 
England für die eine, Frankreich für die andere Partei, jo daB jeder 
Seekrieg in einen Kampf zwiichen beiden Großmädhten endete, die mithin 
für den unmwahricheinlichen all, dat eine von ihnen neutral blieb, um 
jo Wichter liberale Grundjäge aufitellen fonnten. In dem Utrechter Ber- 
trage zwiichen England und Spanien ward desbalb auch der Sat, daß 
die Flagge die Ladung Dede, nicht ausgeſprochen ebenſo wenig derjelbe 
jpäter den Wereinigten Staaten gewährt. Ws der Pitt'ſche Handels: 
vertrag mit Frankreich im Art. 20 dentelben beſtätigte, bemerkte die 
Regierung im Parlament, dab dieſe Beſtimmung nur für den unwahr- 
jiheinlichen Fall gelten würde. ma eine der Mächte in einem Kriege der 
anderen neutral bliche, keineswegs aber eine allgemeine, anderen Nationen 
gegenuber zu beobachtende Regel Sein tolle. 

Ten Brundjag Frei Schiñ. frei Gut“ haben hauptſächlich die 
Dolländer auf dem Wege der Verträge ſich zu tihern geſucht. Byn- 
Frrsbort Kap. XIV.) vertheidigt Dies Damit, daß der SKriegführende 
die jeindliche Waare auf neutralem Schiffe nur wegnehmen könne, nad) 
dem er ſich Des legteren bemächtigt, mas cin teindlider Act jei. „Quo 
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zwilchen Preußen und der jungen Republik der Wereinigten Staaten 
anerfannte zum erjten Male die Freiheit des zu friedlichem Zwecke be- 
ſtimmten PrivateigenthHumd zur See. Am Art. 23 Heißt es: „S’il sur- 
vient une guerre entre les parties contractantes, tous les vaisseaux 
marchands et commercants employes a l’&change de productions de 
differents endroits, et par consequent destinces & faciliter et a r&pandre 
les objets propres aux necessites, aux commodites et aux douceurs de 
la vie, passeront librement et sans &tre molestes et les deux puissances 
contractantes s’engagent à n’accorder aucune commission & de vaisseaux 
armes en course, qui les autorisät & prendre ou & detruire ces sortes 
de vaisseaux marchands ou à en interrompre le commerce.“ Obwohl 
die praftifche Tragweite diefer Beſtimmung infofern nicht groß war, 
als ein Krieg zwilchen Preußen und den Vereinigten Staaten wenig 
wahrjcheinlich war, ift diefelbe, die freilich in den Verträgen von 17% 
und 1829 nicht erneuert ward, ein bemerfenswerthes Präcedens, da? 
Gent eine „wahre diplomatifche Curiofität” nannte. In keinem der 
Verträge, melde Franklin mit anderen Staaten abſchloß, findet fd 
jene Beitimmung des Preußifchen, den er als feinen „Quäker ⸗Artikel“ 
bezeichnete. 

1792, al3 Frankreich bereit? im Kriege mit einem Theile von Europa 
war, beantragte am 30. Mai der Abgeordnete Kerfaint in der National: 
Verſammlung ein Decret für die Unverleplichfeit des Privateigenthums 
zur Ece. Die Verhandlungen mit anderen Mächten aber hatten fein 
Ergebniß, und im Fortgang des Krieges trat die Verfolgung des feind- 
lichen &igenthHumd mit wachjender Schroffheit hervor. So erklärte ein 
Franzöſiſches Decret vom 29 Nivöse des Sahres VI.: „Tout bätiment 
trouve en mer, charge en tout ou en partie de marchandises provenant 
d’Angleterre ou de ses possessions sera déclaré de bonne prise, quelque 
soit le proprictaire des ces denrees ou marchandises.* Auch in dem 
Bertrage mit Rußland von: 17. Suni 1801, in welchem England 
übrigens Zugeftändniffe an den neutralen Handel madhte, hielt es feinen 
Widerſpruch gegen den Grundjah „Frei Schiff, frei Gut” aufredt umd 
erreichte umgekehrt von Rußland die Anerkennung feiner Maxime, daß 
feindliches Gut überall weggenommen werden kann, wo man es finde. 
„Les effets sur les vaisseaux neutres sont libres. à l’exception de h 
contrebande de guerre et de proprietes ennemies.* Sn feine 
jpäteren Antwort auf das Ruſſiſche Kriegsmanifeſt von 1807 erklärte 
das Britiihe Cabinet es als fein Recht und feine Pflicht, an diefem 
Grundſatz feitzuhalten. „And against every Confederacy his Majesty is 
determined, under the Blessing of the Divine Providence, to maintain 
them. They have at all Times contributed essentially to the Support 
of the Maritime Power of Great Britain.“ Napoleon, der Erfinder der 
Sontinentaljperre, der Engliſche Waaren mwegnahm, wo er fie finden 
fonnte, befannte fich doch grundjäßlich zur Freiheit des Privateigenthums. 
Portalis erklärte in jeiner Rede bei Eröffnung des Prijenrathes vom 
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Mai 1800 (Moniteur p. 632 ff.), daß, da der Krieg „une relation 
tat a etat et non d’individu & individu* fein folle, die Mächte „la 
erte et la süret@ du commerce pendant la smerre, le respect pour 

prodnctions des arts et pour toutes les proprictes particulieres“ 
rtraggmäßig anerkennen ſollten. Talleyrand jagte in einer Depeiche 
m 20. November 1806: „Le droit des gens ne permet pas que le 
sit de guerre et le droit de conquete qui en derive, s’etendent aux 
oyens paisibles et sans armes, aux habitations et aux proprietes pri- 
»s, anx ınarchandises de commerce, aux magazins qui les renferment, 
x chariots qui les transportent, aux bätiments non arms qui les 
turent sur les rivieres et les mers, en un mot & la personne et aux 
ns des particuliers.“ Endli führte das Decret über die Continental. 
rre vom 21. November 18306 als einen der Unklagepuncte gegen 
gland auf: „Qu’elle etend aux bätiments et marchandises du com- 
rce et aux proprietes des particuliers, le droit de conquete, qui ne 
at s’appliquer qu’a ce qui appartient a l’Etat ennemi.“ 

Indeß waren dies doch nur Erflärungen, die bei der thatfächlichen 
ynmacht Frankreichs zur See feinen praftiichen Werth hatten, und in 
wem Briefe ſeines Minister? Champagny an den Gejandten der Ber- 
igten Staaten, Herrn Urmftrong, von 22. Auguft 1809 macht der 
ifer die Verwirklichung dieſer Grundjäge davon abhängig, „lorsque 
France aura acquis une marine proportionnee & Tetendue de ses 
es et de sa position“. 

Auf dem Wiener Congreß ward des internationalen Seerechtes nicht 
yacht,*) und bei den Friedensverhandlungen mit den Vereinigten Staaten, 
(England 1812 chen wegen der jchroffen Aufrechthaltung feiner Grund⸗ 
ve den Krieg erklärt hatten, ſchrieb Yord Caſtlereagh jeinen Bevoll- 
chtigten ausdrüdlich vor, in dieſen Fragen Fein Zugeſtändniß zu 
‚hen (14. Juli 1814). In dem Kriege mit Spanien 1823 verzichtete 
anfreich darauf, Kaperbriefe auszugeben, und verfügte, daß nur <pa- 
he Kriegsſchiffe aufgebracht werden follten, Handelsſchiffe aber nur 
Blocadebruch. England jeinerjeit3 Ichnte den Franzöſiſchen Wunjch, 
»aniſchen Kapern feine Häfen zu verichließen, ab. Tie Kürze der 
litäriſchen Iperationen lich Frankreich feine Verfügung aufrecht 
ten. Die Bemühungen des Präjidenten Monroe und des Etaatd- 
retärd J. Quincy Adams in den zwanziger Jahren, den Grundſatz 
e Freiheit des PrivateigenthHumsd zu vertragsmäßiger Anerkennung zu 
ingen,”) jcheiterten an der Weigerung Englands, auf eine Erörterung 
erhaupt einzugehen, und Rußland, welches den Grundjag vollfommen 
ligte, lehnte doc, die Ordnung einer das allgemeine Völkerrecht be- 
ffenden Frage durch Vertrag unter nur zwei Mächten ab, zumal ein 
ieg zwiihen Rußland und den Vereinigten Staaten etwas ganz Un⸗ 
(hricheinliches jei. 

Erft der Krieg der Weſtmächte gegen Rußland (1854— 56) bradıte 

stage in Fluß. Beide konnten fi der Wahrnehmung nicht ver- 
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ſchließen. Ja die deränder:en Verhältnifſe die Aufrechthaltung ihrer alten 
&rundiüge mmoglich machten. indem die Reutralen ſich deren Anwen⸗ 
dung nicht würden gefallen anfſen: die Weſtmächte fürchteten außerdem, 
dag Amerifaner Naverbriefe von Rußland annehmen könnten.“) So gab 
England ;u, daß die Flagge die Ladung deden jolle, und Frankreich— 
dag Die neutrale Saure unter feindlicher ‚slagge nicht verfallen jein 
jole.e Rußland anerfannte die gleichen Grundjüge noch ausdrüdlid in 
dem Vertrage mir den Vereinigten Staaten vom >22. Juli 1854. Dieſe 
1334 nur fir die Tauer des Krieges gemachten Zugeſtändniſſe murden 
durh die Serrechts-Tectaration des Pariſer Congrefies vom 16. April 
1256 deñnitio. und ulle Stauter traten derielben bei, mit Ausnahme 
der Vereinigten Staaten, Spaniens, Mericos, Venezuelas, Neu-Granadaz, 
Bolivias ud Uruguans. Tie Frage der ‚sreiheit des Privateigenthums zur 
See überhaudt dlieb Duber unberührt, die Zugeſtändniſſe betrafen nur den 
neutralen Hunde. Tie Vereinigten Staaten dagegen hatten ſtets feſt⸗ 
gehulten. daß die Aurbebung der Kaverei mit der Aufhebung des Rechtes 
der Wegnahme des Privateigenthums überhaupt untrennbar verbunden ſei. 
Auf die Aufforderung Englands den Grundfätzen der Erklärungen vom 
28..20. Mir; 1354 beizurrerem. hatte der Fräfident Pierce in jeine 
Borihart vom +. Tecember 1504 geantwortet: _The proposal to sur- 
render the richt to empioy priväteers is professedly founded upon the 
principle. that private pruperty uf unoffendinr non-combatants, though 
enemies. shonll be exempt from the ravazes of war.“ 

Ter Staa:sſecretär der Vereinigten Staaten. W. Marcy, erklärte 
daher in feiner Texeibe vom 28. Juli 1856 an die Gejandten Franb 
reih?, Großbritanniens. Preußen! Rußlands, Oeſterreichs und Sar- 
diniens in Waibiagten. dab. jo jehr er den Grundjägen der Declaration 
zujtimme, er doch auf die Abichaftung der Kaperei nur eingehen könnt, 
wenn man einen Zchritt meitergehe, indem man hinzuſetze: „und das 
Frivateigenthum der Interthanen oder Bürger jedes der kriegführenden Theile 
joll auf hober Zee frei von aller Wegnahme durd die Kriegajchiffe de 
anderen friegführenden Staates jein“. Nur in dieſer Fafjung könne das 
Cabinet von Waihingten den Art. 1 mit den Drei anderen annehmen, 
da jonjt die Vereinigten Staaten, welche feine große Kriegsmarine haben, 
ſich alio gegen überlegene Gegner nur durch Kreuzer vertheidigen können, 
den großen Seemächten gegenüber zu ſtark in Nachtheil kommen wirrden.‘) 
Rußland und Preußen äußerten jich unbedingt zuftimmend, Frankreich 
günitig, und aud in England ſchien man anfangs geneigt, auf den 
Vorſchlag einzugehen. In einer Rede vom 7. November 1856 fprad 
Lord Ralmeriton die Hoffnung aus, „that these relaxations of forıner 
doctrines — which have since been ratified by formal engagements, 
may perhaps still be further extended without exception to hostilities 
by sea. so that private property may no longer be the object ef 
aggeression on either side”. Wäre England damals auf den Vorſchlag 
eingegangen, fo wäre die Maßregel bei der günjtigen Stimmung aller 
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deren Mächte ficher verwirklicht; es Hätte dann im Amerikaniſchen 
ürgerfriege feine Alabamas gegeben, da die Südftanten durch den 
üheren Vertrag der Bereinigten Staaten gebunden geweſen wären, und 
r ganze Streit Englands mit der Amerikaniſchen Regierung wäre ver- 
ieden. Obwohl aber die Botichaft des Präfidenten vom 2. December 
HH die Scerechtöfrage aufs Neue betonte, verhielt ſich der Amerikaniſche 
ejfandte in London, Dallas, deſſen perfönliche Anficht war, daß die 
ereinigten Staaten niemals und unter feiner Bedingung auf das Recht 
r Auerüjtung von Kapern verzichten dürften, paffiv, vielleicht weil er 
3 ein heftiger Züdftaatler den kommenden Conflict mit dem Norden 
ransjah, in weldhem Kaper die einzigen Waffen des Südens zur See 
n würden. Ter günftige Augenblid ging vorüber. Der neue Präfi- 
nt Buchanan fand, day Marcy mit feinen Vorſchlägen zu weit 
gangen jei. Er jtellte die neue Bedingung, daß auch die Blocade 
e Dandelshäjen bejeitigt werde, worauf, wie er wußte, die Europäi— 
en Mächte niemals eingehen würden. Trotz energijcher Erklärungen 
ıgliiher Handelsfammern und Parlamentsmitglicder, daß der durch 
» Barijer Declaration gejchaftene Zuſtand eine unhaltbare Halbheit jei, 
ırde die Sache aufs Unbeſtimmte vertagt. 

Die Rejolutionen der Bremer Kaufmannſchaft vom 2. Tecenber 
50 für die ‚Freiheit des Privateigenthums zur See fanden in England 
ne günjtige Aufnahme. Lord Palmerjton Iprad fi) am 5. Februar 
VO ganz im Gegenſatz zu jeiner früheren Rede gegen eine Teputation 
n BHandelsjtädten dahin aus, dag England das Recht behalten müßte, 
mffahrer jeiner Gegner aufzubringen, und der Verjuch der Hanjeltädte, 
»Frage auf dem von Napoleon 111. vorgejchlagenen Congreſſe durch 
* fleineren Seemächte unter Hollands Führnng zur Sprache zu bringen, 
eiterte, indem Dderjelbe nidyt zu Stande kam. 

Der Amerikaniſche Bürgerkrieg zeigte noch eine Verſchärfung, indem 
» Züdjtaatlichen Kreuzer, da fie die Prijen nicht in ihre bilofirten 
ifen zur Aburtheilung bringen konnten, diejelben kurzer Sand durch 
re Befehlshaber richteten und meist einfach zeritörten. In diefem Stande 
rharrt die Frage, abgejehen von Zpecialverträgen, noch heute. Tie 
ırijer Declaration iſt in den Kriegen jeit 1856 von allen, die ihr 
igetreten find, beobachtet, andererjeits machte ſie den Nichtbeitritt nicht 
einer Verlegung des Völkerrechts, und die Gontrahenten unternahmen 
ht, diejelbe den Staaten, welche den Beitritt ablehnten. aufzunöthigen, 
wohl jie jelbjt in dem Protokoll vom IH. April 18596 ſich verbunden 
ben, „que les puissanees qui Font sienee (la deelaration) on celles qui 
anront accede, ne pourront entrer. a lavenir, en aucun arranzement. 
i ne repose. a la fois, sur les quatre prineipes objet de la dite «eelaration”. 
gegen haben die Staaten, weldye beigetreien waren, die Grundſätze der Te: 
ration jolchen gegenüber beobachtet, die dies nicht getban, jo England und 
anfreich im Ktriege mit China 1860, Peru und Chili 1865 im Kriege mit 
yanien, Frankreich 1870 gegenüber den Vereinigten Staaten und Spanien. 

37° 
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Die Erklärungen für Die Freiheit des Privateigenthums Seitens 
parlamentariicher Verſammlungen, wie des Reichstags des Norddeutichen 
Bundes vom 18. April 1868 und wifjenjchaftlicher Autoritäten, mie des 
Institut de droit international 1875, 1877 und 1882 haben praftifce 
Folgen nicht gehabt. Bei der Brüffeler Conferenz über das Kriegsrecht 
von 1874 machte England fogar zur Bedingung, daß die feerechtlichen 
Fragen ausgejchloffen jeien. Dagegen Haben in dem Kriege. von 1866 
Defterreih, Preußen und Stalien auf die Wegnahme feindlichen Eigen- 
thums zur See verzichtet.) Der Norddeutihe Bund that 1870 das- 
jelbe, ohne daß Frankreich Gegenjeitigfeit übte,1%) und gab erft am 
19. Januar 1871 diefen Grundſat auf.!?) 


1) Mit Unrecht bezeichnet deshalb, wie auch Boeck bemerkt, Pardeſſus 
biefen Vertrag als einen ſolchen, der den Grundfag, daß neutrales Gut auf 
Feindesſchiffen frei fei, enthalte. (II. p. 303, Note 4.) 

) Rymer, Foedera, V. p. II. p. 161. 

%) „Urdonnons que si les navires de nos dicts subjects font en temps de 
guerre prises par mer d’aucuns navires appartenant à autres nos subjects 
ou & nos alliez, confederez ou amis esquels il y ait biens, marchandises ou 
gens de nos ennemis, ou bien aussi navires de nos dicts ennemis, esquels 
il y ait personnes, marchandises ou aultres biens de nos dicts subjects, 
alliez, confederez ou amis, ou esquels nos dicts subjects, confederez ou amis 
fussent prisonniers en quelque portion, que le tout soit declar& de bonne 
prise, comme si le tout appartenoit à nos ennemis.“ (Pardessus IV. p. 316. 

4) „At the Congress of Chatillon, 1814, the English Plenipotentiary, Lord 
©astlereagh had orders from his government not even to discuss the 
question of maritime rights.“ (Johnston, Handbook of Mar. Rights, p. 81.: 

) Monroe legte im December 1823 England, Frankreich und Rußland vor 
ein „Projet de convention internationale pour regulariser les principes de la 
neutralit€ commerciale et maritime“, defjen Art. 4 den Art. 23 des Preußiſch 
Amerifaniihen Vertrages von 1785 wiedergab. In jeiner begleitenden Rote au 
Graf Nefjelrode vom 5. December 1823 jagte der Gefandte Middleton: 
„Ce projet en combinant tous les principes essentiels de la neutralit& armee, 
y ajoute celui d’exempter de capture et de confiscation les vaisseaux 
marchands et les cargaisons appartenant aux puissances belligerantes.“ 

6; Drouin de l’Huys, Les Neutres pendant la question d’Orient, 
1868, p. 14. 

7) Identiſche Erklärungen beider Regierungen vom 28. und 29. März 186. 

», March überfah hierbei allerdings, daß die Abjchaffung der Kaperei die 
Kriegführenden rechtlich nicht hindert, ihre Flotten durch eine freiwillige Ser: 
wehr zu verftärfen. Außerdem aber hatten die Vereinigten Staaten im Bürger: 
friege zu bedauern, daß fie der Pariſer Declaration nicht beigetreten waren, ben 
da fie fich geweigert, die Kaperei aufzugeben, fonnten die anderen Mächte and 
den Südſtaaten nicht das Recht beitreiten, Kaper auszurüften. 

®») Defterreichiiche Verordnung vom 13. Mai 1856, Preußifche Berorbnung 
vom 15. Mai. Stalien hatte bereits durch Art. 211 feines Geſetzes über bie 
Handel3marine vom 21. Juni 1865 die Freiheit des Privateigenthums unter 
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Bedingung der Gegenjeitigkeit erflärt. Die Beſchlagnahme und Wegnahme der 
Handelsſchiffe eines feindlichen Staates durch Kriegsichiffe werden im Wege ber 
Gegenjeitigfeit hinfichtlih der Staaten aufgehoben, welche ein gleiches Verfahren 
gegen die Italieniſche Handeldmarine beobachten. 

129 Verordnung vom 18. Juli 1870. Der Antrag Garnier-Page&s’ vom 
9. Zuli in gleihem Sinne fam nicht zur Ausführung. Das Franzöſiſche Decret 
vom 21. Juli hielt ſich an die Barifer Declaration. 

) Es ift nicht richtig, Daß dies, wie Hall annimmt (p. 372, N. a.), geichehen 
um Genugthuung für die Deutjchen weggenommenen Schiffe zu erhalten, und daß 
Deutſchland durch Geiſeln und Eontributionen Repreſſalien geübt hat. Die Geifeln, 
die wir nicht billigen, wurden dadurch begründet, daß die Matrofen der genommenen 
Handelsſchiffe al3 Kriegsgefangene und noch dazu jehr ſchlecht behandelt wurden. 


8 126. 
B. Das geltende Redt. 


Stiteratur: Hall III, ch. 6. — Twiss IL, ch. 8. — Halleck ch. 20. — 
Ualvo IV., livre VI. sect. 3. — Boeck 156—209 und bie unter A. an- 
geführten Schriften. - 

Eo lange das PrivateigentHum zur Zee der Wegnahme unterliegt, 

Find folgende Fragen von Wichtigkeit: 1) Wodurch wird der feindliche 

Charakter des betreffenden Eigenthums begründet? 2) Unter welchen Be- 

Dingungen darf die Wegnahme folhen Eigenthums erfolgen? 3) Die Ver- 

fügung über dasſelbe. 


1. Ter feindlihe Charatter. 


Die Entſcheidung darüber, ob ein Edhiff und feine Waare Feinden 
gehört, ſcheint auf den erſten Blick einfach, da alle Unterthanen der 
triegführenden Feinde find, jo daß es deshalb nur darauf anfäme, feit- 
uftellen, ob das betreffende Cigenthum einem ſolchen gehört oder nicht. 
Tiefen Grundjag bat die Franzöſiſche Prijengerichtsbarleit feitgehalten. 
ie läßt rein die Frage der Nationalität des Eigenthümers über Die 
Figenihaft feines Eigenthums entjcheiden: ein Unterthan des feindlichen 
Staates, der in einem neutralen wohnt und von dort aus jeinen Handel 
det Teibt, bleibt Feind, ein Angehöriger einer befreundeten Macht, welcher 
m feindlichen Etaate wohnt, bleibt wie fein Eigenthum neutral.') Die 

gliih.Ameritanifche Jurisprudenz verwirft dieien Standpunct und 
macht den dauernden Wohnfig des Einzelnen zum Kriterium des feind- 
den Charakters, obwohl fie jonft den Grundjag der unveräußerlichen 
Megiance jedes Unterthanen bis 1870 fefthielt. Tie Sonveränetät er- 
tredt fh auf Alle, welche ein Gebiet bewohnen. Niemand kann dauernd 
Mm zwei Ländern wohnen, dort wo er wohnt, trägt er durch fein Ge- 
werde und Vermögen, wie ſpeciell durch feine Steuern, zum Wohlftand 
des Aufenthaltsſtaates bei, folglich auch zu deſſen Kriegsſtärke, jelbit 
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wenn er vom Militärdienft frei iſt. Man ann alfo in diefer Beziehun - 
wie ſchon Grotius fagt, feinen Unterfchied zwiſchen indigenae uxr 5. 
advenae machen, der letztere hat fich durch freie Wahl feines Vohnorte 
dem erfteren gleichgeitellt, er iſt thatfächlich ein Mitglied des Aufenn 
halisſtaates. Wenn ein geborener Unterthan eines befreundeten Staates 
fih dauernd in einem Lande niederläßt, das in Krieg mit einem andere rı 
geräth, fo iſt Teßteres berechtigt, ihn und fein Eigenthum al feindlich 
zu behandeln, lebt dagegen ein Unterthan des Yeindes in einem be- 
freundeten Staate und betreibt dort einen friedlichen Handel, fo ift fi ze 
Grund vorhanden, ihn als Feind zu behandeln, blos meil er ftadt®= 
rechtlich noch dem kriegführenden Staate angehört. Sein Eigenthum gef! 
daher als neutral fo gut wie das der Unterthanen des neutralen State 
Der feindliche oder neutrale Charakter hängt alfo von dem Beweiſe de 
dauernden Wohnfiges in einem Staate ab, und legterer gilt als — 
Lojchen, wenn der Betreffende das Land bona fide, sine animo reverten 
verläßt. So ging 3. B. das Order in Council vom 29. März 185- 
gegen „the ships, vessels and goods, of the Emperor of all the Russia 
and of his subjeets and others inhabiting within any of his countries: 
territories or «dominions®. Wird demnach das Eigenthum eines? Ein 
wohners des feindlichen Staates weggenommen, jo liegt es Ddiefem ob - 
zu beweifen, daß er gleichwohl nicht ala Feind behandelt werben birie—— — 
Er wird dies nicht, wenn er jofort nach Ausbruch des Krieges Schritt - — 
that, ſeinen Wohnſitz im feindlichen Lande aufzugeben, ſelbſt wenn e — 
dasſelbe thatſächlich noch nicht verlaſſen hat. „The character, that i — 
gained by residence, ceases by residence. It is an adventitious characte *— 
which no longer adheres to him from the moment, that he puts ins — 
in motion bona fide to quit the country sine animo revertendi.“ (Lo ——' 
Stowell, The Indian Chief, 5 Ch., Rob. Rep.. p. 20; The Snell e 
Zeylder. 23 April 1733: The Ocean, 5 Ch., Rob., p. 91.) Ebenf 
haben die Amerikanischen Gerichtshöfe entihieden. Indeß wenn De 

in internationaler Bezichung nur einen dauernden Wohnſitz haben tan — 
jo kann er doch dadurch, daß er in einem anderen Lande einen Thec- — 
haber feines Geſchäftes Hat oder dort ſelbſt Theilhaber ift, für dc * 
Eigenthum, das er dort bejißt, als Feind betrachtet werden; da er jet — 
Geſchäft in zwei Staaten betreibt, von Denen der eine neutral, > — 7 
andere feindlih ift, jo wird er als Angehöriger des einen oder DE 
anderen betrachtet, je nachdem das betreffende Gejchäft von dem ine 1 
oder dem anderen ausgeht. Hat cr dagegen jeinen Wohnfig in new! 
neutralen Lande und beichäftigt nur einen Agenten in einem feindider®; 

jo wird leßterer als blojes Mittel für die Befürderung eines Handel arz“ 
gejehen, der fi von dem neutraler Kaufleute nicht unterfcheidet. IE 
Engliſch⸗Amerikaniſche Praris legt hierbei dem Umftand feine Bedeutung 

bei, daß der betreffende Eigenthümer Conſul einer neutralen oder feind- 

lichen Macht ift, fondern zieht Lediglich feinen Status als Geſchäftsmann 

in Betraht; umgekehrt verliert ein neutraler Unterthan, der feinen 
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$Bunsız 2. “ gmmuar 1871cꝛugebracht und vom Prijengeridt 
von Seaenanagaercaitieli Zer Zrzziscein zergad es in der Anpellatione 
rnit ⁊u Far, an vah bem Serist der Schweiz. „il va pour les Suisses 
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an hatte in bieten Falle außerdem geitend machen können, MB 
die Eigenichait des Schiffes, Das lediglich religtölen Zmeden diente, ſeine 
Beireiung rechtiertigte. Schiffe, welche für wiſienſchaftliche Zweckee ir 
ſtimmt find, unterliegen der Wegnahme im Nriege nicht,*) alſo auch jiher 
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nit foldhe, die im Dienſte einer Mifjionggefellfchaft ftehen. Fernere 
Ausnahmen find die Lootjenboote, ſowie Schiffe, welche Leuchtthürme 
bedienen, nach der Genfer Convention die Hofpitalfchiffe (cf. daſelbſt), 
die Gartelliiffe und die Fiſcherboote. Da die Küſtenfiſcherei ein ganz 
friedlihe3 Gewerbe iſt, von dem aber der Unterhalt zahlreicher Menfchen 
ganz abhängt, fo find ihre Fahrzeuge, Geräthe und Ladungen von Filchen 
ſchon jeit lange als frei behandelt. Bereits 1521 wurde zwifchen Eng- 
land und Frankreich eine tröve p&cheresse gejchloffen. Unter Ludwig XIV. 
mwurden die Zugeftändniffe bei Seite gejegt, aber von Ludwig XVI. 1779 
erneut und auch in den Revolutionskriegen geachtet, obwohl England 
feine Segenfeitigfeit übte und jogar noch im Krimkriege die Auffiichen 
Fiſcherboote im Aſow'ſchen Meer zerſtörte. (Art. III. der Stalienifchen 
Frijeninjtruction von 1866, Art. 2 der Franzöſiſchen von 1870.) Tienen 
die Fiſcherboote militäriichen Zwecken, wie dies nad Hall (p. 382) 
1809 Seitens der Franzöſiſchen der Fall gewejen fein fol, fo künnen fie 
nit als befriedet gelten. Schiffe, welche große Fiſcherei betreiben, 
unterliegen der Wegnahme wie Handelsichiffe. Gefcheiterte Schiffe oder 
ſolche, die durch Unwetter gezwungen find, in einen feindlichen Hafen 
einzulaufen, find grundjägli” nicht frei, aber werden vielfah aus 
Humanitätegründen jo behandelt. Padetboote find frei nur zu “Folge 
fpecieller Bereinbarung, wie 3. B. der Verträge zwiichen England und 
Frankreich vom 14. Juni 1833 und 24. September 1856, „jusqu’ä 
notification de la cessation de leur service faite par lun des deux 
gouvernements; auquel cas il leur sera permis de retourner librement 
et sous protection speciale dans leurs ports respectifs.“ — Bei den 
Küftenfahrzeugen fordert man nicht ſtreng alle Papiere, welche für die 
lange Fahrt als nothwendig gelten. 

Zu mannigfahen Streitigkeiten Hat der Verlauf von Schiffen an 
Neutrale Anlaß gegeben. Frankreich anerkennt die Gültigkeit eines ſolchen 
nur, wenn derjelbe vor der Kriegserklärung itattgefunden hat. (Art. 10 
des Röglement vom 21. Tctober 1744.) Nad dem Prijenreglement 
von 1778 werden auf feindlichen Werften erbaute oder ſolche Schiffe, 
welche feindliches Eigenthum geweſen find, nicht für das Figenthun von 
Angehörigen verbündeter oder neutraler Staaten gehalten, wenn nidht an 
Bord derjelben authentiiche, von öffentlichen Beamten beglaubigte Tocu- 
mente vorgefunden werden, welche unter Feſtſtellung des Tatums nad)- 
weiten, daß die Eigenthumsübertragung an einen Angehörigen verbün- 
beter ober neutraler Mächte vor Beginn der Feindſeligkeiten ftattgefunden 

t, und wenn nicht ferner der betreffende Eigenthumsübertragungs ˖ Act 
borichriftsmäßig von der zujtändigen Behörde dea Abgangsortes eingetragen, 
ſowie von dem Eigenthümer oder deilen Bevollmächtigten unterzeichnet: ift. 

ebrigens bat 1854 die Regierung der Holländiſchen gegenüber aner- 
dannt, daß die Priſengerichte darüber zu entſcheiden haben würden, ob 
das Geſetz von 1778 noch gültig ſei. Zwei damals vorgekommene Fälle ſind 
Wr in bejahendem Sinne zu deuten, weil Mangel der Iona fides vorlag. 
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(Ü. Cushing, Opinion on the purchase of belligerent ships by citizens, 
Philadelphia 1858.) 

Nah Engliſch-Amerikaniſchen Grundſätzen dagegen ift der Wer: 
fauf von Schiffen wie von Waaren während des Strieges an fidh 
erlaubt. Ta es aber auf der Hand liegt, daß der feindliche Unter- 
than zu einem ſolchen Verkauf meift fchreitet, um fi vor Berluft zu 
jhüten, jo nehmen die Gerichte es ſehr ftreng mit dem Beweis der 
EigentHumsübertragung. Dieſe muß bona fide, endgültig und bedingungs- 
[08 erfolgt fein, fo daß der Berkäufer feinerlei AIntereffe mehr an dem 
Schiffe behält. Selbſt wenn dies nicht der Fall und das Schiff nur unter 
der Leitung des früheren Bejigers bleibt oder feinen früheren Handel fortſetzt 
oder der Käufer Dasjelbe fortgefegt in dem Handel des Landes befchäftigt, 
welchen cs früher angehörte, wird das Schiff nicht alg neutral behandelt. 
Ob neutrale Staaten fich dieje leßteren jehr willfürlichen Bedingungen ge 
fallen lajjen wollen, ift eine andere Trage. Ganz ausgeſchloſſen it der 
Verkauf eines feindlichen Schiffes an Neutrale während der Fahrt, in 
transitu. Dagegen wird der bona fide Verkauf eines folhen Schiffes 
zugelaiien, wenn dasſelbe fi) wegen Unwetter oder Verfolgung in einen 
neutralen Hafen geflüchtet Hat. Aehnlich find die Grundfäge für Waaren. 
Enticheidend ift, ob fie im Augenblid der Abfahrt dem Abſender oder 
Empfänger gehörten, und je nahdem der Eigenthümer freund oder Feind 
it, fund Sie frei oder verfallen. Aud) wenn die Parteien übereingefommen 
find, daß der Staufpreis erjt bei Ablieferung der Waaren am Beſtimmungs— 
orte zahlbar jein fol, wird nicht der Abjender als Eigenthümer be- 
tracdhtet, weil ſonſt bei jeder Verichiffung von Gütern aus einem neu- 
tralen nad) einem friegführenden Lande „the risk of transportation 
would be laid on the eonsignor and the riecht of capture would be 
completely frustrated” (Halleck 8 6). Died gilt fogar, wenn der 
Berfauf vor dem Kriege abgeichlojien, aber die Verſchiffung erit nad) 
Ausbruch desjelben jtattgefunden, nur wenn beide vorher und .not in 
contemplation of war” ftattgefunden, gilt ein jolches Abkommen als 
gültig. Iſt dagegen der Abjender ein feindlicher Unterthan, jo muß 
bewicjen werden, dab der Empfänger wirklich Eigenthümer geworden. 
Um jo mehr it auch für Waaren der Berfauf in transitu ausgeſchloſſen; 
Das Recht des Abjenders, über jeine Waare während der Fahrt zu ver- 
fügen, wird im Kriege nur gejtattet, wenn vor ihrer Ankunft der Em- 
pjänger intolvent ijt oder die Zahlung auedrüdlich weigert. Ja, jogar 
der vor Ausbruch) des Krieges erfolgte Kauf wird nicht refpectirt, wenn 
Die Abjicht des Verkäufers war, die Waare der Wegnahme zu entziehen, 
weil jonjt, wie Lord Stowell jagte, „all zonds shipped in the enemy’s 
country would be protected by transfers, which it would be impossible 
to detect.” (The Vrow Margaretha, Rob. J. 558.) Geht die neutrale 
Waare während der Fahrt in das Eigenthum eines feindlichen Unter: 
thanen über, fo unterliegt fie jelbitveritändlich der Wegnahme. 
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ı Eine Reihe einzelner Fälle führt Boeck p. 159 ff. an; trotz der Jnſtruction 
de3 Marineminifters vom 25. Zuli 1870. Art. 10: „La nationalit& des maisons 
de commerce doit se determiner d’apres le lieu oü elles sont &tablies“ hielt 
da3 Conseil des prises daran fejt, dab die feindliche Staatsangehörigleit allein 
entiheide. Diejelbe wird auch bei bona fide Naturalifation anerkannt, falls die 
Umijtände ergeben, daß fie nicht nur in der Abficht ftattgefunden, um ein that 
ſächlich feindliches Eigenthum zu verſchleiern. 

) „The character of Consul does not protect that of Merchant united in 
the same person“ (Stowell, The Indian Chief, 1. c. 2%). Dagegen im 
zweiten alle „bis ımercantile character being unaffected by his consular 
character“. (Sarah Christina I. p. 238.) 

3) Im Fall des „Turner“, eines Preußiihen Schiffes, auf welches einem 
Engliſchen Haufe eine Hypothek eingetragen war, entſchied das Conseil des prises 
am 22. December 1870: „Attendu que la propriet& du navire, au point de 
vue de l’exercice du droit de guerre est absolument indivisible, qu'ainsi le 
sujet neutre, co-proprietaire d’un navire naviguant sous pavillon ennemi ne 
peut, si ce navire est capturé revendiquer contre le capteur sa part de 
co-propriete, que supposant m&me que l'hypothèque püt &tre consideree comme 
un d&membrement de la propriete, cette hypotböque ne pourrait apporter 
aucun obstacle à l’exercice absolu du droit de la guerre“. (Barbous, 
Jurisprudence du Conseil des prises, 1872, p. 76.) 

4) So erhielten in 18. Kahrhundert die Entdedungsreifenden Bougainville 
und Lapérouſe von England, Cook von Frankreich Geleitäbriefe, ebenfo 1% 
die Defterreichiiche Corvette „Novara” und die Schiffe, welche Franklin auffuchten 

5) Die neuefte Franzöfiihe Verfügung von 1870: Instructions complemen- 
taires en ce qui touche les bätiments neutres et les prises. Wr. 7 icemt 
dafür zu fprechen, daß Frankreich die einfache Unzuläffigfeit des Verlaufs nah 
Anfang des Krieges nicht mehr aufredht hält. Es Heißt dafelbjit: „Changement 
de la nationalit@ des navircs et des proprietaires: lorsqu'il r&esulte de l’examen 
des pieces de bord que depuis la declaration de guerre la nationalits du 
navire anterieurement ennermi a été changee par une vente faite & des 
neutres, — il y a lieu de proceder avec la plus grande attention et de 
s’assurer que toutes ces operations ont &t& ex&cut&s de bonne foi et non 
dans le seul but de dissimuler une propriet& r&ellement ennemie.* (Bar- 
boux, Jurisprudence du Conseil de Prises pendant la guerre de 1810-11. 
Annexe 2, p. 150.) 


2. Die VWegnahme. 


Feindlihe Schiffe und das auf denfelben befindliche feindliche 
Privateigenthum werden weggenommen von den Kriegsichiffen des Gegner? 
und jofern einer der friegführenden Theile nicht der Pariſer Teclaration 
von 1856 beigetreten it, wie die Vereinigten Staaten, aud von DM 
autorifirten Kapern. Tie Wegnahme kann überall erfolgen, mo der 
Seekrieg erlaubt ift, alfo auf hoher Eee und in den Küftengemählern 
der Eriegführenden Theile. Sie fanı beginnen von dem Zeitpuncte an, 
wo der Kriegszuſtand unzweifelhaft beſteht. Der in früheren Zeiten, 
nicht als Repreffalie, fondern in Vorausſicht des bevorftehenden Aus 
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Kriegführende dasſelbe anhalten und feine Eigenihaft prüfen können. 
Bu dem Zwede zeigt das betreffende Kriegsſchiff feine Flagge und fordert 
durch einen blinden Schuß (coup d’assurance, de semonce) das Handels- 
Schiff auf, die feinige zu entfalten und ftile zu Halten; thut letzteres 
dies nicht, jo kann es dasſelbe verfolgen, und wenn das Schiff fid 
thathjächlich widerfeßt, jo kann es ſchon deshalb weggenommen werden. 
Eine fürmliche Befignahme ift zur Wegnahme nicht unbedingt erforderlich.') 
Streit der Kapitän des betreffenden Schiffes nah Anhaltung feine Flagge, 
weil er weiß, daß das Schiff als feindliches der Wegnahme unterliegt, 
fo hat er fi damit dem Gaptor übergeben, wenn derjelbe auch feine 
Leute auf dasjelbe fchict, um es in Bei zu nehmen. (The William 
and Mary, Phillimore II. p. 560.) Ebenjo gilt eg al3 Wegnahme, 
wenn der Captor das Schiff genöthigt Hat, in feinen oder feines Ber- 
bündeten Hafen einzulaufen (daf., p. 560). In der Regel aber jendet, 
nachdem dag Schiff ftillgehalten hat, der Befehlshaber des Kriegsſchiffes 
einen Officter mit zwei bis drei Mann an Bord desjelben, um jeine Papiere 
zu prüfen. Ergiebt ſich dabei oder zufolge weiterer Unterſuchung, daB 
da3 Schiff ein feindliches ift oder feine feindliche Eigenfchaft verhehlt 
wird, jo nimmt er es in Beichlag, um es vor das Priſengericht zu 
ftellen.. Zu dem Zwecke wird ein Protokoll aufgenommen, dag die Um: 
ftände und Gründe der Aufbringung darlegt, ein Snventar angefertigt, 
und ein Officier mit einigen Mann an Bord gefeht, um dag Ediff in 
den nächſten Hafen des Nehmeſtaates zu führen,?) wo e3 abgeurtheilt 
wird (amariner le navire). Hat der Gaptor hierzu feine hinreichende 
Mannfchaft, fo kann er ſich vom Capitän das Wort geben laffen, allein 
in den betreffenden Hafen zu jegeln. Der Befehlshaber des Kreruzers 
hat darüber zu wachen, daß von der Ladung oder dem Schiffszubehör 
des aufgebrachten feindlichen Schiffes nicht? gelöjcht, verfauft, vertauict 
oder befeitigt werde und nichts verloren gehe; es werden deshalb die 
Luken verjiegelt und die Ladung unter Verichluß gebracht, die Papiere 
und das Inventar, das Protokoll in verfiegeltem Umfchlag an die be: 
treffende Behörde des Captors adreflirt. 

Abweichend von diefem Verfahren das aufgebrachte Schiff zu zer 
ftören, ift nur im Falle unzmweifelhafter force majeure gerechtfertigt, 
wenn 3. B. der betreffende Kreuzer vom Feinde verfolgt ift oder fd 
demjelben jonjt entziehen will, wenn er feine verfügbare Mannſchaft an 
Bord hat, um das Schiff in feinen Hafen zu bringen, und der Gapitän 
fich weigert, fein Wort zu geben, daß er es felbft dorthin führen mil. 
Nur ähnlihe Umstände rechtfertigen die Zerſtörung. Die in einigen 
Kriegen verfolgte Praxis, alle Prifen zu zerftören, iſt eine barbarijce 
und mißbräuchliche, welche der willfürlichen Gewalt Thor und Thür 
öffnet. So beauftragten die Vereinigten Staaten ſowohl in dem Un 
abhängigfeitsfriege als in dem mit England von 1812—14 ihre Kreuzer, 
alle Engliſchen Schiffe zu zerftören.?) Gin Gleiches thaten die Süditaat- 
lichen Sirenzer im Bürgerfriege 1862-—64, die freilih zu ihrer Ent 


Tas feindliche Eigenthum zur See. B. Tas geltende Hecht. 50] 


ſchuldigung anführen konnten, daß fie feinen Hafen Hatten, in den fie 
das genommene Schiff führen fonnten, da die ihrigen ſämmtlich blofirt 
waren. Die Engliihe Jurisprudenz erlaubt die Zerjtörung nur im 
Falle der Nothwendigkeit, wenn eine Collifion von Pflichten vorliegt, in 
der die Ausführung der Aufgabe des Kriegsichiffes dringender erſcheint 
als die Beobachtung der herfümmliden Praxis, und fein neutrales 
Eigenthum fi) an Bord befindet. (The Leucade im Krimkriege, Spinks 
Adın. Rep. 221.) Tie Franzöfiihe Jurisprudenz zählt eine Reihe von 
Fällen auf: „Lorsque Ja prise est de peu de valeur ou quelle n'est 
pas assez considerable pour mériter d’etre envoyce dans un lieu de 
süurete, lorsquelle est si delabree par le combat ou le mauvais temps 
qu’elle fait assez d’eau pour faire eraindre qu’elle ne coule bas, lorsquelle 
märche si mal quelle expose le vapteur a la reprise, lorsqne le 
capteur. ayant apercu des vaisseaux de guerre ennemis, se trouve oblige 
de prendre la fuite et que sa prise le retarde trop ou fait vraindre 
une revolte.* Zu diefen Gründen der Marine-Ordonnanz von 1681, 
die beweifen, daß der Gaptor „ne pouvait se charger «du vaisseau pris. 
en conservant la sürete des opcrations du capteur”*, fommt noch der, 
daß der Streuzer feine ausreichenden Mittel Hat, die Priſe in jeinen 
Hafen zu bringen, oder der Hafen zu entfernt if. So verbrannte der 
„Deſaix“ am 21. Tctober 1870 zwei Teutihe Schiffe, „Ludwig“ und 
„Vorwärts“, und der Staatsrat) verwarf die dagegen eingelegte Be— 
ſchwerde am 16. März 1872, weil „la seeurite du batiment ne per- 
mettait pas, a raison du grand nombre des prisonniers a bord. de ile— 
tacher une partie des hommes de Vequipage pour vonduire les prises 
dans un port de France”. und weil nah der Pariſer Teclaration das 
neutrale Eigenthum unter feindlicher Flagge wohl .„insaisissable mais nen 
pas ubsolument inviolable” jet, indem man dasjelbe nur dem droit de 
eonquete habe entziehen wollen, aber nicht der Yerjtörung, der es in 
Feindesſchiffen ausgeſetzt ſein könne. Nach dem Rundjchreiben des 
Türkiſchen Miniſters des Auswärtigen vom 26. Juni 1877 ſoll die 
Ruſſiſche Marine Türkiſche Handelsſchiffe vernichtet haben, ohne der 
Mannſchaft die Möglichkeit zu gewähren, ihr Leben zu retten, was, falls 
die Thatſache begründet ift, unbedingt verwerflich war, da Schonung der 
Beſatzung jelbit dann zu fordern iſt, wenn die Zerjtörung des Schiffes 
unvermeidlich war. Zelbjtverjtändlich muß der Captor die Papiere des 
Schiffe bewahren, aus denen ſich ergiebt, daß er cs mit Recht ale cin 
feindlic5es betrachten konnte. Die Ruſſiſchen Reglements von 1787, 
1854 und 1869 führen in ähnlicher Weiſe die Fälle auf, wo die er 
Hörung erlaubt jein joll, und jo hat audy das Instit. de droit intern. I882 
im Wejentlichen die Fälle präcifirt (Annuaire 1835, p. 221). Abge— 
jehen von einer jolchen vorliegenden force majenre, Die immerbin großer 
Willkür Raum giebt, muß der Captor die Priſe in feinen Hafen zur 
Aburtheilung führen, wo er zu dem Zwecke die Actenjtüde über die 
Wegnahme der betreftenden Bebörde übergiebt. Cs iſt jeine Sache, Die 
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st. Siierbeit zu bringen; er braucht dies nicht ſelbſt zu thum, 
li... zur 05 einem anderen Schiffe übertragen oder einen Theil 
. wnnichaft auf das genommene Schiff ſetzen. Es können aber 
Adere Umſtände eintreten, welche dieje verhindern. Das Schiff 
. der Fahrt untergehen, fei es durch Naturereignifie, jei es in 
za tanıpf mit dem Feinde, Der es wicderzunehmen jucht, fei es, daß 
schier 08 im jeinem Intereſſe verwendet. Wird da3 Ediff dann 
So) Das Gericht freigeſprochen, jo muß der Eigenthümer entjchädigt 
Na. Endlich kann der Gaptor aus irgend melden Gründen das 
Sur remillig aufgeben, in welchem Falle es dem Eigenthümer wieder 
‚ ver Verfügung fteht. 

Das genommene Schiff fann fich auch freifaufen (ransom, ranconner), 
wodl es noch nicht verurtheilt iſt. „Ransom is a repurchase of the 
iii Yialit of the captor at the time, be it what it may, or more 
opetib it is a relinguishment of all the interest and benefit which 
de vaptor may acquit or consummate in the regular adjudications of 
 Ytwe Tribunal, whether it be the interest in rem. a lien or a mere 
sie to expenses,” fagt Story. Ein folder Loskauf kann von beiden 
Soeuen nur fremvillig jein, und beträgt, da er dem Captor die Mühe 
pauri, Das Schiff in feinen Hafen zu führen, eine geringere Summe als 
Serie bei regelrchhter Aburtheilung werth fein würde. Hat ber 
Anpitan hierfür nicht die Mittel, jo ftellt er dem Captor eine Ber: 
qjreibung (ransom bill) aus, durch welche er für fich, den Eigenthümer 
Dd Me Ladung die Verpflichtung übernimmt, dem Gaptor eine bejtimmte 
ans zu jablen, wogegen er von [chterem ein Tuplicat der ransom bill 
vo weleitsbrief erhält, welcher ihn gegen Wegnahne Seitens der Kreuzer 
Sarıden Wacht oder ihrer Verbündeten fichert und andererſeits dem Schiff 
ir Note und die Friſt vorjchreibt, binnen welcher e3 einen bezeichneten 
Daten erreichen muß. Zu größerer Eicherheit werden auch wohl Geijeln 
alt, Deren Tod oder Flucht jedoch den Vertrag nicht aufhebt, da fie 
ia ascellerischen Charakter haben. Wenn das losgekaufte Schiff de 
wuyı ode dazu von Wetter gezivungen zu fein, feinen Cours ändert 
Ned ungebührlich aufhält, unterliegt es der Wiederwegnahme, und 
x: zweite Captor erhält den Ueberſchuß des Verkaufspreiſes über de 
ackeble Yosfauffumme. Wird der Captor felbft von einem Chi 
Na wegners auf der Fahrt genommen, jo wird der Loskaufswechſel 
J.auig ſofern nicht das Gegentheil bereits in der ransom bill ber 
gachen war. Sat der Captor letztere ſchon in Sicherheit gebracht, ce 
bet genommen ward, To bleibt der Vertrag in Straft. Eben weil 
N; Löoðokauſ eine Milderung des Kriegsrechts iſt, Hat die Engliſche 
Serben! denſelben wiederholt und noch in der Prize Act von 18 
Nu vxeuzern verboten „unless the eircumstances of the case were su 
oonmtli the act“. Englischen Schiffen ift e8 nur mit bejondert 
Erzaubuik nejtattet, ſich Toszufaufen. Frankreich geitattet den Loslauf 
u wandtuden Schiffen. Holland hat denſelben 1781, Spanien 1782, 
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pfliht vorlag, wie für die Kriegsichiffe des Staates, fondern der auf 
feine Gefahr handelt. Sie ſprach ihm, offenbar um die Kaper zu er 
muthigen, dag wiedergenommene Schiff ganz zu, wenn es 24 Stunden im 
Beſitz des Feindes gewejen, und wenn nicht: ein Drittel des Werthes. Heute 
betrachtet wohl nur das Däniſche Prifenreglement vom 16. Februar 1864, 
II., 11, ein wiedergenommenes nationales Schiff als gute Prife. (Dagegen 
Preußiſches Reglement von 1864, 8 10, Oeſterreichiſche Verordnung 
von 1866, Italieniſcher Codice per la marina, Art. 219.) Die Engliſche 
Prize Act von 1864 bejtimmt Ch. IV. 840, daß das wiedergenomment 
Engliihe Schiff dem Eigenthümer zurüdgegeben werden joll, wie lange 
der Feind es auch bejelfen und ſelbſt, wenn es vom feindlichen Gericht 
hofe als gute Priſe erflärt ift; e3 hat dem Recaptor nur eine Belohnung 
zu zahlen, die vom Gericht nach Umständen von ein Achtel bis höchſtens 
ein Viertel feftzujegen it. Nur wenn das Schiff vom Captor felbit zu 
kriegeriſchen Operationen gebraucht ift, gehört e8 dem Recaptor. Abweichend 
von dieſem Geſetze, welches das jus postliminii auf die Spiße treibt, verfügt 
die Nordamerifanifhe Congreßacte vom 30. uni 1864 die Zurüd⸗ 
eritattung an den Eigenthümer für jedes Schiff „not having been con- 
demned as a prize by competent authority before the recapture“ gegen 
angemejjene Vergütung, jofern das Eigenthum gehörte „to persons 
residing in or under the protection of the United States“. Iſt das 
Schiff nach der Verurtheilung mwiedergenommen, jo gilt e8 als nme 
Priſe; für die Wiedernahme Verbündeter ift Gegenfeitigfeit Regel, fo 
in England Rüdgabe gegen ein Drittel des Werthes als Vergütung.?) Wird 
ein wiedergenommened® Schiff nochmals genommen, jo Hat der lehte 
Captor Recht auf dasfelbe, denn durch die Wiedernahme erlifcht das 
Necht des erſten Captors. (Phillimore II. p. 639.) 


3. Das Schidfal der Priſen. 


Alle erwähnten Ausnahmen beftätigen nur die Regel, daß erft mit dem 
Urtheil des betreffenden competenten Gerichtshofes des Captors das Schichal 
der Brije entjchieden wird. Die Befitergreifung und Wegführung im den 
Hafen des Captord genügt nicht, im Gegenjag zu der Landbeute, die, 
wo jie überhaupt Iegitim ift, durch bloſe Beſitznahme vollzogen if. 
Schon 1758 ftellte die Engliſche Jurisprudenz den Grundſatz auf: 
„They held the property not changed till there had been a sentence of 
condemnation“, und diefe fann nur durch dag Gericht des Nehmeftaatet 
erfolgen. Das Gericht eines verbündeten Staates kann nicht darüber 
urtheilen, denn jeder Staat kann nur für die Handlungen feiner eigenen 
Behörden verantwortlich fein. Allgemein feftftehend darf betrachtet 
werden, daß diefe Gerichtsbarkeit nicht von einem der gemöhnlicen 
bürgerlichen Gerichtshöfe geübt wird, fondern durch einen bejonderen, 
deſſen Zuſammenſetzung Gewähr dafür giebt, daß die ihm angehörenden 
Mitglieder die betreffenden Fragen kennen. So fagt das Deutſche Geſeh, 
betreffend die Rrifengerichtsbarfeit, vom 3. Mai 1884, 8 1: „Tie Ent 
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Captor, ſondern deſſen Staat gehört. Dieſer führt den Krieg, er bringt 
die Opfer, ihm gehört der Gewinn. Bello parta cedunt reipublicae. 
Prize is altogether a creature of the Crown (Stowell). Was die 
Regierung als Belohnung dem Captor zutheilt, ift ihr guter Wille und 
fie bejtimmt diejen Antheil nad) Billigfeitz- und Zweckmäßigkeitsgründen. 
Sie überläßt wohl zur Ermuthigung ihrer Kreuzer denſelben die ganze 
Priſe, — jo Art. 3 der Britifchen Verordnung von 1776 (16 George III. 
cap. 5): „And for the encouragement of the officers and seamen of 
tl. M.'s ships of war, be it further enacted, that the flag oflicer. 
captains, commanders, and other commissioned officers in H. M.'s par. 
and also the seamen, mariners and soldiers on board, shall have the 
whole interest and property in all and every such ship, vessel, goods 
and merchandize, which they shall take (being first adjudged lawfnl 
prize in any of H. M.’s Courts of Admiralty) to be divided in such 
proportions, and after such manner, as H. M. shall think fit to order“, — 
aber dies ift guter Wille und jederzeit widerrufbar. Der Stant kann 
an fich jeden Augenblid, aus Gründen des Nechtes, der Billigkeit und 
der Politik feinen Anfpruch auf die Priſe zu Gunften des Eigenthümerd 
aufgeben. Der Antheil des Captors wird ſtets durch Verordnung im 
Vorwege bejtimmt und mwechjelt oft raſch. So ſprach die Frranzöfide 
Drdonnanz vom 28. März 1778, Art. 2, der Mannſchaft des Eifel, 
welches die Prije gemacht, zwei Drittel des Werthes derfelben zu; aber 
ſchon am 24. Juni 1778 ward dies auf ein Drittel herabgefegt. Eind 
Schiff und Waare als Feindeseigenthum anerkannt und fallen nicht etwa 
in eine der Kategorien allgemein befriedeter Sachen, fo ift das Verfahren 
einfach, der Feind hat feinen locus standi in judicio, Schiff und Waare 
werden einfach verurtheilt. Streitfragen erheben fi) erft, wenn Neutrale 
behaupten, daß ihnen Schiff oder Ladung gehört, Wovon bei der Neutralität. 


ı) Die im Einzelnen von einander etwas abweichenden Inſtructionen ber 
Hauptſeemächte führt Galvo IV. 8 2787—92 an. Das Preußifche Prifenregie 
ment von 1864, 5 11, läßt den Schiffer an Bord des Kreuzers kommen. 

”ı „Destroy all your capture, unless in some extraordinary cases that 
shall elearly warrant an exception“, Hall p. 418. Begründet wird dies nur 
ut der möglichiten Berftörung des feindlichen Handeld. 74 Englifche Schiffe er- 
litten dies Schidjal. 

* An act to prohibit the ransoming of ships or vessels captured from 
I Al» »ubjects and of the merchandize or goods on board such ships or 
venveln 1778 (22 George III. c. 25) verbietet auch Engliihen Untertbanen ibre 
bunt zheinde genommenen Schiffe und Güter loszulaufen. 

4 fall der „Santa Cruz“ 1796 und Sir W. Scott’8 Urtheil (Wheaton $ 368). 
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C. Die nothwendige Reform. 


Wenn die geſchichtliche Entwickelung gezeigt hat, daß die Fortſchritte, 
welche das Kriegsrecht hinſichtlich der Behandlung des feindlichen Eigen- 
thums zu Lande gemacht Hat, nur geringe und mittelbare Anwendung 
auf das zur Zee gefunden haben, daß vielmehr dasjelbe grundſätzlich 
noch der WRegnahme unterliegt, welche nur durch gegenüberftehende Nechte 
der Neutralen eingejchränft wird, jo ijt, wie Klobukowski richtig bes 
merkt, der Grund cin doppelter. Einmal giebt da8 Meer der Strieg- 
führung nicht die Stützpuncte, welche fie auf dem Lande findet, Feine 
Städte und Gebiete, welche man bejegen und erobern fanıı. Dean kann 
wohl seine Küjten und Flotten angreifen, aber man wollte auch vor 
Allem feinen Handel zeritören. Sodann aber fehlte es bis auf die neueſte 
Zeit an dem politischen Gleihgewicht unter den Seemächten, welches fich 
zu Yande ſchon feit lange ausbildete. Fortwährend übte cine Macht die 
Vorherrſchaft auf dem Meere aus, und Ddieje ftrebte, ihre Rechte jo weit 
wie möglidy auszudchnen. 

Aus der Darftellung des geltenden Rechtes aber ergiebt fi, wie 
verwidelt und theilweiſe willkürlich dasſelbe ift und vorausfichtlich bleiben 
wird, jo lange man die Wegnahme des feindlichen Privateigenthums 
zur See grundiäbli zuläßt. Der Kriegführende ftrebt naturgemäß 
danach, fein Recht möglichſt auszudehnen und dem Feinde die Möglich: 
feit abzufchneiden, fich der Wegnahme zu entzichen. Wie die Hanja und 
die Holländer zur Zeit ihrer Macht das Recht der Kriegrührenden auf 
die Spitze trieben, fo hat es ſpäter England gethan, und die Vereinigten 
Staaten, welche früher letzteres darin befämpften, haben im Bürgerfriege 
es vielfach überboten. Der Ausweg bietet nur die Freigebung Des 
RPrivateigenthums und zwar nicht blos etwa aus Humanitätegründen. 
Obwohl der große Unterichied vom Landkriege beitehen bleibt, daß der- 
ſelbe nicht auf ZYeritörung oder Wegnahme von “Yrivateigenthum aus- 
geht, ſondern dieſe nur zuläßt, wenn der Zweck der militärtichen pe: 
ration jie erfordert, ijt gewiß zuzugeben, daB cs an fich ebenio berechtigt 
ertcheint, den Handel des Gegners zu zeritören, wie jeine Heere und 
rslotten.!) Im Landfriege find Requiſitionen nicht zu vermeiden. Be- 
fagerungen und Schladjten bringen weit größeres Mißgeſchick über das 
Land als die Wegnahme von Kauffahrteiihiffen und Waaren, bei der 
faum je Blut vergoflen wird. Uber das, worauf es ankommt, it, dab 
das Mittel feinem Zweck nicht entipricht und die Pariſer Teclaration 
eine unbaltbare Halbheit ift, welche die Kriegrührenden ſelbſt in eriter 
vınie ſchädigt. Indem fie die neutralen Waaren und Sciife von der 
Wegnahme ausſchließt, wirft ſie bei jedem Kriege den Handel der Krieg⸗ 
führenden in die Hände der nicht gefährdeten Neutralen. Als 185% 
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nur die Möglichkeit auftaudhte, daß England in den Oeſterreichiſch⸗ 
Sranzöfifchen Krieg verwidelt werden könne, ftiegen die Berficherungs- 
prämien für Engliſche Schiffe in London fo, daß faft ausfchließlich neutrale 
Schiffe befrachtet wurden, und in Galcutta und Canton Amerikaniſche 
Schiffe zweiter Claſſe 50 Procent höhere Fracht bedangen, als Britiice 
Schiffe erjter Claſſe. Das Gleiche trat ein, ala 1878 ein Bruch zwiſchen 
Großbritannien und Rußland drohte, und al im April 1885 Glad— 
ftone feine kriegeriſche Rede hielt, ftieg die Fracht für Kohlen von 
Cardiff nad) der Dftfee von 5 sh 6 d per Ton auf 8sh 9 d. Eine Rüdlehr 
zu dem alten Seereht Englands iſt unmöglih; wenn Lord Palmerfton 
am 5. Februar 1866 fagte, „that the very existence of this country 
depended on its possessing the command of the sea, and that it wa 
necessary for that object to retain the power of seizing the ships of 
foreign powers“, bat er dabei überſehen, daß, ſelbſt als dieſe beftand, 
das Ergebnik keineswegs für England immer günftig war, denn ;. ®. 
im Siebenjährigen Kriege verlor es binnen vier Zahren 2500 Handel 
Ichiffe durch Wegnahme, während es felbjt nur 344 feindliche aufbradit. 
Sodann beiteht eben jene Vorausſetzung der maritimen Uebermacht Eng. 
lands nicht mehr. Die Franzöſiſche Flotte ift der Englischen vollkommen 
gewachfen, und hat ihrerfeit3 weit geringere Intereſſen als die Engliſche 
zu ſchützen, jo daß fie ihre volle Kraft auf den Angriff wenden kam. 
Vollends gegen eine Coalition wäre England im Nachteil. 

Aber auch ſonſt haben fich die Verhältniſſe durchgreifend geändert. 
Wenn jebt ein Krieg ausbricht, fo benachrichtigt der Telegraph alle 
Handelsichiffe, welche Wegnahme zu fürchten haben, in wenigen Stunden. 
Sie laufen alfo in den nädjiten neutralen Hafen ein und find dort ge 
fihert. Der ganze Schaden befteht darin, daB fie brach liegen. Tie 
Wegnahme von Privateigentbum im Kriege erfcheint nur dann geredt: 
fertigt, wenn ihr Einfluß auf den Ausgang des Kampfes größer if, 
al3 der Schaden, welcher dadurch den Einzelnen zugefügt wird. Lord 
PBalmerfton bat in feiner Rede vom 7. November 1856 richtig aner- 
fannt, „if we look at the example of former periods, we shall not 
find that any powerful country was ever vanquished by losses sustained 
by individuals, it is the conflicts of armies and fleets that decide tbe 
great contest of nations.“ In den Napoleonifchen Kriegen war bie 
ganze Franzöfiihe Handelsflotte vernichtet,?) aber nur durch Die Nieder- 
lagen feiner Heere ijt Frankreich befiegt. Dasſelbe gilt in noch vie 
höheren: Grade heute, wo unter den ganz veränderten Umſtänden ſowohl 
des Handels wie der Kriegführung, wenige Staaten auf ihren Seehandel 
angemwiefen find, um einen Krieg erfolgreich zu führen, und die Wegnahme 
von Handelsjhiffen und Waaren die Streitfraft eined Lande faum be 
rührt. Wie geringfügig war verhältnigmäßig der Schaden, den die 
überlegene Franzöfiiche Marine 1870/71 dem Deutjchen Handel bat 
zufügen können! Die friegführenden Länder beziehen ihre auswärtigen 
Bedürfnifje dann eben durch neutrale Schiffe, und fofern ihre Häfen 
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blofirt find, durch die Eiſenbahn. Selbſt für da3 Bradjliegen ihrer 
Schiffe ift die Deutfche Rhederei fchlieglih aus den Milliarden ent- 
Ihädigt. Gerade England aber ift al3 Inſel nicht in derfelben Lage; es 
muß alle feine auswärtigen Bedürfniffe zur See beziehen, und Dieje find 
fo groß, daß ed gar nicht darauf verzichten kann. Während 1815 die 
Einfuhr von ausländifchen Brotitoffen 3PBrocent vom Gefammtbedarf betrug, 
ift fie jebt auf 55 Procent, 67 Millionen Pfd. Sterl. geftiegen. Das Getreide, 
dag England erzeugt, reicht nur für vier Monate ſeines Bedarfs nad) der 
Ernte. „If our commerce by sea is stopped now, we perish by starvation,“ 
geiteht Boyd Kinnear in einer Bufchrift an die „St. James Gazette“ 
vom 28. October 1886. Dazu kommt die gleihe Nothmwendigfeit der 
Zufuhr nicht nur von anderen Nahrungsmitteln, fondern auch aller 
Nohitoffe, auf denen die Engliſche Anduftrie beruht. Eben deshalb wäre 
es Englands Feinden viel leichter, feinen Handel zu fchädigen, als ihm 
den ihrigen.. Sie würden fid) vorzugsweiſe auf den Streuzerfrieg werfen, 
in dem weniger die numerifche und qualitative lleberlegenheit, al3 Die 
Geſchicklichkeit und Schnelligkeit in Betracht kommen, während ihr eigener 
Handel den Engliſchen SKreuzern viel weniger Angriffspuncte bietet. 
Wie unmöglich es aber der Engliſchen Marine ift, die auf allen Meeren 
veritreute Hanbdelsflotte wirkſam zu ſchützen, zeigt ein vergleichender Blid 
auf Beide. 1803 zählte die Britifhe Handeldmarine etwa 2 Millionen 
Tons und die Kriegsflotte 270 Schiffe, jo daß auf den Schub von je 
66 Schiffen ein Kreuzer kam. 1885 hatte das Pereinigte Königreich 
16 609 Kauffahrteiichiffe mit 3417000 Tons, die Colonien 12818 
mit 1613000 Tons, und zum Schuß derjelben hat England, das feine 
Panzerjlotte für die Vertheidigung und den Kampf braudt, faum 100 
Kreuzer, von denen jeder 380 Schiffe ſchützen fol. Tas ift unmöglid. 
Ter Handel aber verlangt, abgeſehen vom wirklichen Verluft durch Weg: 
nahme, Sicherheit. Im Amerikanischen Bürgerkriege nahmen die Süd— 
ftaatlichen Kreuzer nur 169 Cdiffe der Norditaaten, die Verſicherungs— 
prämie aber jtieg in Nemw-Y)orf von 30 sh per Ton in 1861 auf 120 
in 1864. Tazu kommt noch, daß der Handel Englands ſehr viel 
angreifbarer iſt ala der feiner möglichen Gegner, von denen Teutidh- 
land 4257 Schiffe mit 1294288 Tons, Frankreich etwas über 
1 Million Tond und Rußland etwa 700000 Tong hat, ſowie daß 
der Britiſche Handel fait ausſchließlich in nationalen Schiffen betrieben 
wird. 

Als 1878 der Strieg mit Rußland drohte, rieth der Befehlshaber 
der Auitralifchen Station, bei Ausbruch der Feindſeligkeiten alle Schiffe in 
den Häfen zurüdzuhalten. Nad Admiral Aube's Anjicht würden zwanzig 
Kreuzer eriten Ranges den Britiichen Handel vollftändig zeritören können. 
Mit Recht fagt Lawrence: „Our commerce is ubiquitous,. and if we 
are to protect it efficaciously, we must be as strong at every point as 
our opponents are at any point. It is not a question of naval superioritv. 
but of naval omnipotence“ und eine jolche berzuitellen, liegt ganz außer: 
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behandeln die trage jo unbefangen wie Qamwrence: The exemption 
f private property from capture by sea, 1885. Der nädjite große 
krieg wird England unfehlbar die bittere Erfahrung bringen, daß es 
yurch ſeinen Widerftand gegen dieje Reform gegen fein eigenſtes Anterefie 
jehandelt hat. 

Bis zur allgemeinen Annahme des Grundſatzes kann man nur 
vünichen, daß derjelben durch bejondere Verträge vorgearbeitet werde, wie 
ie® 3. B. durch Art. 12 des Vertrages zwifchen den Vereinigten Staaten . 
nd Italien vom 26. Februar 1871 gejchehen ift, welcher erklärt 
„that in the unfortunate event of a war between them, tlıe private 
‚roperty of their respective citizens and subjects, with the exception 
f contraband of war, shall be exempt from seizure, on the hikrh seas 
r elsewhere, by the armed vessels or by the military forces of either 
partv.” 


" Dana in jeinen Noten zu Wheaton fagt in diefer Beziehung: „Alodern 
»ivilisation has recognized certain modes of coercion as justifiable. Their 
exercise upon material interests is preferable to use of force upon the person. 
Where private property is taken it is because it is of such a character or 
9 situated as to make its capture a justifiable means of coereing the power 
with which we are at war.“ 

?, Message du Directoire au ('onseil des Cing-Cents du 22 Nivöse an VL: 
„On ne voit plus un seul vaisseau marchand osant arborer le pavillon frangais.“ 

” Principes de droit international IV., ch. 16. 

»Auch der Einwand, den Bourke am 2. März 1877 vorbradte, es würbe 
doch eine Abfurdität fein, wenn feindlide Handelsſchiffe in völliger Sicherheit 
in Englifche Häfen einlaufen fünnten, während die feindliche Kriegsjlotte Englands 
Küften bombardire, erfcheint nicht ftihhaltig. da nichts im Wege fteht, feind- 
lichen Handelsſchiffen das Cinlaufen in nationale Häfen zu verbieten. 
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man auch fein Wort dafür. Noch das Consolato del Mare im 14. Jahr 
hundert, das ung die erjte authentische Kunde von der Begrenzung des Rechte 
der Kriegführenden zur See giebt, |priht nur von „amichs*. Grit all 
mählich mit dem machjenden Handelöverfehr und der Herausbildung eines 
Gleichgewichtes der Mächte erſchien e3 zuläflig, in einem Kampfe anderer 
Staaten eine Stellung als Unbetheiligter einzunehmen, der das Recht 
bat, feine friedlichen Beziehungen mit beiden Gegnern fortzufeten Auch 
dann war dies Necht der Neutralität lange jehr unvolllommen. Lie 
Kriegführenden fuchten es einerfeit3 in enge Grenzen einzudämmen, die 
Neutralen erlaubten .fich andererjeit3? Handlungen, welche Heute als mit 
wirklicher Unparteilichfeit durchaus unvereinbar anerkannt find; nod) kei 
Grotius iſt die Behandlung der Frage „de his qui in bello medü 
sunt* von größter Dürftigfeit. Sn dem Maße jedoch als das Eum- 
päiſche Staatenfyftem zur Ausgeftaltung gelangte und der internationale 
Handel namentlich zur See immer größeren Aufſchwung nahm, gewann 
die Stellung der Neutralen an Feſtigkeit und Klarheit. Ihrem gemein 
jamen Widerftand, der durch die Begründung der Vereinigten Staaten 
von Amerika neue Kräftigung erfuhr, gelang es immer mehr, das Be⸗ 
ftreben einzelner großer Mächte, die Rechte der Kriegführenden befonderd 
zur See, einfeitig geltend zu machen, in beftimmte Grenzen zurückzuweiſen; 
und diefe Entwidelung wurde unterjtüßt durch die Eiferfucht der Krieg 
führenden felbft, welchen die Klugheit gebot, die Nechte der Neutrale 
zu achten, um fie nicht in das Lager des Gegnerd Hinüberzudrängen. 
Indem jo das Necht der Neutralität, troß zeitweiliger Verdunkelungen, 
wie in der Beriode der Napoleonifchen Gewaltherrfchaft, einen ftetig auf 
fteigenden Gang verfolgte, darf man fagen, dab dasjelbe Heute, bei 
mancher Ungewißheit und Unvollfommenheit im Einzelnen, in jenen 
Grundzügen ebenjo feitjteht al3 das Necht der Kriegführenden. 


$ 129. 
Neutralitätsrehte und »Pflihten im Allgemeinen. 


Das Recht jedes unabhängigen Staates, während des Kriege 
anderer Staaten neutral zu bleiben, fo weit er nicht einem derſelben 
durch Vertrag zur Kriegshiülfe verpflichtet ift, fließt aus der Souveränetät - 
Hat ein Etaat dies Recht nicht, fo ift er auch nicht unabhängig, ſondern 
fteht in einem Vaſallen⸗, Schuß- oder Bundesverhältniß, welches die Freiheit 
feiner Bewegung befchräntt. Dagegen unterfcheidet fih der Natur der” 
Dinge nach die Freiheit des Verhalten? der Neutralen zu den Krieg 
führenden von der im Friedensftande. Während des lebteren fteht & 
jedem Staate kraft feiner Unabhängigkeit frei, einen anderen Staat vor anderen 
zu bevorzugen, demfelben 3. B. geringere Zölle für die Einfuhr feiner 
Maaren, günftigere Bedingungen für deſſen Schiffe in feinen Gewäſſern, 
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rleichterte Auslieferung von Verbrechern u. |. mw. zu bewilligen. Vie 
zetreffende Regierung jet ſich dadurch ſeitens Dritter, ungünftiger 
ehandelter Staaten einer Retorſion aus, aber fie bleibt dabei mit Diefen 
n friedlichen Beziehungen. Im Kriegäzuftande ift dies anders. Jede 
Yunft, welche die neutrale Regierung einer Partei für ihre Kriegführung 
ſewährt, vermehrt deren Mittel, ihrem Gegner zu fchaden; fie darf aljo 
lichts thun oder unterlafien, wodurch einem Theil ein Vortheil gegen 
en anderen eingeräumt wird, denn Died würde der farblofen Ilnpartei- 
ichkeit widerjprechen, in welcher eben das Weſen der Neutralität beiteht. 
Ran kann daher nicht von einer vollftändigen und unvollitändigen 
Reutralität jprechen, und als lebtere bezeichnen, wenn man einem Gegner 
mr eine beſchränkte Hülfe durch Stellung einer gewiſſen Truppenzahl 
der duch Subfidien leiftet. So jagt Grotius: „In Procopio legimus, 
n exercitu hostium eum censeri qui quae proprie ad bellum usui sunt 
ıostili exereitui subministrat* (II. ec. 17, 8 3. 2). Der benachtheiligte 
Yegner iſt alfo vollkommen berechtigt, den Staat, der eine ſolche Hülfe 
eiftet, als Feind zu behandeln, mindeftens ihn vor die Wahl zu jtellen, 
b er jene Hülfe aufgeben oder die Folgen feiner Haltung tragen will. 
Jefterreihh war unftreitig nicht mehr neutral, ala es im Krimkriege am 
2. December 1854 mit England und Frankreich ein Bündnig jchloß, 
wurch deilen Art. 2 es fich verpflichtete, die Tonaufüritenthümer gegen 
ede Rückkehr Ruffiiher Truppen zu vertheidigen, Dagegen denen der 
Rriegführenden dafelbit volle Tsreiheit der Bewegung zu ſichern. Es war 
dies ein Act der Feindſeligkeit, welcher Rußland vollfommen berechtigte, 
Teiterreih den Krieg zu erflären. Es that dies nur deshalb nicht, 
um die Zahl feiner Feinde nicht zu vermehren. 

Ebenjo iſt e3 ein innerer Widerjprudh, von einer wohlmollenden 
Reutralität zu reden; eine Haltung, melde für einen Kriegführenden 
wohlwollend ift, ift nothwendiger Weife für den anderen übelwollend, 
alſo feine Neutralität mehr. „Si ımedius sim. alteri non possum pro- 
lesse, ut alteri noccam” jagt Bynkershoet (Wuacst. jur. publ. I, e. 9). 
Ir otius vermiſcht noch die ‚trage der Gerechtigkeit eined Krieges mit 
T Meutralitä. .„Eorum. qui a bello abstinent. oftieiam est, nihil 
"e&re, quo validior fiat is, qui improbam favet causam, aut quo justum 
Ilum gerentis motus impediantur* (II. e. 17. 83). Mit Recht ent- 
Ariet Bynkershoet: „Si reete judico. belli justitia vel injustitia nihil 
Ic quam pertinet ad communem amieum: ejus non est, inter utrumque 
Lücum, sibi invicem hostem, sedere judicem et ex causa aequiore vel 
Ieyguisre huie illive plus minusve tribuere vel negare” (I. c.\. Die 
Rgerechtigleit eines Krieges Seitens eines der Nriegführenden fann für 
Aen dritten Staat Anlaß werden, gegen denielben gleichfalle als Partei 
' den Krieg einzutreten, jelbit wenn er nicht unmittelbar an dem 
Wiegsgrunde betheiligt iſt, iniofern er glaubt, daß ein Sieg des Un—⸗ 
techts das Recht überhaupt gefährden würde; und je hervorragender Die 
Machtſtellung eines Staates ift, deito mehr wird es für ihm zur morali- 
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man auch fein Wort dafür. Noch das Consolato del Mare im 14. Zahr- 
hundert, das uns die erjte authentische Kunde von der Begrenzung des Rechtes 
der Kriegführenden zur See giebt, ſpricht nur von „amichs“. Erft all 
mählich mit dem wachſenden Handelsverfehr und der Herausbildung eines 
Gleichgewichtes der Mächte erfchien es zuläffig, in einem Kampfe anderer 
Staaten eine Stellung als Unbetheiligter einzunehmen, der das Nedt 
bat, feine friedlichen Beziehungen mit beiden Gegnern fortzufegen Auch 
dann war dies Recht der Neutralität lange jehr unvolllommen. Die 
Kriegführenden fuchten es einerjeit3 in enge Grenzen einzubämmen, bie 
Neutralen erlaubten ſich andererjeit3 Handlungen, welche heute als mit 
wirflicher Unparteilichfeit durchaus unvereinbar anerkannt find; noch bei 
Grotius ift die Behandlung der Frage „de his qui in bello mediü 
sunt“ von größter Dürftigfeit. In dem Maße jedoch als das Euro⸗ 
päiſche Staatenſyſtem zur Ausgeftaltung gelangte und der internationale 
Handel namentlich zur See immer größeren Auffhwung nahm, gewann 
die Stellung der Neutralen an Yeitigfeit und Klarheit. Ihrem gemein 
famen Widerftand, der durch die Begründung der Vereinigten Staaten 
von Amerika neue Kräftigung erfuhr, gelang es immer mehr, das Be 
ftreben einzelner großer Mächte, die Rechte der Kriegführenden befonderd 
zur See, einjeitig geltend zu madjen, in beftimmte Grenzen zurückzuweiſen; 
und diefe Entwidelung wurde unterjtüßt durch die Eiferjucht der Krieg 
führenden felbit, welchen die Klugheit gebot, die Nechte der Neutralen 
zu achten, um fie nicht in das Lager des Gegner? Hinüberzudrängen. 
Indem fo das Necht der Neutralität, troß zeitweiliger Verdunkelungen, 
wie in der Periode der Napoleonischen Gewaltherrichaft, einen ftetig auf 
jteigenden Gang verfolgte, darf man fagen, daß dasfelbe Heute, bei 
mancher Ungemwißheit und Unvolltommenheit im Einzelnen, in feinen 
Srundzügen ebenfo feititeht ald dag Necht der Kriegführenden. 


$ 129. 
Neutralitätsrehte und »Pflihten im Allgemeinen. 


Das Necht jedes unabhängigen Staates, während des Kriege 
anderer Staaten neutral zu bleiben, jo weit er nicht einem berfelben 
durch Vertrag zur Kriegshülfe verpflichtet ift, fließt aus der Souveränetät. 
Hat ein Etaat dies Recht nicht, fo ift er auch nicht unabhängig, jondern 
steht in einem Vafallen-, Schutz- oder Bundesverhältniß, welches die Freiheit 
feiner Bewegung befchränft. Dagegen unterfcheidet fi) der Natur der 
Dinge nad) die Freiheit des Verhaltens der Neutralen zu den Krieg. 
führenden von der im Friedensſtande. Während des letzteren fteht ee 
jedem Staate kraft feiner Unabhängigkeit frei, einen anderen Staat vor anderen 
zu bevorzugen, demfelben 3. B. geringere Zölle für die Einfuhr feiner 
Waaren, günftigere Bedingungen für deſſen Schiffe in feinen Gewmäflern, 
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inneren Geſetzgebung einzumifchen beabfihtigten, daß ſie aber wohl ein 
Recht hätten, fich zu beichweren, wenn dieſelbe Hinter den Anforderungen 
des Völkerrechts zurüdbleibe, ihnen komme es Tediglih darauf an, daß 
dieje erfüllt würden. Daß fie darin Recht hatten, ijt durch den Bericht 
der 1567 eingeiegten Engliſchen Commijfion über die Neutralitätsgejeße 
anerlanıt. „\e are of opinion. that if the foregoing recommendations 
should be adopted. the municipal law of this realm available for the 
enforcement of neutrality, will derive increased efficieney, and will so 
far as we can see, have been brought into full conformity with your 
Majesty's international obligations” (Report p. 7). Obwohl aljo jener 
Einklang früher nicht beftand, beitand doch fchon damals die Verpflich— 
tung, und demgemäß bat England für die Verletzung derjelben Genug- 
thuung geben müſſen, indem es durch das Genfer Echiedegericht zur 
Zahlung von 5 Millionen Pfd. Sterl. verurtheilt ward. 

Indem der neutrale Staat ſich fo jeder Begünftigung einer der 
Kriegeparteien enthält, verlangt er aber auch andererjeite, daß diefelben 
gleihmäßig ſeine Anabhängigfeit ftreng achten. Vor jeinen Grenzen, 
vor jeinen Nechten muß ihre Kriegführung Halt machen. Geſchieht dies 
nicht, To ijt er berechtigt, ſolche Verlegung mit allen Mitteln zurüdzu- 
weiſen, dafiir Öenugthuung zu fordern, eventuell jein Recht mit den 
Waffen zu vertheidigen. Tenn der neutrale Staat, indem er feine lin- 
parteilichfeit in einem bejtehenden Kriege erflärt, verzichtet damit auf 
feines jeiner Zouveränetätörechte, aljo auch nicht auf das Recht, feine 
Unabhängigkeit mit Waffengewalt aufrechtzuerhalten, und viele Kriege 
baben ihre Urſache lediglih in der Verlegung neutraler Rechte gehabt. 
Eine bewaftnete Neutralität verlegt aljo die Rechte feiner Kriegspartei, 
fo lange sie lediglich defenſiv iſt. Sogar Staaten, welche dauernd als 
neutral erklärt find, aljo jich jelbit jedes Nrieges enthalten müjlen, können 
alle Vorkehrung zur VBertheidigung ihrer Neutralität treffen, da fie jonit 
für den all, dag ihre Neutralität von dem einen Kriegführenden nicht 
geachtet würde, dem anderen das Recht geben würden, ein Gleiches zu 
tdun, alſo die Bedingungen ihres völferrechtlihen Standes verlieren 
würden (cf. Nap. 3). Der Neutrale bleibt mit beiden friegführenden 
Theilen im gleich freundlichen Beziehungen. Seine Xerträge mit beiden 
bleiben in Kraft, joweit fie jich auf den Friedenszuſtand beziehen. Es 
it alſo auch feine Verlegung der Weutralität, wenn ſolche Verträge oder 
Geſetze thatlächlidy einem friegführenden Theile mehr zu Nuten kommen 
al dem andern, 3. B. der cine von dem beiden freiltchenden Rechte, 
auf neutralen Gebiete Vebensmittel zu faufen, Gebrauch macht, der andere e3 
nicht kann, weil die feindliche ‚slotte Die Zufuhr nach ſeinem Webiete hindert. 

Tagegen muB jede Regierung ſich hüten, im Frieden Verträge auf 
den Striegstall zu Ichlichen, deren Ausführung nothbwendig für den 
einen Nriegsgegner ebenſo vortheilhaft, ale für den anderen nachtheilig 
werden muß. Dies gilt nicht blos von einer theilweiſen wirklichen 
Rriegshillfe, die jelbitverjtändlich mit Neutralität unvereinbar it, fondern 
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auch überhaupt von einer Haltung, welche dem einen Kriegägegner 
mittelbar günftig iſt. So verbot 1848 in dem Deutich-Dänijchen Kriege 
England die Waffenausfuhr nad) Deutichland, während die nad) Düne 
mark nicht unterfagt war, weil, wie es anführte, es durch einen älteren 
Vertrag verbunden fei, dies zu thun, fobald ſolche Waffen für einen 
Feind Dänemarks beitimmt ſeien. Es war jehr begreiflich, daß die 
Dänische Regierung die Ausführung jened Vertrages verlangte. Aber 
diefelbe war thatjächlich nicht? defto weniger Seitens Englands eine Ver 
letzung der Unparteilichfeit, welche die Neutralität fordert, und bie 
mindeſtens geboten hätte, daB auch die Ausfuhr nach Dänemark unter 
jagt wäre. Wichtig dagegen handelten die Vereinigten Staaten, die 
während des Unabhängigfeitöfrieges in dem Vertrage von 1778 Franb— 
reih das Recht gewährt Hatten, daß feine Kaper mit ihren Priſen in 
Nordamerikaniſche Häfen einlaufen dürften, aber im Revolulionskriege 
auf die Beſchwerde von England anerkannten, daß mit der Neutralität 
dies Necht, das fie Frankreich ald Verbündeten gewährt, nicht vereinbar 
ſei und die Erlaubniß durch die Neutralitätsacte von 1794 befeitigten. 
So fagt Phillimore (III. p. 226, 27): „It is idle to contend that 
either this previous stipulation or the limited character of the succoar 
can take away the hostile and partial character of such an action. 
What does it matter to the other belligerent under what obligation 
contracted by a third power his enemy is strengthened and heartened 
against him?“ Dagegen ift die bloſe Thatſache der Bundesgeno ſſenſchaft 
mit einem der Friegführenden Theile noch nicht unvereinbar mit der 
Neutralität, felbft wenn das Bündniß ein dauerndes ift, denn dasſelbe 
kann die Vertheidigungspfliht auf Fälle beichränten, welche den vor 
handenen Krieg nicht berühren. Die Staaten des Deutjchen Bunde 
waren 1859 mit Vejterreich verbündet und verpflichtet, jeden Angel 
auf deſſen dem Bunde angehörigen Befigungen wie gegen fich jelbit 
gerichtet zu betrachten; fie hielten fich aber nicht verpflichtet, am det 
Vertheidigung feiner Stalienifchen Provinzen gegen Frankreich und Ear⸗ 
dinien theilzunehmen, fo lange das Bundesgebiet nicht berührt mard- 
Auch wenn jonjt ein Staat durch frühere Verträge zur wirkſamen Unter‘ 
ftügung eines Kriegführenden verbunden ift, kann der andere ihn nicht 
ohne Weiteres als Feind behandeln, fo lange er nicht thatſächlich aus «FT 
Neutralität herausgetreten ift. Der betreffende Staat kann fich weigert, 
jeine Verpflichtung in dent fpeciellen Falle zu erfüllen, indem er verneint, 
daß der casus foederis eingetreten fei, oder behauptet, daß der Berechtigte 
die Vorausfegungen des Bündniſſes nicht erfüllt habe, oder fich materiell 
außer Stande fieht, feine Verpflichtung zu erfüllen. Die Frage, od 
dieje Gründe jtichhaltig find, oder ob der Betreffende feine Vertragspflicht 
gegen den anderen Theil verlebe, iſt nur ziwifchen dieſen beiden zum 
Austrag zu bringen. Ebenſo ift e3 möglich, daß von zwei in Perfonal- 
union ſtehenden Staaten einer nicht am Kriege des andern theilnimmt. 
Für den anderen Kiriegführenden fommt e3 Lediglich darauf an, ob das 
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tung, keinen der beiden unmitielbar oder mittelbar zu begünftigen und 
in gewiſſen Grenzen auch Seitens ihrer Unterthanen eine unmittelbare 
Kriegshülfe zu hindern. Dede Verlehung diejer gegenfeitigen Rechte und 
Pflichten ift eine Berlegung der Neutralität und ijt zwiichen den Staaten 
jelbft auszutragen. 

In dem anderen Theil diefer Bezichungen jtehen fich die frieg- 
führenden Staaten und die einzelnen neutralen Angehörigen gegenüber. 
Tie legteren haben feine Verpflichtungen gegen die erfteren, fondern nur 
gegen ihren eigenen Staat und defien Geſetze; lafjen fie ſich auf gewiſſe 
Unternehmungen ein, welche ihre Regierung nicht verboten Hat, welche fie 
aber gleichwohl in Conflict mit einem Kriegführenden bringen, jo berührt 
das die Neutralität ihres Staates nicht, fie fehen ſich nur perjönlich den 
Nacıtgeilen aus, welche der Kriegführende ihnen in beitimmten Grenzen 
zuzufügen jtrebt.”) Innerhalb diejer Grenzen Handelt derjelbe nad) 
eigenen Ermellen, das Urtheil feiner Gerichtshöfe enticheidet. Die neu- 
trale Megierung hat fo wenig ein Einſpruchsrecht als ein Recht, ihre 
Angebörigen gegen die Folgen von Handlungen zu fchügen, denen fie 
ſich jelbit ausgeſetzt haben. Grit wenn nach der Anficht der neutralen 
Regierung die völkerrechtlich zulälligen Grenzen der Repreſſion folder 
Unternehmungen überjchritten werden, tritt fie felbft ein und fucht Diele 
Ueberichreitungen des Rechtes der Kriegführenden zurüdzumeifen. Im 
der Feſtſetzung dieſer Grenzen des Repreflionsrechte liegt der völler: 
rechtliche ‚sortichritt. Ta es ich, wie gejagt, bei diefer Frage um einen 
Compromiß zwiſchen den Rechten der Nriegführenden und der Neutralen 
handelt und erjtere gerade, je mächtiger fie jind oder je erbitterter jie Die 
Niederlage ihres Gegnere verfolgen, um jo weniger geneigt jein werden, 
fih in dem möglichjt energiichen Gebrauch ihrer Kriegsmittel bejchränten 
zu lalien, jo tit es begreiflidh, daß der Umfang ihres Rechtes zu ein- 
feitigem Einichreiten gegen Unternehmungen neutraler Angehöriger, welche 
ihre Action Ichädigten, Gegenſtand langen Kampfes geweſen ift und noch 
beute nicht in allen Einzelheiten feitfteht. Unbeſtreitbar aber bleibt, daß 
dies urſprünglich unbeſchränkte Repreſſionsrecht immer mehr an be« 
ftimmte Bedingungen gebunden it, und die Macht der Verhältniſſe 
ebenfo dahin drängt, jeine Grenzen auf das mit dem unbejtreitbaren 
Bedürfnig der Nriegführung vereinbare Map zu beichränten, als Die 
jelben allgemein rechtlich verbindlich zu machen. 


N The laws ofthe United States do not forbid their eitizens to sell to 
either of the belligerent powers artieles contrabanıd of war, or take munitions 
of war or soldiers on buard their private ships for transportation, althouglı 
in ao doing the individual citizen exposes his property or person to oine 
of the hazarıls of war. President Dieree s Message, 1859. 

” „En consultant les regles preserites, soit par usage, soit par les 
traites, on trouvera, non que le commerce des objets appeles de contre- 
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Ter neutrale Angehörige, der dies unternimmt, thut damit an fih 
fein Unrecht, aber feine Regierung fann den Kriegführenden nicht zu 
muthen, ihn im Namen der Freiheit des Handeld gewähren zu laflen, 
weil damit die Wirkung der Kriegführung zu ſehr befchränkt würde, und 
weil jie ſelbſt auch nicht darauf verzichten will, im Kriegsfalle ihrerſeits 
dag gleiche Recht geltend zu machen, folchen Verkehr mit dem Feinde zu 
hindern. Aus diefen entgegenftehenden Anſprüchen Hat fich ein völfe: 
rechtlicher Compromiß gebildet. Die neutrale Regierung, die kraft der 
Herrichaft, welche fie über ihr Gebiet übt, bis zu einem gewiſſen Grade 
auch verantwortlich für das Perhalteu ihrer Unterthanen ift, verbietet 
demjelben ſolche Handlungen, welche auf eine unmittelbare Kriegshülfe 
hinauslaufen würden, wie 3. B. auf feinem Gebiete Truppen für den 
einen oder den anderen Theil zu werben, daſelbſt Kriegsfchiffe auszu 
rüften u. f. w. Bei anderen Unternehmungen, die an fich im den 
Bereich des legitimen Handels zwifchen befreundeten Staaten fallen und 
die zugleich von der Negierung ſchwer zu überwachen find, die aber 
gleichwohl einem Kriegsgegner nüten, alfo dem andern jchaden mürden, 
überläßt fie es dem betreffenden Theile, dagegen einzufchreiten; fie 
Spricht für ihre Unterthanen nicht ein unmittelbares Verbot aus, fondemn 
erflärt nur, daß, fall3 fie fih auf folhe Unternehmungen einlaffen, fe 
es auf eigene Gefahr thun und von ihr feinen Schuß gegen die Ra 
regeln zu erwarten haben, mit welchen die Kriegführenden dies zu hindern 
fuchen, fofern diefelben gewiſſe Grenzen einhalten!) 

Hat aljo 3. B. ein Friegführender Staat einen Hafen feines Gegner? 
blofirt, jo darf eine neutrale Regierung, wenn Handelsſchiffe ihrer 
Unterthanen gleichwohl verjuchen, in diejen Hafen ein- oder auazulaufen, 
fich nicht widerjegen, wenn das blofirende Geſchwader diefe Schiffe weg: 
nimmt, vorausgejegt, daß die Blofade die völferrechtlichen Bedingungen 
erfüllt. Ebenſo muß der neutrale Staat es gefchehen laſſen, wenn 
Schiffe ſeiner Unterthanen, die Contrebande, d. h. Waffen oder jonftige 
zur Kriegführung dienende Gegenftände einem Kriegsgegner zuführen, 
von dem anderen aufgegriffen und als gute Beute erklärt werden. 
wenn der betreffende Sriegführende hierbei die Grenzen überfchreitd, 
welche die neutrale Regierung als zuläffig betrachtet, tritt dieſelbe ein 
und macht ihn hierfür verantwortlich. 

Das Verhältniß zwischen Kriegführenden und Neutralen ift alſo 
doppelter Art und unterjcheidet fih, wie Hall bemerkt, ſowohl hinſicht⸗ 
lid) der fich gegenüberftehenden Parteien, als ihrer Beziehungen zu ein 
ander, als endlich auch der Mittel, welche ihnen gegen eine Rechts 
verlegung zu Gebote ftehen. Der eine Theil diefer Beziehungen betrifft 
das Verhältniß der neutralen und der Eriegführenden Staaten. Tie 
Icgteren haben das Recht, von den erſteren eine unparteiifche Haltung zu 
verlangen, aber demgemäß die Verpflichtung, deren fouveränen Rechte 
zu achten. Die neutralen Staaten haben das Nedjt, ihre friedlichen 
Beziehungen mit beiden Kriegführenden fortzujegen, aber die Berpflid: 
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zurüderftatten; bis dahin wollen wir e8 als Unterpfand behalten und 
bebauen laſſen und euch einen Antheil geben, der für eure Bebürfnifie 
Binreichen wird.” Die Platäer aber ziehen vor, ſich mit den Athenern 
zu verbünden. Vollends fiel e3 keinem SKriegführenden ein, das Gebiet 
eines dritten Staates, mit dem er nicht im Striege war, als unverlehlich 
zu betrachten. Es galt jchon als beionders lobenswerth, wenn ein Heer 
Durch ein ſolches z0g, ohne irgend welchen Echaden anzurichten (under 
Alawas, Xenoph., Exp. Cyr. II., $ 12.) 

Roms Politik duldete grundfäglich feine Neutralität. „(Romanos) 
aut socios aut hostes habeatis oportet: — media nulla via est,” jagt 
Ariftänos den Adhäern (Livius XXXIL) Die Möglichkeit eine Mittel» 
zuitandes wird freilich zugegeben, „nam si cum gente aliqua neque 
amicitiam, neque hospitium, neque foedus amicitiae causa factum 
habemus, hi hostes quidem non sunt,“ aber ſetzt Pomponius Hinzu: 
„quol autem ex nostro ad eos pervenit, illorum fit, et liber homo 
noster ab eis captus servus fit illorum. Idemque est si ab illis ad nos 
aliquid perveniat* (1.5.8 2, Dig. 49, 15), was der Neutralität wider« 
ſpricht. Proculus bemüht fi zwar zu zeigen (1. 7,82), daß ein Bolt 
frei bleibe, d. h. „nullius alterius populi potestati subieetus.“ wenn es 
auch mit Rom dahin verbündet fei, daß es deilen „miajestateın comiter 
observaret,“ aber ein Recht auf Neutralität bei einem Kriege Roms 
war damit nicht vereinbar, nur infomweit Tieß dieſes ſich eine folche 
Haltung anderer Etaaten thatſächlich gefallen, als diejelben dadurch in 
einem Kriege feine Grenzen dedten. Je mehr aber Noms wachſende 
Macht der Weltberrichaft zuftrebte, „qui mare, qui terras, omni ditione 
tenerent“ (Virg. Aen. I. v. 234), deſto weniger bedurfte und duldete es 
ſolche Neutralität. Bei anderen Staaten, melde ihre Unabhängigfeit 
gegen Rom zu behaupten fuchten, tritt der Begriff der Neutralität 
schärfer hervor. Die bezeichnendite Etelle findet fich bei Livius XXXV. 
c. 48, wo der Geſandte des Antiohus den Achäern jagt, ſein Nönig 
fordere nichtd von ihnen „in quo fides corum adversus llomanos, priores 
socios atque amicos laedatur. Non enim, ut secum adversus eos arma 
capiant, sed ut neutri parti sese conjungant. petere. TPacem utrique 
parti, ut medios deceat amicos optent, bello se non interponant. Idem 
ferme et Actolorum legatus petit, ut quae facillima et tutissima esset, 
quietem praestarent, spectatoresque belli fortunarum alienarum eventum 
sine ullo discrimine rerum suarum opperirentur.” Auch von den Tre 
virern bei dem Bündniß der Galliihden Stämme unter Vercingetorix 
beißt e8: „Quod aberant loneius et ab Germanis premehbantur, quae fuit 
causa, quare toto abessent bello, et neutris auxilia mitterent” (De bello 
Gall. VII. 53). Die Römer achten ſolche Neutralität nicht, fie ver- 
langen thätigen Anſchluß. Die Hauptforderung freundichaftliher Be: 
ziehumgen ift: „Hostes eosdem habeto, quos populus romanus. armaque 
in eos ferto. bellumque pariter gerito“. (Livius XAXVIL, 8.) 
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bande, rompt la neutralite, mais que les particuliers qui l’entreprennent 
s’exposent & une simple confiscation.* (Observations de la cour de Versailles 
sur le m&moire justificatif de la cour de Londres de 1778. Martens, 
Causes cel&bres III. p. 247.) — „Although in so doing the individual citizen 
exposes his property or person to some of the hazards of war, his acts do 
not involve any breach of national neutrality, nor of themselves implicate 
the government.“ (President Pierce’s Message 1855.) 


8 131. 


Geſchichtliche Entwickelung ber Neutralität. 
A. Im Ulterthum. 


Der Nechtsbegriff der Neutralität ift dem Alterthum fremd; man 
war fich zwar ſehr klar darüber, daß jede einem Feinde gewährte Hülfe 
ebenjo unverträglih mit einem freundichaftlihen Verhältniß fei, wie 
offenbare Bedrohung eines Staated. „Wenn,“ jagt Demofthenes, „Je 
mand rüftet, um mir zu jchaden, ift er mein Feind“, „x&v uno Bally 
und? vo&evn“ (Philipp. II. $115). Aber man geftand es anberr- 
ſeits nicht dritten Staaten ald ein Recht zu, zu erflären, fie wollten 
mit einem Kriege nichts zu thun Haben, jondern mit beiden heilen in 
guten Beziehungen bleiben. Wie Solon den in einem inneren Aufſtande 
„under£oas weoldog yevöusvov" mit Strafe bedrohte, jo glaubte auch jeder 
im Kriege befindliche Staat von anderen verlangen zu können, daß fie auf 
feine Seite träten, wenn fie nicht als feine Feinde gelten wollten. Die 
Möglichkeit der Neutralität, als einer unparteilihen Nichttheilnahme am 
Kriege Anderer, war freilich nicht unbefannt. Im Berferkriege fuchte Argos 
neutral zu bleiben. Als 429 die Lakedämonier gegen die Platäer ziehen, 
berufen fich Ießtere darauf, daß wegen ihrer Hülfe gegen die Perſer 
ihnen zugefichert „aurovouovg olxeiv, orparsdcat rs umdlva nor 
adtzws Err’ avrovs, und Ent doviste.“ Der Lakedämoniſche Felder 
Archidamos beftreitet dies nicht und jagt, das Beſte wäre zwar, wenn fie 
hülfen, die übrigen Staaten von den Athenern zu befreien; wollten fie 
dag aber nit „navyiav Ayers veuousvo Ta Vusrlpa avrar, zul 
Forte undE usF Er&pwv, Öexsade ÖL auyor£povg yplAovc, Zrai rrolfpe 
dd umder£oovs, za ade Muiv aopx£ocı,“ alfo eine vollkommen er- 
Ihöpfende Definition neutraler Haltung (Thuf. D., 71, 72). ber 
eine folhe wird niemald durchgeführt. Nach dem Siege über die Berjer 
muß Argos feine Enthaltung büßen. Die Platäer wollen nicht auf 
den Vorſchlag des Archidamos eingehen, weil die Athener dies nicht 
dulden würden. Darauf macht Archidamos einen zweiten merkwürdigen 
Vorſchlag; fie follten ihr Gebiet mit Allem, was darin fei, den Lake⸗ 
dämoniern übergeben und während des Kriege anderswohin ziehen. 
„Wenn Dderjelbe zu Ende iſt, wollen wir Alles, was uns übergeben ift, 
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Noch weniger konnte von Neutralität die Rede jein in den Stürmen 
der Pölferwanderung und den darauf folgenden jabrhundertelangen 
Kämpfen des Kaiſerthums und Rapitthfums, der chrütlicdden Welt mit 
der muielmännijchen, der Lehnäftaaten unter einander. Der Handel 
beruhte daheim wie in fremden Staaten, auf Privilegien und Monopolen, 
um welche die mächtigeren Handelörepublifen mit einander ftritten. 
Benedig, Genua, Fila wußten ſich ſolche in der Levante zu ſchaffen und 
jegten ihren Handel mit ihren dortigen Niederlafjungen fort, wenn die 
betreffenden Territorialitaaten im Kriege mit anderen waren. Sie durd) 
brachen auch die Decrete der Concilien und Bullen der Bäpfte, welde 
allen Verkehr mit den Saracenen verboten und ließen ſich von mulel- 
männijchen Herrichern Handelöprivilegien geben. Aber das war kein 
Neutralität, jondern wurde vielmehr der Anlaß zu fortwährenden Kämpfen 
untereinander. Nicht ander machten es die Hanfen; fie banden fi an 
feine feiten Grundſätze, deren Einhaltung doch feine andere Macht im 
Norden zu erzwingen im Stande war. Eie kümmerten fich wenig oder 
gar nicht um Kriegdzujtände zwijchen dritten Mächten, ließen ſich auch 
wohl „privilegiren” zur allzeit freien Fahrt inmitten folcher Kämpfe, 
an denen fie ſich nicht betheiligten, waren fie aber jelbft im Kriege, jo 
juchten fie ihren Feind von allem Verkehr jo vollitändig abzuſperten 
wie möglih. Nur das gebot die Klugheit, den Privatfapern zu unter: 
jagen, andere Schiffe und andere Gebiete als die der Feinde anzugreifen, 
indem dadurd) ja der eigene Staat in neue Feindfeligkeiten verwidelt 
werden kann. Co heißt e3 in dem Breve curiae maris von Piſa (1298): 
„Uli armatores dent idoneam securitatem communi Pisano, de non 
offendendo aliquos alios, nisi inimicos Pisani communis.* (Pardessus IV. 
p. 586.)!) Ebenſo verlangt ein Genuefifches Statut von 1316 in joldem 
Falle Bürgichaft „de non offendendo aliquem vel aliquos Venetos seu 
Pisanos, vel aliquem vel aliquos qui sint amici vel de amicitia com- 
munis Januae; de non afferendo alicui praedictorum rapinam, iniuriam. 
violentiam vel gravamen ad quemcunque locum vadant vel de quo- 
cumque loco veniant et de non committendo aliquid per quod commune 
Januae possit in aliquam brigam pervenire vel in guerram seu dampnum 
ineurrere® (ibid. p. 440). Soweit aber vertragsmäßige Beftimmungen 
getroffen werden, jchränfen jie das Necht der Kriegführenden nicht zu 
Gunsten der Neutralen ein, fondern erweitern e3, wie dies beim Seekrieg 
dargelegt ift. Dort find denn auch die ſchwachen Anfänge neutraler 
Rechte und Plichten erwähnt, welche wir im Mittelalter finden, bie auf 
einer gewillen Gemeinschaft der Religion und Eultur, ſowie der Handel? 
interejlen berubten, aber doch ſtets wieder von der Gelbithülfe über 
twuchert wurden. Zu Lande kommt der Begriff der Neutralität früher 
zum Durchbruch als zur See; aber auch hier werden die Nechte der 
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1541 verabreden Karl V. und Sacob IV. von Schottland „que 
dorenavant toutes et quantes fois, qu’aucuns pirates, larrons et &cu- 
meurs de mer se soient avancez ou s’avanceront en tems de paix comme 
dessus, de piller ou endomager d’un cöt& ou d’autre“, dieſelben zu ver: 
folgen und zu beitrafen „selon l’exigencee des cas par eux commis, 
extraordinairement, sommairement, de plain et sans forme de procez, 
à ce que tous autres y prennent exemple, sans en rien les soutenir ou 
favoriser directement ou indirectement, comme qu’il soit.“ Noch |pecieller 
beitimmt 1648 Art. II. $ 3a. des Friedens von Münfter zwiſchen dem 
Kaiſer und Frankreich „alter alterius hostes praesentes aut futuros, nullo 
unquam titulo vel praetextu, vel ullius controversiae bellive ratione, contra 
alterum armis, pecunia, milite, commeatu aliterve juvet, aut illis copiis, 
quae contra aliquem huius pacificationis consortem a quocunque duci 
contigerit, receptum, stativa, transitum indulgeat“, was freilich) wenig 
beobachtet ward. Welche geringe Rolle der Begriff der Neutralität 
überhaupt in jener Zeit jpielt, zeigt dag magere Kapitel, dad Grotius 
derjelben unter dem Titel „de his qui in bello medii sunt“ widmet 
(III. c. 17). Er vermilcht, wie jchon erwähnt, dabei Neutralität und 
Gerechtigkeit und hält es vor Allem für die Pflicht der am Kriege Un⸗ 
betheiligten, nichts zu thun, was den PVertheidiger der fchlechten Sache 
ftärfen, oder was das Unternehmen deſſen, der die gerechte Sache führt, 
hindern könnte. Sn zweifelhaften Fällen müflen beide Theile gleid 
behandelt werden, ſowohl in Bezug auf den Durchmarſch der Truppen, 
wie in Gewährung de3 Unterhaltes für diejelben und in Enthaltımg 
jeder Unterftügung der Belagerten. Un einer andern Stelle (1. II. c. 16, 
XII, 3) meint er: „Non pugnat autem cum foedere, ut quos alii offen- 
derent, hi defenderentur ab aliis, manente de cetero pace.“ In dr 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts werden die articulirten Ver— 
Iprehungen Ausnahme. Man beginnt zu fühlen, daß auch ohne die 
jelben e3 dem guten Einvernehmen zwiſchen zwei Staaten widerfpredk, 
wenn einer derjelben oder deijen Unterthanen dem Feinde des andern 
helfe, und begnügt fich mit allgemeineren WBerficherungen, fo Art. 1 de 
Pyrenäen- Frieden zwiſchen Spanien und Franfrei von 1659, „fide- 
liter, quantum poterunt unus alterius damnum declinantes“,; Art. 2 
des Vertrages zwifchen England und Spanien von 1667: „Quod neque 
rerum alteruter, neque dominiorum suorum incolae, populi aut subditi, 
quocunque sub praetextu — aliquid tentaturi, facturi aut fieri pre 
euraturi, quod alteri parti damno aut detrimento esse possit.“ Noch 
fürzer im Art. 1 des Ryswicker Friedens zwiſchen Spanien und Franf- 
reih von 1697: „evitant de bonne foi et autant qu’il leur sera pos- 
sible ce qui pourrait leur causer reciproquement quelque dommage.“ 
Bon großer praftifcher Wirkſamkeit waren indeß diefe Zuficherungen nidt, 
und die Regierungen felbjt bejannen ſich meift wenig, dagegen zu handeln, 
wenn es ihr Intereſſe zu fordern ſchien. Namentlich wurden bie 
neutralen Küftengewäfler und Häfen wenig geachtet. 1666 nahmen bie 
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o teindliche getvorden. In Verbindung mit Ddiefer rule wurde Die 
jeorie der einheitlichen Reife (continuons voyage) aufgeftellt. Die 
utralen juchten der Wegnahme zu entgehen, indem fie von den Colonien 
3 zumächtt einen neutralen Hafen als Reifeziel nahmen, von wo dann 

Verſchiffung nad einem feindlichen Hafen erfolgen konnte. Der 
gliihe Pritenrihter Sir W. Scott erllärte diejenigen neutralen 
bitte nebit ihren Yadungen als verfallen, welche auf der Fahrt von 
em neutralen nad) einem feindlichen Hafen betroffen wurden, wenn dieje 
dungen vorher aus einen feindlichen Solonialhafen nad) dem neutralen 
ührt waren; denn, ſagte er, es handle ſich in ſolchem Falle thatjächlich 
r um cine einheitliche Reife von dem Colonialhafen nad) dem feind- 
jen Daten, der das eigentliche Neifeziel fei, wobei die Zwiſchenſtation 
$ neutralen nicht in Betracht komme, dolus circeuitu non purgatur. 
rd Stowell wandte dieje Theorie der einheitlichen Reife auch auf die 
utrebande an und behauptete jogar, die Verurtheilung ſei gerechtfertigt, 
nn deren feindliche Beſtimmung noch nicht feitftehe, jondern der Capitän 
wftragt jei, die Ladung je nach Umständen in einen feindlichen oder 
en neutralen Hafen zu führen. Cr behauptete ferner, daß ein neu- 
les Schiff jich bereits in dem Augenblid eines Blokadebruches fchuldig 
ıhe, wo cs überhaupt die Fahrt nach einem blofirten Hafen antrete; 
Hich minbrauchte England das Zugejtändnig der Neutralen, das in 
: Blokade liegt, durch die fogenannten Rapierblofaden, indem es ganze 
jtenjtriche mit allen Häfen als blofirt erflärte, welche thatſächlich gar 
ht vom Verkehr abgejperrt waren. 

Tiefen Uebergriffen gegenüber fonnte c8 bei der Uebermacht Eng 
ids wenig helfen, wenn die Regierungen der Neutralen dagegen pro- 
tirten, ſo lange jte nicht entichloifen waren, die Beobachtung richtiger 
rundiäße zu erzwingen oder ihre Untertanen für die erlittenen Ver⸗ 
ſte jchadlos zu halten. Dies that die bewaffnete Neutralität von 1730.') 
n dem Kriege zwiſchen England und feinen aufitändiichen Kolonien 
m Nordamerika hatten Kaper der letzteren mehrere Engliſche nad 
cchangel beitimmte Zciffe weggenommen, Die Kaiſerin Ratharina 11. 
andte jich Deshalb 1778 an Tänemarf mit dem Vorichlag, jene Gegenden 
e Nordjee durch ein gemeinſames Geſchwader zu ſchützen und die Schiffe 
er Nationen, welche binnen zehn Meilen längs der Küſte Ruſſiſchen 
ifen zujegelten, vor Wegnabme zu bewahren. Ter Däniſche Miniiter 
af Bernſtorff erfannte, daß cine jolche Maßregel, welche den krieg— 
Irenden Parteien ihre Angriffsobjecte auf einem Theile des offenen 
ecres entzichen wollte, völkerrechtlich nicht gerechtfertigt ei und außerdem 
»dentlich nur England zu Gute fommen würde, deilen Schiffe den Handel 
ch Archangel vornehnilich betrieben. Er beantragte deshalb, die beab- 
Btigte gemeiniame Action zu erweitern, indem er empfahl, Grundfäge 
Hiuitellen, zu deren Vertheidigung gegen England die neutralen Mächte 
D vertragemäßig verpflichten follten, und fermulirte als solche eben 
ne, welche ipäter die beivafinete Neutralität autitellte. Dazu aber war 
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damald Rußland, das nicht wie Dänemark eine über alle Meere zer- 
ftreute Handelsflotte Hatte, jondern nur den Handel von Archangel 
Ihüßen wollte, noch nicht bereit, und erft ald Spanien ſich als dritte 
friegführende Macht gegen England, Frankreich und Nordamerika an- 
fchloß, trat die Frage in ein neue? Stadium. Frankreich und Nordamerika 
hatten durch den Vertrag dom 6. Februar 1778 den Grundfag „Frei 
Schiff, frei Gut” anerkannt, und die Franzöſiſche Drdonnanz vom 
26. Zuli 1778 Hatte dies auf alle Neutralen ausgedehnt. Durch bie: 
jelbe war den Franzöfiſchen Kreuzern unterfagt, neutrale Schiffe aufzu- 
bringen, auch wenn fie von einem feindlichen Hafen nach einem andern 
gingen, wenn diefe Häfen nicht blofirt waren. Schiffe mit Contrebande 
jollten der Wegnahme unterliegen, die Contrebande felbit configcirt, das 
Schiff aber freigegeben werden, wenn die Contrebande nicht drei Biertel 
des Werthes der Ladung betrage. Dieſes Zugeftändnig war jedoch dem 
Widerruf unterworfen, wenn der Feind nicht binnen ſechs Monaten fi) zu 
gleichen veritand. . Spanien, indem es der Allianz der beiden Naͤchte 
beitrat, nahm dieje Grundſätze nicht an, jondern wendete Englands Regel, 
daß die Flagge die Ladung nicht decke, gegen dasfelbe. Zwei Schiffe, 
die mit Nuffischem Getreide nad) Mitteländifchen Häfen befrachtet waren, 
wurden nun von Spanien unter dem nichtigen Vorwande weggenommen, 
fie jeien zur Berproviantirung von Gibraltar beftimmt. Dies erbitterte 
Katharina jo, daß fie befahl, eine Flotte zum Schuß Ruſſiſchen Eiger 
thums auszurüften, und den Grafen Panin beauftragte, den ausmärtigen 
Mächten zu eröffnen, fie ſei entſchloſſen, alles Erforderliche für die 
Intereſſen ihrer Unterthanen und aller neutralen Souveräne zu thun. 
Demgemäß jei den Friegführenden Mächten zu erklären, welche Or 
füge Rußland für den neutralen Handel als maßgebend betrachte, und 

die neutralen Mächte Dänemark, Schweden, Portugal und Holland anf 
zufordern, ſich zu gleichen gweaen mit Rußland zu verbinden. Panin 
entwarf dieſe Erklärung, welche faſt wörtlich die Puncte der Bern: 
ſtorff'ſchen Note von 1778 enthielt, ſo daß der Däniſche Miniſter der 
geiſtige Urheber der bewaffneten Neutralität iſt. Katharina unterzeichnete 
dieſelbe, und der Inhalt derſelben wurde durch Verträge mit Dänemarl 
und Schweden vom 9. Juli und 1. Auguſt ſanctionirt. Bon 1781 
bi8 1733 traten dann die Niederlande, Preußen, Defterreich und beit 
Sicilien, Portugal, Frankreich?) und die Vereinigten Staaten bei. Spanien 
behielt fih vor, gegen England defjen Grundſätze anzumenden. (Rott 
vom 18. April 1780.) 

Der Inhalt der Declaration war folgender: 

1. Que les vaisseaux neutres puissent naviguer librement de port 
en port et sur les cötes des nations en guerre. 

2. Que les effets appartenants aux sujets des dites puissances en 
guerre, soient libres sur les vaisseaux neutres, & l’exception des marchan- 
dises de contrebande. 

3. Que I’Imperatrice se tient quant à la fixation de celles-d & 


Die Neutralität in den beiden letzten Jahrhunderten. 623 


ce qui est @nonce dans l’art. 10 et 11 de son traite de commerce 
avec la Grande-Bretagne (20 Juin 1776) en étendant ces obligations 
a toutes les puissances en guerre. 

4. Que pour determiner ce qui caracterise un port bloque. on 
n’accorde cette denomination qu’a celui, oü il y a par la disposition 
de la puissance qui l’attaque avec des vaisseaux arretes et suffisamment 
proches, un danger evident d’entrer. 

d. Que ces principes servent de regle dans les procedures et les 
jugements sur la legalit@ des prises. 

Der legte Punct ift in dem PVertrage mit Preußen vom 8. Mai 
1781 ausführlicher jo gefaßt (Art. III., 4): 

„Que les vaisseaux neutres ne peuvent ôtre arretes, que sur de 
justes causes et faits &vidents; qu’ils soient jugès sans retard, que la 
procedure soit toujours uniforme, prompte et legale, et que chaque fois, 
outre les dedommagements, qu’on accorde & ceux qui ont fait des 
pertes, sans avoir étè en faute, il soit rendu une satisfaction complete 
pour l’insulte faite au pavillon.*“ (Martens, Rec. III., p. 247.) 

Es ift volltommen wahr, daß die Bundesstaaten ſelbſt, und fpeciell 
Nußland, die Grundſätze, welche fie ald Palladium der Neutralen und 
ala Grundlage des Völkerſeerechts proclamirt, fpäter wieder auf und 
preisgegeben baben,?) nichts defto weniger behält die bewaffnete Neutralität 
von 1780 ihre große geichichtliche und völferrechtlihe Bedeutung. Die 
bedeutenditen Staaten mit alleiniger Ausnahme Englands Hatten fich 
über eine formulirte Feſtſtellung der wichtigsten Runcte des Kriegsſee⸗ 
rechts geeinigt. England empfand dies als einen fchweren Schlag, den 
ed vergeblich dadurch abzufchwächen fuchte, daß es fich bereit erflärte, 
der Auffiichen Flagge ausnahmsweije zu gewähren, was die bewaffnete 
Reutralität grundjäglich für alle in Anjpruch nahm. Thatſächlich mußte 
England, obwohl es feinen feiner Grundjäge aufgab, die Neutralen wohl 
oder übel fchonen, um fich nicht noch mehr Feinde auf den Hals zu 
ziehen, jo daß in den lebten Jahren des Krieges die Anjprüche der 
Declaration vollauf geachtet wurden; es wurde alfo durdy die bewaffnete 
Rentralität gezeigt, daß auch die ftärkite Seemacht. und um fo ficherer, 
je länger ein Seekrieg dauert, gezwungen werden fann, ihr Berfahren 
den Anſprüchen der Neutralen anzupafien, fo bald diefe unter fich einig find. 

Gine andere Streitfrage dieſer Zeit betrifft das Recht der Krieg» 
führenden, neutrale Schiffe zu unterfuhen. Das Consolato del Mare 
batte dasfelbe anerfannt, Frankreich weigerte ſich, England dasſelbe unter 
Elifabeth zuzuftehen. In ſehr befchräntter Weile gab der Porenäenfriede 
zwilchen Frankreich und Spanien von 1659, Art. 17, ein Erfundigungs- 
recht zu; das Kriegsſchiff jollte fih nur auf Kanonenſchußweite nähern 
und nur eine Heine Barke mit zwei bis drei Mann an Bord fenden 
dürfen, denen die Papiere gezeigt werden follten, um Nationalität und 
Ladung feftzuftellen.. Mit der jteigenden Entwidelung des Handels und 
der Seemächte ward es unmöglidh, fi) damit zu begnügen, und das 


622 Die Neutralität. 


damals Rußland, das nicht wie Dänemark eine über alle Meere zer: 
ftreute Handelsflotte Hatte, fondern nur den Handel von Archangel 
ſchützen wollte, noch nicht bereit, und erft ala Spanien ſich als dritte 
friegführende Macht gegen England, Frankreich und Nordamerila an- 
ichloß, trat die Frage in ein neues Stadium. Frankreich und Nordamerika 
hatten durch den Vertrag vom 6. Februar 1778 den Grundjag „Frei 
Schiff, frei Gut” anerkannt, und die Yranzöfiihe Ordonnanz vom 
26. Zuli 1778 Hatte dies auf alle Neutralen ausgedehnt. Burd die 
felbe war den Franzöſiſchen Kreuzern unterfagt, neutrale Schiffe aufzu- 
bringen, auch wenn fie von einem feindlichen Hafen nad) einem andern 
gingen, wenn diefe Häfen nicht blofirt waren. Schiffe mit Contrebande 
follten der Wegnahme unterliegen, die Contrebande jelbit confiscirt, da3 
Schiff aber freigegeben werden, wenn die Contrebande nicht drei Viertel 
des Werthes der Ladung betrage. Diejes Zugeſtändniß war jedoch dem 
Widerruf unterworfen, wenn der Feind nicht binnen ſechs Monaten ſich zu 
gleichen veritand. . Spanien, indem es der Allianz der beiden Mächte 
beitrat, nahm diefe Grundſätze nicht an, fondern wendete Englands Negel, 
daß die Flagge die Ladung nicht dede, gegen dasfelbe. Zwei Schiffe, 
die mit Ruſſiſchem Getreide nad Mittelländifchen Häfen befrachtet waren, 
wurden nun von Spanien unter dem nichtigen Vorwande weggenommen, 
fie feien zur Verproviantirung von Gibraltar beitimmt. Dies erbitterte 
Katharina fo, daß fie befahl, eine Flotte zum Schuß Ruſſiſchen Eiger- 
thums auszurüften, und den Grafen Panin beauftragte, den auswärtigen 
Mächten zu eröffnen, fie ſei entichlofjen, alles Erforderliche für bie 
Sntereffen ihrer Untertanen und aller neutralen Souveräne zu thun. 
Demgemäß jei den friegführenden Mächten zu erklären, welde Grund⸗ 
ſätze Rußland für den neutralen Handel als maßgebend betrachte, und 
die neutralen Mächte Dänemark, Schweden, Portugal und Holland arf- 
zufordern, fich zu gleichen Zwecken mit Rußland zu verbinden. Panin 
entwarf diefe Erflärung, welche fat wörtlich die Puncte der Bern: 
ftorfffchen Note von 1778 enthielt, fo daß der Däniſche Minifter der 
geiftige Urheber der bewaffneten Neutralität iſt. Katharina unterzeichneie 
diefelbe, und der inhalt derfelben wurde durch Verträge mit Dänemarl 
und Schweden vom 9. Zuli und 1. Auguſt fanctionirt. Bon 1781 
bis 1783 traten dann die Niederlande, Preußen, Defterreich und beide 
Sicilien, Portugal, Frankreich?) und die Vereinigten Staaten bei. Spanien 
behielt fih vor, gegen England deifen Grundjäge anzumenden. (Rote 
vom 18. April 1780.) 

Der Anhalt der Declaration war folgender: 

1. Que les vaisseaux neutres puissent naviguer librement de port 
en port et sur les cötes des nations en guerre. 

2. Que les effets appartenants aux sujets des dites puissances en 
guerre, soient libres sur les vaisseaux neutres, & l’exception des marchan- 
dises de contrebande. 

3. Que l’Imperatrice se tient quant à la fixation de celles-ci 4 
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Unterjuchungsrecht ward grundfäglich allgemein anerfannt. Um ich aber 
vor den vielfachen Mißbräuchen ficyerzuftellen, melde mächtige Staaten 
dabei ih zu Schulden kommen ließen, waren die Neutralen auf ein 
Auskunftsmittel bedacht, welches den Kriegführenden Eicherheit gewähren 
follte, daß neutrale Schiffe fich feinem verbotenen Handel midmeten. 
Wie man nun Schon im Mittelalter Handelzichiffe durch Kriegsfciffe 
geleiten ließ, um fie gegen Ceeraub und fonftige Angriffe zu jchügen, 
fo juchte man durch folches Geleit die Unterfuchung der neutralen Handels: 
ihiffe durch die Kriegführenden abzufchneiden, indem der Befehlähaber 
des begleitenden Sriegsschiffes fih dafür verbürgte, daß die von ihm 
geſchützten Schiffe in legitimem Handel begriffen feien. Dieſen Anjprud 
erhob zuerſt die Königin Chriftine von Schweden 1653 in dem Friege 
zwijchen England und Holland. Der unmittelbar darauf folgende Friede 
von Weftminfter 1654 Tieß die Frage nicht zur Erledigung kommen. 
Aber 1656 miderfeßte ſich der Holländifche Admiral de Ruhter, der 
Schiffe mit Silber von Cadiz nah Flandern geleitete, erfolgreich dem 
Berfuh Englifcher Kriegsichiffe, diefelben zu durchſuchen, und Holland 
gab fchließlih nur zu, daß der Befehlshaber des Kriegsfchiifes die 
Papiere der convoyirten Schiffe vorlegen folle und bei begründeten Ber- 
dacht das betreffende Ediff in den Hafen des Kriegführenden gebradt 
werden könne. Dänemark verpflichtete 1683 die Befehlshaber bewaffneter 
Geleitfchiffe zur Abwehr jeder Durchſuchung. Aber erjt in dem Amer: 
fanifchen Unabhängigfeitzfriege wurde der Etreit brennend. Holland 
widerfegte fih 1780 der Durchſuchung convoyirter Schiffe und bejchwerte 
ſich lebhaft, als England einige folche aufbrachte. Es ließ den ver- 
fochtenen Grundſatz auch gegen ſich gelten, als es gleich darauf ſelbſt in 
Krieg mit England gerieth. 1781 entſtand ein gleicher Streit zwiſchen 
Schweden und England, ſowie Rußland und Spanien, und die Kaiſerin 
Katharina erklärte, daß die Immunität convoyirter Schiffe auf den 
Grundſätzen der bewaffneten Neutralität beruhe. Eine Reihe von Ber 
trägen ftellte nun den Grundjag feit „que la simple declaration de 
V’officier commandant, que ces navires ne portent point de contrebande. 
doit etre envisagee comme pleinement suffisant et aucune visite n’aurs 
plus lien.“ So die Pereinigteu Staaten und Holland 1782, Rußland 
und Dänemark 1782, Schweden und Vereinigte Staaten 1782, Preußen 
und Vereinigte Staaten 1785, Rußland und Frankreich 1787, befonders 
die zweite bewaffnete Neutralität von 1800, Art. III., 5. England 
dagegen anerkannte dieſen Grundja niemals und behauptete fein Recht 
der Durchjuchung mit gewaffneter Hand. Dänemart und Schweden 
widerjeßten fich dem und erſteres gab der Englifchen Uebermacht jchließ- 
lich) durch eine vorläufige Convention dom 29. Auguft 1800 nur jo 
weit nah, daß es den Rechtspunct fernerer Verhandlung vorbehielt, 
einjtweilen aber fein bewaffnetes Geleit einftellte. England gab dann 
als äußerjteg Zugeftändniß in den Verträgen mit Rußland vom 17. Zuni 
1801 und den Verträgen mit Schweden und Dänemark von 1802 nur 
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e3 widerjeßte jih mit Recht der gemwaltiamen Rropaganda der Fran— 
zöfiihen Nepublifaner. Nachdem dann der Krieg allgemein geworden, 
wurde er jeinem principiellen Charakter gemäß mit volliter Rüdjichts- 
lofigfeit geführt. England, Rußland, Spanien, Preußen und Oeſterreich 
verbanden ſich 1493, jeden Handelöverfehr mit Frankreich abzubrechen 
und den anderer Staaten mit demjelben möglichjt zu Hindern. Rußland 
verbot allen Franzöſiſchen Schiffen, in feine Häfen einzulaufen, und 
allen Ruſſiſchen nad) Franzöſiſchen zu fahren, es verbot die Einfuhr aller 
Sranzöfiihen Waaren, ſchickte die Franzöſiſchen Conſuln weg und berief 
bie feinigen ab, wies alle Franzojen aus, welche nicht die Grundjäge 
ber Revolution feierlich abichworen. Eine Engliſche Order desjelben 
Jahres ermädjtigte 1. alle Schiffe mit Korn zu nehmen, welche nach einem 
Franzöſiſchen oder von Frankreich bejegten Hafen beitimmt waren, 2. jedes 
Schiff mwegzunehmen, welches mit Erzeugniſſen der Franzöſiſchen Colonien 
beladen jei oder denfelben Zufuhr brachte. Turh Art. 3 und 4 des 
Bertrages vom 25. März 1195 verbanden fi England und Rußland 
„de prendre toutes mesures en leur pouvoir, pour troubler le commerce 
de France‘, und .d’unir tous leurs efforts pour einpecher d’autres 
puissances, non impliquees dans cette guerre, de donner dans cette 
occasion d'interet commun a tout état civilise, une protection queleonque, 
soit directement. soit indireetement. en consequence de leur neutralite, 
au commerce ou & la propriete des Francais, en mer, ou dans les 
ports de la France". Katharina, Die Urheberin der bewafineten Neu- 
tralität, vereinigte fich aljo mit England, um der neutralen Flagge den 
Schub des feindlichen Eigenthums zu unterfagen und bei dem ſpäteren 
Bruch der beiden Mächte 1307 konnte das Engliihe Manifeſt vom 
18. December jagen, feine Macht habe die alten Grundſätze Englands 
mit größerer Schärfe zur Anwendung gebradht als eben Rußland. Der 
Gonvent legte darauf durch Tecret vom 9. Mai Beihlag auf alle 
fremden Schiffe mit Lebensmitteln, configcirte die feindlichen und unter: 
warf die neutralen dem Vorkaufsrecht. Raſch folgten dann weitere Ber: 
bote und Gewaltmaßregel, durch welche die Gegner jih zu Schaden 
ſuchten, jo wurde namentlich die rule of 1756, die während des Ameri- 
kaniſchen Krieges geihlummert hatte, wieder in Kraft geſetzt. Täne- 
mark, Schweden und die Wereinigten Staaten lehnten es ab, den obigen 
Beitimmungen Englands und Ruplands beizutreten, welche Diele durch 
den ausnahmsweiſen Charakter des Krieges rechtfertigten.’) Graf Bern: 
torff bejtritt, daß die außerordentliche Natur des Krieges das Völler- 
recht und namentlich die beitehenden Verträge mit den Neutralen ändern 
könne, und proteitierte gegen die aufgejtellten Grundiäge als offene Ver— 
fegung der zwiichen England und Dänemark bejtebenden Werträge. in 
Decret des Tirectoriumd vom 8. Juli 17096 beitimmte, daß gegen Die 
neutrale lange, in Bezug anf Durchſuchung, Aufbringung und Gonfie- 
ration dasielbe Verfahren eingehalten werden jolle, welches fie von Zeiten 
der Engländer fich gefallen laſſe. Es verfügte ferner durch Decret vom 
4u*® 
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18. Sanuar 1798 die Confiscation aller neutralen Schiffe, welches 
Feindesgut geladen, jo daß die Ladung die Eigenichaft des Schiffes be 
ftimmte. Das Confulat hob dies am 20. December 1797 auf. 180C 
ward durch die Einjegung des Conseil des prises wieder ein geordneteiä 
Verfahren eingeführt, und Frankreich begann wieder für die Nechte de— 
Neutralen einzutreten, doch ſchloß Frankreich den Vertrag von Amien - 
(1802), ohne die Erneuerung des Vertrages von 1786 von Englan_ 
erlangt zu haben. Gteichzeitig ſchloſſen Rußland, Preußen, Dänemawg 
und Schweden einen Duadrupelvertrag, welcher die Grundſätze der & « 
waffneten Neutralität erneuerte und die Unverleglichleit der Conve 
Hinzufügte. Dänemark, Schweden und Preußen traten nur gezwungen du gi 
den Drud Paul's I., der gleichzeitig Embargo auf alles Englifhe Eigen. 
thum in Rußland legte, diefem Bündniß bei, welches durch die perſön— 
liche -Seindfeligkeit Paul's (wegen der Nichtübergabe Maltas) gegen Eng. 
land eingegeben war und fie der Rache des Iehteren preisgab. England 
legte darauf durch Order vom 14. Zuni 1801 Embargo auf Ruffiiche, 
Schwediſche und Däniſche Schiffe, weil „le nouveau code maritime qu'on 
avait voulu etablir en 1780 et qu’on cherchait maintenant & faire 
revivre, &tait une innovation nuisible aux interets les plus chers de d’Angle- 
terre,* zumal Rußland durch feinen Vertrag mit England von 17% 
darauf verzichtet habe, und Dänemark mußte durch die Seeſchlacht von 
Kopenhagen (2. April 1801) dies büßen. Preußen, das England 
aus politiichen Gründen gefchont, Hatte fich gleichwohl mit Dänemart 
verbunden, um die Häfen der Elbe und Wefer dem Englijchen Handel 
zu Schließen. Aber der Waffenftillitand von 9. April 1801 fuspendirte 
den Vertrag der bewaffneten Neutralität, der am 23. März erfolgte 
Tod Paul's I. löſte diefe Coalition auf, und am 17. Juni 1801 ſchloß 
England mit Rußland einen Vertrag, der als die äußerſte Grenze dr 
trachtet werden kann, bis zu der England gegen eine befreundete Madıt 
zu geben gewillt war. Er beitimmte Art. III.: 

1. Que les vaisseaux de la puissance neutre pourront naviguer 
librement aux ports et sur les cötes des nations en guerre. 

2. Que les effets embarques sur les vaisseaux neutres seront libres. 

à Vexception de la contrebande de guerre et des proprietes ennemie 
il est convenu de ne pas comprendre aux noınbres des dernieres les 
marchandises du produit, du cru ou de la manufacture des pays ! 
guerre, qui auraient ete acquises par des sujets de la puissance neutre 
et seraient transportces pour leur compte; lesquelles marchandises U 
peuvent etre exceptees, en aucun cas, de la franchise accordee au P' 
villon de la dite puissance. 

3. Als Gegenjtände der Eontrebande follen nur die namentlich au 
gezählten, zum Kriegsgebrauch bejtinmten betrachtet werden, mit Yu 
nahme folder, welde das Ediff in gewiſſer Menge für feine eigene 
Bertheidigung brauchen kann. 

4. Als blofirter Hafen joll nur der betrachtet werden, „ou il y 3 
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von den Ausnahmemaßregeln für alle Regierungen abgejehen werben, Die 
vermögen, die Englilche Regierung zu zwingen, daß fie ihre Flagge 
rejpectire; dagegen wurde die Confiscation jedes Schiffes verfügt, das 
die Durchfuhung eines Englifhen Kreuzer geduldet, zugejtimmt fich nad 
England zu begeben, oder der Britifchen Regierung eine Contribution 
gezahlt. Das Decret vom 13. October 1810 endlich verfügte die Ber- 
brennung aller in Frankreich und den verbündeten Staaten gefundenen 
Englifhen Waaren. Rußland verfündete, nachdem Alerander in Zilit 
mit Napoleon Freundihaft gejchloffen, von Neuem im Manifeft vom 
7. Nov. 1807 die Grundſätze der bewaffneten Neutralität, dieſes Denkmal 
der Weisheit der Kaiferin Katharina’s, und verpflichtete fich, dieſem Syſtem 
niemal3 zumider zu handeln. Gleichwohl erjchien, noch nicht zwei Jahre 
nah diefem Gelöbniß, am 1. Augujt 1809 ein Ukas, deſſen Art. 2 
verfügte: Schiffe, die theilmeife mit feindlichen Waaren befrachtet, an 
zubalten und leßtere zu confisciren, ſowie aud) erjteres, falls die Waaren 
mehr als die Hälfte der Ladung ausmachten. 

Die Mafßregeln Napoleons, durch welche er ftrebte „A dominer la 
mer par la terre“ haben dem Feſtland fehr viel mehr Schaden durch 
die Zerftörung alles Seehandels gethan, ala dem Englifchen Handel, der 
zur See thatfählih ein Monopol übte und gerade in diejen Sahren 
fich gewaltig entwidelte. Hinfichtlich jener Orders in Council berief ſich 
die Englifche Regierung darauf, daß fie nur ein Act der Nothwehr gegen 
das Berliner Decret waren, wie died im Eingang derfelben ausdrüdlid 
bemerkt war: „Da die Franzöfiiche Regierung gewiſſe Befehle erlafen 
hat, melde, im Widerfpruh mit dem Sriegsgebrauche, darauf zielen, 
allen Verkehr neutraler Nationen mit den Gebieten Sr. Majeſtät zu ver 
bieten, und die befagte Regierung es auf fid) genommen, Sr. Majeftät 
Gebiete in Blokadezuſtand zu erklären, in einem Augenblid, wo bie 
Flotten Frankreich und feiner Verbündeten durch die überlegene Modi 
Sr. Majeftät in ihren eigenen Häfen eingefchlofien find, fo u. f. w.“ Tieler 
Character der Nothwehr „in consequence of the unparalleled aggression 
of the enemy,“ wie Canning in einer Note vom 23. September 1803 
an den Amerifaniichen Gefandten in London jagte, wurde auch ftet3 von 
den Engliſchen Richtern feitgehalten; jo erklärte Lord Stowell: „Thest 
orders were intended and professed to be retaliatory against France: 
without reference to that character they have not and would not hart 
been defended“. Dies ift richtig, aber dabei wird vergefien, daß die 
Blofade von der Elbe bis Breit ebenſo wenig zu rechtfertigen war, 
und dies überficht auch Phillimore, der den retaliatory character der 
Orders nicht als Rechtfertigung gelten läßt, wenn er fagt: „France vas 
the first wrong-doer, Great-Britain the second“ (III. p. 313). Amerila 
antivortete 1809 auf beide Maßregeln mit der „Non-intercourse At”. 
Durch den es feinen Angehörigen den Verkehr mit Frankreich und Eng 
and unterjagte, jo lange diefe ihre Abfperrungsmaßregeln aufrecht hielten. 

Tag Syſtem der Willfür ward gefrönt durch die beiderſeits er 
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von den Ausnahmemaßregeln für alle Regierungen abgejehen werden, die 
vermögen, die Engliiche Negierung zu zwingen, daß fie ihre Flagge 
refpectire; dagegen wurde die Confiscation jedes Schiffes verfügt, das 
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niemal3 zumider zu handeln. Gleichwohl erjchien, noch nicht zwei Jahre 
nach diefem Gelöbniß, am 1. Auguft 1809 ein Ukas, deſſen Art. 2 
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mehr als die Hälfte der Ladung ausmachten. 

Die Mapregeln Napoleonz, durch welche er ftrebte „a dominer la 
mer par la terre“ haben dem Feitland fehr viel mehr Schaden durd 
die Zerftörung alles Seehandels gethan, als dem Engliichen Handel, der 
zur See thatlählih ein Monopol übte und gerade in diefen Jahren 
ſich gewaltig entwidelte. SHinfichtlic) jener Orders in Council berief fi 
die Englifche Regierung darauf, daß fie nur ein Act der Nothwehr gegen 
da8 Berliner Decret waren, wie dies im Cingang derjelben ausdrüdlid 
bemerlt war: „Da die Franzöſiſche Regierung gewiſſe Befehle erlaflen 
hat, welche, im Widerjpruh mit dem Kriegsgebrauche, darauf zielen, 
allen Berfehr neutraler Nationen mit den Gebieten Sr. Majeftät zu ver: 
bieten, und die bejagte Regierung es auf ficd genommen, Sr. Majeftät 
Gebiete in Blofadezuftand zu erflären, in einem Wugenblid, wo die 
Flotten Frankreichs und feiner Verbündeten durch die überlegene Macht 
Sr. Majeftät in ihren eigenen Häfen eingefchloffen find, jo u. ſ. w.“ Diejer 
Character der Nothivehr „in consequence of the unparalleled aggressions 
of the enemy,“ wie Banning in einer Note vom 23. September 1803 
an den Amerikanischen Gejandten in Zondon fagte, wurde auch ftet3 von 
den Englifchen Richtern fejtgehalten; jo erflärte Lord Stomell: „These 
orders were intended and professed to be retaliatory against France: 
without reference to that character they have not and would not have 
been defended“. Dies iſt richtig, aber dabei wird vergellen, daß bie 
Blofade von der Elbe big Breit ebenfo wenig zu rechtfertigen war, 
und dies überjicht auch Phillimore, der den retaliatory character Der 
Orders nicht ala Rechtfertigung gelten läßt, wenn er fagt: „France was 
the first wrong-doer, Great-Britain the second“ (II. p. 313). Amerika 
antivortete 1809 auf beide Maßregeln mit der „Non-intercourse Act”, 
durch den e3 feinen Angehörigen den Verkehr mit Frankreich und Eng 
land unterjagte, jo lange dieje ihre Abjperrungsmaßregeln aufrecht hielten. 

Das Syſtem der Willfür ward gekrönt durch die beiderjeits er- 
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jonftigen Uebergriffen zu fügen, und erklärten ibm 1812 den Krieg, 
namentlich weil jie nicht dulden wollten, daß England ihre Schiffe 
daraufhin durchſuche, ob ſich Engliſche Militärpflichtige oder Ausreißer 
darauf befänden. Diefer Stellung der Bereinigten Staaten entſprachen 
die Erfenntnifje ihrer Gerichte, die dipomatiſchen Actenftüde ihrer Staats 
männer und die Ausführungen ihrer völkerrechtlichen Schriftiteller. 


1) Ruſſiſche Erklärung. „S’il ya des puissances auxquelles leur situation 
ne permet pas de faire cause commune contre l’ennemi de la süret& des 
nations, il est juste qu’elles y concourent par d’autres moyens qui sont dans 
leur pouvoir et nomm&ment par celui de l’interruption de tout commerce et 
de toute communication avec les perturbateurs du repos public. 


$ 135. 
E. Neueſtes Recht jeit 1856. 


Es ift bereit3 bemerkt, daß die Verträge von 1814—15 die Fragen 
neutraler Rechte und Pflichten unberührt ließen. Bon großer Wichtig. 
feit aber war die dauernde Neutralifirung der Schweiz, der als Er 
gänzung die von Chablais und Faucigny zur Ceite trat. Es mar 
das erite Beifpiel, daß durch einen großen Collectivact im gemeinjamen 
Intereſſe ein Staatögebiet als dauernd befriedet erflärt wurde, das zweite 
wurde Belgien bei feiner Trennung von Holland. 

England hielt auch nad) dem Frieden feinen Anſpruch feit, andere 
Handelsfchiffe daraufhin zu unterſuchen, ob fih Engliihde Militär 
pflichtige auf ihnen befänden, und wollte dies auf die des Sklavenhandeld 
verdächtigen Schiffe ausdehnen, weil jener Handel nur fo unterdrüdt 
werden könne. Frankreich, die Vereinigten Staaten und andere Regie 
rungen widerjesten fic) dem beharrlich und gaben auch die 1841 von 
England aufgeftellte Unterfcheidung von visit und search nicht zu, ſondern 
hielten daran feft, daß im Frieden die Polizei über Handelsjchiffe nur 
von deren eigenen Regierung geübt werden könne, wenn nicht vertragd 
mäßig einer anderen Negierung Befugnifje eingeräumt feien, und 1858 
gab England feinen Anſpruch als unhaltbar auf. 

Der Krimkrieg brachte die bereit? erwähnte Anerkennung der Rede 
der Neutralen zur See. Frankreich war durch zahlreiche Verträge ver- 
pflichtet, Feindesgut auf Freundesſchiffen frei zu laſſen. Cnglandd 
Grundſätze vertrugen fi nicht mit der Wegnahme von Freundesgut auf 
Feindesschiffen, wozu Frankreich durch viele Verträge berechtigt war; 
nur indem jede der beiden auf dasjenige verzichtete, was den Neutralen 
läftig war, ließ fich ein Ausgleich herbeiführen, und dieſer wurde durd 
die Erklärung des Pariſer Congreſſes vom 16. April 1856 definitiv: 


Neueſtes Recht jeit 1856. 633 


1. Le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie, à l’exception 
de la contrebande de guerre. 

2. La marchandise neutre, à l’exception de la contrebande de 
guerre, n’est pas saisissable sous pavillon ennemi. 

Diefe Grundfäge find feitdem in allen Kriegen beobachtet. Die 
Verſuche Engliicher Politiker im Parlament, davon zurüdzutreten, unter 
dem Vorwand, daß die Erklärung fein bindender Vertrag fei,!) oder 
daß die Engliſchen Bevollmächtigten bei Unterzeichnung derfelben ihre 
Inftructionen überjchritten hätten, find ohne Folge geblieben.”) Kein 
Minijterium hat gewagt, ſich von denjelben loszuſagen, weil man einjah, 
daß die Neutralen eine Rückkehr zum früheren Englifhen Seerecht nicht 
dulden würden. Obwohl die Grundſätze der Declaration jelbitverjtändlich 
nicht bindend für und gegen die Staaten find, welche ihnen nicht bei. 
getreten, jo konnte do Trouin de l'Huys, der ald Minifter bejonders 
auf ihre Annahme gedrängt, mit Recht |päter jagen: „Le systeme inaugure 
par la guerre de 1854 repondait si bien à des besoins communs à tous 
les peuples, qu'il prit sans difficulte le caractere d’une reforme definitive 
du droit international.“ (Les Neutres pendant la guerre d’Urient 1868.) 

Ter Amerikaniſche Bürgerkrieg zeigte mehrfach Beiipiele von Ver—⸗ 
legung neutraler Pflichten und Rechte. Ter erjteren machte ſich nanıent- 
ih England ſchuldig, indem es nicht verhinderte, daß die Eüdjtaaten in 
jeinen Häfen Kreuzer gegen den Norden bauten, und die Wiederaug- 
rüftung derjelben in Häfen jeiner Colonien nicht hinderte. Es bat im 
Bertrage von Waſhington 1871 fein Unrecht zugegeben, dafür die vom 
Genfer Schiedsgericht feſtgeſetzte Entichädigung gezahlt und jchon vorher 
jeine Neutralitätsgejfege abgeändert, um fie mit feinen völkerrechtlichen 
Verpflichtungen in Einklang zu bringen. Andererjeit3 haben in jenem 
Kriege die Bereinigten Staaten, welche bisher die beharrlichiten Ver⸗ 
echter neutraler Rechte geweſen waren, nicht nur die Rechte der 
Kriegführenden auf die Spitze getrieben, indem fie 3. B. die ganze Küſte 
der Südftaaten für blofirt erklärten, längit che fie cine hinreichende 
Seemacht bejaßen, um die Blofade wirkjan zu üben, jondern fie haben 
auch die Rechte der Neutralen offen verlebt, indem fie 3. B. der alten 
Theorie der einheitlichen Reiſe die mißbräudlichite Ausdehnung gaben. 
Tas Urtheil in dem ſpäter näher zu ermähnenden Springbok ˖Fall iſt 
ein Flecden in der Geſchichte Amerikanischer Admiralitätsgerichtsbarkeit, 
und noch Ichlimmer war ee, daß die gemijchte internationale Revijions- 
Commiſſion dies Urtheil beitchen ließ. Auffallend iſt eg auch, daß die 
Zereinigten Staaten, im Widerjpruch mit ihren Vertrage mit Italien 
vom 25. Yebruar 1871 im Art. 19 ihres Pertrages mit Peru vom 
db. September 18:0, und im Art. 16 ihres Vertrages mit Salvador 
vom db. Teceniber 1870 verabredet haben, „that neutral property on board 
enemies vessels shall be held and considered as enemy’s property. and 
as such shall be liable to detention and confiscation.“ 

Tie einzelnen ?sragen, zu deren Erörterung der Teutich sranzöfiiche 
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Krieg Anlaß gab, werden in der ſyſtematiſchen Da 

fein. Dem Zortjchritt in ber Feſtſtellung echG —* und en 
entfpricht die Doctrin; wenn einzelne Engliſche S Hriftfteller. wie ML er 
ning, Phillimore, Harcourt, noch ſuchen bie einfeifige en 
machung der Nechte der Sriegführenden zu vertheidigen, fo flehen fr 
damit vereinzelt gegenüber der communis opinio der FR toritäter ln 
anderen Nationen. 








) Lord Granville bemerkte auf diefen Einwand i 1885. di 
Verfaſſung fordere nicht für die Gültigkeit eines folchen intermart nn Rage 
eintommens eine Parlamentsacte, die Zuftimmung der Srone aber jei gegeben. 
Lord Elarendon habe durdaus correct gehandelt, indem er ber Declaration 
beigetreten und dasſelbe Verfahren beobachtet, wie Lord Caſtlereagh auf dem 
Wiener Congreß bei der Erklärung gegen den Sklavenhandei welche bon allen 
Mächten, die daran betheiligt gewejen, al3 bindend anerkannt ſei 

) So ber Antrag J. St. Mill's vom 5. Auguſt 1867 ind’ 

21. April 1871, Baillie Cochrane's vom 15. ei 1875 an 
ham's vom 2. März 1877, Lord Lamington’s vom 21. Mai 1885. 


$ 136. 
Arten der Neutralität. 


Ziteratur: Sir Tr. Twiss, On international conventions for the nentrali- 
sation of territory. London 1887. — Arendt, Essai sur la neutralite 
de la Belgique 1843. 


Die Neutralität hat grundbjäglich tet? denfelben Inhalt, und wie 
fie erft mit einem Kriege anderer Staaten ins Leben tritt und mit dem 
jelben endet, jo ift fie auch regelmäßig eine freiwillige, indem jedem 
jouveränen Staate freilteht, fi) an einem Kriege zu betheiligen ober 
nicht. Es giebt aber Fälle, mo durch Collectivbeſchluß einer Reihe von 
Staaten eine dauernde und obligatoriiche Neutralität für gewiſſe Gebiete 
feftgejegt ift, fei ed, daß die Regierungen folcher Gebiete hieran felht 
teilnehmen, ſei es, daß fie mur die Rechte und Pflichten auf file 
nehmen, welche aus einem ſolchen Beſchluſſe fließen. Hier ift alſo he 
Neutralität eine dauernde Eigenſchaft geworden, welche zivar, wie dic — 
Bündnißverträge, erit in dem Striegsfall, für den fie feftgefegt ift, ihm 
volle Bedeutung erhält, aber ſchon im Frieden ihre Wirkſamkeit injofermmmmm 
äußert, als der neutralifirte Staat verpflichtet ift, auch im Frieden ale— 
zu vermeiden, was bei Ausbruch des Krieges die Aufrechterhaltung feine ! 
Neutralität zu erjchweren geeignet ift. 

Der neutralilirte Staat muß aljo nicht nur im Kriegsfall je 
Maßregel vermeiden, welche ihn in den Streit Anderer verwideln finnıt &, 
jondern er darf auch im Frieden feine Verpflichtungen übernehmen, weld« 
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‘eo nun Menbar ein Ausnahmezuſtand, der nicht willkürlich hervorgerufen 
‘perden Fanıı. Derſelbe ijt einerjeit? dem Intereſſe des neutralifirten 
vebie?es ’chr Türderlich, indem dasſelbe vor der Gefahr bewahrt wird, 
:ı "rwgertiche Verwickelungen bineingezogen zu werden, und dadurch die 
Seiechr der friedlichen Cntwidelung feines Aderbaues, Handels und 
vewereneißes erhält. Andererjeit3 aber liegt in der Verpflichtung de 
watwireten Staated, nie zu den Waffen zu greifen, fofern er nidt 
dit angegriffen wird, eine Beſchränkung feiner Souveränetät. Eine 
che kann jo wenig einfeitig auferlegt als die erwähnten Bortheile 
rliehen werden können. Ein Staat kann ſich demnach fo wenig aus 
Agener Machtvolllommenheit neutralifirt erklären, als ein einzelner 
anderer Staat ihm dieſe Eigenfchaft verleihen kann, denn in beiden 
dallen würden dritte Staaten nicht verbunden fein, ſolche Verfügungen 
u achten. Es müfjen alfo alle oder doch die Hauptfächlich intereffirten 
Machte zuſammenwirken, um eine derartige dauernde Neutralifirung 
yerbeizuführen, und hierfür einen gemeinfamen Beſchluß faſſen, den andere 
Starten wenigitens ſtillſchweigend gelten laſſen. Für einen derartigen 
Reſchluß iſt Die Vorausſetzung, daß diefe Mächte ein gleiches Intereſſe 
yuden ein Land oder Gewäſſer nicht einer derjelben zur Ausbeutung 
oder Bevormundung zu überlaflen. Die Eiferfucht jeder derjelben, welde 
ar einen Bündniß einer Macht mit dem betreffenden Staate oder einer 
Schutzherrſchaft über diefen unvermeidlich wäre, wird ſomit ausgeſchloſſen, 
den fein auderer Staat von dem neutralifirten mehr zu erwarten hat 
ao die Erfullung feiner dauernden Neutralitätspflichten, und um den 
»cereifenden Beichluß wirkſame Kraft zu verleihen, ift meift die Aufredt 
zhatiuug der Neutralität unter die Garantie der bejchließenden Mächte 
wirst In erſter Linie iſt die Neutralifirung verfügt für mehrer 
wire Sitaaten, Die zwiſchen größeren Tiegen und bei Denen es dem 
Jurctene ihrer aroßen Nachbarn entipricht, Durch einen Collectivact, der 
to ah nicht Durch Krieg ziveier derfelben hinfällig wird, zu verbinden, 
win Nu betreffende Staat von einem oder dem anderen mächtigen Rad 
win ld Augrifisbaſis gewählt werde. Eodann für gewiſſe Gemäller 
‚war entweder negativ, inden die Einfahrt von Kriegsſchiffen iM 
Mietben oder die Befahrung durch foldhe unterjagt wird, oder poſiitd- 
se der Durchfahrt der Kriegsſchiffe aller Nationen geöffnet werdem 
ss Nr et der Seindieligfeit in dem Gewäſſer verboten ift. 


$ 137. 
Neutralijirte Staaten. 


es d ueutraliſirten Staaten jind folgende: 


—X 


Yır Schweiz. Der Weſtphäliſche Friede anerkannte die | 
ante Nrelden. Ihre Neutralität bis zur Franzöſiſchen Revolll — 
aa 5a) Zpirialverträgen der Cantone mit deren Nacbarftuntue 
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reconnue et garantie par les puissances. En consequence, toutes les 
fois que les puissances voisines de la Suisse se trouveront en etat 
d’hostilite ouverte ou imminente, les troupes de S. M. le Roi de 
Sardaigne qui pourraient se trouver dans ces Provinces se retireront et 
pourront, & cet eflet, passer par le Valais, si cela devient necessaire; 
aucunes autres troupes armees d’aucune autre puissance ne pourront 
traverser ni stationner dans les provinces et territoires susdits, sauf 
celles que la Confederation suisse jugerait à propos d’y placer, bien 
entendu que cet &tat de choses ne gene en rien l’administration de ce 
pays, ou les agents civils de S. M. le Roi de Sardaigne pourront aussi 
employer la garde municipale pour le maintien du bon ordre.“ 

Demgemäß Hatte der Schweizer Bundesrath unftreitig Recht, wenn 
er bei dem drohenden Kriege zwiſchen Frankreich und Defterreih am 
14. März 1859 erklärte, daß dieſe Neutralifirung Savoyiſchen Gebietes 
zu Gunſten der Schweiz beitimmt fei, und fich vorbehielt, dasjelbe durd 
feine Truppen zu bejegen. Aber e3 folgte nicht daraus, daß die Neu 
tralität zu Ungunften Sardiniend verabredet war; vielmehr Hatte deſſen 
König am 26. März 1815 nur unter der Bedingung der Neutralifirung 
von Chablaid und Faucigny der Abtretung eine? Savoyifchen Gebietes 
an den Canton Genf zugeitimmt und Hätte fogar gewünſcht, ganz 
Savoyen neutralifirt zu ſehen. Die Beitimmung war zu Gunften fowohl 
der Schweiz ald Eardiniend gegenüber ihren großen Nachbarftaaten ge 
troffen. Man mollte eben für den Fall eines Krieges zivifchen den 
damaligen großen Nachbarn jener beiden Staaten die Neutralität der 
Schweiz durchaus ficher ftellen, und dazu gehörte nad) der geographijcden 
Lage, daß auch das jüdliche Ufer des Genfer Sees nicht zum Krieg 
Ihauplag werden konnte. Auch für das zwiſchen beiden Großmädten 
liegende Sardinien war e3 nur ein Vortheil, wenn es fo viel mie 
möglich an diejer Neutralität theilnahm. Durch die Abtretung Savoyens 
an Frankreich aber änderte fih die Sachlage volllommen. 

Unzmeifelhaft konnte an diefem Zuftand nichts ohne Zuftimmung 
aller Unterzeichner der Verträge von 1815 geändert werden; ein ein 
jeitiger Verzicht Sardiniens war dafür ebenjo wenig ausreichend als ber 
der Schweiz. Als daher 1860 die Abtretung Savoyens durch Sardinien 
an Frankreich zur Frage Stand, hatte Lord Ruſſell fiher Recht in einer 
Tepeihe an Lord Cowley vom 22. März 1860 zu erklären: „It is 
not competent for France and Sardinia by any compact between them 
and without the consent of the other States of Europe, so materialls 
to impair, as the proposed cession of Savoy will do an element of 
security, which a great European compact has provided for a state, 
whose independence is an object of European concern.* 

Frankreich bejtritt dies nicht grundjäßlid. Art. 2 des Turiner 
Vertrages vom 24. März; 1860 fagt: „U est entendu que S. M. le 
roi de Sardaigne ne peut transferer les parties neutralisees de la Savoie, 
qu’aux conditions auxquelles il les possede lui-meme, et qu’il appartiendra 
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a S. M. l’Empereur des Francais de s’entendre à ce sujet, tant avec 
les puissances representees au congres de Vienne qu’avec la Confédéra- 
tion Helvetique et de Jeur donner les garanties qui resultent des 
stipulations rappelees dans le present article.“ Gin Gircular des 
Miniſters Thouvenel vom 20. Juni 1860 befagte auch, daß, nachdem 
der Turiner Vertrag perfect geworden, der Uugenblid gekommen ſei, 
die Verpflichtungen zu erfüllen, welche der Kaifer übernommen, und daß 
derjelbe bereit fei, Die Uebereinitimmung der Mächte durch einen diplo— 
matiſchen Act zu bejtätigen, der einen Theil des öffentlichen echtes 
bilden würde. Dazu fam es aber nicht. 

Die richtige Löfung, nämlid jene Provinzen an die Schweiz ab- 
zutreten, zu der Napoleon III. anfangs geneigt jchien, wurde jpäter von 
Frankreich mit Bezug auf die Einmüthigleit des Plebiscits für die Ab. 
tretung Savoyens abgelehnt, und es erklärte, dieſelbe lafje die Nleutra- 
tralifirung von Chablais und Faucigny ebenfo unberührt, wie dag Recht 
der Schweiz, diefe im vorgejehenen Falle zu bejeten. Indeß es war 
far, daß Hier der Cab zur Anwendung fam, „wenn zivei dasfelbe 
thun, iſt es nicht dasſelbe.“ Es iſt offenbar etwas ganz Anderes, ob 
die Schweiz für einen Sardiniſchen Gebietstheil, der bei einem Kriege 
zwifchen Frankreich und Oeſterreich ebenfo gefährdet war, wie Die 
Schweizer Grenze felbit, das Beſetzungsrecht ausübt, oder ob fie Dies 
für ein Stüd Franzöſiſchen Gebietes thut. 

Nah Ausbruch des Franzöſiſch-⸗Deutſchen Krieges richtete am 
18. Juli 1870 der Bundesrath, wie er ed auch am 14. März 1854 
gethan, ein Schreiben an die Unterzeichner der Wiener Congreßacte, 
durch welches das auf Die neutralen Gebietstheile von Eavoyen der 
Schweiz zujtebende Recht zur Geltung gebracht wurde, diejelben, wofern 
ſolches zur Eicherung der Neutralität und des Gebieted der Schweiz 
nöthig erjcheinen jollte, zu beſetzen, zugleich aber auch die Verficherung 
abgegeben ward, daß man fi genau an die in den Beitimmungen 
vorgejehenen Beſchränkungen jener Berechtigung Halten werde, ſowie daß 
der Bundesrath fich Hinsichtlich der Anwendung derjelben mit der Fran⸗ 
zöſiſchen Regierung ins Benehmen feßen werde. Zu einer Belegung 
aber fam e3 nad) dem Gange, den der Krieg nahm, nit. Tb die 
‚stanzöfiihen Truppen ſich aus den neutralifirten Gebieten zurüdgezogen 
haben, ſteht dahin. Dan konnte jogar zweifelhaft jein, ob die Be— 
jtimmungen des Art. 92 in diefem Falle anwendbar jeien, da unter 
dem Ausdrud „die Nachbarmächte“ der Schweiz offenbar Leiterreich und 
Frankreich, jetzt aljo Italien und Frankreich, nicht Teutichland und 
Frankreich gemeint waren. Jedenfalls ſchien damals jtillichweigende 
Uebereinitimmung Darüber zu berricden, daß der Art. 92 unter den 
geänderten Verhältniſſen zwar nicht als aufgehoben, aber doch als todter 
Buchitabe zu betrachten jei. 

In neueiter Zeit hat die Frage durch die Allianz Italiens mit 
Deſterreich und Teutichland wiederum cine andere Gellalt erhalten. 
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Während 1860 Frankreich die Neutralifirung von Chablais und Faucigny 
als eine Bejchränfung feiner Souveränetät und Actionsfreiheit betrachtete, 
ericheint jie jener Zripelallianz gegenüber für dasjelbe als ein nicht zu 
unterfchäßender Bortheil, indem dieſe Neutralität e8 an jener Stelle 
feiner Südojtgrenze dedt; ja jelbjt bei einem Kriege mit einer anderen 
Macht könnte es Frankreich ganz erwünſcht fein, die betreffenden Pro 
vinzen von der Schweiz beſetzt zu jehen, wodurch dieſelben gefichert und 
ihm zugleich die Möglichkeit gegeben würde, feine dort ſtehenden Truppen 
anderweitig zu verwenden. Demgemäß bat, als die Schweiz Ende 1883 
bejorgte, Frankreich wolle den Berg Vuache in der Nähe Genfs be 
feftigen, und deshalb in Paris darauf hinwies, daß dies der Neutralifi- 
rung von Chablaid und Faucigny widerſpreche, der Franzöſiſche Bot- 
ihafter in Bern am 17. December erklärt, daß es nicht in der Abſicht 
feiner Regierung liege, „auf dem Mont Vuache ein Feſtungswerk an 
zulegen, und daß der Franzöſiſche Generalitab anläßlich feiner Studien 
über die Mobilifirung es fich Habe angelegen fein laſſen, das neutralifirte 
Gebiet vollftändig zu reſpectiren.“ 

So lange nun die Schweiz und Frankreich ſich auf die gegemfeitige 
Erklärung beichränfen, daß fie den Urt. 92 als in Kraft ftehend be 
trachten, haben die anderen Mächte dabei nicht einzureden, da fie viel- 
mehr ausdrücklich 1860 von der Depeihe Thouvenel’3 vom 20. Juni 
Act genommen haben, welche betonte, daß Frankreich die Provinzen 
unter denjelben Bedingungen übernehme, unter denen Sardinien fie be 
jeflen habe. Ebenſo gewiß aber können die beiden Staaten nicht ohne 
die Zuſtimmung aller Unterzeichner der Congreßacte dag Geringfte an 
den Beitimmungen des Art. 92 ändern, und da ein Einverjtändniß der 
Mächte über folhe Abänderungen ſehr ſchwer zu erreichen fein würde, 
jo iſt e8 durchaus unmahrfcheinlich, daß der Bundesrath und die Pariſer 
Negierung einen Vertrag in diefem Sinne gejchloffen haben follten, wit 
die in Beitungen behauptet ift. 

Die Unterhandlungen können aljo nur den Zweck gehabt haben, 
für den Fall, daß die Schweiz zur Bejegung jchritte, das letzte Aline 
des Art. 92 praftiih näher feitzuftellen. Dasſelbe lautet: „wohlver⸗ 
ftanden, daß dieſer Zuftand in feiner Weife die Verwaltung jener Länder 
beeinträchtigen darf, wo die Civilbeamten Er. Majeftät des Königs vom 
Sardinien auch die Municipal-Garde zur Anfrechterhaltung der guten 
Ordnung verwenden können.” Es würde ich alfo darum Handeln, gt- 
nauer feitzuftellen, welche Rechte der Franzöſiſchen Verwaltung gegenüber” 
der Schweizer Beſetzung bleiben follen. Dabei bleibt die politische Frage, 
ob und wann der Bundesrath zu einer folhen Maßregel fchreiten würd - 
zu der er berechtigt, aber nicht verpflichtet iſt, eine durchaus offene, m 
es iſt in feiner Weife anzunehmen, daß die Schweiz aud nur durch 
unförmliche Zuficherungen in diefer Beziehung fich gebunden haben follte, 
wozu der Bundesrat ohne Zuftimmung der Bundesverfammlung nad 
Artikel S5, Mlinea 6, der Verfaſſung nicht cinmal competent wärt- 
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ht wird man fi in Bern zur Befegung überhaupt nicht entichließen, 
e ſchon daraus abzunehmen, daß man 1859 wie 1870 zwar jein 
ht gewahrt, aber nicht ausgeübt Hat, und je mehr im gegebenen 
(le die Beſetzung für Frankreich ein Vortheil wäre, um jo weniger 
rd die Schweiz geneigt jein, ihm dieſen zu bieten, da derfelbe in 
ihem Maße für den Gegner Frankreichs nachtheilig werden dürfte. 
ir in dem Falle eines Krieges zwiſchen Frankreich und Italien oder 
° dringenden Gefahr eines folchen könnte es angezeigt erfcheinen, 
t Kriegsfchauplag dadurch von der Echweizer Grenze zu entfernen, 
3 der Bundesrath den vorgeichobenen Vorpojten der eigenen Neutralität 
cch militäriſche Beſetzung ficherte. 

Die durch Art. 6 der Wiener Congreßacte anerkannte Neutralität 
akaus unter dem Schutze Oeſterreichs, Preußens und Rußlands gehört 
Geſchichte an, nachdem jene drei Mächte widerrechtlich ohne Zu- 
nmung der übrigen Unterzeichner der Congreßacte, die Einverleibung 
Stadt in Tejterreich verfügt hatten. 

Tagegen trat Belgien bei der Anerkennung feiner Unabhängigkeit als 
ıernd neutralilirter Etaat der Schweiz zur Seite. Holland hatte feinen 
gen Kampf gegen Spanien nicht cher aufgegeben, als bis es fich im Weft- 
iliſchen Frieden die Beherrſchung des Rheins, der Cchelde und der Maas 
ichert. Tie Schelde mußte zu feinen Gunjten gejchloffen werden, und 1715 
ielt es auch dad Recht, Sarnifonen in die Belgijchen Feitungen zu legen. 
14 wurden nun die jüdlichen Niederlande Holland einverleibt, un fo 
ter der Eouveränetät des Hauſes Oranien „le royaume des Pays-Bas“ 
bilden (Art. 55 der Wiener Congr.-Acte.). Holland regierte die Belgifchen 
ovinzen indeß jo drüdend, daß diefelben ſich nach der Aulirevolution 
müthig erhoben, und felbft die abjolutiftiichen Großmächte die IInmög- 
hleit einjehen mußten, die Vereinigung beider Theile mit Gewalt auf- 
Dt zu Halten; eine CEinverleibung in Frankreich war außer trage, 
ein aber war Belgien nicht ſtark genug, feine Selbitftändigfeit zu be- 
upten. Es wurde daher durch den Vertrag vom 15. November 1831 
uernd neutralifirt, Art. 7: „Ia Belgique dans les Jimites indiqu6es 
mera un ctat independant ct perpetuellement neutre. Flle sera 
me d’observer cette meme neutralite envers tous les autres e&tats,” 
> durh Art. 25 garantirten die fünf Großmächte dieje Beftimmung. 
zd ESpecialvertrag vom 14. Tecember 1831 wurde zwifchen England, 
terreih, Preußen, Rußland und Belgien vereinbart, daß in An- 
ung der Unabhängigkeit und dauernden Neutralität Belgiens gewiſſe 
tungen, welche feit 1815 dajelbft gebaut oder vergrüßert waren, 
Hleift werden follten. Nachden dann endlih die Unabhängigkeit 
Igiens auch von Holland anerfannt und die beiderjeitigen Grenzen 
egelt waren, wurde am 1. April 1839 cin Vertrag zwiſchen den 
F Mächten und Holland geichloffen, in dem cin Artikel, die dauernde 
uralität Belgiens betreffend, aufgenommen wurde, welcher mit dem 
1. des Vertrages vom 15. November 1831 identiih war. Tenielben 
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Urtilel enthielt ein Bertrag gleihen Datums zwiſchen Holland und 
Belgien, während gleichzeitig ein Vertrag zwijchen den fünf Mächten 
und Belgien unterzeichnet ward, der den Vertrag von 1831 aufhob und 
im Art. 1 erklärte, daß die Artikel „formant la teneur du traite conclu 
en ce jour entre S. M. le Roi des Belges et S. M. le Roi des Pars- 
Bas, sont consideres comme ayant la même force et valeur que sils 
6taient textuellement inseres dans le present acte, et qu’ils se trouvent 
ainsi places sous la garantie de leurs dites Majestes.” Auch die 
Belgifhe Neutralität Hat fi vollkommen bewährt. Frankreich hat 1851 
und 1866 wohl beabfichtigt, Belgien einzuverleiben, aber nicht getvagt, 
dazu zu fchreiten. Die Verträge, welde England zum Schub der 
Belgiichen Neutralität am 9. und 11. Auguft 1870 mit Preußen um 
Frankreich auf die Tauer des Krieges und 12 Monate nad) dem Frieden 
für den Hal abſchloß, daß einer der Kriegführenden diefe Neutralität 
verlete, haben letztere nicht berührt, jondern nur ihre Aufrechthaltung 
für einen beitimmten Fall geregelt. Nah Ablauf der beftimmten Frit 
beruht die Neutralität Belgiens wieder allein auf dem Vertrage von 1839. 

3. Belgien ajfimilirt wurde durh Art. 2 des Vertrages vom 
18. Mai 1867 dag Großherzogtbum Zuremburg. „Le Grand-Duch? 
de Luxembourg — formera desormais un etat perpetuellement neutre. 
Il sera tenu d’observer cette m&eme neutralite envers tous les autres 
stats.“ Die contrahirenden Mächte verbinden ſich, dieſe Neutralität zu 
achten, und garantiren fie mit Ausnahme Belgiens. Demzufolge fol die 
bisherige Deutſche Bundesfeitung Luxemburg aufhören, eine befeitigte 
Stadt zu fein. Auch diefe Neutralität Hat fich gehalten, und es mar 
unrichtig, in der Bejchwerde, welhe Graf Bismard an die Luxen⸗ 
burgifche Regierung und an die Garantiemächte über behauptete Ler- 
legung der Neutralität richtete, eine Kündigung des Vertrages von 186: 
zu fehen. Graf Beujt erklärte damals, am 22. December, zu Folge der 
Europäiſchen Garantie jei die Prüfung und Beurtheilung der Thatjaden, 
welche eine Verlegung der Neutralität Luxemburgs begründeten, grund: 
fäglich den Garanten zugefallen und dem Ermeljen einer einzelnen krieq 
führenden Macht entzogen. Es ijt richtig, daß die Erledigung der 
Trage nicht einfeitig jein konnte. Preußen durfte nicht erklären und hat 
es auch nicht gethan, daß die Neutralität aufgehoben ſei; aber in ber 
Theilnahme Preußen? an jener Garantie lag noch fein Verzicht desjelben 
auf die nöthige Selbithülfe, als Kriegführender, noch die Nöthigung, em 
etwaiges parteiiiches Verhalten Luxemburgs ſo lange zu dulden, biz die 
übrigen Garanten Abhülfe jchafften, Tondern nur Entſchädigungs- und 
Genugthuungspflicht, falls diejelben die Selbithülfe ſpäter nicht ala be 
rechtigt anerkannten. (Ngl. den Fall ſelbſt, S. 663.) 

4. Art. 2 des Vertraged vom 14. November 1863 zwijchen Leiter: 
reich, England, Preußen und Rußland, durch melden die Aufhebung 
des Engliſchen Protectorates über die Joniſchen Injeln und ihre Ber: 
eimigung mit Oriechenland bejtimmt wurde, erflärt: „Les iles Jonienne- 
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es leur r@union au royaume de Gröce jouiront des avantages d’une 
tralit@ perp6tuelle et en consequence aucune force arme navale ou 
itaire, ne pourra jamais etre reunie ou stationnee sur le territoire 
dans les eaux de ces iles, au-dela du nombre strictement ne@cessaire 
r maintenir l’ordre public et pour assurer la perception des revenus 
l'etat. Les hautes parties contractantes s’engagent à respecter le 
acipe de neutralit& stipul€ par le present article.* Demzufolge follten 
dafelbit befindlichen Feitungswerfe vor Abzug der Englifchen Truppen 
hleift werden. An dem PBertrage vom 29. März 1864 zwifchen 
land, Frankreich und Rußland, als Garanten der Unabhängigfeit 
iechenlande, dem Lefterreih und Preußen zuftimmten, wurde durch 
. 2 jene dauernde Neutralität auf die Inſeln „de Corfou et de Paxo, 
si que Jeurs dependances“ beichräntt. Cine Garantie diefer Neutralität 
en die Mächte nicht übernommen; im Vertrage von 1863 haben fie 
zugeſagt, dieſelbe zu achten, in dem von 1864 fehlt auch dieſer 
ag, und nur der König der SHellenen „s’engage de son cött A 
ntenir cette neutralite“. 

Ganz unridtig iſt es, wenn Bluntſchli von einer Neutralität 
rbiendg nach dem Pariſer Frieden fpriht (T4de.).., Art. 29 jenes 
straged von 1856 jagt nur: „Aucune intervention armde ne pourra 
ir lieu en Serbie sans un accord prealable entre les hautes puissances 
tractantes.*“ Dies war wejentlic eine Beichräntung des echtes der 
ränen Macht des Sultans, Neutralifirung fchließt jede bewaffnete 
tervention aus. 

d. Das neueſte Beifpiel der Neutralifirung eines Gebietes bietet Die 
ngo-Acte vom 26. Februar 1885, Chap. III. Declaration relative à 
neutralite des territoires compris dans le bassin conventionnel du 
go, Art. X. u. XI., in welchen indeß feine Garantie der Neutralität 
geiprochen ift, fowie Art. XXV., al. 3: 


„Art. X. Atin de donner une garantie nouvelle de securite 
an commerce et a lJindustrie et de favoriser. par le maintien 
de la paix. le developpement de la civilisation dans les con- 
trees mentionnees & Tartiele I et placees sous le regime de 
la Jiberte commereiale, les Hautes parties sirnataires du present 
acte et celles qui y adhereront par la suite s'engazent A respecter 
la neutralit@ des territoires ou parties de territoires dependant 
desdites contrces, x compris les eaux territoriales aussi longtemps 
que les puissances qui exercent ou qui exerceront de droit de 
souverainete ou de proteetorat sur ces territoires. usant de la 
faculte de se proclamer neutres. rempliront les devoirs que 
la neutralite eomporte. 

Art. XT. Dans le vas oùù une puissanee exercant des droits 
de souverainete on de proteetorat dans les contrees mentionn«es 
a Vartiele I et plaeces sous le regime de la liberte eommer- 
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stipulations to any otlier practicable communications, whether by canal 
or railway across the istımus which connects North- and South-America.“ 
Durch Zujagartilel Nr. 2 zu dem Bertrage vom 27. Auguſt 1856 
zwiſchen Großbritannien und Honduras wurde auch unter Englands 
Garantie die interoceaniihe Eifenbahn dur Honduras neutralifirt, und 
Gleiches bejagen der Bertrag Englands mit Nicaragua vom Februar 
1810, jowie die von den Vereinigten Staaten mit diefen beiden Staaten 
1864 und 1867 abgejchlofjenen Verträge. 

Beide Contrahenten des Vertrages von 1850 betrachteten fortgejegt 
die Neutralität dieſer interoceanischen Straße als ihren Intereſſen ent- 
fprechend. General Caß als Etaatsjecretär bemerkte 1858: „What the 
United States want in Central-America is the security and neutrality 
of the interoceanic routes which lead through it.“ Ende der fiebenziger 
Jahre aber trat Leſſeps mit feinem Plan eined Banama-Canals hervor, 
und ein Geſetz der Vereinigten Staaten von Columbien vom 13. Mai 
1878 verhieß demjelben Neutralität. England erhob gegen den Canal 
Bedenten, weil er dem Vertrage widerjpredhe, mußte aber zugeben, daß 
Die Frage zweifelhaft und jedenfalls Columbien nicht an einen Vertrag 
gebunden jei, den zwei Etaaten ohne feine Mitwirkung gefchloffen. Die 
Bereinigten Staaten von Amerika dagegen ſchloſſen 1882 einen Vertrag 
mit Nicaragua, wonach fie binnen 10 Jahren einen Canal bauen folten, 
der mit einem 2'/s Engl. Meilen breiten Streifen Landes gemeinjames 
Beſitzthum und von beiden verwaltet werden ſollte. Ber Senat verwarf 
den Bertrag, der fomit nicht ins Leben trat, aber dem von 1850 fo 
widerſprach, daß fein Abſchluß nur erflärlih war, wenn Amerika den 
erfteren al3 nicht mehr gültig betrachtete.) Dies ijt nun auch von den 
Staatsſecretairen Blaine und Frelinghuſen in der Erörterung mit 
England behauptet, indeß ſchwerlich mit Recht. Wenn der erftere be« 
mertte (Dep. vom 19. Nov. 1881), die Umftände hätten fich feit 1850 
Durch die Entwidelung der Amerikaniſchen Staaten am Stillen Meere 
fo geändert, daß der Vertrag „made 3U years ago, under exceptional 
and extraordinary conditions, which have long since ceased to exist — 
conditions, which at best were temporary in their nature and can never 
be reproduced“ nicht mehr anwendbar jei, jo folgt daraus nur, daß die 
Vereinigten Staaten eine Aufhebung oder Aenderung des Vertrages be 
antragen können, nicht aber ein Recht haben, einfeitig zu erflären, daß fie 
die Ranamafrage als eine rein Amerilanijche betrachten müßten und ein 
ausichließliheg Schutz- und Verfügungsreht über cine interoceanijche 
Berbindung beanipruchen können. Die Behauptung „A vonsideration 
of controlling influence in this question is the well settled convietion 
of the part of this government tbat only by the United States exer- 
cising supervision can the Isthmus canals be detinitely and at all times 
secured azainst the interference and obstruction to war” ift jo unbe: 
wieſen, wie wenn der ZStaatsjecretär ferner jagt, ein Wertrag der 
großen Europäiſchen Mächte, der die Neutralität garantire, würde 
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dem Berliner Congrefje von 1878. England war lebhaft gegen die im 
Art. 19 der Präliminarien von San Stefano beitimmte Abtretung von 
Batum an Rußland. Lebtere® kam jo weit entgegen, zu erflären, daß 
jeine Abficht jei, Batum zu einen: „port franc, essentiellement commercial“ 
zu machen. Lord Salisbury bemerkte darauf „que si Pacquisition de 
Batoum avait ct maintenue dans des conditions qui menaceraient la 
libert@ de la mer Noire, l’Angleterre n’aurait pas pu s’engager envers 
les autres puissances Europeennes & s’interdire l’entr&e dans 
cette mer. Mais Batoum ayant et& declar& port franc et commercial, 
le gouvernement anglais ne se refuserait pas & renouveler les engage- 
ments, sous les modifications imposees par les dispositions deja prises 
au congres*. Das Protocol bemerkte dann: „I rösulte de la discussion, 
qui s’engage entre les ylenipotentiaires de la Grande-Bretagne, de 
Russie et de France sur le caractere du statu quo ante, que le 
congres entend, par ce terme, l’ordre de choses e&tabli par la decla- 
ration de 1856 et par l’art. 2 du trait& de Londres du 13 Mars,‘ 
worauf der Präfident die Mebereinjtimmung der Hohen Verſammlung 
„au maintien du statu quo ante dans la question des detroits du Bos- 
phore et des Dardanelles* conſtatirt. Mit Bezugnahme auf diefe Er- 
Örterungen gab dann in der Sitzung vom 11. Zuli Lord Salisbury 
folgende Erflärung zu Vrotofoll: „Considerant que le trait& de Berlin 
changera une partie importante des arrangements sanctionnes par le 
traite de Paris de 1856 et que V’interpretation de l’art. 2 du traite 
de Londres, qui depend du trait@ de Paris, peut aussi &tre sujette à 
les contestations, je declare de la part de l’Angleterre que les obli- 
gations de S. M. Britannique, concernant la clöture des detroits, s 
bornent à un engagement envers le Sultan de respecter à cet egarl 
les determinations independantes de S. M. conformement à l’esprit des 
traites existants.* Hierauf gaben die Nuffiihen Bevollmächtigten am 
12. Juli die Gegenerflärung zu Protofoll: „Les plenipotentiaires de la 
Russie, sans pouvoir se rendre exactement compte de la proposition 
de Mr. le second plenipotentiaire de la Grande-Bretagne, concernant 1a 
elöture des detroits, se bornent à demander de leur cöt& l’insertion 
au protocole de l’observation, qu’a leur avis, le principe de la clöture 
des dötroits est un prineipe Europeen, et que les stipulations conclues 
à cet egard en 1841, 18356 et 1871, confirmees actuellement par le 
traite de Berlin, sont obligatoires de la part de toutes les puissance, 
conformement à l’esprit et a la lettre des traites existants, non seule- 
ment vis-A-vis du Sultan, mais encore vis-aA-vis de toutes les puissances 
signataires de ces transactions.“ Das Protokoll enthält Teine weitere 
Bemerkung Lord Salisbury's dazu, und Art. 63 des Berliner 2er- 
trages hält die Verträge von 1856 und 1871 aufreht „dans toutes 
leurs dispositions qui ne sont pas abrogees ou modifiees par les stipu- 
lations qui précèdent.“ Tie Schließung der Meerengen befteht aljo, To 
wie jie durch Art. 2 des Vertrages von 1871 feitgeitelt war. In der 
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Sitzung des Tberhanfes von 7. Mai 1885 erinnerte jedoch Lord Salis— 
bury an jeine Erklärungen auf dem Berliner Congreß und bemerfte, 
deren praftiicher Zweck fei geweſen, anzudeuten, daß wenn unter gewiſſen 
Umjtänden der Sultan nicht unabhängig, jondern unter dem Druck einer 
anderen Macht handle, England nicht verbunden fei, fi der Durchfahrt 
durch die Tardancllen zu enthalten. Bon einen ſolchen Trud aber 
jtcht in der Erklärung vom 11. Juli nichts, nod) weniger, daß England 
in einem beftimmten Falle nicht die Schließung der Mecrengen zu achten 
verpflichtet jei. Und wer follte denn enticheiden, ob der Gultan unter 
ſolchem Drud Handle? Terartige einjeitige Vorbehalte und Auslegungen 
einer einzelnen Macht find offenbar unzuläflig, und rechtlich beſteht der 
Gollectivvertrag von 1871 in voller Kraft, wonah Ktriegsichiffe nicht in 
die Meerengen eindringen künnen, jo lange der Eultan ſie nicht dazu 
ermächtigt, weil die Ausführung der Beitimmungen des Pariſer Ber- 
trages, ſoweit fie noch in Kraft ftehen, gefährdet if. Wenn England 
obne eine ſolche Grmädtigung unter dem Norwand, daß die Ent- 
Ihließungen de8 Sultans nicht frei feien, die Einfahrt erzwingen wollte, 
würde die Pforte berechtigt jein, dies als einen Act der Feindſeligkeit 
zu betrachten. Thatfächlidy Hat diejelbe denn auch, als im Frühjahre 
1385 ein Krieg zwiſchen England und Rußland drohte, unter Zur 
jtimmung der anderen Mächte erklärt, daß fie die Durchfahrt Englifcher 
Kriegsſchiffe durch die Meerengen bei einem Streite, der fie gar nicht 
berühre, nicht zugeben könne, und England hat diefen Entichluß nicht 
anzufechten gewagt. (Vgl. Geffeken, Incidents de droit intern. dans 
le differend Anglo-Russe. Revue de droit intern. XVII. p. 362 ff.) 

Eher wäre es zu vertheidigen geweſen, wenn England mit Bezug auf 
Lord Salisbury’3 Erklärung vom 1. April 1878 jeine übernommene Ber: 
pflichtung, den Status quo ante für die Meerengen audy ferner zu beob- 
achten, gekündigt hätte, nachden Rußland jeine Zuſage, Batum als 
„port france et essentiellement commercial“ zu behandeln, welde die 
Bedingung der Engliihen Zuſtimmung war, einteitig zurüdgenonmen. 
Dies iſt aber nicht gejchehen, obwohl Lord Roſebery gegen Die 
Zurüdnahme proteitirte. 

Der Zuftand der Meerengenfrage iſt unzweifelhaft unbefriedigend. 
Tie Gegner Rußlands können dasielbe mit ihren Flotten im Echwarzen 
Meere nicht angreifen, jo lange die Türkei dies nicht geitattet, Rußlands 
dortige Flotte ijt andererjeit8 dort gefangen. Kine Löſung ift, wie A. S. 
in der Allg. Ztg. Wr. 101, 1888, bemerkt, nur durch Die pofitive 
Reutralijirung der Meerengen zu erzielen, indem nad dem Worbild des 
zu erwähnenden Zuez-Canal-®ertrages die Durchfahrt unter bejtinmten 
Regeln allen Kriegsichiffen freigegeben, dagegen jeder Act der Feind» 
jeligfeit in den Deerengen und angrenzenden Gewäſſern ausgeichlolien wird. 

Der Vertrag der ſechs Großmächte und der Piorte über die Schiff. 
tahrt in den Tonaumündungen vom >. November 1869 bejtimmte 
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zeichner des Berliner Vertrages von 1878 einladen, um eine Con- 
vention für die beſſere Sicherheit der freien Schifffahrt durch den Canal 
gutzuheißen und die Grundzüge anzugeben, welche dabei ſanctionirt werden 
ſollen. Dieſe ſind folgende: 

1. Der Canal ſoll in Friedens- wie Kriegszeiten für die Durch— 
fahrt aller Kriegs- und Handelsſchiffe von einem Meere zum anderen 
frei ſein, ohne Unterſchied der Flagge und unter der alleinigen Bedingung, 
daß Die Paſſanten die feſtgeſetzten Abgaben zahlen und ſich den Vor—⸗ 
ichriften der Ganalbehörde nnterwerfen. 2. Die Großmädhte follen fich 
verpflichten, in Kiriegszeiten niemals die freie Turchfahrt zu hindern und 
alles Eigenthum des Canals zu achten. 3. Ter Canal darf nie blolirt 
werden, und fein Kriegsact nod irgend welche Feindlichkeit dürfen in 
demjelben ſowie an feinen Mündungen in einem Radius von 3 See- 
meilen geübt werden. 4. Tie diplomatischen Agenten jener Mächte in 
Aegypten jollen die Ausführung diejer Beltimmungen überwachen, jobald 
Umjtände eintreten, welche die Sicherheit oder Freiheit der Durchfahrt 
bedrohen fünnten. Zu diefem Zwecke follen fie ſich auf die Aufforderung 
eines von ihnen unter dem Vorſitz eines von der Pforte für diejen Zived 
ernannten Special-Commifjars verjammeln, die Trage der Gefahr Klar- 
ftellen und die Aegyptiſche Regierung auffordern, entiprechende Schugmaß- 
regeln zu treffen, jedenfalls aber jollen fie einmal jährlich zujammentreten, 
um feitzujtellen, daB die Abmachung über den Ganal beobadıtet iſt. 
d. In derielben ſoll außerdem ausgemacht werden, dab den für die Ber- 
theidigung Negyptend und die Sicherheit de Canal! nothivendigen Maß- 
regeln fein Hinderniß entgegengeitellt werden darf. 6. England und die Pforte 
werden auch alle anderen Staaten einladen, dieſer Convention beizutreten. 
T. Nach einer Zufagbejtimmung jollen die Staaten, welche dies gethan, 
falls durch irgend welchen Umſtand die Schifffahrt dur den anal 
behindert ijt (obstructed'), das Recht haben, durch das Aegyptiſche Gebiet 
Die Truppen zu jenden, welche fie von einen Meere zum andern bringen 
wollen; jedoch follen niemald® mehr als 1000 Mann eined Ztaates 
zugleich auf Aegyptiſchem Boden weilen und der Turchmarjch jo raich wie 
möglidy vollzogen werden; auch joll derfelbe dem Befehlshaber des betr. 
Hafens 24 Stunden vorher angezeigt werden. — Dieſe ſtändige Servitut 
erichien nicht mit Anrecht als unverträgli” mit der Unabhängigkeit 
Aegyptens, bezw. der Pforte, zumal ſich hieran Verabredungen über eine 
eventuelle Rückkehr Engliiher Truppen nad) der Räumung ſchloſſen, 
velche leptere ziemlich illujoriih machten. 

Demgemäß proteftirten Frankreich und Rußland auf das Beſtimmteſte 
ſegen den Vertrag und die Pforte wagte nicht, ihn zu ratificiren. 

An dieje Tifferenzen tnüpften die neueſten Verhandlungen zwilchen 
England und Frankreich an, welche zu der, vorbehältlich der Jujtimmung 
er anderen Unterzeichner des Berliner Vertrages, zwiichen beiden Mächten 
m 24. October 1587 unterzeichneten Convention führten. Tieielbe lautet 
hrem weſentlichen Juhalt nady wie folgt: 
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Art. 1. Der Suez-Canal wird immer, in Kriegd- tvie in Friedens⸗ 
zeiten, frei und allen Handeld- und Kriegsichiffen ohne Unterjchied der 
Flagge geöffnet fein. In Folge defjen verpflichten fi) die Vertrags. 
parteien, den freien Gebrauch des Canal? weder in Kriegs⸗ noch in 
Friedenzzeiten zu behindern. Der Canal darf niemals in Blokadezuſtand 
verfeßt werden. Art. 2 verfpricht das Gleiche für den Süßwaſſer⸗Canal 
„et ses derivations“. Durch Art. 3 verbinden fich die Mächte „A respecter 
le materiel, les &tablissements, constructions et travaux* beider Canäle. 
Art. 4 bejagt, daß, da der Kanal auch in Kriegszeiten den Kriegsichifien 
der Kriegführenden nah Art. 1 offen bleibt, die Mächte fi) verbinden. 
daß fein Kriegsrecht, Fein Act der Feindſeligkeit, noch ein Act, der Die 
freie Schifffahrt im Canal zu hindern bezwede, im Canal, feinen Zu- 
gangshäfen und einem Rayon der lebteren von 3 Seemeilen geübt werben 
fönne, jelbit wenn die Pforte friegführender Theil fei. Die Kriegsſchiffe 
der Kriegführenden können im Canal und feinen Zugangshäfen nur die 
nöthigften Vorräthe einnehmen. Ihre Durchfahrt foll fo raſch wie 
möglich erfolgen, der Aufenthalt in Port Said und Suez nit 24 Stunden 
überfchreiten, außer bei Seenoth, wo jie jo rafch wie möglich weiterfahren 
follen. Zwiſchen der Abfahrt eines Kriegsjchiffes aus einem der Zu 
gangshäfen und der eined des anderen Friegführenden Theiles müſſen 
24 Stunden verjtrichen fein. Art. 5. In Kriegszeiten werden die krieg 
führenden Mächte in den Zulaßhäfen und im Canal weder Truppen 
noch Schießbedarf noch Kriegsgeräth weder aus- noch einfchiffen. Jedoch 
im Fall eine „emp&chement accidentel* im Canal kann man Truppen 
in einzelnen Gruppen von nicht mehr al8 1000 Mann in den Zugang‘ 
häfen mit entiprechendem Kriegsmaterial aus- oder einſchiffen. Art. 6. 
Die Prifen werden in jeder Beziehung dem nämlichen Regime wie die 
übrigen Kriegsfchiffe unterworfen werden. Art. 7. Die Mächte dürfen 
in den Gewäſſern des Canals, den See Timſah und die Seen bitteren 
Waſſers mitbegriffen, feine Kriegsichiffe unterhalten. Indeß können jie 
in den Häfen von Port Said und Suez Kriegsfchiffe Halten lafjen, deren 
Zahl jedoch zwei nicht überfchreiten darf. Dies Recht kann nicht von 
Kriegführenden geübt werden. Art. 8. Die Vertreter der Mächte in 
Aegypten, welche den gegenwärtigen Bertrag unterzeichnet haben, werden 
mit der Ueberwachung desjelben betraut werden. Bei jeder Gelegenheit, 
wo die Sicherheit oder die freie Durchfahrt des Canals bedroht iſt, 
werden fie fich auf den Antrag von drei von ihnen unter Vorſitz ihre: 
Doyens verfammeln, um die nothivendigen Feititellungen vorzunehmen. 
Sie werden der Regierung des Khedive von der Gefahr Kenntniß geben, damit 
derjelbe die zum Schuß und dem freien Gebraud) des Canals geeigneten 
Mapregeln ergreife. Sie werden fich jedenfall einmal im Jahre verfammein, 
um fich zu verfichern, daß der gegenwärtige Vertrag richtig ausgeführt wird. 
Sie werden namentlih die Unterdrüdung eines jeden Feſtungswerkes 
oder die Auflöſung eines jeden Truppencorps verlangen, welches auf der 
einen oder der anderen Seite des Ganald den Zweck oder die Wirkung 
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haben könnte, die Freiheit und die volle Sicherheit der Schifffahrt zu 
ſchädigen. Art. 9. Die Aegyptiſche Regierung wird nach Maßgabe ihrer 
Competenz die nöthigen Maßregeln treffen, um die Ausführung dieſes 
Vertrages zu fihern, und falls ihre Mittel dafür nicht ausreichen, ſich 
an die Pforte wenden, welche fi) mit den Mächten über die nöthigen 
Maßregeln einigen wird. Art. 10. Die Beitimmungen der Art. 4, 5, 
7, 8 fjollen die für die Vertheidigung Aegyptens nöthigen Maßregeln 
Geitend ded Sultand und Khedives aus eigenen Mitteln nicht hindern. 
Urt. 11. Dies darf aber den freien Gebrauch des Kanals nicht hindern, 
und die Errichtung bleibender Befejtigungen ift nicht gejtattet. In Art. 12 
verpflichten fich die Mächte, fofern der Canal in Betradht kommt, feine 
Gebiets oder Handelövortheile, noch Borrechte in den zukünftigen inter: 
nationalen Abmachungen zu juhen. Die Rechte der Türkei als Territorial- 
macht find dabei vorbehalten. Art. 13. Abgeſehen von den Beitimmungen 
des vorliegenden Vertrages werden die jouveränen Rechte des Sultans 
und die Rechte und Freiheiten des Khedive, wie fie die Firmane feitgeftellt 
haben, nicht geichädigt werden. Art. 14. Die Vertragsmächte fommen 
überein, daß die aus dem gegenwärtigen Vertrage bervorgehenden Ver⸗ 
pflihtungen nicht durch die Dauer der Conceſſion der Gejellichaft des 
Suez⸗Canals begrenzt werden. Art. 15. Die Beitimmungen des gegen- 
wärtigen Bertrages bilden fein Hinderniß für die in Aegypten beitehenden 
Geſundheitsmaßregeln. Art. 16 fordert die übrigen Mächte auf, dem 
Bertrage beizutreten, was diejelben gethan; auch die Pforte hat jich nad) 
längerem Zögern mit ganz unweſentlichen Aenderungen dazu entichlofien. — 

Tie dauernde Neutralifirung großer Gebiete und Staaten, wie fie 
vorftehend ausgeführt ift, bleibt die Ausnahme, die regelmäßige ift die, 
weldye jeder Staat in einem Kriege beobadhtet, an welchem er nicht theil- 
nehmen will. Dieje iſt nun ftet3 bei allen Staaten anzunehmen, die 
nicht das Gegentheil erklärt haben, wenn der Theilnahme an einem 
Kriege nicht ein thatſächlicher Eintritt in denfelben vorausgegangen iſt; 
aber wie die Kriegführenden regelmäßig den Neutralen den Beginn des 
Krieges ſpeciell oder doch durch allgemeine Erklärung anfündigen, um 
feitzuftellen, von welchem Augenblid an die Pflichten der Neutralität 
beginnen, jo wird auch durchweg die Neutralität bei jedem Kriege, ber 
den betreffenden Staat berühren kann. ausdrüdlich erflärt, jchon weil die 
neutrale Regierung ihren Unterthanen jagen muß, was ihnen in Bezug 
auf die Kiriegführenden erlaubt ober verboten iſt. 


!) Lawrence, The Panama-l'anal and the Clayton-Bulwer Treaty in 
Essays on some disputed questions of modern international law, 1885. p. 89. 
Die fämmtlichen Ameritaniihen Actenitüde in Wharton s Digest ot the inter 
national law of the United States IL, S 150 f. 

2) gl. Twiss, De la sceurite de la navigation dans le canal de Suez, 
(Bevue de droit intern.. 1882, p.572, Lawrence, The Suez Canal in inter- 
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national law (Essays p. 41), 1885; Proces-verbaux de la Conference inter- 
nationale ré unie & Paris du 30 Mars & 12 Juin 1885, pour reglementer le 
libre usage du Canal de Suez, Martens, Nouv. Recueil Gen, 2. serie, XI., 
p. 307—460. Franzöj. Gelbbuh, Negociations relatives au reglement inter- 
national pour le libre usage du canal de Suez, 1886—-87. Paris 1887; Hanb- 
buh Bd. II. 


$ 138. 
Pflidten und Rechte der Neutralen. 


Die Neutralität beiteht in der thatſächlichen Beobachtung voll. 
fommener Unparteilichkeit für alle Beziehungen zu den Kriegführenden, 
alfo der Enthaltung von allem, was den einen derjelben begünstigt und 
demgemäß dem anderen jchaden muß; es giebt aljo, von der dauernden 
Neutralifirung eines Staates abgejehen, feine qualificirte Neutralität; man 
it neutral oder iſt e8 nicht. Freilich verlegt es die Neutralität eines 
Staate® noch nicht, wenn deſſen Angehörige ihre Sympathie mit einem 
friegführenden Theile ausſprechen. Große Kriege geben je nad ihren 
Bielen und der Art ihrer Führung ſtets Anlaß zur Parteinahme; 1870 
nahm Präfident Grant in feiner Neutralitätsproclamation ausdrüdlid 
in Anſpruch, „daß die freie und volle Aeußerung der Sympathien öffent 
fi) und anderweitig nicht eingefchränft fei durch die Geſetze der Vereinigten 
Staaten“. Anders aber fteht es mit der Regierung eines Staates, der 
neutral bleiben will; diefe hat feine Sympathien oder Antipathien zu 
äußern, fie kann zwar einem Kriegführenden, zumal wenn fie an vor 
gängigen Verhandlungen über die Streitfrage theilgenommen, erklären, 
daß fie feinen Entjchluß, zu den Waffen zu greifen, mißbillige, wie die 
z. B. die Engliihe Regierung im Frühjahr 1877 bei der Ruſſiſchen Krieg 
erflärung gegen die Türkei that, fie kann demjelben auch im Fortgange 
des Krieges ihre Anficht über einzelne Vorkommniſſe desjelben offen jagen 
und ihm bemerken, daß die Fortdauer ihrer Neutralität die Einhaltung 
gewiſſer Bedingungen vorausſetze, wie dies gleichfalls England Rußland 
gegenüber damals that, aber die Regierung als ſolche hat ſich nicht zum 
Mundſtücke der öffentlichen Meinung zu machen. Es war mindeftn$ 
höchſt unklug, wenn Englifche verantwortliche Minister und Staatsmänne® 
wie Sladftone und Ruſſell im Amerikanifchen Bürgerkrieg im Parlamere ? 
ihren Eympathien für den Süden offenen Ausdrud gaben und erflärtet, 
es würde eine großes Unglück fein, wenn der Norden den Süden mit 
den Waffen unterjoche.) Wenn fpäter die Engliſche Regierung dee 
Klagen Seward's über ihre Sympathien für den Süden mit der Bemer 
fung zurüdwies: „The matter in dispute is action and not moliie®s 
therefore the discussion is irrelevant“, fo ift dies zwar an fich ridtig - 
aber e3 bleibt darım doc wahr, dat die Motive der Wille find, melde = 
den Arm zum Handeln führt, und ohne die Sympathie der regierende 
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national law (Essays p. 41), 1885; Procös-verbaux de la Conference inter 
nationale reunie à Paris du 30 Mars à 12 Juin 1885, pour reglementer le 
libre usage du Canal de Suez, Martens, Nouv. Recueil Gen, 2. serie, XI, 
p. 307—460. Franzöj. Gelbbud, Negociations relatives au r&glement inter- 
national pour le libre usage du canal de Suez, 1886—87. Paris 1887; Hand 
buch Bd. II. 


$ 138. 
Pflihten und Rechte der Neutralen. 


Die Neutralität beiteht in der thatjächlihen Beobachtung vol. 
fommener Unparteilichkeit für alle Beziehungen zu den Kriegführenden, 
aljo der Enthaltung von allem, was den einen derfelben begünstigt und 
demgemäß dem anderen fchaden muß; es giebt aljo, von der dauernden 
Neutralifirung eines Staates abgejehen, keine qualificirte Neutralität; man 
it neutral oder ift es nicht. Freilich verlebt es die Neutralität eine 
Staate® noch nit, wenn deijen Angehörige ihre Sympathie mit einem 
friegführenden Theile ausfpredhen. Große Kriege geben je nach ihren 
Sielen und der Art ihrer Führung ftet3 Anlaß zur Parteinahme; 1810 
nahm Präfident Grant in feiner Neutralitätsproclamation ausdrüdlid 
in Anfprud), „daß die freie und volle Aeußerung der Sympathien öffent. 
li und anderweitig nicht eingefchränft fei durch Die Geſetze der Vereinigten 
Staaten“. Anders aber jtcht es mit der Regierung eine Staates, ber 
neutral bleiben will; dieſe hat feine Sympathien oder Antipathien zu 
äußern, fie kann zwar einem Kriegführenden, zumal wenn fie an vor 
gängigen Verhandlungen über die Streitfrage theilgenommen, erklären, 
daß jie feinen Entichluß, zu den Maffen zu greifen, mißbillige, wie dies 
3.2. die Engliihe Regierung im Frühjahr 1377 bei der Ruſſiſchen Kriegs 
erflärung gegen die Türkei that, fie kann demjelben auch im Fortgange 
des Krieges ihre Anficht über einzelne Vorkommniſſe desjelben offen jagen 
und ihm bemerfen, daß die Fortdauer ihrer Neutralität die Cinhaltung 
gewiſſer Bedingungen vorausſetze, wie dies gleichfalld England Rußland 
gegenüber damals that, aber die Regierung als ſolche hat fich nicht zum 
Mundſtücke der öffentlihen VWeeinung zu machen. Es mar mindelten? 
höchſt unflug, wenn Engliiche verantwortlide Minifter und Staatsmänne 
wie Sladjtone und Ruſſell im Ameritanijchen Bürgerkrieg im Parlament 
ihren Sympathien für den Süden offenen Auzdrud gaben und erklärten, 
es würde eine großes Unglück jein, wenn der Norden den Süden mi 
den Waffen unterjode.!) Wenn ipäter die Engliiche Regierung die 
Klagen Seward's über ihre Sympathien für den Süden mit der Bemer— 
fung zurüdwiet: „The matter in dispute is action and not motite 
therefore the diseussion is irrelevant“. jo ijt dies zwar an fidh richtig. 
aber es bleibt darım doch wahr. daß die Motive der Wille find, welcher 
den Arm zum Handeln führt. und ohne die Sympathie der regierenden 
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Claſſen Englands für den Süden hätte es chwerlich eine Alabamafrage 
gegeben. 

Durchaus unberechtigt aber war die Beichwerde der Norditaaten 
über die Anerkennung des Südens als fkriegführenden Theiles und die 
Behauptung, daß dies eine dem Wölferrecht wideriprechende Intervention 
ſei. Der Staatsjecretär Seward ſetzte ſich mit dieſer wiederholten 
Beſchwerde in offenen Widerſpruch mit der bisher befolgten Praxis der Ver- 
einigten Staaten. Für die Anerlennung der Rechte eines Kriegführenden 
tonımt es lediglich auf die Thatjache an, ob ſich zwei Parteien gegen- 
überitehen, welche beide als jtaatlich organifirt gelten fünnen, oder ob 
die eine ald nur im vorübergehenden Aufitand begriffen anzujehen ift, 
wie die Polen 1831 und 1862; die Südſtaaten aber waren unzweifelhaft 
eine jolche organifirte Macht umd ihre Regierung übte in ihrem Gebiete 
unbeitrittene Autorität. Nur die Anerkennung derjelben als unabhängiger 
Staat während der Fortdauer des Kriege wäre eine Verlebung der 
Neutralität gemejen. 


1) Co 3. B. Sladftone am 8. October 1862: „There is no doubt that 
Jefferson Davis and other leaders uf the Suuth have made an army; 
that they are making, it appears, a navy; that they have made what is 
more than either — they have made a nation. \We may anticipate with 
certainty the success of the Suuthern States, so far as regards their separation 
from the North.“ 


$ 139. 
Wahrung der Gebietsintegrität. 


Tie erite Pflicht einer neutralen Regierung iſt nun, die Unverleglich- 
keit ihres Gebietes zu wahren, alſo nicht zu dulden, daß einer der frieg- 
führenden Theile dasjelbe irgendwie als I perationebafis für Feindſelig⸗ 
feiten gegen den andern Theil benuße. In früherer Zeit nahm man 
wohl an, daß die Neutralität gewahrt bleibe, wenn nur die Regierung 
ĩelbſt feinem der Kriegführenden active Hülfe gewähre, dagegen beiden 
Theilen gleihmäßig erlaube, gewiſſe Tinge zu thun, wie 3.8. Truppen 
auf ihren Gebiete zu werben, Schiffe auszurüſten, Priien in ibre Häfen 
zu bringen u. j. w. Indeß hat die Ertahrung gezeigt, daß es unmöglich 
ijt, bier eine wirkliche Gleichheit zu beobachten. Erlaubt man 3. 2. 
Truppenwerbung, jo ijt e3 nicht durchführbar, jedem der Theile nur cine 
beitimmte Anzahl zu geitatten, es iſt auch nicht dasſelbe tur beide Krieg⸗ 
tührende, wenn man ihnen Gleiches geitattet: Ichon Die Lage eined neutralen 
Landes wird für die eine Partei günjtiger fein als für Die andere. Für 
einen jeemädtigen Staat iſt es von weit geringerer Bedeutung, wenn 
er in neutralen Häfen Schiffe ausrüften und jeine Briten in dicie bringen 
darf, ala für den mindermächtigen, deſſen Häfen vielleicht von ſeinem 
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national law (Essays p. 41), 1885; Proc&s-verbaux de la Conference inter- 
nationale reunie & Paris du 30 Mars & 12 Juin 1885, pour reglementer le 
libre usage du Canal de Suez, Martens, Nouv. Recueil Gen, 2. serie, XI., 
p. 307—460. Franzöſ. Gelbbuch, Negociations relatives au r&glement inter- 
national pour le libre usage du canal de Suez, 1886—87. Paris 1887; Hand 
buh Bd. II. 


$ 138, 
Pflichten und Rechte der Neutralen. 


Die Neutralität beiteht in der thatfächlihen Beobachtung voll 
fommener Unparteilichkeit für alle Beziehungen zu den Kriegführenden, 
aljo der Enthaltung von allem, was den einen derjelben begünftigt und 
demgemäß dem anderen fchaden muß; es giebt aljo, von der dauernden 
Neutralifirung eines Staates abgejehen, feine qualificirte Neutralität; man 
ift neutral oder iſt es nicht. Freilich verlegt es die Neutralität eines 
Staated no nicht, wenn deilen Angehörige ihre Sympathie mit einem 
friegführenden Theile ausfprehen. Große Kriege geben je nach ihren 
Bielen und der Art ihrer Führung ftet3 Anlaß zur Parteinahme; 1870 
nahm Präfident Grant in feiner Neutralitätsproclamation ausdrüdid 
in Anſpruch, „daß die freie und volle Aeußerung der Sympathien öffent 
lich und anderweitig nicht eingejchräntt ſei durch die Geſetze der Vereinigten 
Staaten“. Anders aber jteht es mit der Regierung eines Staates, der 
neutral bleiben will; diefe hat feine Sympathien oder Antipathien zu 
äußern, ſie kann zwar einem Kriegführenden, zumal wenn fie an vor- 
gängigen Verhandlungen über die Streitfrage theilgenommen, erklären, 
daß ſie feinen Entjchluß, zu den Waffen zu greifen, mißbillige, mie die 
3.B. die Engliſche Regierung im Frühjahr 1877 bei der Ruſſiſchen Kriegd 
erflärung gegen die Türkei that, fie kann demjelben auch im Fortgange 
des Krieges ihre Anficht über einzelne Vorkommniſſe desjelben offen jagen 
und ihm bemerken, daß die Fortdauer ihrer Neutralität die Einhaltung 
gewiſſer Bedingungen voraugfege, wie dies gleichfalls England Rußland 
gegenüber damals that, aber die Regierung als folche bat fich nicht zum 
Munditüde der öffentlihen Meinung zu machen. Es war mindeftend 
höchſt unklug, wenn Englifche verantwortliche Minifter und Staatsmänner 
wie Gladſtone und Ruſſell im Amerikaniſchen Bürgerkrieg im Parlament 
ihren Eympathien für den Süden offenen Ausdrud gaben und erklärten, 
es würde eine großes Unglüd fein, wenn der Norden den Süden mit 
den Waffen unterjoce.!) Wenn fpäter die Engliſche Regierung bie 
Klagen Seward’3 über ihre Sympathien für den Süden mit der Bemer- 
fung zurückwies: „The matter in dispute is action and not motive, 
therefore the discussion is irrelevant“, fo ift dies zwar an fi richtig, 
aber e3 bleibt darum doch wahr, daß die Motive der Wille find, melder 
den Arm zum Handeln führt, und ohne die Sympathie der regierenden 
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Claſſen Englande für den Süden hätte es jchwerli eine Alabamafrage 
gegeben. 

Durchaus unberecdhtigt aber war die Bejchwerde der Nordftaaten 
uber die Anerkennung des Südens als friegführenden Theiled und Die 
Behauptung, daß dies eine dem Völkerrecht wideriprechende Intervention 
ſei. Der Staatsjecretär Seward jepte ſich mit dieſer wiederholten 
Beſchwerde in offenen Widerſpruch mit der bisher befolgten Praxis der Ver- 
einigten Staaten. Für die Anerkennung der Rechte eines Kriegführenden 
fommt es lediglich auf die Thatjache an, ob ſich zwei Parteien gegen- 
überitehen, welche beide als jtaatlich organifirt gelten können, oder ob 
die eine als nur im vorübergehenden Aufitand begriffen anzuſehen ijt, 
wie die Polen 1831 und 1862; die Züdftaaten aber waren unzweifelhaft 
eine joldye organiiirte Macht und ihre Regierung übte in ihrem Gebiete 
unbeitrittene Autorität. Nur die Anerkennung derjelben als unabhängiger 
Staat müährend der Fortdauer des Krieges wäre eine Verlegung der 
Neutralität gemweien. 


©0338. Gladſtone am 3. October 1862: „There is no doubt that 
Jefferson Davis and other leaders of the South have made an army; 
tbat they are making, it appears, a navy; that they have made what is 
more than either — tliey have made a nation. We may anticipate with 
eertainty the success of the Southern States, so far as regards their separation 
from the North.“ 


$ 139. 
Wahrung der Gebietsintegrität. 


Die erite Pflicht einer neutralen Regierung iſt nun, die Unverleglich— 
feit ihres Gebietes zu wahren, alio nicht zu dulden, daß einer der frieg- 
tübrenden Theile dasjelbe irgendwie als Operationsbaſis für Feindielige 
feiten gegen den andern Theil benutze. In früherer Seit nahm man 
mwobl an, daß die Neutralität gewahrt bleibe, wenn nur die Regierung 
telbit feinem der Striegführenden active Hülfe gewähre, dagegen beiden 
Tbeilen gleihmähig erlaube, gewilie Tinge zu thun, wie 3.8. Truppen 
auf ihrem Gebiete zu werben, Schiffe auzzurüiten, Priien in ibre Häfen 
zu bringen n. ſ. w. Indeß hat die Ertahrung gezeigt, daß es unmöglich 
ift. Hier eine wirkliche Gleichheit zu beobachten. Grlaubt man 3. 2. 
Trunpenwerbung, fo tjt es nicht Durchführbar, jeden der Theile nur eine 
beitimmie Anzahl zu geitatten, es iſt auch nicht dasſelbe fir beide Krieg« 
jührende, wenn man ihnen Gleiches geitattet: Ichon die Lage eines neutralen 
Yandes wird für die eine Partei günjtiger fein als für die andere. Für 
einen teemächtigen Staat iſt ca vom weit geringerer Bedeutung, wenn 
er in neutralen Häfen Schiite ausrüſten und feine Priſen in dieſe bringen 
Dart, ale für dem mindermächtigen, Deiien Häfen vielleicht von feinen: 
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Gebiet dein Gegner ald Operationsbaſis. Könnte man fi) damit ent: 
ichuldigen, daß man Gewalt leide, jo würde der Striegführende, der ſich 
nicht icheut, fie zu gebrauchen, gegen den im Vortheil fein, welcher fie 
achtet, und würde ſich möglicherweije auch eines neutralen Hafens oder 
einer neutralen Feſtung bemächtigen. Alle ſolche Handlungen heben 
thatjächlich die Neutralität des Gebietes auf und machen es zum Siriegs- 
ſchauplatz, der Neutrale mag ſich dabei leidend, inoffenſiv verhalten, jei 
es, weil er es nicht zu hindern vermag, ſei es, weil er nicht ſelbſt Strieg- 
führender werden will, aber der andere Kriegführende iſt nicht verbunden, 
eine Neutralität zu achten, die thatfächlich nicht mehr beiteht. Der Neu— 
trale muß jih in Ctand feßen, fein Necht zu wahren, und kann er es 
nicht, Hat er die Folgen zu tragen. Dies geht auch auf dauernd neu- 
tralifirte Staaten. Belgien ſcheute 1870 große Koſten und Anjtrengungen 
nit, um die Unverleglichfeit jeineg Gebietes zu vertheidigen, und Die 
Schweiz ſetzte fi in Stand, 1871 bei dem Uebertritt der Bourbafi- 
fhen Armee ihre neutralen Verpflichtungen zu erfüllen. 

Ein folder Durchmarſch ijt auch dann nicht geftattet, wenn Der 
regelmäßige Weg, auf welchem die Staaten, die zum Striege fchreiten, 
mit einander oder in fich ſelbſt verbunden find, über das neutrale Gebiet 
führt. Ganz richtig verhielt fich die Schweiz 1870; der regelmäßige 
Reg für die Bewohner des Badiſchen Seekreiſes nad Norden iſt die 
Eiſenbahn von Conſtanz nach Baſel, die an mehreren Stellen Schweizerijches 
Gebiet durchichneidet, ebenfo führt der regelmäßige Weg der am füdlichen 
Ufer des Genfer Sees mohnenden Savoyarden nad Frankreich über 
Genf. Es war aljo natürlih, daß die beiderfeitigen Militärpflichtigen 
diefen Weg wählten, um zu ihren Truppen zu kommen; der Bundedrath 
aber verfügte, dab die Durchfahrt nur für Perjonen ohne Uniform und 
Waffen ftatthaft fei. Als jpäter in Bafel ein Franzöſiſches Amt errichtet 
wurde, um die Eljäller, die fich freiwillig dem Franzöſiſchen Heere ftellen 
wollen, über die Schweiz nah Südfrankreich zu befördern, trat der 
Bundesrath diefem Mißbrauch neutralen Gebietes entgegen und binderte 
die Zuzüge, wenn auch die Leute weder Uniform noch Waffen hatten, in 
dem richtigen Gefühl, daB dies nicht mehr ein Verkehr von Reijenden, 
fondern Beförderung von Coldaten jei. 

Es ift auch unridtig, wenn Bluntjchli (771) behauptet, eine Ver: 
letzung der Neutralitätpflicht liege nicht vor, wenn Staatsdienſtbarkeiten 
oder bejondere Verträge den Neutralen zur Tuldung des Turchmariches 
verpflichteten. Für den Ktriegführenden kommt cs lediglich auf das that- 
fächliche Verhalten des Neutralen an; Hilft diejer irgendwie feinem Gegner, 
fo ijt er nicht mehr verbunden, dieje Neutralität zu achten, und der Grund, 
aus welchem der Neutrale handelt, kommt für ihn nicht in Betracht. 
Tas von Bluntjchli angeführte Beiſpiel der Rheinbundſtaaten paßt 
nicht, Da diefen nach der Berfaflungeurfunde von 1806 überhaupt jeder 
Krieg gemeinjam war; das Beiſpiel aber, das die Schweiz, welche vertrage- 
mäßig zur Durchlaſſung Badiichen Militärs auf der Bahn von Gonitanz 
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diefe nicht feine Unterthanen find und die betreffenden fremden Conſuln, welche 
die Avocatorien veröffentlichen und eventuell den Abreifenden Reifegeld geben, 
nicht recrutiven. Die Vereinigten Etaaten machten in dem Gejee vom 
20. April 1818, Urt. 2 ausdrüdlich eine Ausnahme für nicht naturalifirte 
Untertdanen fremder Mächte, die, inden fie ihrer Einberufung folgen, 
nur ihre Pflicht gegen die heimathliche Regierung erfüllen und noch nicht 
Soldaten find. So fdifften fih 1870 in New-York ſowohl Franzöfiiche 
wie Deutſche Wehrpflichtige ein. Das Berbot, Dienite bei den frieg- 
führenden zu nehmen, jchließt nicht aus, daß ein Kriegsfchiff in einem 
neutralen Hafen feine durch Unfall verminderte Mannſchaft jo weit ver- 
vollitändigt, ald dies nothwendig ift, um den nächſten Hafen feines 
Landes zu erreichen, denn dadurch feht ſich das Schiff noch nicht wieder 
in Stand, als Kriegsmittel zu dienen. Dagegen ift es den Lootſen eines 
neutralen Staates verboten, an Bord fremder Kriegsschiffe zu Zwecken 
militärifher Operationen zu dienen. (Engliiche Verordnung vom 7. Auge 
1870, Dänifhe vom 25. Suli 1870.) 


8 141. 
A. Besondere Neutralitätspflichten zu Lande. 


Ebenfowenig wie die Anſammlung von Truppen darf der Neutrale 
dulden, daß Truppen der Kriegführenden durch fein Gebiet ziehen. Grotius, 
der den innoxius transitus eines Kriegführenden durch neutrales Gebiet 
als jure societatis humanac aequissimo begründet behauptet (TI., Kap. 
11, $ 13) überjieht, daß ein ſolches Recht mit der Unabhängigkeit jedes 
jouveränen Staates unvereinbar it. Er will es zwar nur bei einem 
gerechten Kriege und für einen unjchädlichen Durchzug geftatten, vergibt 
aber zu jagen, wer darüber enticheiden fol, ob eines oder das andere 
zutrifft? Jeder Rriegführende hält jeine Sache für gerecht und wird 
den Durchzug erzwingen wollen, wenn der Neutrale ihn weigert; unjchädlid 
für den Sriegsgegner aber kann ein Durchzug niemals fein, den der 
andere Theil im Snterejfe jeiner Kriegführung finde. Der beiilligte 
Durchmarſch der verbündeten Heere durch Schweizer Gebiet gegen Zranl- 
reich 1814 war ein Aufgeben der Schweizerifchen Neutralität, es mar eine 
Verlegung der Preußiſchen Neutralität, al3 1805 die Franzöſiſchen Truppen 
durch Ansbach-Bayreuth marjchirten, während Friedrich Wilhelm II. 
jich geweigert, den Durchmarſch einer Ruffiihen Armee durch Preußen zu - 
gejtatten, ebenjo als die Rufen 1349 durch die unter Tuürkiſcher 
Zuzeränetät ftehenden Donaufürſtenthümer nad) Ungarn marjdirten, 
wogegen die Pforte proteitirte. Auch wenn dabei Seitens eines Krieg 
führenden Zwang gegen den Neutralen geübt wird, ift der andere Theil 
nicht verbunden, die Neutralität zu achten, denn thatfächlich dient befien 
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Bon beiden Seiten geſchah alles Erforderliche, die Franzöſiſchen Soldaten 
wurden entwaffnet und internirt. Niemanden war gejtattet, weder unmittel- 
bar, noch auf Umwegen wieder nach Frankreich zurüdzufehren, den Officieren 
wurde nur gegen Ehrenwort größere Freiheit der Bewegung geitattet. 
Ein aus Deutſcher Kriegdgefangenfchaft entiprungener fficier, der diefen 
beichränfenden Maßregeln in Belgien gleichfall3 unterworfen war, ftellte 
beim Givilgericht in Brüfjel eine Klage an auf Schuß feiner perjünlichen 
Freiheit, das Gericht aber erkannte fih auf Einſpruch der Regierung 
incompetent, weil e& fein Recht habe, die in höherem politischen Intereſſe 
als nothwendig eracdhteten Verfügungen der Regierung zu hindern. Durch 
Bertrag des Generald Herzog mit dem Franzöfiichen Oberſt Clinchant 
vom 1. Februar 1871 murden der Artilleriepark, die Waffen und die 
Munition an die Schweiz übergeben mit der Verpflichtung der Rüdgabe 
nach Ende des Krieges gegen Eritattung der Auslagen für den Unterhalt 
der Flüchtigen. Belgien forderte keine Entſchädigung für Letztere. Aller: 
Dings iſt auch für den fiegreichen Theil eine folche Aufnahme Flüchtiger 
durch Neutrale vortheilhaft, da er ſie fonit als Gefangene zu verpflegen 
hätte, aber der Neutrale kann fich für den Erſatz der Koſten doch nur 
an den Staat halten, den die Truppen angehören. 

Tagegen beſchwerte jih Graf Bismard am 3. Tecember 1870 
lebhaft über die Verlegung der Neutralitätspflichten Ceitens der Großh. 
Quremburgiichen Negierung, indem er anführte, daß nad) der Llebergabe 
von Meb ein majienhafter Turchzug Franzöſiſcher Eoldaten und Officiere 
durch das Großherzogthum behufs Wiedereintritt in Frankreich jtattge- 
funden, daß der Franzöſiſche PVice-Conful in Luxemburg felbjt auf dem 
Bahnhof ein fürmliches Bureau eingerichtet habe, in welchem die Flüch⸗ 
tigen mit Mitteln verjehen jeien, um den Mari nad Frankreich zum 
Eintritt in die Nord-Armee fortjeten zu können. Der Bundeskanzler 
erflärte ferner, daß, da von Seiten der Großherzog. Regierung feine 
Mapregeln getroffen feien, um dieſen Verletzungen der Neutralität ent 
gegenzutreten, die Franzöſiſchen Militärd weder internirt, noch an der 
Rückkehr nad) Frankreich gehindert, ebenjo wenig dem genannten Vice 
Conſul bei feinem Berfahren Schwierigkeiten bereitet ſeien, in Dieler 
Tuldung unzweifelhaft eine flagrante Verlegung der Neutralität des 
Großherzogthums liege und Hiermit die Vorausiegungen, an melde bie 
Königl. Regierung die Beobachtung diejer Neutralität knüpfen mußte, 
nicht mehr vorhanden feien. Er zeigte daher Durch Eirculardepeiche vom 
3. December den Garanticemädten an, daß die Teutichen Truppen fi 
in ihren Operationen, um ſolche Nachtheile abzumehren, durch keine Rüchſicht 
anf die Neutralität des Großherzogthums mehr gebunden eradhten könnten 
(Staatsardiv 1871, Nr. 4217). Die Luremburgiihe Regierung juchte 
dieje Vorwürfe durch Richtigjtellung der Thatiachen in einer Note vom 
14. December zu widerlegen. Sie betonte, daß gerade Frankreich ſich 
über die von ihr geftattete Zufuhr Deutſcher Verwundeter bejchwert, 
„welche Belgien verweigert, ebenfo darüber, daß Preußiſche Soldaten 
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über Bajel verpflichtet war, 1870 gab, zeigt, daß fie wußte, ihre Ber 
trags⸗ und Neutralitätspflichten in Einklang zu bringen. 

Das Verbot des Durchzuges geht auch auf Gefangene, es fei denn, 
daß der andere Theil feine Zuftimmung dazu gegeben. Die Verſendung 
jolher durch neutrales Gebiet zu geitatten, heißt dem Sieger heljen; 
Frankreich war berechtigt, fih zu beflagen, als 1859 Bayern eriaubte, 
daß Oeſterreich Franzöſiſche Gefangene durch fein Gebiet führen ließ. 


$ 142. 
Feſthaltung übertretender Truppen. 


Berfolgte und flüchtige Truppen beider Theile darf der neutrale 
Staat, Traft des jeder Regierung zuftehenden Aiylrechtes, aufnehmen, und 
an feiner Grenze muß der verfolgende Sieger Halt machen. Der Neutrale 
aber übernimmt damit zugleich die Verpflichtung, daß die Flüchtigen ſich 
Streng friedlich verhalten, nicht etwa fich blos ausruhen, pflegen und 
dann vielleicht an gelegener Stelle das Kriegsfeld wieder betreten, um 
den Kampf fortzufegen; denn in ſolchem Falle würde das neutrale Gebiet 
für die Kriegführung benugt. Der Neutrale ift daher verpflichtet, die 
Flüchtigen zu entwaffnen und zu einem friedlichen Verhalten zu nöthigen, 
deshalb auch eventuell die Truppen im Innern feines Gebietes zu 
interniren, wenn ihre Anweſenheit an der Grenze gefährlich fcheint. Dos 
it feine Kriegsgefangenichaft, die ja der Neutrale nicht verhängen komm, 
fondern Maßregel der politifchen Sicherheitspolizei, gerade fo gut wit 
jeder Staat politifche Flüchtlinge, denen er Aſyl gewährt, interniren kam. 
So fagt der Entwurf der Brüffeler Conferenz von 1875, Art. 58: 
„L’Etat neutre qui recoit sur son territoire des troupes appartenant au 
armees belligerantes, les internera, autant que possible loin du theätre de 
la guerre. Il pourra les garder dans des camps et meme les enfermer 
dans des forteresses et dans les lieux appropries & cet effet. Il decidera 
si les officiers peuvent être laisses libres en prenant l’engagement sur 
parole de ne pas quitter le territoire neutre sans autorisation. Art. 54: 
A defaut de convention speciale, P’Etat neutre fournira aux internes l& 
vivres, les habillements et les secours commandes par l’humanite. Boni- 
tication sera faite à la paix des frais occasionnes par l’internement.“ 

Diefer Verpflichtung Tamen die Pforte 1849, die Schweiz und 
Belgien 1870/71 nad. Die Pforte lehnte mit Recht die Forderung 
Oeſterreichs und Rußlands ab, die nad) der Niederlage Ungarns auf ihr 
Gebiet übergetretenen Ungarifchen und Polniſchen Flüchtlinge als Rebellen 
auszuliefern, aber fie entwaffnete dieſelben und internirte fie ſpäter in 
Kleinafien. Nach Sedan retteten ſich Taufende von Franzöfiichen Soldaten 
nad) Belgien, im Januar 1871 entging das ganze Corps Bourbali? 
der Vernichtung oder Gefangenschaft nur durch Uebertritt in die Schweiz. 
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Bon beiden Seiten geichah alles Erforderliche, die Franzöſiſchen Soldaten 
wurden enttwaffnet und internirt. Niemanden war gejtattet, weder unmittel- 
bar, noch auf Umwegen wieder nad) Frankreich zurüdzufehren, den Officieren 
wurde nur gegen Ehrenmwort größere Freiheit der Bewegung geitattet. 
Ein aus Deutjcher Kriegsgefangenſchaft entiprungener Officier, der dieſen 
beichränlenden Maßregeln in Belgien gleichfall3 unterworfen war, ftellte 
beim Givilgeriht in Brüffel eine Klage an auf Schuß feiner perjünlichen 
Freiheit, das Gericht aber erfannte fi auf Einfpruch der Regierung 
incompetent, weil es kein Recht babe, die in höherem politifchen Intereſſe 
als nothmwendig eracdhteten Verfügungen der Regierung zu hindern. Durch 
Vertrag des Generald Herzog mit dem Franzöſiſchen Oberſt Clinchant 
vom 1. Februar 1871 murden der Artilleriepart, die Waffen und die 
Munition an die Schweiz übergeben mit der Verpflichtung der Rückgabe 
nad Ende des Krieges gegen Erftattung der Auslagen für den Unterhalt 
der Blüchtigen. Belgien forderte feine Entſchädigung für Letztere. Aller 
dings ijt auch für den fiegreichen Theil eine ſolche Aufnahme Flüchtiger 
durch Neutrale vortheilhaft, da er jie fonit als Gefangene zu verpflegen 
hätte, aber der Neutrale kann ſich für den Erſatz der Koſten doch nur 
an den Staat Halten, dem die Truppen angehören. 

Tagegen beichwerte fih Graf Bismard am 3. Tecember 1870 
lebhaft über die Verlegung der Neutralitätspflichten Seitens der Großh. 
Luremburgijchen Regierung, indem er anführte, daß nach der Uebergabe 
von Met ein maflenhafter Durchzug Franzöſiſcher Soldaten und Tfficiere 
dur) das Großherzogtum behufs Wiedereintritt in Frankreich jtattge- 
funden, daß der Franzöfiiche Vice-Sonjul in Luxemburg felbft auf dem 
Bahnhof ein fürmliches Bureau eingerichtet habe, in welchen die Flüd)- 
tigen mit Mitteln verjehen feien, um den Marſch nach Frankreich zum 
Eintritt in die Nord-Armee fortfegen zu können. Per Bundeskanzler 
erflärte ferner, daß, da von Seiten der Großherzogl. Regierung feine 
Mapregeln getroffen feien, um diefen PVerlegungen der Neutralität ent- 
gegenzutreten, die Franzöſiſchen Militärs weder internirt, noch an der 
Rückkehr nach Frankreich gehindert, ebenfo wenig dem genannten Bice: 
Conjul bei jeinem Verfahren Echwierigleiten bereitet feien, in Diefer 
Zuldung unzweifelhaft eine flagrante Verlegung der Neutralität des 
Großherzogthums liege und hiermit die Vorausjegungen, an welde die 
Königl. Regierung die Beobachtung dieſer Neutralität knüpfen mußte, 
nicht mehr vorhanden feien. Er zeigte daher durch Tirculardepeiche vom 
3. December den Garantiemädten an, daß die Teutfchen Truppen ſich 
in ihren Operationen, um ſolche Nachtheile abzumehren, durch feine Rückſicht 
auf die Neutralität des Großherzogthums mehr gebunden erachten könnten 
(Staatsarhiv 1871, Nr. 4217). Die Luxemburgiſche Regierung juchte 
dieſe Vorwürfe durh Richtigitellung der Thatſachen in einer Note vom 
14. December zu widerlegen. Zie betonte, daß gerade Frankreich ſich 
über die von ihr geftattete Zufuhr Deuticher Verwundeter beichwert, 
„welde Belgien verweigert, ebenfo darüber, daß Preußiſche Soldaten 
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Luxemburgiſches Gebiet bei Rümlingen durchfchritten, worauf von Berlin 
die Verficherung ertheilt jei „que de pareils faits ne se r&peteront pas“. 
daß die Regierung felbjt abgelehnt Habe, alte Gewehre an ein Lütticher 
Haus zu verkaufen, obwohl fie dazu berechtigt gewejen, weil Diejelben 
möglicher Weije für Frankreich) umgearbeitet werden könnten. Um fo 
weniger Habe die Regierung jpäter nach den Deutihen Siegen daran 
denken fünnen, Frankreich irgendwie zu unterjtügen. Was den erwähnten 
Durchzug Franzöſiſcher Militärs betreffe, ſei fein einziger derſelben nad 
Franfreich hinübergetreten, ſondern alle feien nad Belgien gegangen, fie 
davon zu hindern, jei Rugemburg nicht berechtigt, fie zu interniren außer 
Stande geweſen, da es feine Truppen dafür habe. Den Franzöfiichen 
Bice-Conful Habe die Regierung gewarnt, nicht? zu thun, mas ihre 
neutrale Stellung verlegen könne und derjelbe jtelle die ihm zur Lait 
gelegten Thatjachen durchaus in Abrede. Nach diefer Note Hat Graf 
Bismarck feine Beſchwerde thatſächlich fallen laſſen und feiner Drohung 
feine Rüdficht mehr auf die Neutralität Luxemburgs nehmen zu können, 
feine Folge gegeben. 


$ 143. 
Pflege und Transport Verwundeter. 


Was nun von dem Uebertritt flüchtiger Soldaten gilt, trifft nod 
mehr bei Verwundeten und Kranken zu, da diefe durch die Genfer Con 
vention ja fchon unter den Sriegöparteien jelbit neutralifirt find. Ter 
neutrale Staat iſt vollfonımen berechtigt, ſolchen Perſonen Aufnahme zu 
gewähren, aber, wie Lord Granville auf eine Anfrage der Belgiſchen 
Regierung bemerkte (Depejche vom 7. September 1870, Staatsardiv W, 
Nr. 4352), nur unter der Bedingung, daß fie auf neutralem Gebiet bleiben 
und fi nach Herftellung verpflichten, während des Krieges nicht wieder 
zu dienen. Auch ſchließt diefe Erlaubniß nicht die der Errichtung von 
Spitälern zur Pflege berjelben Seitens eines Kriegführenden ein. Under 
dagegen fteht e8 mit einem Transport von Verwundeten Seitens eine 
friegführenden Theile durch neutrales Gebiet. Nach den Schlachten von 
Met wünschte die Deutjche Heeresleitung Verwundete durch Luxemburg 
und Belgien nad) Deutfchland zu jenden, der Franzöſiſche Kriegsminiiter 
widerjeßte ji) dem auf Anfrage Englands entichieden, weil dadurch die 
militärifchen Verbindungen des Feindes für Herbeiführung von Truppen 
und Munition von einem ernten Hinderniß befreit werden würden. Tie 
von Belgien um ihre Anficht befragte Englische Regierung entjchied, dab 
ein folder Transport von Verwundeten ein Bruch der Neutralität jein 
würde, wenn einer der Kriegführenden fi) dem widerſetzte, und Belgien 
lehnte das Deutſche Anfuchen ab. Luremburg dagegen erlaubte, wie er 
wähnt, die Zufuhr. Die Brüſſeler Conferenz von 1875 ſagte in ihrem 
Entwurf Art. 55: „L'Etat neutre pourra autoriser le passage par son 
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oder ihr Einlaufen wird nur unter beitinnmten Bedingungen geiftattet. 
So unterfagte 1854 Oeſterreich den Hafen von Lattaro allen Kriege: 
Ihiffen, Nothfälle ausgenommen. Schweden und Dänemark behielten ſich 
damals, mwenigftens für ihre befeftigten Häfen, das Gleiche vor. England 
verbot während des Amerikaniſchen Bürgerfriege® dag Einlaufen von 
Kriegsfchiffen in den Häfen der Bahama⸗Inſeln, „except by special 
leave of the Lieutnant Governor or in case of stress of weather,“ 
(Snftr. vom 31. Suni 1862). Schweden fchloß 1870 feine fünf Kriegs 
häfen. Allgemeiner find gewiſſe andere Beichränfungen; um Unzuträglid- 
feiten zu vermeiden, ift wohl feflgejeßt, daß nur eine gewiſſe Unzahl von 
Kriegsſchiffen eines Kriegführenden in den neutralen Häfen zugelafien 
werden ;?) ferner wird die Zeit des Aufenthaltes beſchränkt. So erlaubte 
England im Amerikanischen Bürgerkriege Kriegsichiffen beider Parteien 
nur einen jolcden von 24 Stunden, außer bei Sturm und für nothwendige 
Ausbeflerungen, und geftattete Einnahme von Kohlen und Vorräthen nur 
jo viel nöthig, um den nächjten eigenen Hafen erreichen zu können. 
„No vessel shall without special permission obtain a second supply of 
coal within three months of a previous supply obtained within British 
waters“ (Snjtruction vom 31. Januar 1862). Aehnlich in der Inſtruction 
an die Aomiralität vom 19. Zuli 1870 und entiprechend die Nord- 
amerikaniſche PBroclanation vom 8. October, der Spaniſche Erlaß vom 
26. Juli und der Niederländiiche vom 20. Zuli 1870, Engliſche Ber 
ordnung vom 19. Juli 1879.3) 

Abgefehen von foldhen Verboten und Beichränfungen haben Fricg* 
Ichiffe beider Theile das Recht, in neutrale Häfen einzulaufen und dort 
alle folche Maßregeln zu treffen, welche die Seefahrt als folche, nicht die 
friegeriiche Action betreffen, namentlich nothwendige Ausbefjerungen vor: 
zunchmen, fofern fie nicht Geſchütze und ſonſtige Kriegsvorrichtungen be 
rühren. Ein Kriegsſchiff, welches ſich in einen neutralen Hafen vor dem 
Feinde flüchtet, wird auch nicht, wie Truppen, die ſich auf neutrale 
Gebiet zurüdziehen, entwaffnet, jofern nicht der Hafen allgemein ge 
Ihloffen ift. Die Verordnung des Lübeder Senates, welche dies 1849 
für den „Bon der Tann“ befahl, ging zu weit. Kriegsichiffe gelten 
eben im Kriege wie im Frieden als ſchwimmende Gebietstheile ihres 
Staates, und ſtehen nicht unter der Souveränetät des Aufenthaltzitaates; 
jie fünnen nur ausgewieſen werden, falls fie ſich der Rechtsordnung dei- 
jelben nicht unterwerfen wollen. 





) Vgl. Dänifhe Verordnung vom 20. April 1854, Schwediih-Normwegiide 
Verordnung vom 8. April 1854, Hol. Verordnung vom 20. Juli 1870, Urt. 3. 
Die Südſtaatlichen Kreuzer dagegen wurden zugelafjen, da fie keine Kaper waren. 

) Vertrag zwiſchen Frankreich und Rußland vom 11. Januar 1787, Art. 19: 
„Dans les ports fortifies des villes, oü il y a garnison il ne pourra pas 
entrer plus de cinq vaisseaux de guerre & la fois, & moins qu'on n'en ait 
obtenu la permission pour un plus grand nombre.“ Italieniſche Verordnung 
von: 6. April 1864, Art. 12. 
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® „If any ship uf war of either belligerent shall — enter any port, 
roadstead or waters belonging to H. M. — such vessels shall be required 
to depart and to put to sea within 24 hours after her entrance into such 
port, roadstead or waters, except in case of stress of weather, or of her 
requiring provisions or things necessary for the subsistence of her crew, or 
repairs, in either of which cases the authorities of the port, or of the nearest 
port shall require her to put to sea as soon as possible after the expiration 
of such period of 24 hours, without permitting her to take in supplies 
beyond what may be necessary for her immediate use; and no such vessel 
which may have been allowed to remain within British waters for the pur- 
pose of repair shall continue in any such port, roadstead or waters for a 
longer period than 24 hours after her necessary repairs shall have been 
completed.“ Ferner gleichlautend wie oben über die Einnahme von Kohlen. 


8 145. 
Kriegsschiffe in neutralen Gewäffern. 


Haben Kriegsfchiffe der Triegführenden Theile demgemäß, fo weit 
feine Verbote oder Beichräntungen Seitens der neutralen Regierung er- 
gangen find, das Recht, in neutralen Gewäſſern ſich aufzuhalten, To iſt 
e3 um jo mehr für fie unbedingte Pflicht, fich jedes feindfeligen Actes zu 
enthalteu, und eben fo feft fteht die Verpflichtung des Neutralen, einen 
jolhen nicht zu dulden.‘) Es darf daher dafelbjt kein Kampf ftattfinden, 
feine Priſe gemadht oder dafelbft über dieje verfügt werden, kein Gefangener 
gelandet werden, feine Stellung zum Angriff genommen werden, fein 
Kriegsichiff ausgerüftet werden. 


) So Heißt es in dem Schreiben Lord Granville's an die Admiralität 
vom 19. Juli 1870: „During the continuance of the present state of war, 
all ships of war of either belligerent are prohibited from making use of 
any port or roadstead in the United Kingdom of Great Britain and Ireland, 
or in any of H. M's. colonies or foreign dependencies, or uf any waters 
subject to the territorial jurisdiction of the British Crown, as a station, or 
place of resort, for any warlike purpose, or for the purpose of obtaining 
any facilities of warlike equipment.“ Ebenjo Proclamation des Präfidenten der 
Zereinigten Staaten vom 8. October 1870. 


8 146. 


Seelriegdacte in neutralen Gewäfjern. 


Kampf und Wegnahme feindliher Schiffe. Tie Behaup- 
tung von Bynkershoek (Quaest. jur. publ. I., cap. 8), der Kriegführende 
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vor. Das Handelsichiff „Cheſapeake“, von New-York auslaufend, wurde 
von einer Südftaatlihen Bande übermannt, welche einige von der Be: 
jagung tödtete und die übrigen ausſetzte. Dieje Individuen tauften dad 
Schiff „Retribution”, landeten die Ladung in Neu-Schottland, erklärten 
dort, es gehöre der Südſtaatlichen Kriegsmarine an, und fingen an, 
Lebensmittel und Kohlen einzunehmen. Die Britiſchen Behörden Ichöpften 
Verdacht und nöthigten das Schiff, wieder fortzugehen. Inzwiſchen 
hatte die Amerikaniſche Regierung auf Klagen der Eigenthümer den 
Kreuzer „Dacotah” ausgefandt, der den „Ehejapeafe” in Eicht vor Sambow 
traf, als Beſatzung aber nur einen Dann und zwei Engliiche Mechaniker 
fand. Er nahm das Ediff, brachte es nach Halifar und bot dem Statt- 
halter von Neu-Schottland an, dagjelbe mit den drei Leuten zu jeiner Ber: 
fügung zu jtellen. Dieſer aber forderte die Freilaſſung von Schiff umd 
Mannfchaft, da die Wegnahme in neutralem Gewäſſer die Britijche 
Souveränetät verlegt habe. Tiefe Zreilafiung erfolgte aud, und bie 
Gefangenen wurden den Neufchottifchen Behörden übergeben, welche fie 
laufen ließ. Obwohl die Regierung der Vereinigten Staaten fidh hier: 
über beffagte, gab fie doch im Sanuar 1864 zu, daß der Gapitän der 
„Dacotah“ in patriotifhdem Eifer jeine Vollmachten überjchritten. Das 
Schiff wurde den Eigenthümern zurücdgegeben. 

Eine der gröbften Verlegungen war es, daß 1864 der Amerikaniſche 
Dampfer „Wacjufett3“ den confüderirten Kreuzer „Florida“, der in 
Bahia eingelaufen, um feine Havarien auszubefjern, und ſich auf Befehl 
der dortigen Behörde neben eine Brajilianifche Corvette gelegt, beſchoß 
und aus dem Hafen weſgſchleppte; noch dazu befand ſich der Conjul ber 
Vereinigten Staaten, der jein Wort gegeben, daß der „Wachujett3“ die 
Neutralität des Hafens achten würde, an Bord im Augenblid des An: 
griffes. Der Amerikaniſche Gejandte in Rio mißbilligte Dies jofort. 
Der Conſul ward abgejegt, der Capitän vor ein Striegsgericht geitellt, 
die Mannſchaft der „Florida“, die inzwiſchen untergegangen, freigegeben 
und ein Dampfer nad) Bahia geihidt, wo er eine Chrenjalve vor der 
Brajtlianiihen zslagge gab. Um Gonflicte gegneriſcher Kriegsſchiffe zu 
vermeiden, legt die neutrale Regierung gewöhnlich denjelben eines der 
ihrigen zur Seite. 

Ebenjowenig wie ein Kampf it die kampflofe Wegnahme eines 
Handelsſchiffes der anderen Kriegspartei oder eine Turchjuchung eine: 
neutralen Schiffes in neutralen Gewäſſern zuläſſig. Geichieht dies oder 
wird es verſucht, jo iſt der neutrale Staat berechtigt und verpflichtet, 
einzujchreiten, um es zu bindern, cventuell Die Rückgabe der Prije zu 
bewirken und Genugthuung für jeine verlegte Neutralität von der 
Regierung, der das Schiff gehört, zu fordern. Durch jein Einjchreiten 
nimmt er feine Jurisdiction über dag ſchuldige Kriegsſchiff in Anſpruch. 
jondern wahrt nur jeine Gebietähoheit, und eben weil dieje von einem 
Schiffe vollführt ijt, dag deſſen Regierung repräjentirt, hält er ſich an 
dieſe und verhandelt die Frage auf diplomatischen Wege. Es kann ihm 
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nicht etwa zugemuthet werden, falls die Priſe aus ſeinem Machtbereich 
gelangt iſt, vor dem Priſengericht des Nehmeſtaates als Kläger aufzu- 
treten und die Herausgabe zu verlangen. Unterläßt er es, ſeine Neutralität 
wirkſam aufrecht zu halten, jo haben nicht die geſchädigten Privateigen- 
thümer des betreffenden Schiffed gegen ihn ein Klagerecht; wohl aber 
ift Die Regierung des Geichädigten berechtigt, den Staat, der feine Neu- 
tralität jo zum Schaden ihrer Angehörigen hat verlegen lafjen, zur Rechen⸗ 
Schaft zu ziehen und Genugthuung zu verlangen. Selbſtverſtändlich wird, 
wenn ein Schiff widerrechtlih in neutralen Gewäfjern genommen, und 
der Captor mit feiner Priſe entlommen iſt, aber jpäter wieder mit der- 
felben in die Qurisdiction des Staates geräth, deſſen Neutralität er 
verlegt hat, die Priſe fofort de jure frei. 


1) Derfelbe ſchrieb damals an dad Foreign Office: „Je sais que votre 
gouvernement a pris une grande preponderance sur le nötre;, mais il est 
temps que cela finisse. Si mes predecesseurs ont eu la faiblesse de lui 
accorder tout ce quil a demande, moi, je ne lui accorderai que ce qui lui 
est dü. La satisfaction que j’exige est conforme au droit des gens et ne 
saurait etre refusce.“ Der Weigerung Englands volle Genugthuung zu geben, 
führte 1762 zum Kriege. 

7) Es hängt dies von der Auffaflung der betreffenden Negierung ab. Die 
eine Theorie nimmt nah Grotius und Bynkershoet (De dominio maris, 
cap. 2) Kanonenjchußmweite an: „Terrae potestas finitur ubi finitur armorum 
vis — quousque tela exploduntur,“ was aljo mit der Tragweite der Geſchũtze 
wechſelt. Durdgängig nehmen Verträge und Geſetze eine Entfernung von einer 
GSeemeile an. Handb. Bd. II, €. 470 fi. 


S 147. 
Prijen in neutralen Häfen. 


Wenn es unbejtritten und dur viele Verträge bejonders feit- 
geitellt ilt, daß in neutralen Gewäſſern feine Priſen gemacht werden 
dürfen und die gemachten zurüdgegeben werden müßen, jo galt es doch 
bis auf die neuchte Zeit als erlaubt, die auf hoher Eee gemachten 
in neutrale Häfen zu bringen und dort darüber zu verfügen. (Eine Reihe 
von Verordnungen über die neutrale Schifffahrt der Mittelmeeritaaten 
von 1443 erlaubt dies jogar ausdrüdlih, jo von Toscana (1. Auguft) 
Urt. 10: „Voulons de meme qu’il soit permis dans nos ports d’equiper 
et d’expedier pour le commerce meme sous pavillon de nation en guerre 
les prises qui y auront etc conduites,* Genua vom 1. Juli 1119 Art. 10. 
Benedig verfügte I. September 1119 Art. 18: „Les prises d'un vaisseau 
ou autre navire belligerant, conduites dans nos ports x seront Fecues 
sauf les reöglements nationals d’administration ou de police interne: lex 
efets pourront etre decharees, deposes. vendus. procures, administres 
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acquis, de qui que ce soit dans toute notre domination, suppose toute 
fois que la sentence peremtoire et la declaration de bonne prise ait 
été prononcee par les tribunaux competents.* 

Dasfelbe Recht wurde auch vertraggmäßig zugefichert, jo im Art. 17 
des Vertrages zwiſchen Frankreich und den Vereinigten Staaten vom 6. Juli 
1778: „Les vaisseaux de wuerre de S. M. Tres Chret. et ceux des 
Etats-Unis de m&öme que ceux que leurs sujets auront armés en guerre 
pourront en toute libert® conduire oü bon leur semblera, les prises qu'ils 
auront faites sur les ennemis — et au contraire ne sera donne asyle 
ou retraite dans leurs ports ou havres & ceux qui auront fait des 
prises sur les sujets de S. M. ou des dits Etats-Unis.“ Ganz dasſelbe 
beitimmte aber Artifel 25 des Vertrages vom 19. November 1794 der 
Vereinigten Staaten mit Großbritannien, wogegen Frankreich proteitirte, 
da dies der zu feinen Gunften conventionell eingefchräntten Neutralität 
widerjprah. Auch Preußen und die Vereinigten Staaten verabredeten im 
Art. 19 des Vertrages vom 11. Juli 1799, daß „the vessels of war, public 
and private, of both parties, shall carry wheresoever they please, the 
vessels and effects taken from their enemies, nor shall suchprizes be 
arrested, searched or put under any legal process, when they come to and 
enter the ports of the other party,“ und da diefer Urtikel durch den Vertrag 
vom 1. Mai 1828 beftätigt war, erffärte ihn Präfident Grant in feiner 
Neutralitätsproclamation vom 22. Auguſt 1870 als in Kraft beftehend. 

Demgemäß festen die Kriegführenden in neutralen Häfen Priten- 
gerichte ein und bevollmächtigten jpeciell ihre dortigen Conſuln, die Priſen 
abzuurtheilen, jo daS „Reglement du Roi de France concernant les prises, 
qui seront conduites dans les ports etrangers et les formalites que 
doivent remplir les Consuls de S. M. qui y sont 6tablis® vom 8. November 
1779. 1793 errichtete Frankreich förmliche Brifengerichte in Charlefton und 
anderen Plätzen der Wereinigten Staaten. Der oberjte Gerichtshof der- 
jelben aber erfanıte 1794, „that no foreign power could rightfully erect 
any court of judicature within the United States unless by force of 
treaty and that no foreign consul could adjudicate upon a prize,* und 
1799 erflärte Lord Stowell, daß ein auf neutralem Gebiete ergangenes 
Erfenntniß fein Eigenthum an einer Prije übertragen könne. Heute iſt 
allgemein anerkannt, daß jede Ausübung einer Jurisdiction auf neutralem 
Sebiete unjtatthaft ijt, denn entweder findet fie ohne Zuftimmung des 
Neutralen jtatt, und it dann offenbar als Berlegung der Neutralität 
ungejeßlich, oder mit Zuftimmung des Neutralen, der dann dur Be- 
günftigung des Kriegführenden Partei nimmt, aljo nicht mehr neutral 
iſt (ef. dag Urtheil Lord Stowell's im Fall des „lad Oyen“ bei 
Phillimore III. p. 581 ff). Das Franzöfifche Tecret vom 18. Juli 1854 
bejeitigte deshalb Die Commissions consulaires. Der Captor darf aber 
auch ſonſt in Feiner Weiſe auf neutralen Gebiete über feine Rrije ver: 
fügen. Der Neutrale miſcht fich nicht in die frage der Legalität der 
Priſe; er hält fih an die Thatjache, daß ihre Aufbringung ein frieg- 
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führender Act ift, den er nicht dadurch begünftigen darf, daß er dem 
Captor erlaubt, über die Prije in feinem neutralen Hafen zu verfügen. 
Tas Einlaufen der Kriegsichiffe mit einer Prife it noch feine Verlegung 
der Neutralität, jofern der neutrale Staat es nicht allgemein oder für 
die Dauer des Krieges unterjagt bat, wohl aber die VBerwerthung im Ge- 
biete des neutralen Staates. Auch der angeführte Urt. 19 des PVer- 
trages zwiichen Preußen und den Vereinigten Staaten von 1799, der 
noch in Kraft flieht, jagt nur: „but may be freely carried out again 
at any time by their captors to the places expressed in their commissions, 
which tbe commanding officer of such vessel shall be obliged to show.“ 
und dieje Crlaubniß wird befchränkt durch die erwähnte Verfügung des 
Präjidenten von 22. Auguft 1870, daß kein Kriegsfchiff der kriegführenden 
Theile länger als 24 Etunden in Amerikaniſchen Gewäſſern bleiben 
darf, Ecenoth oder Reparaturen ausgenommen.!) Die Engliihe Negie- 
rung ließ in dieſer Beziehung ihre Neutralität im Amerilanifchen Bürger- 
friege verlegen. Sie hatte beftinmt, daß jeder Kreuzer, der Prijen in 
Britifhe Häfen bringe, aufgefordert werden folle, fofort wegzugehen und 
die Priſen fortzuführen;, nur bei Seenoth und anderen unabweisbaren 
Umständen jollte ein längerer Zeitraum gewährt werden. Der Etatthalter 
der Sap-Colonie aber gejtattete, daß im Auguft 1863 die „Alabama“ mit 
einem gefaperten Schiffe „Tuscalooſa“, das der Gapitän als tauglich 
zum Kreuzen erachtete, unter dem Vorwand zugelaflen wurde, daß dasjelbe, 
weil er einige Leute und zwei Kleine Kanonen daraufgeleßt, jetzt jein Begleit- 
ſchiff (tender) jei. Ter Commandant der dortigen Britifchen Flotten. 
jtation, Admiral Waller, widerjehte fich der Zulaſſung des Schiffes, 
weil ein genommenes Schiff, um ein Kriegsjchiff zu werden, auch wirflich 
als jolches verwendbar jein müfle, was die „Tuscalooſa“ keineswegs fei, 
die auch noch ihre ganze Ladung Wolle an Bord habe. Wenn der 
Capitän fie jein Begleitjchiff nenne, fo ſei das nur ein Kunjtgriff, um 
das Berbot zu umgeben, Prijen in neutrale Häfen zu bringen. Trotzdem 
verfügte der Statthalter die Zulaſſung, da das Verbot nur auf Die 
Schiffe, nicht auf deren Yadung gehe. Ter Capitän verfaufte die Rolle 
an einen Händler in der Capitadt und ließ jie auf einem außerhalb der 
Britifhen Jurisdiction belegenen Plate landen. Ter Statthalter erhielt 
nachträglich allerdings von London die Reifung, die „Iudcalooja” mit 
Beichlag zu belegen, und that dies, als fie jpäter in die Tafelbai zurüd- 
kehrte. Der befehligende Lieutenant beichiwerte jich lebhaft Dagegen und fragte, 
weshalb man fo gegen ihn verfahren, nachdem man vorher das Schiff als 
Kriegsſchiff zugelaflen? worauf dann wieder von Yondon die Weifung fan, 
die Beichlagnahme aufzuheben. (Geffcken, Tie Alabamafrage, 2. 38.) 

Wird dagegen ein genommened Schiff bona tide in ein Kriegsſchiff 
umgewandelt, fo wird es als ſolches in neutralen Häfen zugelaſſen. 
Ebenfo unterjagen die angeführten Verbote neutraler Staaten mehrfach nur 
das Einlaufen von Kriegsichitfen mit Priien, nicht das von legteren allein. 
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1) Schon die Franzöſiſche Marine-Ordonnanz von 1681 verbietet den Auf- 
enthalt der von Kriegsihiffen oder Kapern fremder Kriegführender aufgebradyten 
Schiffe über 24 Etunden, ausgenommen für den Fall der Seenoth. 1854 wurde 
von einer Reihe von Staaten das Einlaufen mit Brifen überhaupt verboten, 
3. B. von Schweden Norwegen am 8. April, Nr 4: „To exclude from the 
ports except in cases of proved distress, the entrance, the condemnation and 
the sale of every prize.“ Ebenjo von Dänemark am 20. April 1854. Im 
Nordamerikaniſchen Kriege verfügte eine Yranzöfiihe Verordnung vom 9. Juni 
1861, Nr. 2: „Aucune vente d’objets provenant de prises ne pourra avoir 
lieu dans nos dits ports ou rades.* Holländiſche Verordnung vom 17. März 1866, 
Art. 1. Im Deutid-Sranzöfiihen Kriege erflärte das ircularfchreiben des 
Engliihen Auswärtigen Amted vom 19. Juli 1870, Nr. 4: „Armed ships of 
either party are interdicted from carrying prizes made by them into the 
ports, harbours or waters of the United Kingdom or any of H. M's. colonies 
or possessions abroad.“ Ebenjo Niederländiiche Verordnung vom 20. Juli, Art. 1, 
Stalieniihe vom 26. Juli, Art. 1, Spaniſche vom 26. Zuli, Art. 4, Portugieſiſche 
vom 20. Juli, Art. 2. Japan verfügte: „Die im Kampf gemachte Beute darf in 
unjeren Häfen nicht verhandelt werden” (Perel8 © .391). Ausnahme ift immer 
Seenoth. In diefen Fällen aber muß das Kriegsihiff mit feiner Beute ben 
neutralen Hafen verlafien, jobald da3 Unwetter vorüber ift. 


S 148. 
Landung von Gefangenen. 


Ein Kriegsſchiff darf auch nicht in einem neutralen Hafen Ge 
fangene landen. Der Fall ſteht nicht gleih mit dem Hinüberdrängen 
gefchlagener Soldaten zu Yande. Hier betreten die Flüchtigen jelbit 
aus freien Stüden das neutrale Gebiet, um fich der drohenden Gefangen: 
\haft zu entziehen, und der Neutrale nimmt fie aus Nüdfichten der 
Menjichlichkeit auf. Auf dem Kriegsſchiff aber find jie bereit3 Gefangene; 
fie werden ſelbſtverſtändlich frei, jobald fie das neutrale Gebiet betreten, 
fte find Gefangene nur fo lange, als ſie fih auf dem Kriegsſchiff be 
finden, das einen Theil feineg Nationalftaates bildet. Aber die neutrale 
Regierung kann gleichtvohl die Landung verbieten, ſchon weil voraus 
fichtli das Kriegsichiff feine Gefangenen nur ausjegt, um ihres Unter 
haltes überhoben zu fein, der danır dem Neutralen zur Laſt fiele. I 
die Yandung gleichwohl erfolgt, jo kann der Neutrale die freie Abreiie 
der Leute nicht hindern. Ob fte ſich dem Captor verpflichtet Haben, in 
dem Kriege nicht wieder zu dienen, oder nicht, geht den Neutralen nichts an. 


$ 149. 
Maritime Operationen. 


Es iſt aber nicht genug, daß fein feindlicher Act in dem neutralen 
Gewäſſer vorgenommen wird; ein jolcher darf dort auch nicht vorbereitet 
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werden, weil es nicht als Ausgangspunct von Feindſeligkeiten dienen 
fol. Es darf alfo nicht ein Kriegsichiff Tich innerhalb der neutralen 
Linie legen und von dort aus Boote zum Angriff auf Schiffe des 
Gegners ausjenden, nicht fih im neutralen Gewäjler auf die Lauer 
gegen feindliche Kriegs- oder Handelsſchiffe legen, nicht dajelbit kreuzen, 
um ſolche Schiffe abzufangen oder neutrale Schiffe auf Gontrebande 
zu durchſuchen. Priſen, die unter ſolchen Unmſtänden gemacht worden, 
ſind ungültig, ſelbſt wenn ſie außerhalb des neutralen Waſſergebietes 
ſtattgefunden haben. „No use of a neutral territory for purposes of 
war is to be permitted. No proximate acts of war, that is, are in 
any manner to be allowed to originate on neutral grounds,” jagte Lord 
Stomwell 1800 im Fall der „Twee Gebroeders“. Temgemäß erklärte 
die zweite der zwiſchen England und den Vereinigten Staaten im Ber 
trage von Waſhington im Mai 1871 vereinbarten Regeln cine neutrale 
Regierung verpflichtet, „nicht zu erlauben oder zu dulden, daß einer der 
beiden Kriegführenden jich ihrer Häfen oder Gewäſſer als Baſis maritimer 
Operationen gegen den andern bediene,” und die Engliſche Neutralitäts- 
erflärung vom 19. Juli 1870 befagte: „AN ships of war of either 
belligerent are prohibited from making use of any port or roadstead 
or any waters subject to the territorial jurisdietion of the British Crown, 
as a station or place of resort for any warlike purposes.” Tengemäß 
erlaubt die neutrale Regierung, wenn in ihren Häfen oder Gewäſſern 
Kriegsichiffe ziveier Gegner oder ein Kriegsſchiff des einen mit einem 
Kauffahrer des anderen zujammentreffen, falls das eine Schiff fortgeht, 
dem Kriegsſchiff des anderen Theiles erſt 24 Etunden nachher demjelben 
zu folgen. So verfügt die Engliſche Inftruction vom 31. Januar 1862: 
„In all cases, in which there shall be any vessels (whether ships of 
war, privateers or merchant ships) of both the said belligerent parties 
in the same port, roadstead or waters within the territorial jurisdietion 
of H. M., there shall be an interval of not less than 24 hours between 
the «departure of any such vessel (whether a ship of war, a privateer, 
or a merchant ship) ofthe one bellizerent. and the subsequent departure 
therefrom of any ship of war or privateer of the other bellixerent, 
and the time. hereby limited. for the departure of such ships of war 
and privateers respeetively,. shall always. in case of necessity. be ex- 
tended. so far as may be requisite for givinz effect to this proviso, 
but not further or otherwise.” Ebenſo die Inſtruction Yord Granvilie's 
an die Admiralität vom 19. Juli 1870, Die Hollands vom 20. Juli 
1870, Art. 5, Italiens vom 26. Juli 18%0, Art. 11, Spaniens Art. 6b, 
Portugals INM., X 4, und Nordamerifad vom 3. Tctober. ine gleiche 
Verfügung hatte die Sapaniiche Negierung in ihrer Nentralitätierllärung 
binfichtlich der Kriegsichiffe erlalien. Als nun die Franzöſiſche Corvette 
„Yinois” fi vor den Eingang der Bucht von Peddo legte, um ſich 
eines TDeutjchen, unmittelbar vorher ausgegangenen Kaufahrers zu bes 
mächtigen, proteitirte der Teutiche Gejandte durch Note vom 11. October 
43° 
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1) Schon die Franzöfiihe Marine Ordonnanz von 1681 verbietet den Auf- 
enthalt der von Kriegsfchiffen oder Kapern fremder Kriegführender aufgebradten 
Schiffe über 24 Stunden, ausgenommen für den Fall der Seenoth. 1854 wurde 
von einer Reihe von Staaten das Einlaufen mit Prifen überhaupt verboten, 
3. B. von Schweden-Norwegen am 8. April, Nr 4: „To exclude from the 
ports except in cases of proved distress, the entrance, the condemnation and 
the sale of every prize.“ Ebenſo von Dänemart am 20. April 1854. Im 
Nordamerikaniſchen Kriege verfügte eine Yranzöfiihe Verordnung vom 9. Jumi 
1861, Nr. 2: „Aucune vente d’objets provenant de prises ne pourra avoir 
lieu dans nos dits ports ou rades.“ Holländifche Verordnung vom 17. März 1866, 
Urt. 1. Im Deutſch-Franzöſiſchen Kriege erklärte das Lircularjchreiben des 
Engliihen Auswärtigen Amtes vom 19. Juli 1870, Nr. 4: „Armed ships of 
either party are interdicted from carrying prizes made by them into the 
ports, harbours or waters of the United Kingdom or any of H. M’s. colonies 
or possessions abroad.“ Ebenjo Niederländifche Verordnung vom 20. Zuli, Art. 1, 
Ktalieniihe vom 26. Juli, Art. 1, Spanifhe vom 26. Juli, Art. 4, Portugiefiſche 
vom 20. Juli, Art. 2. Japan verfügte: „Die im Kampf gemachte Beute darf in 
unferen Häfen nicht verhandelt werden" (Perels © 391). Ausnahme ift immer 
Seenoth. In diefen Fällen aber muß das Kriegsihiff mit feiner Beute ben 
neutralen Hafen verlafjen, jobald das Unmetter vorüber ift. 
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Ein Kriegsſchiff darf auch nicht in einem neutralen Hafen Ge— 
fangene landen. Der Fall ſteht nicht gleich mit dem Hinüberdrängen 
geichlagener Soldaten zu Lande. Hier betreten die Flüchtigen jelbit 
aus freien Stüden das neutrale Gebiet, um fich der drohenden Gefangen: 
Ihaft zu entziehen, und der Neutrale nimmt fie aus Nüdfichten der 
Menfchlichkeit auf. Auf dem Kriegsſchiff aber find fie bereits Gefangene: 
fie werden jelbitverftändlich frei, Jobald fie das neutrale Gebiet betreten, 
fie find Gefangene nur jo lange, als fie fih auf dem Kriegsſchiff be 
finden, dag einen Theil feines Nationalftantes bildet. Aber die neutrale 
Regierung Tann gleichwohl die Landung verbieten, jchon weil voran 
ihtlih das Kriegsichiff feine Gefangenen nur ausſetzt, um ihres Lnter 
haltes überhoben zu fein, der dann dem Neutralen zur Laft fiele. Ji 
die Landung gleichwohl erfolgt, jo kann der Neutrale die freie Abreüe 
der Leute nicht hindern. Ob fie fih dem Captor verpflichtet haben, in 
dem Kriege nicht wieder zu dienen, oder nicht, geht den Neutralen nicht? an. 


$ 149. 
Maritime Operationen. 


Es iſt aber nicht genug, daß fein feindlicher Act in dem neutralen 
Gewäſſer vorgenonmen wird; ein folcher darf dort auch nicht vorbereitel 
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from the peaceable use to the warlike purpose, that constitutes the 
offence.” Aehnlich verbot die Engliihe Foreign Enlistment Act von 
1819, in irgend einem Theile des Britiichen Reiches Echiffe auszurüften 
oder zu bewaffnen (equipping, furnishing, fitting out or arming), in der 
Abſicht, fie im Dienft einer fremden Regierung oder von Perſonen, die 
beanipruchen, einen Theil eined fremden Landes zu regieren, zu ver 
wenden, es jei denn mit ausdrücklicher Erlaubniß des Souveräng, jowie die 
Ausrüſtung von fremden Kriegsſchiffen irgendwie in Britiichen Häfen zu 
vervollitändigen. — Für eine Verlegung der Neutralität müſſen aljo zwei 
Dromente zufammentonmen. Das Schiff muß ganz oder theilweije im 
neutralen Hafen ausgerüftet jein oder jeine Streitfraft dort vermehrt 
haben, und dieje Augrüftung muß in der Abficht jtattgehabt Haben, um 
gegen einen Staat, mit dem der Neutrale in Frieden ift, Feindſeligkeiten 
zu üben. 

Tiefe Bedingungen der Berlehung der Neutralität find umfaflend 
in den: Erkenntniß des Oberſten Amerifanifchen Gerichtöhofes vom No- 
vember 1866 (The Meteor) dargelegt: „As to the preparing of vessels 
within our jurisdietion for subsequent hostile operations, the test we 
have applied has not been the extent and character of the preparations, 
but the intent with which the partieular acts are done. If any person 
does any act or attempts to do any act towards such preparation, witlı 
tbe intent, that the vessel shall be emploved in hostile operations, he 
is guiltv without reference to the completion of the preparations, or 
the extent to which they may have gone, and although this attempt 
may have resulted in no definite progress towards the completion of 
the preparations. The procuring of materials to be used knowinelv 
and with the intent etc. is an offenee. Accordingly. it is not necessary 
to slow that the vessel was armed, or was in any way. or at any time 
before or after the act charged, in a condition to commit acts of 
hostility. Our rules do not interfere with bona fide commereial dealings 
in contraband of war. An American merchant may build and full 
arm a vessel. and provide her with stores and ofler her tor sale in 
our own market. If he does any acts as an agent or servant of a 
belligerent or in pursuance of an arrangement or understandinz with a 
belligerent. that she shall be employed in hostilities when sold, he is 
guiltv. Ile may without violating our law. send out such a vessel, so 
equipped. under the flax and papers of his own country. with no more 
force of crew than is suitable for navigation. with no riuht to resist 
search or seizure and to take the chances of vontraband merchandize. 
of blockade and of a market in a belligerent port. In such a case 
the extent of character of the equipments is as immaterial ax in the 
other class of cases. The intent is all.“ 

Es ift demgemäß an ſich nicht verboten, ein fertiged Schiff zu 
verlaufen, das zu Kriegszwecken verwendet werden joll. Gin jolches, 
fotern ed nicht auch auf neutralen Gebiete ausgerültet wird, um von dem: 
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1870 hiergegen, als Verlegung des N her x i 
niſchen Neutralität, da die Regierung " an — 
ihren Häfen ankernden Kriegsſchiffen sr Trinidad“ entichieden 
ihre ausnahmsweise Stellung nidt a af, das im Kriege mit Eng, 
en van a mann nach dem Frieden als Handels 
Zujäße ergänzt habe: „Innerhalb . — a Sin 
Kauffahrteifchiffes der einen Macht "son Provinzen des Rio de In 
Macht auslaufen. Japaniſche Hüte”  ..; Zaiff nahm deren Flagge an 
zum Stüßpunet des Kampfes geme“ 5 nahm es einem Spaniichen 
der Grenzen diejer Gewäſſer, um * "sen Theil feiner Yadung we 
der anderen Macht zu verhindern, ° .. =. jigung Hagte. Der or he 
Meere zu einem Verbergungdort :... Story wies 1822 Re Ir e 
Ebenſo ift es nicht geftattet, D° "in the law of nations har * 
ariegoſchie auf neutralem rn  vessels, ns well as munitions f 
etivaige Bewegungen eines feind“ ae 1; 
Negierung * richt landen 2. hi none rei a ur wi 
Dienſte einer fremden Regiern” ” Whe, —— te gr) 
Boden landen.” (Lord Ruiiet zum.” (Wheaton ed. Bon a8 Ada 
.»= Texas mit Merico der Nordamerto 


„a ship of war to one of the beli- 
- «omplain, so long as you offer bim 
spritonishen Bürgerfriege bemerkte der 
„5 Chief Juſtice hate im Falle der 


Ausrüſtung und B— ma country may sell to bellizerents 
_ sv. The prineipal exceptions to this 

$ . * 
B a refiareit ne _„: soll to one belligerent, what they 
N aſis Der an, igteiten Die ._ mast not. furnish soldiers or dailors ta 
Kriegsſchiffe auszuriiten 54... zu be preparel within their territer,. 


zu verdolljtändigen. 
ie bereits erwähnt, er: 
— in ben Pe . = üngland über die Ausrüſtung von Sid. 
Frankreich) und Gugland . + " &reinigten Staaten dies feltgehalten. In 
Gongreßacte von ug. a Lord Ruſſell anerkennt der Geſandie 
trafbar, within the inri- . zurdanilder Auffaſſung „the sale and transfer 
force of any armen I ymitions of war anıl even of vessels of wär 
another power, with win. 54 Iy commercial transaction, is devideil 
nilitary experlition again. > ? x unlawful Staatsarchiv IV., Ar. on 
on Mer are al Deiner. act Amerifad an das Genfer Schiedegerich 
to cruise or eommit hu: uf # begegnien, ald ob das Recht ber Neutralen 
jeace with them.” Tr m Mt 6 bes Vertrages von Waſhington in bieier 
1794, daß „ronverting „a # a of the United States, \ ashinzton, !. l. 
to vommit hostilities: : T umcitanijhe Congreß noch 1872 ein Geſch. 
into a vessel of wir, » aueh Amerilaniſche Bürger ſich nicht wiſſentlich 
Fould otherwise beco —*x und Bewaffnung eines Schiffes betheiligen 
2 gu werden fol, gegen ein Land zu Freuzen, das 


„ „ expeditions against either.“ (Wheaten 
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7 Wereinigten Staaten ift, doch dieſes Verbot nicht 

onen toll, daß dadurch den Bürgern der Vereinigten 

in. :,: win Tolle, ſolche Schiffe oder Tanıpfer, die innerhalb 
rielben gebaut jind, an Einwohner anderer Yänder oder 

> m den Vereinigten Staaten nicht im Striege find, zu 

". Tos Verbot geht alio mur Dagegen, daß auf neutralem 
za ausdrücklich für einen Nriegtührenden gebant (built to 
zer ausgerüſtet werden, mit der Mbficht, gegen den anderen 
a tree.  Turch jolchen Bau und Ausrüjtung wird das neu- 
wet als Baſis feindficher I perationen gebraucht, und es it nur 
schung Des MWerbotes, wenn ein ſolches Schiff ohne Kanonen 
on chaft abjegelt und ſich Diele nachbringen läßt, während die 
Nein” erſt nach dem Hafen des Kriegführenden ging, der fie 
rs nd Dort auzgerüftet ward, So jagt Mr. Adams in der an- 

‚za Note don 6. April 1863, nachdem er den Verfauf von Kriegs— 
x. ne erlaubt zugegeben: „Bnt the case is changed, when a 

1° is oun to be taking measures to establish a system of 

im a meutral conntry with the intent to carıy on a war 

"sports, inuch in the same way that it would do. if it could. 

"= nm territory: when it appoints agents, vesidinz in that 

for tlie purpose of borrowinz money to be appliel to the 

zo of hastile armament< in those very ports: and when it 

te and sends out agents to superintend,. in those ports the con- 

tin. equippine, and arminz <hips of war as well as the enlisting 

"he subjeets of the nentral conntrv. to issue forth for the purpose 
“.rrying on hostilities on the ocean.” 

Tas erwähnte Erfenntniy vom November 1866 giebt zu, daß die 
»ienzlinie zwijchen erlaubter und unerlaubter Ausrüſtung oft Schwer zu 
schen jetz „Yet the prineiple is clear enenweh. Is the intent one to 
propire an article of contraband merchandize, to be sent to the market 
tt belligerent. subjeet to the chanees of capture or the market? Or 
3 the other hand. is it to tit out a vessel. which shall leave onr 
port to ernise. immediately or ultimatelv, against the vommerer of a 
rieellv nation? The latter we are bound to prevent: the former the 
hellizerent must prevent.“ (Phillimore HL. p. 276. 

In dieſer Beziehung bat Jih die Engliiche Regierung im Amerilani- 
ihen Würgerfriege erhebliche Verletzungen ihrer Neutralität zu Schulden 
kommen lafjen, welche zu dem ſogenannten Alabamaitreit geführt haben. 
Son vornherein war es Flar, daß es den Silditaaten Darauf ankommen 
mußte, Sich Kriegeichifie zu Ichaften, um die Blokade ihrer Häfen zu 
brechen und der Handelsmarine des Nordens zu ſchaden. Sie jſelbſt be 
jagen nur wenige zum Zeefrieg tauglice Schiffe und konnten im ihren 
eigenen Häfen feine neuen bauen; fie waren allo auf das Ausland und 
vor Allen auf England angewieſen, und dieſes mußte die nathigen Vor: 
tehrungen gegen Mißbrauch ieiner Neutralität treffen Am IX. Februar 
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felben auslaufend fih am Kriege zu betheiligen, fällt unter den Begriff 
der Contrebande, welche zu verhindern den Kriegführenden zufällt. 
Dana) ward in dem Falle der „Santijjima Trinidad” entichieden. 
Die „Independencia“, ein Amerikaniſches Schiff, das im Kriege mit Eug- 
land als Kreuzer in Baltimore gebaut war und nach dem Frieden als Handels- 
Schiff gebraucht wurde, ging 1816 mit einer Ladung Kriegsmunition nad 
Buenos Ayres, twobei der Supercarge Vollmacht Hatte, das Schiff 
der proviforifchen Negierung der Vereinigten ‘Provinzen des Rio de la 
Plata zu verlaufen. Dies geſchah, das Schiff nahm deren Flagge an 
und machte mehrere Priſen, namentlih nahm es einem Spanijchen 
Schiffe, der „Santijfima Trinidad“ einen Theil feiner Ladung weg, 
weshalb der Spanijche Conſul auf Entſchädigung klagte. Der Vorfibende 
des Oberjten Gerichtshofes Chief Juſtice Story mies 1822 dieſe Klage 
ab: „There is nothing in our laws, or in the law of nations, that for- 
bids our citizens from sending armed vessels, as well as munitions of 
war, to foreign ports for sale. It is a commercial adventure which 
no nation is bound to prohibit; and which only exposes the persons 
engagel in it to the penalty of confiscation.“ (Wheaton ed. Boyd $ 439.) 
Ebenfo erklärte 1841 im Kriege von Terad mit Merico der Nordamerife- 
nifche Attorney-General: „If you sell a ship of war to one of the belli- 
gerents, the otler has no right. to complain, so long as you offer him 
the same facility.*“ Und im Amerikanischen Bürgerfriege bemerkte der 
Vorſitzende des Oberften Gerichtöhofes Chief ZufticeChafe im alle der 
„Bermuda“: „Neutrals in their own country may sell to belligerents 
whatever belligerents choose to buy. The principal exceptions to this 
rule are, that neutrals must not sell to one belligerent, what they 
refuse to sell to the other, and must not furnish soldiers or sailors to 
either; nor prepare nor sufier to be prepared within their territor, 
armed ships or military or naval expeditions against either.“ (Wheaton 
ed. Boyd '$& 508b.) 

Auch in dem Streit mit England über die Augrüftung von Eid 
ftaatlichen Kapern haben die Vereinigten Staaten dies feitgehalten. In 
der Note vom 6. April 1805 an Lord Ruffell anerkennt der Gejandte 
Mr. Adams, daß nach Amerikanischer Auffafjung „the sale and transfer 
by a neutral of arms, of munitions of war and even of vessels of war 
to a belligerent country, as a purely commercial transaction, is decided 
by these authorities not to be unlawful“ (Staatsarchiv IV., Nr. 666). 
Dasfelbe betonte auch die Eingabe Amerikas an das Genfer Schiedsgericht, 
um dem Mißverjtändnig zu begegnen, ala ob dag Recht der Neutralen 
durch die drei Regeln des Art. 6 des Vertrages von Wafhington in dieler 
Bezichung geſchwächt fei. (Case of the United States, Washington, p. 11.) 

Endlich erließ der Amerikanische Congreß nod) 1872 ein Geleh, 
dahin gehend, daß, obwohl Amerikanische Bürger ſich nicht wiſſentlich 
an der Lieferung, Augrüftung und Bewaffnung eines Schiffes betheiligen 
jollen, welches gebraucht werden fol, gegen ein Land zu Ereuzen, dad 
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im Frieden mit den Vereinigten Staaten iſt, doch dieſes Verbot nicht 
jo ausgelegt werden ſoll, daß dadurch den Bürgern der Vereinigten 
Staaten unterſagt jein folle, jolhe Schiffe oder Dampfer, die innerhalb 
der Grenzen derjelben gebaut find, an Einwohner anderer Länder oder 
Regierungen, die mit den Vereinigten Staaten nicht im Kriege find, zu 
verfaufen. Das Berbot geht aljo nur dagegen, daß auf neutralem 
Gebiete Schiffe ausdrüdlih für einen Kriegführenden gebaut (built to 
order) oder ausgerüſtet werden, mit der Abficht, gegen den anderen 
Theil zu kreuzen. Durch folden Bau und Augrüftung wird das neu- 
trale Gebiet ald Bafis feindlicher Operationen gebraucht, und es ift nur 
eine Umgehung des Verbotes, wenn ein ſolches Schiff ohne Kanonen 
und Mannſchaft abjegelt und fi dieſe nachbringen läßt, während die 
„Independencia“ erit nach dem Hafen des Kriegführenden ging, der fie 
faufte und dort ausgerüftet ward. Co jagt Mr. Adams in der an- 
geführten Note vom 6. April 1863, nachdem er den Verlauf von Kriegs- 
ſchiffen als erlaubt zugegeben: „But the case is changed, wben a 
bellizerent is shown to be taking measures to establish a system of 
operations in a neutral country with the intent to carry on a war 
from its ports, much in the same way tbat it would do, if it could, 
from its own territory; when it appoints agents, residing in that 
vountry. for the purpose of borrowing money to be applied to the 
fitting out of hostile armaments in those very ports; and when it 
appoints and sends out agents to superintend, in those ports the con- 
structing, equipping, and arming ships of war as well as the enlisting 
of the subjects of the neutral country, to issue forth for the purpose 
of carrying on hostilities on the ocean.“ 

Tas erwähnte Erfenntniß vom November 18366 giebt zu, daß die 
Grenzlinie zwifchen erlaubter und unerlaubter Ausrüftung oft jchwer zu 
ziehen jei: „Yet the principle is clear enough. Is the intent one to 
prepare an article of vontraband merchandize, to be sent to the market 
of a belligerent, subject to the chanres of capture or the market? Or 
on the other hand, is it to fit out a vessel. which shall leave our 
port to cruise. immetliately or ultimately, against the commerce of a 
friendly nation? The latter we are bound to prevent: the former the 
belligerent must prevent.“ (Phillimore II.. p. 276.) 

In diefer Beziehung bat fich die Engliiche Regierung im Amerilani- 
ihen Bürgerkriege erhebliche Berlegungen ihrer Neutralität zu Schulden 
tommen laffen, welche zu dem jogenannten Alabamaftreit geführt haben. 
Bon vornherein war es Mar, daß es den Süditaaten darauf ankommen 
mußte, ſich Kriegsſchiffe zu ſchaffen, um die Blofade ihrer Häfen zu 
brechen und der Handeldmarine des Nordens zu jchaden. Sie jelbjt be. 
jaßen nur wenige zum Seefrieg tauglihe Schiffe und konnten in ihren 
eigenen Häfen feine neuen bauen; jie waren aljo auf dad Ausland und 
vor Allem auf England angewieſen, und dieſes mußte die nöthigen Vor⸗ 
kehrungen gegen Mißbrauch feiner Neutralität treffen. Am 18. Februar 
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1362 meldete der Amerifanifche Gejandte Lord Ruſſell, daß nah Mit- 
tbeilung feines Conſuls in Liverpool dort ein Schiff liege, das offenbar 
für kriegeriihe Zwecke der Conföderirten beitimmt ſei. Die von der 
Negierung zur Unterſuchung aufgeforderte dortige Bollbehörde berichtete, 
das Schiff „Treto“ habe Oeffnungen für vier Kanonen, babe aber bis 
jest nur Ballaft und Kohlen eingenommen; es jei nad Palermo und 
wabrjcheinlih für die Italieniſche Regierung beitimmt. Der „Oreto“ 
wurde allerdings nad Palermo am 22. März ausclarirt, jegelte aber 
nah Naffau in den Bahamas, erhielt Munition durch Kauffahrer nad- 
gejandt und begann auch dort Waffen. und Kriegävorräthe zu laden. 
Die Befehlshaber der dortigen Englifhen Kriegsichiffe erflärten dem 
Souperneur, der „Oreto“ fei „in every respect fitted as man of war“ 
und in feiner Beziehung verichieden von ähnlichen Schiffen der Königl. 
Marine. Nach längerem Zögern befchlagnahmte ihn die Behörde; das 
dortige Gericht aber erkannte auf Freigebung, weil fein genügender Be- 
weis dafür beigebracht, daß das Schiff feit feiner Ankunft gefucht habe, 
fih für triegeriihe Zivede auszurüften, und die Gründe, welche dafür 
angeführt jeien, Daß das Schiff im Dienfte der Conföderirten gegen die 
Rereinigten Staaten kreuzen folle, nur ſchwach (slight) feien. Das 
Schiff jegelte dDemgemäß ab, nahm unfern des Hafens feine ihm nad) 
gelandte Augrüftung ein und begann als „Florida“ feine Kriegszüge. 

Der kriegeriſche Zweck des „Oreto“ mußte ſchon in Liverpool Kar 
fein. Die Conföderirten Agenten fuchten deshalb die Behörden dadurd) 
zu täujchen, daß fie angaben, das Schiff jei für die Stalienifche Re 
gierung beſtimmt. Dieje jtellte das auf Anfrage jofort in Abrede; 
gleichtvohl ließ man es abjegeln. Weit jchlimmer aber nody war da} 
Verhalten der Colonialbehörde gegenüber der Thatſache, Daß die Be 
ſtimmung des Schiffes in Liverpool falſch aufgegeben war, weshalb die 
dort angemuſterte Mannjchaft nicht länger bleiben wollte, daß das —Schiff 
in Naſſau SKriegsvorräthe eingenommen, daß die Englifchen Capitäne e⸗ 
als vollftändiges Kriegsſchiff bezeichneten und England das Einlaufen 
jolcher in den Häfen der Bahamas verboten Hatte. 

Noch Harer lag der Fall der „Alabama“, von der die Erbauer jelbit 
nicht leugneten, daß ſie zu friegerifchen Zmweden beftimmt fei. 2er 
Amerikanische Conſul in Liverpool wies der Zollbehörde durch eine Reihe 
eidlicher Beugenausjagen nad), dat das Schiff im Dienfte der Conföderirten 
kreuzen folle. Die Kronjuriften erklärten, daß nad) den vorliegenden 
Thatſachen eine offenbare Verlegung der Foreign Enlistment Act flatt 
finde und das Schiff am Auslaufen gehindert werden müſſe. Gleichwohl 
erflärte Die Zolldehörde, es fei Fein ausreichender Grund vorhanden, 
das Schiff mit Befchlag zu belegen. Als dann die Kronjuriften auf 
weitere vorgelegte Thatfachen dringend empfahlen, das Schiff fofort feit- 
zubalten, war die „Alabama“ joeben ausgelaufen, nahm ihre nachgejandte 
Wunnichaft und Ausrüftung auf ihrer Fahrt auf und begann ihren 
Wernichtungäfrieg gegen die Amerikanische Handelömarine. 
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Lord Ruſſell, der ſelbſt den Conföderirten Agenten erklärte, ihr 
Verfahren ſei „totally unjustifiable and manifestly offensive to the British 
Crown“, und dem Amerikaniſchen Gejandten zugab, daß die Fälle des 
„Oreto“ und der „Alabama“ „a scandal to British laws“ (27. März 
1865) jeien, berief fich darauf, daß die Geſetze unzureichend feien, um 
ſolche Vorkommniſſe zu Hindern. Ties war nun Ihon an fich Feine 
Entſchuldigung, denn jeder Staat ift verbunden, für ſolche Geſetze Sorge 
zu tragen, welche ihm die Erfüllung jeiner internationalen Verbindlich— 
keiten ermögliden. Auch in Frankreich verjuchten die Gonföderirten 
Kreuzer auszurüjten und Hatten in Nantes und Bordeaur für vier große 
Schiffe contrahirt, die unter der Firma von Pojtichiffen für China ge 
baut wurden, wozu die Regierung die Erlaubniß gab. Sobald aber der 
Amerikanische Gejandte dem Auswärtigen Miniſter binreichende Beweiſe 
für ihre Beſtimmung vorlegte, wurde den Rhedern fofort verboten, 
weiterzubauen. Warum war in England unmöglid), was in Frankreich 
möglich) war?!) Ruſſell ſelbſt fchrieb im März 1862 an den Amerilani- 
fhen Geſandten: „The duty of nations in aınity with each other is, not 
to suffer their good faith to be violated by evil-disposed persons within 
their borders, merely from the ineflicieney of their prohibitory policy.“ 

Waren die Gejege unzureichend, jo mußten jie jchleunigit abgeändert 
werden, wie Amerifa verlangte und was Ruſſell auh in Ausficht 
ftellte, was aber nicht gejchah, weil der Lordlanzler das Geſetz für aue- 
reihend hielt. In der That Hätte ed trotz jeiner Unvolllommenbeit 
ausgereicht, ſolche Vorgänge zu hindern. Es ilt jchon ſprachlich un- 
richtig, zu behaupten, wie der Richter in dem jpäteren Fall der „Alerandra“ 
that, daß „equip, furnish, fit out or arın all mean preeisely the same 
thing“, und es erlaubt fei, ein Schiff zu bauen und dem Käufer zu be- 
lichbigem Gebraud zu überlaffen, wenn es nur nicht gleichzeitig in einem 
Britiichen Hafen ausgerüftet und bewaffnet werde. Wo hört der Bau 
auf und wo beginnt die Ausrüftung, die doch jedenfalls im weiteiten 
Sinne unter das „fit out“ fällt? Außerdem jagte die Weutralitäte- 
proclamation von 1861 ausdrüdfih „in der Abficht oder im Auftrag, 
dag joldes Schiff im Tienfte eines fremden Staates gebraucht werden 
ſoll.“ In ihrem Gutachten über die „Alabama“ vom 2U9. Juli erllärten 
die Kronjuriften: „An argument may be raised as to the proper von- 
struction of the words which occur in the Tth section of the Foreign Enlist- 
ment Act: equip. furnish, fit out or arm, which words it may be sug- 
gesteil, point only to rendering a vessel, whatever may be the character 
of its structure, presentlv fit to engage in hostilitie. We think how- 
ever. that such a narrow vonstruction should not be adopted, and if 
allowed would fritter away the act and give impunity to open and 
Slagrant violations of its provisions. We therefore recommend, that 
without loss of time the vessel be seized by the proper authorities.“ 
(Papers relating to the proveedings of the tribunal of Arbitration at 
Geneva II., p. 188.) 
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Auch ein früherer Fall zeigt, daß das Geſetz ausgereicht hätte, gegen 
die Conföderirten Kreuzer einzujchreiten. Als 1829 im Bortugiefijchen 
Bürgerfriege eine Partei unter Vorgabe einer falfchen Beitimmung in 
Englifhen Südhäfen eine Erpedition organifirte und in der That vier 
Schiffe mit Truppen von Plymouth abgejegelt waren, obwohl ihnen mit. 
getheilt war, daB wenn fie verjudhten, in Terceira zu landen, die Re 
gierung fich dem widerſetzen würde, ſchickte leßtere ein Geſchwader dorthin, 
das die Ausfchiffung mit Anwendung von Gewalt Hinderte, und redt- 
fertigte ihr Verfahren im Parlament damit, daß die Flüchtlinge „had 
fitted out a warlike armament in a British port under the disguise of 
a destination to Brazil“, daß es aus leßteren Grunde nicht verhindert 
jei, abzufegeln, wie es fonft geichehen wäre „and that they were there 
fore bound, by the duties of neutrality, to prevent by force an arms- 
ment so equipped from disembarking, even in the Queen of Portugals 
dominions.“ 

Die „Alabama” und der „Oreto”, Die unter gleich falfchen Bor: 
wänden nicht nur abgefegelt, jondern auch in einem Englifchen Hafen 
gebaut waren, wurden nicht nur nicht verfolgt, ſondern auch fpäter in 
Häfen Engliicher Colonien aufgenommen. 

Tab England Hier feine Neutralitätspflicht verlegte, gab es jelbit 
zu, indem es im Bertrage von Wafhington von 1871, Art. 6, als 
Grundlage für den Schiedsſpruch über Entjchädigung Regeln annahm, 
nach welchen jeine Verurtheilung von vornherein fiher war. Dort iſt 
erklärt: 

„A neutral government is bound. 

First, to use due diligence to prevent the fitting out, arming, 
or equipping, within its jurisdiction, of any vessel which it has reason- 
able ground to believe is intended to cruise or to carry on war against 
a power, with which it is at peace, and also to use like diligence to 
prevent the departure from its jurisdiction of any vessel intended to 
cruise or carry on war as above, such vessel having been specially 
adapted in whole or in part within such jurisdiction, to warlike use. 

Secondiy, not to permit or suffer either belligerent to make use 
of its ports or waters as the base of naval operations against the other, 
or for the purpose of the renewal or augmentation of military supplies 
or of arms, or the recruitment of men. 

Thirdly, to exercise due diligencee in its own ports and waters 
and as to all persons within its jurisdiction, to prevent any violation 
of the foregoing obligations and duties.“ 

Temgemäß ward England vom Genfer Schiedögeriht 1872 zu 
einer Entihädigung von 15'/s Millionen Dollar in Gold für die 
„differences growing out of the acts committed by the several vessels, 
which have given rise to the claims generically known as the Alabama- 
Claims“ verurtheilt.?) 

Inzwiſchen ift auch die Englifche Geſetzgebung verbefiert. 1807 
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wurde eine Commiſſion zur Nevifion der Neutralitätögefee eingeſetzt, 
welche ihre Vorichläge mit dem Schlußmwort begleitete (Report p. 7): 
„We are of opinion that if the foregoing recommendations should be 
adopted, the municipal law of this Realm available for the enforcement 
of neutrality, will derive increased efficiency, and will so far as we 
see, have been brought into full conformity with your Majesty’s inter- 
national obligations.* Die Bejtimmungen der Acte vom 9. Auguft 1870: 
„An Act to regulate the conduct of H. M.s' subjects during the 
existence of hostilities between foreign States with which H. M. is at 
peace“ find denn auch jo jtrenge wie möglich, nicht blos die Ausrüstung, 
jondern auch der Bau von Schiffen ijt verboten unter den Titel: „Illegal 
Shipbuilding and illegal expeditions“. Jede Perſon ift ftrafbar, Die 
1. builds or agrees to build, or causes to be built any ship with intent 
or knowledge, or having reasonable cause to believe that the same 
shall or will be emploved in the military or naval service of any foreign 
state at war with any friendly power, 2. ebenjo Jeder, der in derfelben 
Anjicht „equips any ship“. und endlid 3. Seder, der „dispatches or 
eauses to be despatched any ship“ oder 4. „issues or delivers any 
eommission for any ship,“ das fo gebraucht werden jol. Tas Zumibder- 
handeln foll mit Geld- und Gefängnißftrafe belegt werden, das Schiff 
der Krone verfallen fein, endlich) wird sub JO jede Verftärfung der Aus- 
rüjtung unter Strafe geftellt. 

Tiefe Beltimmungen wurden wörtlih der Neutralitätderklärung 
Englands vom 9. Auguft 1870 einverleibt (Staats-Ardiv, 19. Beil., S. 40) 
und obwohl die in Art. 6 des Vertrages von Waſhington ausgeiprochene 
Abſicht der Gontrahenten, die aufgeitellten Regeln nicht nur in Zukunft 
zu beobachten, fondern jie auch zur Kenntniß anderer Scemädhte zu 
bringen „and to invite them to accede to them“. ſich nicht verwirklicht 
bat, fann dieſe frage durch jenen großen internationalen Proceß und 
jeine Folgen als völferrechtlich erledigt angenommen werden. 

Temzufolge lich die Teutiche Regierung 1881 die in Kiel gebauten 
Kriegsſchiffe „Diogenes“ und „Sokrates“ mit Beichlag belegen, als der 
Verdacht vorlag, daß jie in dem legten Kriege zwiichen Beru und Chile 
gebraudht werden follten, und verbot bei Beginn des Streited zwiſchen 
Frankreich und China, dak ein für letzteres in Stettin gebautes Schiff 
von Teutihen Mannichaften nad) Titafien geführt werde. Ebenſo unter- 
jagte England gemäß der Rule 2, welche die „augmentation of military 
upplies“ verbietet, im Franzöſiſch⸗Chineſiſchen Kriege, nachdem es in 
Widerſpruch mit der Behauptung Frankreichs, daß es jih nur „en «tat 
le represailles“ befinde, anerkannt Hatte, daB ziviichen beiden Mächten 
der Kriegszuſtand beitche, deren Schiffen, in Engliichen Häfen Kohlen ein- 
‚unehmen. (Instructions to Governors of Eastern Colonies. Corresp. p. 12.) 
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1) Das Franzöfiiche Geſetz, Art. 84 und 85 des Code penal, läßt bei er- 
folgter Verlegung der Entjcheidung der Gerichte weiten Spielraum; erfordert wird: 
1. que l’action soit hostile, 2. que l’action n’ait pas et& approuvee par le 
gouvernement, 3. que la France par l'action ait et& exposee a une declaration 
de guerre ou des Francais exposees à des represailles. (Phil lim ore III. p. 279. 

2) Bgl. Geffcken, Die Alabamafrage, 1872. 
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Da der Neutrale ſich jeder Hülfeleiſtung an beide Kriegführende 
enthalten muß, verjteht es fich von felbit, daß die Regierung bdenjelben 
weder unmittelbar noch mittelbar Waffen, Munition, Lebensmittel, Gelb 
oder irgend etwas, was ihre Streitkraft vermehrt, liefern oder überlafien 
darf. 1825 verkaufte die Schwediſche Regierung drei Fregatten an ein 
Englijched Haus, welches für das damals in Aufitand gegen Spanien 
befindliche Mexico unterhandelte. Auf die Beſchwerde Spaniens made 
die Regierung, der die Beſtimmung diefer Schiffe unbekannt geweſen 
war, den Kauf mit einem erheblichen Opfer rüdgängig. Anders haben 
die Vereinigten Staaten 1870 gehandelt, indem fie Frankreich Waffen 
verfauften, was ein Amerikaniſcher Jurift Yieber, neben dem Alabama 
fol, al3 „la plus grande infraction au droit des gens que l’histoire 
connaisse“ bezeichnet hat. (Revue de droit intern.. 1872, IV., p. 462) 
Der Congreß Hatte durch Acte von 1868 den Verlauf der nah Be 
endigung des Bürgerfrieged überjchüfjigen Waffen verfügt. Am 24. Cr 
tober 150 meldete der Britiihe Gejandte in Walhington feiner Ne 
gierung, daß der Franzöliihe Tampfer ‚St. Zaurent” am 20. October 
mit einer Ladung Waffen und Munition don New-York nach Havre 
abgegangen jei, von denen ein großer Theil in den Arjenalen der Ber 
einigten Staaten gelauft jei: „Of this there can be no doubt; indeed it 
is notorious. A great number of the arms have been brought in barges 
directly from the arsenals at Governor's Island and the Navy Yard at 
Brooklyn and transferred to the French steamers. The payment for 
arms for the French government are made through their Consul at 
New-York. Nachdem er Hinzugefügt, daß weitere Verkäufe bevorjtehen, 
bemerft der Gejandte: „The Government consider themselves not bound 
to ascertain. whether these arms are purchased for the use of either 
of the belligerents, Prussia or France. It cannot be doubted however. 
that the circumstances of the war between these two powers has in- 
stigated the choice of this particular moment for offering arms for 
sale, the Government being desirous of getting rid. to the best ad- 
vantage. of the useless arms remaining from the late war. and of con- 
tinuing in activity their armory at Springfield in Massachusetts at as 
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little expense as possible.“ Nach den Discuſſionen über die NRefolution 
Sumner im Congreß 1872 und im Proceß Place iit es weiter feit- 
gejtellt, daß Amerikanische Beamte Franzöſiſchen Agenten nicht nur alte 
Gewehre, jondern auch Waffen, welche fie betrachteten „as good for 
service and fit to be delivered to our own troops for use“, Darunter 
24000 neue Gewehre mit der für diefe ausdrüdlich hergeitellten Munition 
an Agenten des (rouvernement de la defense nationale verfauft haben. 
In dem Bericht der Unterſuchungs-Commiſſion des Senates über den 
Berfauf von Kriegsmunition Ceitend der Regierung der Vereinigten 
Staaten in dem am 30. Juni 1871 abichließenden Redinungsjahre, 
wird behauptet, daß, da die Regierung ſolche Verkäufe vor dem Kriege 
zwilchen Frankreich und Deutjchland begonnen, fic berechtigt gemefen, 
dieje Operationen während des Krieges fortzufegen, und in der Stadt 
Waſhington jede beliebige Menge von derartiger Munition an Friedrich 
Wilhelm oder Louis Napoleon (!) perfönlich verkaufen und liefern konnte, 
ohne die Neutralitätspflichten zu verlegen, vorausgeſetzt, Daß diefe Ver- 
fäufe in gutem Glauben und ohne irgend welche Abſicht Itattgefunden, 
den Kampf zu beeinfluffen, jondern nur in Berfolg des gefeglichen 
Planes der Regierung, ihre überſchüſſigen Waffen und Kriegsmunition zu 
verfaufen. (Revue de droit intern., p. 466.) 

Es ijt nur nöthig, dieſe Thatjachen und die frivole Beihönigung 
derjelben zu citiren, um die grobe Verlegung der Neutralität Zeiten 
der Amerikaniſchen Regierung feitzuitellen, und mit Recht fagt Hall 
p. 956: „The vendor of munitions of war in large quantities during 
the existenee of hostilities knows perfectlv well that the purchaser ınust 
intend them for use of one of the belligerents, and a neutral govern- 
ment is too strietlvy bound to hold aloof from the quarrel to be allowed 
to seek safety in the quibble that the precise destination of the articles 
bought has not been disclosed.” Es iſt daher im hohen Grade be- 
tremdlich, daß die Norddeutiche Regierung ſich deshalb nicht in Wafhington 
beichwert hat. v. Kuſſerow hat dies durch den Art. 15 des Vertrages 
von 1799 zwiſchen den Vereinigten Staaten und Preußen, der durch den 
Art. 12 des Vertrages von 1823 erneut wurde, zu erklären gelucht, 
wonad die Contrebande unter neutraler Flagge nicht weggenommen und 
verurtbeilt werden „de maniere a entrainer la perte de la propriete 
des individus.“ jondern nur gegen Gntichädigung für den durch die Weg: 
nahme verurfadhten Verluſt feitgehalten werden fann. Er ſchließt daraus, 
daß „la diplomatie Allemande ne pouvait pas se plaindre a Washington 
au sujet des armes et d’autres inunitions de guerre que les Americains 
ont ouvertement vendus aux Francais“. Aber dies Argument it unzu- 
treffend, denn der Doppeliinnige Ausdruck „les Americains” konnte nie 
mals Die Regierung der Vereinigten Staaten deden. Im Gegentheil 
bat der Vertrag von 1785 die genannte Beltimmung ausdrüdlich be: 
ſchränkt auf „la propriete des individus.” Tie Thatiache der Neu: 
tralitätöverlegung bleibt aljo im vollen Umfang unzweifelhaft beitehen. 
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wichtiger jein können, als Waffen und Munition. Welche Autorität 
aber Toll feftjegen, was im concreten Falle als Contrebande zu betrachten 
iet? Für die Wegnahme thun dies die friegführenden Theile, und Die 
Neutralen unterwerfen fi) dem, jo lange fie nicht eine offenbare Un⸗ 
billigkeit in den Vorſchriften finden. Wenn aber ein neutraler Staat 
die Ausfuhr 3. B. von Kohlen verböte, jo würde derjenige Kriegführende, 
der telbit Kohlen hat, damit zufrieden fein; der, welcher feine hat, Flagen, 
daß dies eine Begünitigung des Feindes jei. Man könnte aljo nur 
durch internationale Llebereinkunft eine Liſte der Gontrebande aufitellen; 
aber dieje würde niemals definitiv fein können, da die Erfindungen der 
Chemie und Mechanik jtets neue Artikel bringen, welche zur Kriegführung 
taugen. Hälſchner, der eine folche internationale Lijte verlangt,°) will 
nur direct und unbedingt zum Kriegsgebrauch bejtinmte Artikel darunter 
begriffen wilfen, weder die zweifelhaften, wie Noblen, Pferde, Lebens⸗ 
mittel, noch die Beförderung bewaffneter oder ſonſt im Dienft einer 
Ktriegspartei jtehender Perſonen und der Kriegsdepeichen. Es Tiegt aber 
auf der Hand, daß eine Beförderung folder unter Umſtänden viel 
wichtiger für einen der Kriegführenden jein kann, alſo viel nacdhtheiliger 
für den andern, ald der Anfauf von Pulver und Gemwehren. 

Selbſt aber, wenn eine folche internationale Uebereinkunft erzielt 
wird, wie will man fie durchführen? 

Man kann dafür nicht, wie Hälſchner thut, auf den Vertrag von 
(England und Dänemark von 1670 vermweiien,®) durch den die Contra: 
henten ſich verpflichten, die Ausfuhr zu verbieten und die Verlekung des 
Verbots jtrenge zu jtrafen, und fragen, ob es denn für England un: 
möglich jein jolle, eine Pflicht auf fich zu nehmen, der es ſich vor zwei 
Jahrhunderten unterzogen? Wie fann man den Handel jener Jeit mit 
dem unjerer Zeit vergleichen? In Heinen continentalen Staaten, wir 
Schweiz und Belgien, läßt ſich die Ausfuhr leicht überwachen: aber man 
denke ih dag Verbot auf ein Yand wie England angewendet, das 
eigentlich gar feine Grenzen, aber unzählige Häfen hat, oder auf eine Küſte 
mie die der Pereinigten Staaten, und auf einen ſo coloflalen Verkehr 
mit dem Auslande, wie dieje beiden Staaten haben. Treffend hat Yord 
Granville die Schwierigkeit der bei ſolchem Verbot abiolut noth- 
wendigen Controle in feiner Antivort hervorgehoben. „Heute — ſagt er —- 
ift die Ausfuhr offen und jede Büchſe, die aus dem Yande geichaftt 
wird, kommt ſowohl zur Renntniß von Ew. Ercellenz, als die Regierung 
davon hört. Merböte nıan die Ausfuhr, jo mwiürde jie heimlich betrieben. 
Teer Charakter einer Yadung jomohl, wie die Beſtimmung des Fahrzeuges 
würde geheim gehalten. Man müßte das ganze (Erportinitem ündern, 
denn heute erhalten die Zollbehörden meiſt nur Bericht von den Ab— 
jendern, wenn das <chiff abgegangen ift, weil die erſte Zorge iſt, mög— 
lichſt raſch zu verichifien. Man müßte ein koitipieliges, verwideltes und 
forſchendes JZollſyſtem einführen und die ganze Sache würde allerdings 
den Gewinnſt gewiſſer Kaufleute mindern, für deren Verfahren I. Majeſtät 
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wegzunehnen; brachten aber Engliſche neutrale Schiffe Kohlen, jo 
handelte e3 ih nicht um Ausfuhr von Contrebande, wozu Stein- 
fohle nur fehr bedingt gehört, nach den offenen Häfen der Arieg- 
führenden, jondern die Schiffe, welche der Flotte Kohlen brachten, 
machten fi) zu ihren ZTrangportichiffen, und dies erllärten die Kron- 
juriften mit Recht als eine Verlegung der Neutralität, jo gut, wie 
wenn zu Sande von neutralem Gebiet ein Proviantzug an einen 
Kriegführenden abgejendet würde. Der Attorney- General erklärte auf 
eine Anfrage am 29. Zuli 1870: „Die Regierung ijt nicht vor- 
bereitet, auf Grundlage der Königlichen Proclamation Kohlenſchiffe in 
Britiihen Häfen anzuhalten, ausgenommen, wenn fie Vorrathsſchiffe 
(store vessels) im Dienſte der Sriegführenden find.” Im Ameri- 
- Tanifhen Bürgerfriege verfügte analog Lord Ruſſell, daß die Zu- 
fuhr von Kohlen an die Striegführenden in Europäiſchen Häfen er- 
laubt fei, nicht aber in Naſſau durh Schiffe, die vom Amerikaniſchen 
Marineminifteriun zu dem Zweck an den dortigen Amerifanifchen Eonful 
gelandt feien. 

Lord Granville ſprach bei Gelegenheit dieſes Schriftwechfels feine 
Bereitwilligkeit aus, nach Beendigung des Krieges gemeinfam mit anderen 
Mächten zu berathen, ob es möglich fei, über die Frage der Waffen⸗ 
ausfuhr feftere Regeln aufzujtellen, bemerkte aber, daß er wenig Hoff- 
nung babe, zu einem praftifchen Ergebniß zu gelangen. Dieſer Zmeifel 
war gewiß begründet, und wenn Graf Beuft in feiner Depefche vom 
10. März 1872 meldete, Fürſt Bismard werde den im Vertrage von 
Waſhington vereinbarten Neutralitätsregeln nur beitreten, wenn dad 
Berbot der Ausrüftung von Schiffen auf die Ausfuhr von Waffen aus 
gedehnt werde, fo hatte diefe Forderung nicht die geringfte Ausficht auf 
Erfolg, da weder England, noch Amerika je darauf eingehen werden, 
legtere8 vielmehr, wie oben erwähnt, ſich noch 1372 ausdrüdlich dagegen 
verwahrt hat. Indeß aud) wenn man, hiervon abgejehen, die Frage 
jelbft unparteiifch prüft, fo wird man zu dem Ergebniß kommen, daß 
die Forderung dieſes Verbotes undurhführbar und unbillig ift. 

An Sich Stärkt jeder Handel der Neutralen mit den Kriegführenden 
die Hilfsquellen der leßteren mehr oder weniger, weshalb ja aud die 
feindlichen Häfen blofirt werden, und zwar ftärkt der wichtigfte Handel 
naturgemäß am meiften, hätte England 3. B. 1870 die Einfuhr Fran 
zöfiicher Weine oder Seide verboten, fo hätte e8 Frankreich unzweifelhaft 
mehr gejchadet, als wenn es verboten hätte, ihm Waffen zu jchiden. 
Soll nun allein der Handel mit Contrebande nicht nur von den Krieg 
führenden gehindert, fondern auch von den Neutralen verboten werden, 
jo entiteht fogleich die Frage, welche Artifel darunter fallen? Belanntlid 
iſt es noch nicht gelungen, eine erjchöpfende begriffliche Definition von 
Eontrebande aufzustellen, weil unter Umftänden Dinge, die an ich eben 
ſowohl zum friedlichen Gebrauch dienen, wie 3. B. Kohlen, Pferde, 
Lebensmittel u. ſ. w. unter Umftänden für die Kriegführenden weit 
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wichtiger fein können, als Waffen und Munition. Welche Autorität 
aber ſoll feitfegen, was im concreten Falle ald Contrebande zu betrachten 
ſei? Für die Wegnahme thun dies die Friegführenden Theile, und die 
Heutralen unterwerfen ſich dem, jo lange fie nicht eine offenbare lin- 
billigfeit in den Vorſchriften finden. Wenn aber ein neutraler Staat 
die Ausfuhr 3. B. von Kohlen verböte, fo würde derjenige Kriegführende, 
der jelbit Kohlen hat, damit zufrieden fein; der, welcher feine bat, Elagen, 
daß dies eine Begünftigung des Feindes ſei. Man könnte aljo nur 
durch internationale Uebereinkunft eine Lifte der Gontrebande aufftellen; 
aber dieje würde niemals definitiv fein können, da die Erfindungen der 
Chemie und Mechanik ftet3 neue Artikel bringen, welche zur Kriegführung 
taugen. Häljchner, der eine folche internationale Lifte verlangt,?) will 
nur direct und unbedingt zum Kriegsgebrauch beftimmte Artikel darunter 
begrifien willen, weder die zweifelhaften, wie Kohlen, Pferde, Lebens» 
mittel, noch die Beförderung bewafineter oder fonft im Dienft einer 
Kriegspartei jtehender Perſonen und der Kriegsdepefchen. Es liegt aber 
auf der Hand, daß eine Beförderung folder unter Umſtänden viel 
wichtiger für einen der Kriegführenden fein kann, alfo viel nacdhtheiliger 
für den andern, als der Ankauf von Pulver und Gewehren. 

Selbft aber, wenn eine ſolche internationale Uebereinkunft erzielt 
wird, wie will man fie durchführen? 

Dan kann dafür nicht, wie Hälſchner thut, auf den Vertrag von 
England und Dänemarf von 1670 verweifen,®) durch den die Gontra- 
benten fich verpflichten, die Ausfuhr zu verbieten und die Verlebung des 
Berbots ftrenge zu jtrafen, und fragen, ob e8 denn für England un- 
möglich fein folle, eine Pflicht auf fich zu nehmen, der es ſich vor zwei 
Jahrhunderten unterzogen? Wie kann man den Handel jener Seit mit 
dem unferer Zeit vergleihen? In Heinen continentalen Staaten, tie 
Schweiz und Belgien, läßt fih die Ausfuhr leicht überwachen; aber man 
dente fi das Berbot auf ein Yand wie England angewendet, das 
eigentlich gar keine Grenzen, aber unzählige Häfen hat, oder auf eine Küſte 
mie die der Vereinigten Staaten, und auf einen jo colofjalen Verkehr 
mit dem Auslande, wie dieſe beiden Staaten haben. Treffend hat Yord 
Granville die Schwierigkeit der bei ſolchem Verbot abfolut noth- 
wendigen Sontrole in feiner Antwort hervorgehoben. „Heute -— jagt er --- 
iſt die Ausfuhr offen und jede Büchfe, die aus dem Vande geſchafft 
wird, fommt fowohl zur Kenntniß von Ew. Ercellenz, als die Regierung 
davon hört. Rerböte man die Ansfuhr, jo würde fie heimlich betrieben. 
Der Charakter einer Yadung jomwohl, wie die Beſtimmung des Fahrzeuges 
würde geheim gehalten. Man müßte das ganze Erportinitem ündern, 
denn heute erhalten die Zollbehörden meiſt nur Beriht von den Ab- 
iendern, wenn das Schiff abgegangen ift, weil die erſte Zorge iſt, mög- 
lichſft raſch zu verſchiffen. Man müßte ein Eoltipieliges, vermwidelter und 
torfchendes Zollinftem einführen und die ganze Sache würde allerdings 
den Gewinnſt gemwiller Kaufleute mindern, für deren Berfahren J. Majeität 
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ſei. Wenn gelagt it, Heffter und Bluntſchli ſprächen ſich in 
„dieſem Sinne“ aus, jo ift dies durchaus unrichtig. Eriterer jagt $ 148: 
„Es kann daher feine Regierung, den Fall ausdrüdlicher Vertragsver 
bindlichkeit ausgenommen, dafür verantwortlid) gemacht werden, wenn 
einzelne ihrer Interthanen in der einen oder anderen Weiſe an einem 
fremden Kriege theilnehmen, wenn fie fih mit einer Kriegöpartei in 
Lieferungs- nnd Darlehens-Geſchäfte einlafien,” und 8 161: „Der Ber- 
fauf (von Contrebande) an und für fich allein kann zwar von einem 
neutralen Staate jeinen eigenen Angehörigen unterjagt tverden; allein 
durch Leberfchreitung dieſes Verbot? macht fi der Einzelne nur feinem 
Staate verantwortlich, der Kriegführende felbft hat feinerjeits feine Be 
fugniß, die Contravention zu ahnden.” Bluntſchli, der fich in jeiner 
Nectoratörede vom 22. November 1870, offenbar unter dem Eindrude 
des damaligen Waffenhandelg, Hinfichtlich des geltenden Rechtes jehr un- 
beftimmt ausſprach, fagt in feinem Völkerrecht (765): „Wenn aber Privat: 
perfonen ohne die Abficht der Kriegshülfe lediglich in Form des Handels. 
gefchäftes Waffen oder Kriegsmaterial an einen kriegführenden Staat 
veräußern, jo laufen fie zwar Gefahr, daß dieſe Gegenftände als Krieg: 
contrebande von der Gegenpartei weggenommen werden, aber durch die 
Duldung des Handelsverfehrs mit Kriegscontrebande wird bie neutrale 
Haltung des Staates, von dem aus jener Verkehr betrieben wird, nicht 
verlegt. — Der neutrale Staat hat feinen Grund, die Lieferung von 
Kriegscontrebande auch feinerjeit3 zu hindern.“ Nur jekt (76H 
Bluntihli dann Hinzu: „Der neutrale Staat ift verpflichtet, Waffen 
jendungen im Großen, welche nad) den Umständen als Kriegshülfe er 
jcheinen, auf jeinem Gebiete möglichft zu verhindern.” Aehnlich ſagte 
der Nordamerifanifche Anwalt beim Genfer Tribunal, obwohl er grund 
jäglich die Freiheit der Lieferung Seiten? der neutralen Unterthanen an 
erfannte: „A neutral ought not to permit a belligerent to use the 
neutral soil as the main if not the only base of its auxiliary supplies 
(Case, part V.). Es liegt auf der Hand, daß diefe Unterſcheidung nad 
der Mafje der gelieferten Artikel unhaltbar und eine Grenze zwiſchen 
Sendungen im Großen und Kleinen nicht zu ziehen if. Klüber (Eur. 
Völkerrecht, $ 288) bemerkt: „Der Europäifche Völfergebrauch unterfagt 
nicht den Werfauf unmittelbarer Kriegsbedürfniffe an eine feindliche 
Macht oder an deren Unterthunen, wenn dieje auf neutralem Gebiet den 
Einkauf und die Ausfuhr vornehmen.” Ebenfo Schmalz; S. ?%. 
Marguardjen (Trent-Fall S. 37) fagt: „Wenn der neutrale Hanke: 
treibende im eigenen Lande oder fonft auf neutralem Gebiet Waffen un 
Munition an die Agenten der Kriegführenden verkauft, findet der Begrill 
Sontrebande darauf feine Anwendung. Der neutrale Staat mag es 
jolches Geſchäft aus übergroßer Aengftlichkeit vor dem Born eines mäh- 
tigen Kriegführenden verbieten, eine internationale Rechtsvorſchrift dagegen 
beiteht nicht.“ 

Unter auswärtigen Autoritäten ift nahezu feine Meinungsverjchiedenkeit. 
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muß jeine Schiffe auf Contrebande durchſuchen laſſen, er muß die 
nöthigen Vorkehrungen treffen, feine Neutralität nach beiden Seiten zu 
behaupten. Er unterwirft ſich dem, weil er anerfennt, daß der Krieg 
jeine Nothwendigkeiten Hat und er ſelbſt ala Kriegführender Gleiches in 
Anspruch) nehmen würde. Aber man darf diefe Opfer und Pflichten 
nicht dahin fteigern, daß der Neutrale die Arbeit thun ſoll, welche Sadıe 
der Rriegführenden ift; nicht fordern, daß er eine Aufgabe übernehme, 
welche die betreffenden Kriegsflotten zu erfüllen haben. Mit dem gleichen 
Recht wie das Verbot der Waffenausfuhr kann man auch fordern, daß 
er feine Handelöfchiffe Hindere, nad einem blofirten Hafen zu Tegeln, 
jo daß dann der Sriegführende eigentlih kaum eine Blofade aufrecht zu 
halten brauchte, und überhaupt verlangen, daß die Unterthanen der 
Neutralen denfelben Vorjchriften unterworfen fein follen, welche für die 
der Kriegführenden beftehen. Jeder Fortichritt in der Entwidelung des 
Kriegs⸗Völkerrechts Hat die Richtung der fefteren Begrenzung der Rechte 
der Kriegführenden eingehalten; c8 wäre ein vergebliche® Bemühen, nun- 
mehr die Rechte der Kriegführenden in der angegebenen Weiſe ausdehnen 
zu wollen, Englands und Amerikas unbedingt ficherer Widerſpruch ge- 
nügte allein, jeden Verſuch dazu im Keime zu erftiden, es ift nicht 
einmal vom Deutſchen Standpuncte politifch, ſolche Forderungen zu er 
heben, denn wer fann für die Zukunft verbürgen, daß nicht auch wir 
einmal dringend Waffen aus neutralen Ländern zu beziehen wünſchen 
jollten? Die Forderung des Waffenansfuhrverbot3 Geitend neutraler 
Staaten, für welche außerdem von publiciftifchen Autoritäten nur Calvo,') 
ohne indeß die Frage felbjt zu erörtern, eingetreten ift, ift daher ebenjo 
ausſichtslos und innerlich unhaltbar, als die Behauptung, die Ausfuhr 
jei nach bejtehendem Völkerrecht eine Verlegung der Neutralität, aus 
der Luft gegriffen iſt. Vollends verkehrt aber wäre es, die Erfüllung 
diefer unerfüllbaren Forderung, wie v. Kuſſerow will, zur Bedingung 
der Zuftimmung zu anderen wahrhaft wichtigen Reformen des Bölfer: 
rechts, wie die Freiheit des Privateigentbums zur See, zu machen. 


Y Die widtigften jind analyfirt bei Lehmann, Die Zufuhr von Krieg“ 
contrebande-Raaren nad friegführenden Ländern Seitens Neutraler, Kiel 1877. 

” Das Franzöfiiche Gefeg, betreffend „La fabrication et le commerce des 
armes de guerre“ vom 14. Zuli 1860 bejagt IT., Nr. 9: „L’exportation des 
armes ou des pieces d’armes de guerre est libre, sous les conditions deter- 
minces par la loi ou par les r«eglements d’administration publique.. Neanmoins 
un decret imperial peut interdire cette exportation par une frontiere, pour 
une destination et pour une duree determinee. Des decrets designerout les 
bureaux de douane par lesquels l’exportation peut s’operer.“ Bei theilmweijem 
Verbot der Ausfuhr jind „acquits A caution“ auszuftellen, „dechargss à l’arrivee 
par les consuls“. 

" „If I have wrested my enemys sword from his hand, the bystander 
who furnishes him with a fresh weapon can have no pretence to be con- 
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sidered as a Neutral in the contest“ (Letters of Sulpicius p. 26). Dies trifft 
wieder die Sache nicht, ſofern nicht der neutrale Staat dabei im Spiele ift, denn 
das Völferreht räumt ausdrücklich den Kriegführenden das Recht ein, den be- 
treffenden neutralen Untertanen ad hoc als nicht neutral zu behandeln und ihm 
die Sache wegzunehmen. 

* Daß England in feiner Weutralitätäproclamation vom 15. Juli 1870 
den Transport von Gontrebande als „völferrechtlich unftatthaft” bezeichnet habe, 
wie Lehmann S. 51 fagt, ift ungenau; es ift nur bemerkt, daß derfelbe der 
Regnahme unterliege. 

° Der Deutih-Franzöfiiche Krieg und das Völkerrecht: Deutiche Blätter, 
1872, ©. 280. 

6) Ebenda 277. 

‘- Examen des trois regles 1874. Vrojet, Art. 5, 3. 


$ 153. 
Kriegsdarlehen der Neutralen. 


Bei Weiten einfacher liegt die Sache mit Tarlehen der Reutralen 
an Kriegführende. Auch bier verſteht es fich von jelbit, daß joldhe 
Seitens der neutralen Regierung ausgeſchloſſen find. Die Unterfcheidung, 
die Battel macht (1. III., chap. 7, $ 110): „Tant qu’il parait que 
eette nation prete son argent uniquement pour s’en procurer liint«ret 
elle peut en disposer librement et selon sa prudence, sans que je sois 
en droit de me plaindre. Mais si le pret se faisait manifesteinent 
pour mettre un ennemi en ctat de mattaquer. ce serait concourir a 
me faire la guerre* ift unbhaltbar. Jedes Tarlefen, mag man dafür 
nod jo Hohe Zinjen bedingen, Hilft einem Kriegführenden und fchadet 
jeinem Gegner. Tie Unterthanen des neutralen Staates dagegen können 
ihr Geld gleichmäßig beiden Kriegführenden leihen. Tas von Philli- 
more (IM. p. 248) angeführte Urtheil eines Engliſchen Gerichtshofes 
von 1824 hielt es nur für unftatthaft, ohne bejondere Erlaubniß der 
Regierung „for persons residing in this country. to raise money by way 
of loan. for the purpose of supporting subjects of a foreign state in 
arıms against a government in alliance with our own”. Indeß die Kron- 
juriften, die damals in Uebereinftimmung mit diejem Urtheil anerfannten, 
daß .„subscriptions for the use and avowedly tor the support of one of 
two belligerents by individual subjects of a governinent professinz and 
maintaining neutrality. are inconsistent with that neutrality”. erflärten 
doch, „that a foreign swovernment would not be entitled to consider such 
subscriptions as constituting any act of hostilitv on the part of the 
British Government,” und gaben zu, daß „a prosecution against the 
individuals concerneıl in such a measure” nicht erfolgreich fein werde, 
erwähnten auch, daß ähnliche Unterzeichnungen früher jtattgefunden, ohne 
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wegzunehmen; brachten aber Englifhe neutrale Schiffe Kohlen, jo 
handelte es fih nit un Ausfuhr von Contrebande, wozu Stein 
fohle nur fehr bedingt gehört, nach den offenen Häfen der &rieg- 
führenden, fondern die Schiffe, welche der Flotte Kohlen brachten, 
machten ſich zu ihren Transportſchiffen, und dies erklärten die Kron⸗ 
juriften mit Recht als eine Verlegung der Neutralität, fo gut, wie 
wenn zu Lande von meutralem Gebiet ein Proviantzug an einen 
Kriegführenden abgefendet würde. Der Attorney- General erklärte auf 
eine Anfrage am 29. Zuli 1870: „Die Regierung ijt nidt vor 
bereitet, auf Grundlage der Königlichen Proclamation Kohlenſchiffe in 
Britifhen Häfen anzuhalten, ausgenommen, wenn fie Rorrathaidifie 
(store vessels) im Dienſte der Sriegführenden find.” Im Amer. 
. Tanischen Bürgerfriege verfügte analog Lord Ruffell, daß die Zu 
fuhr von Kohlen an die Kriegführenden in Europäiſchen Häfen er- 
laubt fei, nicht aber in Naflau durch Schiffe, die vom Amerikaniſchen 
Marineminifterium zu dem Zweck an den dortigen Amerikaniſchen Eonjul 
geſandt feien. 

Lord Granville Sprach bei Gelegenheit dieſes Schriftwechſels feine 
Bereitwilligteit aus, nach Beendigung des Krieges gemeinfam mit anderen 
Mächten zu berathen, ob e3 möglich fei, über die Frage der Waffen⸗ 
ausfuhr feitere Regeln aufzustellen, bemerkte aber, daß er wenig Hol- 
nung babe, zu einem praftifchen Ergebniß zu gelangen. Diefer Zweifel 
war gewiß begründet, und wenn Graf Beuft in feiner Depefche vom 
10. März 1872 meldete, Fürlt Bismard werde den im Vertrage von 
Wafhington vereinbarten Neutralitätsregeln nur beitreten, wenn das 
Verbot der Augrüftung von Schiffen auf die Ausfuhr von Waffen aus 
gedehnt werde, jo hatte diefe Forderung nicht die geringfte Ausſicht auf 
Erfolg, da weder England, nocd Amerika je darauf eingehen werden, 
legtere3 vielmehr, twie oben erwähnt, fich noch 1872 ausdrüdlich dagegen 
vertvahrt hat. Indeß auch wenn man, Hiervon abgejehen, die Frage 
jelbft unparteiifch prüft, fo wird man zu dem Crgebniß kommen, dab 
die Forderung dieſes Verbotes undurdhführbar und unbillig ift. 

An fich ſtärkt jeder Handel der Neutralen mit den Kriegführenden 
die Hülfsquellen der leßteren mehr oder weniger, weshalb ja aud bie 
feindlichen Häfen blofirt werden, und zwar ftärft der wicdhtigfte Handel 
naturgemäß am meilten; hätte England 3. B. 1870 die Einfuhr gran 
zöfifcher Weine oder Seide verboten, jo hätte e8 Frankreich unzweifelhaft 
mehr gefchadet, al3 wenn es verboten hätte, ihm Waffen zu jchiden. 
Soll nun allein der Handel mit Contrebande nicht nur von den Krieg: 
führenden gehindert, fondern auch von den Neutralen verboten werden, 
jo entſteht fogleich die Trage, welche Artikel darunter fallen? Bekanntlich 
ift es noch nicht gelungen, eine erjchöpfende begriffliche Definition von 
Contrebande aufzuftellen, weil unter Umſtänden Dinge, die an fidh eben 
jowohl zum friedlichen Gebrauch dienen, wie 3. B. Kohlen, Pferde, 
Lebensmittel u. j. w. unter Umpftänden für die Kriegführenden weit 
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Regierung ebenfowenig Sympathien Hat, als Em. Ercellenz, aber aud 
dem unjchuldigen Geſchäfte unendliche Zögerung und Beitverluft verur- 
ſachen. Em. Excellenz wollte nicht das Geſchäft mit neutralen Mächten 
itören, allein wie könnte man das vermeiden? Ein Schiff mit verbotener 
Fracht würde jtet3 eine neutrale Beitimmung zur Schau tragen, und 
ohne Störung des Handel3 mit den Neutralen wäre Diejelbe nicht zu 
entdeden. Großbritannien hat feine Grenze. Ein Schiff, das feine 
Häfen verläßt, kann jteuern, wohin e8 will. Ew. Excellenz hat vorge: 
ſchlagen, man möge einen Schein von dem Verſchiffer fordern; aber ab- 
gejehen davon, daß eine ſolche Maßregel ungemein drüdend fein würde, 
wäre fie doch in der leichteften Weile zu umgehen, und man müßte fie 
außerdem fogar mit den Küftenfahrern treffen.” 

Es iſt ſchwer, dagegen etwas einzumenden, das Verbot würde ſteis 
umgangen werden, indem man die den SKriegführenden beftimmte Gontre- 
bande nach den Häfen angrenzender Länder führt, von wo fie zu Lane 
ihre Beitimmung erreicht, fo geſchah es 1854—55 mit den für Rußland 
beſtimmten Waaren, die nad) Haparanda, der Schwediſchen Grenzftatt, 
oder durch Preußen gingen; jo mit den für die Südftaaten beftimmten 
Zransporten, die oftenfibel nach) Matamoras und Naſſau gefandt wurden; 
die Klagen über mangelhafte Ausführung und Umgehung bes Verbots 
würden fein Ende nehmen. Die lebte Confequenz würde fein, daß alle 
Staaten die Ausfuhr von Contrebande verbieten müßten, jobald irgendwo 
ein Krieg ausbricht, denn fobald ınan Ausnahmen macht, ift der Im- 
gehung die Thüre geöffnet. 

Was nun aber die Siriegführenden betrifft, fo kann man fragen, 
worin liegt der Alnterjchied dazmijchen, einer Nation zu helfen, fi 
friegsbereit zu machen, und ihr zu helfen, einen begonnenen Krieg fort 
zuführen? Ein Verbot nach Ausbruch des Krieges würde thatjächlidh nur 
immer einem derjelben zu Gute kommen und zwar dem, der bei Aus 
bruch des Krieges am beften gerüftet war, was bei der verhälmik- 
mäßigen Kürze der jebigen Maſſenkämpfe von entſcheidender Bedeutung 
it. Die Möglichkeit, dies während des Krieges durch Ankauf von 
Waffen in neutralen Märkten nachzuholen, ift fehr zweifelhaft, fobald fie 
die See zu pafjiren Haben, wo der Gegner fie als ontrebande mweg- 
nehmen Tann; hat derjelbe dies nicht einmal nöthig, indem die Laft, die: 
durch eine viel wirkſamere Eontrole zu hindern, auf den Neutralen ge 
wälzt würde, fo würde die Zage des Mindergerüfteten noch übler. Ale 
Stanten würden dann ihr Bejtreben darauf richten müflen, wegen eine? 
eventuellen Krieges bis an die Zähne gerüftet zu fein, fo daß das Er. 
gebniß nur eine Steigerung des bewaffneten Friedens wäre. 

Es wäre ferner, wenn man durch das Verbot der Ausfuhr von 
Contrebande die neutralen Staaten ſelbſt veranimwortlid für defien Auf: 
rehthaltung machte, jeder Verkauf jolcher Artikel Seitens eines neutralen 
Unterthanen an einen der Kriegführenden ein Bruch der Neutralität, 
aljo ein feindliche Act gegen den anderen Theil, der für den ihm 
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muß feine Schiffe auf Contrebande durchfuchen laſſen, er muß bie 
nöthigen Vorkehrungen treffen, feine Neutralität nach beiden Seiten zu 
behaupten. Er unterwirft ſich dem, weil er anerfennt, daß der Krieg 
feine Nothwendigkeiten Hat und er felbft als Kriegführender Gleiches in 
Anſpruch nehmen würde. Aber man darf diefe Opfer und Pflichten 
nicht dahin fteigern, daß der Neutrale die Arbeit thun fol, welche Sache 
der Kriegführenden ift, nicht fordern, daß er eine Aufgabe übernehme, 
welche die betreffenden Kriegsflotten zu erfüllen haben. Mit dem gleichen 
Recht wie das Verbot der Waffenausfuhr Tann man auch fordern, daß 
er jeine Handelsſchiffe Hindere, nach einem blofirten Hafen zu jegeln, 
jo daß dann der SKriegführende eigentlich faum eine Blofade aufrecht zu 
halten brauchte, und überhaupt verlangen, daß die Unterthanen der 
Neutralen denſelben Vorichriften unterworfen fein jollen, welche für die 
der Kriegführenden beftehen. Jeder Fortſchritt in der Entwidelung de 
Kriegs⸗Völkerrechts hat die Richtung der fefteren Begrenzung der Rechte 
der Kriegführenden eingehalten, es wäre ein vergebliches Bemühen, mn: 
mehr die Rechte der Kriegführenden in der angegebenen Weije ausdehnen 
zu wollen, Englands und Amerikas unbedingt ficherer Widerfprud ge 
nügte allein, jeden Verſuch dazu im Keime zu erftiden;, es ift nidt 
einmal vom Deutſchen Standpuncte politifch, jolche Forderungen zu er 
heben, denn wer Tann für die Zukunft verbürgen, daß nicht aud mir 
einmal dringend Waffen aus neutralen Ländern zu beziehen wünſchen 
jollten? Die Forderung de Waffenausfuhrverbot® Seitens neutraler 
Staaten, für welche außerdem von publiciftilchen Autoritäten nur Ealovo,') 
ohne indeß die Frage ſelbſt zu erörtern, eingetreten ift, ift daher ebenſo 
ausſichtslos und innerlih unhaltbar, als die Behauptung, die Ausfuhr 
jei nach beftehendem Völkerrecht eine Verlegung der Neutralität, aus 
der Luft gegriffen iſt. Vollends vertehrt aber wäre e8, die Erfüllung 
diefer unerfüllbaren Forderung, wie v. Kuſſerow will, zur Bedingung 
der Zuftimmung zu anderen wahrhaft wichtigen Reformen des Böller- 
rechts, wie die “Freiheit des Privateigenthums zur See, zu machen. 


) Die wichtigſten jind analyfirt bei Zehmann, Die Zufuhr von Kriege 
contrebande-Waaren nad) kriegführenden Ländern Seitens Neutraler, Kiel 1871. 

2) Das Franzöfiiche Gejeg, betreffend „La fabrication et le commerce des 
armes de guerre“ vom 14. Juli 1860 bejagt II. Nr. 9: „L’exportation des 
armes ou des pieces d’armes de guerre est libre, sous les conditions deter- 
minees par la loi ou par les reglements d’administration publique. Neanmoiss 
un decret imperial peut interdire cette exportation par une frontiere, pour 
une destination et pour une duree determinee. Des decrets designeront les 
bureaux de douane par lesquels l’exportation peut s’operer.“ Bei theilmeilem 
Verbot der Ausfuhr jind „acquits a caution“ auszuftellen, „döcharges & l’arrivee 
par les consuls“. 

») „If I have wrested my enemys sword from his hand, the bystander 
who furnishes him with a fresh weapon can have no pretence to be cor 
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responsible for all acts committed by that vessel after her departure 
from Melbourne.” Dem geihädigten Striegführenden gegenüber kommt 
es lediglich darauf an, ob die Neutralität verlegt ift, nicht durch welche 
Behörde. 

Tagegen muß noch ausdrücklich Verwahrung eingelegt werben 
gegen einen Saß, welchen das Genfer Schiedsgericht in jeiner Sitzung 
von 15. Juni 1872 über die Verantwortlichkeit der Neutralen auf- 
geitellt hat, nämlich daß die «due diligence, welche die Regeln des 
Art. 6 des Vertrages? von Wajhington vorichrieben: .„oucht to be 
exercisel by neutral (rovernments in exact proportion to the risks to 
which either of the belligerents may be exposed. from a failure to 
fulfil the obligations of the nentrality on their part.” Dies iſt eine 
unzulälfige Vermijchung von Politik und Völkerrecht. Tie Verpflichtungen 
der Neutralität haben mit dem Grade der Gefahr, der ihre Verlegung 
Die Kriegführenden ausjeßt, nicht zu thun. Der Neutrale hat dieje 
Gefahren nicht zu beurtheilen, kann es auch in den wenigjten Fällen, 
and bat nicht dic Aufgabe, die Kriegführenden gegen die Gefahren dee 
Kriegszuftandes zu ſchützen. Indem man eine jolhe Gefahr ald Kriterium 
aufitellt und noch dazu die Abmeſſung derfelben „in exact proportion” 
verlangt, ladet man den Neutralen cine Laſt auf, die fie gar nicht 
tragen können, denn ſie enthält eine unbegrenzte Verantwortlichleit für 
Borfälle, welche ſie vielfach gar nicht ermeilen und controliren können, 
und deren Tragweite gar nicht feitzujtellen it, jo daB cd auch für die 
fpatere Entihädigungspflicdt an jeder feſten Grundlage fchlen müßte. 

Hierauf ging denn auch weientlich der Antrag Hardy's im inter: 
hauje vom 21. März 1875, dab die Regierung, wenn fie gemäß Art. 6 
Des Bertrages von Waſſhington die Drei Regeln desjelben zur Kenntniß 
anderer Seemäcdhte bringen und dieje zum Beitritt einladen würde, ihnen 
ſowohl wie den Vereinigten Staaten erflären möge: „that havinz rerward 
to the oppressive and impractieable character of the oblizations hitherte 
unknown to international Jaw. which would be imposed upon neutral 
nation» tlırougli the interpretation placel by the Tribunal of Geneva 
upon the tlıree rules in the Gib Art. of the tieats of Washinzten and 
of npen the principles of international law with the respect to the duties 
of nentrals in connexion with the subjeet-matter of the said rules — 
H. M.'s dissent from the prineiples set tert I the Tribunal as basis 
of their award, principles which. by undul enlarzinz the richt of 
beilizerent powers againet neutrals, wenld disconrage in the future the 
observanee of nentrality by States desirons of peace Öladitone, 
al3 Tremier-Minijter, erwiderte darauf: „that our rerommendation of 
tbe tlree rules does not carry with it. in whole or in part. in sub- 
stanee or even in shadow. so far as we are voncerned. the recitals of 
the Arbitrators ax beine of any authority in this matter.” ı Times vom 
22. März 187.) 

Tie Richtigkeit dieſer Auffaſſung icheint unbeitreitbar. Nonnte die 
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daß fih Jemand darüber beklagt Habe, jo 1792 und 1793 zu Guniten 
Polens!) Aehnlich erklärte Gladftone am 25. April 1873 bei Ge 
legenheit eines Aufruf® „for subscriptions to support the Carlist rising 
in Spain, that the simple act of contributing or asking for subscriptions 
did not in itself constitute a punishable offence,* bemerkte aber, daß 
er damit nicht jagen wolle, „there were no circumstances under which 
subscriptions of that kind might be taken notice of in proceedings at 
law“ und bezeichnete als ſolche Umjtände „an unlawful conspiracy to 
aid an invasion or in the disturbance of the peace of a foreign country, 
with which H. M. was at amity“ (Phillimore III., Appendix X.). 
In beiden Fällen handelte es fih um die Unterftügung eines Aufftandes 
gegen eine anerkannte Regierung, mit der England im Frieden mar, 
niht um zwei kriegführende Staaten. In lebterem Falle Haben bie 
Vereinigten Staaten ſtets da3 Recht ihrer Bürger zu Darlehen be 
hauptet; jo 1842 dur Webfter. Die Conföderirten wie die Rord- 
ftaaten haben im Amerikaniſchen Bürgerkriege in England ihre Anleben 
aufgelegt, Franfreih wie der Norddeutiche Bund 1870 in London 
Unlehen gefchloffen, und fein neutraler Staat hat fi 1877 der Be 
theiligung feiner Angehörigen an den Ruſſiſchen Orient-Anlehen wiberfeßt. 
Als Frankreih ſich 1854 lebhaft über den Abſchluß eines Ruſſiſchen 
Anlehens beklagte und behauptete, dag Recht der Selbjterhaltung erlaube 
ihm, das zu hindern, denn wer fich an einem Anlehen feines Feindes 
betheilige, gebe ihm die Mittel, daS Blut der Franzöſiſchen Soldaten zu 
vergießen, jo wie der nicht unparteiifch bleibe, der einem von zwei Duellanten 
Geld Teihe, um Piltolen zu kaufen, ja von Preußen und Hamburg ver- 
langte, ſie jollten die Notirung des Anlehens an ihren Börfen unter 
lagen, wies erjteres die als eine unzuläffige Analogie mit Supbfidien 
beitimmt zurüd, und die mit Frankreich verbündete Englifche Regierung 
tbeilte defjen Anficht nicht. 


») Das Edinb. Rev. 1884, p. 278, jagt in Bezug auf diejen Fall: „Tbe 
theory, allthough unimpeachable as a statement of law, is not considered to 
be of sufficient importance to demand the interference of the executire to 
enforce it.“ 


$ 154. 


Berantwortlichfeit und Entſchädigung für Verlegung 
der Neutralität. 


Hat die Verlegung der Neutralität Seitens der neutralen Regierung 
ftattgefunden, jo ift der Fall Far. Der dadurch geichädigte Kriegführendt 
hat das Recht, fie zur Verantwortung zu ziehen, von ihr Entfhädigung 
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anftrengen müffen, welche die Schiffe gebaut Hatten, mit der Wiſſenſchaft, 
dab jie zum Gebrauch eine Kriegführenden beftimmt waren. Nach der 
Erklärung der Kronjuriften war bier das Englifche Geſetz verlegt, und 
zwar ſowohl durch cinen Kriegführenden, als durch einen Engliſchen 
Unterthan, der willen mußte, daß er dies that, indem er durch fein 
-equipping. arming and fitting out” einen neutralen Hafen zur Operations- 
baſis eines Kriegführenden hatte machen Helfen. Aber es geichah denn 
Herrn Laird nichts, ja er durfte ſich im Parlament rühmen, daß er noch 
ein Dutzend „Alabamas“ bauen könne; und als die Regierung ſpäter zwei 
von demſelben Hauſe gebaute Widderſchiffe mit Beſchlag belegte, that fie 
demjelben den Gefallen, fie hernach für fich zu kaufen. 

Was jodann die Genugthuung betrifft, weldhe die neutrale Re- 
gierung dem geichädigten Kriegführenden zu leijten Hat, jo bezieht fie fich, 
wie die des verlchenden Kriegführenden ihr gegenüber, auf die moralifche 
Schuld, daß fie ihre Neutralität hat verlegen laſſen, und auf Entſchädi⸗ 
gung für den erlittenen Nachtheil. Die erftere wird durch Anerkennung 
ißrer Echuld und Ausſprache des Bedauerns über den Vorfall geleiftet. 
©o erklärte die Britifche Regierung im Vertrage von Wafhington, alfo 
eimem völferrechtlichen zweiſeitigen Act, Art. 1, daß „U. Brit. Maj. has 
authorized Her High Commissioners and Plenipotentiaries to express, 
in a friendly spirit. the regret felt by H. M’s. Government for the 
escape, under whatever circumstances of the „Alabama“ anı other vessels 
from British ports and for the depredations committed hy those vessels®. 
Der Erſatz des materiell erlittenen Schadens erfolgt entweder durch 
Directes Ablommen zwiſchen den betreffenden Regierungen, durch Ent- 
ſcheidung einer ad hoc eingefegten Commiſſion oder durch Spruch eines 
won beiden Theilen verabredeten Schiedägerichted, wobei die terms of 
referenve feftgejtellt werden, welche dem Gericht zu unterbreiten jind. 
Sm diefer Beziehung bat die Alabamafrage zwei merkwürdige Incidenz- 
puncte zu Tage gebracht. 

Bei den Berhandlungen in Waihington 1871 beftritten die Eng: 
liſchen Bevollmächtigten, daB ihre Regierung die Neutralität verlegt 
habe, erflärten ſich aber bereit, die ‚srage wegen der Verantwortlichkeit 
des von den Südſtaatlichen Kreuzern veranlaßten Schadens cinem 
Edjiedögericht zu unterbreiten. Tie Amerilaner bemerlten, fie fünnten 
ein foldhes nicht annehmen, wenn nicht vorgängig die Grundſätze feſtge⸗ 
Rellt würden, die für dasjelbe bei Erwägung der Thatjachen maßgebend 
fein follten. Ein derartiges Verlangen, Regeln aufznftellen, die rüd- 
wärts auf die Beurtbeilung vorangegangener Thatſachen angewendet 
werden jollen. war wohl ohne Vorgang in der Geſchichte diplomatifcher 
Berhandlungen. Tie Engliichen Bevollmächtigten erwiderten denn auch, 
daß fie nicht ermächtigt jeien, derartigen Normen tür die Schiedärichter 
zuzuſtimmen, aber bereit jeien, zu erwägen, welche Grundiäge in Zukunft 
maßgebend jein follten. Indeß das Minijterium Gladſtone gab dem 
Amerilanifchen Berlangen vollftändig nach, und fo wurde im Art. 6 nad 
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eommitted by the vessels” jeien. Eine Verjtändigung über dieie Tiffe- 
ren; durch diplomatiiche Verhandlungen zwifchen beiden Theilen gelang 
nit, und während England bei der Behauptung der Jncompetenz des 
Schiedsgerichtes für diefelbe blieb, Löfte leßteres diejelbe Dadurch, daß es 
die Amerikaniſchen Anſprüche in diefer Beziehung abwies. Es erklärte 
am 19. Juni 1872, „daß es nad) jorgfältiger Prüfung der von Amerika 
vorgelegten Gründe zu dem Schluſſe gelangt jei, daß mittelbare Erſatz⸗ 
anſprüche feine Grundlage für die Feſtſtellung einer Pflicht zum Schadens: 
eriag bildeten, die nad völkerrechtlichen Grundjägen aufrecht zu Halten 
wäre, weshalb diejelben jelbft dann durch dag Schiedsgericht Hätten aus: 
geichloffen werden müſſen, wenn zwiſchen den Regierungen darüber feine 
verjchiedene Anficht geherricht Hätte”, worauf der Amerilanifche Vertreter 
erflärte, daß er dieſen Ausipruch als entſcheidend annehme und die 
Vereinigten Staaten nicht mehr auf den erwähnten Anſprüchen beftehen 
würden, welche demnach von der Erwägung für den Schiedsipruch ganz 
ausgefchlofjen werden möchten. Tas Tribunal handelte damit Jicher 
durchaus richtig.” Die indirert claims hatten bejtanden 1. in Forderung 
von Erſatz für die Verfolgung der Züdftaatlichen Kreuzer. das Tribunal 
wies Ddiejelbe ab, „whereas the arts of pursuit are not properlv disting- 
uishable from the general expenses of the war carried on by the United 
States“: 2. Forderung für Verluft wegen erhöhter Verficherungsprämie 
und llebertragung Amerilanifcher Schiffe unter Engliihe Flagge, um 
der Wegnahme zu entgehen; abgewiefen, weil dieje ragen fein Gegen⸗ 
ftand der Entichädigung jeien, „in as much ax they depend in their 
nature upon future and uncertain eontingencies": 3. Erſatz wegen Ver⸗ 
längerung des Strieges; aus demijelben Grunde abgelehnt. 

Materiell waren die Amerikaner, abgeiehen davon, daß fie wenig 
loyal zu den wiederholten Erklärungen der Englifhen Minifter, die in- 
directen Anfprüche jeien auggeichloffen, geſchwiegen, und fie erit in ihrer 
Klageichhriit vorbradhten, entichieden im Unrecht. Daß fie durch die Süd 
ftaatlihen Kreuzer auch großen mittelbaren Schaden erlitten, it um 
zweifelbaft, aber es war unmöglich, denielben jeſtzuſtellen. Tie aufge 
ftellten Forderungen beruhten aut jpeculativen Momenten, über welche 
fi) ewig jtreiten ließ, bei denen aber jchlußgilltige Beweiſe geradezu 
unmöglih waren und Die eben deshalb auch keinen Gegenſtand Tchiede. 
richterlicher Enticheidung bilden konnten. 


8 151. 
Handelsverkehr der Neutralen. A. Am Allgemeinen. 


Der Handel der Neutralen bleibt während Des Nrieges anderer 
Ztaaten grundiäglih frei. Dies gilt unbedingt fur den Handel auf 
neutralem Gebiete ſelbſt und zwiichen neutralen Ztauten. Der Krieg 
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subjects. It would obviously afford no answer on the part of a neutral 
government to a complaint of a belligerent of an infraction of neutralitr 
that its municipal law was insufficient to enable it to insure the obser- 
vance of neutrality by its subjects; the reason being that international 
law, not the municipal law of the particular country gives the onlr 
measure of international rights and obligations. While therefore on 
the one hand, the municipal law, if not co-extensive with the inter- 
national law, will afford no excuse to the neutral, so neither on the 
other, if in excess of what international obligations exact, will aflord 
any right to the belligerent which international law would fail to give 
him.“ (Reasons for dissenting from the Geneva Award, Parl. Papers, 
North America 1873, No. 2, p. 29.) 

Ebenjomwenig ift e8 eine Entjehuldigung für die neutrale Regierung, 
zu jagen, die betreffenden Behörden hätten in der behaupteten Neutralitäte 
verlegung eine jolche nicht gejehen. Die Englifche Regierung anerkannte 
im Wlabamaftreit in ihrer Denkichrift, daß in dem Falle des „Dreto“ 
die VBorausfegung, auf welche Hin der Richter verfahren, nämlich daß 
alle Beweiſe über das, was mit dem Schiffe vor feiner Ankunft in der 
Colonie vorgefallen, nicht in Betracht gezogen werden könnten, irrthüm⸗ 
li fei, meinte aber, es fei immerhin die Entjcheidung des comıpetenten 
Gerichtshofes und daher bindend für die Negierungsbehörben geweſen. 
Allerdings ift dies der Fall, aber damit war die Frage der internationalen 
Berantwortlichleit Englands gegen Amerika nicht befeitigt. Wenn ein 
Gericht ein nachweisbar ungerechtes Erfenntniß abgiebt, jo ift bielet 
freilih für die Landesbehörden bindend, aber die Nation hat hierfür 
einem anderen Staate gegenüber jo gut die Verantiwortlichkeit zu tragen, 
wie für einen formell rechtöfräftigen, aber materiell ungerecdhten Act der 
Legislative. Deshalb erkannte auch das Genfer Schiedögericht im Falle 
des „Dreto” auf Verlegung der Neutralität und Entjchädigungspflidt 
Englandd „whereas the judicial acquittal of the „Oreto“ at Nassau cannot 
relieve Great Britain from the responsibility incurred by her under 
the principles of international law.“ Endlich ift es auch Feine Ent- 
ihuldigung, wenn eine neutrale Regierung behauptet und nachweift, daß 
jene Verlegung nur dadurd) möglid) geworden, daß ihre Behörden von 
dem Schuldigen betrogen jeien, denn die due diligence, zu welcher fie bei 
Erfüllung ihrer Nentralitätspflicht verbunden ift, erfordert, daß fie fich nicht 
betrügen laſſe. Demgemäß erklärte da3 Genfer Schiedögericht: „Wheress 
it results from all the facts connected with the stay of the „Shenandoah” 
at Melbourne, and especially with the augmentation which the British 
(rovernment itself admits to have been clandestinely cffected of her 
force, by the enlistment within that port, that there was negligence on 
the part oft the authorities of that port — the Tribunal decides that 
(Great Britain has failed by omission, to fulfil the duties prescribed Ir 
the second and third of the rules aforesaid, in the case of this same 
vessel, from and after her entrv into Hobson’s Bay. and is therefore 
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feinen Gegner verlafien, auch wenn fie neutrale Eigenthum find, und 
der neutrale Staat ſchützt feine Angehörigen dagegen nicht. Cr ver 
bietet denjelben nicht den Handel mit ſolchen Waaren, aber erklärt 
ihnen, daß wenn fie diejelben an cinen Kriegführenden verjenden, fie 
died auf ihre Gefahr thun und fih der Wegnahme ausſetzen. Hieran 
hat auch die Barifer Seerecht3- Declaration nicht geändert, denn in beiden 
angeführten Sägen ift hinzugefügt: „a l’exception de la contrebande 
de guerre“. 

Eine zweite Bejchränfung des Handels der Neutralen mit dei 
Kriegführenden ijt örtlicher Natur. Um dem Handel feines 
zu fchaden, ſucht der Striegführende die Häfen desfelben zu ph 
indem er durch feine Kriegsichiffe das Ein- und Auslaufen aller 
hindert und beanfprucht, daß die Neutralen diefe Eperrung, Blolabe 
nannt, achten, indem fie nad) blofirten Häfen ſeines Gegners ü 
feine Wuaren jenden, auch nicht folche, die an fi) ganz unjdhuliger 
Natur find. Die neutrale Regierung verhält fich ihrerjeit3 ihren Ar 
gehörigen gegenüber, wie bei der Contrebande. Sie verbietet ihmen ber 
Handel mit blofirten Plätzen nicht, aber fie fagt ihnen, daß fie bemfelber 
auf ihre Gefahr unternehmen und daß fie, fofern die Blokade gewiflen 
Erforderniffen entjpricht, von ihr feinen Schuß zu eriwarten haben, wen 
der Kriegführende ihr Schiff mit feiner Ladung wegnimmt, fobalb da 
jelbe in den blofirten Hafen einzulaufen oder aus demfelben auszulanfer! 
ſucht. Auch diefe Beſchränkung des Handelsverkehrs der Neutralen her 
die Pariſer Derclaration implieite bejtehen Iafjen, indem fie in 4. die 
Erforderniſſe einer rechtskräftigen Blofade feitzuftellen fucht. 

In diefen Beichränfungen des neutralen Handels liegen zwei weiter. 
In Friedenzzeiten darf fein Striegsjchiff ein fremdes Handelsſchiff auf 
hoher See anhalten oder durchjuchen, es fei denn bei begründerem Ber 
dat der Sceeräuberei oder des Sklavenhandeld, wenn dies vertrag® 
mäßig erlaubt ift. Der Kriegszuſtand erlaubt den Kriegsichiffen, neutrale 
Schiffe darauf Hin zu unterfuchen, ob fie fich einer Verlegung des Ber 
botes der Zufuhr von Contrebande oder eines Bruches der Blokade 
ſchuldig gemacht Haben, und glaubt der Kriegführende dafür Beweiſe bei 
der Durchſuchung des Schiffes gefunden zu Haben, jo kann er das ESchiff 
in ſeinen Hafen zur Aburtheilung duch ſeine Priſengerichte führen. 
Die neutrale Regierung darf ſich dieſen Folgen der beiden zugegebenen 
Verbote nicht widerſetzen, ſofern dabei nach anerkannten Rechtsregeln 
verfahren wird. 

Endlich kann das neutrale Gut in eine derartige Verbindung mit 
dem feindlichen Gebiet oder Eigenthum getreten fein, daß feine Schonung | 
der Erreichung des Sriegszieled widerſpricht. Der Angehörige eine 
neutralen Staates in Feindesland theilt die Kriegsgefahr mit allen An 
gehörigen des Aufenthaltsftaates und kann für fein daſelbſt befindliche 
GFigenthun feinen bejonderen Schuß fordern. Der Neutrale, der ſein 
Gut einem feindlichen Schiffe anvertraut hat, kann ſich nicht beklagen, 
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venn es bei einem Angriff des Kriegsgegners auf das Schiff zu 
zrund gebt. 

Tiefe völkerrechtlichen Bejchränfungen der Freiheit des neutralen 
zerkehrs werden jept näher zu betrachten fein. 


& 158. 
B. Contrebande. a) Geſchichtliche Entwidelung. 


iteratur: Heffter. ed. france. par Geflcken, $ 158—61. — Phillimore, 
Part. X., ch. 1.. -- Gessner, Le droit des neutres sur mer, 2 ed, 
p. 82 —163. — Hautefeuille, Droits et devoirs des neutrea, 3 ed., II., 
titre VII. -- Calvo IV. livre IV. — Hall, Part. IV. ch.5. — 
Marquardjen, Der Trentfall, S. 31-50. — Berels, Das Seeredt. 
IT. Theil. Abichn. 3. 


Bon jeher haben Staaten ihren Unterthanen die Zufuhr gewiſſer 
rtifel nad) Ländern verboten, von denen fie ſich eines feindlichen Ge: 
rauchs derjelben gegen fie ſelbſt verſahen. Römiſche Geſetze bedrohten 
it Todesſtrafe die, welche den Barbaren Waffen oder Kriegsmunition 
erkauften oder zuführten.) Die Päpſte verboten die Zufuhr von Waffen, 
ifen und Bauholz an die Saracenen und Ketzer, bei Strafe des Bannes und 
er Sklaverei.“) Tie Verbote des Alterthums wandten fich an die Unter⸗ 
yanen, die der Kirche an die Gläubigen; aber der völterrechtliche Begriff 
ex Contrebande tritt erit nıit der Ausbildung der Neutralität hervor. Die 
tationen, welche an einem Kriege unbetheiligt find, jollen ſich enthalten, 
en Kriegsgegnern durch Zufuhren von Waaren zu helfen, welche ihnen 
feichtern, Feindjeligfeiten zu üben.“) Dies wird entweder durch Ber- 
ag oder einſeitiges Werbot bewirkt. Erſteres war die Folge der all- 
meinen Zulage, den Feinden des anderen Theiles nicht helfen zu vollen, 
te denn 3.8. ſchon der Vertrag zwilchen England uud Frankreich von 
303, daß feiner „ne souffrira qu'ils (les ennemis) aient eonfort, secours 
ve aide. soit de went d’armes ou de vitailles ou d'autres choses queler 
nweles soient. de ses terres ne de son poiar“. Fehlte ein ſolcher 
jertrag. jo berief man ſich auf das Ntriegsredt. wie de Thou jagte: 
Jure belli tales poliari naves quippe rem edietis et constitutionibus 
giis prohibitam esse.“ Cine Verordnung Aranz 1. von 15-43 bejagt: 
Mais pourront nozdiets alliez et vonfederez faire leur traficque par 
er dedans navires qui soient de leur obeissance et sujection. et par 
Urs wens et subjeets,. sans y acceueillir nos ennemis et adversaires: 
squels bien et marchandises ainsi chargees ils pourront mener et von- 
uire on bon leur seimblera, pourveu que ce ne sovient munitions de 
berre dont ils vaonsissent fortifier noziicts ennemis; auyquel cas. nous 
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feinen Gegner verlaffen, auch wenn fie neutrale Eigenthum find, und 
der neutrale Staat ſchützt feine Angehörigen dagegen nidt. Er ver 
bietet Ddenjelben nicht den Handel mit foldhen Waaren, aber erHlärt 
ihnen, daß wenn ſie Ddiejelben an einen Kriegführenden verjenden, fie 
dies auf ihre Gefahr thun und fi der Wegnahme ausjegen. Hieran 
hat auch die Pariſer Seerechtd- Declaration nichtS geändert, denn in beiden 
angeführten Sätzen ift Hinzugefügt: „a l’exception de la contrebande 
de guerre*. 

Eine zweite Beſchränkung des Handels der Neutralen mit der 
Kriegführenden ift örtlicher Natur. Um dem Handel eines 
zu fchaden, fucht der SKriegführende die Häfen desſelben zu fperven, 
indem er durch feine Kriegsfchiffe das Ein- und Auslaufen aller Schiſſe 
hindert und beanfprucht, daß die Neutralen diefe Eperrung, Blolade ge 
nannt, achten, indem fie nach blofirten Häfen feine Gegners überhaupt: 
feine Wuaren jenden, aud) nicht folhe, die an fich ganz unfcdulbiger 
Natur find. Die neutrale Regierung verhält ſich ihrerjeits ihren Ar- 
gehörigen gegenüber, wie bei der Contrebande. Sie verbietet ihnen der 
Handel mit blofirten Plätzen nicht, aber fie fagt ihnen, daß fie denſelber 
auf ihre Gefahr unternehmen und daß fie, jofern bie Blokade gewiflen | 
Erforderniffen entfpricht, von ihr feinen Schuß zu erwarten haben, wenn : 
der Kriegführende ihr Schiff mit feiner Ladung mwegninmt, fobald der 
felbe in den blofirten Hafen einzulanfen oder aus demfelben auszulaufen 
ſucht. Auch diefe Beſchränkung des Handelsverkehrs der Neutralen hat 
die Pariſer Teclaration implicite bejtehen laſſen, indem fie in 4. die 
Erfordernijje einer rechtzkräftigen Blokade feitzuftellen jucht. 

In dieſen Beſchränkungen des neutralen Handels liegen zwei weitere. 
In Friedenszeiten darf fein Kriegsſchiff ein fremdes Handelsſchiff auf 
hoher See anhalten oder durchſuchen, es jei denn bei begründetem 2er 
dacht der Seeräuberei oder des Sklavenhandels, wenn dies vertrag® 
mäßig erlaubt ift. Der Kriegszuſtand erlaubt den Kriegsſchiffen, neutrale 
Schiffe darauf hin zu unterſuchen, ob fie fich einer Verlegung des Ver⸗ 
botes der Zufuhr von Gontrebande oder eines Bruches der Blotade 
ichyuldig gemacht haben, und glaubt der Striegführende dafür Beweiſe ri 
der Durchſuchung des Schiffes gefunden zu haben, fo kann er das Schiff 
in jeinen Hafen zur Aburtheilung duch feine Prifengerichte führen. 
Die neutrale Regierung darf ſich dieſen Folgen der beiden zugegebenen 
Berbote nicht widerfegen, jofern dabei nach anerkannten Rechtäregeln 
verfahren wird. 

Endlid kann das neutrale Gut in eine derartige Verbindung mit 
dem feindlichen Gebiet oder Eigenthun getreten fein, daß feine Schonung 
der Erreichung des Kriegszieles widerfpridht. Der Angehörige eine 
neutralen Staates in Feindesland theilt die Kriegsgefahr mit allen An— 
gehörigen des Aufenthaltzjtaates und kann für fein daſelbſt befindliche 
Eigenthum feinen bejonderen Schuß fordern. Der Neutrale, der jein 
Gut einem feindlihen Schiffe anvertraut hat, kann ſich nicht beklagen, 
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avons permis et permettons & nosdicts subjects les prendre et les amener 
à nos ports et havres et lesdites munitions retenir, selon l’estimation 
raisonnable qui en sera faite par notre amiral ou son lieutenant“ 
(Lebeau, Code des Prises I., p. 97). Aehnliche Verordnungen erließen 
nun regelmäßig die Regierungen bei Ausbruch eines Krieges und theilten 
fie den Neutralen zur Nahadtung mit. Eliſabeth antwortete dem 
Polnischen Gejandten, der fich darüber bejchwerte, daß fie feinen An 
gehörigen wehre, ihre Waaren nach Spanien einzuführen: „Quod tu jus 
gentium praetendis, scire debes, exorto inter reges bello, licere uni 
parti auxilia vel subsidia ad alteram partem missa intercipere et pro- 
videre ne damni quicquam inde sibi accidat“ und verweist ihn darauf, 
daß die Könige von Polen und Schweden dasſelbe in ihren Kriegen 
mit den Mosfovitern getan. Dieſelbe Fürftin nahm den Hanfen 1589 
ſechzig Schiffe mit Korn und Schiffömaterial weg, welche nach Spanien 
beitimmt waren, da fie nicht nur ſolche Zufuhren verboten, jondern aud 
in den den Hanſiſchen Kaufleuten gegebenen Yreibriefen ausdrüdfich ge: 
jagt fei, daß diejelben den offenen Feinden des Königreiches feine Zufuhr 
leiften follten; derartige Zufuhren festen den König von Epanien beſſer 
in Stand, feinen Krieg gegen England fortzuführen. Umgekehrt aner- 
fannte Albericus Gentilis die Rechtmäßigkeit der Wegnahme eines 
Engliihen Schiffes, das neben feiner allgemeinen Ladung einige Faß 
Pulver an Bord Hatte, ald dem Völkerrecht entiprehend. Cine Reihe 
von Verträgen jebte dies befonderd feit und zählte die verbotenen Ar- 
tifel auf; aber das Recht der Wegnahme beftand Hiervon unabhängig. 
Der Name ontrebande, der im 15. Jahrhundert in Italieniſchen 
Documenten in dem Sinne von ungeſetzlichem Befi einer Waare vor- 
fommt (Ducange v. Contrabanda) erſcheint dabei noch nicht, jelbit 
Grotius braucht ihn noch nicht, obwohl in demjelben Sabre, wo jein 
Werk veröffentlicht ward, der Vertrag von Southampton zwiſchen Eng: 
fand und den Bereinigten Provinzen der Niederlande von 1625 mit 
„marchandises de contrebande* etwas allgemein Bekanntes bezeichnete. 


N Hauptitelle ijt die Eonititution des Kaiſers Marcianus 1. 2, Cod. IV, 
41: „Quae res exportari non debeant. Nemo alienigenis barbaris loricas, 
scuta, arma, sagittas, spattas, gladios vel alterius cuiuscumque generis arma 
audeat venumdare, nulla prorsus tela, nihil ferri ve) facti iam vel adhuc in- 
fecti. Perniciosum enim Romano imperio et proditioni proximum est bar- 
baros, quos indigere convenit telis eos, ut validiores reddantur, instruere.“ 

” Concil. Lateran. III. von 1179 unter Alerander III., Can. 24, und Lat. IV. 
von 1215 (Innocenz IIT); cap. 6, X. de Judaeis et Sarac. V. Ebenſo Kap. 44 
der Assises de Jerusalem. Dies Verbot wurde jpäter auch auf die Zufuhr an 
die von H. Stuhle als Keker Erflärten ausgedehnt, jo noch in der Bulle „De 
coena Domini“ 1627. Uebrigens bejchränfte jchon Bonifaz VIII. 1302 da? 
Verbot der Zufuhr an die Ungläubigen auf Waffen, Holz und Korn. Umgekehrt 
erflärten jpäter PBrotejtanten das canonilche Verbot für unverbindiid. „Etiam 
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lieita ad Turcos fieri per placita reginae Elisabethae“, jagt Albericus 
Gentilis. (Advocat. Hispanicae c. 20.) 

) Sentilis in feinem Werfe De jure belli faßt died Verhältniß fo: „Lu- 
erum hi commerciorum sibi perire nolunt. Illi nolunt quid fieri quod contra 
salutenı suam est. Jus commerciorum aequum est, ac hoc aequius tuendae 
salutis, est illud jus gentium, hoc naturae est; est illud privatorum, hoc 
regmorum.“ 


$ 159. 
Fortſetzung. 


Zweifel beſtand nur über die Natur der Waaren, welche zur Contre- 
bande außer den unmittelbaren Kriegsartifeln gezählt werden follten. 
Grotius macht in Diefer Beziehung folgende Unterfheidung (1. III., 
e. 1. 8 5): „Sunt res quae in bello tantum usum habent, ut arma: 
sunt quae in bello nullum habent usum, ut quae vuluptati inserviunt: 
sunt quae in bello et extra bellum usum babent, ut pecuniae, comıncatus, 
naves et quae navibus adsunt. In primo genere verum est dictum 
Amalasuinthae ad Justinianum, in hostium esse partibus qui ad bellum 
necessaria hosti adıninistrat. Secundum genus quaerelam non habet. 
In tertio illo xenere usus ancipitis distinguendus erit belli status. Nam 
si tueri me non possum nisi quae mittuntur interceipiam, necessitas jus 
dabit sed sub onere restitutionis nisi causa alia accedat.* Durch legteren 
Zufag wollte er der Gefahr entgegentreten, die unftreitig in der ſchwan⸗ 
tenden Natur der Gegenftände von zweijeitigem Gebrauch liegt. 

Dieje zweifelhaften Artikel (res ancipitis usus) feftzuftellen, war der 
Dauptzwed der zahlreichen Verträge, welche von Anfang des 17. Zahr- 
bunderts bis auf uniere Zeit über die Gontrebande geichlofien find. 
Bo die vertraggmäßige Grundlage fehlte, hielten fich die Kriegführenden 
berechtigt, jelbjt die Linie zu ziehen, und Hieraus entitand viel Streit, 
da fie je nach der behaupteten necessitas und der Macht, das Verbot 
durchzufegen, ſchwankten; ſo fagte Slarendon 1661 dem Lübeckiſchen 
Gejandten, e8 wären nicht allezeit gleiche Waaren Contrebande, ſon⸗ 
dern pro ratione belli jei der Begriff bald enger, bald weiter. Die 
Jurisprudenz und die Staaten, bei denen die Intereſſen freier Fracht 
fahre überwogen, ſuchten den Begriff einzujchränten, die kriegeriſchen 
Seemächte denjelben auszudehnen. England behandelte, wie die ange: 
führten Beiſpiele Eliſabeths zeigen, außer Kriegsartifeln namentlich 
Xebensmittel als Contrebande, und der Vertrag von Southampton 1625 
erklärte diejelben als ſolche, andere Verträge ſchloſſen ſie aus. Für Die 
Beſchränkung ſtritten namentlich Holland und die Hanſeſtädte im Intereſſe 
ihrer Frachtfahrt. Erſteres verſprach zwar England im Art. 7 des 
rsriedend von Weitminiter von 1654, jeinen Feinden nicht Geld, Bor: 
räthe oder Lebensmittel zu Yande oder zu Waſſer zu liefern, aber unter: 
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man ja Pulver und Waffen auch im Frieden brauche, aber „de his. 
quae promiscui usus sunt, nullus disputandi esset finis: - - judicabis 
an ipsa materia rerum prohibitarum quoque sit prohibita? Ratio et 
exempla me movent in contrarium. Si omnem materiam prohibeas. ex 
qua quid beilo aptari possit, ingens esset catalogus rerum prohibitarum. 
quia nulla fere materia est. ex qua non saltem aliquid bello aptum. 
farile fabriecemus.” 

Die Kriegführenden und namentlih England kehrten fi nicht an 
folhe Argumente und fuhren fort, in eigener Sache zu enticheiden und 
bierfür ihre necessitas maßgebend fein zu laflen, wo nicht Verträge die 
Sontrebande beichräntt, wie Art. 19 und 20 des Utrechter Friedens, 
welde die Faſſung des Pyrenäen-Vertrages erneuerten und von der 
Contrebande alles ausfchlojien „quae instrumento vel apparatus pro 
terrestri vel maritimo bello formam non acceperunt“. was faft wörtlich 
im Frieden von Berjailles 1736 erneuert ward. Abgeſehen von folchen 
vertragsmäßigen Beltimmungen gelten je nachdem Lebensmittel, Metalle, 
Pferde, Bauholz, Segel, Tauwerf, Pech und Theer u. a.m. als Contrebande. 
Denn, tagte Eir W. Scott von jenen Materialien „thes may be applied 
to immediate use in the equipment of privateers“, und behauptete, 
Lebensmittel jeien Gontrebande „whenever the depriving the enemy of 
these supplies is one of the means to be employed in reducine him to 
term“. In den Streitfalle von Friedrih dem Großen mit England 
von 1444 beflagte ſich dieſer, daß leßteres feinem Geſandten auf An- 
frage erklärte, Schiffsbauholz gelte im gegenwärtigen Kriege nicht ale 
Gontrebande, gleichwohl aber hernach Preußiſche Schiffe meggenommen, 
welche Ddiejen Artikel nach Frankreich brachten, und ſetzte im Frieden 
eine Entichädigung hierfür durch. Ja England ftellte den Zap auf und 
bielt ihn fange feit, daß nicht nur der Gebrauch für den Nrieg ent- 
fcheide, iondern aud) das eigene Bedürfniß der wegzunehmenden Waaren, 
für Die jedoh, wenn es Lebensmittel waren, Entichädigung gegeben 
werden tolle, aljo ein Zmangsvorfaufsreht, als Compromiß, wie Sir 
W. Scott fagte, zwiſchen Kriegführenden und Neutralen, von denen die 
eriteren die Wegnahme, die lehteren die Freiheit des Handels fordern. 
Dem trat die bewaffnete Neutralität von 1480 entgegen. rt. III. er 
Märte, um allen Zweifel und jedes Mißverſtändniß darüber, was ale 
Sontrebande erachtet werden müfje, auszufchließen, Daß nur dieienigen Waaren 
als ſolche anzuerkennen feien, welche in den Verträgen der Kontrahenten 
mit der einen oder anderen Kriegsmacht begriffen feien. Ties waren 
nad den angeführten Verträgen, ipeciell den Ruſſiſch⸗Engliſchen von 
1766, nur Waffen, Munition und Ausrüftungsgegenftände für Soldaten.') 
In dem Bertrage mit England vom 28. October 1714, Art. IS, gaben 
die Vereinigten Staaten zu, daß auch Schiffebauholz. Theer, Harz, 
Kupferplatten, Segel, Hanf, Tauwerk und allgemein „what mas serve 
directly to the equipment of vessels“. mit YNusnabme des unverarbeiteten 
Eiſene und der sichtenbretter, Gontrebande jein jollten. Weiter aber 
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avons permis et permettons à nosdicts subjects les prendre et les amener 
a nos ports et havres et lesdites munitions retenir, selon l’estimation 
raisonnable qui en sera faite par notre amiral ou son lieutenant” . 
(Lebeau, Code des Prises I., p. 97). Aehnliche Verordnungen erließen 
nun regelmäßig die Regierungen bei Ausbruch eines Krieges und theilten 
fie den Neutralen zur Nachachtung mit. Elifabeth antwortete dem 
Polniſchen Gefandten, der fi darüber bejchwerte, daß fie feinen An- 
gehörigen wehre, ihre Waaren nad) Spanien einzuführen: „Quod tu jus 
gentium praetendis, scire debes, exorto inter reges bello, licere uni 
parti auxilia vel subsidia ad alteram partem missa intercipere et pro- 
videre ne damni quicquam inde sibi accidat“ und verweilt ihn darauf, 
daß die Könige von Polen und Schweden dazjelbe in ihren Kriegen 
mit den Moskovitern gethan. Diejelbe Fürjtin nahm den Hanfen 1589 
ſechzig Schiffe mit Korn und Schiffsmaterial weg, welche nach Spanien 
beitimmt waren, da fie nicht nur ſolche Zufuhren verboten, fondern auch 
in den den Hanfifhen Kaufleuten gegebenen Freibriefen ausdrüdlich ge 
jagt fei, daß dieſelben den offenen Feinden des Königreiches feine Zufuhr 
leiften follten, derartige Zufuhren jegten den König von Spanien beſſer 
in Stand, feinen Krieg gegen England fortzuführen. Umgekehrt aner- 
fannte Albericus Gentilis die Rechtmäßigkeit der Wegnahme eines 
Engliiden Schiffes, das neben feiner allgemeinen Ladung einige Faß 
Pulver an Bord hatte, ald dem Völkerrecht entiprechend. Cine Reihe 
von Verträgen ſetzte dies beſonders feit und zählte die verbotenen Ar- 
titel auf; aber das Recht der Wegnahme beſtand Hiervon unabhängig. 
Der Name Gontrebande, der im 15. Sahrhundert in Stalienijchen 
Documenten in dem Sinne von ungejeblihem Beſitz einer Waare vor: 
fonımt (Ducange v. Contrabanda) erjcheint dabei noch nicht, jelbit 
Grotius braudt ihn noch nicht, obwohl in demfelben Jahre, wo jein 
Werk veröffentlicht ward, der Vertrag von Southampton zwifchen Eng- 
fand und den Vereinigten Provinzen der Niederlande von 1625 mit 
„marchandises de contrebande“ etwas allgemein Belanntes bezeichnete. 


1) Hauptitelle ift die Lonjtitution des Kaiſers Marcianus 1. 2, Cod. IV., 
41: „Quae res exportari non debeant. Nemo alienigenis barbaris loricas, 
scuta, arma, sagittas, spattas, gladios vel alterius cuiuscumque generis arma 
audeat venumdare, nulla prorsus tela, nihil ferri ve) facti iam vel adhuc in 
fecti. Perniciosum enim Romano imperio et proditioni proximum est bar- 
baros, quos indigere convenit telis eos, ut validiores reddantur, instruere.“ 

2) Concil. Lateran. III. von 1179 unter Alexander III., Can. 24, und Lat. IV. 
von 1215 (Snnocenz IIND); cap. 6, X. de Judaeis et Sarac. V. Ebenſo Kap. 4 
der Assises de Jerusalem. Died Qerbot wurde jpäter auch auf die Zufuhr an 
die vom H. Stuhle als Ketzer Erflärten ausgedehnt, jo noch in der Bulle „De 
coena Domini“ 1627. Uebrigens beſchränkte jhon Bonifaz VIII. 1302 da? 
Verbot der Zufuhr an die Ungläubigen auf Waffen, Holz und Korn. Umgekehrt 
erflärten ſpäter Proteftanten das canonifche Verbot für unverbindlich. „Etiam 
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ſchied dieſe ausdrüdfih von Waffen und anderen verbotenen Artiteln, 
welche allein der Wegnahme unterliegen Tollten. Der Bertrag rauf. 
reich mit den Hanfeftädten von 1655 verbot nur alle Waffen und 
Segeltud, gab aber Lebensmittel frei, außer bei Zufuhr bei befagerten 
Tlägen (Dumont VL, p. II, p. 105). Im Byrenäen-Bertrage von 
1659 heißt es Art. 12—13: „En ce genre de marchandises de contre- 
bande s’entend seulement etre comprises toutes sortes d’armes a feu 
et autres assortiments dicelles,* die einzeln aufgezählt werden als 
„servant & l’usage de la guerre. Ne sont compris en ce zenre de 
marchandises de contrebande, les froments. bles et autres grains, 
legumes, huiles, vin, sel, ni generalement tout ce qui appartient & la 
nourriture et sustentation de la vie, mais demeureront libres, comme 
toutes les autres marchandises en l’article precedent et en sera le 
transport permis, meme aux lieux ennemis de la couronne d’Espagne, 
sauf en Portugal, comme il a ete dit, et aux villes et places assiegees, 
bloquees, ou investies“ (Dumont, ibid. p. 266). Der Bertrag von 
St. Germain zwilchen England und Frankreich von 1677 verbietet alle 
Waffen „et assortimens faconnez et formez & usage de la guerre‘, 
Ichließt Dagegen aus „les etofies et manufactures de laine, lin, soye, 
coton et de quelque autre matiere que ce soit, toutes sortes d’habits 
et vestemens, et les etoffes desquelles on les fait, or et argent monnoye 
et non monnoye“, ale Metalle, alle Lebensmittel, „cotons, chanvres, 
lins, poix, cordages, voiles, anchres, mats, planches, poutres et bois 
travaille de toutes especes d’arbres et qui peut servir a construire des 
vaisseaux ou & les radouber“. Die Franzöfiihe Marine-Ordonnan; 
von 1681 bejchräntt die Contrebande auf Kriegamunition. Sir Leoline 
Jenkins jtellte 1674 in einem Gutachten den Grundfag auf „that 
goods, if they be not made unfree by being found in an unfree bottom, 
cannot be judged by any other law, but by the general law of nations, 
that nothing ought to be judged contraband by that law in this case 
but what is directly and immediately subservient to the use of war, 
except it be in the case of besieged places or of a general certification 
by Spain to all the world, that they will condemm all pitch and tar 
tlıey meet with“ (Wynne, Life of Jenkins II., p. 751). Bynkershoek 
(Quest. jur. publ. I., cap. 10, De his, quae ad amicorum nostrorum 
hostes non recte advehuntur) bejtreitet die Unterſcheidung von Grotiuf: 
„Quis arbiter erit eius necessitatis, nam facillimum est eam praetexere? 
an ipse ego, qui intercepi ? Sic, puto, ei sedet, sed in causa mea se 
dere judicem omnes leges omniaque jura prohibent.* Er will fi nur 
an die ratio und den usus halten; eritere, die Neutralität, gebiete „ne 
in causa belli alterum alteri praeferam, usus intelligitur ex per- 
petua quodammodo paciscendi edicendique consuetudine*, und nachdem 
er eine Reihe von Verträgen und Verordnungen aufgezählt, ſchließt er: 
„ex his fere intelligo, contrabanda dici quae uti sunt, bello apta esse 
possunt, nec quicquam interesse, an extra bellum usum praebeant“, wie 
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fie ale Contrebande betrachten wollen, und daß die Enticheidung danadı 
zu geben iſt, ob der urjprüngliche und gewöhnliche Gebrauch des Artikels 
ein kriegeriicher ijt, wenn er in Kriegszeiten im Beſitz des Feindes ift, 
jo dag jeine Zufuhr aller Wahrfcheinlichkeit nach einen friegerifchen Zweck 
bat. Auch der Beitimmungshafen kommt für zwmeifelhafte Artikel in 
Betracht. Gehen diefelben nad) einem Kriegshafen, wie Portsmouth 
oder Breit, jo ſpricht die Wahrfcheinlichkeit für ihre militärifche Ver—⸗ 
wendung, Dagegen für friedliche, wenn fie nach einem bloſen Handels: 
hafen beitimmt find, wogegen es nicht in Betracht kommt, ob die Een- 
dung an einen Privatmann geht, was faft immer der all if. Ebenſo 
wirfen die Zeitverhältnifie auf die Bejtimmung der Kontrebande ein. 
Bei der Wichtigkeit, welche für den heutigen Seekrieg die Ausrüftung 
der Dampfer hat, wird man einem Kriegführenden das Recht fchwerlich 
beftreiten können, Tampflefiel, Schrauben und Mafchinen als Contre- 
bande zu behandeln, wenn ihre friedliche Beftimmung nicht Far iſt. 
Aber darüber hinaus darf man nicht gehen. Aller Handel des Feindes 
mit neutralen Staaten vermehrt in gewiſſem Grade deſſen Wideritande- 
fähigkeit, und der Gegner ift berechtigt, denjelben abzufchneiden, aber 
Das Mittel hierfür ift die Blokade der feindlichen Häfen. Ter Gegner 
kann Schiffe mit Zeide, Baummolle, Kaffee u. |. w. wegnehmen, welche 
Die Blofade zu brechen juchen, er darf es nicht auf hoher See thun, 
wie dies gegen Schiffe geitattet it, welche mit Sontrebande nad) einem 
feindlichen Hafen unterwegs find. Es iſt nun namentlih in Betreff 
zweier Artikel heute allgemein anerkannt, daß der Begriff der Gontre- 
bande früher nur mißbräuchlich auf diejelben ausgedehnt wurde, Geld 
und Lebensmittel. Der Verſuch, Geld ala ſolche zu betrachten, iſt Schon 
durch die modernen Verkehrs und Greditmittel gegenſtandslos geworden. 
Die Behauptung aber, daß Yebensmittel Contrebande jein könnten, it 
felbft von England, das diejelben in den Revolutionäfriegen jo behandelte, 
längft aufgegeben und wird von Engliihen Schriftitellern auf das Ent. 
fchiedenite verurtheilt. So jagt Hall: „Es fanıı feinen Augenblid be- 
zweifelt werden, daß die Beichlagnahme von Yebensmitteln, Die nadı 
einem feindlichen Hafen bejtimmt find, nicht nur dem Gebrauch zufolge 
unerlaubt ift, jondern auch principiell nicht gerechtfertigt iſt. Einer 
großen Bevölferung Nahrung abzuichneiden, wenn dies feinem unmittelbar 
militäriihen Zwecke dienen fann, weil dieſelbe möglicher Weile einen 
Theil des Unierhaltes bilden fann, den in fait jedem ‚salle eine Armer 
oder ein Geſchwader anders woher zu beziehen vermag. würde heißen. 
allen neutralen Handel in unſchuldigen Artikeln bindern” (Internat 
Law p. 610. Phillimore anerkennt in dem Ztreite zwiſchen Eng 
land und Tünemarl, daB „the priority of misvonduet on the part ot 
France towards a neutral did not justify a retaliatery miscondaet on 
the part ot England“ (Internat. Law TIL. p. 4351  Galveo bemerkt: „Ni 
Je earactere des wmerres actuelles ni le inode selon leqne] se ponrsuivent 
de nes jours les operations militaires ne justifient. du moins chez le- 
Vanbbud dee Wölferrechte IV. 46 
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wird gejagt: „And whereas the difficulty on agreeing on the precise 
cases in which alone provisions and other articles not generally contra- 
band may be regarded as such, renders it expedient to provide against 
the inconveniences and misunderstandings which might thence arise: it 
is further agreed, that whenever such articles so becoming contraband, 
according to the existing law of nations, shall for that reason be seized, 
the same shall not be confiscated, but the owners thereof shall be 
speedily and completely indemnified.* Als daher die Englifche Provision 
order von 1795 die Britifden Kreuzer anwies, alle mit Lebensmitteln 
nah Franzöfiihen Häfen beitimmten Ediffe aufzubringen, und davon 
auh Amerikaniſche Schiffe betroffen wurden, wurde fpäter den Eigen 
thümern von Schiff und Ladung volle Entihädigung zuerfannt. Im 
Art. 13 des Vertrages zwifchen Preußen und den Vereinigten Staaten 
von 1785 wurde in unerhörter Ziberalität verabredet, daß ſelbſt notorifche 
Sontrebande, wie Waffen, nicht der Wegnahme, fondern nur der Be 
ſchlagnahme unterliegen jolle, entweder gegen volle Zahlung des Werthes 
oder Entjchädigung bei jpäterer NRüdgabe für den Verluſt. Im Revo 
Iutionsfriege erhielt der Begriff der Contrebande wieder eine Aus- 
Dehnung, die allen neutralen Handel in Frage jtellte.e Indeß veritand 
id England doh in feinem Vertrage mit Rußland von 1801 
(Art: III, 3) dazu, zu erklären, daß als Contrebande nur die namentlid 
aufgezählten Waffen und Augrüftungsgegenftände gelten jollten „en ex- 
ceptant toutefois la quantit& des susdits articles, qui peut être necessaire 
pour la defense du vaisseau et de ceux qui en composent l’&quipage“. 
alle anderen Güter follten frei fein, jo weit fie nicht feindliche Waaren 
find. Seit 1814 find noch in zahlreihen Verträgen Beitimmungen über 
Contrebande aufgenommen, aber der einzige allgemeine internationale 
Act, der das Seereht zum Gegenftande bat, berührt die Frage, was 
Contrebande ift, nit. Sie ermächtigt zur Wegnahme der Contrebande, 
ohne zu jagen, worin dieſe beſteht. Ebenſo jpricht Art. 33 der Congo— 
Ucte von 1885 nur von den „objets Jdestines & un belligerant et. con- 
sideres, en vertu du droit des gens, comme articles de contrebande de 
guerre“, ald ob es feititände, welche als ſolche zu betrachten find. Für 
den usus und die consuetudo fann man nur auf die neueren Berträge 
gehen, welche unzweifelhaft die Tendenz haben, nur Waffen und was 
zum Kriege dienen Tann, zu verbieten. Co Urt. 15 des Vertrages 
zwilchen dem Zollverein und Merico vom 28. Auguft 1869: „Waffen, 
Pferde und alle übrigen für den Kriegsgebrauch zu Lande oder zu Wafler 
geeigneten Gegenjtände.” Ebenſo ohne Pferde Art. 22 de3 Vertrages 
zwifchen dem Zollverein und Salvador vom 13. Juni 1870. Art. 20 
des Vertrages zwilchen Peru und den Bereinigten Staaten vom 6. Sep: 
tember 1870. Art. 15 des Vertrages der Vereinigten Staaten mit Stalien 
vom 26. Februar 1871: „any other materials manufactured, preparei 
and formed expressly to make war by sea and land.“ Art. 25 de 
Vertrages Deutichlande mit Cofta-Rica vom 18. Mai 1875. Ter 
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Nuffiihe Ukas vom 12. Mai 1877 erklärt als Contrebande Waffen 
aller Art und ihre Theile, Schießbedarf, Sprengmaſchinen und -Stoffe, 
Transportmittel für die Armee, Artillerie, Maſchinen, Gegenitände der 
Ausrüftung und VBelleidung der Soldaten. 

Zu erwähnen ift no, daß Schiffe, welche zu kriegeriſchen Zwecken 
tauglich find, aber nicht im Auftrage der Kriegführenden in neutralem 
Gebiete gebaut find, ſtets als Gontrebande gegolten haben und mit 
Recht noch gelten, wenn fie auf der Reife nach einem feindlichen Hafen 
betroffen werden, um dort verkauft zu werden. Wenn aber ein zu 
friegerifchen Zwecken gebrauchtes Schiff bona fide wieder ald Handels. 
Ichiff dient, ift e8 frei, wie die Englifchen Gerichte 1304 in mehreren 
Fällen entichieden, wo „the occasion for selling it has arisen out of 
the vircumstanees attending its emplovment in trade.“ 


Martens et ('ussy, Rec. I p. 47. 


8 160. 
b) Natur der Gontrebande - Artikel. . 


Eine allgemein verbindliche Löſung der Frage beitcht demnach nicht. 
1859 weigerte fich das Engliſche Auswärtige Amt auf eine Anfrage von 
Kaufleuten, eine Auskunft darüber zu geben, was Eontrebaude fei und 
erwiderte: „The Prize court of the captor is the competent tribunal 
to decide whether it is contraband or not, while it is obviousiv im- 
possible for H. Ms. (iovernment to antieipate the result of tbat decision. 
The derision must be accepted unless there has been a flagrant violation 
of international law“. Ganz ebenjo antwortete auf eine Anfrage ber 
Handelskammer von Birmingham am 1. Auguft 1870 das Auswärtige 
Amt, daß die Regierung Kriegecontrebande nicht definiren könne. Die 
Gongo:Acte von 1885 fagt Art. 29 mur: „des objets eonsideres en 
vertu du droit des gens, comme articles de contrebande de wuerre*. 
Die Neutralitätsproclamation vom 13. Mai 1861 erklärte ale Gontre- 
bande .any article or artieles considered and deemed contraband of 
war according to the law or modern usage of nation“. Dieſer Un: 
beftimmitbeit gegenüber bemerfte Lord Ellenborough im Oberhauſe: 
„How are plain men to find out, what artieles have of late been 
eonsidered contraband of war by the usage of nations? They vannet 
look through all the recent deeisions of courts of adımiralty jurisdietion. 
Dot only in tbis vonntrv. but in others and it is highly probable that 
thev will be found vonflieting with one another. Formerly all these 
changes were controlled by one prevailing principle. that that is contra- 
band of war. which in the possession of tbe enemy would enaule him 
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better to carry on war. That is a clear. reasonable and intelligible 
prineiple.*° Das ift es allerdings, ftellt aber alles in die Willkür des 
Kriegführenden, und danach würde die Beſtimmung der res ancipitis usus 
davon abhängen, ob es für den Kriegführenden jelbjt wichtiger ijt, fie 
in freiem Verkehr zu laſſen oder jeinem Gegner die Zufuhr abzujchneiden. 
So jagt Mac Eullod in feinem Dictionary of Commerce unter Neutralitv 
p. 879: „The distinctive peculiarity of articles contraband of war is 
not that thev belong to one class of products or another. but that the 
want of them would inflict serious injury on the party by whom thev 
are imported.“ Und in einem Aufſatz der Edinb. Review vom Juli 
1854, bei der Frage, ob Kohle als Contrebande anzujehen fei, als 
welde die Regierung fie im Kriege mit Rußland behandelte, heißt es: 
„But it is of so much importance to our own cruisers to be able to 
take in coal in neutral ports. which they would not be able to do. if 
coal was universallvy regarded as a prohibited article, that we should 
probably lose more than we can gain by contending for the prohibition.“ 
Wenn Lord Sodburn jeinerjeit3 1873 jagte: „Coal. too, though in 
its nature ancipitis usus, vet when intended to contribute to the motive 
power of a vessel, must as well as machinery, be placed in the same 
category as masts and sails. which have always been placed among 
artieles of contraband“ (Parl. Papers N. America, No. 2, p. 29), fo 
trifft das ſchon deshalb nicht zu, weil Segel und Maften keineswegs 
allgemein oder nur überwiegend als Contrebande gegolten haben. Hall 
(International law p. 614) fagt, die Echwierigfeit beiteht darin, zu ent 
jcheiden, ob ein Artikel wejentlih für die Kriegführung ift — Kohlen 
und Mafchinen 3. B. könnten dies ebenjo wie Waffen jein — obwohl 
fie gerade jo gut für friedliche Zwecke beſtimmt jeien.!) Dies ift an 
jich richtig, und Hautefeuille (Histoire du droit maritime, p. 433) 
geht zu weit, wenn er nur als Gontrebande gelten laſſen will „articles 
expressement et uniquement destines à faire la guerre“, weil dies alle 
Gegenſtände ancipitis usus ausſchließen würde, aber andererjeit3 fann 
der Kriegführende nicht allein entſcheiden, welche Artikel mwejentlich zur 
Kriegführung find. Das Institut de droit international ſchlug deshalb 
auf feiner Züricher VBerjammlung 1877 vor, zu jagen: „Sont toutefois 
sujets a la saisie: les objets destines a la guerre ou susceptibles ('ı 
etre emploves immediatement. Les gouvernements belligerants auront. 
a l'occasion de chaque guerre. à determiner d’avance les objets quils 
tiendront pour tels. Sont egalement sujets & saisie les navires mar- 
chands qui ont pris part ou sont destines a prendre part ou sont en 
etat de prendre immediatement part aux hostilites, ou qui ont rompu 
un blocus effectif et declarc*. wonach alfo die Schiffe, welche nicht 
vorher für Feindfeligfeiten beitimmt find (built or equipped to order), 
aber dafür verwendet werden können oder verwendet find, zur Bontre 
bande gehören.) Jedenfalls ift feitzuhalten, daß es keineswegs lediglid 
dem Belieben der Kriegführenden anheimgegeben ift, welche Gegenitändt 
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und es war eine blofe Spihfindigfeit, wenn die frühere Engliſche 
Surisprudenz eine continnous voyage zu conftruiren juchte, wenn Hin- 
und Rückreiſe „are both inseparably connected in their original 
plan“. Es ijt Sache des Kriegführenden, die Contrebande auf der Hin- 
reife wegzunehmen; jobald jie nicht mehr an Bord ift, wird das Schiff 
frei. Es war umnjtreitig eine Verlegung des Bölferrecht3, da die 
Peruaniſchen Gerichte 1879 das Hamburgiihe Schiff „Luxor“ verur- 
theilten, welches während des damaligen Krieges zwiichen Peru und 
Chile Waffen und Kriegsgeräth von Montevideo nad) Balparaijo ge 
bracht hatte, und erjt nach der Ablieferung derjelben auf jeiner Weiter: 
reije in dem Peruaniſchen Hafen Callao mit Bejchlag belegt ward. Der 
Peruaniſche Staatsanwalt, welcher dies kraft des Rechtes der Regierung 
al3 kriegführender Macht zu rechtfertigen juchte, zeigte nur jeine juriftijche 
Schwäche, indem er die Annahme zurüdwies, das Schiff müſſe in flagranti 
ergriffen werden, während e3 genügend ei, wenn es in delicto betroffen 
jei, da es ganz unerfindlid) ijt, welches der Unterjchied beider Ausdrüde 
fein jol. Die richtige Auffaſſung Hat dann die Deutiche Regierung 
Beru gegenüber zur Geltung gebradt. 

Aber andererjeit3 joll auch Feine Ilmgehung des Verbotes jtatt- 
finden, eine Verhehlung der Natur der Waare durch zweifelhafte An— 
gaben im Connoſſement, nod der Beitimmung des Schiffes. In letzterer 
Beziehung jagt der erwähnte Manual: „It freqnentiy happens that a 
vessel’s «lestination is expressed in her papers to be dependent upon 
eontinzencies. In such case the destination should be presumed hostile. 
if any one of the ports, which under any of the contingencies she mar 
be intended to touch at or zo to, be hostile; but this presumtion 
may be rebutted by clear proof, that her master has _ detfinitively 
abandoned a hostile destination. and is pursuing a neutral one.“ (3 
gilt ferner für die Reiſe jelbit der Satz „dolus non purgatur circuitu‘, 
wenn ein neutraler Hafen als nächſter Beitimmungsort angegeben üt. 
aber aus den Umständen zu Ichließen ift, daß die wirkliche Beſtimmung 
ein Hafen des Striegführenden war. Tas Entjcheidende ijt hier die end- 
fihe Beitimmung des Schiffes. Wenn in den Erkenntniſſe des Amerika— 
niihen Supreme Court im alle der „Bermuda” von 1863 gejagt ill, 
„Ihe interposition of a neutral port between neutral departure and 
belligerent destination. has always been a favourite resort of contraband 
earvriers. Put it never avails them, when the ultimate destination is 
ascertained”. jo iſt dies richtig; wenn aber danı weiter zwiſchen Schiff 
und Ladung unterschieden und behauptet wird, letztere fünne Eontrebande 
bleiben, wenn fie auch im neutralen Hafen gelandet fei, ſofern jie nur 
von dort nach einen: feindlichen Gebiet bejtimmt fei, Jo ift dem entjchieden 
zu widerſprechen. Es Heißt in jenem Erfenntniß weiter: „If there be 
an intention, either formed at the time of original shipment, or after- 
wartds. to send the goods to an unlawful destination, the continuity of 
the voyage will not be broken, as to the cargo, by any transactions at 


Handelsverichr der Reutralen. Feindliche Beitimmung der Eontrebande. 727 


the intermediate port.“ Allerdings jolle diefe Abficht der Umgehung vom 
Captor bewiejen werden, ihm liege es ob, zu zeigen, daß die Waare 
nach dem neutralen Gebiet gebracht wurde, nicht um in deſſen Verbrauch auf- 
zugeben, jondern um von da zu Lande oder zu Waller an den Kriegs⸗ 
gegner befördert zu werden. „The question of liability must depend 
on the good or the bad fait of the owners of the ships. If a part 
of the vovage is lawful, and the owners of the ship convevinz the 
eareo in that. part are ignorant of the ulterior destination, and do not 
hire their ship with a view to it. the ship cannot be liable; hut if the 
ulterior destination is the known inducement to the partial voyage. and 
the ship is engaged in the latter with a view to the former. then 
whatever liability may attach to the final voyage. must attach to the 
earlier. nndertaken with the same cargo and in continuity of its von- 
vevance. Nuccessive voyages conneated by a common plan and a common 
object form a plural unit, they are links of the same chain.“ 

Tie Doctrin der continuous voyage nad) der rule of the war of 
1756 empfängt aljo Bier eine neue Anwendung. Jene Regel verbot den 
Neutralen den Handel mit den Golonien des Rriegführenden, welcher 
ihnen im ‚srieden unterfagt war, und jene Toctrin wollte dies Verbot 
nicht Durch die Zmwifcheneinichiebung eines neutralen Hafens, während 
der feindliche die wahre Beltimmung war, umgehen laſſen. Aber das 
neutrale Schiff wurde nur gefaßt, wenn es fich auf der Fahrt von dem 
Zwifchenhafen nach dem feindlichen befand. Bei der Anwendung dieſer 
Doctrin auf die Contrebande foll diejelbe ſchon auf ihrer Reife von 
einem neutralen Hafen zum andern weggenommen werden fünnen, wenn 
ihre jchließliche feindliche Beltinnmung nachgewiefen werden kann. Ties 
iſt durchaus unzuläjlig; Die <cereile fann nie mehr umfallen als die 
Turhmeilung dee Raumes vom Abfahrte- bis zum Yandungshaien; 
zu behaupten, daß die „Reife“ noch fortdauere, nachdem die Yadung ge⸗ 
löicht oder gar für fie Zoll bezahlt ijt, wie das Erfenntniß der .„Ber- 
muda” that, geht ins Bodenloſe. 

Im Gegenſaßg dazu erflärt der Manual: c) „The destination of 
the vessel is eonelusive as to the destination of the zoods 
on board. If therefore the destination ot the vessel be heostile. then 
the (destination of the goods on board shall be considered hostile also, 
notwithstandine it may appear from the papers or otherwise that the 
eos themselves are not intended to be torwarded beyond it to an 
ulterior neutral port. On the other hand. if the destination of the 
eoois on board should be considered to be neutral. netwithstanding it 
may appear from the papers or otherwise that the woods themselves 
have an ulterior hostile destination to be attamed In transshipment. 
oeverland conveyance or otherwise." 

Temgemäß heißt es in einem Erkenntniß dee Conrt of Commen 
l’leax von 1864: „The allergation. that the good were <hipped for the 
purpose of beine sent to an enemy's port is an allezation of mental 
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batten feindliche Beftimmung, und außerdem ergab fih aus dem That. 
beitande, daß die Englischen Eigentümer „etaient engages dans un com- 
merce illicite et contraire aux lois de leur propre pays“ (cf. den Wort. 
laut des Erkenntniſſes bei Calvo IV. p. 40 ff.). 

Nicht richtig ift es, die Fälle des „Commercen“ (cf. S. 69%) und 
des „Springbof” (5. 788) hierherzubringen; das erjtere Schwediſche Schiff, 
welches Getreide an die Spaniſch⸗-Engliſche Armee bradte, iſt von 
Amerifa aufgebradht und verurtheilt, nicht weil feine Ladung Contre⸗ 
bande war, jondern weil dieje im Auftrage der Englijchen Regierung ver- 
laden, folglich feindliches Eigenthun war und zum unmittelbaren Unter: 
halt feindlicher Truppen zu dienen bejtimmt war. Der „Springbof“ 
aber ward verurtheilt nicht twegen der geringfügigen Contrebande, die er 
an Bord Hatte und die wenig mehr als 1 Procent der Ladung betrug, 
fondern wegen „intent to violate the blockade”, es wurde deshalb auch 
nicht blos jene Gontrebande, jondern die ganze Ladung verurtheilt, und 
der sall hatte mit dem der „Bermuda“ nur das gemeinjam, daß auf 
beide die Theorie der einheitlichen Reife ungerecdhtfertigt angewendet ward. 


8 162. 
d) Rechtsfolgen der Gontrebande. 


Ta der Kriegführende Hinfichtlich der Gontrebande fein Strafrecht, 
fondern nur ein NReprejlionsrecht gegen den Neutralen Hat, fo iſt die 
naturgemäße Folge der nah Waare und Beitinnmung feititehenden Gontre- 
bande die Wegnahme derjelben, nicht aber die der übrigen Ladung und 
des Schiffes, ſowie es andererſeits als eine übertriebene Yiberalität er- 
fheint, wenn einzelne Verordnungen wie 3. B. die Franzöſiſche von 
1584 oder Verträge wie die zwiichen Preußen und den Vereinigten 
Staaten von 1794 auch bei feitgeitellter Eontrebande nur Treitbaltung 
und Entſchädigung erlauben. 

Gleichwohl ging die ältere Praxis und Toctrin darüber hinaus. 
Zouch behauptete, der Reſt der Yadung und das Schiff jeien mit. 
verfallen, wenn fie gleihmäßig dem Cigenthümer der Gontrebande ge- 
hörten. Bynkershoek giebt dasielbe für die Yadung zu: „Distingnen- 
dum ommino putem, an lieitae et illiecitae merces ad eundem dominum 
pertineant. an ad diversos: si ad eundem. omnex recte publicabuntur. 
ob vontinentiam delieti.” Hinſichtlich des Schiffes macht er eine doppelte 
Ilnterfcheidung, ob es dem Gapitän gehört oder andern, und ob berielbe 
um die Sontrebande gewußt bat: „an imoraverit. ut si nantae. na- 
varcho forte absente, aliquid illieitum in ea condiderint. Si seiverit, ipse 
in dolo est, quod navem uam lovaverit ad usum rei illicitae, et navis 
publicabitur. secus si imoraverit. quia sic dolo earet.”  (WQuaest. jur. 
publ. L., e. 12.) Dabei anertennt Bynkershoek aber, daß die meijten 
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Verordnungen und Verträge, fo namentlich der Niederlande, nur die 
Wegnahme der Lontrebande gejtatten, und ftellt dieſer „sententia pac- 
torum et edictorum* jeine Theorie gegenüber, und in der That jchließen 
die meiften Verträge und die überwiegende Praris die Confiscation von 
Schiff und übriger Zadung aus. Manche Verträge, wie zwiſchen Bor: 
tugal und Rußland, geftatten auch dem Capitän feine Reife fortzujegen, 
wenn er die Contrebande aufgiebt. Indeß fteht dieſer Grundſatz nidt 
allgemein feſt und es iſt zuzugeben, daß Ausnahmen gemacht werden 
müflen, e3 kommt nur darauf an, diefe möglichit Har zu beftimmen. 

. &3 ijt gewiß richtig, wenn 3. B. die Dänifche Verordnung vom 
16. Februar 1864 und die Preußifche vom 3. März 1864 ($ 7 Nr. 2) 
das Schiff für verfallen erklärten, wenn die ganze Ladung aus Contre— 
bande beiteht, nicht aber wenn legtere nur einen Theil der erfteren aus: 
madt; e3 läßt fi) auch noch Hören, wenn die Franzöſiſche Verord- 
nung von 1870 in Anlehnung an die von 17783 das Schiff nur frei- 
geben will, wenn die Sontrebande weniger als Dreiviertel der Ladung beträgt, 
oder wie die Defterreichifche Verordnung von 1866 unflarer jagt, einen 
überwiegenden Theil der Ladung ausmacht. Denn in allen diejen Fällen 
erſcheint als eigentliher Zweck der Reiſe die Beförderung der Contre: 
bande. Wenn aber Bhillimore (III, p. 463) fagt: „The penalty of 
eontraband extends to all the property of the same owner involved in 
the same unlawful transaction. And therefore, if the same owner possess 
articles which are and which not contraband, all will be alike con- 
demned. To escape from the contagion of contreband the innocent 
articles must be the property of a different owner” jo ijt Dies ent 
Ihieden zurückzuweiſen. Die erlaubten Waaren haben Feinerlei Be 
ziehung zu den unerlaubten und die Fiction der Anjtedung der eriteren 
durch die leßteren beruht wieder anf der falfchen Auffaflung eines Straf 
recht3 der Kriegführenden. Treffend bemerkt in diefer Hinſicht Berels 
(S. 244): „Auch wenn man den Eigenthümer der unverfänglichen Ladung, 
welcher zugleich Eigenthümer der Contrebande-Artifel iſt, gewijlermaßen 
als Feind und jein Eigenthun als feindliches anjehen will, würde dod, 
joweit die Grundfäße der Pariſer Declaration von 1856 gelten, der 
unverfängliche Theil der Ladung eines neutralen Schiffes nicht der Con 
fiscation verfallen, weil jie eben feine Kriegscontrebande ift und fteind- 
lihe Waare, mit alleiniger Ausnahme der Ietteren, der Wegnahme nidt 
unterliegt. Ebenſo wenig würde aus der Fiction, daB das neutrale 
Schiff, deſſen Rheder oder Capitän wiſſentlich Contrebande befördert, 
wie ein feindliche anzujehen und zu behandeln jei, ein Recht auf Con— 
fiscation der an Bord befindlichen neutralen Radungsartifel, die nicht 
Sontrebande find, hergeleitet werden fönnen, weil die neutrale Waare. 
mit Ausnahme der Striegscontrebande, auh an Bord eines feindlichen 
Schiffes der Wegnahme nicht unterworfen ift.“ 

Zuzugeben ilt dagegen, daß dag Schiff verfallen ijt, wenn das 
jelbe dem Eigentümer der Contrebande gehört oder wenn der Eigen: 
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thümer des Schiffes wußte, daß es zum Transport von Gontrebande ge- 
braucht werden jolle, denn in beiden „Fällen wird er Mitfchuldiger. 
Nicht dasjelbe aber iſt anzunchmen, wenn nur der Gapitän, der nicht 
Eigentümer ift, um den Transport der Gontrebande wußte, da e3 un- 
billig Hart fein würde, den Cigenthümer, der bievon nichts ahnte, durch 
Zerlujt jeines Schiffes zu ſtrafen. 

Hiernach wird fih auch die Entſcheidung bei Betrug zu richten 
Haben, betreffe derjelbe die Beitinmung der Waare oder dieje jelbjt durch 
Verhehlung ihrer Natur. Dit der Betrug auf den Eigenthümer des 
Schiffes zurüdzuführen, fo macht er ſich unſtatthafter Theilnahme au 
einer feindlihen Handlung jchuldig und das Schiff iſt verfallen, nicht 
aber wenn er jelbit bona fide nicht don der Vontrebande wußte md 
getäuicht ward. 

Ter Fall, den Phillimore anführt, dab ein Privatiſchiff 
verfallen jein fol, wenn cd von einem Marine Tfficier befchligt wird 
und diejer Gontrebande betreibt, ijt zuzugeben, aber wird ſchwerlich vor: 
fommen. 

Niemals kann bei Verurtheilung der Contrebande von (igen- 
thiimer des Schiffes und der übrigen Yadung Erjag für Fracht und Un⸗ 
koſten gefordert werden. 


$ 163. 
e) Analoga der Contrebaude. 


Literatur: Außer den Angeführten: Hetiter 8 lsla., Hautefeuille II, 
p. 162--177, Hall IV. ch. 6, Perels S 17, Marquardſen S. 0 71. 


Dean bezeichnet herkömmlich nur bejtimmte Waaren als Contrebande, 
doch liegt e3 auf der Hand, dab der Weutrale einem Kriegführenden 
ebenjo, wo nicht noch mehr, jchädlich durch andere Tienjte werden fann, 
welde er jeinem Gegner leiſtet und durch welde er ad oe in deilen 
Tienft, aljo in cine viel engere Gemeinſchaft mit ihm tritt, als durch die 
Zufuhr bei Gontrebande, bei der der commercielle Charakter durchweg 
beitimmend ij. Er wird jomit, ohne die Meutralität jeiner eigenen Re 
gierung zu gefährden, meil deren Gebiet und Autorität außer stage 
find, ein perjünlicher ‚seind der andern Nriegepartei, welche jich gegen 
ein jolches Verfahren durch gleiche Repreſſion wie gegen Die Contrebande 
ſchũtzen muß. 

In eriter Linie geichieht dies durd) Zuführung von Kriegemann⸗ 
schaften, die eine weit ernitere Kriegshülfe einichlicht als die Zufuhr von 
Waffen. Hier kann nicht mehr von Handel die Rede fein, das Schiff, 
welches einen Kriegführenden Truppen zuführt, ftellt ſich in den Dienſt 


132 Die Neutralität. 


desjelben. Der Kriegsgegner, welcher diefe Zufuhr Hindert, kann aud 
diefe menjchliche Eontrebande nicht wie Waffen u. j. mw. jelbjt brauchen oder 
verlaufen, er fann die Truppen nur zu Gefangenen machen und muß 
fie dann als folche ernähren. Die bloje Verhinderung und Entziehung der 
Fracht ift daher feine entjprechende Strafe, dad Schiff gilt unbedingt als 
verfallen, deshalb wird auch diefe Handlung durdy die Geſetze der 
meiflen Staaten geradezu verboten. (Allg. Landrecht II., Tit., 8 8 2037 
und 2038, Engl. und Franz. Verordnungen vom Frühjahr 1861, 
Engliſche Neutralitätgerflärung vom 9. Auguft 1870 [Dlegal expeditions), 
Amerikanische vom 22. Auguft 1870 sub 11.) Zweifelhaft ift nur die 
Trage, welcher Thatbeitand einen ſolchen Transport conftituirt. Zunächſt 
muß bewieſen werden, daß die Leute wirklich im Kriegsdienſte des Feindes 
itehen oder bei der Landung in denfelben treten jollen, fodann muß der 
Eigentümer oder Capitän willen, daß die Leute in dieſer Abjicht fid 
einſchiffen. Diefelben dürfen auch nicht einfache PBaflagiere fein, welche 
ihre Fahrt wie andere bezahlen; ein Schiff, welches jolche befördert und 
Jeden aufnimmt, der feine Fahrkarte Löjt, identificirt ſich in Feiner Weile 
mit den Kriegführenden, wenn es einige Perjonen, die in deſſen Dienften 
ftehen, befördert. Die Beförderung der betreffenden Perſonen muß viel- 
mehr der eigentliche Zweck der Reife des Schiffes fein; die Zahl dagegen 
fann nicht grundfäglich feitgejtellt werden, da fie eine thatjächliche Frage 
ift. Das Mitnehmen einiger Soldaten wird nicht als Transport von 
Truppen angefehen werden, dagegen fann die Beförderung einiger höherer 
DOfficiere wichtiger fein als die vieler Gemeinen. 

Co war e3 in dem Falle der „Friendſhip“, eines Nordamerikaniſchen 
Schiffes, das 1807 von einem Franzöftichen Agenten gechartert wurde, um 
einige achtzig Mann Franzöjiiche Officiere und Sceleute nach Frankreich zu 
bringen. Die Leute jtanden an Bord unter militäriicher Disciplin, die 
Regierung bezahlte das Schiff. Sir W. Scott Schloß aljo mit Nedt, 
daß dasjelbe „a transport engaged in the immediate military service of 
the enemy® war. Die Hauptfrage, betonte der Engliiche Richter, ei, 
ob die Schiffe von den Agenten der feindlichen Regierung gemiethet find, 
um Soldaten oder Kriegsvorräthe im Dienfte eines anderen Staates zu 
befördern, und der Fall würde ganz anders liegen, wenn ein Officier alö 
gewöhnlicher Pafjagier und auf feine Kojten fih auf einen neutralen 
Schiffe einſchiffte. (Rob. Rep. VI., p. 420.) Ebenſo entjchied derjelbe 
bei dem Portugiefiihen Schiffe „Orozembo“, das 1807 nur drei höhere 
Holländiſche Officiere nad) Batavia bringen jollte, deſſen Frachtvertrag 
aber bejagte, daß es keine Ladung nehmen, und der Capitän monatlid 
5000 Fr. für den ausschließlichen Transport einer unbejtimmten Anzahl 
von Perſonen erhalten jollte. 

Der Fall des „Cagliari“, den Calvo E. 2522 anführt, gehört nicht 
hierher, da in demſelben gar fein Kriegszujtand vorlag, fondern es ſich 
nur um eine Gewaltthat von Individuen Dandelte. 

Beftritten aber ift die Frage, ob ein Schiff bei jolchem Truppen 


Analoga der Kontrebande. 133 


transport auch verfallen fein folle, wenn der Eigenthümer oder der Capitän 
dazu gezwungen oder dem Betrug unterlegen it? Eir ®. Scott be 
jabte dies in dem Falle der „Caroline“, einem Schwediichen Schiffe, das 
1802 Franzöſiſche Truppen von Aegypten nad) Italien führte, aber, wie 
der Capitän anführte, dazu gegen feinen Willen durch Gewalt und Be- 
trug gebradit ſei. Der Prijenrichter meinte, die Sache fei damit ent- 
fhieden, daß das Schiff feindliche Truppen tranaportirt, und fand, es 
fei unnöthig zu unterfucdhen, „whether the enemy got her into his service 
by force or fraud, or by voluntary contract. If an act of force exer- 
cised by one belligerent on a neutral ship or person is to be considered 
as a sufficient justification for any act done by him contrary to the 
known dnties of the neutral character, there would be an end of any 
prohibition under the law of nations to carry contraband or to engage 
in any other hostile act. If a loss is sustained in such a service, the 
neutral yielding to such «demands must seek redress from the Govern- 
ment which has imposed the restraint upon him.“ (The Carolina IV., 
Rob. 259.) If imposition has been practised. it operates as force.“ 
(The Orozembo. Rob. 436.) Dies Hat fcheinbar etwas für id, man 
tönnte ſich darauf berufen, daß ja auch zu Lande der Neutrale, der 
feine Neutralität gegen einen Kriegführenden nicht vertheidigen kann, ſich 
dem ausjegt, daß auch der Kriegsgegner feine Neutralität nicht mehr 
achtet. Aber die Fälle ſtehen doch nicht gleich, denn zu Lande handelt 
es fih um die Wahrung der Neutralität der Staatögewalt, gerade 
dieſe aber kommt bei der Gontrebande nicht in Betracht, fondern nur 
der neutrale Unterthan. Im neutralen Gebiete kann der Kriegführende 
das neutrale Schiff ja nicht zur Aufnahme von Truppen zivingen, fondern 
nur in einem Lande, das er militäriich beberricht oder auf hoher See. 
Die neutrale Staatsgewalt fann das nicht hindern, aber das neutrale 
Schiff verlegt feine Pfliht nur, wenn es fih freiwillig zu ſolchem 
Transport bergiebt. Cs muß es natürlich dulden, wenn es bei ge- 
zwungenen Dienſt vom anderen Theil angegriffen und geichädigt wird, 
fann ſich auch für den Schaden nur an den Pergewaltiger halten, 
aber der Kigenthümer kann nicht das Schiff ſelbſt verlieren, weil er oder 
der Gapitän Gewalt hat erleiden müſſen. Hall anerkennt denn aud, 
daß Scott's Enticheidung unrichtig war. Ter Neutrale bat offenbar 
die Beweislajt der erlittenen Gewalt oder des geübten Betrugee „hut 
to punish him for the acts of another person. of which he has been 
the unwilline or uneonscious subject. is as useless as it is wrong. The 
bellizerent cannot be intimidateld by losses intlietel on his vietim” 
(p. 630). Höchſt ungerecht war auch das Urtheil des Engliſchen Priſen⸗ 
gerichtes von Hongkong, welches 1855 das Bremer Schiff „Greta“ ver- 
urtbeilte, weil ea 400 Ruſſiſche Officiere und Soldaten, welhe Schiffbruch 
aelitten, von einem Japaniſchen nach einem Ruſſiſchen Hafen gebracht hatte. 

Gleich mit der Beförderung von Militärperionen itcht die von 
Zepeihen in feindlichen Tienjte, d. h. von ſolchen. welche von oder an 
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führenden Regierungen an ihre Geſandten und Conſuln in neutralen 
Staaten und umgekehrt. Der Kriegführende hat ein Recht ſeine fried- 
lichen Beziehungen mit den Neutralen fortzufegen, er muß aljo die Mög: 
lichkeit haben mit feinen bei neutralen Negierungen beglaubigten Ge: 
jandten frei zu verkehren, und es kann nicht angenommen werden, daß 
ihre Berichte über ihre Beziehungen zu der neutralen Regierung feind- 
lichen Charakter Haben werden. Wenn der Gejandte in neutralem Yande 
deiien Neutralität verlegt, jo ift die Beſchwerde politiich-diplomatifcher 
Natur und wird nicht durch die Wegnahme der Tepeichen in neutraler 
Obhut beitraft. Es ift daher ungenau, wenn Bluntichli (803, Note 5) 
die Freiſprechung des Amerikaniſchen Schiffes „Caroline“, das 1803 mit 
Depeſchen des Franzöſiſchen Gejandten in Waſhington an jeine Regierung 
aufgebracht war, damit begründet, daß es nur „diplomatiihe Depeſchen“ 
an Bord Hatte. Tas Engliiche Prifengericht gab das Schiff frei, weil 
es fih um Depeſchen eines Gefandten in neutralem Staate handelte. 
Es führt dies auf die Frage, in wie weit der Kriegführende 
ein Recht Hat, nicht militäriihe Beamte ſeines Gegners feitzunchmen. 
Auf feindlichen Gebiete ijt dies unbejtritten, wie das Beilpiel der Ber- 
baftung des Marſchalls Belleiste, Franzöſiſchen Geſandten in Berlin, 
auf der Turchreife nad) Hannover 1744 beweilt. Dasſelbe gilt, wenn 
der Beamte ſich auf feindlihem Schiffe befindet, auch wenn beiien Be: 
ftimmung eine neutrale it. 1780 wurde der frühere Nordameritanijche 
Congreh-Bräfident B. Yaurens, der fih auf einer diplomatiſchen Zen- 
dung nad dem Haag befand, auf einen Amerikaniſchen Schiffe von einem 
(Engliichen Kreuzer gefangen genonmen. In feinen über Bord geworfenen, 
aber aufgefiichten Papieren befand jich der Entwurf eines Bindnißver- 
trages der Vereinigten Staaten mit Holland, unterzeichnet vom (NroR- 
venjionarius Ban Budel, den Yaurens, da die Sencralitaaten den» 
jelben noch nicht genehmigt, zum Abſchluß bringen ſollte. Man Tonnte 
ın dieſem ‚alle aljo ſchon mit Recht in Frage ziehen, ob die Beltim 
mung des Schiffes eine neutrale war, wie denn auch England darauf 
Holland den Krieg erllärte «21. Tecember 1480, Mahon. Hist. of Engl. 
VII p. 801. Aber es fam darauf gar nicht einmal an, das Schiff, auf 
dem Yaurens ſich befand, war cin feindliches Kriegsſchiff, das don 
einen friegfübrenden Hafen auefuhr und unterlag ale ſolches der Weg 
nahme. Ganz anders jtcht cs mit Gejandten oder Tonitigen Beamten 
der Mriegführenden auf neutralen Schiffen. Giebt man das voritehend 
erwahnte Recht diplomatiichen Verkehrs der Nriegführenden mit den 
Neutralen zu, jo muß es ihren Geſandten auch geſtattet ſein, ſich unge— 
hindert an ihren Beitimmungzort zu begeben. Ties har aud keines 
wege Yord Ztowell in ſeinem Urtheii im angerubrten ‚sall der „Garoline 
verneint. Wenn es dori beißt: „It is inderd eompetent to a Belligerent 
to stop the Ambassador of his enemy”. jo ergiebt der Zuſammenhang, 
indem cr gerade das Recht Der „relations ot amitz and peace, in main- 
taininz wich all natiens are interested”. Daß er, wie auch Phillimore 
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desjelben. Der Kriegögegner, welcher diefe Zufuhr Hindert, kann aud 
diefe menjchliche Contrebande nicht wie Waffen u. j. w. ſelbſt brauchen oder 
verlaufen, er fan die Truppen nur zu Gefangenen machen und muß 
fie dann als folche ernähren. Die bloje Verhinderung und Entziehung der 
Fracht iſt daher Feine entjprechende Strafe, dad Schiff gilt unbedingt als 
verfallen, deshalb wird auch diefe Handlung durch die Gefehe der 
meiſten Staaten geradezu verboten. (Allg. Landrecht II., Tit., 8 $ 2037 
und 2038, Engl. und Franz. Verordnungen vom Frühjahr 1861, 
Englifche Neutralitätzerflärung vom 9. Auguft 1870 [INlegal expeditions], 
Amerikanische vom 22. August 1870 sub 11.) Zweifelhaft ift nur bie 
Frage, welcher Thatbeitand einen ſolchen Transport conftituirt. Zunächſt 
muß bewieſen werden, daß die Leute wirklich im Kriegsdienfte des Feindes 
itehen oder bei der Landung in denjelben treten follen, fodann muß ber 
Eigenthümer oder Kapitän willen, daß die Leute in dieſer Abficht fich 
einſchiffen. Diejelben dürfen auch nicht einfache Paſſagiere fein, welde 
ihre Fahrt wie andere bezahlen; ein Schiff, welches ſolche befördert und 
Seden aufnimmt, der feine Fahrkarte löſt, identificirt fich in keiner Weile 
mit den Kriegführenden, wenn es einige Perſonen, die in deſſen Dieniten 
ftehen, befördert. Die Beförderung der betreffenden Perſonen muß viel 
mehr der eigentliche Ziwed der Reife des Schiffes fein, die Zahl dagegen 
fann nicht grundfäglich feitgejtellt werden, da fie eine thatjächliche Frage 
ift. Das Mitnehmen einiger Soldaten wird nicht als Transport von 
Truppen angejehen werden, dagegen kann die Beförderung einiger höherer 
Officiere wichtiger jein ald die vieler Gemeinen. 

So war es in den Falle der „Friendſhip“, eines Nordamerikanijichen 
Schiffes, das 1807 von einem Franzöfiichen Agenten gechartert wurde, um 
einige achtzig Mann Franzöſiſche Officiere und Seeleute nad) Frankreich zu 
bringen. Die Leute jtanden an Bord unter militärischer Disciplin, die 
Regierung bezahlte dag Schiff. Sir W. Scott Ichloß alfo mit Nedt, 
daß dasſelbe „a transport engaged in the immediate military service of 
the enemy“ war. Die Hauptfrage, betonte der Englifhe Richter, jei, 
ob die Schiffe von den Ugenten der feindlichen Regierung gemiethet find. 
um Soldaten oder Kriegsvorräthe im Dienfte eines anderen Staates zu 
befördern, und der Fall würde ganz anders liegen, wenn ein Offtcier als 
gewöhnlicher Paſſagier und auf jeine Koften fih auf einem neutralen 
Schiffe einſchiffte. (Rob. Rep. VI, p. 420.) Ebenſo entjchied derſelbe 
bei dem PBortugiefiihen Schiffe „Orozembo”, das 1807 nur drei höhere 
Holländiſche Officiere nad) Batavia bringen follte, deſſen Frachtvertrag 
aber beiagte, daß es feine Ladung nehmen, und der Capitän monatlid 
5000 Fr. für den ausfchlieglichen Transport einer unbeſtimmten Anzabl 
von Perſonen erhalten jollte. 

Der Fall des „Sagliari”, den Calvo S. 2522 anführt, gehört nidt 
hierher, da in demfelben gar fein Kriegszuftand vorlag, fondern es ih 
nur um eine Gewaltthat von Individuen handelte. 

Beitritten aber ift die Frage, ob ein Schiff bei ſolchem Truppen- 
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halb er jchließlich dem Berlangen Englands, die Agenten frei zu geben, 
nachkommt, nur den Eindrud von Ausflüchten machen, durch die das 
Nachgeben, dad Zurüdweichen ohne Eingeftändniß des Unrecht? gededt 
werden follte. Nachdem er behauptet, Wilkes fei zu feiner Handlung 
berechtigt gemwejen, jagt er, die Schwierigkeit fei nur gewefen, was mit 
den Perſonen geſchehen fole. Mean hätte fie vor ein AXdmiralitäts- 
Gericht ftellen follen, aber diefe hätten nur Jurisdiction über gewöhn- 
liche Gontrebandefälle, außerdem habe Wilkes das Schiff freigegeben, 
wodurch der Proceß erjchwert wäre, es fei aber unzweifelhafte Praris 
der Vereinigten Staaten, daß in Fällen, mo auf einem neutralen Schiffe 
ein zmeifelhafte® Eigenthum gefunden werde, der Captor nicht allein 
enticheiden könne, jondern nur ein competentes Tribunal, und da ein foldyes 
nicht vorhanden, jo mache er feine Schwierigkeit, die Gefangenen frei 
zu geben. 


S 164. 
Die Blofade. A. Begriff und Geſchichte. 


Literatur: Heffter 88 154—157. — Perels I. 4. — Geßner p. 1653— 24. 
Hall IV., ch. 8. — Halleck ch. 23. — Phillimore IIL, ch. 2. — 
Calvo IV., .5. — Hautefeuille II. 9 — Nys, Le droit mari- 
time, ch. IV. — Deane, The law of blockade. — Fauchille, Du 
blocus maritime, 1882. 


Blofade iſt die dauernde Einſchließung eines Hafens, einer Strom: 
mündung oder einer SKüftenftrede des Feindes durch Kriegsschiffe, um 
diefelden von allem Verkehr nad) außen abzufchneiden, indem das ein- 
Ichließende Gefchwader die Ein- und Ausfahrt jedes Schiffes verhindert. 

Wir ſehen bier von der Blofade einer feindlichen Flotte, um fie 
am Auslaufen zu hindern, ab, da dies ein Act des Seekrieges ift, umd 
betrachten hier nur die Verfehrablofade, die ſich mejentlich gegen die 
Verbindung des eingeichloffenen Plates durch Bermittelung Neutraler 
wendet, da feindliche Schiffe ohnedied weggenommen werden. 

Das Verbot der Contrebande geht nur auf die Zufuhr gewiſſer 
Waaren, welche eine partielle Kriegshülfe einschließt. Ohne feindlick 
Endbeſtimmung giebt e3 feine Sontrebande. Die Blokade ift ein Verbot 
1. der Zufuhr aller Waaren („nihil obsessis advehere liceat. — Qui 
seire nequit. quibus rebus obsessi indigeant quibus abundent, omnis sul- 
vectio vetita est“, fagt Bynkershoek II. I., cap. 11]), 2. ein Verbot auf 
der Ausfuhr aller Waaren aus dem blofirten Plage, 3. ein Verbot aud 
des Ein- und Ausgangs von PVerfonen, Briefen u. ſ. w., kurz ein vol: 
ftändiges Verfehrsverbot. Aber dasjelbe ift 4. örtlich bejchränft um 
daran gebunden, daß der Kriegführende feine Beobachtung erzwingen 
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fann. Die Ausübung dieſes Zwanges aber ift wiederum an die Er- 
füllung gewiller Bedingungen gefnüpft, welche dem Neutralen Sicherheit 
dafür geben, daß beftimmte Grenzen in der Ausübung dieſes Kriegs— 
rechtes innegehalten werden. 

Das Blobaderecht it wie das Verbot der Zufuhr von Eontrebande 
ein Compromiß entgegenjtehender Rechte und Intereſſen der Kriegführenden 
und Neutralen. Tie Neutralität des Staates wird durch einen Blofade- 
bruch jeiner Unterthanen jo wenig berührt wie dur bie Zufuhr von 
Eontrebande. Er jagt denfelben nur, daß fie ed auf ihre Gefahr thun 
und er fie nicht gegen die Folgen jchügen wird. Aus demfelben Grunde 
hört die Verantwortlichfeit mit der Vollendung des Actes auf und kann 
feine nachträgliche Beſtrafung nach ſich ziehen, denn der Kriegführende 
bat fein Strafrecht gegen neutrale Untertbanen außerhalb feines oder 
des von ihm bejegten feindlichen Gebietes, fondern nur ein begrenztes 
Nepreijivrecht gegen gewilie Handlungen derjelben, welche als Eingriffe 
in jein Kriegsrecht anerfannt find. Gemeinfam mit der Belagerung zu 
Lande ift diefer Blofade, daß beide Kriegsmaßregeln find, welche den 
Widerſtand des Feindes durch gewaltfame Abfperrung eine® Platzes zu 
brechen Suchen, aber während die Belagerung jtet3 gegen einen befeitigten 
Blag gerichtet ift, mit der Abſicht, denjelben mit oder ohne Angriff ein- 
zunehmen, zielt die Blokade vorzugsweiſe auf Häfen, Strommündungen 
und Meerengen, die nur von der Waflerfeite eingeichloffen find, um fie 
von dem Verkehr nach außen hin abzufchneiden. Gewiß kann derfelbe 
Platz zugleich von der Landjeite belagert und von der Waſſerſeite blofirt 
fein, wie auch eine Yandfeftung blos blokirt, d. 5. vom Verkehr abge- 
fchnitten fein Tann. Uber letztere Maßregel richtet ſich dann doch 
weientlid; gegen die in der Feſtung befindliche Beſatzung, die verhindert 
werden ſoll, herauszukommen, und jede Belagerung zu Lande fann nur 
zu Folge der Belebung des feindlichen umliegenden Gebietes ftattfinden; 
fie fchneidet den Verkehr mit dem Binnenlande des Feindes ab. Die 
Blokade dagegen, die nur zur See geübt wird, um den Berfehr des 
betreftenden Plage mit der Außenwelt abzujchneiden, nicht um dieſen 
einzunehmen oder anzugreifen, berührt befonders die Neutralen, welchen 
der Zugang zu dem blofirten Plate und der Ausgang von demfelben 
gehindert wird.!) 

Die Blolade in diefem Sinne als felbititändige Anftitution des 
Kriegsrechts ijt eine verhältnißmäßig neue Ericheinung, die fich parallel 
mit der Neutralität entwidelt bat. Zu allen Zeiten bat man zwar 
Häfen des Feindes vom Verkehr abzufchneiden geiucht: aber dies war 
nur ein Theil des allgemeinen Verbotes alles Handeleverkehrs der Neu- 
tralen mit den Gegner. So erklärte Eduard III. in feinem Kriege mit 
Frankreich 1346, daB jedes fremde Schiff, welches verjuche, in einen 
Aranzöliihen Hafen einzulaufen, tweggenommen und verbrannt merden 
jolle; aber es fiel ihm nicht ein, Diele Häfen jelbit mit binreichenden 
Streitfräften abzufperren. Die Wirkung des allgemeinen Handelsverbotes 
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hing davon ab, ob die Kriegzflotte ftarf genug war, dasſelbe durchzu- 
jeßen, und dies wurde erjt möglich mit der Ausbildung ftarfer Staats. 
flotten und der Geſchützkunſt durch meittragende Kanonen. Aber aud 
dann, als die Möglichkeit vorlag, die betreffenden Häfen einzujchließen, 
geſchah dies keineswegs; man konnte zwar allmählich da8 allgemeine 
Handel3verbot den Neutralen gegenüber nicht mehr durchjegen, aber man 
glaubte es doch für beftimmte Häfen aufrecht halten zu können, ohne dem- 
ſelben den materiellen Nachdruck einer wirkſamen Abfperrung zu geben; fo 
namentlich Seitens der Niederländer in ihrem Unabhängigkeitskampfe gegen 
Spanien, die 1584 alle in deſſen Beſitz gebliebenen Häfen Flanderns 
für gejperrt erklärten. Namentlih aber dehnte die Verordnung von 
1630 die Rechte des Kriegführenden aus; fie verfügte Wegnahme von 
Schiff und Gütern der Neutralen für alle Schiffe, welche, ohne in See 
noih zu fein, 1. nach feindlichen Häfen in Flandern einlaufen oder aus 
ihnen auslaufen wollen, „weil Ihre Hochmögenden die Häfen mit Kriegs. 
hiffen dauernd beſetzt Halten”, 2. auch die Schiffe, die nach ihrem 
Srachtbriefe oder fonjtigen Papieren nad jenen Häfen beftimmt find, 
wenn fie auch noch ferne von denfelben waren und ihre Beitimmung 
ändern fonnten (re adhuc integra poeniterende), 3. auch die, welche aus 
einem feindliden Hafen kommen, bis zur Ankunft in einem neutralen 
Hafen und auch noch jpäter, wenn fie nach diefem Hafen nicht beitimmt 
waren, ſondern von den fie verfolgenden Schiffen hineingejagt wurden. 
Diefe Verordnung?) ſetzt alfo bei aller Strenge voraus, daß die Häfen 
dauernd eingefchloffen jeien (continuerlyke beset houden), aber thatjächlid 
befanden fic) vor denſelben nur wenige Kriegsjchiffe und Kaper, melde 
freuten und zuwiderhandelnde Schiffe aufbrachten. 1645 befchräntten 
die Generalftaaten den Blofadebruh auf die Schiffe, die wirklich ein 
und auszulaufen verjuchen, 1662 und 1666 aber erflärten fie wieder 
alle Küften Großbritanniens und feiner Colonien als blofirt. Der 
fictive Charskter einer jolchen Blofade war fo offenbar, daß allmählich 
immer mehr die Beſchränkung der wirklichen Einfchliegung des Hafens 
durch eine genügende Macht vertragsmäßig feitgefegt ward; fo wird im 
Art. 4 des Vertrages ziwilchen England und den Generalftaaten von 
1674 erklärt, daß nur nach den Städten feine Waaren verführt werden 
jollten, die „obsidione cincta, circumsepta vel investita, gallice: bloquees 
ou investies* fein (Schmauß J., p. 938). Im Bertrage von 1142 
zwiſchen Frantreih und Dänemark wird beftimmt, daß die Einfahrt 
wenigſtens durch zwei Schiffe oder eine Küſtenbatterie gejchloffen ſei; in 
dem von 1753 zwiſchen Holland und Beiden Sicilien Heißt es: „Nuls 
ports ou villes ne seront tenus pour assieges ou bloques à moins quik 
ne soient investis soit par mer, par six vaisseaux de guerre au moin 
a la distance d’un peu au dela de la portee du canon de la plart. 
soit du cöte de la terre, par des batteries de canon et autres ouvrages 
tellement qu’on ne pourrait v entrer sans passer sous le canon des 
assicgeants.“ Außerdem wurde meift, wie bei der Contrebande ermähht. 
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die Zufuhr folcher Artikel, die nicht dazu gerechnet werden follten, an 
belagerte oder blofirte Pläge verboten. England allein fuhr fort, die 
fictiven Blofaden durch blofe Verordnung zu üben, und erflärte 1756 
alle Franzöſiſchen Häfen für blofirt. Als demzufolge eine große Anzahl 
neutraler Schiffe, namentlich Holländifche aufgebracht wurden, beflagten 
fi} die Generalitaaten lebhaft über dieſes Verfahren, das fie jelbit 
eingerührt Hatten, und ſetzten aud die Zurüdgabe ihrer genommenen 
Ediffe und Ladungen durch, ohne daß England jedoch feinen Anſpruch 
aufgab. 1780 erklärte jogar der Womiralitätsgerichtshof, daß „England 
durch feine injulare Lage alle Häfen Spaniens und Frankreichs natur- 
gemäß blofire”. Dieſem Mißbrauch trat die bewaffnete Neutralität von 
1780 entgegen, indem fie sub 4 erflärte: „que pour determiner ce qui 
caracterise un port bloque, on n’accorde cette determination qu’a celui 
ou il v a par la disposition de la puissance qui l’attaque avec des 
vaisseaux arretes et suffisamment proches un danger &vident d’entrer.* 
Tiefe Beitimmung war feine Declaration der Norm, die alle anderen 
Staaten außer England bisher fchon anerlannt hatten, fondern bezwedte 
die Aufftellung einer neuen Regel unter dem Druck einer politijchen 
Sonjunctur, die England zur Annahme zwingen follte, welches aber leb⸗ 
haft dagegen proteftirte. Dieſer Grundfag ward nun in furzer Zeit von 
den meiften contrahirenden Theilen verlegt, von Rußland im Kriege mit 
der Türkei 1787, von Schweden in dem mit Rußland 1789, und im 
Laufe diefer Jahre Schloß auch Rußland felbit mit Portugal, Frankreich 
und Beiden Sicilien Verträge, welche von dem Örundfage der bewaffneten 
Neutralität abgingen; fo heißt e8 im Art. 27, 3 des Bertrages vom 
11. Zanuar 1787 mit Frankreich: „Que, pour determiner ce qui 
caracterise un port bloqud, on n’accordera cette denomination qu'i celui 
qui sera attaque par un nombre de vaisseaux proportionne a la force 
de la place. et qui seront suftisamment proches, pour qu’il y ait un 
danger évident d’entrer dans les dits ports“ (Martens, Rec. IV. p. 210). 
Achnlih Art. 18, 3 des Vertrages von 1187 zwiſchen Rußland und 
Eicilien (ibid. p. 237). Die zweite bewaffnete Neutralität von 1800 
wiederholte indeß nicht nur die Faſſung der erften, fondern fette noch 
Hinzu, daß ein Schiff des Blokadebruchs nur fchuldig fein ſolle „lorsqu’apres 
avoir ete averti par le commandant du blocus de Tetat du port. il 
tächera d’y penetrer en emplovant la force ou la ruse“. Dem gegen- 
über war es für England allerdings ein Erfolg, daß gleih darauf 
Rußland in dem Vertrage von 1801 mit ihm, dem Tänemarf und 
Schweden beitraten, nicht nur dieſen Zufag aufgab, ſondern zugab, als 
blofirter Hafen folle nur gelten .oü ıl y a par la disposition de la 
puissance qui lattaque avec des vaisseaux arretes ou suffisamment 
proches. un danger évident d’entrer“. Durch die Partikel „ou“ gewann 
England die Beweglichkeit der Schiffe wieder, während das ..arrutes et 
suftisamment proches“ der bewaffneten Neutralität das Zulammentreffen 
beider Momente zur Bedingung einer rechtmäßigen Blokade machte. Die 


138 Die Neutralität. 


Halb er fchlieglich dem Verlangen Englands, die Agenten frei zu geben, 
nachkommt, nur den Eindrud von Ausflüchten machen, Durch die das 
Nachgeben, dad Zurückweichen ohne Eingeſtändniß des Unrechts gebedt 
werden jollte. Nachdem er behauptet, Wilkes fei zu feiner Handlung 
berechtigt gemwefen, fagt er, die Schwierigkeit fei nur geweſen, was mit 
den Perſonen geſchehen ſolle. Man Hätte jie vor ein Wdmiralitäts- 
Gericht jtellen follen, aber diefe hätten nur Jurisdiction über gemwöhn- 
lihe Contrebandefälle, außerdem habe Wilkes das Schiff freigegeben, 
wodurd der Proceß erſchwert wäre; e3 fei aber unzmeifelhafte Praris 
der Vereinigten Staaten, daß in Fällen, wo auf einem neutralen Schiffe 
ein zmweifelhafte® Cigenthum gefunden werde, der Captor nicht allein 
enticheiden könne, jondern nur ein competentes Tribunal, und da ein ſolches 
nicht vorhanden, fo made er feine Schwierigkeit, die Gefangenen frei 
zu geben. 


S 164. 
Die Blofade A. Begriff und Geſchichte. 
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Blofade iſt die dauernde Einjchließung eines Hafens, einer Strom 
mündung oder einer Kültenftrede des Feindes durch Kriegsfchiffe, um 
diefelden von allem Verkehr nach außen abzufchneiden, indem das ein- 
Ichließende Geſchwader die Ein- und Ausfahrt jedes Schiffes verhindert. 

Mir ſehen bier von der Blokade einer feindlichen Flotte, um fe 
am Auslaufen zu hindern, ab, da dies ein Act des Seekrieges ift, und 
betrachten hier nur die Verkehrsblokade, die fich weſentlich gegen die . 
Verbindung des eingejchlojlenen Platzes durch Wermittelung Neutraler 
wendet, da feindliche Schiffe ohnedies® meggenommen werden. 

Das Verbot der Contrebande geht nur auf die Zufuhr gemiller 
Waaren, welche eine partielle Kriegshülfe einichließt. Ohne feindliche 
Endbeitiimmung giebt e3 feine Contrebande. Die Blofade ift ein Berbot 
1. der Zufuhr aller Waaren („nihil obsessis advehere liceat. — Quis 
seire nequit, quibus rebus obsessi indigeant quibus abundent, omnis sah- 
vectio vetita est“, jagt Bynfershoef II. I.,cap. 11]), 2. ein Verbot au 
der Ausfuhr aller Waaren aus dem blofirten Plate, 3. ein Verbot aud 
des Ein- und Ausgangs von Perfonen, Briefen u. f. w., kurz ein voll 
ftändiges Verkehrsverbot. Aber dasjelbe ift 4. örtlich befchräntt und 
daran gebunden, daß der Kriegführende feine Beobachtung erzwingen 
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pour interdire reellement l'accès du littoral de l’ennemi.*“ Der Grund- 
fa wird damit anerkannt, obwohl nicht wie in den Verträgen über die 
bewaffnete Neutralität und den zwiſchen Rußland und England von 1801 
gefagt wird, welcher Thatbeitand eine Blokade effectiv madt. That— 
fählih ijt aber der Grundſatz bei jpäteren Blokaden keineswegs ſtets 
beobachtet. In dem Amerifanifchen Bürgerkriege erklärten die Nord- 
ftaaten die gejammte Küſte der Südjtaaten als blofirt, ohne hierfür 
Anfangs die nöthigen Ceeftreitkräfte zu befigen; denn in den erften vier 
Monaten nach Erklärung der Blofade fonnten über 400 Schiffe in die 
Südftaatlihen Häfen ein- und auslaufen. Es kann aud nicht darauf 
Bezug genommen werden, daB die Vereinigten Staaten der Rarifer 
Reclaration nicht beigetreten, denn ihr Widerjtand gegen Ddiejelbe hatte 
fih auf die Frage der Staper beichräntt; fie hatten ftet3 gefordert, daß Blo⸗ 
kaden effectiv fein müſſen, und die Erklärung der Blofade vom 19. April 1861 
fagte: „A competent force will be posted so as to prevent entrance anıl exit 
of vessels from the ports aforesaid* (Staatdardiv J. Nr. 44).) Eie 
fuchten der Unwirkſamkeit jpäter dadurch abzuhelfen, indem der Präſident 
fih durch den Congreß ermäcdhtigen ließ, zu erklären, daß gewille Häfen 
Des Südens aufgehört, Einlauföhäfen zu fein, was aber auf den Proteft 
Englands und Frankreichs vom 4. Juli 1861 gegen eine ſolche Rapier- 
blofade „dans une forme particulierement critiquable® aufgegeben ward. 
England protejtirte cbenfo am 16. Januar gegen die Berjenfung von 
Steinſchiffen, um die jüdlichen Häfen unzugänglid” zu machen, was man 
in Baris als „violation des lois de la nature” cdharalterifirte, und defien 
blofe Beablihtigung Graf Ruſſell in feiner Tepefche an Lord Lyons 
vom 20. December ſ. 3. (North America 1862 L., Wr. 127) al 
„a plot against the commerce of nations” und als „a project worthy 
only of the times of barbarism” bezeichnete. Später war die Blofade 
effectiv, wie Lord Rujjell in einer Tepeihe an den Bejandten in 
Waſhington vom 15. Februar 1863 anerkannte; dagegen haben die 
Vereinigten Ztaaten ſich eines jchweren Angriffes auf die Rechte der 
Reutralen Ichuldig gemacht, inden fie die Theorie der einheitlichen Reiſe 
auf die Blofade übertrugen, wovon noch weiter Die Rede ſein wird. 
Die 1862 von England gegen Rio de Janeiro verhängte Blokade war 
fehr wenig wirkſam, da jie nur durch ein einziged Schiff geübt wurde. 
Dänemark gab im Kriege mit Teutichland 18633— 1864 Anlaß zu ge 
rechten Klagen der Neutralen, indem es Blokaden Teutiher Hafen cr: 
Härte, zu deren Durchführung es nicht entfernt die nothigen Mittel beiap. 
Auf der Londoner Conferenz (18. und 22. Juni 1864 conftatirten die 
Preußiſchen Bevollmächtigten, daß die für den 15. März angekundigte 
Blofade von Titieehäfen erſt am 11. Avril ausgeführt murde und ver 
denjelben bald Fein feindlihes Schiff mehr zu ſehen war. Es wider: 
fprach dies nicht nur der Pariſer Teclaration, der Dänemark beigetreten 
war, sondern jpecicll ſeinem Bertrage mit Preußen von 1818. welcher 
verlangte, daß vor jeden blofirten Hafen mindeitens zwei Kriegeichife 
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hing davon ab, ob die Kriegsflotte ftarf genug war, dasſelbe durchzu⸗ 
fegen, und die wurde erjt möglich mit der Ausbildung ſtarker Staats. 
flotten und der Geſchützkunſt durch meittragende Kanonen. Aber aud) 
dann, als die Möglichkeit vorlag, die betreffenden Häfen einzufchließen, 
geichah dies keineswegs; man konnte zivar allmähli das allgemeine 
Hanbelöverbot den Neutralen gegenüber nicht mehr durchjegen, aber man 
glaubte e8 doch für bejtimmte Häfen aufrecht Halten zu können, ohne dem- 
felben den materiellen Nachdrud einer wirkfamen Abjperrung zu geben; fo 
namentlich Seitens der Niederländer in ihrem Unabhängigkeitskampfe gegen 
Spanien, die 1584 alle in deſſen Beſitz gebliebenen Häfen Flanderns 
für gefperrt erklärten. Namentlich aber dehnte die Verordnung von 
1630 die Rechte des Kriegführenden aus; fie verfügte Wegnahme von 
Schiff und Gütern der Neutralen für alle Schiffe, welche, ohne in Eee 
noih zu fein, 1. nach feindlichen Häfen in Flandern einlaufen oder aus 
ihnen auslaufen wollen, „weil Ihre Hochmögenden die Häfen mit Krieg‘ 
ſchiffen dauernd bejegt Halten”, 2. auch die Schiffe, die nach ihrem 
Frachtbriefe oder jonftigen Papieren nad) jenen Häfen beftimmt find, 
wenn fie auch noch ferne von denfelben waren und ihre Beitimmung 
ändern fonnten (re adhuc integra poeniterende), 3. auch die, welche aus 
einem feindlichen Hafen kommen, bi zur Ankunft in einem neutralen 
Hafen und auch noch fpäter, wenn fie nach diefem Hafen nicht beftimmt 
waren, fondern von den fie verfolgenden Schiffen bineingejagt wurden. 
Diefe Verordnung?) jest aljo bei aller Strenge voraus, daß die Häfen 
dauernd eingeſchloſſen jeien (continuerlyke beset houden), aber thatjächlid 
befanden fi) vor denfelben nur wenige Kriegsſchiffe und Kaper, melde 
freuzten und zumiderhandelnde Schiffe aufbradhten. 1645 bejchräntten 
die Generalſtaaten den Blofadebruh auf die Schiffe, die wirklich ein 
und auszulaufen verfuhen, 1662 und 1666 aber erklärten fie wieder 
alle Küften Großbritanniens und feiner Colonien als blofirt. Der 
fietive Charakter einer folchen Blofade war jo offenbar, daß allmählid 
immer mehr die Beichränfung der wirklichen Einfchliegung des Hafens 
durch eine genügende Macht vertraggmäßig feitgejeßt ward; jo wird im 
Art. 4 des Vertrages ziviichen England und den Generalftaaten von 
1674 erklärt, daß nur nach den Städten feine Waaren verführt werden 
jollten, die „obsidione cincta, circumsepta vel investita, gallice: bloquees 
ou investies* fein (Schmauß I., p. 938). Im Bertrage von 1742 
zwiſchen Franfreih und Dänemark wird beitimmt, daß die Einfahrt 
wenigſtens durch zwei Schiffe oder eine Küſtenbatterie gefchloffen ſei; in 
dem von 1753 zwilchen Holland und Beiden Sicilien heißt es: „Nuls 
ports ou villes ne seront tenus pour assieges ou bloques à moins qu'ls 
ne soient investis soit par mer, par six vaisseaux de guerre au moins 
& la distance d’un peu au delä de la portee du canon de la place. 
soit du cöt€e de la terre, par des batteries de canon et autres ouvrages, 
tellement qu’on ne pourrait y entrer sans passer sous le canon des 
assicgeants.“ Außerdem wurde meift, wie bei der Contrebande erwähnt, 
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widerjegen.!) Ebenſo gewiß aber ift dieje Anerkennung der Blofade an 
die Erfüllung gewiſſer rechtlicher und thatjächlicher Bedingungen ge- 
bunden. 

1. Die Blokade ift ein Recht der Kriegführenden. Ohne unzweifel⸗ 
haft beitehenden Kriegszuſtand hat fein Staat das Recht, gegen einen 
anderen eine Blofade zu verhängen. Diejer Sat war jelbft zu Zeiten 
der Kreuzerblofaden unbejtritten; er wurde zuerit angetajtet, als Frank— 
reih, England und Rußland in dem Griedhifchen Unabhängigfeitsfampfe 
1827 alle Griechijchen Küften blofirten, wo Türkische Truppen ftanden, 
und doch behaupteten, im Frieden mit der Pforte zu fein, ja diefe Be- 
Hauptung nad) der Vernichtung der Türkfifch- Uegyptifchen Flotte bei 
Navarino aufrecht hielten. Sodann blofirte Frankreich 1831 ohne 
Kriegserflärung den Tajo und andere Küftenpuncte Portugals. 1833 
blofirten Franfreih und England die Holländiihen Häfen, um den 
Widerjtand des Königs Wilhelm I. gegen die Trennung Belgiens zu 
brechen, ebenfo 1838 die Urgentinifhen Häfen und in demfelben Jahre 
Frankreich die Mericanifchen, 1850 England den Piräus, 1860 Sardinien 
Gasta, 1862 England Rio de Janeiro, 1883—1885 Frankreich Häfen 
Madagascar und Chinas. 

Alle diefe Präcedenzfälle künnen fein Recht bilden. Die Marine 
Reglements aller Seeſtaaten wie die Verträge ſetzen für die Blofade 
einen bejtehenden Kriegszuftand voraus. Dasjelbe thut die Parifer Eee 
recht3-Declaration, denn fie erflärt im Eingang ausdrüdlich, daB fie den 
„contestations regrettables* ein Ende machen will, deren Gegenftand 
„le droit. maritime en temps de guerre a étèé pendant longtemps“. 
Ebenjo erflärte dag Institut de droit international 1874 „que le blocus 
pacifique ne constituait pas un moyen de contrainte regulier*. Die 
Natur der Sache führt zu demjelben Ergebniß. 

Das Völkerrecht gewährt den Kriegführenden gewiſſe Rechte, denen 
fih die Neutralen unterwerfen müſſen, obwohl fie ihnen als bei dem 
Streite Unbetheiligten jchaden, wogegen fie in gleichem Falle dasſelbe 
von Anderen fordern können. Aber um diejfe Nechte zu üben, müflen 
die Kriegführenden die Verantiwortlichfeit ihres Standes übernehmen; 
wer fi) aus irgend welchen Gründen fcheut, jeinem Gegner offen den 
Krieg zu erklären und jein vermeintliche® Recht auf dem Wege der 
Repreſſalien geltend zu machen fucht, der darf wenigſtens unbetheiligten 
Dritten nicht ein Geſetz vorjchreiben wollen, dad nur ein wirklich Krieg 
führender beanjpruchen kann. Sobald Fein Krieg vorliegt, giebt es 
auch feine neutralen Mächte, und wenn in einem GStreite ein Staat 
unter dem Titel von Repreflalien zu Aecten jchreitet, welche die Rechte 
dritter Unbetheiligter berühren, fo find diefe in feiner Weiſe verbunden, 
fih dem zu unterwerfen. Ein folder Act aber ift die Blofade. Der 
oberite Gerichtshof der Vereinigten Staaten erflärte („The Fox“) „3 
blockade is a belligerent right, not to be exercised for mere profit or 
convenience®. Die Abjperrung eines Hafens zur See vom Verkehr it 
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ein jeindlicher Act von ganz anderer Natur als eine Repreflalie, wie 
die Beichlagnahnıe einer Sache; fie trifft den ganzen Staat, gleichviel, 
ob fie nur gegen einen feiner Häfen gerichtet ift oder gegen alle. Dit 
Hecht Sagt Geßner p. 238: „Un etat est. un organisme vivant, et qui 
blesse l’un de ses membres les blesse tous. Une espece de guerre 
particuliere qui se borne à certaines parties de l'etat est une-absurdite 
aussi forte que celle qui consisterait a dire, qu'un soufflet ne portant 
que sur la joue n’est pas une insulte fait à l'hommé tout entier.“ 
Bor Allem aber gilt es Hinfichtlich der Neutralen, daß die fogenannte 
Sriedensblofade ein rechtlojer Gewaltact ift, und daran ändert 
nichts, daß dabei feine Schiffe mweggenommen, fondern nur zurüdgemiejen 
werden, denn ſchon diefe Behinderung des Verkehrs dritter unbetheiligter 
Staaten ift rechtlos; läßt man aber diejen Verkehr Dritter frei, wie 
Bluntſchli in unflarer Weife fordert (Völkerrecht 507), fo fällt eben 
der Begriff der Blofade.e Eo kann die am 7. Mai 1886 von den 
fünf Großmächten Großbritannien, Teutfchland, Oeſterreich⸗Ungarn, Italien 
und Rußland der Griechiſchen Regierung notificirte Blofade nicht als 
Blofade im völferrechtlihen Sinne gelten, obwohl eine große Anzahl 
Schiffe aufgebracht wurden, weil fie fi) nur auf folche unter Griechiſcher 
Flagge erftredte.e Wenn daher der Beichluß des Institut de droit inter- 
national vom 7. September 1887 jagt, „daß Blofaden, welche nur die 
Ediffe des Staates betreffen, über den man fich beichwert, auch im 
Frieden zuläffige Repreflalien feien,“ jo ift dagegen zwar materiell nicht 
viel einzumenden, aber ſolche Maßregeln find eben keine wirklichen Blo⸗ 
faden. (gl. meinen Vortrag dajelbit neben dem von Perels: Annuaire 
de l'Inst. 1888, p. 286.) Thatjählich it denn jene Friedensblokade 
nur von großen Seemächten, wie Frankreich und namentlih England, 
gegen ichwahe Staaten, wie Argentinien, Mexico und Griechenland 
geübt, während diefelben fih wohl gehütet haben, fie gegen ſtärkere 
Gegner zu verhängen, welche ſich eine ſolche Maßregel nicht gefallen 
fafien würden. Auf die Blofirung von Buenos-Ayres durch ein Franzö—⸗ 
fiſches Geſchwader antworteten die Hanſeſtädte am 10. Zeptember 1838 
mit einem ausführlich begründeten Protejt gegen dieſe „dem Völkerrecht 
unferer Väter unbelannte Ddiplomatiiche Blofade”, worauf Graf Mole, 
ohne auch nur einen Verſuch zu machen, die Schlagende Argunıentation 
zu widerlegen, nur erwiderte, Frankreich habe fih eine Pilicht daraus 
gemacht, mit der Ausübung jeines Rechtes jede Rüdjicht zu verbinden, 
durch welche die Folgen für den Handel der übrigen Nationen jo wenig 
läftig als möglich werden fünnten, und Guizot mußte in ſeiner Rede 
vom 8. Quli 18-41 zugeben, daß die Frage eines halben Nrieges, wie 
man ihn gegen die Argentiniiche Republik führe, ſehr ſchwierig ſei. 
Lord Balmeriton ging weiter, mit Bezug auf die von Frankreich und 
England jeit 1845 geübte Blokade des Ya Plata ichreibt er den Bot⸗ 
fchafter in Rarig, Yord Normanby am 7. Tecenber 1846: „The real 
truth is, though we had better keep the fact to ourselves, that the 
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French and English blockade of the Plata has been from the first to 
the last illegal. Peel and Aberdeen have always declared that we have 
not been at war with Rosas, but blockade is a belligerent right 
and unless you are at war witlı a state, you have no right to prevent 
ships of other states from communicating with the ports of that state, 
nay you cannot prevent your own merchant ships from doing so“ 
(Dalling, Life of Palmerston, Tauchn. Edit. III, p. 275). Wenn 
Palmerſton dann fpäter in der Pacificofrage doch zu einer Blokade 
griff, obwohl er für diejelbe nur die lahme Entihuldigung anführen 
fonnte, daß der Zuftand der Griechifchen Gerichte eine Klage bei den- 
ſelben als jchlechten Scherz erjcheinen ließe, jo iſt Died eine der Sm 
confequenzen, an denen die Laufbahn dieſes Staatsmannes reich ift, aber 
alle anderen Mächte protejtirten gegen dieſe brutale Vergewaltigung 
Griechenlands, die felbit das Englifche Oberhaus für ungerechtfertigt er- 
Härte, jo namentlich Rußland durch Note vom 19. Februar 1850 da⸗ 
gegen, daß England „en pleine paix, sans qu’aucun indice pr&cursear 
des intentions du gouvernement Anglais ait &t& seulement donn&“ zu diefem 
Mißbrauch feiner maritimen Weberlegenheit geichritten jei. Der Bor 
Ihlag Gladſtone's im Sommer 1880, Smyrna zu blofiren, um den 
Widerjtand der Pforte in der Montenegriniichen Angelegenheit zu brechen, 
ward von Frankreich wie von allen anderen Mächten abgelehnt, und es 
ift nur zu bedauern, daß gegen die rechtloje Verhängung der Blokade 
gegen Madagascar und China Seitens Frankreichs die übrigen Seemächte 
nicht proteftirt haben, zumal fait alle anderen Franzöfifhen Autoritäten, 
mit Ausnahme Cauchy's, fi) gegen die Friedensblokade erflärt haben?) 

2. Giebt es demgemäß eine Blofade nur im Kriege, fo folgt 
daraus Schon von felbit, daß fie nicht früher thatfächlich geübt werden 
darf, al3 big der Kriegszuſtand unzweifelhaft beſteht. Es war aljo un 
gerechtfertigt, daß z. B. Ehile 1879 ſchon im Februar die Boliviſche 
Küfte blofirte, während der Krieg erit am 3. April erklärt wurde. 
Eine ſolche Blofade iſt für die Neutralen unverbindlih und fie fünnen 
für ihre Verlegung nicht benadhtheiligt werden. Die Frage, welde 
Autorität im Staate das Recht Hat, Krieg zu erklären, bleibt dabei al 
eine jtaatsrechtliche unberührt, es genügt, daß die Autorität, welche bie 
Blofade erklärt, das Recht hat, im Namen des Staates militärijde 
Acte vorzunehmen, welche den Kriegszuftand voraußfegen. Ebenſo 
folgt daraus, daß während des Waffenftillitandes Feine neue Blokade er- 
richtet werden kann, denn die Waffenruhe fchließt neue feindliche Unter 
nehmungen aus, wohl aber, daß eine beftehende aufrecht erhalten werden 
fann, denn der Waffenftillftand janctionirt den militärifchen Status quo. 
Der blofirte Hafen kann aljo nicht fordern, daß während desfelben ihm 
die Zufuhr geftattet werde, jofern nicht in der betreffenden Convention 
etwas anderes ausgemacht iſt, wie 3. B. in der von Wdrianopel vom 
31. Januar 1873. Mit Abſchluß des Friedens, d. h. der Ratification 
des Friedensvertrages wird die Blokade ipso jure hinfällig. 
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3. Die Blolade muß effectiv fein. Darüber beſteht nach der 
Pariſer Seerecht3-Declaration fein Zweifel mehr, aber ihr Wortlaut ift, 
wie erwähnt, nicht fo Mar, daß jeder Zweifel darüber ausgeſchloſſen ift, 
welchen Bedingungen fie entiprechen muß, um effectiv zu fein, denn wie 
der Staatdjecretär Marcy in feiner Depeche vom 28. Juli 1856 fagt: 
„What is to be adjudzed a force sufficient really to prevent access to 
a coast of the enemy has often been a severelv contested question and 
certainly the declaration, which merely reiterates a general undisputed 
maxim of maritime law. does nothing towards relieving the subject 
of blockade from that embarassment. What force is requisite to con- 
stitute an effective blockade remains as unsettled and questionable as it 
was before the congress at Paris adopted the Jeclaration.“ 

Wenn gefragt ift, ob nicht nach der Teclaration eine Kreuzer- 
blofade möglich fei, jo ift die natürliche Gegenfrage, was darunter zu 
verftehen ijt? Mißbräuchlich war unftreitig die Praris, nach der man 
mit wenigen Schiffen weite Küftenjtreden mit ihren Häfen als bilofirt 
erflärte, dieſe Schiffe längs der Küſten kreuzen und jedes neutrale Schiff 
aufbringen ließ, das in dieſe Zone einzudringen juchte. Unerfüllbar 
Dagegen erfcheint das Verlangen, das blofirende Geſchwader in der Weife 
feftzulegen, wie die bewaffnete Weutralität dies that. Tem Gejichwader 
jede Bewegung verbieten, heißt die Blofade unmöglich machen; fie wäre 
dann bei jedem Sturm unterbrodyen, der die Schiffe nöthigt, auf die 
hohe See zu gehen, und müßte neu hergeftellt werden; aber auch bei 
mäßig bewegter Eee ijt ein jolches Feſtlegen nicht möglich. Ebenſo 
fann man nicht behaupten, daß die Blokade ſchon unwirffant geworben, 
weil es einmal einem Schiffe gelingt, durch dDiefelbe zu fchlüpfen. Cine 
Engliihe Note vom 10. Februar 1863 jagt in dieſer Beziehung: „It 
appears sufficiently clear that the declaration of Paris could not be in- 
tended to mean, that it was necessary, that communication with a port 
ander blockade should be utterlv and absulutely impossible under any 
eircumstances“ (Staatsardiv IV., Nr. 615), und Yuibington bemerfte 
im Fall der „Francisca“ 1855: „No port could be hermeticallv sealed.“ 
Man wird entweder auf die Beitimmung des Engliih-Ruffiichen Per- 
trages von 1301 zurüdtommen oder eine Faſſung wählen müflen, wie 
wir fie im Art. 13 des Vertrages ven 26. Februar 1871 zwiichen 
Stalien und den Pereinigten Staaten finden: „that such places only 
shall be considered blockaded as shall be actually invested bv naval 
forces capable of preventing the entrv of neutrals, and so -tationel as 
to create an evident danger on their part to attempt it.“ Ten Grad 
der Geſahr genau anzugeben, iſt unmöglich, ed muß in jedem Falle nach 
den Umftänden entichieden werden, ob ein „daneer evident” vorhanden, 
alfo die Blokade wirkſam war. Rhillimore ılll. p. 477) fordert, 
dab das blofirende Geſchwader „furıminz as it were an arch of eirenm- 
vallation round the mouth of the prohibited port. where if the arch 
falls in any one part. tle blockade itself fails altogether*“. Tie 
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blofirenden Schiffe müſſen aljo höchſtens durch Kanonenſchußweite von 
einander getrennt fein, denn nur jo können fie den „acces au littoral” 
verhindern.?) Das Blofadegefchwader wird ergänzt durch Strandbatterien, 
wenn fich die betreffenden Küſtenpunkte im Beſitz der blofirenden Macht 
befinden, wie da3 auch durch mehrfache frühere Verträge, 3. B. den Preußiſch⸗ 
Dänifhen von 1818 anerkannt war, ebenfo Preußiſches Landrecht I., 
9, 8, 219. Die Entfernung des Gefchwaders vom Hafen oder von der 
Küfte ift, wie jchon bemerkt, nicht entfcheidend,; worauf es anerfannt ift, 
daß der Zutritt abgejchnitten if. „The blockading fleet may lie at any 
distance convenient for shutting up the blockaded port,“ jagte Lord 
Tenterden (DOffic. Actenſt. 1855,. VIIL, ©. 23). 

Unzweifelhaft aber folgt aus dem Satze, daß Blofaden effectiv ſein 
müſſen, daß fie nur jo lange rechtöverbindlich find, als fie effectiv bleiben. 
Die neutralen Regierungen Haben jede regelrechte Blofade zu achten, 
aber fie find dazu nicht gehalten, fobald die Bedingung ihres redt- 
mäßigen Beitandes hinfällig wird. Dies tft nun zwar nicht der Hall, 
wenn Sturm oder Nebel das blofirende Geſchwader nöthigt, auf die 
Hohe See zu gehen, wohl aber, wenn ed auch nur auf kurze Zeit von 
einer feindlichen Macht vertrieben wird oder fich freiwillig entfernt, und 
die neutralen Regierungen find berechtigt, durch ihre bewaffnete Macht 
zu Controliren, ob die Blofade hinfällig geworden. Dies Haben die 
Vereinigten Staaten 1870 gethan. Der Kommandant der in der Nordſee 
Itationirten Corvette „Suniata“ benacdjrichtigte am 14. September den 
Nordamerikaniſchen Conſul in Hamburg, daß, nachdem das Franzöfiſche 
Geſchwader die Nordjee verlaffen, die Blofade aufgehoben fei, gab den 
in anderen blofadefreien Häfen zurüdgehaltenen Nordamerikaniſchen Schiffen 
die Weilung, daß ihren Einlaufen in die Deutichen Nordjeehäfen fein 
Hinderniß mehr entgegenstehe, und dies ward durch eine amtliche Er- 
Härung des Gejandten der Vereinigten Staaten am Norddeutichen Bunde 
beitätigt. In folchem Falle alfo können die neutralen Handelsjchiffe den 
Schuß ihrer Kriegsflagge erwarten, wenn fie beläjtigt werden, und es 
genügt nicht, daß das blofirende Geſchwader auf feinen früheren Stand- 
punct zurüdfehrt, jondern die Blofade muß neu errichtet werden. 

Die Vereinigten Staaten aber haben diefen Grundfag, den fie 1870 
geübt, im Bürgerkriege nicht beobachte. Sm Frühjahr 1861 mar der 
„Niagara“, der Charleſton blofirte, fortgeihiekt, um eine an einen anderen 
Punct erwartete Waffenjendung abzufangen, und der Hafen blieb minde 
tens fünf Tage offen. Der Engliſche Gejandte ſchloß Daraus in einer 
Note vom 22. Mai 1561, daß die Blofade unterbrochen jei, die Re 
gierung aber tveigerte fi), dies anzuerfennen. Durchaus correct drüden 
ih die Franzöſiſchen Anftructionen aus: „Si les forces navales frangaises 
etaient obligees, par une eirconstance «quelconque, de s’eloigner du port 
bloque. les navires neutres recouvreraient le droit de se rendre sur ce point. 
Dans ce cas aucun croiseur francais ne serait fondé à les entrarver. 
sous prctexte de l'existence antcrieure du blocus, s’il y a d’ailleurs la 
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connaissance certaine de la vessation ou de Jiinterruption de ce blocus. 
Tout blocus leve ou interrompu doit etre retabli et notifie de nouveau 
dans les formes prescrites“ (Revue de droit intern. X., p. 400). 

Die Behauptung Sir W. Scott3, der noch heute Phillimore 
beipflichtet (III., p. 476), daß nur eine blos thatſächlich beitehende Blo- 
fade aufhört, wenn fie nicht mehr effectiv ift, daß aber eine den Neu- 
trafen angezeigte als fortdauernd anzunehmen fei, bis ihre Aufhebung 
erklärt jei, tit unbaltbar und durch jenes Vorgehen der ereinigten 
Etaaten 1870, über das Frankreich fi nicht beflagt bat, widerlegt, 
wie Halled 8 13 jagt: „Its application must be constant and uniform, 
to prevent all communication with the port it incloses.” Die Eng- 
liſche Doctrin beruht auf der faljichen Annahme, daß überhaupt zwei 
Arten von Blofaden zu unterjcheiden jeien. 

Endlich aber ift eine Blokade nicht mehr effectio, wenn fie es zwar 
nad dem Thatbeftand des Geſchwaders iſt, aber nicht mehr gleihmäßig 
gegen alle Schiffe geübt wird. Im Krimkriege erlaubten England, 
Frankreich und Rußland ihren Unterthanen einen gewiſſen Handel mit 
den blofirten Baltifhen Häfen, der Neutralen verboten war. Das 
Privy Couneil entiied, daß durch dieſe indiseriminately den eigenen 
Untertdanen zum Nachtheil der Neutralen gegebene Erlaubniß die Blo⸗ 
fade unwirkſam geworden. („Ihe Francisca“, Soetbeer, Office. Actenft. 
1355, VIII. S. 26.) Es kann aber auch nicht zugegeben werden, daß, 
wie Phillimore jagt: „Licenses to partieular persons have been 
considered not to vitiate a blockade”, wie auh Luſhington 1855 
annahm; denn mit Recht jagt Halled: „The irregularity ınay be 
Justly held to vitiate the bloekade, as it neressarily tends to deceive 
other parties. Where some are suffered to pass, others will have a 
right to infer that the blockade is raised.” Tas Syſtem der Licenzen 
war eine Inconſequenz, welche, durch die Lleberfpanunng des Blokade⸗ 
rechtes und namentlih durch die Continentaliperre hervorgerufen, deren 
Unansführbarteit bewies. Bei Blokaden jeit 1815 find, jo weit befannt, 
feine ſpecielle Licenzen ausgegeben, mit Ausnahme des Franzöſiſchen 
hlorus pacitiqne gegen Mexico 1838 für Engliſche Ausfuhr von Lued- 
filter, nah Rerels S. 279, N. 3, läßt das Ruſſiſche Reglement von 
1869 S 100 Licenzen zu. 

4. Tie Frage, was Gegenſtand der Blolade ſei, iſt dahin zu be- 
antworten, DaB, joweit jie übrigens regelrcdht geübt wird, Die ganze 
teindliche Küſte ihr unterliegt. Die Bezeichnung „Teindlihe Küſte“ ift 
als die im Belite des Gegners befindliche zu verfteben. Ee unterliegt 
feinem Zweifel, daß auch eigene Häfen blofirt werden fünnen, wenn fie 
vom Feinde bejegt find. Die Blofade von Rouen und Tieppe, die An- 
fang 1841 von Teutichen Truppen bejegt waren, durdy cin Franzöſiſches 
Geſchwader war durchaus rechtmäßig. Es iſt auch nicht abzuichen, 
warum bei Bruch einer joldhen Blofade nicht auch neutrale Schiffe ge 
nommen werden können, wie Perele (<. 290) annimmt, da der Yu 
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gang zu einer thatjächlich feindlichen Küfte abgefperrt wird; verzichtet 
der Blofirende darauf, jo iſt e8 fein guter Wille. Aus demielben 
Grunde aber wird eine Blofade hinfällig, wenn die blofirende Regierung 
fi) des blofirten Plages bemächtigt. Die Regierung der Vereinigten Staaten, 
welche daS Gegentheil behauptete, weil der Pla nicht aufhöre feindlich 
zu fein und die Bejagung „subject to the vicissitudes of the war“ bleibe, 
mußte nach der Entjcheidung der ſpäteren gemifchten Reviſions⸗Commiſſion 
für die unrechtmäßig gemachten Prifen Entihädigung leiften. (Hall, 
p. 656, Note 2.) In dem Ausdrude feindliche Küfte liegt die Zurüd- 
weilung der Beſchränkung der Blofade auf befeftigte Pläge. Lie Be 
hauptung Derjelben im Berliner Decret vom 21. November 1806 
(Considerant 4 al. 1 „le droit de blocus, qui d’apres la raison et 
usage de tous les peuples polices, n’est appliquable qu’aux places fortes“) 
ift vom Amerikaniſchen Staatsjecretär Caß in feiner Depefche vom 
27. Juni 1859 wieder aufgenommen und jeitdem von Cobden‘), 
Weſtlake u. X. vertheidig. Die Gründe hierfür find indeß ebenjo 
unzureichend, als jene Behauptung Napoleon's unftreitig den That 
ſachen widerjpridt. Die ganze Vergangenheit der Frage beweift, daß 
keineswegs, wie Caß jagt, Belagerung und Blofade mit einander ver- 
bunden, jondern im Gegentheil, daß fie nad Thatbeftand und Zweck 
verfchieden find, und fein Staat hat die commercielle Blofade, die Caß 
fo ſcharf tadelt, jchärfer geübt al3 wenige Jahre ſpäter die Bereinigten 
Staaten. Cobden Hat in feiner Rede vom October 1862 zu be 
weijen gejucht, daß die Freiheit des Privateigenthumg zur See untrenn- 
bar verbunden jei mit der Aufgabe der Handelsblokade; aber jein ganzes 
Argument fommt darauf hinaus, daß es unvernünftig fei, Waaren auf 
hoher See frei zu erflären und fie in der Nähe der Küfte zu nehmen. 
Unzweifelbaft ijt die Blofade läftig für den Handel der Neutralen, aber 
ohne Rückwirkung auf denjelben ift fein Krieg, und man darf nicht die 
Lage des Kriegführenden außer Acht laſſen. Cobden mies darauf Hin, 
wie günftig es für England ald neutrale Macht gewejen wäre, wenn es 
den Vorſchlag von Caß angenommen hätte, da dann der Norden feine 
Blofade über die Südſtaatlichen Häfen hätte verhängen fünnen. Das ift 
richtig, aber man jtelle jich einmal auf den Standpunkt der Norditaaten 
als friegführender Macht; wie hätte man den Süden bezwingen wollen, 
wenn derjelbe durch jeine Häfen alle hätte beziehen fünnen, was nid 
Sontrebande war. Die Durchführung jener Beichränkung würde Staaten, 
die überwiegend Seemächte find, es faft unmöglich machen, gegen feſtländiſche 
Krieg zu führen. Sie könnten, wenn fie nicht im Stande find, Lan 
digen zu machen, nur Gontrebande wegnehmen und die Kriegshäfen 
des Feindes jperren, wodurch jenen fein anderer Schaden zugefügt wird, 
als daß feine Kriegsjchiffe feitgehalten werden, während er Zufuhr von 
der Yandjeite erhalten kann. Die Yorderung hat deshalb denn aud 
keinerlei Ausficht auf Verwirklichung. Es iſt nicht einmal zuzugeben, 
daß nur Häfen blofirt werden können, wie der Rräfident Monroe 1816 
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gegen Spanien behauptete: „A blockade by sea to be acknowledged as 
valid by the United States must be confined to particular ports. each 
having a force stationed before it. sufficient to intercept the entry of 
vessels.* Richtig ift zwar, daß die Blofade wejentlid) nur gegen bejtimmte 
Häfen gehen wird, weil nur dort der Verkehr regelmäßig ein- und aus. 
gebt. Wollte man fie aber grundſätzlich darauf beichränten, fo würden 
Die Waaren anderswo gelandet werden, ohne daß der Gegner dies hindern 
tönnte. Deshalb muß der Kriegführende auch die Küften, felbjt unbe: 
wohnte, blofiren können; und nur das bleibt richtig, daß die Erklärung einer 
Blokade nicht ausgedehnter jein fann, als die Blofade jelbjt geübt wird, 
und bei langen Küjtenitreden die Wahrfcheinlichteit gegen die Annahme 
einer wirkſamen Blokade jpricht, wie das Beifpiel der Vereinigten Staaten 
im Anfang des VBürgerfrieges zeigt, während fpäter die Regierung den 
Nachweis erbradte, daß die Blofade der ganzen Küjte der Südſtaaten 
wirkſam geübt werde. Die Blofade-Erflärung der Weſtmächte im Krim⸗ 
friege ging gegen die „ports. rades ou cötes de l’ennemi“, und der Aus- 
drud „littoral* in der Pariſer Seerechtserklärung jchließt unzweifelhaft 
Küſten ein. Sehr wünjchenswerth iſt es aber, daß, um alle Unbeitimmt- 
beit zu vermeiden, die Blofadeerflärung genau die Yängen- und Breiten. 
grade angiebt, welche fie umfaßt. Tas Recht, feindliche Strommündungen 
zu blofiren, ift unzweifelhaft. Schwierigkeiten entitehen erft, wenn die Ufer 
verichiedenen Staaten gehören, von denen einer oder mehrere neutral find. 
Einige find vertraggmäßig neutralijirt, wie der Parana und der Uruguay, hin- 
fihtlih derer in dem Vertrag zwiichen der Argentinischen Eonföderation, 
den Vereinigten Staaten, England und Frankreich vom 10. Juli 1853 
beftimmt ift, daß „dans le cas où la guerre eclaterait entre quelques- 
uns des etats limitrophes du Rio de la Plata. la navigation du l'arana 
et de l’Uruguay restera libre pour tous Jes pavillons”. Hinſichtlich der 
Donau ijt nichts feſtgeſetzt. Die durch den Vertrag der ſechs Groß⸗ 
mächte und der Pforte vom 2. November 1865, Tit. 3, ausgeiprochene 
und dur Urt. 7 des Vertrages vom 13. März 1871 beitätigte Neu- 
ralifirung bezieht fih nur auf die Anftalten der Europäilhen Com: 
tmiffion. Rußland blofirte 187% die Sulinamündung durch Berjentung 
von Steinfchiffen, und der Tefterreihiiche Antrag auf Neutralifirung der 
Donau auf dem Berliner Congreß (2. Juli 1878) wurde nicht ange 
nommen. Oeſterreich glaubte ji) damals nicht beredhtint, gegen das 
Vorgehen Rußlands cinzufchreiten,, die Rechtmäßigkeit desfelben iſt indeß 
fehr beitreitbar. Gewiß fann jeder Kriegführende jede feindliche Strom: 
mündung blofiren, aber nicht den Zugang zu den an demielben Ztrome 
liegenden neutralen Häfen ſperren; dies iſt im alle des „Peterhoff“ 
im Amerikaniſchen Bürgerkriege durch Enticheidung der Supreme Court 
von 1866 anerfannt. Die Blofade derNtorditaaten ging bis zum Rio Grande, 
an defien Merikaniichem Ufer lag Matamoros. Tie Schifffahrt auf dem- 
felben follte vertragemäßig für beide Theile frei jein „without inter- 
ruption by either, without the vonsent of the other“. Die ereinigten 
Genbbuh deb Böllerredts IV 48 
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blofirenden Schiffe müſſen aljo höchſtens durch Kanonenſchußweite von 
einander getrennt fein, denn nur fo können fie den „acces au littoral“ 
verhindern.) Das Blokadegeſchwader wird ergänzt durch Strandbatterien, 
wenn ſich die betreffenden Küftenpunfte im Beſitz der blofirenden Macht 
befinden, wie das auch durch mehrfache frühere Verträge, 3. B. den Breußifd- 
Däniihen von 1818 anerkannt war, ebenfo Preußiſches Landredt J., 
9, 8, 219. Die Entfernung des Geſchwaders vom Hafen oder von ber 
Küfte ift, wie ſchon bemerkt, nicht entjcheidend; worauf es anerkannt iſt, 
daß der Zutritt abgefchnitten it. „The blockading fleet may lie at any 
distance convenient for shutting up the blockaded port,“ ſagte Lord 
Tenterden (DOffic. Actenjt. 1855,. VIIL, ©. 23). 

Unzweifelhaft aber folgt aus dem Satze, daß Blofaden effectiv jein 
müfjen, daß fie nur jo lange rechtsverbindlich find, als fie effectiv bleiben. 
Die neutralen Regierungen haben jede regelrechte Blofade zu achten, 
aber fie find dazu nicht gehalten, fobald die Bedingung ihres red. 
mäßigen Beitandes hinfällig wird. Dies iſt nun zwar nicht der Zall, 
wenn Sturm oder Nebel das blofirende Geſchwader nöthigt, auf die 
hohe See zu gehen, wohl aber, wenn e3 auch nur auf furze Zeit von 
einer feindlichen Macht vertrieben wird oder fich freiwillig entfernt, und 
die neutralen Regierungen find berechtigt, durch ihre bewaffnete Macht 
zu controliren, ob die Blofade Hinfällig geworden. Dies Haben die 
Vereinigten Staaten 1870 gethan. Der Commandant der in der Nordſee 
ftationirten Corvette „Juniata“ benadjrichtigte am 14. September den 
Nordamerilanifchen Conſul in Hamburg, daß, nachdem das Franzöſiſche 
Geſchwader die Nordjee verlaflen, die Blofade aufgehoben jei, gab den 
in anderen blofadefreien Häfen zurüdgehaltenen Nordamerikaniſchen Schiffen 
die Weilung, daß ihrem Einlaufen in die Deutſchen Nordicehäfen fein 
Hinderniß mehr entgegenftehe, und die® ward durch eine amtliche Er⸗ 
färung des Gejandten der Vereinigten Staaten am Norddeutichen Bunde 
beitätigt. In ſolchem Falle aljo können die neutralen Handelsjchiffe den 
Schuß ihrer Kriegsflagge erwarten, wenn fie beläftigt werden, und es 
genügt nicht, daß das blofirende Geſchwader auf feinen früheren Stand- 
punct zurüdfehrt, fondern die Blofade muß neu errichtet werden. 

Die Vereinigten Staaten aber haben dieſen Grundjaß, den fie 1870 
geübt, im Bürgerkriege nicht beobachtet. Sm Frühjahr 1861 war ber 
„Niagara“, der Charleſton blofirte, fortgeihidt, um eine an einem anderen 
Punct erwartete Waffenjendung abzufangen, und der Hafen blieb minde: 
ſtens fünf Tage offen. Der Engliſche Gefandte ſchloß daraus in einer 
Note vom 22. Mai 1561, daß die Blofade unterbrochen fei, die Re 
gierung aber weigerte fich, dies anzuerkennen. Durchaus correct drüden 
ih die Franzöfiichen Inſtructionen aus: „Si les forces navales frangaises 
etaient obligees, par une circonstance quelconque, de s’eloigner du port 
bloque, les navires neutres recouvreraient le droit de se rendre sur ce point. 
Dans ce cas aucun croiseur francais ne serait fonde à les entrarver. 
sous pretexte de l'exiſstence antcerieure du blocus, s'il y a d’ailleurs la 
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Schaffen, kann nicht mit der auf eine Linie geftellt werden, jich bei 
Sturm augenblidlich zu entfernen. Bleiben fie, ohne Dampf machen zu 
Lönnen, liegen, jo werden fie unnütze Maſſen, welche den Bruch der 
Blofade nicht hindern können. Alles dies wird in Zukunft die Beden- 
tung der bisherigen Blofaden fehr verringern. 

d. Für die Gültigkeit einer Blofade genügt ed aber noch nicht, daß 
fie effectiv fei, fie muß den Neutralen auch notificirt fein. Sie ijt nicht 
eine nothiwendige Folge des Kriegszuftandes überhaupt, jondern muß aus» 
dDrüdlich verhängt werden. Der Neutrale kann aljo nicht von felbft 
wiflen, daß eine Blofade befteht, im Gegenfag dazu, daß er, wie er willen 
muß, feine Contrebande zuführen darf; er muß durch den Kriegführen- 
den davon in Kenntniß gejeßt werden. Die Blokade ift ferner ein fo 
bedeutjamer und in den neutralen Handel einichneidender Act, daß die 
einjeitige allgemeine Ankündigung derjelben nicht genügt; ihre Errichtung 
und ihr Anfang muß den neutralen Regierungen amtlich mitgetheilt 
werden, damit dieje ihren Unterthbanen davon Kenntniß geben und fie 
warnen, die Blofade zu verlegen. Dies können fie erſt thun, wenn fie 
vom Kriegführenden jelbit Mittheilung erhalten haben; letztere muß des- 
Halb die Angabe enthalten, auf weldye Küjtenitrede und auf welche Pläße 
die Blokade fich erftreden und an welchen Tage fie in Kraft treten foll. 
Dieſe jofortige Anzeige an die neutralen Regierungen fann im Zeitalter 
der Telegraphie auch bei entlegenen Häfen keinerlei Schwierigfeiten bilden, 
felbft dann nicht, wenn ein mit außerordentlicher Vollmacht ausgeitatteter 
Admiral auf jeine Hand die Blokade verhängt und die Regierung dies 
ratificirt.._ Die daneben wohl erfolgende Ankündigung der beginnenden 
Blokade an die TUrtsbehörden des Feindes und neutralen Conſuln in 
defien Häfen ilt dagegen nebenſächlich, ſowie die Anzeige der Blofade 
durch Belanntmahung des Kriegführenden an jeine Unterthanen Die 
Reutralen nichts angeht. Die Notification begründet die Vorausſetzung, 
daß die betreffenden neutralen Unterthanen das Beftehen der Blokade 
tennen und ſich danach richten. Aber diefe Vorausjegung muß doch von 
der Möglichkeit abhängig bleiben, daß das betreffende Schiff nach den 
Geſetzen von Raun und Zeit von der beitehenden Blofade willen konute. 
Ein neutrales Schiff kann ja auch aus einem anderen neutralen Hafen 
fommen, ald dem jeines Landes, und dieler kann jo weit entfernt fein, 
Daß es vor jeiner Abfahrt nichts von der Blokade willen fonnte. 
Man nehme 3.3. den all, dab bei der Spaniſchen Blofade der Chile 
nifhen Häfen ein neutrales Schiff von einem Chineſiſchen Hafen nad 
Salparaifo fegelte. Die Rechtövermuthung. daß den neutralen Schiffe die 
notificirte Blokade befannt geworden, beſteht alio nur ſo weit, ale es 
aus einem Hafen fonımt, in welchem die Blokade notoriich befannt mar, 
fo daß der Capitän von ihr Kunde haben mußte. Ta aber andererieits 
felbftveritändlich da8 blofirende Geſchwader auf dieſen hona ide Mangel 
der Kenntniß nicht der Art Rüdlicht nehmen kann, daß es dem Schiffe 
die Einfahrt erlaubt, jo weiſt es dasſelbe zurück und tragt dies in deſſen 

ine 
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Regiſter ein, ſo daß es ſich in Zukunft nicht mehr mit Unwiſſenheit 
entſchuldigen kann. Praxis wie Verträge ſind über dies hinaus ge— 
gegangen und haben verlangt, daß überhaupt jedes Schiff, welches in 
Berührung mit dem blokirenden Geſchwader kommt, individuell gewarnt 
werde und erſt, wenn es trotzdem einzudringen fucht, verfallen fein folle. 
Dies that 3. B. die zweite bewaffnete Neutralität von 1800, indem fie 
erflärte, „que tout bätiment naviguant vers un port bloqu& ne pourra 
etre regardé d’avoir contrevenu à la pr&sente convention que lorsqu’apres 
avoir ete averti par le commandant du blocus de T’etat du port, il 
tächera d’y penötrer en employant la force ou la ruse“ (Martens Suppl. I., 
p. 395). In diefem Falle wird von dem Befehlshaber des betreffenden 
blofirenden Schiffes in das Regiſter des neutralen Schiffes die That- 
ſache der Zurüdmweifung, dad Datum und die Dertlichfeit nach Längen 
und Breitengraden eingetragen. Einzeln hat audy früher England ſolche 
fpecielle Verwarnung zugelafjen. Auf Grund von Verträgen mit Schweben 
und Tänemarf von 1661 und 1670 verfügte eine Englifche Brifen- 
Anftruction vom 8. Suni 1793: daß ausnahmsweife die Dänifchen 
und Schwediſchen Schiffe beim erften Verfuh in einen blofirten Hafen 
einzulaufen, nur verwarnt, und erſt beim zweiten aufgebracht werden 
follten. Eine ganz ähnliche Beitimmung enthält der Art. 18 des be 
fannten Say-Bertrages zwiſchen England und den Vereinigten Staaten 
vom 19. November 1794. Sie wurde jedoch (vergl. Wildman’s Insti- 
tutes International Law, II., p. 190) dadurh unwirkſam gemacht, daß 
die Engliihen Prifengerichte den Amerikaniſchen Schiffen die Laſt des 
Beweiſes der Unfenntniß der Blofade aufbürdeten. Auf Vorftellungen 
der Amerikaniſchen Regierung hat endlich die Britiſche Admiralität fogar 
einmal, am 5. Sanuar 1804, in Betreff der Blofade von Martinique 
und Guadeloupe verfügt, daß jedes Schiff erft verwarnt werden folle. 
Dieje Tpecielle Notification allgemein für jedes Schiff, auch für das, 
welches notoriich die Blofade kennen mußte, zu fordern, jcheint indeß zu 
weit zu gehen, weil dies den Mißbrauch erlauben würde, daß ein 
ſolches Schiff verjuchte, die Blofade zu brechen, da ihm Dabei nichts 
Schlimmeres paffiren kann als zurüdgemwiefen zu werden. Ein neutrale 
Schiff, das nad einem Hafen jegelt mit der Wiſſenſchaft, daß derfelbe 
blofirt ijt, muß annehmen, daß er es auch bei feiner Anfunft if. So 
jagt die Faſſung des Inst. de droit internat. von 1877: „Il ya rupture de 
blocus lorsqu’un navire marchand, informe de l'existence du blocus, a 
tente par force ou par ruse de penetrer a travers la ligne du blocus.“ 
Wollen Nriegführende ſich an eine folche individuelle Notification binden, 
ſo ift das eine Xiberalität, die jedoch nicht gefordert werden kann. Bei 
der Blofade-Erflärung gegen die Mericanifchen Häfen vom 14. Mai 1846 
der Vereinigten Staaten heißt e3 in den Inſtructionen: „l. Aucun bäti- 
ment meutre, entrant dans le port bloque, ne pourra être capture ou 
vetenn, s'il n'a prealablement recu, de l'un des bätiments composant 
V'eseadre de blocus, une notification speciale de l’existence du blocus. 
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Cette notification doit etre de plus écerite sur le röle du bätiment neutre, 
par le croiseur qui le rencontrera.* (Martens. Nourv. Rec. IX., p. 167). 
Die Proclamation Lincoln’s vom 19. April 1861 jagte allerdings: 
„If. therefore, with a view to violate such blockade a vessel shall 
approach. or shall attempt to leave any of the aforesaid ports, she will 
be onlv warned by the (Commander of one of the blockading vessels,* 
aber bei Beginn der Blofade der Pirginifchen Küfte beichränfte der 
Commodore Brendergajt dieſes „warning off“ auf die Ediffe „«oming 
from abroad and ignorant of the blockade*. Dagegen jagt die Ita⸗ 
Lieniiche Verordnung vom 20. Juni 1866, Art. 7: „Un blocus n'est r6- 
pute connu par un navire dirige vers un port bloque, qu’apres la 
notification speciale en a te inscrite sur les papiers de bord par un 
des navires de guerre bloquants.“ Ebenſo die Franzöſiſche Inſtruction 
vom 25. Zuli 1870, $ 7: „Les bätiments. qui se dirigent vers un 
port bloque, ne sont censes connalitre l'état de blocus, qu'après la no- 
tification speciale en a étè inscrite sur leurs registres ou papiers de 
bord par l’un des bätiments de guerre formant le blocus®. (Revue de 
droit int. X., p. 400.) Italien hat jpäter diefe Frage etwas anders ge- 
faßt. Artikel 14 feines Vertrages mit den Vereinigten Staaten von 
1871 jagt: „And whereas it frequently happens that vessels sail for 
a port or a place belonging to an enemy without knowing that the same 
is besieged blockaded or invested, it is agreed that every vessel so circum- 
stance«d may be turned away from such port or place, but shall not 
be (letained, nor shall any part of her cargo. if not contrabanı of war, 
be contiscated, unless. after a warninz of such blockade or investment 
from an officer commanding a vessel of the blockading forees by an 
endorsement of such officer on the papers of the vessel, mentioning the 
date and the latitude and longitude where such endorsement was 
made. she shall again attempt to enter; but she shall be permitted to 
go to any other port or place she shall think proper.“ Ebenſo jollen 
Die Schiffe, die vor der Blokade in den betreffenden Hafen eingelaufen 
find, denjelben mit ihrer Yadung verlaſſen dürfen: wenn fie aber ihre 
Ladung erit nach der Blofade eingenommen haben, in den Hafen zurüd. 
gewicien werden und erjt verfallen fein, wenn fie nachher dennody mit 
der Ladung auszulaufen fuchen. 

Hier ſcheint Alles eben jo billig für den Neutralen wie wirkſam für 
die Aufrechterhaltung der Blofade geordnet. Tas Engliihe Suſtem, 
welches Sir W. Scott aufgeitellt und welches noch Phillimore (p 
476) fait genau mit deſſen Worten wiederholt. iſt ebenio willfirlidy wie 
vag. 3 unterjcheidet zwiichen einer blos thatſächlichen und einer förm⸗ 
lich erflärten Blokade. Tie erite wird durch Die bloſe Thatſache eines aus- 
reihenden Geſchwaders bergeitellt; tie Fällt zuiammen, ſowie Dieje 
Thatſache aufhört, muß aber den mit dem Geſchwader in Berührung 
kommenden Schiffen ſpeciell notificırt werden. Bei der zweiten iſt Die 
Thatjache der errichteten Blokade verbunden mit der Anzeige an Die 
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Wan Dart alſo tagen, daß eine Blokade, um verbindlich für die 
Neutralen zu ſein, ihnen notificirt jein muß. Man kann aber nidt 
behuupten, daß eime ſpecielle Warnung an jedes Schiff nothwendig iſt, 
ondern nur dann, wenn ed, wie der Amerikaniſch⸗Italieniſche Vertrag 
han, dur umstancel“ iſt, daß es bona fide der Blokade unkundig war.‘) 

Ta e ungerecht jein würde, neutrale Schiffe, welche vor der 
Star in einen Hafen eingelaufen find, in demſelben einzufchließen, jo 
wird Meutelben regelmäßig ein Zeitraum zum freien Auslaufen bewilligt, 
gewohulich mindeftend 15 Zage,’) und dies wirb ſowohl allgemein als 
auch den Ortsbehörden des feindlichen Hafens und den dort wohnenden 
fremden Conſuln befannt gemacht. Die freie Ausfahrt geht aber, was die 
Yadung betrifft, nur auf eine jolche, die bona fide vor Beginn der Blo- 
fade gefauft und an Bord genommen if. Das Schiff muß dies be- 
weijen, kann es das nicht, jo wird es zurüdgemwiejen und kann dann nur 
in Ballaft auslaufen. Nah Ablauf des Termind wird jedes Schiff, 
das auszulaufen jucht, fo behandelt, wie das, welches einzulaufen unter- 
nimmt, und muß eventuell beweijen, daß es durch unverfchuldete Um- 
ftäude feitgehalten wurde. Der Umftand, daß die Franzöſiſche Snftruction 
von 1870, welche fpecielle Notification für jedes Schiff vorfchreibt, nur von 
„bätiments diriges vers un port bloque“ ſpricht, fcheint fchließen zu 
laflen, daß eine ſolche individuche Warnung nit an Schiffe gegeben 
werden jollte, welche nad) dem Zermin auszulaufen ſuchen. Es kommt 
indeß öfter vor, daß die Blofade ſich nur auf das Verbot der Einfahrt 
von Schiffen in den blofirten Hafen beſchränkt, wenn der Kriegführende 
dadurch allein feinen Zweck zu erreichen glaubt, jo 1840 bei der Eng 
liihen Blofade von Canton und bei der Blofade der Tonaumündungen 
durch die Weitmächte, da fie, wie die Befehlähaber des Geſchwaders am 
2. Juni 1854 erklärten, nur die Bufuhr an die Ruſſiſchen Truppen 
abfchneiden wollten. 


) So heißt es auch im PVertrage zwiſchen den Vereinigten Staaten und 
Stadien von 1871, Art. 14: „a port or place — besieged, blockaded or in- 
vested.“ 

2) Bgl. beſonders Hautefeuille IX., ch. 7,-Pistoye et Duverdy, 
Trait& des Prises maritimes II., p. 376., Fauchille p. 43 ff. Hall, Inter 
national Law, 2 ed., p. 340 bemerkt: „It is diffhicult to see, how the practice 
ean be defended.“ Bulmerincg, Handb. IV., 8 37. 

») Die Engliihe Praxis war nod im Krimfriege darin jehr lar. So be 
hauptete Luſhington im Fall der „Francisca“ (25. Januar 1855): „He could 
bee no reason to suppose that a force of 3 or 4 steam-vessels was not per 
fctly adequate to blockade the coast of Courland from Libau to „Lyseront, 
u distance of nearly 100 miles.“ (Offic. Actenſt. 1855, VIIL, ©. 22.) Das 
Institut de droit international empfahl 1877 folgende Zafiung: „Un blocus est 
effeetif, lorsqu'il a pour r&sultat d’empecher l'acces du port bloqu& au moven 
d’un nombre suffisant de vaisseaux de guerre stationnes, ou ne s'ecartant 
que Inormentanement de leur station.“ 
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) Eobden formulirte jeine Forderung in einem Schreiben an die Mancheiter 
Handelstammer: „Blockades to be restricted to naval arsenals and to towns 
besieged at the same time on land, with the exception of article contraband 
of war.“ 

) Es ift dies der Franzöſiſchen Praxis entiprehend. Bei der Blolade Ar- 
gentiniend wurden mehrere Schiffe durch Urtheil des Prijengerichtes freigegeben, 
weil fie nicht sp&cialement avertis geweſen, „il ne suffisait pas que le blocus 
eut &t& notifi@ par nos agents aux agents des puissances etrangeres”. Um— 
gelehrt wurde ein jpeciell gewarntes Schiff, das in den Hafen von Dran eindringen 
wollte, 1830 verurtheilt, obwohl nur die Blofade Algiers den Reutralen notificirt war. 

*, So Dänemark 1848 und 1864, England und Frankreich im Krimkriege, 
bie Vereinigten Etaaten im VBürgerkriege und Frankreich 1870. Bei fehr ent- 
fernten Häfen wird die Zeit meift verlängert. 

) Zreffend fcheint die Faſſung des Entwurfes des Institut de Jroit intern. 
8 41: „S'il est &vident qu’un navire de commerce approchant Ju port bloqu6 
n'a pas eu connaissance du blocus declar6 et eflectif, le commandant du 
blocus l'en avertira, inscrira l’avertissement dans les papiers de bord du 
navire averti, tout au moins dans le certificat de nationalit& et dans le 
journal de bord, marquant la date de l’avertissement et invitera le navire 
& s’Eloigner du port bloque, en l’autorisant à continuer son voyage vers un 
port non bloqu6“. $ 42: „On admet l'ignorance du blocus lorsque le temps 
&coul& depuis la declaration du blocus est trop peu considerable pour que le 
navire en cours de voyage qui a tente d’entrer dans le port bloque, ait pu 
en etre instruit.“ 


$ 166. 
C. Wirkung und Verlegung der Blofade. 


Die Blofade will den blofirten Platz ijoliren und von allem Ber: 
tehr nach der See zu abichneiden, aljo in erfter Linie den Handels— 
verfehr desjelben und mit demſelben Hindern, aber nicht allein dies, 
fondern ebenjowohl den Perfonen- und Wojtverfehr, der dem blofirten 
Platze in mannigfacher Weije nügen kann. Cs werden daher überhaupt 
feine Schiffe zugelafien, ſelbſt wenn ſie ganz ohne Waarenladung find. 
Die Erlaubniß zur Fortſetzung des Poſtverkehrs durch neutrale Poſtſchiffe 
it eine Yiberalität, die nicht gefordert werden kann, weil die Natur der 
Correſpondenz und ihre eventuelle Schädlichkeit für den blofirenden Stricg- 
führenden nicht controlirt zu werden vermag. Von dem Geſichtspunct 
möglichfter Iſolirung kann dem Blofirenden nicht die Abjchneidung eines 
unterjeeifchen Kabels verivehrt werden, das den feindlichen Hafen mit 
der übrigen Welt verbindet, wenngleich, wie das Institut de droit intern. 
1879 bemerfte, ed wünſchenswerth ift, daß nur eine Zequeitration und 
nicht eine Zerſtörung des Kabels Itattfinde und im letzeren salle der 
Sriegführende billiger Weije nach dem ‚srieden das Kabel micderberitellen 
ſollte. Ausnahmen für die vollitändige Abichliegung beſtehen nur: 

1. Kür Die amtliche Correſpondenz der neutralen Regierung mit 
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ihren diplomatiijhen und Confularagenten in dem blofirten Hafen, weil 
die neutrale Regierung dag Recht Hat, ihre friedlichen Beziehungen mit 
dem Kriegführenden fortzujegen und nicht angenommen werden kann, 
daß dieje Eorreipondenz den blofirenden Staate jchaden werde, und 
ebenſo kann ein neutrales Schiff die Correfpondenz anderer neutraler 
Regierungen mit ihren dortigen Agenten befördern, wie Sewarb in 
jeiner Tepeihe vom 14. October 1861 an Lord Lyons anerkannte. 

2. In Füllen erwiejener Seenoth, mo dad neutrale Schiff durd 
Wetter, Havarie u. |. w. in den blofirten Hafen getrieben ift und feinen 
anderen nicht blofirten erreichen fonnte. Es muß dann frei herausgelafien 
werden. hat ſich aber jeder Handeloperation zu enthalten und muß, fo- 
bald es wieder feefähig ift, abfahren. Dagegen wird blofer Proviant- 
mangel nicht leicht als Rechtfertigung des Anlaufens eines blokirten Hafens 
angenommen, weil, wie Lord Stomell jagt: „an excuse, to be ad- 
wissible, must show an imperative and overruling compulsion, to enter 
the particular port under blockade. It may induce the master of the 
ship to seek a neighbouring port, but it can hardly ever force a person 
to resort exclusively to a blockaded port.* (Die Stalienifche Inſtruction 
von 1366, Art. 9, giebt im erwähnten Yale des Proviantmangels 
Erlaubniß einzulaufen.) Ebenſowenig gilt als Entfchuldigung Unkenntniß 
der Oertlichkeit, Irrthum in der Fahrtrichtung und Aehnliches, da ſolche 
Einwendungen zu leicht zum Betrug führen könnten. 

3. Wie im 8 165 bemerkt wurde, dürfen Schiffe, die vor der Blo⸗ 
kade fich bereit3 im blofirten Hafen befanden, in Ballaft oder mit einer 
vor der Blofade an Bord genommenen Ladung den Hafen frei verlafien; 
ebenjo fünnen Waaren, welche ein Neutraler nach dem Hafen vor der 
Blokade gefandt hat und dort unverfäuflich waren, wieder frei heran 
nebracht werden. 

4. Schiffe, welche mil bejonderer Erlaubniß (Licenzen) in den bio 
kirten Hafen hineingelafjen find, müſſen auch wieder frei ausgehen können, 
ie nach dem Wortlaut der Licenz mit oder ohne Ladung. Kriegsſchiffe 
der Neutralen haben jeder Zeit das Necht, die Art, wie die Blofade 
geübt wird, zu beobachten, aber fie Fünnen nicht allgemein verlangen, 
in den blofirten Hafen Hineinzufahren, fofern fie nicht ihren dortigen 
Vertretern Mittheilungen ihrer Regierungen zu überbringen Haben. 
Yudeß wird die Zulafjung wohl allgemein ausgefprocdhen, da von ihnen 
feine Förderung der Intereſſen der Blofirten zu erwarten ift, und die 
ſelbe kann ficher nicht gemeigert werden, wenn ihre Anweſenheit im 
btofivten Hafen nöthig ift, um ihre Angehörigen dajelbft zu jchügen. 

Sur Verlegung der Blofade bedarf es eines beftimmten Actes, 
durch den dag neutrale Schiff in Berührung mit dem blokirenden Ge 
ſchwader kommt. Nicht blos der wirkliche Bruch der Blokade, ſondern 
auch der conſtatirte Verfuch dazu, aber nicht die bloſe Abſicht ift ftrafbar. 
Sur Blokade tft ihrer Natur nah auf eine beftimmte Dertlichkeit be 
ſchräukt. le Bemühungen, feitzuftellen, was eine Blofade effectiv macht, 
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find in ihrer örtlichen Natur begründet; ihre Beſtimmung ift, wie die 
Pariſer Declaration jagt, den „acces au littoral® zu unterjagen, weshalb, 
wie England in dem BBertrage mit Rußland von 1801 anertannte, die 
Schiffe „suffisamment proches* fein müffen. Folglich kann das dem blo- 
firenden Geſchwader völkerrechtlich eingeräumte Repreſſivrecht erjt wirf- 
fanı werden, wenn das neutrale Schiff in feinen Bereich kommt, als 
weicher der Gefichtätreis des Blokadegeſchwaders anzunehmen ift, und 
Durch irgend einen Act beweift, daß es, in Kenntniß der Blokade, Ddie- 
felbe zu brechen ſucht. Es ift nicht nöthig, daß dies, wie die bewaffnete 
Neutralität von 1800 behauptete, gefchehen müſſe „en employant la force 
ou la ruse®. Wenn ein Sturm das blofirende Geſchwader von feiner 
Stellung forttreibt, jo ift die Blokade nicht unterbroden. Ein Schiff, 
welches in Kenntniß der Blofade diefen Umftand benugt, um durdhzu- 
fchlüpfen, verlegt die Blofade, obwohl e8 weder Gewalt, nody Liſt an» 
wendet. Aber ed muß der Thatbeitand eines Verjuches vorliegen, durch 
die Blofade zu dringen. Wie derfelbe befchaffen ift, wird jehr von den 
Umftänden abhängen, jchon deshalb, weil die Frage, ob das Schiff die 
Blofade gekannt, nicht nach allgemeinen NRechtöpräfumtionen entichieden 
werden kann. Dan muß 3. B. zugeben, daß längeres Kreuzen bes 
Schiffes in der Nähe des blofirten Hafens die Vermuthung begründet, 
daß das Schiff nur wartet, um bei günftiger Gelegenheit durchzukommen, 
und die Angabe des Capitäns, er habe fih nur überzeugen wollen, ob 
die Blokade noch beftehe und, wenn dies der Fall fei, umkehren wollen, 
fließt nicht aus, daß dies als ein Verſuch des Blokadebruches gilt. 
Sobald aber der Verſuch der Verletzung feitfteht, kann das blokirende 
Schiff das neutrale auch außerhalb des Bereiches der Blokade verfolgen. 
Ebenſo ift zuzugeben, daß, wenn ein Schiff mit einer Ladung aus einem 
blofirten Hafen fpäter getroffen wird und bewieſen wird, daß die Ladung 
nad Beginn der Blokade eingenommen ift, eine Verlegung der Blokade 
vorliegt, denn der Sapitän kann nicht hona fide behaupten, Daß er von 
der Blofade nichts wußte. Aber ein Schiff kann nicht, wenn es in den 
Bereich der Blofade überhaupt nicht gefommen ift, aufgebracht werden, 
blos weil es die Abjicht gehabt Haben fol, die Blokade zu breden; 
beitraft fan nur werden „actus aliquis. non solum consilium“. Der 
Fall liegt eben durchaus anders als bei der Sontrebande. Tiefe ift eine 
partielle Kriegahülfe, die Zufuhr von Waffen, Truppen u. f. w. bat ihr 
nothwendiges Ziel in dem feindlichen Hafen, bier beginnt der Verſuch 
des Delicts mit der Abfahrt aus dem neutralen Hafen, und deshalb ift 
allfeitig anerfannt, daß das Schiff genommen werden fann, jobald es 
jenen Hafen mit feindlicher Beitimmung verlaffen bat. Bei der Zufuhr 
gewöhnlicher Waaren liegt die Zade anders. Tieje iſt Seitens der 
Neutralen an die Kriegführenden grundjäglich frei; die Ausnahme be. 
fteht nur für die blofirten Häfen: bier kann das Schiff auf der Reiſe 
noch jeinen Plan ändern, aber wenn es dies auch nicht thut, To iſt doch 
Das Nepreifivreht des bflofirenden Geſchwaders auf den Vereich be- 
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Mas 4. 1861) die Schiffe aufbrachten und verurtheilten, die mit „intent 
to violate a blockade” abgejegelt fein follten.!) Indeß cine haltbare 
Begründung diefer Theorie Englands und der Vereinigten Ctaaten, 
welche in ®iderjprudy mit der PBraris aller anderen Staaten?) wie mit 
der örtlich beichränften Natur der Blokade fteht, ift noch nie verfucht; 
die Gerichtshöfe wie die Schriftiteller von Bynkershoek bis auf Philli- 
morc, Dalled und Dana haben ji darauf beichränkt, fie zu bes 
haupten. So jagt 3. B. Wheaton $ 516: „Sailing for a bluckaded 
port. knowinz it to be blockaded was construed into an attempt to 
enter that port, and was therefore. adjudged a breach of blockade from 
the departure of the vessel®. und Phillimore p. 488: „To sail with 
an intention of evadinz a blockade. is according to the Prize Law laid 
down by the English Courts. a berzinning to execute that intention and 
an overt art constituting the offence®. Die Amerikaniſche Praris ent- 
ſprach dem früher nicht unbedingt, obwohl in den Fällen der „Nereide” 
und des „Yeaton v. sry“ Story die Engliihe Theorie anerkannte, 
forderte fie regelmäßig Ipecielle Notification. Dies that auch, wie er- 
erwähnt, die Proclamation Yincoln’g, und die Amerikanischen Tiftricte- 
gerichte erflärten durchaus richtig, daß demgemäß jedes Schiff, „whether 
in fact knowing of the blockade or not, as entitled to receive one 
notice and warninz on the spot from the blockading vessels* ; aber die 
Priſengerichte und der Supreme Court beriefen fich darauf, daß, wie der 
Richter Grier jagte, „this provision must be considered in the light 
of surrounding cireumstances.“ daß die Bekanntmachung des Commodore 
Prendergaſt, der auf jeine Hand erklärt hatte, „that the warning provided 
was intended for the benefit of the innocent, not of the milty“ nicht 
von der Regierung zurüdgeiwiejen jei und daß nad Völkerrecht ein 
Schiff -in destination to the blockaded port“ weggenommen werden 
-fönne. Aber ein Beweis für dieſe Behauptung ift nicht einmal ver- 
fucht, die Abficht des Neutralen ift feine Kriegshülfe. Tas blofe Segeln 
nad einem blofirten Hafen kann dem Kriegführenden gar nicht fchaden, 
erit das Eindringen in denielben thut dies, und kann das Blokade⸗ 
geichtwader dies nicht hindern, fo ijt die Blofade nicht effectiv. Iſt fie 
es, fo iſt die Behelligung des neutralen Schiffes auf bober See 
unnüß, iſt fie es nicht, jo ijt jeder Angriff, der außerhalb ihres Bereiches 
auf das Schiff einer befreundeten Nation geichieht, ein nicht zu redht- 
fertigender Gemaltact. Das neutrale Schiff kann aber ebeniowenig 
die Abjicht haben, eine effective Blokade zu brechen, da es ſich Damit 
der Wegnahme ausſetzt, jondern es kann, wenn es gleichwohl nach einem 
blofirten Hafen abfegelt, dies mir in der Annahme thun, daß die Blo—⸗ 
kade nicht effectiv iſt oder nicht mehr befteht: irrt es fidh darin, jo wird 
es geitraft wie in dem Falle der „Union“, aber nur in dem alle, wo es 
in dem Bereich des Blokadegeſchwaders gekommen if. Es ferne von 
Demielben durch Kreuzer aufzubringen, heißt nicht? anderes, als Die 
Blokade auf die ganze hohe Zee ausdehnen, welche allen Nationen 
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ihren diplomatifhen und Conjularagenten in dem blofirten Hafen, weil 
die neutrale Regierung das Necht Hat, ihre friedlichen Beziehungen mit 
dem Kriegführenden fortzufegen und nicht angenommen werden’ Tann, 
daß diefe ECorrefpondenz dem blofirenden Staate fchaden werde, und 
ebenſo kann ein neutrales Schiff die Correjpondenz anderer neutraler 
Regierungen mit ihren dortigen Agenten befördern, wie Sewarb in 
feiner Depeiche vom 14. October 1861 an Lord Lyons anerkannte. 

2. In Fällen erwieſener Seenoth, wo da3 neutrale Schiff durch 
Wetter, Havarie u. |. w. in den blofirten Hafen getrieben ift und feinen 
anderen nicht blofirten erreichen konnte. Es muß dann frei heransgelafien 
werden, bat jich aber jeder Handel3operation zu enthalten und muß, fo- 
bald es wieder feefähig iſt, abfahren. Dagegen wird blofer Broviant- 
mangel nicht leicht al3 Rechtfertigung des Anlaufenz eines blofirten Hafens 
angenommen, weil, wie Lord Stomell jagt: „an excuse, to be ad- 
missible, must show an imperative and overruling compulsion, to enter 
the particular port under blockade. It may induce the master of the 
ship to seek a neighbouring port, but it can hardly ever force a person 
to resort exclusively to a blockaded port.* (Die Italieniſche Inftructior 
von 1866, Art. 9, giebt im erwähnten Halle des Proviantmangels 
Erlaubniß einzulaufen.) Cbenfowenig gilt als Entſchuldigung Unfenntrif 
der Dertlichkeit, Irrthum in der Fahrtrichtung und Uehnliches, da folde 
Einwendungen zu leicht zum Betrug führen künnten. 

3. Wie im $ 165 bemerft wurde, dürfen Schiffe, die vor der Bl 
kade fich bereits im blofirten Hafen befanden, in Ballaft oder mit einer 
vor der Blofade an Bord genommenen Ladung den Hafen frei verlaflen; 
ebenjo fünnen Waaren, welche ein Neutraler nach dem Hafen vor der 
Blofade gejandt hat und dort unverfäufli waren, wieder frei heran 
gebracht werden. 

4. Schiffe, welche mil bejonderer Erlaubniß (Licenzen) in den bie 
firten Hafen bineingelaffen find, müſſen auch wieder frei ausgehen können, 
je nah dem Wortlaut der Licenz mit oder ohne Ladung. Kriegsjchiffe 
der Neutralen haben jeder Zeit da3 Necht, die Art, wie Die Blokade 
geübt wird, zu beobachten, aber fie können nicht allgemein verlangen, 
in den blofirten Hafen Hineinzufahren, jofern fie nicht ihren dortigen 
Vertretern Mittheilungen ihrer Regierungen zu überbringen haben. 
Indeß wird die Zulafiung wohl allgemein auögejprochen, da von ihnen 
feine Förderung der Intereſſen der Blofirten zu erwarten ift, und die 
jelbe kann ficher nicht geiweigert werden, wenn ihre Anmefenheit im 
blofirten Hafen nöthig ift, um ihre Angehörigen dafelbft zu ſchützen. 

Zur Berlegung der Blofade bedarf e3 eines beitimmten Actes, 
durch den das neutrale Schiff in Berührung mit dem blofirenden &e 
ſchwader fommt. Nicht blos der wirkliche Bruch der Blofade, fondern 
auch der conftatirte Verfuch dazu, aber nicht die bloſe Ubficht ift jtrafbar. 
Die Blofade ift ihrer Natur nach auf eine beſtimmte Oertlichkeit be 
Ihräntt. Alle Bemühungen, feftzuftellen, was eine Blokade effectiv mad, 
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verurtheilt, obwohl er nach dem neutralen Matamoros ging, deſſen Zu- 
gang, wie der Richter anerkannte, die Vereinigten Staaten nicht blofiren 
durften, weil die dorthin gehenden Schiffe ſich nur auf der füdlichen 
Seite des Stromes zu halten Hatten, „because she was in prosecution 
of that voyage with an ulterior destination either for the cargo or the 
ship or both.“ Im Ball des „Eircaffian“ wurde ein Edjiff verurtheilt, 
welches von Bordeaur nad Havana ging, mit weiterer Beſtimmung nad) 
Neu-Orleang, oder wenn dieſer Hafen unzugänglih, nad) einem in Ha- 
vana zu bejtimmenden Plage, indem angenommen ward, daß der Eigen- 
thümer beabfichtige, die Blokade mo möglich zu verlegen, obwohl die Be- 
ftimmung im neutralen Hafen je nach der dort erhaltenen Nachricht ge: 
ändert werden fonnte. In diefem Fall ward allerdings durch die 
gemiſchte Reviſions⸗Commiſſion ſpäter Entihädigung gegeben, aber nur 
weil Neu-Orleans damald ſchon von den Vereinigten Staaten einge 
nommen war, alfo nicht mehr als feindlicher Plag gelten konnte. Die 
„Bermuda“ wurde verurtheilt, weil Güter von einem neutralen Hafen 
zum anderen mit der angeblichen Abficht „formed either at the time of 
the shipment or afterwards* gejandt waren, fie nad) einem blofirten 
Hafen zu befördern, und das Schiff theilte das Loos der Ladung, ob⸗ 
wohl die Abficht der Uebertragung derjelben auf ein anderes behauptet 
wurde, da die Eigenthümer nicht nachgewieſen, daß fie „were irnorant 
of the ulterior destination of the cargo and did not hire their ship 
with a view to it“. Der jchlimmfte Fall aber war der des „Springbok“. 
Dasfelbe war ein Britiſches Schiff, das im December 1862 von London 
nad Naſſau, einem Hafen der Bahama⸗Inſeln ging, am 3. Februar 
1863 etwa 150 Meilen von Naffau durch einen Amerikaniichen Kreuzer 
aufgebradjt und mit feiner Ladung als gute Prije verurtheilt ward. 
Das Tiftrietögericht gab als Grund hierfür an, daß dad Schiff Contre⸗ 
bande an Bord gehabt, daß jeine wirkliche Beſtimmung nicht Naſſau, 
„but to some port lawfully blockaded by the forees of the United 
States and with intent to violate the blockade* jei, und endlich, daß die 
Bapiere des Schiffes faljch jeien. In der Berufungsinftanz 186% mußte 
der Supreme Court anerfennen, dab das Schiff hona file nah Naſſau 
beftimmt war und jeine Papiere regelreht waren, fo daß von einer 
Berfehlung des NReijezield keine Rede jei. Tas Schiff wurde demgemäß 
freigegeben. Danach mußte nach allen Regeln internationalen Rechtes 
auch die Ladung frei fein, denn die Bejtimmung des Schiffes enticheidet 
über die der Ladung, felbjt wenn Ddieielbe Gontrebande iſt. Hiervon 
war der Supreme Court ſchon in den falle der „Bermuda“ abgewichen, 
welche, obwohl nad) einem neutralen Hafen beftimmt, verurtbeilt ward, 
weil ihre wirflihe Beitimmung cin blofirter Hafen geweſen. Indeß 
hatte das Schiff Eontrebande an Bord und deshalb murde es jelbit 
verurtheilt. In dem Falle des „Springbof“ aber wurde vom Supreme 
Court keinerlei Gewicht auf die geringfügigen Artikel gelegt, die ale 
Gontrebande bezeichnet waren und etwa 1 Procent der Yadung ausmachten 
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fchräntt, in dem ed die Blofade übt. Der Bruch der Blolade findet 
nur Statt, wenn der Verfud, in Kenntniß derjelben ein- oder auszugehen, 
vorliegt. Alle Mächte find jetzt in diefer durch die Natur der Sade 
begründeten Auffaflung einig; nur England und die Vereinigten Staaten 
behaupten, daß eine Berlegung der Blofade ſchon ftattfindet, wenn das 
neutrale Schiff in Kenntniß derjelben nach dem blofirten Hafen abgeht. 
Dieje Theorie wurde zuerft in der früher erwähnten Holländijchen Ber- 
ordnung von 1630 aufgeitelt und von Bynkershoek vertheidigt. 
England nahm fie an, ebenjo Frankreich in den Verordnungen von 1744 
(Art. 14) und von 1778 (Art. 1), Rußland in dem Manifeſt vom 
1. Mai 1772. Artikel 18 des Vertrages zwifchen England und den 
Vereinigten Staaten vom 28. October 1795 bejagt nicht, wie Faudille 
p. 328 annimmt, das Gegentheil, fondern erflärt nur, faſt wörtlich wie 
der Amerikaniſch⸗Italieniſche Vertrag von 1871, daß Schiffe, die von 
der Blokade nichts willen, nur zurüdgewiefen und nicht feftgehalten 
werden follen, „that a vessel so circumstanced shall not be detained, 
unless after notice she shall again attempt to enter.“ Erſt die be 
waffnete Neutralität von 1800, welche die fpecielle Notification fordert, 
fließt implicite den Grundſatz aus, daß ein Schiff, ſchon ehe es in den 
Bereich des Blokadegeſchwaders gekommen, der Verlegung der Blokade 
Ihuldig fein könne. Die Beitimmung findet ſich nicht in dem Engliſch⸗ 
Ruſſiſchen PVertrage von 1801. England hat nie feine Behauptung 
aufgegeben, daß die Thatjache des Abſegelns nach einem blofirten Hafen, 
verbunden mit der Kenntniß der Blofade, das Schiff der Wegnahme 
ausjegt. Ausnahmen wie bei der Blofade von Canton 1840 betrafen 
weitergehende Erleichterungen. Der von Fauchille p. 329 citirte Fall im 
Krimfrieg, wo das Däniſche Schiff „Union“ weggenommen ward, welches 
nad) dem blofirten Hafen von Riga beftimmt war, obwohl der Eapitän be 
weijen fonnte, daß er Befehl hatte, in Memel einzulaufen, wenn bei feiner 
Unkunft die Blofade von Riga noch beftand, paßt allerdings nicht. Es 
war bier nicht beitritten, daß der Capitän bei jeiner Abfahrt von Flen‘- 
burg die Blofade von Riga kannte, und fein Auftrag war nicht, nad 
Memel zu gehen, um fi) dort zu erkundigen, ob die Blokade nod be 
ftehe, jondern erjt dann, als er bei jeiner Ankunft bei der Blokadelinie 
von einem Englifhen Schiff gehört, daß Riga noch blokirt fei. (Ent 
jcheidung des Admiralitätsgeriht3 vom 3. Februar 1855, Soetbeer, 
Offic. Actenſt. VII, ©. 33.) In diefem Falle war das Schiff alfo in den Be 
reich des Blokadegeſchwaders gefommen und fonnte mit Recht des Verſuches, 
die Blofade zu brechen, bejchuldigt werden. Aber Hiervon abgejehen, hat 
England an jeiner Theorie feitgehalten, und bat fie demzufolge aud) 
gegen fich anwenden laſſen, als die Befehlshaber der Amerikaniſchen 
Blokadegeſchwader und die Gerichtähöfe, im offenen Widerjpruch mit 
der Lincoln'ichen PBroclamation vom 19. April 1861 und der Er 
Härung Seward’3 an Lord Lyons: „no vessel was liable to seizure 
which had not been individually warned (Lyons to Lord Russell. 
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Man kann fein jchlimmeres Zugeitändniß machen; aber noch ſchlimmer 
mar, daß die gemiſchte Claims Commission. welche die jtreitigen Fälle 
rıner Nevijion unterziehen jollte, 1873 gegen die Reclamation der Inter 
eñenten der Yadung des „Springbof” entichied, und zwar jtimmte der 
Britiihde Commiſſar mit jeinen beiden anderen Gollegen, obwohl die 
waglifchen Stronjuriiten bereits am 13. März 1863 nad jorgiältiger 
Bräfung des Falles erfannt hatten, daß „there was nothing to justifv 
ihe seizure of the hbark „Springbok“ and her cargo, and that IH. M.'s 
zovernment would be justified in demanding the immediate restitution 
uf the ship and cargo, without submitting to any adjudication by an 
American prize-court“ — und obwohl die Amerifanifche Regierung bei 
ver Verhandlung des Vertrages von Wafhington 1871, durch deſſen 
Art. 12 die Reclamationg-Conmifjion eingelegt tward, ihre Commiſſare 
babin inftruirte, dat fie in jänmtlichen vorgefommenen Prijenfällen der 
Enticheidung der Gerichtshöfe beitrete, mit alleiniger Ausnahme tes 
Springboffalles. 

Unzweifelhaft handelte der Englilche Vertreter Mr. Ruffell Gurney 
nach Inſtruction jeiner Regierung, die Eir ®. Harcourt, obwohl er 
das Urtheil früher als miscarringe of justice bezeichnet und eingehend 
wiberlegt hatte, als „Historicus” in einem Briefe an die „Times“ mit 
bem Argument zu vertheidigen juchte: „Let us be prudent neutrals in 
order to be potent belligerents*. In gleihem Sinne hatte fhon Yord 
Wuffell anı 3. April 1863 in feiner Antwort an die Eigenthümer des 
„Peterhoff“ nicht offen die Theorie der einheitlichen Reiſe zurüdgewieten, 
obgleich fie der Pariſer Peclaration unmittelbar twideripricht, die vom 
„Httoral ennemi“ jpricht, indem er zwar bemerkte, daß die Fahrt zwischen 
neutralen Häfen frei jet, aber hinzufügte, daB die Blokade nur zu oft 
durch ſimulirte Beitimmung umgangen werde und daB Die Yage der 
Mericaniichen Häfen es jehr wahricheinlih made, dab man jich dieſer 
oftenfibeln Bejtimmung bediene, um einen Kandel zu deden, der in der 
That die Wegnahme rechtfertige. Aber dergleihen Opportunitätsrückſichten 
önnen den Nechtsbruch nicht beihönigen, der in dieſen Vorgängen licgt 
und deſſen Wiederholung fich hofientlich feine neutrale Regierung gefallen 
laffen wird. 


) Lord Ruſſell's Schreiben an Kaufleute und Rheder von Liverpool vom 
5. Juli 1862: „Ships that have been sent from this conntry to America 
with a fixed purpose to run the blockade.“ 

? So jagt das Preußiſche Priſen Keglement von 1254 S 25 ausdridlid: 
‚Die Ausklarirung nad einem bfolirten Hafen oder der Laui des Schiites nad) 
sinem ſolchen Hafen gilt noch nicht als der Zeriuc, die Blokade zu durchbrechen.” 
Für Frankreich ichließt die Norjchrift der iveriellen Norincatien die Wegnahme auf 
ver Reiſe aus. 

? Wallace, Cases before the Supreme Court V.p. 21 f.: Sir Tr. Twins, 
The doctrine of cantinuous voyarr as applied fo vontraband of war and 

Handbuch des Vollerrechte IV. 49 


166 Die Neutralität. 


gleichmäßig offenfteht, während der Kreuzer, der dort dad Schiff weg⸗ 
nimmt, nicht einmal willen Tann, ob die Blofade, deren Verletung er 
behauptet, noch in dem Augenblid effectiv if. Die Behauptung Philli— 
more’3, daß von dem Augenblid des Wbjegelnd „the blockade is frau- 
dulently invaded“ (p. 418), ift geradezu widerſinnig. Durchaus richtig 
ift demgemäß der Entwurf des Institut de droit international, $ 44, 
gefaßt: „Ni le fait qu’un navire de commerce est dirige sur un port 
bloqu&, ni le simple affrötement, ni la seule destination du navire pour 
un port bloqu& ne justifient la saisie pour violation du blocus.* 

Nicht beſſer begründet ift die Engliſch-Amerikaniſche Behauptung, 
daß ein Schiff, welches die Blofade gebrochen, auch auf der Rückreiſe 
genommen werden könne, bis es in einen neutraleu Hafen eingelaufen 
ſei. Selbitverftändlich kann ein Schiff, welches die Blokade bei jeiner 
Einfahrt gebrochen hat, bei feiner Ausfahrt aus dem betreffenden Hafen 
genommen werden, da es mit derjelben die Blofade aufs Neue bridt; 
es kann auch, twie erwähnt, verfolgt werden, aber wie Fauchille richtig 
bemerft, nur jo lange „que la poursuite à vue pourra &tre continuee“ ; 
fo lange dauert das Delict und nicht länger. Das Schiff kann nidt, 
nachdem e3 dem verfolgenden Geſchwader längft außer Augen gekommen 
ift, nachträglich ergriffen werden. Dies mit Lord Stomell mit de 
nothivendigen „vengeance of the outraged law“ zu rechtfertigen, heißt 
wiederum das Repreſſivrecht des Kriegführenden in ein Strafrecht über 
die Neutralen verwandeln. Der genannte Richter mußte denn auch in 
dem betreffenden Falle des „Chriſtiansberg“ zugeben, daß confequenter 
Weile dem Schiff das Delict ewig anhaftet und alfo auch nod in 
jpätejter Zeit geitraft werden könne; er beſchränkte dies aus Billigfeit‘ 
rüdjichten, aber trat nicht davor zurüd, ein ſolches Schiff, den „General 
Hamilton” 1805 zu verurtheilen, welches in Seenoth in einen Englischen 
Hafen eingelaufen war, weil dies nicht als die Vollendung der Reiſe 
angejehen werden fünne, mit der allein die Strafbarkeit des Blokade— 
bruches aufböre. 

Die Vereinigten Staaten haben nun im Bürgerkriege dieſe Braris 
noch erweitert, indem fie auf die Theorie der beabjichtigten Verlegung 
der Blokade die der einheitlichen Reife gepfropft haben. Dieje war, 
iwie früher erwähnt, 1756 von England aufgeltelt, um den ſonſt ver 
botenen und ausnahmsweiſe von einem Kriegführenden den Neutralen 
geftatteten Colonialhandel zu hindern. Aber niemal® wurde ein Schiff 
verurtheilt, das nicht auf der Fahrt von einem neutralen nach einem 
feindlichen Hafen begriffen, um diejem die aus den betreffenden Eolonien 
geholten Waaren zu bringen. Die Amerifanifchen Gerichte aber verur- 
theilten Schiffe, die von einem neutralen Hafen nad) einem anderen 
jegelten, lediglich darauf, daß „a combination of circumstances“ jchließen 
lafie, daß das Endziel der Reife ein blofirter Hafen ſei. Dieje Theorie 
bat ihre Verwirklichung in den Fällen des „Peterhoff“, des „Circaſſian“, 
der „Bermuda“ und des „Springbof” gefunden. Der erftere wurde 
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Bertrages vom 11. Juli 1599 zwischen dieſen Staaten dagegen tagt, 
dag die Schiffe des anderen Theiles einem für alle oder einzelne Häfen 
verfügten Embargo des anderen Theiles wie die der meiitbegümitigten 
Nationen unterliegen, aber CEntihädigung empfangen sollen. Hier 
ift alſo nur vom Gebiete der Gontrahenten die Rede. Tie Verträge 
des Zollvereind mit Merico vom 28. Auguſt 1869, Art. 13, und 
Deutſchlands mit Salvador vom 13. Juni 1870, Art. 16, machen diejen 
Vorbehalt nicht. 

In Abweienheit vertragsmäßiger Beitimmungen find zwei Fälle des 
jus anzariae zu untericheiden, das der einfachen Vernichtung neutralen 
Eigenthums zu Folge der Kriegänothwendigfeit und der Beichlagnahme 
desielben durch den Kriegführenden zu eigenem Gebrauch. Im eriteren 
Falle iſt der Kriegführende nicht verpflichtet, Entihädigung zu leilten. 
Es war daher nicht berechtigt, daB, als die Deutſche Kriegführung im 
Zecember 1340, um einer dringenden Geiahr zu begegnen, ſich gemöthigt 
jah, die Seine zu iperren und zu dem Ende bei Tuclair einige Eng 
liſche Kohlenſchiffe mit Beichlag belegt und verſenkt Batte, der Engliſche 
Botichafter in Berlin in einer Note vom 30. December dies Rerjahren 
al3 „altogether unwarrantable- bezeichnete. Graf Bismarck ermiderte 
darauf mit Recht am 28. Januar 1371 Herm Odo Ruſſell in Ber 
failles, daB dieje außerordentliche Maßregel die Grenzen des internatio- 
nalen Kriegsgebrauches nicht überjchreite. Der Bericht des Befehlshabers 
zeige, daB eine dringende Gefahr vorhanden geweſen und jedes andere Mittel 
fehlie, derielben zu begegnen. Gin Kriegführender habe da3 volle Recht, 
neutrale Schiffe in den inländiichen Gewäſſern des Feindes mit Beichlag 
zu belegen, wenn Dies die Zelbitvertbeidigung fordere, und die Ent: 
Ihädigungsprlicht dafür falle nicht ihm, ſondern den Aufenthaltäjtaate zu. 
Wollte der tiegreihe Nriegführende ein Recht auf Entichädigung der 
Neutralen für ihr im feindlichen Gebiete zeritörtes Cigenthum zulafien, 
jo würde man neuen und unzuläjligen Örundiägen für die Kriegführung die 
Thür öffnen, täglich würden ihm ſolche Anſprüche von Neutralen, die in 
Frankreich Eigenthum beiäßen, vorgelegt, welche er nicht zulaflen fünne. 
Nur aus freundichaftlichen Gerühlen für England wolle er in dieſem 
falle von feinem Recht abgeben und cine Cntihädigung bewilligen. 
Demgemäß wurde nah einer Schägung der Engliihen Regierung den 
Intereijenten 073 Pfd. Sterl. gezahlt. (Staatsarchiv 21, Nr. 1498 — 4509.) 

Braucht dagegen der Siriegrührende das in Beſchlag genommene 
Eigenthum ielbit für jeine Zwecke, to iſt er zur Entihädigung verpflichtet. 
Es iſt dad zwar nicht immer geichehen, wenigſtens tt nicht befannt, 
daß Nupoleon die neutralen Schiffe entichüdigte. welcher er ſich zum 
Zwecke Seiner Ernedition nach Aegnpten bemächtigte, aber es it nidt* 
deiteiweniger anerkannter Grundiag, z. B. menn der Nriegführende auf 
feindlichen: Gebiete Norrätbe, Eiienbahnmagen oder Schiffe finder, welche 
neutralen Unterthanen gebören und Die er zum Unterhalt oder zum 
Transport jeiner Iruppen braucht. Tab die Bedienung folder Transport 
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mittel Dabei gezwungen werden kann, zu helfen, ift von Phillimore, 
den Graf Bismard in feiner Tepeihe vom 25. Xanuar 1871 für 
das Recht der Angarie anführt, nicht gelagt und fann aud nicht be 
hbauptet werden. 


1y So jagte ®. Pitt: „The very circumstance of making an exception 
by treaty proves what the law of nations would be if no such treaty were 
made to modify or alter it“. (Speeches III., p. 29). 
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m Frieden hat fein Kriegsihiif das Recht, ein fremdes Schiff an- 
zubalten, es ſei denn, daß dasjelbe des Zceraubes ſchuldig oder dringend 
verdädtig iſt. Im Striege aber iſt das Recht der Kriegführenden, neu- 
trale Handelsſchiffe (niemals Staatsſchiffe) anzuhalten und zu unterfuchen 
unbeitreitbar, weil es nothwendig iſt. 

Es ijt dies auch nad) der Parifer Seerechtsdeclaration 

1. weil es, jo lange überhaupt Feindeseigenthum in Feindesſchiffen 
der Wegnahme unterliegt, feitgeftellt werden muß, ob das be. 
treffende Schiff wirklich ein neutrales ift;') 

2. weil zu ermitteln ift, ob nicht etiva das neutrale Schiff Contre⸗ 
bande führt. 

3. Ein Redt, ein neutrales Schiff daraufhin zu unterfuchen, ob es 
fih nicht vielleicht früher eincd Blokadebruchs fchuldig gemacht 
bat, fann nicht zugegeben werden, da es nach den vorftchenden 
Ausführungen in delicto gefaßt fein muß. Dagegen fann es, 
wenn eine fpecielle Notification als nothwendig vom frieg- 
führenden anerfannt wird, wenn es in den Bereich des Ge 
ſchwaders kommt, daraufhin unterfjucht werden, ob eine folche 
Notiftcation in jein Regijter eingetragen it. 

Selbſt wenn aljo die Freiheit des Privateigenthums zur Zee an- 
erfannt würde, müßte das Unterſuchungsrecht beftehen bleiben, denn jedes 
neutrale Schiff kann Gontrebande führen. 

Geübt werden kann dies Recht von jedem Kriegeichiff der Krieg. 
führenden, das fih durch jeine Commiſſion legitimirt, eventuell von 
Kapern, fo weit fie noch vorfommen, wie 53. ®. im Bertrage zwiichen 
England und Rußland. Solche Schiffe können neutrale Privatichiffe 
unterjuchen auf dem ganzen Gebicte des Scefriegs, aljo 1. in den Küjten- 
gewäflern beider friegführenden Theile (in dem eines Bundeegenojlen 
nur mit deilen Genehmigung), 2. auf hober See. Jede Unterſuchung 
in neutralem Küjtengewäjler it eine Verlegung der Neutralität. wie fie 
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3. B. im legten Ruſſiſch-⸗Türkiſchen Kriege jtattfand, als ein Ruſſiſches 
Kanonenboot am 25. Zuli 1877 die Deutſche Brigg „Oceanus“ inner 
bald Kanonenſchußweite von der Japaniſchen Küfte anhielt. Gegenſtand 
der Unterfuhung find nur Privatichiffe. Diele können fich nicht der 
jelben entziehen, und müſſen die Beweiſe ihrer Neutralität durch ihre 
Papiere führen. Beitritten war, wie in der gejchichtlichen Weberficht 
enttwidelt ift, da3 Recht, convoyirte Schiffe zu unterfuchen. Cine Erledigung 
des Streites wurde nicht erzielt. Nachdem der einzige Vertrag, in dem 
‚England die Immunität der Convoy in einem gewillen Grade anerkannt 
hatte, der mit Rußland von 1801, Hinfällig geworden, Hielt es jein 
Net, convoyirte Schiffe zu unterfuchen, aufredt. Manche Staaten an- 
erfennen die Befreiung neutraler convoyirter Schiffe, wie das Preußiſche 
Prijenreglement von 1864, $ 12, Oeſterr. Verordnung von 1866, $ 9, 
Däniſches Reglement von 1864, 8 14, Ruſſiſche Priſenregeln von 1869, 
8 103. Eine allgemeine völferretlide Geltung Tann indeß für die 
Immunität nicht behauptet werden, wie dies manche Schriftiteller, 3.8. 
Drtolan (I. p. 171) und auch der Entwurf des Juſtitut $ 16 thun, if 
auch ſchwerlich rationell, weil die neutrale Regierung, welche die Convoy 
jtellt, jelbft getäufcht fein fann,?) fie auch möglicher Weife andere Auf: 
fafjung über das, was dem Neutralen erlaubt ift, als der Kriegführende 
baben kann, 3. B. welche Artikel Contrebande find. Mit Recht dürfte 
jih nur jede neutrale Macht der Unterfuhung convoyirter Schiffe durd 
Kaper widerjegen, welche nicht die Garantie gegen Ausfchreitungen bieten, 
wie die Befehlshaber der Kriegsſchiffe, und denen deshalb auch in dem 
Rujliih- Engliihen Vertrag von 1801 ausdrüdli” das Unterfuchung: 
recht entzogen war. Uebrigens würden die Neutralen auch kaum Grund 
haben, Sich zu beſchweren, wenn dag Berfahren dabei nach den Grund 
lägen des Rujjiich-Englifchen Vertrages von 1801, Art. 4, geübt würde. 
Wohl aber ijt die Immunität der Convoy durch eine Reihe von Ver— 
trägen feitgejtellt, jo Franfreich3 mit einer Neihe von Südamerikaniſchen 
Staaten gegen Abgabe des Ehrenmwortes (3. B. mit Venezuela von 184, 
Art. 13 (Martens, Nouveau Recueil V., p. 171), ebenfo der 2er 
einigten Staaten mit den gleichen Staaten und Merico 1831, Art. 24, 
Schweden 18316 und Italien 1871, Art. 19, Deutſchlands mit Salvader 
vom 13. Juni 1870, Art. 21, mit Cojta-Rica vom 18. Mai 189, 
Urt. 24, welche das Ehrenwort de3 geleitenden Befehlshabers fordern. 
England hat nur in dem Bertrage mit den Vereinigten Staaten zur 
Unterdrüdung des Sklavenhandels vom 7. April 1862, Art. 2, 3, zu 
gegeben, daß, wenn der Befehlähaber eines Kreuzers ein unter Convoh 
fahrendes Schiff im Verdacht Hat, Neger an Bord zu Haben oder 
SHavenhandel zu treiben, er dem Befehlshaber der Convoy feinen Xer- 
dacht mittheilen ſoll, worauf beide das verdächtige Schiff durchjucen, 
da2, wenn der Verdacht begründet gefunden wird, vor einen der ge 
mijchten Gerichtshöfe gejtellt wird. (Martens et Cussy, Recueil Il. 
ser. II. p. 250.) Einen großen praftiichen Werth bat die Frage heute 
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nicht mehr, da die Entwickelung des Handelsverkehrs es den Neutralen 
nahezu unmöglich macht, ihren Schiffen ein Geleit zu geben, und es iſt 
auch nicht bekannt geworden, daB in den neueren Kriegen Died je ge— 
ſchehen. Kein neutrales Privatſchiff darf fih der Unterjuchung der 
Kriegführenden widerjegen, fein neutrales Kriegsſchiff Jolchen Widerjtand 
unterjtügen. Andererjeits fol die Unterfudhung ohne unnöthige Be— 
läftigung und möglichit fchonend geübt werden, eben deshalb auch nur 
in folchen „Fällen, wo eine Verlegung der Neutralitätspflicht angenommen 
werden fann. Es war daber widerfinnig, daß in dem erwähnten Falle 
des „Dccanus” das Ruſſiſche Schiff das Deutſche anhielt, da unmöglich 
anzınchnen war, daß von Japaniſchen Gewäſſern aus der Türkei 
Sontrebande zugeführt werden könne. Um für folche Behandlung Ge: 
währ zu haben, ift das Unterſuchungsrecht in zahlreichen Verträgen ge— 
regelt. Al’ gemeinfam geltend fünnen davon folgende Vorſchriften an- 
genommen werden. Das Berfahren zerfällt in Anhaltung und Prüfung 
der Tapiere. Erſt wenn diefe Verdacht über Verlegung der Neutralität 
Ichöpfen laſſen, erfolgt Durchſuchung des Schiffes. 

Tas Kriegsſchiff nähert ſich dem neutralen Schiff bis auf eine, 
verfchieden beftimmte Cntfernung;?) es zeigt jeine Flagge und giebt dem- 
felben durch einen blinden Schuß (coup de semonce, d’assurance), 
das Zeichen, beizulegen oder anzuhalten. Es war daher im Falle des 
„Trent“ völferrehtöwidrig, daß der Amerikaniſche Gapitän jofort jcharf 
ſchoß. Die? darf erſt geichehen, wenn das Schiff die Mahnung nicht 
beachtet oder ſich der Anhaltung durch die Flucht zu entzichen fucht. 
Leiſtet ed Widerjtand, jo wird es ſchon aus dieiem Grunde gute Priſe. 
Die bloſe Flucht reicht Hierzu noch nicht aus, da es möglicher Meije 
nichts vom Kriegszuſtand wiſſen fonnte, cs wird eben als verdächtig 
aufgebradht. Die Konfiscation in ſolchen Fällen fann aber rationell nur 
das Schiff treffen, nicht die Ladung, wenn fie keine Lontrebande war, 
denn nur dag Schiff machte jich des Widerſtandes Ichuldig. 

Nach dem Anhalten dee Schiffes erfolgt die Prüfung Der Papiere, 
fei es an Bord des Kreuzers oder des neutralen Schiffes. Tas Preußiſche, 
Däniihe und Teifterreichiiche Reglement beſtimmen, daß der Capitän des 
Kreuzer? den des Schiffes mit jeinen Papieren an Bord fonmen laflen 
fol. Frankreich, Rußland und Italien jchreiben das Wegentheil vor, 
und Deutichland felbit hat mehrere Verträge geichlofien, worin dies be 
ſtimmt wird. So heißt es im Art. 17 des Vertrages mit Merico von 
1869: „Die Prüfung der Papiere geichiceht nur an Bord des vilttirten 
Schiffes, und Dürfen diejelben nicht mitgenonmen, noch auch der Gavitän, 
die Tfficiere oder Maunſchaft unter irgend weldhen Vorwand genötbigt 
werden, jich an Bord des vifitirenden Schiffes zu begeben.” Ebenſo Art. 24 
des Vertrages mit Coſta⸗Rica von 1875, „Daß in feinem Falle der neu- 
trale Theil genöthigt werden fünne, an Bord des Durchiuchenden Schiffes 
zu geben, weder um jeine Papiere vorzuzeigen, noch zu einem anderen 
Zwede.“ Gbenio Artikel 24 des Vertrages von 1875 zwiichen den 
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3. B. im legten Ruffiih-Türfifchen Kriege jtattfand, als ein Ruſſiſches 
Ranonenboot am 25. Juli 1877 die Deutfche Brigg „Oceanus“ inner: 
halb Kanonenſchußweite von der Japaniſchen Küfte anhielt. Gegenftand 
der Unterfuchung find nur Privatſchiffe. Diele können fi) nicht der- 
felben entziehen, und müſſen die Beweiſe ihrer Neutralität durch ihre 
Papiere führen. Beftritten war, wie in der gefchichtlichen Weberfiht 
entwickelt ift, das Recht, convoyirte Schiffe zu unterjuchen. Cine Erledigung 
des Streited wurde nicht erzielt. Nachdem der einzige Vertrag, in dem 
England die Immunität der Convoy in einem gewiflen Grade anerkannt 
hatte, der mit Rußland von 1801, hinfällig geworden, Hielt es fein 
Recht, convoyirte Schiffe zu unterfuchen, aufreht. Manche Staaten an- 
erkennen die Befreiung neutraler convoyirter Schiffe, wie das Preußische 
Prijenreglement von 1864, $ 12, Defterr. Verordnung von 1866, 89, 
Dänisches Reglement von 1864, 8 14, Ruſſiſche Prifenregeln von 1869, 
8 103. Eine allgemeine völferrechtlide Geltung kann indeß für die 
Smmunität nicht behauptet werden, wie dies manche Schriftiteller, 3.2. 
Drtolan (II. p. 171) und auch der Entwurf des Juſtitut $ 16 thun, ift 
auch ſchwerlich rationell, weil die neutrale Regierung, welche die Convoy 
ftellt, jelbit getäufcht fein fann,?) fie auch möglicher Weife andere Auf. 
fafjung über dag, was dem Neutralen erlaubt ift, als der Kriegführende 
haben kann, 3. B. melde Artikel Contrebande find. Mit echt dürfte 
ih nur jede neutrale Macht der Unterfuhung convoyirter Schiffe durd 
Kaper widerjegen, welche nicht die Garantie gegen Ausfchreitungen bieten, 
wie die Befehlöhaber der Kriegsſchiffe, und denen deshalb auch in dem 
Rufiiich- Englifhen Vertrag von 1801 ausdrücklich dag Unterjuhung: 
recht entzogen war. Uebrigens würden die Neutralen auch kaum Grund 
haben, jich zu beſchweren, wenn dag Verfahren dabei nach den Grund 
jägen des Ruſſiſch-Engliſchen Vertrages von 1801, Art. 4, geübt würde. 
Wohl aber ijt die Immunität der Convoy durch eine Reihe von Ver— 
trägen feitgeftellt, jo Franfreichd mit einer Reihe von Südamerikaniſchen 
Staaten gegen Abgabe de3 Ehrenmwortes (3. B. mit Venezuela von 184, 
Art. 18 (Martens, Nouveau Recueil V., p. 171), ebenfo der 2er: 
einigten Staaten mit den gleichen Staaten und Merico 1831, Art. 24, 
Schweden 1316 und Stalien 1871, Art. 19, Deutſchlands mit Ealvader » 
vom 13. Juni 1870, Art. 21, mit Coita-Rica vom 18. Mai 1875, 
Urt. 24, welche das Ehrenwort de3 geleitenden Befehlshabers fordern. 
England hat nur in dem Bertrage mit den Vereinigten Staaten zur 
Unterdrüdung des Sklavenhandels vom 7. April 1862, Art. 2, 3, zu 
gegeben, daß, wenn der Befehlshaber eines Kreuzers ein unter Convoy 
fahrende Schiff im Verdacht Hat, Neger an Bord zu haben oder 
Sflavenhandel zu treiben, er dem Befehlshaber der Convoy feinen Ter- 
dacht mittheilen jol, worauf beide das verdächtige Schiff durchſuchen, 
das, wenn der Verdacht begründet gefunden wird, vor einen der ge 
miſchten Gerichtshöfe geftellt wird. (Martens et Cussy, Recueil I. 
ser. II, p. 230.) Einen großen praftifchen Werth hat die Frage heute 
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nicht mehr, da die Entwickelung des Handelsverkehrs es den Neutralen 
nahezu unmöglich macht, ihren Schiffen ein Geleit zu geben, und es iſt 
auch nicht bekannt geworden, daB in den neueren Kriegen Died je ge- 
fchehen. Kein neutrales Privatſchiff darf ſich der Unterjuchung der 
Kriegführenden widerjegen, fein neutrales Kriegsſchiff jolhen Widerjtand 
unterftügen. Andererſeits ſoll die Unterjuhung ohne unnöthige Be- 
läftigung und möglichjt Ichonend geübt werden, eben deshalb auch nur 
in ſolchen Fällen, wo eine Verletzung der Neutralitätspflicht angenommen 
werden kann. Es war daher widerjinnig, daß in dem erwähnten Falle 
des „Oceanus“ das Ruſſiſche Schiff dad Deutſche anhielt, da unmöglich) 
anzunehmen war, daß von Japaniſchen Gewäſſern aus der Türkei 
Sontrebande zugeführt werden könne. Um für ſolche Bchandlung Ge: 
währ zu haben, iſt das Unterſuchungsrecht in zahlreichen Verträgen ge- 
regelt. Als gemeiniam geltend können davon folgende Vorſchriften an- 
genommen werden. Das Verfahren zerfällt in Anhaltung und Prüfung 
der Papiere. Erft wenn diefe Verdacht über Verlegung der Neutralität 
ſchöpfen laſſen, erfolgt Durchſuchung des Schiffes. 

Das Kriegsſchiff mähert ſich dem neutralen Schiff bis auf eine, 
verichieden beitimmte CEntfernung;?) es zeigt jeine Flagge und giebt dem- 
felben durch einen blinden Schuß (coup de semonce, d’assurance), 
daB eichen, beizulegen oder anzuhalten. Es war daher im Falle des 
„Trent“ völferrechtäiwidrig, daß der Amerikaniſche Kapitän fofort Icharf 
ſchoß. Diez darf erit gejchehen, wenn das Schiff die Mahnung nicht 
beachtet oder ſich der Anhaltung durch die Flucht zu entziehen jucht. 
Leiſtet es Widerftand, jo wird es Schon aus diefem Grunde gute Priſe. 
Die blofe Flucht reicht Hierzu noch nicht aus, da es möglicher Weile 
nichts vom Kriegszuftand willen fonnte, es wird eben als verdächtig 
aufgebracht. Die Konfigcation in folchen Fällen kann aber rativnell nur 
das Schiff treffen, nicht die Ladung, wenn fie feine Gontrebande war, 
denn nur dad Schiff machte ſich des Widerſtandes fchuldig. 

Nach dem Anhalten des Schiffes erfolgt die Prüfung der Papiere, 
fei es an Bord des Kreuzers oder des neutralen Schiffes. Tas Preußiiche, 
Däniihe und Oeſterreichiſche Reglement beitimmen, dab der Capitän des 
Kreuzers den des Schiffes mit jeinen Papieren an Bord kommen lafien 
fol. Frankreich, Rußland und Italien jchreiben das Wegentheil vor, 
und Deutichland felbit hat mehrere Verträge geichloilen, worin dies be: 
Rimmt wird. So heißt ed im Urt. 17 des Vertrages mit Merico von 
1869: „Die Prüfung der ‘Papiere geichieht nur an Bord des vifitirten 
Schiffes, und dürfen diejelben nicht mitgenonmten, noch auch der Capitän, 
die Officiere oder Mannſchaft unter irgend welchen Vorwand genöthigt 
werden, fich an Bord des vilitirenden Schiffes zu begeben.” Ebenſo Urt. 24 
des Vertrages mit Eojta-Rica von 1875, „daß in feinem Falle der neu. 
trale Theil genöthigt werden fünne, an Bord des durchſuchenden <chiffeg 
zu geben, tweder um jeine Papiere vorzuzeigen, noch zu einem anderen 
Zwede.” Ebenſo Artifel 24 des Vertrages von 1875 zwiſchen den 
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Vereinigten Staaten und Peru und Art. 18 des Vertrages zwifchen den 
Vereinigten Staaten und Italien, „its boat with two or three men only“. 
Sicher ift dies das Richtige, denn wie bemerkt, ift das Gegentheil gleich 
bedenklich fir Kriegführende wie Neutrale. Der erjtere Tann an Bord 
feines Schiffes leichter durch mitgebradhte falſche Papiere getäufcht werden. 
Für den Neutralen Hat ein derartiger Befehl eines Gommanbdanten, 
unter defjen Autorität er nicht jteht, etivag Demüthigendes und fept ihn 
längerenn Berzuge und Feithaltung feiner Papiere aus. Das Institut 
de droit international fagte deshalb in feinem Project eine® Reglement 
des Prises Maritimes gewiß zutreffend: „Le navire arr&te ne pourra 
jamais etre requis d’envoyer à bord du navire de guerre son patron on une 
personne quelconque, pour montrer ses papiers ou pour toute autre cause.“ 
Zum Zwecke der Prüfung begiebt ſich ein fogenanntes Bifitationd- 
Commando von 1—2 Tfficieren mit 2—3 Mann an da3 Schiff, um 
aus deſſen Papieren die Nationalität, die Beitimmung und die Natur 
der Ladung feitzuftellen. 
Dieſe Papiere find: 
1. diejenigen, welche da8 Eigentum des Schiffe bezeugen, alio 
das Certificat*) feiner Eintragung in die Handeldmarine jeines 
Staates und der Seepaß; 

2. die Mufterrolle der Mannſchaft, welche die Nationalität des 
Capitäns befundet; 

3. der Frachtbrief, das Manifeit und Ladeichein, aus melden 
Natur und Beltimmung der Ladung erhellt; 

4. das Schiffstagebuch, welches den bisherigen Cours des Schiffes zeigt. 

E3 war deshalb wiederum völferrechtswidrig, daß im Trentjalle 
der Amerikaniſche Capitän einen großen bewaffneten Kutter entjandte, 
und nicht die Papiere, jondern die Paflagierlifte des Schiffes zu jeben 
verlangte, worauf er jofort die Conföderirten Agenten feitnahm. Der 
Befehlshaber des Kreuzers Hat e3 allein mit dem Capitän des neutralen 
Schiffes zu thun, der allein für dasjelbe verantwortlich ift. 

Werden alle Papiere in Ordnung gefunden, jo kann dag Schif 
feine Reife fortjegen. Erjcheinen diejelben aber unzureichend oder ergeben 
fich Verdachtsgründe, daß fie gefälfcht oder zeritört find, oder das Schiff 
Contrebande, feindliche Truppen oder Depeſchen verftedt hat, kurz, ſich 
einer Verlegung der Neutralitätspflicht ſchuldig gemacht, jo jchreitet man 
zur Durchſuchung desfelben (search, recherche im Unterjchied der blofen 
visit, visite). Dieje erfolgt unter Zuziehung des Capitäns des neutralen 
Schiffes, der auf Verlangen verjchloffene Behälter öffnen muß und durd 
Weigerung den Verdacht fteigert. Ergiebt die Durchfuchung die Be 
ftätigung des Verdachtes, jo erfolgt die Aufbringung des Edjiffes.?) 

Die Aufbringung des neutralen Schiffes ift gejtattet: 

1. wenn es ſich der Anhaltung oder Unterfudung thatſächlich 
widerſetzt; 
2. wenn es auf einem Blokadebruch gefaßt wird ($ 167); 
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3. wenn ed dem Kriegsgegner des Captors Truppen zuführt oder 
Transportdienjte leijtet; 

4. bei jonjtiger einfacher Sontrebande in den 8 162 angeführten 
Fällen; 

5. wenn ſich aus den Papieren ergiebt, daß das Schiff früher 
ein feindliches war und nicht bona fide neutrales Eigenthum 
geworden ilt; 

6. wenn feine Papiere nicht in Crdnung find, fo daß es notoriſch 
verdächtig iſt, aljo wenn es Doppelte, oder wahrfcheinlich faliche 
oder gefälichte Papiere führt, wenn es keine Papiere führt oder 
die feinigen bejeitigt hat, zumal wenn dies geichehen, als der 
Kreuzer bereits in Eicht war, endlich auch, wenn es fich über 
jeine Nationalität nicht gebührend auszuweiſen vermag. 

Liegt einer diejer Fälle vor, jo hat der Gaptor das Recht und die 
Pflicht, das Schiff in feinen Hafen zu bringen, damit dort die Sache 
unterjucht und entjichieden werde. Wie er bei der Anbaltung des Schiffes 
möglichit jchonend verfahren fol, jo ſoll er auch bei der Ausbringung 
und Heimführung desſelben mit möglichjter Rüdfiht für Schiff und 
Ladung verfahren. Er haftet dem Eigenthümer ſowohl für den Schaden 
einer nicht gerechtfertigten Beichlagnahme, als für Havarien, welche 
Schiff und Ladung durch feine Schuld erleiden, wie für fchuldhafte Ber- 
zögerung in der Erfüllung jeiner Pflichten, dagegen nicht für Sceunfall. 
Er ijt verpflichtet zu jorgen, daß nichts von der Ladung verloren gehe, 
aber auch, daß nichts von derfelben bejeitigt werde, weshalb ſie unter 
Verſchluß gelegt wird, nachdem ein Inventar derjelben und ein Protokoll 
über den ganzen Vorgang der Beichlagnahme aufgenommen ift, in welchem 
die Gründe derielben angeführt find und welches mit allen Papieren 
des Schiffes an die competente Behörde des Captors zu adreijiren ift. 
Zeritörung cines neutralen Schifies ift nur im äußeriten Nothfall zu 
geitatten, da diejer Fall offenbar von den eines unbezweifelt feindlichen 
Edifies, bei dem die Berurtheilung jicher ift, zu untericheiden iſt. 
Sole Nothivendigkeit ijt anzunehmen, wenn das Schiff nicht mehr fee 
fähig ilt, oder der Gaptor von einem überlegenen Feinde verfolgt wird. 
Jedenfalls aber muß derjelbe einerjeits die Mannichaft des genommenen 
Schiffes in Sicherheit bringen, die Papiere deajelben jorgtältig erhalten, 
und bieibt andererjeits dem Eigenthümer für die Zerſtörung verantwortlich, 
falls das Prijengericht die Wegnahme nicht beitätigt. 

Nah der Aufbringung hat der Captor das genommene Schiff 
möglichſt raſch in den nächiten Hafen ſeines Staates oder eines Ber 
bündeten zu führen, two cine Behörde vorhanden, um den Proceß einzuleiten. 

Was den Yosfauf neutraler genommener Schiffe betrifft (ransom, 
rangon), 10 gilt darüber im Allgemeinen das früher bei feindlichen 
Schiffen Geſagte. Es iſt dort erwähnt, daß einige Staaten, nament- 
ih Gngland, den Loskauf überhaupt unterlagen und nur au 
nahmsweiſe zulajien. Frankreich. das denjelben bei feindlichen Schiffen 
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tagt Halleek ch. XXXV. 8 19: „Neutral property recaptured from 
che enetuv. If nor subject to condemnation by the rules of international 
law. i- not ubjeet to pay salvage to the recaptor. But if it be shown, 
that the reraptured vessel of the neutral would in all probabilitv, have 
bee: enmilemned, if she had been varried into the enemy's ports and 
ulgertel to the devisions of the enemy's tribunals. a veal benetit has 
bern vonferred npon the neutral bv the recaptnre, and a Teasonable 
-alvaze will be allowed.” jo 3. B. bei einem Schiff ohne ausreichende 
Raviere. So entihieden aud die Englischen und Amerikanischen Priſen⸗ 
gerichte während der Revolutionskriege. (Wheaton ed. Dana X 366.) 

Ron neueren Prijen-Reglements jprehen manche nur von der 
Nicdernahme nationaler Schiffe und übergehen die der neutralen mit 
Schweigen, jo das Preußiihe von 1864 S 10, die Engliſche Prize Act 
von ISto4, ch. IV., 840. Doch wird in England die neutrale wieder: 
genommene Prife unter der Bedingung der Gegenjeitigkeit®) gegen 2er 
gütung von einem Achtel des Werthes zurüdgegeben. lit voller Klar: 
heit ſtellt dieſen Grundſatz der Prize Code of the United States dom 
30. Suni 1864 8 20 auf, wenn das Eigenthum gehörte „persons residing 
within the territorv and under the protection of any foreign prince. 
government. or State in amity with the United States and by the law 
vr usage of such prinee, zovernmeut or State, the property of a eitizen 
of the United States wonll be restorel under like eireumstances of 
recapture. it shall be adjudzed to be restorel to sneh owner upon his 
elaiın. upon uch terms as Is the Jaw or nsaze of such prinee, zovern- 
ment or State wonll be remired of a eitizen of the Unitel States 
under like eireumstanees of reraptare: mel when no neh law or usage 
shall be known. it <hall be adjndeet to be vestorent npon the payment 
of such salvage, costs anıl expenses as the vonrt shall order.” (Wheaten 
el. Dana. x 371. Note 175.) 

Bon Verträgen über Dieje Frage liegen nur Wenige altere vor. 
Rechtlich kann kaum ein Zweifel über die Sache ſein. Zo fügt Portalis 
in dem ‚alle der „Ztatira”, eines 109 von einem Engliſchen Naper 
genommenen und von einem Franuzöſiſchen wiedergenommenen Amerilani- 
Shen Schiffes: „dlapres le droit commmn acneral an navire se pretenmdant 
nentre repris sur Vennem ne devient contiseable quwiantant quilne pent 
justitier de lu mentrite. U taut se vanduire a son drard vonmme se 
serait vonduit Tennemmi Ini-mere sur lege nens Tarons repri Or 
ehez Venmemi le navire dent il Sazıt nanreit apparteint ans aptenr 
qu'autant quil anrwt ete deelare de Tempe prise par le mazestrat. 
Done muis devems. malzre Ja reronsse,  olserier les luc.ttes Toren, 
les (lenits de Kaonentralit® doivent eire respertes partont ei Leaionts.” 
Im Amerikaniſchen Bürgerfriege befreite Sich Die geiangene Mannichaft Des 
von den Norditaaten genommenen Engliichen Schiffes „Emitn St. Fierre”. 
das nah Philadelphia geben ſollte, und bracte ca nach Yırerpool. Der 
Amertaniihe Geſandte forderte deſſen Auslieferung. Englend weigerte 
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+) Das Norddeutihe Geſetz vom 25. October 1867, 8 9, betreifend die 
Rationalität der Kauffaprteiichiffe Sagt: „Durch das Eertificat wird das Recht des 
Schiffes, die Bundesflagge zu führen, nachgewieſen. Zum Nachweiſe dieſes Rechtes 
ift insbeſondere ein Seepaß nicht erforderlich.” 

») Die Faſſung des Institut de droit international von 1877 jagt: „Le 
droit (le visite peut Etre exerce par les vaisseaux de guerre de puissances belli- 
gerantes sur de vaisseaux marchands en vue de verifier leur nationalite, de 
rechercher les objects susceptibles de saisie et de constater une rupture de 
blocus. Le droit de visite peut être exerc& depuis le moment oü la d«cla- 
ration de guerre a &te notifiee jusqu'à la conclusion de la paix. Il est sus- 
pendu pendant une treve ou un armistice. Il peut siexercer dans les eaux 
des belligerants comme sur la haute mer, mais non sur les vaisseaux de 
guerre neutres ni sur ceux qui appartiennent. ostensiblement a un Etat 
neutre. Le commandant du vaisseau qui opere la visite Jdoit se borner & 
l'inspection des papiers de bord. Il n'est auturisc & se livrer à une recherche 
du navire que si les papiers de bord donnent lieu de soupeonner la fraude 
ou fournissent la preuve de celle-ci, vu s'il y a des mutifs serieux de pre- 
sumer la presence à bord d’objets destines A la guerre.” 

” Revue de droit international X., p. 193. Sir ®. Scott im Falle der 
„Santa Cruz“ 1796: „The liberal and rational proceeding would be to apply 
in the first instance the rule of that country to which the recaptured 
property belongs.“ 


s 170. 
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Tie Wegnahme eines neutralen Schiffes oder feiner Ladung durch 
einen Kriegführenden iſt nur ein proviioriicher Act, der das Eigenthum 
des neutralen Unterthanen noch nicht aufhebt. Ueber dasielbe wird erit 
durch richterlichen Spruch entichieden, und geht diejer auf sreigebung, 10 
bat der Gaptor, bezw. deilen Regierung die Unkoſten zu tragen oder jelbit 
den Meutralen zu entihädigen. Tie enticheidende Behörde ijt das 
Prifengericht des Nehmeſtaates, von deſſen Bildung bereits bein See⸗ 
friegerechht die Rede war. Ter Grundiak, dat das Gericht des Nehme: 
ftaates über neutrales Eigenthum enticheide, iſt wohl beitritten, nanıent: 
lih von ‚sriedrich dem Großen 1192 England gegenüber, weil das Meer 
frei und das neutrale Schiff, als Theil jeines Gebietes, nur den Ge: 
richten jeined Yandes und nicht denen eines dritten Staates für das ver- 
antwortlich jei, was es auf hoher Zee gethan. 

Tie Theorie, daß Schiffe Theile ihres Gebietes ſeien, iſt allerdings 
nur für Kriegsichiffe unbedingt zutreffend: Handelsſchiffe jind es nur in 
fofern, als für ihre Verhbälmiiie an Bord auf hoher Zee das nationale 
Recht maßgebend ij. Im Webicte des internationalen Rechtes find ie 
keineswegs unantaitbar, insbelondere it das Durchſuchungerecht im Kriege 
und die Wegnahne von Lontrebande unbeitritten. Gleichwohl liegt in 
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der Beſchwerde das Wahre, daB es eine Anomalie ift, Fremde zwangs— 
weile vor das Gericht eines dritten Staated zu bringen, und die Ent 
gegnung von Hautefenille, daß der Neutrale, welcher feine Pflichten 
verleßt, fich ad hoc gegen den Kriegführenden einer Feindſeligkeit ſchuldig 
macht und ſomit feiner Jurisdiction verfällt, wenn er dabei ergriffen wird 
(Droits et devoirs III., 291) ift eine petitio prineipi, da Die Frage, 
ob der Neutrale ſich eine ſolche Verlegung hat zu Schulden kommen 
lafien, eben erjt durch das Gericht entjchieden werden fol. Unzweifel⸗ 
haft ijt die Prifengerichtsbarfeit über Neutrale eine fehr unvollkommene 
und einfeitige AInftitution. 

Die Competenz der ordentlichen Gerichte eines Staates über einen 
öremden und fein Eigentum ift dadurch begründet, daß er ſie entweder 
jelbft anruft, wenn er klagt oder fich ihnen unterwirft, indem er fid 
auf ihr Gebiet begiebt, bezw. jein Eigenthum dort fich befindet. Die 
Competenz de3 Prijengerichtes für feindliche® Eigentum iſt im Kriegs 
zujtande begründet. Der Nehmeftaat will durch gerichtlichen Sprud) die 
Gewähr geben, daß Schiff und Ladung wirklich feindlich find. Aber 
was das neutrale Eigentum betrifft, fo wird dasfelbe, welches einem 
Unterthanen eines Staates gehört, mit dem der Nehmeftaat in Frieden 
febt, gewaltfan vor ein fremdes Gericht gebracht, das über ſein Schichal 
enticheidet. Alle Erklärungen berühmter Wdmiralitätsrichter, daß das 
Gericht jeiner Aufgabe gemäß ein internationales fei, weil ed nad 
Völkerrecht urtheile und deshalb ebenſowohl dem Neutralen wie dem 
Kriegführenden angehöre, können den Prifengerichten feinen internationalen 
Charakter geben. Troß alles Scharfſinns ihrer Mitglieder und troß 
des Tobenswertheiten Beſtrebens, unparteiiich zu fein, bleibt die That. 
lache, daß die Prifengerichte in eigener Sache enticheiden, über fremde 
Unterthanen richten, Hinsichtlich deren fie bei der Freiheit des Meeres 
das forum .lelieti nicht und da forum arresti sive «leprehensionis nur 
dann geltend machen können, wenn die Verlegung der neutralen Pflichten 
feſtſteht. Sie urtheilen nad) ihrer Auslegung der betreffenden völfer- 
rechtlichen Grundfäße, unterwerfen die Neutralen ihrem Verfahren umd 
legen ihnen auf, ihre Unfchuld zu beweifen. Die oft unerhörten Urtheile 
Englifcher Prifenrichter in der Zeit der Britifhen Seeherrfchaft, die der 
Amerikanischen im legten Bürgerfriege, von denen das früher ermähnte 
im Fall des „Springbok“ das ſchlimmſte Beiſpiel bietet, zeigen, daß die 
Rechte der Neutralen auf diefe Weile nur zu oft preisgegeben find. 
Auf der anderen Seite aber würden Prifengerichte der Neutralen ebenſo 
in eigener Sache richten und daher nach der anderen Seite keine größere 
Gewähr der Inparteilichfeit bieten. England war daher berechtigt, ſich 
Dagegen zu miderjeßen, als Friedrich der Große in dem angeführten 
Falle eine Preußifche Commiſſion einjeßte, Die darüber enticheiden jollte, 
vb Preußische Fahrzeuge, welche in dem Kriege von 1744— 1143 ge 
wiſſe Waaren nad) Frankreich verichifft, die Neutralität verlegt Hätten. 
Die Ausfunftsmittel, welche man gebraucht oder befürmortet, um den 
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Mängeln der Prijengerichte abzuhelfen, werden am Schluß erwähnt 
werden. Geltendes Recht iſt, daß die Prifengerichte der Ktriegführenden 
auch für neutraled Eigenthum competent find. So Hat die Engliiche 
Regierung 1859 wie 1870, indem fie es ablehnte, zu Ddefiniren, was 
Eontrebande jei, erflärt, daß das Prijengericht des Beſchlagnehmers das 
competente Tribunal ſei, zu enticheiden, ob eine Waare Contrebande ſei 
oder nidt. 

Die Prijengerichte erfennen aljo über alle Fragen, welche das auf: 
gebrachte neutrale Schiff betreffen, es ijt nicht nöthig, daß dasjelbe in 
einen Hafen des Nehmeitaates eingebracht ift und dort während des 
Verfahrens liege, es kann jih aud in dem Hafen eine® Verbündeten 
befinden, ja jelbit in einem neutralen, wenn die Regierung Ddestelben 
dies geitattet, ohne daß der Gaptor weiter über die Prife verfügt. 
Worauf ed ankommt, ift, daß der Captor das Gericht in Stand jet, 
in voller Sachkenntniß über die Gültigkeit der PBrife zu enticheiden, und 
ihm dafür alle nöthigen Beweiſe zu liefern. Materiell urtheilt das 
Gericht nach den Regeln des Völkerrechtes, wie es diejelben ala beitehend 
anerfennt. Daneben kommen etivaige vertragsmäßige Beltimmungen in 
Betracht, Die über die ftreitigen Fragen zwiſchen dem SKriegführenden 
und Neutralen beſtehen. 

Hinſichtlich des Verfahrens aber findet ein durchgreifender Unter⸗ 
ichied bei neutralem und feindlihem Eigenthum ftatt. Bei Ichterem bat 
das Gericht nur feitzuftellen, ob der feindliche Charakter der gemachten 
Priſe unbeftritten und Der Captor den Vorſchriften gemäß verfahren 
ijt, welche feine eigene Regierung aufgeitellt oder anerkannt hat, aljo ob 
3. DB. nicht etwa Feindesgut unter neutraler Flagge weggenommen it. 
Für die Neutralen aber, deren Handel grundjäglich frei it, findet ein 
wirklicher Proceß ftatt. Tie Wegnahme einer neutralen Waare al 
Contrebande oder eines Schiffes, welches die Blokade zu brechen verjudht 
hat, iſt begründet durch die Nichtbeobachtung einer Negel, die im Antereile 
der Kriegführenden durch das Völkerrecht zugelaflen ijt, fie iſt ein Ne 
preilivrecht, fein Strafrecht, weshalb das Wericht auch niemals gegen den 
Keutralen eine Ztrafe erlfennen kann; mehr als der Werlujt seines 
Eigenthums und die Unkoſten des Verfahrens fann ihn nicht treffen. 
Ebendeshalb muB der Nentrale zu dem Beweis zugelafien werden, daß 
er jene völferredhtlihen Regeln nicht verlept hat, alſo die Priie zu 
Unrecht gemadt, diejelbe zurüdzugeben und Entjichädigung für ſeinen 
Verluſt Durch die Aufbringung zu leiten jei. Er ift der Wertbeidiger 
in einem Nevindicationsverfahren, und es müſſen ihm dafür volle Freiheit 
und alle Rechtsmittel gewährt werden, welche in anderen äbnlichen 
Proceſſen dem Verklagten zu Gebote jteben kann. Ga werben dabei 
freilih nur einheimiiche Anwälte zugelaſſen, und es iſt telbit zweifelbaft, 
ob der Neutrale gewinnen würde, wenn cr einen Vertheidiger ſeiner 
"Nationalität jtellen fünnte, da Dieter dag Verfahren des Gerichtee Ichiwerlich 
jo getan fennen kann, wie der Einheimische. 
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der Beichwerde das Wahre, daß e3 eine Anomalie it, Fremde zwangs⸗ 
weile vor das Gericht eines dritten Staates zu bringen, und die Ent. 
gegnung von Hautefeuille, daß der Neutrale, welcher feine Pflichten 
verlegt, fi ad hoc gegen den Kriegführenden einer Feindſeligkeit ſchuldig 
macht und ſomit jeiner Kurisdiction verfällt, wenn er Dabei ergriffen wird 
(Droits et devoirs III., 291) ift eine petitio principii, da Die frage, 
ob der Neutrale fi eine ſolche Verlegung hat zu Schulden kommen 
lafjen, eben erit durch das Gericht entichieden werden fol. Unzmeifel- 
haft ift die PVrijengericht3barkeit über Neutrale eine jehr unvolltommene 
und einfeitige Inſtitution. 

Die Competenz der ordentlichen Gerichte eines Staates über einen 
Fremden und fein Eigenthum iſt dadurch begründet, daß er fie entweder 
jelbft anruft, wenn er Hagt oder fich ihnen unterwirft, indem er fid 
auf ihr Gebiet begiebt, bezw. jein Eigenthum dort fich befindet. Die 
Competenz des Prijengerichtes für feindliche Eigenthum ift im Kriegs- 
zuftande begründet. Der Nehmeitaat will durd) gerichtlichen Spruch die 
Gewähr geben, daß Schiff und Ladung wirklich feindlih find. Aber 
was das neutrale Eigenthum betrifft, jo wird dasſelbe, welches einem 
Unterthanen eines Staates gehört, mit dem der Nehmeftaat in Frieden 
lebt, gewaltjan vor ein fremdes Gericht gebracht, das über fein Edidjal 
enticheidet. Alle Erklärungen berühmter Wdmiralitätsrichter, daß das 
Gericht jeiner Aufgabe gemäß ein internationales ſei, weil es nad) 
Völkerrecht urtheile und deshalb ebenjomohl dem Neutralen wie dem 
Kriegführenden angehöre, fünnen den PBrifengerichten feinen internationalen 
Charakter geben. Troß alles Scharfjinnd ihrer Mitglieder und troß 
des lobenswertheſten Beſtrebens, unparteiiich zu fein, bleibt die That- 
fache, daß die Prifengerichte in eigener Sache entjcheiden, über fremde 
Untertanen richten, Hinfichtlich deren fie bei der Freiheit des Meeres 
das forum .lelieti nit und das forum arresti sive deprehensionis nur 
dann geltend machen können, wenn die Verlegung der neutralen Pflichten 
feſtſteht. Sie urtheilen nad ihrer Auslegung der betreffenden völter- 
rechtlichen Grundfäge, unterwerfen die Neutralen ihrem Verfahren umd 
legen ihnen auf, ihre Unschuld zu beweifen. Die oft unerhörten Urtheile 
Englifher PBrijenrichter in der Zeit der Britiihen Sceherrichaft, die der 
Amerikanischen im legten Bürgerfriege, von denen das früher ermähnte 
in Fall des „Springbof“ das ſchlimmſte Beiſpiel bietet, zeigen, daß bie 
Rechte der Neutralen auf diefe Weile nur zu oft preiögegeben find. 
Auf der anderen Seite aber würden Prijengerichte der Neutralen ebenfo 
in eigener Sache richten und daher nach der anderen Seite keine größere 
Gewähr der Unparteilichfeit bieten. England war daher berechtigt, ſich 
Dagegen zu widerjehen, als Friedrid) der Große in dem angeführten 
Falle eine Preußiſche Commiſſion einjete, Die darüber entſcheiden jollte, 
ob Preußische Fahrzeuge, welche in dem Kriege von 1744— 1148 ge 
wilie Waaren nad) Frankreich verjchifft, die Neutralität verlegt hätten. 
Tie Ausfunftsmittel, welche man gebraucht oder befürwortet, um den 
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Mängeln der Brijengerichte abzubelfen, werden am Schluß erwähnt 
werden. Geltendes Recht iſt, dat die Prifengerichte der Striegführenden 
auch für neutraled Eigenthum competent find. So Hat die Engliſche 
Regierung 1859 wie 1870, indem fie es ablehnte, zu definiren, was 
Eontrebande fei, erflärt, daß das Prijengericht des Beichlagnehmers das 
competente Tribunal fei, zu entjcheiden, ob eine Waare Gontrebande jei 
oder nicht. 

Tie Prijengerichte erkennen aljo über alle fragen, welche das auf- 
gebrachte neutrale Echiff betreffen, es ift nicht nöthig, daß dasjelbe in 
einem Hafen des Nehmeitaates eingebradht ift und dort während des 
Verfahrens liege, es kann fi) auch in dem Hafen eines Verbündeten 
befinden, ja felbit in einem neutralen, wenn die Regierung desjelben 
dies geitattet, ohne daß der Gaptor weiter über die Priſe verfügt. 
Worauf es ankommt, it, daß der Gaptor das Gericht in Stand jeßt, 
in voller Sachkenntniß über die Gültigkeit der Priſe zu enticheiden, und 
ihm dafür alle nöthigen Beweife zu fiefern. Materiell urtheilt das 
Gericht nad) den Regeln des Völlerrechtes, wie es diejelben als beftehend 
anerfennt. Daneben fommen etivaige vertragsmäßige Beltimmungen in 
Betracht, Die über die ftreitigen ?sragen zwiſchen dem Striegführenden 
und Neutralen beitehen. 

Dinfichtlih des Verfahrens aber findet ein durchgreifender Unter⸗ 
ichied bei neutralem und feindlichem Eigenthum ftatt. Bei Ichterem hat 
dag Gericht nur feitzuftellen, ob der feindliche Charakter der gemachten 
Priſe unbeftritten und Der Captor den VBorfchriften gemäß verfahren 
ijt, welche feine eigene Regierung aufgejtellt oder anerfannt hat, aljo ob 
3. B. nicht etwa Feindesgut unter neutraler Flagge weggenommen it. 
Für die Neutralen aber, deren Handel grundſätzlich frei iſt, findet ein 
wirfliher Proceß ſtatt. Die Wegnahme einer neutralen Waare als 
Gontrebande oder eines Schiffes, welches die Blokade zu brechen verfucht 
hat, iſt begründet durch die Nichtbeobadhtung einer Regel, die int Intereſſe 
der Ktriegführenden durch das Völkerrecht zugelaflen iſt; fie it cin Re 
preilivrecht, fein Strafrecht, weshalb das Gericht auch niemals gegen den 
Neutralen eine Ztrafe erkennen kann; mehr als der Verluſt ſeines 
Eigenthums und die Unkosten des Verfahrens kann ihn nicht treffen. 
Ebvendeshalb muß der Neutrale zu dem Beweis zugelaflen werden, daß 
er jene völferrechtlihen Regeln nicht verlegt hat, alio die Priſe zu 
Unrecht gemadt, diejelbe zurüdzugeben und Entichädigung für jeinen 
Verluſt durch die Aufbringung zu leijten je. Er it der Bertbeidiger 
in einem Nevindicationsverfahren, und es müllen ibm dafür volle Freiheit 
und alle Rechtsmittel gewährt werden, welche in anderen übnlichen 
Trocelien dem Werflagten zu Gebote jtehen fann. Cs werden Dabei 
jreilih nur einheimiiche Anwälte zugelafien, und es iſt jelbit zweifelhaft, 
ob der Weutrale gewinnen würde, wenn er cinen Wertbeidiger ſeiner 
Rationalität jtellen Fünnte, da Dieter Das Verfahren Dee Gerichtes ſchwerlich 
jo genau fennen kann, wie der Einheimiſche. 
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Yait fallen, wenn zwar eine Verlegung der Neutralitätspflicht 
Seitens des aufgebrachten Schiffes verneint werden muß, da— 
gegen doch Umſtände gegen Dasjelbe ſprachen, welche es prima 
facie verdächtig machten; 

3. auf theilweife Verurtheilung, aljo der Yadung ohne das Schiff 

oder eines Theiles der erfteren, oder aber des Schiffes ohne die 
Ladung, wie bei geleifteten Widerftand; 

4. auf Verurtheilung von Schiff und Ladung. 

Auf die Verurtheilung in erſter Inſtanz fann der Neutrale appelliren; 
thut er es nicht oder verjäumt die Friſt hierfür, oder wird er in der 
Berufungs-Jnitanz abgemwiejen, jo iſt die Enticheidung rechtskräftig und 
wird durch Verkauf der Prife vollitredt. Derſelbe kann auch in neu- 
trafen Häfen jtattfinden. Es ijt cine Verletzung der Neutralität, wie 
oben erwähnt, wenn der betreffende Staat dem Captor geftattet, in 
feinem Hafen vor der Enticheidung über die Prije zu verfügen, nicht 
aber nachdem durch richterliches Urtheil über diejelbe entichteden, indeß 
fann natürlich jeder neutrale Staat ſolchen Verkauf unterfagen. 

Mit der prifengerichtlichen Entſcheidung in letzter Inſtanz iſt Die 
Sade im Rechtswege erledigt. Findet indeß die Regierung des verur: 
tbeilten Neutralen, welche als foldhe in dem Proceß nicht interveniren 
kann, daß ihrem Unterthanen ein entjchiedenes Unrecht geichehen iſt, fo 
kann jie ihre Bejchwerde bei der des betreffenden Striegführenden im 
diplomatischen Wege vorbringen und verfolgen. Preußen griff 1.03 
wegen ungerechter Megnahne und Berurtheilung feiner Schiffe durch 
England zu Repreijalien, und letzteres verjtand ſich durch den Vertrag von 
Weſtminſter 1756 dazu, 20000 Pd. Sterl. Entihädigung zu zahlen. Frank⸗ 
reich bewilligte dur den Bertrag von 1831 den Pereinigten Staaten 
eine jolche von 25 Millionen Francs. Dan iſt ferner übereingefonmten, eine 
Reviſion anfechtbarer Erkenntniſſe durch gemiſchte Commiſſionen erfolgen 
zu laſſen. Eine derartige wurde 1794 von den Vereinigten Staaten 
und England eingeſetzt, um die Amerikaniſchen Beſchwerden gegen letzteres 
zu erledigen. Ferner wurde durch Vertrag vom 3. Februar IX) von 
denfelben beiden Ztaaten eine gemiichte Commiſſion eingelegt, twelche alle 
jeit dem ‚srieden vom 24. Tecember 1814 unerledigt geblicbenen Be⸗ 
fhwerden der beiderfeitigen Angehörigen prüfte und Darüber 1856 Be: 
richt erftattete. Art. 12-—17 des Vertrages von Waſhington von INT] 
jeßte ein Schiedögericht für die beiderieitigen Beſchwerden Englands und 
der Vereinigten Staaten wegen priiengerichtlicher Urtbeile während des 
Yürgerfrieges ein, das, aus einem Engländer, einen Amerifaner und 
einem Belgier als Obmann beitehend, in Halifax Tat, und cin Vertrag 
mit Frankreich von 1882 hat die Reclamationen des leßteren gegen Die 
Vereinigten Staaten während des gleichen Krieges geregelt. While hat 
für Schadensanjprüche aus feinem Kriege mit Peru cine Reihe Ichiede- 
richtliher Enticheidungen vereinbart. mit Aranfreih am 2. November 
1882, mit Italien am 7. Tecember 1882, mit England am 4. Januar 
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1883. Gemiß bieten diefe Commiffionen feine vollkommene Gewähr der 
Unparteilichleit, wie dies das Schiedsgericht von Halifar gezeigt, weldes 
dag Urtheil im Falle des „Springbof” beitätigt hat; indeß Die inter: 
nationalen Prijengerichte, welche befürwortet werden, um eine ſolche Ge⸗ 
währ zu erreichen, haben nicht viel Ausficht auf Verwirklichung. Solde 
gemifchte Behörden wurden zuerjt empfohlen von dem Dänifchen Publi⸗ 
ciften Hübner in feiner Schrift „De la saisie des bätiments neutres“, 
1759, II., 21. Der Vorſchlag wurde Taum beachtet, aber in unjerer 
Beit von Trendelenburg (Lüden im Völkerrecht, ©. 49), von Geßner 
(Kriegführende und neutrale Mächte, 1877, ©. 52) und namentlich von 
Bulmerincq aufgenommen, welcher die Combination einer Rechtiprechung 
der Kriegführenden und Neutralen als die einzige Yöfung der Organifation 
de3 Prijengerichtes erklärt (Revue de droit intern. XI., p. 171). Das 
Institut de droit intern. fuchte der Frage, wie diefer Gedanke zu ver- 
wirklichen, näher zu treten, und beauftragte die Herren Weſtlake und 
Bulmerincq, ihm einen Bericht über die Frage zu erftatten. Erſterer 
ſchlug eine internationale Jurisdiction nur für die zweite Inſtanz und 
nur für neutrale Schiffe vor, Lebterer für beide Inſtanzen und für 
Kriegführende wie Neutrale (Revue de droit intern. XI., p. 181). Das 
internationale Gericht joll für die erfte wie für die Berufsinftanz aus 
drei Richtern beftehen, jeder der Kriegführenden ernennt einen Richter, 
der dritte wird von einem neutralen Staate ernannt. Sobald ein Krieg 
ausbricht, werden alle neutralen Staaten von den Kriegführenden auf 
gefordert, denjenigen von ihnen zu wählen, der den dritten Richter er- 
nennt, jofern nicht ein internationaler Vertrag Belgien ein für allemal 
al3 ſolchen feſtſetzt. Das Geriht würde dann in dieſem neutralen 
Staate jeinen Si Haben und würde über alle Priſen feindlicher, wie 
neutraler Staaten zu enticheiden Haben. Da man indeß vorauzfah, daß 
eine jo durchgreifende Neuerung nicht durchzuführen fein werde, beſchloß 
die Commiſſion des Institut, ſich auf die Forderung einer internationalen 
Appellinftanz zu bejchränfen und jchlug folgende Faſſung vor: „Au debut 
de chaque guerre, il sera forme par chacune des parties belligerantes 
un tribunal d’appel international en matiere de prises maritimes, lequel 
sera compose d’un president et d’un membre choisi par cette partie, et 
de trois membres desienes par les états neutres“, und das Institut 
nahm dieſen Grundſatz nach lebhafter Debatte am 8. September 1881 
an. Gleichwohl iſt vorauszuſehen, daß diefer Beſchluß feine praktifchen 
Folgen haben wird, und wir fünnen nur Profeſſor v. Martens bei 
pflichten, wenn er fagte, daß fein Staat fid) einem ſolchen internationalen 
Gericht unterjtellen wird. in jo zujfammengefeßtes Geriht würde un: 
zweifelhaft den Nteutralen ganz andere Gewähr der Unparteilichfeit bieten, 
als die jegigen Prijenhöfe der Kriegführenden; aber eben weil die drei 
von den Neutralen gewählten Richter in demjelben die ausfchlaggebenden 
Stimmen haben würden, würden die Kriegführenden ficher dabei feine 
Gewähr für die VBerüdfichtigung ihrer Intereſſen finden. Außerdem 
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würde die Conſtituirung eines folchen internationalen Gerichtshofes ebenjo 
große Schwierigkeiten bieten, wie feine wirkſame Thätigfeit. Ganz ab- 
geſehen davon, daß die erftere die Aenderung der Geſetze der betreffenden 
Staaten vorausfegen würde, wie 3. B. die Berfaflung der Vereinigten 
Staaten, Urt. IU., Sect. 1 u. 2: „all cases of admiralty and maritime 
jurisdietion*, ausfchlieglich der Competenz ded Supreme Court und der 
demjelben untergeordneten Gerichte (District courts) zumeift, würde bie 
Wahl der drei Richter durch die neutralen Staaten ebenfo zeitraubend 
wie jchwierig fein. Bei Ausbruch eines Krieges ift jebt das Priſen⸗ 
gericht jofort vorhanden, fei es, daß es gejehlich dauernd befteht, wie in 
England, Frankreich, den Vereinigten Staaten, ober daß e8 je nach Um⸗ 
ftänden gebildet wird, wie dies $ 2 des Deutichen Geſetzes von 1884 
vorfieht. Nach jenem Plane aber follen die Kriegführenden, die bei 
Ausbruch des Krieges nicht eben geneigt fein werden, fich zu gemein- 
famem Handeln zu verbinden, fämmtliche neutrale Staaten auffordern, 
drei Richter zu mählen. Die Hinzuziehung der Eüdamerilanijchen 
Staaten, Chinas, Japans u. |. w., welche doch alle in Betracht kämen, 
würde jchon einen derartigen Zeitverluft verurfadhen, daß das Gericht gar 
nicht rechtzeitig in Wirkſamkeit treten könnte, noch weit ſchwieriger würde 
es jein, die Vereinbarung über die Wahl herbeizuführen. In welcher 
Weiſe jollen die Neutralen abftimmen, wie follen fie über die Wahl der 
ſechs Perfonen übereinfonmen, welche würdig find, das Collectivweſen der 
Neutralen zu vertreten? Bei den in Betracht fommenden Entfernungen 
fönnen Monate vergehen, ehe man zu einem Ergebniß füme, und in- 
zwiſchen würden alle Prifenfälle warten müffen. Der Deutſch⸗Franzöſiſche 
Krieg bat ſechs Monate gedauert; es ift jehr zweifelhaft, daß, wenn beide 
Regierungen bei Ausbruch desfelben fih an die Neutralen gewendet 
hätten, die Wahl vor Unterzeichnung der vsriedenepräliminarien zu 
Stande gefommen wäre. Alle Angelegenheiten alfo, in denen Berufung 
eingelegt wäre, bätten bis zur Gonftituirung des Tribunal® warten 
müflen, und da die Schiffe, welche nicht vor den 2. März 1871 end- 
gültig verurtheilt waren, herausgegeben werden mußten, wären voraus: 
fihtlih wenig Prifen Frankreich geblieben. Dieſe Schwierigleiten aber 
würden fi) noch ſehr fteigern bei einem Kriege von Staaten, welche, 
wie England’ Golonien haben, die über den ganzen Erdkreis zerjtreut 
find. Wenn in jolchen weit entlegenen Meeren Prijen gemacht würden, 
jo würde das Verfahren eines in Europa tagenden Gerichtes unvermeidlich 
die größten Zögerungen herbeiführen müſſen. Tafür aber, daß einem 
neutralilirten Staate wie Belgien cin für alle Mal die Ernennung des 
dritten Richters übertragen würde, beiteht feine Ausficht. 

Das Institut de droit international ſprach fi auf dic erwähnten 
Berichte für folgende Reformen aus: 

1. Les prineipes generaux du droit des prises seront formules 

par une convention internationale. 
2. Les tribunaux actuels seront remplaces par des tribunaux 
mr 
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internationaux, qui Jdonnent plus de garantie d’impartialite aux 
sujets interesses de l’etat neutre ou pacifique. 

3. D faudra s’entendre sur une procedure commune. 

Der zweite Vorſchlag fcheint und aus den angegebenen Gründen 
nicht durchführbar, in dem erjten liegt die Anerkennung, daß eine Ge 
meinſamkeit der materiellen Grundſätze, nach denen die PBrijengerichtäbar: 
feit geübt wird, das ift, worauf es anfommt. Unzählige vermwidelte 
Streitfragen, welche früher die Prifengerichte vorzugsweiſe befchäftigten, 
find durh Die Pariſer Geerecht? - Declaration abgejchnitten. Die 
Thätigkeit der Prifengerichte würde noch mehr vereinfacht werden, wenn 
die Freiheit des Privateigenthumg zur See anerfannt würde, und eine 
internationale Vereinbarung Hinfichtlic) der EContrebande und der Blokade 
nad) Analogie des Stalienijch-Amerikaniichen Vertrages von 1871 erzielt 
würde. 

Endlih wäre es möglich, eine foldhe Vereinbarung in allgemeinen 
Grundzügen über die drei Stadien des Verfahrens zu treffen, al3 melde zu 
unterjcheiden find: 1. die Unhaltung, Durchſuchung und Aufbringung de 
Sciffe® oder der Waaren; 2. die vom Captor bei der Uebergabe der 
Sache an das Gericht zu beobachtenden Formen; 3. das Verfahren vor 
dem Gerichte felbft. Auf diefe Weile würden die Verpflichtungen des 
Kreuzer und Captors, die einleitende Anftruction und die Gewähr für 
die Neutralen Hinfichtlic) des Verfahrens vor dem Gerichte jelbit feft- 
geftellt, welches bei aller Verjchiedenheit im Einzelnen immer eine ge 
richtlihe Organifation haben müßte. 


) Sehr eingehende Einzelvorichriften im Entwurf des Institut. 88 H3—N 
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digung des Krieges und Poſtliminium. 


Von 


Profeſſor Dr. von Kirchenheim 
in Heidelberg 


Erſtes Kapitel. 


Beendigung des Krieges und Friedensichluß. 
8 171. 


Beendigung des Krieges im Allgemeinen. 


Literatur: Heffter, Bölferr. (von hier ab in der 8. Aufl. citirt!, 88 176—178. 
— Blunfſchli 88 700 fi. — Hall, Intern. law, 1. IIL, c. 9, 88 197 ff. 
— Phillimore 8 509-513. — Meitere Berweijungen bei Halleck, 
cp. 4, 8 1. — Calvo. Le droit intern., 8 2928. 








„In tota belli administratione non potest securus et Deo ftidens 
animus retineri, nisi semper in pacem prospectet; . . sapientes pacis 
causa bellum gerunt : — non pacem quacri ut bellum exerceatur, sed bellum 
geri ut pax acquiratur.* Frieden und Krieg find beides Glieder in 
Gottes Weltordnung, und nie wird es der allgemeinen Etaatölehre ge- 
lingen, zu enticheiden, ob dieſer oder jener Zuftand der der Menjchheit 
natürliche fei._ Ver Behauptung Bacon's, es übe der Krieg auf die 
Gelundheit des Staates eine ähnliche wohlthätige Wirkung, wie die Be⸗ 
megung auf den menjchlihen Organismus, ift ein vielleicht zutreffenderer 
Vergleich, der Vergleich des Krieges mit einem higigen Fieber, gegen- 
übergeitellt worden. Mag aber auch ein ſolches in einzelnen Fällen 
nothiwendig jein, mag der Krieg jo wenig einer Theodicee bedürfen wie 
dad reinigende Ungewitter, und die Idee des ewigen Friedens Lediglich 
dem Bereich der Phantafie angehören, fo haben doch auch für uns die 
an die Spitze geftellten Ausiprüdhe von Hugo Srotius, Salluſt und 
Auguftinus ihre Bedeutung und Wahrheit.‘) Ziel des Krieges iſt der 
Briede, und injofern hat der Krieg eine hohe Function im fittlichen und 
im Rechtsleben der Völker, als er zur Anerkennung des Rechtes zwingt. 
Leder Friedensſchluß bezeichnet eine neue Epoche im Völkerleben, jeder 
Friedensſchluß begründet neue oder befeitigt alte Rechte. 
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Solches ift das Ziel jedes Friedens, und der innere Grund aller 
Kriege ift lediglich Hierdurch beitimmt: entweder handelt es fh um 
Aufrehthaltung des Beſitzſtandes, jei es, daß äußere Güter, fei es, daß 
Gedanken, auf denen des Staates Grundlagen fih erheben, angetaftet 
werden, oder es müſſen neue, für die Entwidelung der Kräfte unentbehr: 
fihe Bedingungen gejchaffen werden. Wenn der Sieger das durd die 
äußeren Verhältniffe und die innere Veranlaſſung bezeichnete Ziel des 
Krieges erreicht zu haben glaubt, wird der Krieg aufhören. Wenn man 
jedoch dies als Forderung aufgeitellt bat, jo kann man es höchſtens als 
eine Forderung der Politik, als eine Forderung politiicher Ethik auf 
faſſen. Denn von der friegerifchen Enticheidung giebt e8 feine Appellation, 
der Krieg iſt die legte Suftanz im Völkerleben; die Weltgejchichte aber 
belehrt uns dahin, daß der Sieg nicht nothwendig dem Rechte zufäll, 
und daß der Krieg auch oft über das urfprüngliche Biel hinaus weiter 
verfolgt worden ift. 

Dem vielfach angeführten Satze, daß der Krieg endigen müffe, to 
bald feine Urſache befeitigt fer, kann daher eine völferrechtliche Bedeutung 
nicht beigemeffen werden. Auch kann man in foldem Falle nidt« 
betbeiligten Staaten, denen ein Krieg rechtmäßig begonnen, aber urrecht⸗ 
mäßig fortgeführt erjcheint, nicht ohne Weitereg — wie mehrfach ange: 
nommen wird — das Recht der Intervention zufprechen.?) 

Um vom Kriege zum Frieden zu gelangen, giebt es Drei Wege. 
Eritens Tann der Krieg durch bedingungslofe Unterwerfung der einen 
Partei unter die andere endigen. Zweitens können die Streitigfeiten 
nur thatjächlich eingeftellt werden. Der dritte und regelmäßige Fall if 
der, daß ein fürmlicher Friedensvertrag abgefchloffen wird. 

1. Beendigung des Krieges durch vollitändige Unter- 
werfung. Diefer Modus der Beendigung des Krieges ift im Alterthum 
und Mittelalter außerordentlich häufig und wird als debellatio bezeichnet.’) 
Auch das moderne Völkerrecht erkennt diefe Form volllommen an, und 
Beijpiele hierfür aus der neueften Geſchichte bieten die Unterwerfung des 
Königreich beider Sicilien 1859 und die Hannovers, Kurheſſens und 
Nafiaus 1866. 

Auch für den Fall volljtändiger und bedingungslofer Unterwerfung 
gilt, daß diefelbe nah den Regeln der Menſchlichkeit auszulegen if. 
Was mit dem dem fiegreichen Staate einzuverleibenden Gebiete zu ge 
ſchehen habe, iſt eine Frage des inneren Staatsrechts. In früheren 
Beiten fam es wohl vor, daß eine Einverleibung im eigentlichen Sinne 
nicht jtattfand, fondern daß 3. B. der Souverän das eroberte Land 
jeiner Familie zuwandte. 

Unbedingt iſt feſtzuhalten, daß durch die debellatio nur beſtehende 
ſtaatliche Rechte auf den ſiegreichen Staat übergehen; niemals darf der⸗ 
ſelbe über das Privatvermögen der Einwohner verfügen.*) 

Weitere Sätze ergeben ſich aus der Lehre von der Gebietsabtretung 
und findet das oben Bd. II., ©. 269 ff., Erörterte Hier Anwendung. 
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2. Beendigung des Krieges durch thatfädhlihe Ein- 
ftellung der Feindſeligkeiten.“) So üblid und wünjchendwerth die 
Abſchließung eines Vertrages ijt, jo kann ein foldher nicht als unbedingt 
nöthig erachtet werden. Die Geichichte kennt Fälle, in denen Striege 
durch blojes Aufhören der Feindjeligkeiten beendigt wurden. So hörten 
die Teindfeligkeiten zwiichen Polen und Echweden 1716 auf, während 
der Friede erft über zehn Jahre fpäter durch die Souveräne gejchlofien 
wurde. Ebenſo endete 1720 der Spaniſch⸗Franzöſiſche Krieg ohne 
Friedensſchluß. 1801 brach Kaifer Paul von Rußland den von feiner 
Borgängerin Katharina mit Perfien begonnenen Krieg ab. 1866 hat 
Preußen mit Liechtenftein einen Frieden zu jchließen unterlafien. In 
neuerer Zeit liefert die Einftellung der Feindfeligfeiten zwifchen Frank⸗ 
reih und Mexico, ſowie zwiſchen Spanien und Chile ein Beiſpiel. 

Es iſt Mar, daß bei einer Beendigung des Krieges auf dieje Weife 
eine Menge von Rechtsfragen fih erheben. Zunädjit ift ſchon fchwierig 
zu beitimmen, wann die geindieligfeiten eingejtellt wurden. Genau 
wird died nur möglich jein, wenn etwa ein Waffenſtillſtand gejchloffen, 
die Friedensverhandlungen ſodann gejcheitert find, ohne daß jedoch da- 
durh eine Wiederaufnahme der militärifhen Uperationen veranlaßt 
worden wäre. Won bejonderer Echwierigfeit it die Frage, ob in ſolchem 
Falle der Zuftand vor dem Striege wieder aufleben folle, oder ob bie 
Rechtsverhältniſſe jo bleiben ſollen, wie fie zur Zeit der Einftellung der 
Feindjeligfeiten lagen. Man bezeichnet dieje beiden Fälle mit den Formeln 
des Status quo ante bellum und des uti possidetis (status quo post beilum). 
Während Bhillimore den eriteren für maßgebend erachtet, nimmt die 
Mehrzahl der Cchriftiteller mit Net das Gegentheil an. Zunächſt aber 
ift daran feitzubalten, daß die Streitfrage, die zum Kriege geführt hat, 
ja gar nicht als entichieden angejehen werden kann. Jede Partei behält 
ihre Rechtsauffaſſung, jo weit nicht ein Streitpunct durch die Thatiachen 
des Krieges feine Erledigung gefunden hat. Somit find zivar die Fragen, 
die zum Kriege geführt, theilweile noch als offene zu betradhten, fo weit 
aber eine thatſächliche Umgeſtaltung der Tinge unangefochten fortdauert, 
jo weit gilt der Status quo post bellum res sunt. Der thatjächliche 
Belipitand zur Zeit der Beendigung des Strieges bildet die Grundlage 
des Friedenszuſtandes. Abgejehen davon ijt der Status quo ante bellum 
res fuerunt als maßgebend zu betraditen. 

3. Tie Beendigung des Krieges durch einen fürmlichen irriedensg- 
vertrag it der all, der im ‚Folgenden allein ins Auge gefaßt wird. 


') (irotius, De jure belli ete. III. 25, 2, L. 1,1. Ueber den Friedens 
zuitand im NAlgemeinen vom völferredhtlihen Standpuncte bei. Vattel IV, 
ch. I, p. 166 ff. Ueber die Idee des ewigen Friedens vgl. Pufendorff, De 
jur nat. 1,1, 88, Klüber, Bölfer. S 324 Rote a, Golßendorif, Idee 
des ewigen Xölterfriedend, 1582, und oben S. 19%. 19%, 03 SS > Ser. 
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Treffliche rechtsphilojophifche Ausführungen über Frieden und Friedensſchluß 
giebt Trendelenburg, Naturreht auf dem Grunde der Ethik, 55 229, 232. 

2) Halled ©. 845 und beſonders Bhillimore Bd. III, ©. 771, Noteg. 
(vgl. auch Bd. I., p. IV., c. 1), vertreten bier dad Recht ber Intervention. 
Bol. Calvo 8 2939, und oben 8 57, jowie das 27. Gtüd. 

5) Veber die Formeln der Unterwerfung (deditio) im Altertum vgl. Livius 
VII., 31. Caesar, De bello civili III, 97, 98. ©. Phillimore a. a. O., 
©. 774. Berweifungen: Heffter $ 178, Note 1. Die die debellatio betreffenden 
ragen find zum Theil oben, Bd. II. ©. 21, berührt. 

HAM. Battel $ 12. Gegen ihn die Noten dajelbit von Pradier⸗Fodéré. 

5) De Steck, Essais sur div. sujets etc. (1779, N. 2, p. 13 ff., Heffter 
8 177, Phillimore 8 5ll, Hall 8 208, Calvo 8 2929, Revue de droit 
intern., 1872, p. 475. 


8 172. 
Der Friedensſchluß im Allgemeinen. 


Literatur und Bermweifungen zu 8$ 172—179: Alb. Gentilis IIL., c.1f.— 
9. Grotius IIL., 20. — Difjertationen von Bulpellus (1573), C. Schleiff 
(1634), Kormann (1635), Schüt (1650), Alberti (1669), Brunnemanz 
(1681), Lomberg (1776). — Weitere j. bei Ompteda $ 323 ff. — 
J. J. Mojer, Vermiſchte Abhandlungen, Nr. 1, — dv. Steck, Berfuce, 
©. 74-86. — Aus dem 19. Jahrhundert giebt ed nur eine Monographie 
von Daffel, Ueber Frieden, Friedenstractate zc., Neuftadt 1817. — Klüber, 
Bölkerr., SS 317—329. — Heffter, Völkerr., 88 179—184a., ©. 391 fi. 
— Bluntſchli 88 700-726. — Bulmerincg, Böllerredt, 8 3, 
Abi. 15 (in Marquardſen's Handbud) des öffentl. Rechts I., 2, ©. 378). — 
Martens 8 128 (Ueberjegung von Bergbohm J. S. 543.) — Wheaton 
(Ausg. Lawrence IV., c. 4, ©. 872 ff) — Phillimore XO, c. 1 
(Bd. III, ©. 770-811). — Hall 88 197—206 (©. 482 ff). — Halleck 
c. 34 ($1, ©. 845 ff. der früh. Ausg.). — Woolfey 88 158—162 (5. Aufl, 
1879). — Vattell. IV. (ed. von Pradier⸗,Fodéré, Bd. IIL, ©. 166— 215). 


— Gr. F. Martens, ed. Verge $ 327—339. — Calvo, Droit intern,, 
88 2928— 2976. — Calvo, Dietionnaire IL, p.43. — Pasquale Fiore, 
Dir. internazionale II., sez. 2, c. 10. — Pando, Elementos del derecho 


internac., S. 579ff. (2 Ausg. 1852). — Quellen der folgenden Darftellung find 
folgende hauptſächlichſte Friedensſchlüſſe: 1526 (14. Zar.) Friede zu Madrid, 
1529 (5. Aug.) Damenfriede zu Cambray, 1544 (18. Sept.) Friede zu Erespy 
(Ratification des Waffenftillftandes zu Nizza von 1538), 1532 Religionzfriede 
zu Nürnberg, 1555 zu Augsburg die jogenannten „Frieden“ von Amboije 
(1563), Yongjumeau (1568), St. Germain (1570) find nur Waffenſtillſtände, 
1598 Friede zu Verviers zwiſchen Spanien und Frankreich, 1629 Friede 
zu Lübeck, 1635 Friede zu Prag, 1645 Friede zu Thorn, 1648 Weit 
phälifcher Friede (Literatur: Ompteda ©. 474, 8 180, v. Kamptz 8 76, 
1659 (7. Nov.) Pyrenäiſcher Friede, 1660 (3. Mai u. 6. Juni) zwei Frieden 
von Dliva, 1660 Friede zu Kopenhagen, 1667 (31. Zuli) Friede zu Breda. 
1668 Friede zu Aachen, 1678 Friede zu Nymwegen, 1679 Friede zu 
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Et. Germain en Zaye, 1696 Friede zu Turin Frankreich und Savoyen), 1697 
Friede zu Ryswid, 1699 Friede zu Carlowig, 1700 Friede zu Travendal, 
1706 Friede zu Altranftädt, 1711 Friede am Pruth, 1713 ſog. Friede 
zu Utrecht (vgl. unten 8 173, N. 3), 1714 Friede zu Raftatt (Defterreich mit 
Frankreich) und Baden i. d. Schweiz (Deutjches Reich mit Frankreich, 1718 
(21. Juli) Friede zu Paſſarowitz (PBoiharewig‘, 1721 (30. Aug.) Friede zu 
Ryftadt, 1738 (18. Nov.) Friede zu Wien, 1739 Friede zu Belgrad, 1743 
Friede zu Abo. — 1742, 1745, 1763 Berliner, Dresdener, Hubertusburger 
Friede, 1748 (30. April) Friede zu Aachen, 1774 (21. Zuli) Friede zu 
Kurihul-Kainardji, 1779 (13. Mai) Friede zu Teſchen, 1783 (3. Sept.) Friede 
zu Paris (Berjailles), 1792 Friede zu Jaſſy. — 1795 Friede zu Bafel 
(5. April Preußen, 22. Juli Spanien und Frankreich), 1796 (15. Mai) 
Separatfriede zwiſchen Frankreich und Sardinien, 1797 (19. Febr.) Friede 
zu Zolentino (zwiſcheu Frankreich und dem Papſt). 1797 (17. Dct.) Friede 
zu Campo Yormio, 1801 (9. Febr.) Friede zu Luneville, 1801 (28. März) 
Friede zu Neapel, 1802 (27. März) Friede zu Amiens, 1805 (26. Decbr.) 
Friede zu Preßburg, 1807 (7. u. 9. Juli) zwei Frieden zu Tilftt, 1809 
(17. Sept.) Friede zu Friedrichshamm, 1809 (14. Oct.) Friede zu Wien 
Schönbrunn‘, 1812 i20. Mai) Friede zu Bulareft, 1814 (14. Jan.) Friede 
zu Kiel, 1814 (MW. Mai) Erfter Barifer Frieden, 1814 /24. Dec.) Friede zu 
Gent, 1815 :20. Rov.) Zweiter Pariſer Frieden, 1829 (14. Sept.) Friede 
zu Adrianopel. — 1850 (2. Zuli) Friede zwifchen Preußen und Dänemarf, 
1856 (30. März) Dritter Friede zu Paris, 1859 10. November) Friedens⸗ 
verträge von Züri, 1860 (Dctbr.) Friede zu PBeling, 1864 (30. Octbr.) 
Friede zu Wien (14. Aug. 1865 Uebereintunft zu Gaftein), 1866 {23. Aug.) 
Friede zu Prag, 1866 Friede zwiichen Preußen und Württemberg (13. Aug.), 
Baden (17. Aug.\, Bayern (22. Aug.), Heilen (3. Eept.), Sachſen ˖Meiningen 
(8. Dctbr.), Sadjen (21. Dctbr.), 1866 i6. Octbr.) Friede zu Wien, 1871 
(10. Mai; Friede zu Frankfurt, 1816 (3. Februar) Friede zu Buenos Ayres, 
1878 (13. Zuli) Berliner Bertrag. 1879 (8. Februar, Friede zu Conftanti- 
nopel, 1883 ı12. Zuni u. W. Set.) Friede zu Lima (Martens, Cont. 2X., 
S. 191 fi) — Tie Friedensverträge finden fi) abgedrudt in Dumont, 
Corps universel diplomatique, ®d. I-AVII 3b. I.—III. enthält die Ur 
tunden von 8S03— 1500 , in Wenck, Codex juris gentium L.—IIL, 1781 ff., 
in Leibnitz, Codex jur. gent. diplomaticus, 1747, und in Schmauss, 
Corpus jur. gent. academ. 1730 ijomweit Deutſchland betreffend aud in 
deiien Corpus jur. publici). -- rür dag 17. Jahrhundert vgl. noch Theatrum 
pacis, d. i. alle die fürnemiten ‚sriedensinftrumente :c. ... . mit fonderbarem 
Fleiß zufammengerichtet (1663, II. Th 1685, für die Zeit vom Untergang des 
Reiches bis zum Deutſchen Bunde: (5. v.Meyer, Corp. jur. Uonfoederat. 
Germ., 3. Aufl.. v. Zöpfl 1858. Bd. I. für alle ‚sriedensichlüjle vom 
Beginn des 18. Jahrhunderts an die Recueils von Martens. — lieber 
frühere und andere Sammlungen vgl. Martens, Recueil I, Discours 
preliminaires, S. IIT. ff, und Empteda 58 158 II8. - Xollitündiget Ber- 
zeihniß aller Verträge 1493 — 1867: giebt Tetot. Repertoire des traites 
de paix etc., Paris 1866--1867. — Bon bifteriihem Intereſie durite der 
ältefte befannte Friedensvertrag zwiſchen Rameſſa d Gr. und Chitoia vom 
Jahre 1372 v. Chr. fein. Bgl. Pierret, Dietionn. d’archenlagie, S. 52, 
und oben Bd. J. 8 42, S. 168. 
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Friedensſchlüſſe (traites de paix) find feierliche Verträge, durch 
weiche zwei oder mehrere kriegführende Mächte ausdrücklich die Beendi- 
gung Des Krieges und die Bedingungen, unter welchen fie ftattfinden 
joll, fejtiegen — ohne daß eine der Mächte fi in volle Abhängigkeit 
der anderen begiebt. (Hierdurch unterfcheidet fich diefer Fall von dem 
8171, 1 erwähnten.) Ihrem Inhalte nach find die Friedensſchlüſſe ein: 
fache, reine (paix pure et. simple), welche fich lediglich auf Herftellung 
des Friedenszuſtandes beichränfen oder, was die Negel ift, bedingte, mit 
Feſtſetzungen verſchiedener Urt verbundene. 

Es iſt richtig, daß die Friedensverträge eine Art der Staatäverträge 
find, und daß die allgemeinen Vertragslehren auf fie Anwendung finden. 
Wie aber das Privatreht unter den Gefchäften des wirtbichaftlichen 
Verkehrs einzelne hervorhebt und bejondere Normen für fie entwidelt, 
jo haben fih auch bejondere ſtaats- und völkerrechtliche Sätze in Bezug 
auf den Abſchluß der Friedenzverträge herausgebildet.!) 

Tie Frage, wer berechtigt jei, den Friedensvertrag gültig abzu- 
Ichließen, ift eine Frage des Verfaſſungsrechts des einzelnen Staates. 
Eine Vermuthung — mie Bluntihli 8 705 annimmt — daß der je 
weilige Träger der oberiten Staatsgewalt zum Friedensſchluß berechtigt 
fei, kann hier nicht vorliegen. Vielmehr hat jeder Staat fich über bie 
Zuftändigfeit der Organe des anderen Staates, mit dem er in Berband- 
lung tritt, zu orientiren. Wenn dort die Bujtimmung einer politischen 
Körperjchaft erforderlich ift, fo ift die Nechtsgültigkeit und Ausführbar- 
feit des Friedens jo lange in Frage geftellt, als nicht jene Zuftimmung 
erfolgt ift. 

In diefer Hinficht tritt nun fofort die Verjchiedenheit der Friedens: 
ſchlüſſe von anderen Verträgen hervor; ebenfo ift zu bemerken, daß feines- 
wegs immer dasſelbe Organ, welches berechtigt ift, den Krieg zu er 
klären, auch zum Abjchluffe des Friedens befugt if. Aus der Gejchichte 
der legten Sahrhunderte fei 3. B. erwähnt, daß die Abtretung Burgunds 
von König Franz I. von Franfreih an Karl V. von den Ständen nidt 
anerfannt wurde, daß nah Schwediſchem Staatsrecht der König wohl 
allein Krieg erklären, Frieden aber nicht ohne Zujtimmung der Kammer 
ſchließen fonnte.”) Die Staatöverfaflungen der Gegenwart heben eben 
falls die Friedensſchlüſſe gewöhnlich befonder3 hervor. Im Deutſchen 
Reiche ijt die Zuftändigfeit des Kaiſers in dieſer Hinficht eine weitere, 
als in Bezug auf andere Verträge. Ausſchließlich der Kaiſer hat das 
Recht, den Strieg zu beendigen. Während für „andere” Berträge die Zu- 
ſtimmung vom Bundesrath u. |. w. gefordert wird, ift der Friedensſchluß an 
ſich ohne eine folche gültig, und e3 hängt von der rechtlichen Natur der 
einzelnen Beſtimmungen ab, ob die in Folge des Friedensſchluſſes nöthigen 
Waßregeln durch Verordnung, Geſetz, VBerfafjungsänderung zu treffen find.’) 

In England gilt das Recht des Friedensſchluſſes als ein Präro— 
uwtid der Sirone, Sn Frankreich bedürfen die Friedensſchlüſſe nad 
uodrücklicher Beſtimmung des Verfaſſungsgeſetzes vom 16. Juli 1875 
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Art. 8, der Genehmigung der beiden Kammern. Aehnliche Beitinnmungen 
enthalten die Berfaflungen Hollande, Belgiens, Italiens und anderer 
Staaten.‘) In zufammengefegten Staaten wird fich diejed Recht nach 
der Natur der Staatenverbindung richten. Ein Staatenbund, wie der 
Deutſche Bund, hat Kriege feiner Glieder mit anderen Mächten erlebt. 
In der Regel jedody wird gerade das Recht des Krieges und Friedens 
auf die Gewalt des Geſammtſtaats übergeben. Eo hat in der Schweiz 
der Bund das Recht zum Ügriedensfchluffe, in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerila der Prälident unter Zuftimmung des Senated (der 
Staatenvertretung). 

Die formelle Berechtigung zum Friedensſchluß enthält die materielle 
Befugniß in fih, die Bedingungen des Friedens feſtzuſetzen. Wer das 
Recht Hat, Frieden zu ſchließen, fann Gebiet abtreten, Staatögüter über- 
fafien u. j. w. Ja, man muß mit Halled zugeben, daß unter Um⸗ 
ftänden jelbft Privateigentgum (fraft eines jus eminens) abgetreten werden 
kann, 3. B. Eijenbahnen, die im Privatbeſitz find.?) 

Eine Reihe weiterer Schwierigkeiten ergeben ſich zunächſt für Den 
Tal, daß der zum Friedensſchluß an ſich berechtigte Fürjt verhindert 
wird, in Kriegögefangenichaft geräth. Kann der gefangene Fürſt einen 
gültigen Frieden ſchließen? Während früheren Anſchauungen entiprechend 
bier wohl ein Unterjchied gemacht wurde, je nachdem eine Ratrimonial. 
herrſchaft vorlag oder nicht, muß nach modernem Staatsreht anerfannt 
werden, daß der gefangene Fürft feinen Staat keineswegs vertreten kann. 
Er verliert durch die Gefangenschaft nicht fein Recht, aber die Fähigkeit, 
ed auszuüben. 

Der Fall liegt bier ebenfo, wie bei der Minderjährigfeit oder der 
törperlihen und geiftigen Unfähigkeit des Monarchen. Es joll nicht 
gejagt werden, daß der gefangene Fürſt nicht in Verhandlungen eintreten 
fann, aber er kann das Volk nicht verpflichten. Nach dem Verfaſſungs⸗ 
recht der einzelnen Staaten wird hier eine Ztellvertretung oder cine 
Regentichaft eintreten. Uebrigens haben die meijten Verfaflungsurfunden 
gerade diejen Fall in ihre etwas weitere Ausdrucksweiſe bei ‚seititellung 
der Regentichaftsfälle eingeſchloſſen („durch phyſiſche oder moraliidhe Ur. 
ſachen verhindert”, „dans l’impossibilite de regner“. „nella fisica impos- 
sibilita di regnare”, „buiten staat de regering waar te nemen” u. |. w.)°) 

Ter eben erörterte Fall führt uns unmittelbar auf cine andere 
Trage. Wir haben es erlebt, daß 1870 der Sefangennahme des Kaiſers 
der sranzofen fofort ein Regierungswechſel folgte. Wie ift die stage 
zu enticheiden, wenn inmitten dee Krieges der Träger der Staatagewalt, 
ja, dieje felber gewechſelt hat? Es iſt Died im Grunde eine Frage, deren 
Beantwortung ſchon in einen anderen Abjchnitte diejes Handbuches (oben 
fünftes Stüd, Kap. 2, 5) gegeben ijt. Iſt die neue Regierung anerkannt, 
fo muß der frriede mit ihr geichlojlen werden. Der kriegführende Staat 
kann jelbftverftändlih etwa für den vertriebenen Fürſten gegen einen 
Ujurpator Partei ergreifen. Ja, der Sieger kann möglicherweile ſeine 
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Vermittelung zur Niederwerfung von Jmurgenten anbieten; aber die 
Beurthetliung. sv Ne zene Regierung, ob die alte rechtmäßig jei, ſteht 
im micht zu. Steimehr Jar er mir dem zu verhandeln, der thanächlich 
die Regierung innebar.‘‘ 


VBgl. ne Bemerfungen :n Netem Handbuch oben Bd. III., S. 23. md 
Deffzer 3 11%. Ueber te erechrigten Subjecte j. Bheaton $ 32. 

Calvo 55 2952 — 2056 ımd oben Bb. TIL, S. 5-60. Dalled SS 2—. 
Merlin. Bep. : v7 -ieciarativn de uerre. 

’' Am eimgebenditen teriber Rönne, Preuß. Staatsrecht L, ©. 702 fj. 
und Kirhexziserm Xesrhuch des Staatsrechts 1887, 3 84, S. 434. 

Fuür Euglaıd gl. oben Bo. UII. S. 46, Gneiit, Engl. Verwaltung: 
recht, 2. 912 if. Blackstone. Commentaries L, cp. 7. Für Frankreich: Ge⸗ 
Ihichtlihes der Ca! 20 53 954. Marguardjen’3 Handbuch des öffentlichen 
Rechts IV. 1!. 3 13 2 4% Simonet, Droit public (1885), &. 121. 
User die Shwe:; Lrel:: bei Marguardjen (IV.), S. 8. Ueber bie 
Vereinigten Staaten von Rordamerita: Holt ebenda €. 108. leber 
TCeiterreid Ungarn ;. Ulbrih ebenda ©. 74 Ftalieu: Berf. Urt 5 
gl Casanuva, Dir costit. 3. Aufl v. Bruſa, 1875, IL, lez. 2, 8 6, 
©. 11,91. La Pezna. Codice politico (1871, S. 110. Belgien: Ber. 
Art. 6%. NRiederlinde Bert. Art. 57. Schweden: Berf. Art. 13. Nor- 
wegen: Art. 26. Dänemark: Urt 13. Griechenland: Art. 32. 

° 28. YJulagartifel zum Franffurter Frieden. (Martens ©. 695, R.-G.BL 
Se. IH. 

* F. Piataer. De pactis principum captivorum (1754; Wolfius, 
Jus gentium. SYM2. Moſer Staasrecht VIL, 15 (S4, N. 8; Battela.a.c. 
$ 13; Kirchenheim Die Regentſchaft 1880. S. 62. 157. 

Halleck a. a. O. 313: Vattel a. a. O., S. 133, Kent, Commentaries, 
2.150; Esperson. Sur le vouvernement de la defense nationale, Florenz 1810. 


$ 173. 
‚sriedensverhandlungen und Präliminarien. 


Literatur und Berweiiungen: Xeltere Schriften bei Ompteda $ 324, über 
Bermittelung dajelbit S 325. — Klüber 8 320, 1. — J. W. Hoffmann, 
De observantia gentium circa praeliminaria pacis, Frankfurt 1736. — 
Ch. Weber, De paciscendi modo, Leipzig 1649. — Bernard, Sur 
les diverses c@eremonies qui ont employees les nations dans les traites 
de paix in jeinem Recueil des trait&s und in Dumont’s Corps diplomatique. 
— Martens ed. Verge 1864), II, 8 327 ff. — Bluntſchli $ 7058. — 
Galvo 88 2941, 2942. — Bhillimore SS 513—517. — Woolſey $ 15. 
— Berzeihnis von Präliminarien: legte Note. 


Es bedarf oft langer Verhandlungen, bis die einzelnen Bedingungen 
des Friedens feitgejegt find. Man pflegt ſich daher zunächſt über die 
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Hauptpuncte zu einigen, ſodann die Cinzelheiten feſtzuſetzen. Danach 
ergiebt fich die Unterfcheidung von Präliminarfrieden und Definitivfrieden. 
Borab jedoch erheben fich einige Fragen, welche die Friedensverhand- 
lungen betreffen, und zwar ijt dreierlei zu enticheiden: 1. Wer dieſe 
Verhandlungen einzuleiten hat; 2. wo und 3. wie, in melden Formen 
fie zu führen find. 

1. Wer foll die Verhandlungen einleiten? Zunächſt iſt Mar, daß 
jede der friegführenden Parteien zu Verhandlungen anregen kann. Sehr 
häufig aber wird feiner von beiden Theilen dazu geneigt fein, mögen 
auch beide des Krieges überdrüffig fein. Bald wird Die gegenfeitige 
Erregung und Crbitterung ſelbſt nad) der Entiheidung es nicht zur 
Einſtellung der seindfeligfeiten kommen laſſen; bald wird feiner den 
Anfang mit Verhandlungen machen wollen, um nit im Gegner den 
Gedanken an feine Ohnmacht zu wecken. 

In foldem Falle fann wohl eine Intervention eintreten. Mit 
großer Energie jtellen viele völferrechtlihe Schriftiteller es als die eines 
großen Fürſten würdigſte Aufgabe hin, dem Blutvergießen Einhalt zu 
thun und ftreitende Völker mit einander auszufühnen. Die Einmifchung 
eines nicht betheiligten Etaate8 kann in verfchiedener Weiſe ftattfinden. 
Ein Staat kann feine guten Dienſte anbieten (bons offices), oder es fann 
eine einfache Vermittelung (mediation) oder eine förmliche Intervention 
ftattfinden. Tie eigentliche Wermittelung fegt das Cinverftändniß der 
betheiligten Staaten voraus, und es ift häufiger vorgefommen, daß die 
Bermittelung zurüdgewieien, aber die guten Tienfte angenommen wurden. 
So nahm Rußland 1742 im Kriege mit Schweden die guten Dienfte 
Frankreichs, nicht aber deſſen Vermittelung an. Im llebrigen find diefe 
ragen in anderen Abjchnitten diefes Werkes zu erörtern und kann dafür 
auf die Darftellungen von Bulmerinca und Geffden verwieſen werden. ') 
Möglicherweije beichränft fich die vermittelnde Macht nicht darauf, Nath- 
ihläge zu ertheilen u. ſ. w.,”) ſondern ftellt "Forderungen und tritt für 
diejelben mit Waffengewalt ein. Dies kann man nicht mehr als Ber: 
mittelung, jondern nur als gewaltiame Intervention anjchen. Mit einer 
jolden jtellt der vermittelnde Staat ſich außerhalb des Friedensrechtes; 
er wird damit zu einer friegführenden Partei und es finden auf ihn 
die entfprechenden Grundjäge Anwendung. 

Eind bei einem Kriege mehr als zwei Staaten betheiligt, fo ift es 
jelbitverjtändlich ermünfcht, daß die Verhandlungen gemeiniam geführt, 
der Friede gemeinſam gefchlofjen wird. Wenn einerfeit3 dieſe Nothiwendig- 
feit betont, andererjeits die Anjicht vertreten wird (Battel), es müfle 
jeder Staat für fi contrahiren, fo kann feine dieſer Anfichten als 
völlig richtig anertannt werden. Ein feiter Brauch hat fi in dieſer 
Hinficht nicht entwidelt. Meiftentheild haben die einzelnen Staaten — 
fo in Nymmegen, Ryswid, Utrecht — Sonderfrieden mit einander ab- 
geichlojien. Theilweiſe ift auch derſelbe Friede von verichiedenen be- 
freundeten Mächten unterzeichnet worden. Neben dieſen beiden Wegen 
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— ein gemeinfames Friedensinftrument, verjchiedene Friedensinftrumente — 
giebt es auch eine dritte Möglichkeit, nämlid, daß eine Macht nad 
träglich unterzeichnet und nun wie eine Hauptpartei, mit allen deren 
Rechten und Pflichten erfcheint. Weberhaupt wird fich dieſe Frage meift 
entfcheiden nad) dem Bundesverhältniß, in welchem die Staaten ftanden. 
So ift 3. B. der Frankfurter Friede 1871 zwiſchen dem Norbdeutichen 
Bund und Frankreich geihloffen und ein Zujagprotofoll von den Süd» 
deutfchen Staaten unterzeichnet worden.?) 

2. Wo follen die Verhandlungen geführt werden? Die Frage, welcher 
Drt für die Friedensverhandlungen gewählt werden folle, gehört mehr 
der Politik wie dem Völkerrecht an. Für den leßterwähnten Fall dürfte 
e3 nahe liegen, einen Ort im Gebiete des vermittelnden Staates zu 
wählen. Uber auch fonjt, jo belehrt ung die Geſchichte, ift man geneigt, 
die Verhandlungen im Gebiete eines neutralen Staate® zu führen, jo 
1859 in Züri, 1871 in Brüffel. Nur bejondere Umftände waren es, 
welche 1871 die Deutjche Reichgregierung veranlaßten, die Verhandlungen 
in Brüfjel abzubrechen und in Frankfurt a. M. wiederaufzunehmen.‘) 

3. Wie ſollen die Verhandlungen geführt werden? Ueber die Art 
der Verhandlungen giebt es feine feiten Regeln. Es gelten im Allgemeinen 
die Beitimmungen wie für die Vorbereitung anderer Verträge. Wo 
irgendivie Zweifel über Formalitäten herrichen, iſt e8 unbedingt erwinjdt, 
daß dieſe Zweifel vorher durch Feitfegungen gehoben werden. Sa, man 
kann mit Recht eine bejondere Art Präliminarconventionen unterfcheiden, 
diejenigen, welche lediglich den Zweck haben, folche Feſtſetzungen zu treffen 
über die Verhandlungen, den Ort derjelben und feine Neutralität, die 
Unverleglichteit der Bevollmächtigten, ihre Stellung, Ceremoniell u. f. m.) 
Die Art der Verhandlungen kann eine doppelte fein. Entweder wird 
unmittelbar von Hof zu Hof verhandelt, durch einfache Correſpondenz, 
Couriere oder durch) Entjendung einzelner bevollmädhtigter Miniſter, 
deren Stellung dann nad) den oben (23. Stüd) ausgeführten Grundjägen 
zu beurtheilen tft. Dieſer Weg, der 3. B. 1729 zwiſchen Echweden 
und Bolen, 1761 zwiſchen Frankreich und England eingefchlagen wurde, 
iſt Heutzutage außerordentlich felten. 

Der übliche Weg ift der, daß die fFriedensbedingungen dur Be 
vollmächtigte fejtgejtellt werden. Es können Eonferenzen ftattfinden oder 
Congrefje,‘) an denen auch die nicht Friegführenden Mächte betheifigt 
find. Ueber diefe Congreſſe, die Eröffnung, die Prüfung und den Aus 
taufch der Vollmachten, die Gefchäftsführung u. |. w. gelten die allge 
meinen Grundſätze. 

Die Spracde, in welchem die Friedensfchlüffe erfolgen, iſt jet meitt 
die Franzöſiſche und die der betreffenden Staaten. Jedenfalls hat jede 
Partei das Recht, ihre nationale Sprache anzumenden. m einzelnen 
Friedenzichlüffen, die in Franzöſiſcher Sprache erfolgten, ift darum aus 
drüclich gefagt, daß der Gebrauch einer beftimmten Sprache feine Fri 
cedenz begründen folle.‘) 
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Der eigentliche Friedensſchluß wird durch verſchiedene Verträge 
vorbereitet. Zunächſt iſt ſchon die Möglichkeit der Verhandlungen über: 
haupt meiſtens von Abſchluß cine Waffenftillftandes abhängig. lleber 
diejen wie über die Verträge während des Sirieges vgl. oben Yucder 
e. 525 fi. 

Gewöhnlich gehen dem Friedensſchluß ‚sriedenspräliminarien voraus.“) 
Wie oben angedeutet, können zwei Gruppen joldyer Rräliminarconventionen 
unterjchieden werden. Es können Feſtſetzungen über Ort und Art der Ber: 
bandlungen u. j. w. getrofien und hierüber bejondere Vereinbarungen ge- 
Ichlojien werden. Weit bedeutender als dieje erjte Gruppe ijt die zweite, an 
die man hauptjächlich bei Erörterung der „Präliminarien“ dent. Es find 
die Verträge, welche die Hauptpuncte des künftigen Friedens vorläufig 
feitiegen (un sommaire abrögt des stipulations essentielles de la paix 
definitive). Da es nicht möglich iſt, über alle Einzelheiten ſofort eine 
Einigung zu erzielen, aber beiderjeits der Wunſch beiteht, den Feindfelig- 
feiten ein (Ende zu machen, wird eine Derartige vorläufige lebereinkunft 
getroffen. 

Dieſe Friedenspräliminarien, weldye den militärtichen Actionen vor: 
läufig ein Ziel jegen, werden unter denjelben Formen, wie der Tefinitiv- 
frieden abgeſchloſſen. Es gelten für ſie alle bisher aufgejtellten Grund: 
jäge über Zubject, Art u. ſ. w., ebenjo wie die im S 178 feftzuitellenden 
Grundjäge. Zind fie rite abgeichlofien, jo haben fie dieſelben Wirkungen 
wie die Tefinitivverträge, durch welche fie erjegt werden (ſelbſtverſtändlich 
jo weit jic nicht ausdrücklich gegentheilige Beſtimmungen enthalten). 
Turd den Abſchluß der Präliminarien werden die ‚sriedensperhandlungen 
ſelbſt nicht berührt. Es können aber in den Präliminarien hierüber 
zugleih Beltimmungen enthalten fein. So enthält joldhe 3. B. Art. VII 
der Berjailler Präliminarien. In dieſem Falle ericheinen die beiden 
oben erwähnten Gruppen verbunden. Erheben jih neue Meinungsver: 
Schiedenheiten, und gelingt es nicht, die Verhandlungen zu einem glüd- 
fihen Ende zu führen, jo erfolgt die Wiederaufnahme der Feindielig: 
feiten.”) 

Bejonders wichtige ‚sriedenspräliminarien der Neuzeit Jind die von 
Rillafranca vom 11. Juli 1859, von Nikolsburg vom 26. Juli 1866, 
von ®Berfailles vom 26. Februar 1371, von Zan Stefano vom 
3. Mär; 1878.:%) 


! Ueber Bermittelung ıc. j die Citate bei Battela a. ©.sS 17. Calvo 
SS 687, 1456, 2030, 2040; Rhillimore p. «79; Bulmerinca, Böllerr.. S. 34%. 
397 Literatur: Z 300, N. 1.,;, Dolgendorif's Rechtslexikon III. 2. 1082; 
Stapleton, Intervention and Non-Intervention, Londen 1866; Handbuch 
dee Völlerrechts IV., 26 Ctüd. 
"3.8 Tepeihe Granville's vom u. Sctober IND Bgl. Hahn. Ter 
Arıeg Deutichlands gegen Frankreich. <. 556 ff 
Dandbuc des Nölterrerhts IV. 51 
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%) Ueber Friedensſchlüſſe zwiihen mehr als zwei Mächten vgl. Halled$7, 
Vattel 816, Pufendorff, De jure nat. VIII, cp. 9, 85. Literatur und Bei- 
ipiele bei Martens, Precis (Verge& 1864) $ 336. Separatfriede zu Zurin 
1696 zwiſchen Frankreich und Savoyen, 1797 mit Sardinien. „Der Utredter 
Friede“ (1713) befteht aus fünf Separatfriedensichlüflen, vgl. Du Mont VII, 
1, ©. 339 ff. — Aud) können einzelne Alliirte im Kriegsftande bleiben, jo Rußland 
nad) dem Frieden von Preßburg 1805. — Den Berfailler Präliminarien vom 
26. Februar 1871 traten Bayern, Württemberg und Baden ausdrüdlich bei (R -G.-BL. 
1871, ©. 222 u. 238, Martens XIX., ©. 658). VBgl. über Accejfion und 
Broteftation ferner Calvo 82946, Martens-WVerge 8336, Nouv. Recueil II., 
p. 466—475, Revue de droit intern. 1884, &. 29%. 

) Ueber den Ort der Verhandlungen vgl. Calvo $ 2941, De Real, 
Science du gouvernement V., ©. 616 ff., Mofer, Grundfäge de3 Europäücen 
Völkerrechts, ©. 527—71, Roßmann, Bon den Ausflüdhten im Bölferredht, 8 14, 
GSiebentee3, Zurift. Magazin J. 50, Martens (Verge) 88 327, 329. Ueber 
die Verlegung der Verhandlungen von Brüffel nah Frankfurt 1871 vgl. Valfrey 
(eitirt 8 176,0. 3a. E), ©. 78, u. Hahn, Der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg, ©. 854. 

d, Calvo $ 2941, Martens (Berge) II. $ 329, ©. 364, PBhillimore 

16. 


s Klüber $ 321, N. c., Bielefeld, Institutions politiques II. 1%, 
v. Drais, Die Polizei auf dem Reichsfriedenscongreß 1797 (Mannheim 1814). 

) Wooljey ©. 270, Calvo $ 2944, Wiener Congreßacte, Art. 1%, 
Friede zwilchen China und Japan vom 30. Auguft 1871, Art. VI. (aud über 
andere Formalitäten dafelbft Art. V.), Martens, Nouv. Recueil contin. 2, 
3b. IIH., ©. 508. 

Man unterjcheidet wohl auch die „Triedenspräliminarien”, die im Zerte 
behandelt find, von „Präliminarfrieden”, d. H. einem vorläufigen Frieden, der 
noch der Zuftimmung dritter Mächte bedarf. 

) Stavinsky, D., Diss. de pacis rejectione. Regiom 1717. 

1) Aus dem vorigen Jahrhundert Präliminarien von Breslau, (11. Juni 
1742), Aachen (30. April 1748), Paris (30. Nov. 1782), Verſailles 20. Januar 
1783). Beijpiele vgl. bei Calvo ©. 356 und Woolsey, Law of nation. 
8 158. ©. 269. 


8 174. 
Der Abſchluß des Definitivfriedens. 


Kiteratur und Verweiſungen: Heffter 8 179 und die oben $ 172 angef. 
Schrift von Dafjel. — F. Martens (Deutfh von Bergbohm) II. 
©. 543—545. — Calvo $ 29435. — Martens (ed. Verge) 88 333. 34. 
— Pando, Derecho intern., p. 579. 


Wenn wir nad) Erörterung der vorbereitenden Schritte unjere Be 
trachtung nunmehr dem Friedensſchluß ſelbſt zumenden, jind zunädit 
einige Ausdrüde zu erläutern, welche die Arten der in den Frieden‘ 
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ſchlüſſen enthaltenen Beſtimmungen betreffen. Wir finden in den 
Friedensſchlüſſen allgemeine und bejondere Artifel. Tie allgemeinen 
Artifel, welche in den meilten Werrrägen wiederfehren, enthalten Ber 
ftimmungen über das Aufhören der Feindſeligkeiten, Auswechſelung der 
Gefangenen, Wiederaufnahme des Handels, die Amneſtieclauſel u. |. w., 
fur; über Verhältniſſe, die nad) jedem Kriege zu regeln find. Die be- 
fonderen Artikel enthalten die im einzelnen Kalle wichtigen Friedens—⸗ 
bedingungen, jo 3. 3. die Gebietsabtretungen, Zahlungen u. ſ. w. 

Bon diefen Artikeln werden die Zeparatartifel unterjchiebden, 
die fich entweder auf die Ausführung des Friedens beziehen, oder auch 
nur eine reservatio enthalten, wie 3. ®. der oben ($ 173, Note 7) er- 
wähnte Artikel der Wiener Congreßacte. Die Ausführung einzelner 
Beitimmungen erfolgt wohl auch in Additionalartifeln, über die wir 
fpäter handeln werden. Tie Ceparat- und Additionalartifel, welche die 
gleiche Wirkung wie die Hauptartifel Haben, find öffentliche oder geheime. 
Sole geheime Zuſatzbeſtimmungen wurden 5. 3. 1797 zu Gampo 
Formio und am 22. Auguit 1866 durch beiondere (im April 1267 
veröffentlichte) Bündnißverträge zwiichen Preußen und den Süddeutichen 
Etaaten über den Anſchluß an erjteres im Falle eines Krieges getroffen. 

Die Form des Friedensſchluſſes iſt folgende: 

Der Eingang führt die Namen der Bevollmädtigten auf und enthält 
die befannte Clauſel, daß die Vollmachten in guter und regelrechter 
form befunden werden. Früher pilegte die Gingangeformel ſehr aus: 
führlich zu fein, indem jie vor Allem ji über Munich und Motive des 
Friedens verbreitete. Auch war es früher üblich, im Namen Gottes, 
des Baterd, des Sohnes und des heiligen Geiltes zu beginnen. So 
fängt der Friede von Baden vom 7. Sept. 1714 an: „In Nomise 
Sacro Sanctae Trinitatis, Patris Fili et Spiritus Saneti. Xotum sit 
universis!“ Selbſt in diefer Anfangsformel zeigt jich, wie dag Streben 
der diplomatiihen Sprache dahin geht, immer fürzer und fnapper zu 
werden. Heißt ca hier Shon nur .notum sit universis”, ſo beginnt der 
Ryswiker Friede 1607 „notum sit omnihus et sinzulis, qnorum interest” 
und das Instr. Pacis Monasteriensis (1648: .„notum sit universis et 
singulis. quorum interest aut quomeodolibet interesse potest”. Zodann 
folgte früher gewöhnlich eine rhetoriihe Schilderung ded „ferale bellum 
cum miulta sangninis Christiani effusione vet plurimarum provinciarum 
desolatione* etc. ete. und man verkündete dann die friedliche Formel 
„pax sit Christiana, universalis et perpetua veraque amieitia”. Tiefe 
Formel findet fih noch in den Friedensſchlüſſen unſeres Jahrhunderts, 
während jene Anrufung der Gottheit und die Auseinanderjegung der 
Beweggründe gefallen iſt.!) 

Die Friedensſchlüſſe der neueren Jeit untericheiden ich von den 
früheren dadurd), daß man gewiſſermaßen jegt gleich in medlias res gebt. 
Regelmäßig beginnt man heutzmage mit den beionderen Artikeln, 
welche die cigentlichen sriedensbedingungen entbalten. und laßt ihnen 

o1* 
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erit die allgemeinen Artikel über Anmeftie u. ſ. mw. folgen oder fchaltet 
diefe zwifchen die erſteren ein.”) 

An den Schluß ftellt man die Separatartifel, die nur „clauses de 
reserve* in Bezug auf Sprache, Formalitäten u. dergl. enthalten, fowie die 
Beltinnmungen über die Art und Weife, wie weitere Puncte geregelt 
werden jollen. 

Der lebte Artikel jeßt Art, Ort und Friſt der Ratificationen fet. 

Es folgt fodann die Unterzeichnung und Unterjiegelung der ausge— 
fertigten Urkunde, und e3 wird hierüber ein kurzes Protokoll (protocole 
de signature) aufgenommen; vgl. z. B. Martens, Nouveau Recueil XIX, 
©. 697). Zu dem feftgefegten Termine findet fchließlich unter Aufnahme 
eined Protokolls die Auswechjelung der Ratificationsurfunden ftatt.°) 

Meiſtens ift das Friedenswerk damit nicht abgejchloffen. Vielmehr 
find oft noch nachträglich eine Reihe einzelner Angelegenheiten zu ordnen, 
insbejondere wenn eine Gebietsabtretung ftattgefunden Hat. Ueber folde 
Angelegenheiten müfjen dann zujäßliche Uebereintommen getroffen werden. 
- Diefelben Haben die gleiche Kraft, wie das Friedensinſtrument jelbft, 
und werden zutveilen ausdrüdlich als integrirender Beſtandtheil desſelben 
bezeichnet. Ihre Zahl ift oft eine ſehr große, mie aus der unten zu 
8 176 gemachten Bemerkung Hinfichtli” der Uebereinkünfte zwiſchen 
Deutichland und Frankreich hervorgeht. (S. 811.) 


1) Auch der Friede zu Conftantinopel beginnt „Au nom de Dieu Tout- 
Puissant“. gl. die älteren Sriedensichlüfje in den vben angeführten Sammlungen. 
©. aud die Noten zu $ 333 von Martens: Berge. Im Gegenſatz zu den 
jehr breiten Friedensſchlüſſen der früheren Beit vgl. Beijpiel eines bejonders 
furzen vom Sahre 1800 in Martens, Recueil VII., 513. 

) Calvo S 2943 fagt fälfhlidy, daß die allgemeinen Artikel voranitehen. 
Vgl. jedoch 3. B. den Frankfurter Frieden von 1871. 

”) ®gl. 3. B. Martens, Nouveau Recueil XIX. a. a. ©. und R.G.vBl. 
1871, ©. 240. 


$ 175. 


Snhalt und Wirkung des Friedensſchluſſes. A. Allgemeine 
Wirkung. Amneſtie. 


Literatur und Verweiſungen: Heffter SS 179—181. — Bluntidli 
88 708-716. — Grotius IIL, 6. — Insbeſ. Hall 8 197 ff. Woolſer 
8160, Philfinore 8524 ff, Wheaton IV. 4, 88 3,4, Halled SSH. 
Battel 8 19, Calvo 88 2949 ff. — Ueber Amneftie: Grotiuge IN, 
20, 15. — Cocceji, De postliminio et amnestia, 1691. — Steck. 
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Bon dem Status quo bellum res reliquit fann nur BHinfichtlich der 
zu übergebenden Gegenjtände, abzutretenden Länder, Zeitungen u. |. w. 
die Rede fein. Es wäre rechtswidrig, etwa nicht confumirte Früchte 
zu verlangen oder eine Feſtung zu jchleifen u. dgl.) Es war nidt 
richtig, daß 3. B. Rußland 1856, ald es Kars zurüdgab, nocd die 
Wälder der Ungegend abholzte. 

Regelmäßig werden in den Friedensſchlüſſen die Bedingungen feit: 
gejeßt, unter welchen die Entlaſſung der Kriegsgefangenen ftatt- 
zufinden bat. Während früher ein jpecieller Austauſch der Individuen 
nah Maßgabe ihres Ranges ftattfand, erfolgte ſchon u. U. nad den 
Beltimmungen de3 Hubertusburger Friedens (Art. 7) die Auswechſelung 
„sans rancon et sans égard a leur nombre ou & leur grade militaire“. 
Obwohl de jure mit dem intritt des Friedens der Begriff des Kriege: 
gefangenen nicht mehr befteht, der Kriegägefangene frei wird, müſſen 
doch Maßregeln zu geordneter Uebergabe und Entlafjung getroffen werden. 
Theil3 können Commiſſare von beiden Zheilen zur Erledigung dieſer 
Angelegenheit beftellt werden — jo geichah es nach dem erwähnten Ar- 
titel de3 Hubertusburger Friedens —, theild werden bejondere Verträge 
hierüber geichloffen, jo die Uebereinfunft von Ferrières vom 11. März 
1871 (Martens XIX., 679). Auch kann die Entlafjung an Bedingungen 
geknüpft und eine Garantie gegen mögliche Gefährdungen verlangt werden, 
wie dies im Frankfurter Frieden, Art. 10, geſchah. Anerkannt ift, daß 
eine Entlafjung der Gefangenen erjt nad Berichtigung der von ihnen 
contradirten Schulden erfolgen fann, während über die Vergütung der 
Unterhaltzkoften bejondere Bejtimmungen getroffen werden müljen; menn 
nicht, gelten diejelben durch die allgemeine Kriegskojtenentichädigung als ge- 
det. Eine beitrittene Frage, die im Jahre 1871 auftaucdhte, war die, 
ob ſolche Kriegsgefangene, die wegen Disciplinarbergehen von den Militär: 
gerichten zu Gefängniß verurtheilt wurden, zu entlaſſen jeien.") Die 
Preußiſche Regierung erachtete dieſe Vergehen den gemeinen Delicten 
gleich und hielt die Betreffenden big nach vollitändiger Verbüßung ihrer 
Strafe, bezw. bis nah Erlaß durch Begnadigung zurüd. Dieje von 
der Franzöſiſchen Regierung mißbilligte Anfiht läßt ſich in der That 
von einem abjtract juriftiihen Standpuncte jehr leicht anfechten. Die 
Kriegsgefangenfchaft, welche die Veranlaflung jener Delicte war — Sagt 
man — iſt de jure erlojchen, auch ihre Folgen müſſen mit Beendigung 
des Krieges gehoben fein; eine Strafvollitredungsgewalt befige der Staat 
über diefe Soldaten, die nicht mehr „Kriegsgefangene“ jeien, fo menig 
wie eine Disciplinargewalt. Mag dies auch richtig fein, fo muß man ſich 
doch hüten, in diefer Frage rein theoretifch entjcheiden zu wollen. Praktiſche 
Geſichtspuncte laſſen es wohl gerechtfertigt erfcheinen, daß Diejenigen, 
die fi in den legten Tagen gegen die Disciplin vergangen, nicht gleid- 
zeitig mit den Uebrigen entlajien werden. Gerade in den Ichten Tagen 
der Kriegsgefangenfchaft, das iſt befannt, kommen jehr leicht Widerſetzlich 
feiten vor, jobald ſich dag Gerücht verbreitet, daß der Friede in naher 
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Ausficht Steht, glaubt der Kriegsgefangene ſich Manches herausnchmen zu 
dürfen, in dem Gedanken, daß der feindliche Staat bald Feine Gewalt 
mebr über ihn hat. Es kann danach in der That fraglich fein, ob mit 
jenen meift vertheidigten Princip nicht der Injubordination in der lebten 
Zeit der Kriegsgefangenſchaft Vorſchub geleiftet wird, und es kann auch 
fehr zweifelhaft erfcheinen, ob eine fofortige Entlafjung der Beitraften, 
gleichzeitig mit der der übrigen Kriegsgefangenen, wirklich gerecht ift. 

Eine gewöhnliche und vielbehandelte Beſtimmung der Friedens⸗ 
inftrumente ift die Ammeftieclaufel. Diefelbe ift fo üblich, daß angenommen 
wird, es jei die Amneftie eo ipso mit dem Friedensſchluß verbunden, 
möge auch Diejelbe nicht ausdrüdlich verfündet fein. Seit Sahrhunderten 
wird die Amneitie als Panacee gegen alle Wunden betrachtet, die der 
Krieg geichlagen, und vielfach jogar dem Frieden ſelbſt gegenübergeftellt.?) 
Tieler, jagt man, entjcheidet über die gravamina juris publici, jene über 
Beihädigungen und Verlegungen, deren die Einzelnen fich fchuldig ge- 
madt haben. Cine ältere Definition beftimmte die Amneftie in folgender 
Weile: „umnestia est eorum quae durante discordia hostiliter ultro ei- 
troque facta sunt publice sancita oblivio”, und man unterfchied zwiſchen 
allgemeiner und jpecicller Amneflie, ſowie man diejenige quae paci ad- 
jieituar und quae per se statuitur gegenüberſtellte. Die Amneſtieclauſel 
ijt auch heute üblih und muß als felbftverjtändfich gelten; fie findet fich 
in der einen oder anderen Form in allen neueren ?rriedensfchlüfjen.*) 

Man pflegt jedoh neuerdings in den amtlichen Actenftüden den 
Ausdrud „Amneſtie“ nicht mehr anzuwenden, fondern den Begriff ge 
nauer zu umjchreiben. Tie Amneſtie, welche früher oft zu weit aufge 
faßt und als allgemeine Aufhebung alles begangenen Unrechts, als oubli 
parfait du passe bezeichnet wurde, bedeutet jeßt einmal, daß keine weitere 
Klage wegen Echädigungen und Unbilden, welde von den Angehörigen 
einer Nriegspartei wider die Angehörigen der anderen Partei während 
des Krieges verübt worden find, zugelafien werde, fodann, daß wegen 
der politiichen und militäriichen Handlungen während des Krieges fein 
Unterthan des einen Staate® von dem feindliden Ztaate verfolgt, zur 
Unterjuchung gezogen oder in feiner Perſon oder in feinem Vermögen 
geitört werde. 

Damit ift die Amneſtie im Allgemeinen bezeichnet. Wan darf 
vielleicht jagen, fie ijt theil® civilrechtlich, theils Itrafrechtlih. Für jeden 
diefer Begriffe aber ijt maßgebend, daß der Rechtägrund derielben die 
erceptionelle Natur des Krieges ift, und daß fie dazu dienen foll, das 
Gefühl des Friedene zu befeitigen. Immerhin aber ijt cs ein Bene: 
firium, das hierdurdy) gewährt wird, und bedürfen die darauf bezüg- 
lichen Bejtimmungen einer einjchräntenden Auslegung. Die Fragen, die 
hieraus entitehen können, find nicht mehr blos vülferredhtliche, ja man 
könnte fie auf die zwei Tragen zuipigen: Welchen Einfluß übt der Krieg 
auf das Privatrecht und auf das Strafreht? Tie nähere Erörterung 
gehört daher auch in dieſe Gebiete. Hier jei nur folgendes bemerft: 
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Wenn wir die Ammneftie einfchräntend auszulegen haben, jo ift vor 
Allem zu beachten, daß die Rechtöverhältniffe und Klagen, auf welde 
fie Anwendung findet, in irgend einem unmittelbaren Zuſammenhange 
mit dem Kriege ftehen müſſen, daß aber dieſes Erforderniß allein nicht 
genügt. Klagen zu zeritören, welche mit dem Kriege nicht zu ſchaffen 
haben („unconnected with the cause of war“, Halleck & 11) ift die 
Amneftie überhaupt nicht geeignet. Im Einzelnen kann der Einwand 
der Amneſtie nicht erhoben werden: 1. bei privatrechtlichen Anfprüden 
dritter Mächte, 2. bei privatrehtliden Klagen aus Rechtögejchäften bes 
einen Staates gegen Unterthanen de3 anderen, fofern dieſe Geſchäfte 
rechtmäßig abgejchloffen find, mögen fie auch in den Kriegsverhältniſſen 
ihren Grund Haben (Hierher gehören z. B. Lieferungsverträge, Gel 
darlehen u. }. w.); 3. bei privatrechtlichen Klagen zwifchen den Unter 
thanen des einen Staates und dem andern Staate, wenn die betreffenden 
Anſprüche jchon vor dem Kriege beitanden (Wooljey $ 160, 4, ©. 275); 
ebenfo 4. bei privatrechtliden Klagen zwiſchen den Unterthanen 
der verjchiedenen Staaten, wenn fie fi) aus älteren vor dem firiege 
abgeichloffenen Rechtsgeſchäften ergeben; die Verpflichtungen zur Zahlung 
von Schulden zwilchen den Angehörigen der Friegführenden Staaten ruht 
zwar während des Krieges, Iebt aber nach feiner Beendigung wieder 
auf, jofern nicht eine Lonfiscation jtattgefunden hat (hierüber im nächften 
Kapitel); 5. ſelbſtverſtändlich bei allen Klagen, welche aus einem Rechts 
grund abgeleitet find, der zwar während des Krieges entitanden: it, 
aber in feiner Beziehung zur Kriegführung Steht. 

Auch Strafrechtlich darf man die Ammeftie nicht zu weit ausdehnen, 
will man nicht die Ungerechtigkeit und Unfittlichkeit zum Princip erheben.”) 
Die Amneſtie fol im Weſentlichen die Anwendung eines jtrafrechtlichen 
Principg fein, wonach Handlungen, die in einem befonderen Affect be 
gangen werden, ftraflog find, der Affeet gewifjermaßen als Milderungs— 
grund aufgefaßt wird. Der Erregtheit der Bevölkerung im Kriege, der 
politiſchen Leidenſchaft wird Rechnung getragen, aber nur dieſer; jo be 
tonten ältere Schriftiteller bejonder® das „hostiliter* in der oben auf 
geführten Definition. Die Amneftie kann daher nicht zu Gute kommen: 
1. Denjenigen, die gemeine Delicte begangen Haben, ſofern nicht die 
Beweggründe der Handlung patriotiihe gewejen. Man wird denjenigen 
Bürger, der eine Tödtung, eine Körperverlegung begangen, nicht jtrafen 
dürfen, wenn er vielleicht glaubte, feinem Baterlande damit zu dienen. 
Gerade auf ſolche Fälle joll fi ja die Amnejtie beziehen. Aber es 
liegt fein Grund vor, einem Diebitahl, einer Brandftiftung aus blojer 
Privatrache oder Bosheit das Privileg der Straflofigfeit zu gewähren. 
2. Den eigenen Interthanen, die unter ſich oder gegen ihren Staat 
Delicte begangen haben. Keineswegs tilgt der Friedensſchluß Derartige 
Strafanjprüche de3 Staates aus. Dem eigenen Untertbanen gegenüber 
fonımen bie gewöhnlichen Strafgejege, 3. B. über Kriegsverrath in 
Anwendung; haben die PVerhältniffe des Krieges ihn zu Thaten ge 


Allgemeine Wirkung. Amneſtie. 809 


trieben, die als Strafthaten erſcheinen, ſo kommen für ihn die allgemeinen 
Geſetze ſeines Landes in Betracht; ihm kommt nicht die Amneſtie zu 
gute, für ihn kann es ſich höchſtens um eine Anwendung des Noth— 
ſtandsparagraphen handeln. 3) Denjenigen Angehörigen der kriegführenden 
Staaten, die unter ſich auf neutralem Gebiete Rechtsverletzungen begehen. 
Hier kann freilich in der Erregtheit der Gemüther (z. B. Arbeiter⸗ 
ſchlägereien in der Schweiz) ein Milderungsgrund erblickt werden; aber 
an eine Ausdehnung der Amneſtie auf ſolche Fälle kann ſchon darum 
nicht gedacht werden, weil der Friedensvertrag nur die contrahirendeu 
Mächte verpflichtet und weil der neutrale Staat niemals das Recht ver: 
tiert, Delicte, die in feinen Gebiet begangen wurden, zu bejtrafen. 
4. DTenjenigen, die vor dem Kriege Strafthaten begangen haben. In 
ſolchen Fällen gereicht weder die feindliche Erregtheit zur Entichuldigung, 
noch kommen Rückſichten auf den Frieden zu jtatten. Gin vor dem 
Kriege in einem ſpäter abgetretenen Gebiete begangenes gemeines Delict, 
das erit nad) dem Kriege entdedt wird, kann unter den gewöhnlichen 
Rorausjegungen (Berjährung, Anwendung des früheren Strafrechte u. ſ. w.) 
verfolgt werden. 


N Rgl. Woolsey, Introduction, S 158. Tie Rechtsfrage läßt der Sieger 
„auf jich beruhen”, vgl. hierüber Kant's Rechtslehre, 858. Nah Holkendorff, 
Encyflopädie, ©. 1246, wäre cın Friede ohne die rechtsfräftige Beieitigung des 
Kriegsgrundes nur cin „verichleierter Waffenſtillſtand“. 

2) ©. die Altrömiihe Formel 3.8. bei Brissonius, De tormulis populi 
Romani IV., 4%. Ueber die Anſchauung der Hellenen j. 3.8. Shömann, 
Griech. Alterthümer 1859, Il. S. 16, Telfyv, Corp. juris attici (1868), 
Ar. 1230 ff. Der S. 795 erwähnte Egyptiſche Friede iſt „auf ewige Zeiten“ ge- 
ſchloſſen. Aud) in der Neuzeit famen Frieden auf Zeit vor, 3. B. auf 5 Jahre 
zwijchen Heinrich VIII. und Jacob V. 11. Techr. 1528. Bel. Calvo S 3832. 

' Ausdrüdlih Hubertusburger Friede, Art. 2, Frankfurter Friede. Art. 8, 
Heffter 3 180, Battet 5 23. 

) Richtig Halled. Tesgleihen fur dem Status quo post Heifter S 181. 
Beachtenswerth Geffcken's Note 2 zu Heffter SIRI Phillimore S 524 unter 
jcheidet im Anſchluß an Grotius und Eocceji fünf Fälle als Balis des Friedens: 
1. quod omnia restitui debeant in statum quo fuere ante bellum, 2. ut ommia 
maneant ın statu quo nunc sunt, 3. a new state ofthings, $. Amnesty, 5. nihil 
dietum est de damnis, injuriis ete. Met wird — wie es wunſchenswerth 
ift — Dieje Frage im Friedensvertrag genau geregelt. gewohnlich cın neuer Yu- 
ftand, zuweilen der Status quo ante 3. B. im Frieden von Reriailles 1783, 
oder ein bejonderer Termin feitgeiegt Bertrag zu Breda auf den Status quo 
vom 0. Mai 1667, die befannten Beſtimmungen des Weitphüliichen Friedens 
über Dies und Annus Normalis 1624. 

Bl. Halleck S 19. Seifden zu Heifter S IST N. 2, insbeiondere 
Wheaton 86G. 

"Rt. Calvo SS 2156, 2157. Bluntichli S 716, Frankfurter Friede, 
Art. 10, Uebereinkunft von ‚serrieres vom I1 März INT Martens XIX 679. 
Präliminarien von Zan Stefano, Art. 28. 2. auch eben S. >26. 
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Y Epecejt a 1.0. wer. IV.. * 5. S. #8. 
I. P. . XVI. x* 5. . P. ML, rt. 105, Wiener Sclußacte. Art 11,2, 

Prager Friede. Art. 10. Frantiurter Friede, Art. a. E. Friede von San Etefano, 
Art. 17, Friede von Conitantinopel. Art. S, 9. 

Vatte! S WU. Ueber die der Amneſtie nicht umerworjenen Falle ebenda 
Ss 22. und beionders Wheaton. Intern. law, S 544. Ausnahmen jinden fid 
z. B. im Spamid-sramzöltichen Frieden 1559, Art. 7, aufgeftellt. Aus politiiden 
runden wurde :m Prager ‚vrieden 1635 Markgraf Friedrich V. von Baden-Turlad 
von er Amneitie ınsgenommen: vgl. v. Weed, Tas Großherzogttum Baben. 
1886. S. Mr. 
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B. Betundere Bertimmungen der Friedensverträge. 
Bebietsabtretungen.) 


Literatur: Jalvo S 2945. — F. Martens iBergbofm: a. a. O. — Bel 
auch oben II. 3 53. 


Heben Den allgemeinen Beitimmungen enthält der Friedensſchluß 
die durch Uriachen und Jiele des Krieges bedingten beionderen Felt 
jegungen. Dieſe rind außerordentlich mannigfaltig und von den Um 
itanden abhängig.) Irogdem findet man bei Beobachtung zahlreicher 
Friedensſchlüſſe naturgemäß eine Reihe von Bedingungen, die unter ähn— 
lichen Verhdältniſſen bäufig wiederfehren. 

Die Friedensſchlüſſe des 19. und 17. Jahrhunderts zeigen uns die 
eingebenden ‚seittegungen über die Religionsübung. Mehrfach begegnet 
ung im Friedenſchlüſſen die Anerkennung einer Oberhoheit, die VBerpflid: 
tung zur Truppenitellung u. ſ. mw., in welchem Falle der traite de paix 
mwobl zu einem traite d'amitiè et de paix ſich geitaltet. 

Zablreih Mind Beſtimmungen, melde fi auf handelspolitiſche 
Fragen beziehen, jo über gemeiniame Regelung der Schifffahrt, Oeffnung 
der Hufen für die Coniuln des anderen Staates u. ſ. w. Ueberhaupt 
finden ſich im Friedensſchlüfſen Feſtſetzungen aller Art, wie fie in ſonſtigen 
Berträgen vorfommen, und findet darauf das oben, beſonders das in dem 
Abſchnitt von den Handels. und Schifffahrtöverträgen Gejagte (Bd. LIT. 
S. 141 fr.) Anmendung. 

Andere Beitimmungen wiederum jind den ?sriedendverträgen eigen 
thümlich und finden jih in der Mehrzahl vderjelben. Dahin gehören 
vorzüglich drei Arten von Beltimmungen, die über Gebietsabtretungen, 
über Zahlung von Kriegsentichädigungen und die über Beſetzung von 
&ebieten zum Zwecke der Sicherung diefer Zahlungen. Der Ichtere 
Punct wird im Schlußparagraphen dieſes Stapitel® zufammen mit der 
Lehre von der Sicherung der Friedenserfüllung erörtert werden. 
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Die Frage, welche Kriegsentſchädigungen feſtzuſetzen ſeien, iſt eine 
rein politiſche, und wird auch die Art der Zahlung ſehr verſchieden be- 
ftimmt.”) Am häufigſten werden bekanntlich) Gebietsabtretungen verein- 
bart. Die Lehre von dieſen ift oben (Bd. I1., SS 57, 58) bereits 
gründlich erörtert worden. An diejer Stelle bedürfen daher nur einzelne 
praftiiche GefichtSpuncte der Hervorhebung, und es Tann für den Rechte. 
charakter der Abtretung ausſchließlich auf jene Darlegung verwieſen werben. 

Die Artikel der Friedensſchlüſſe haben nicht nur die neuen Grenzen 
genau — unter Beifügung von Karten — zu bezeichnen, fie haben auch 
über eine Reihe anderer aus der Gebietsabtretung fich ergebender Ber- 
hältniſſe zu entſcheiden. Durch die Angliederung eines eroberten Landes 
an den fiegreichen Staat werden eine Menge alter Beziehungen gelöft 
und müflen neue gejchaffen werden. Auf allen einzelnen Bermwaltungs- 
gebieten ijt dies mit den größten Schwierigfeiten verbunden. Es Handelt 
fih um Theilung von Capitalien und Grundbeſitz, welche den durch die 
neue Grenze getrennt werdenden Gemeinden oder Kreifen gehören, um 
die Bejeitigung der civilprocefiualiihen Schwierigkeiten, die aus der 
Theilung der Gerichtöbezirke ſich ergeben, um die Auslieferung aller die 
Achtöpflege und Verwaltung betreffenden Archive und Documente, um 
die Fürſorge für die Standesamtsbezirfe und Regiſter, um die Aus 
einanderjegung etwa bejtehender Sparkaſſen, Banken, GSreditinftitute mit 
dem früheren Staate, um die Abgrenzung der firchlidhen Tiöcefen, um 
die llchermittelung der Beamtencantionen, Uebernahme der Benfionen 
u. ſ. w. — eine große Anzahl von Buncten, welche entweder im Friedens⸗ 
ſchluſſe jelbft oder in zufäglichen Llebereinfommen geregelt werden müfien.”) 

Ueber die befondere Beitimmung, durd; welche Bewohnern des ab» 
getretenen Gebiets die Option freigeitellt wird, ſ. oben II., S. 271. 


i) Beifpiele für bejondere Beſtimmungen der Friedensſchlüſſe: über Neli- 
gionsübung (cf. Alb. Gentilis, De jure belli III. 11°: Friede zu Auge: 
burg, Weſtph. Friede, aber auch 3. B. Friede zu Autichuf-Rainardji, Art 7; Ner- 
mählung: Friede zu Crespy; Geifelitellung Friede zu Madrid, freie 
NRüdlehr: Friede am Pruth; Berihliehung der Häfen gegen Sciife 
beftimmter Mächte: Friede zu Florenz 1807; Abihaffung vou Böllen: 
Friede vom 24. Auguft 1873 zwiichen Rußland und Khiwa. Täniih-Schwediicher 
Friede 1720 u. j. w. 

?) Beiſpiele aus dem Alterthum bei Alb. Gentilis III. 3, Ausg. von 
1612, p. 485. Frankfurter Friede, Art. 7 ıPBräliminarien, Art. 3. Bot. Bd. IV. 
des in der folgenden Note angeführten amtlichen Wertes. 

2) Einen annähernden Begriff von den bei Gebietsabtretungen erwadienden 
Schwierigkeiten und ein lebrreiches Bild aus der Staatspraxis bieten uns Die 
zahlreichen Verträge, welche vom Beginn des Jahres 1871 ab zwiſchen dem 
Deutfhen Reich und Frankreich geichloiien wurden. Nachdem in den Friedens 
präliminarien, Art. 1a. E. Art. 5. und im Frankfurter Frieden. Art 1--4,6. 14, 
einige Feſtſetzungen getroffen waren. erfolgte die weitere Regelung der Berhält- 
nifie durch die Conferenzen zu Frankfurt vom 9. Juli bis 2. December 1871 
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-Marserns, Nouv. Recueil cont. XX., ©. 799 ff). Hier wurde über die im 
Texte uurgenibrten Buncte und zahlreiche andere Fragen verhandelt. Das Ergebniß 
der Couferenzen ijt niedergelegt in der Zujagübereinfunft vom 11. December 1871. 
Martens XIX, S. 847, R.⸗G.Bl. 1872, ©. 7; meitere Conventionen 
Martens Bd. XX.) In größter Volljtändigkeit fand Verf. dag Material in dem 
u. 2. auf der Heichögerichtsbibliothet befindlichen) Werke: Recueil des traites, 
"vuveuuons, lois, decrets et autres actes relatifs à la paix avec l’Allemagne. 
Funj Bande: Paris, imprim. nationale 1872—1879. Bd. I. enthält die diplo⸗ 
nmatiſchen und militärifchen Verträge und die Franzöfiichen Gejege, Bd. II., IH. 
D’ovuments cormmplementaires, Bd. IV. die Actenftüde, betr. acquittement de 
Iındemnite de guerre et evacuation du territoire. Delimitation des frontieres. 
Reurganisation des territoires morceles. Reconstitution des actes de l'etat 
vıvil, des voies de communication, de la defense nationale, des Edifices pu- 
blies detruits. Sepulture des soldats. Liquidation des territoires cede:. 
Compte de liqu. des diverses charges resultant de la guerre. Bd. V.: Ad- 
teuda-Tables. Gute Hervorhebung der juriftiiden Gefichtpuncte Bd. V. S.X. 

gl. au Villefort, Recueil des traites relatifs & la paix avec l’Alle 
magne, und eine Darjtellung der verjchiedenartigen Unterhandlungen bei Valfrey, 
Traite de Franefort. 2 Bände. Baris 1872. 


$ 177. 
C. Wirkung des Friedens hinſichtlich früherer 
Staatsverträge. 


Yıreratur: 9. Grotius 1IL, 20, 19. — Martens, Ueber Erneuerung der Ver— 
tage in den Friedensſchlüſſen. — De Wys, An Bello oborto pereat foederum 
„uetoritas, Anısterdam 1830. — Heffter 88 99, 122,181. — Bluntidli 


SS 008, 718. — Phillimore $52I ff. — Balls 125. — Rooljien 
s 160. — Battela. a. 8,523. — Salvo S291. — Hausard’s parla- 


wentary history XXXV., p. 164 ff, 587 ff. — The Society for the 
ropagation of the Gospel New Haven, 5 (Curtis (Amer.), Report 
pvp. 183 193. — The Frau Ilsabe, 4 Robinson, Adm. Rep. p. 64. — 
Sutton v. Sutton, Russel & Mynes, Rep. p. 663 (vgl. Bhillimore a. a. O 


u dem Ichivierigiten und beftrittenjten Fragen bei der Auslegung 
der riedensſchlüſſe gehört die Frage, inmieweit die Verträge, melde 
vor dem Nriege beitanden, nach demjelben weiterbejtehen, beziehungsweile 
wuwder in Nraft treten. Dieſe oben jchon mehrfach gejtreifte Frage 
a IS. 26, 202 ff.) it an dieſer Stelle näher zu erörtern. 

‘Brincipiell findet man bei den Autoritäten des Völkerrechts zwei 
Anſchauunngen vertreten. Nach der älteren Auffaflung ging man davon 
1a, DaB Durch Den Krieg die geſammte Rechtsordnung zerjtört und daher 
‚as Wertvagsverhältniß zwiſchen den friegführenden Staaten gelött 
sa. Sieje Theorie don der gänzlichen Aufhebung der Verträge durd 
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den Krieg wurde auch noch im Anfang dieſes Jahrhunderts von Eng— 
liſchen und Amerikaniſchen Staatsmännern vertreten und mird 3. B. 
heute von Phillimore verfochten.!) Den gegenüber greifen die meiften 
NVölkerrechtölehrer der Gegenwart, unter Borantritt von Bluntſchli, 
den Ausgangspunct jener Meinung an und widerlegen fie, indem ſie 
diefen ihren Grund ftürzen. 

Der Friede iſt nicht der Anfang eines neuen Rechtszuſtandes 
jagen die legteren —, jondern der sriedensichluß ſtellt nur Die Ber- 
bindung mit dem früheren friedlichen Rechtszuſtande her, der vorüber- 
gehend durch den Krieg geitört war. Nach diefer Anjicht Ireten alle 
Vertragöverhältniiie nad) dem Frieden wieder in Wirkſamkeit. Der 
Krieg fuspendirt nur die Wirkſamkeit der Verträge, macht diejelben aber 
nicht rechtlich ungiltig. Als Erflärung und Beſchränkung fügt man wohl 
hinzu, daß die Wirkſamkeit der Verträge durch den Krieg nur injoweit 
gehemmt wird, als die Kriegführung mit derjelben unvereinbar ift und 
fodann, daß, abgeichen von den im Friedensſchluß ausdrücklich aufge 
hobenen Verträgen, Diejenigen ihre Kraft verlieren, welche durch den 
Krieg aufgelöfte oder umgeſtaltete Verhältniſſe betreffen. Mit Ddiefem 
Zufage fcheint uns nicht eine Beantwortung, fondern nur cine Um. 
fchreibung der Frage gegeben: Welche Verhältniſſe gelten denn im 
folhem Sinne als aufgelöjt oder umgeſtaltet? 

Dffenbar muß in dieſer Frage unterjchieden werden zwiſchen Den 
Arten der Verträge”), und wir möchten etwa vier Gruppen zum Zwecke 
der Rlarlegung dieſer Streitfrage machen. 

1. Es gibt Verträge, welche gerade im Hinblick auf den Kriegs— 
zujtand geichloflen find, 3. B. über Neutralität Verwundeter, Handels: 
verhältnijie, Stellung der feindlichen Ztaatsangehörigen im fremden 
Lande u. j. w. Tiefe Verträge werden durch den Krieg nicht aufge 
hoben, jondern treten gerade für den Kriegafall in Nraft.‘) 

2. Einzelne Verträge, welde das allgemeine völferrechtliche Ber- 
hältniß der friegführenden Staaten betreiten, werden durch den Krieg 
ohne Weiteres hinfällig und treten auch nie wieder ttillichweigend in 
Kraft, 3. ®. Biindnißverträge, Verträge über Stellung von Truppen 
u. dergl. mehr. 

3. Tem gegenüber giebt es Verträge, welche ihrer inneren Natur 
nach dauernd find. Dahin gehören nicht diejenigen, die etwa „für 
erwige Zeiten“ geichlofjen find, da dieje Clauſel herkömmlicherweiſe den 
Friedenszuſtand vorausjegt, wohl aber jolche. die etwas an ſich Tauerndes 
feitfegen, 3. B. die Anerfennung eines jouveränen Gemeinweſens ent- 
halten. Ten gleichen Charakter tragen Verabredungen über Die Aus—⸗ 
legung beftimmter völferrechtlicher Sätze; joldhe Uebereinkommen bleiben 
befteben, da der Krieg nidht die allgemeinen Grundiäpe des Völker⸗ 
rechts aufbebt. 

4. In Bezug auf alle übrigen Verträge ſind wir der Anſicht, 
daß ihre Wirkſamkeit durch den Krieg gehemmt, dab aber ihre Gültig. 
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feit nicht aufgehoben wird. Sie treten daher wieder in Kraft. Dies 
gilt von jenen zahlreichen Verträgen auf dem Gebiete des internationalen 
Berwaltungsrechts, der Nechtöpflege u. |. w. Eine Gruppe von Ber 
trägen glauben wir jedoch ausnehmen zu dürfen und für fie die unter 
2. aufgejtellten Grundfäge anwenden zu müſſen, nämli die Hanbels- 
und Bollverträge. 

Während bei allen anderen Vereinbarungen die gemeinjamen 
Sntereflen des internationalen Leben? vorwiegen, kommen in dieſen Ber- 
trägen neben den Intereſſen der Gemeinfhaft die Bedürfniſſe des 
einzelnen Volkes zur Geltung, Man muß beachten, Daß insbejondere 
die BZollverträge jenes Gebiet umfpannen, auf welchem der Staat in 
jeiner wirthichaftlichen Individualität den anderen Stanten entgegentritt; 
mit Recht hat man das Zollweſen ald Bujammenfaffung der gejammten 
Individualität der Volkswirthſchaft in ein Bild bezeichnet. Abgeſehen 
davon, daß viele Kriege gerade aus dem Gegenſatze dieſer wirtbichaftlichen 
Intereſſen entitanden, ift feitzuhalten, daß jeder Krieg von Einfluß auf 
diefe Verhältniſſe it, daß jeder Krieg dieje wirthſchaftliche Zndividualität, 
die wirthichaftliche Phyſiognomie der Völker verändert; Zoll- und Handeld 
verträge erjcheinen ung daher ftet3 ala aufgehoben. Diefe Verhältnifie 
bedürfen im Frieden nnbedingt einer Neuregelung. Daß diefelbe nad 
den früheren Grundjägen erfolgen Tann, iſt felbitverjtändlih. Die bier 
vertretene Anficht wird durch die Praxis beftätigt. Art. 11 des Franl: 
furter Friedeng beginnt „les traitös de commerce ayant. éêté annults 
par la guerre“, erfennt alfo ausdrüdlich die Aufhebung dieſer Ber- 
träge an. 

Die Europäilhe Staatspraris fcheint im Allgemeinen der älteren 
Meinung treu geblieben zu fein. Wenigftens finden wir in den neueren 
ssriedensichlülien durchweg eine auf Erneuerung der Verträge bezügliche 
Beitimmung.') Sehr empfehlenswerth iſt es jedenfalls, feitzufegen — mie 
died im Züricher Frieden 1859 gefhah --, daB eine aus Vertretern 
der Ffriegführenden Staaten gebildete Commiſſion jämmtlide Verträge 
durchgehen follte, um amtlich Earzujtellen, welche derjelben als bejtchend, 
welche als aufgehoben zu betrachten. Eine ähnliche Praxis wurde 1871 
von Deutjchland und Frankreich befolgt. 


) „A state of war abrogates treatises previously existing“ ete. hieß es in 
der Botjchaft des Präjidenten 1847 (Arnual-Regifter 1847, p. 407). Belonders 
viel beiprochen wurde der Anfang diejes Jahrhunderts zwilhen England und 
den Vereinigten Staaten Nordamerilas entbrannte Fiſche reiſtreit. Eng 
land hatte den Fiſchern der Vereinigten Staaten gewijje Freiheiten durch Xertrag 
von 1783 zugejtanden. Diejer Bertrag war im Frieden von Gent 1814 mit 
Stillſchweigen übergangen; England glaubte, jener Vertrag ſei erlojchen, während 
die Regierung der Vereinigten Staaten ihn nad) dem Friedensſchluß wieder al 
wirkſam eradhtete. Der Streit wurde 1818 ohne Entſcheidung der Principieniruge 
beigelegt. Ueber Ießtere vgl. British and Foreign State papers 1819-182), 
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vol. VII, Twiss, The Oregon Question 1846, cp. X. Wheaton, Intern. 
law, 8 269 ff., Bhillimore $ 533 ff. 

2) Woolſey ©. 272, jcheidet 1. Verträge, die den Kriegsfall im Auge haben, 
2. jolche, die für ewig erklärt find, 3. die ihrer Ratur nach dauernd find, 4. die 
Interpretationsregeln enthalten. Hall S. 325, giebt folgende Cintheilung: 
1. Berträge der kriegführenden Mächte unter einander oder mit dritten Staaten 
über dauernde Berhältnifie, 2. Garantieverträge u. dgl., 3. Berträge unter den 
friegführenden Mächten über Gegenjtände der Politik (Mbtretungen u. ſ. w.), 
4. Verträge, die ihrer Natur nad) dauernd find, veraltete Einrichtungen aufheben 
u f. w., 5. ®erträge, die vorübergehenden Charakter haben, Handels und Bolt: 
verträge u. ſ. w. Nach dieler Claffification madt Halt verſchiedene, jehr anfedht- 
bare Folgerungen über das Fortgelten der Berträge. 

) Bluntſchli's Staatämwörterb. IV., ©. 672, u. diefes Handb. III., ©. 26, 202. 

*) Unter den neueren Friedensſchlüſſen vgl. Friede von Züri zwiſchen 
Deiterreih, Frankreich und Sardinien, Art. 17 (Martens, Nouv. Rec. cont. 
XVI., p. 537), von Frankfurt Art. 11 nebit Zujagübereintunit vom 12. October 
1871, Art. 11, vom 11. December 1871, Art. 18, Brotofol vom 11. Januar 1872 
(Lifte der Verträge bei Martens, Nouv. Rec. contin. XX. p 868), Friede von 
Eonitantinopel, Art. 10. 
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giteratur: Grotius III., 20, 21. -- Coccejusl.VIl.e% - Rayneval, 
Inst. du droit des gens IL, p. 113. -- Heffter SS 86, 87, 180. 
Bluntihli Ss 717. -- Halleck XXXIV. SS 14--17. - Wheaton Z 880. 
— Woolſey 88111, 162. — Hall 8 202. — BhHillimore S51T fi — 
Calvo 3 2982. - - Battel IV. S 24 fi. IT. 8 239 9. — Fälle: Pitt 
Cobbet, Leading cases, ©. 150 ff. (über Mentor case und Swineherd case 
vgl. aud) Riteratur bei Calvo und Phillimore a. a. O. und Halled 8 10). 
— Hylton v. Brown, 1 Wash, Rep. p. 312. — Baynev. Spedwell, 
2 Dallas, Rep. p. 409. — U. NS. v. Reynes, 9 Howard, Rep. p 9327. 
Zal. ebenta p. 220. 1 Rob. Adm. Rep. p. 171; ebenda V., 180. — 
S. auch über Yord Balmerfton'3 Auffafiung House uf Commons, 31. März 
1856 : Tiimes vom 1. Aprif 1856. Vgl. ferner Dalloz 1871, p. L. 
2.80 u. 262. 


Der Friedensvertrag bindet die Staaten, ſobald er abgeicdloiien 
it. Es wirft fih aber die Frage auf, wann gilt er als abgeichlofien? 
Tiefe Frage wird von der herrichenden Meinung mit Recht dabin be» 
antwortet, daß der Tag der Natification maßgebend je. Wie auf 
anderen Rechtögebieten ein Vertrag erit vorhanden, wenn alle Formen 
erfüllt find, jo auch hier. Iſt nun auch der Jeitpunct, von welchem 
ab der geichlofiene Friede feine Wirkſamkeit äußert, nad allgemeinen 
Grundſätzen der Tag der Natification, jo kommt doch hinſichtlich der 
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feit nicht aufgehoben wird. Zi. . I .zin nicht in Wetracht. denn 
gilt von jenen zahlreichen Verträ °:: daß zu einem beitimmten 
Verwaltungsrechte, der Rechter” .  - mung, Friegerifche Operationen, 
trägen glauben wir jedoch aus! - sollen, oder es liegt bereits ein 
2. aufgeitellten Grundſätze an ::: Fall, jo muß man unbedingt 
und Zollverträge. ‚rt vor feiner Unterzeichnung die 
Während bei allın ar. Stell. | 
Intereſſen des internationafer ::: Unterthanen erjt, nachden fc 
trägen neben Den Intereſi chen. Selbſtverſtändlich muß Diele 
einzelnen Bolfed zur Geltim. muß auf amtlicher Benachrichtigung 
die Zollverträge jenes Gef! . a, daß fie jeden Zweifel ausichliept.') 
jeiner wirthſchaftlichen Ind' eder Seemacht glaubhaft vom Friedens: 
mit Redt hat man das ) elbe feindliche Handlungen wicht mehr 
Individualität der Bolls® . 4 cine Verlegung diefes Grundſatzes 
davon, daß viele Kriege Senn der feſtgeſetzte Termin ift in Dicker 
Intereſſen entitanden, ft ° Sir die beiderfeitigen Staaten. Nur die 
dieſe Verhältniſſe it, Pc”... Bemwaltthätigfeiten kommen nicht in Be— 
die wirtbichaftliche Ev" — _ voriichtung des Staates zum Erſatz von 
verträge erſcheinen uns "su Hier nit. Die Villigkeit erfordert 
bedürfen im Frieden ..ıch eine Entfchädigung gewährt wird. An 
den früheren Grundſe. . were nichtig; aber Geſchehenes kann nicht 
vertretene Aniicht wir” — Erhobene Contributionen 3. B. fünnen 
furter Friedens begir · .e verbrannte Ortfchaft aber wird eine Ent 
par Ja merrer,. 0" 
träge au. rin angenommen werden, don welchem al 
Tie Europa. ssujtand als hergejtellt gilt. Der Gngliicd- 
Meinung treu a zeud, darf man bier vielleicht actual und von- 
Friedeusſchlüſſen nm Die letztere ijt von eimem  beitimmten 
Beſtimmung. * „su vermuthen; als ſolchen kann man abır 
dies im Jüriche Ratification anſehen. Immer kann bier noch 
der kriegführend me Haftbarkeit des Staates für die Handlung 
durchgehen ſolſte as Offizierd, vorliegt, ohne daß andererjeits eint 
welche als aut" zeischleit bei letzterem vorhanden ift. 
von Teutichlar” iieſem feßtgenannten Termine geicheben iſt, iſt 
ang. ohne Rückſicht auf die Kenntniß des Thäters.“ 
| xr feindfeligen Handlungen find, jo weit möglid, 
der PURE a 'o weit dies nicht thunlich, iſt möglichſte chat. 
Biel Beiprugge, . . ubdzen. Gebiet, was ſpäter beſetzt iſt, muß geräumt, 
den Kererr.. za Ad, müſſen herausgegeben, für Bombardements 
fand hatte zu wergicichung gewährt werden u. |. w. 


von 178 sun iſt Die Entſcheidung dieſer Frage noch von bi 
Zilbar 9. * anmal in Bezug auf das Priſenrecht, worüber Art. J. 


die reger RR Feedens genauere Beltimmungen enthält und worüber 


wi han er⸗ ae vedandelt iſt, ſodann in Bezug auf Gebietäabtrenmgen. 
beraeleit de» r Stand dü daß der (Frmerbe: 
u einem Standpunete Sagen dürfen, daß der Erwer 
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en dem Ariedensichluffe zu finden iſt.“) Trogdem wird in vielen 
ht Derielbe in der debellatio zu erbliden fein, da Häufig eroberte 
.tstheile von vornherein mit der Abficht fie dauernd zu behalten, 
ormalter werden. So verhielt es jih 1870 mit Eljaß-Lothringen, das 
sch de jure erſt am 2. März 1571, dem Tage der Natification der 
Praliminarien. Deutfches Gebiet wurde - - eine Auffaflung, die aud 
emtlich vertreten worden iit.') 


' „La eonnaissance, dont il s'agit doit etre certaine, assuree, indubitable; 
Ile deit Kınaner mediatement ou immediatement de la puissance, à laquelle 
appärtient lVarmateur, et si Von veut. de une et de l'autre des deux 
püissanees contractantes. Cette connaissance doit etre telle quelle previenne 
"t dissipe tous les doutes, toutes les incertitudes, toutes les craintes etc.“ 
Merlin, Rep. XAV. p. 125 fi. 2gql. aud die Gitate bei Sefiter und 
bei Grotius III. 21, 5. 

*, „Effeetus pacis contractae est, ut ommis vis tollatur, adeo ut si post 
“tipulataın pacem ab ignorantibus aliquid vaptum vel oecupatum sit. vi paris 
id restitui debeat“ Coecejus) -- .. „quae port perfectas pactivnen capta 
sunt, reddenda satis constat, sublatum enim jam erat belli jus“ Grotius,. 
Val. Wheaton a. a. O. 

” Bluntihli in Holtzendorff's Jahrbuch J. S. 337. 

Bgl. hierüber die Bekanntmachungen des OÜberpraſidenten von Elſaß⸗ 
Lothringen vom 7. März 1872, Holkendorff's Jahrbuch IV., S 151, Nicht: 
bofen, Gültigkeit der während des Krieges 1370 71 Zeiten? der Franzoöſiſchen 
Regierung für Eliaß-Lothringen erlafienen Gelege Annalen 1871. p. 522 fj, 


— 


ſowie die Verweiſungen in Nirhenheim's Staatsrecht. S 287, Anm. 2. 
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Yiteratur und Bermeiiungen: Auslegung und Ausiubrung NMiuber 
8327, Heifter S IS4, Talvo SS 270. 75 Nattel SS 32 35 -- 
Aufhebung: Kalvo S 296 Battel SS 938 54 Kent, Commentaries 
a. a. O. (1.2. 15, Halled SS 23-25, Wheaton S 7. Wheaton, 
History, S. 538 ff. (Frauz. Ausg. IL, S. 255, Leopold. Dis de eflectu 
novi belli, Helmstädt 12. -- Sicherung Vulpellus a St. Angelo, 
De Pace, Venet. 19793, Guazzinus, De pace, trenga ete.. Leipziger 1618, 
E. F. Schröter s. J.W. Rosenfeld, De jure secnritatis, ‚Jena 1667, 
Klüber S 155, Calvo 8 ?94 - ©. auch oben Bl. III * 25ä iij — 
Aeltere Literatur bei Ompteda S 276, 313 Geiſeln, 326 Garantie des 
Reitphäl. Friedens. 


Nachdem wir Anhalt und Wirkung des ‚sriedensichlulies dargelegt, 
fnüpfen wir zum Schluß an die Grörterungen des S 174 an. Wach 
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Unterzeichnung und Natification des Friedens findet deſſen Verkündung 
in der den einzelnen Staaten eigenthümlichen Weile ftatt. rüber er- 
folgte diefelbe wohl in feierlicher Form vor verjammelten Truppen, jebt 
der Regel nah dur die Gefehblätter. Der verkündete Friede bindet 
die Unterthanen wie ein Gejeg mit der im vorigen Paragraphen feit- 
geitellten Maßgabe. Er verpflichtet den Staat, wie jeder andere Ber- 
trag, und es iſt jelbitverftändlih, daß nicht nur der Fürſt, der den 
Vertrag unterzeichnet, jondern auch jeder feiner Nachfolger dadurd nad) 
denfelben Normen gebunden it, wie fie im Allgemeinen“ für die Aner- 
fennung von Acten der Staatsgewalt Seitens der Regierungsnachfolger 
gelten.!) 

Hinfihtlich der Auslegung der Friedensverträge gelten die allge 
meinen Grundſätze. Hier bedarf nur ein Punct der Hervorhebung. 
Während nad) den privatrechtlichen Grundfägen ernſte Drohung oder 
gewaltfame Nöthigung die Gültigkeit der Verträge hindern, Tann im 
Völkerrecht von einem Einwande der vis ac metus nicht die Rebe jein. 
Die Gültigkeit des Staatswillens wird nicht durch zivingende Einwirkungen 
gehemmt, am allerwenigiten in dieſem Gebiete. Wollte man hier die 
gedachte Einrede zulafen, jo würde man damit den Bölferftreit zu einem 
dauernden, die Heiligkeit der zsriedensverträge zu einen Wahngebild: 
nahen. Jeder Friedensſchluß beruht auf Zwang. Es wird daher an- 
genommen, daß die Willenzfreiheit des Staates nicht aufgehoben it, 
wenn der Staat im Falle der Noth gezwungen ift, fi) den Vorfchriften 
des übermädtigen Siegers zu beugen. Wohl verjtanden — der Staat. 
Findet ein äußerer Zwang gegen die mit der Verhandlung betrauten 
Bertreter des Staates Statt, jo wird dadurd die Gültigkeit der Verträge 
in Frage geitellt.*) 

Im Uebrigen gelten die gewöhnlichen Regeln der Auslegung, um 
jo mehr, als ja mehrfach in Friedensſchlüſſen die gleichen Gegenstände, 
wie in anderen Verträgen (Handelöverfehr 2c.) geordnet werden. Nur 
it feitzuhalten, daß an Zweifelsfällen die Auslegung einer Beftimmung 
zu Ungunjten Desjenigen erfolgt, der fie gegeben hat. 

Es ift dies ein ſchon von Grotius unter Anführung clajfiicer 
Stellen vertretener Satz, deſſen Gegentheil zu den bedenflichiten Folgerungen 
führen mwiürde.?) 

Die Ausführung des Friedens bietet meiften?, befonders menn 
es fi) um Gebiet3abtretungen handelt, viele Schwierigkeiten. Zunächſt 
erfolgt die Ausführung durch den Abfchluß von zufäßlichen Verträgen, 
welche 3. B. die AUbzahlung der Kriegsentfhädigungen, die Räumung 
bejegter Gebiete u. ſ. w. betreffen. Weber Hundert größere und Heiner 
Conventionen wurden 1871 und in den folgenden Jahren zwiſchen 
Deutichland und Frankreich zur Ausführung des Frankfurter Frieden? 
geichlofjen.') 

Sehr Häufig auch müſſen zu nadhträglicher Regulirung beftimmter 
Puncte bejondere Commiſſionen eingefegt werden, oder es werde 
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zu dieſem Zmede Congreſſe einberufen. Zu befonderer Berühmtheit 
gelangte der nach den Weftphälifchen Frieden zufammentretende Nürn- 
berger Erecutiongcongreß, aus dem der Nürnberger Executionsreceß 
bervorging.”) 

Entiteht über die Ausführung oder Auslegung neuer Streit und 
tönnen die Parteien fich nicht einigen, jo kann dies als ein zur Ber- 
mittelung geeigneter Fall betrachtet werden oder die Enticheidung durch 
Schiedsſpruch einer dritten Macht erfolgen.‘) 

Eine Aufhebung des Friedens kann durch ſolche Meinungsver- 
Ichiedenheit oder durch Verlegung oder Nichtausführung einzelner Be- 
fimmungen ohne Weiteres nicht eintreten. Wann ein Friedensvertrag 
als gebrochen” anzujehen, wird fih überhaupt nicht blos nad) 
juriſtiſchen Regeln feitftellen Iafien. Tie Theorie des Völkerrechts hat 
diefe Lehre eingehend behandelt und nimmt an, daß der Bruch des 
Friedens auf dreierlei Weile möglich ift: 1. durch ein der Natur des 
ganzen Vertrages unmittelbar wideriprechendes Verhalten, Wiederaufnahme 
der Feindſeligkeiten u. ſ. w.; 2. durch Handlungen, welche mit der be- 
fonderen Natur des Vertrages und freundichaftlicden Beziehungen un- 
vereinbar find, wohin 3. B. die Anlage einer Grenzfeftung gerechnet 
wird, und 3. durch Verlegung eines bejonderen Artikels des Friedens⸗ 
ſchluſſes. Ta das praktifche Leben darüber belehrte, daß die Verlegung 
eines Artikels des Friedens nicht immer als Friedensbruch angeſehen 
werde, madıte man wohl den Berjud), zwiſchen wichtigen und unwich—⸗ 
tigen Artikeln zu Icheiden. Dieſe freilich willfürliche Scheidung wurde 
von der ftrengeren Theorie unbedingt verworfen. 

Trogden muß man in diejer ‚stage der Praris einige YJugeltänd- 
niſſe machen. Es wird fih nur ganz im Allgemeinen fagen laſſen, 
wann ein Friedensbruch vorliegt. 3weifellos iſt ein jolcher anzunehmen 
bei thatfächlicher Erneuerung der Feindſeligkeiten, völliger Verweigerung 
und Berhinderung des Pollzuges, offenbarer Verletzung der Grund» 
bedingungen des Vertrages. Sicher iſt auch, daß jede Macht den Wer: 
tag (nah Grotius und Bluntichli) als ein Ganzes anſehen und 
für gebrochen eradhten fann, wenn eine ‚sriedenebeitimmung gebrochen 
ift. Keineswegs aber muB dies geichehen. Vielmehr giebt es Fälle, 
in Denen die Ausführung ſämmtlicher Friedensbeſtimmungen geradezu 
unmöglich it. Der Züricher Friede von 1850 iſt niemals in allen 
jeinen @inzelheiten zur Ausführung gelangt, trogdem haben Oeſterreich 
und Frankreich jreundichaftliche Beziehungen unterhalten. Auch wird zu 
prüfen fein, ob nicht vielleicht eine impossibilium obliratio vorlag, eine 
Bedingung geftellt war, deren Erfüllung von äußeren, nicht erzwingbaren 
Umftänden abbhing. 

Nicht als Friedensbruch iſt es anzujehen, wenn nach der Ausführung 
des Friedens oder nachdem die Beichwerden über den Nichtvollzug ein- 
jener Beſtimmungen gehoben und ein thatjächlicher Friedenszuſtand 
zurüdgelehrt ift, von Neuem zu den Waffen gegriffen wird. Es ift and) 
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eine rein doctrinäre Frage, ob man die Einjchränfung Hinzufügen will 
„wegen desfelben Gegenitandes”. Cbenjowenig iſt dad Bündniß mit 
einer der Gegenpartei feindlichen Macht ein Friedensbruch, fofern nicht 
etwa die Vermeidung eines jolchen zur Bedingung gemacht wurde. 

Wenn man in diefem Sinne von Friedenzbrud Spricht, jo tft dag 
immer nur ganz allgemein aufzufallen. Vom Standpuncte de pofitiven 
Nechtes kommt jenen breiten Erörterungen, wie wir fie 3. B. bei Battel 
(a. a. O. $ 42) und fonft häufiger finden, und welche auf's Genauejte den 
Unterjchied zwiſchen einem Friedensbruche und einem neuen Kriege be- 
ftimmen wollen, eine geringe Bedeutung zu. Bon weltgefhichtlichen Gefidhts- 
puncten betrachtet mag ein Kampf, der ſich zeitlich an einen anderen, kurz 
zuvor auggefochtenen anfchließt, mit diefem als ein einheitlicher Krieg auf- 
gefaßt und fo bezeichnet werden. Für alle richterlichen Entjcheidungen, für 
Beurtheilung aller Rechtzverhältnifie Liegt ein Friedensbruch nur vor, 
bevor der Friede zu beiderfeitiger Geltung gelangt ift, d. h. aljo nur 
in der eriten Zeit nach dem Friedensſchluſſe, fo lange noch Berhand- 
lungen über die Vollziehung desfelben im Gange find. Die jpäter er- 
folgende Verlegung des Friedensvertrages fteht rechtlich) jeder anderen 
Bertragsverlegung glei, und Tann unter Unftänden wiederum zum 
Kriege führen. Dies wäre für pofitive Entfcheidung ein neuer Krieg, 
nicht die Fortjegung des früheren. 

Leicht begreiflich mag es erjcheinen, daß im Hinblid auf die zahl 
reichen, fich bei der Auslegung und Ausführung der Friedensſchlüſſe er- 
hebenden Schwierigkeiten die Staaten nad) Sicherungsmitteln zur Er 
füllung des Friedens gefucht haben. In den älteren Zeiten fuchte man 
ideelle Bürgfchaften in der eidlichen Beſtärkung der Berträge ober in 
jener Formel, die die Dreieinigfeit Gottes anruft und noch heute zumeilen 
an der Spite der Verträge erjcheint. Bis in das vorige Jahrhundert 
war dann die llebergabe von Geijeln üblih. In der Gegenwart können 
vor Allem zwei Arten der Sicherung befonder? hervorgehoben werden. 
Zunädjft kann auch Heute die Garantie der Friedensſchlüſſe durch dritte 
Mächte nach den allgemeinen Grundjäßen übernommen werden, und iſt 
dies in den legten Jahrhumderten fehr Häufig gefchehen.) Der Garant 
tritt entiveder für beide contrahirenden Mächte oder für eine Derjelben 
auf. Die Garantiebeitimmungen find formell wie Acceſſionsclauſeln zu 
behandeln. Ihre materielle Bedeutung ift oben Bd. III., S. 83, gefenn- 
zeichnet und kann bier darauf verwiefen werden. 

Ein zweites Mittel, die Erfüllung des Frieden zu fichern, iſt die 
Pfandnahme, Heutzutage zwar nicht mehr die Pfandnahme beweglicher 
Saden, wie der Sironjumelen, wohl aber die Befegung bejtimmter 
Gebietstheile.") Entweder erfolgt Ddiejelbe, um im Allgemeinen eine 
Bürgſchaft für die Innehaltung der Friedensbedingungen zu bieten, wie 
die Bejegung Preußiſcher Feitungen nad) 1807 und die Franzöfiicher 
Gebietötheile nah dem Parifer Frieden von 1815, oder fie ift ein 
pfandweije Belegung, um die Zahlung der Kriegsentihädigung zu gemwähr: 
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feijten, wie fie 1871 ftattfand. Tiefe pfandmweife Beſetzung kann 
mit einem Male nah vollitändiger Bezahlung der ausbedungenen Summe 
aufhören, oder es kann — mie es in dem leßterwähnten Falle geſchah — 
die Räumung des beiehten Gebietes nah und nad, entiprechend der 
Leiftung einzelner Theilzahlungen, vor fich gehen. 

Die Verpflegung der Truppen in den bejegten Gebieten fällt dem 
befiegten Staate zur Laſt. Beſondere Conventionen regeln die Höhe der 
Sätze für die Nationen ꝛc. Die erforderlihen Räumlichkeiten, Cafernen, 
Uebungspläße, Magazine, gottesdienftlihde Räume u. |. w. müflen den 
Truppen zur Verfügung geftellt werden. Hiergegen wurde 1871 von 
der Deutichen Regierung die Verpflichtung übernommen, daß ihre Truppen 
fi) jeder Requifition und Contribution enthielten, es fei denn, daß die 
Franzöfiihe Regierung ihre Verpflichtungen nicht erfüllte und die 
Deutichen Truppen infolge deſſen genöthigt wären, ſelbſt für ihren Unter- 
halt zu jorgen. 

Die Occupation kann jedoch auch weitere Rechte geben, und wir 
möchten danach zwei Arten unterjcheiden. Neben der eben erwähnten, 
wie fie 1871 ftattfand und welche rein militäriih war, kann die Pfand: 
nahme fich auch auf die Verwaltung ded Landes erjtreden, es kann der 
fiegreihe Staat bis zu einem gewiſſen Zeitpuncte dag Land nicht nur 
befegt halten, jondern aucd die Einkünfte au& demjelben beziehen oder 
die gefammte Verwaltung führen. 

Welcher Art aber auch die Occupation fein möge, immer ift fie 
ihrer rechtlihen Natur nad) von der Tccupation während des Krieges 
verſchieden. Dieſe beruht nicht auf Recht, jondern allein auf der Ge- 
walt der Thatſachen; die Occupationsarmee ift die Des Feindes, es gelten 
Kriegögelehe und Kriegsgebrauch. Die pfandiweife Occupation Hingegen 
ftügt fi auf die gejchloffenen Verträge, die Occupationsarmee ijt nicht 
eine feindliche, nur eine fremde, Hier gilt nicht das Kriegsredht, das auf 
der Nothwendigkeit beruht, bier follen bereits wieder die Grundſätze des 
Bölkerrechts in sriedenszeiten in Anwendung kommen, dadurch die Leiden 
des Krieges möglichit in Vergeſſenheit gebracht und eine --- befanntlich 
nicht immer fchwierige — Annäherung zwiichen den Gliedern der bie 
dahin feindlichen Etaaten, den Angehörigen der Belapungstruppen und 
den Bewohnern der bejegten Gebiete bewirkt werden. 


1) Battel & 35. 

Tr, Bluntfhli SS 408, 704, Holpendorif's Jahrbuch I. S 336, Deifter 
8 180, Ktüber 8 325, Halled S 22, Battel S 37. 

2) Grotius III, 20, 26. Battel & 92. 

4) Bgl. oben 3 176, Note 3, S 811. 

*) Rürnberger Erecutiongreceß, J. G. v. Meiern. Acta pacis executions 
publica 1736, 7.\, I, II. Ueber Commiifionen vgl. Calvo S. 361. Note 1, 
% 2958. 
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©) Beifpiel: Revue de droit intern. 1883, ©. 181. 

?) Ueber die Garantie des Weftph. Friedens vgl. 3. J. Mofer, Garantie 
des Weftph. Friedens (1767), und v. Sted, Abhandl. aus dem Teutfchen Staats- 
recht 2c. (1757), p. 6. Bielerörterte Streitfrage, ob die Kaijerin von Rußland durch 
den Teichener Frieden Garant des Weitphäliihen geworden? Literatur hierüber 
bei Martens (Berge) $ 339 (II, ©. 380, Note b.) 

°) Weber Occupation nah dem Frieden zur Sicherung vgl. Calvo 8 2%3 
und die Verträge in ben oben ($ 176, Note 2) angeführten Werken von Billefort 
1,40 ff, Valfrey T. J. a. E. (Martens XX., ©. 794 ff); Corsi, Occupazione, 
c. I. — Convention von Königsberg vom 12. Juli 1807, Brager Friede (1866) 
Art. 12. 


Zweites Kapitel. 


Die Lehre vom Pofliminium. 
$ 180. 
Allgemeines. Begriff des PBoftliminium. 


Literatur u. Verweiſungen zu SS 180—188: Klüber, Völferr., SS 254-253. 
8 270. — Heffter 88 187— 190. — Bluntfhli 8$ 727— 741. — Stoerk, 
Aurift. Blätter 1881, Nr. 40 (vgl. hierüber Bluntſchli's letzte Zeilen im 
Gentralblatt für Rechtswiſſenſchaft J. ©. 81). — Holtzen dorff's Recht— 
lexikon III. 97 (Brodhaus). — Martens IL, $ 128 (Ueberj. v. Berg 
bohm II, ©. 545). — Hall 88 162—165. — PHillimore 88 539--5% 
(S. 812-875), 8 403 ff. (©. 615 ff), — Travers Twiß 88 66 fi. — 
Halleck ce. 35. — ®ooljey $ 151. — Wheaton IV., 2, 817, S. 8 
(vgl. au) ©. 878 ff.). — Wharton, Commentaries on law 1841, $ 23 
(S. 318. — Kent's Commentaries I, p. 168. — ©. %. Martens 
(ed. Berge) SS 278—283. — Vattel III. c. 14, $ 204 ff. — Calvo 
8 2977—2993. — Calvo, Dictionnaire de droit intern. II., © 94 — 
Mass6ö, Droit commercial dans ses rapports avec le droit des gens 1. 
©. 331 fe. — Cauchy, Droit maritime intern. I., ©. 187 ff. — Pas- 
quale Fiore, Dir. int. II., ©. 348 ff. — Corsi, L’occupazione mil’ 
tare, I. Dir. internazionale pubblico 1886. — Litta,| L’occupazione, suo 
concetto e suoi effeti sulla proprietä pubblica e privata nella guerra 
continentale, 1881. — Nicasio de Landa, Derecho de la guerm 
Pampelona 1877, 3. Aufl., ©. 241 ff. — Xeltere Literatur: 9. Grotiut 
IIT., 9, III, 16. — Alb. de Gentilis IIL, c. 17. — Bynkershoek. 
Quaest. jur. publici I., c. 4 ff., c. 16 ff. — Majansii, Disp. jur. civ. 1.1. 
(genau nad) der beiten Dijlertation von de Retes, Opuscul. VI., 1658. - 
Menagius, Amoenitates juris civ. c. 39. — v. d. Graf, Syniagms 
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juris publici etc. II, ed. 1645. — v. Steck. Droit de postl. (in Essais 
sur plusieurs matieres interessantes, Halle 17%). — de Torres, De 
postl., Rom 1655. — A.B. Carpzow, De jure postl., Leipzig 1672. — 
H. Cocceji, De jure postliminii, Heidelberg 1683, und Exercit. curios. I., 
46. — Diilertationen von Cleef (1706), Bayfius (1749), Krauß (1763), 
Nelander, De jure recuperstionis (1742), De Soria, De bunorum 
finito bello restitutione (1747). — Weitere zahlreiche Difiertationen f. bei 
Dmpteda 8 328, v. Kamptz 8313. — Römifches Recht: f. 8 182. — 
Praxis: j. Riteraturangaben vor 8 184. 


Tas Ziel des Friedensſchluſſes ift, die Lage der Tinge — fo weit 
nicht befondere Beitimmungen getroffen wurden und das oben $ 175 Ge. 
jagte Play greift — in ihren früheren geordneten Zujtand zurüdzu- 
führen, Nechtsverhältnifje wiederherzuftellen, welche der gemwaltthätige 
Krieg unterbrochen. 

Aber auch ohne Friedensſchluß können die geitörten Rechtsverhält⸗ 
niſſe in ihre früheren Fugen zurüdtreten, jobald entweder im Laufe des 
Krieges felber oder nach formlofer Einftellung der Feindfeligkeiten ($ 171,2) 
die thatfächliche Befreiung eines durch feindliche Macht beſetzten Gebietes 
oder die thatjächliche Entziehung des Beſitzes einer noch nicht zu Eigen⸗ 
thum erworbenen Sache erfolgt. 

In beiden Fällen Iprechen wir von dem Wicderaufleben der Rechts⸗ 
verhältniife kraft des jus postliminii, das ſowohl aus jener im erften 
Sage gefennzeichneten Aufgabe des Friedens, wie aus den blofen That. 
ſachen der Rüderoberung fi ergiebt. Wir können danad) das Poſt⸗ 
liminium oder jus postliminii genauer bezeichnen als 

das Recht, Eraft deſſen Perſonen, Sachen, Nechts- und Ztaatsverhält- 

nifle, deren Zuftand durch Eroberung gejtört ift, nad) Befreiung von 

der feindlichen Gewalt, in den früheren Rechtszuſtand zurüdgelangen.') 

Das Pojtliminium kann fih auf Perjonen und Sachen, auf Ein- 
rihtungen und Berhältnifie, auf privates und öffentliches Recht beziehen, 
es läßt alle die früheren Rechts˖ und Befigverhältniije wieder aufleben 
und in ungehemmte Wirkjamkeit treten. Wenn aber nun nad den 
Wechſelfällen des Krieges dies geichehen, an die Stelle der Gewalt wieder 
das Recht treten fol, jo bedarf es hierfür bejonderer Rechtsregeln. 
Tiefe aufzuitellen, ijt die Aufgabe jener Lehre, welche man gewöhnlich 
unter den Worte „Rojtliminium” zujammenfaßt. Das Wort it den 
Römischen Rechtöquellen entnommen; über jeine eigentliche Bedeutung 
berrichte aber fchon in den älteiten Zeiten Streit. Tie Einen betrachten 
es nur als die fubitantielle Yorm der Partikel post. Das der Ztamm- 
filbe angefügte „liminium“ nur als eine Verlängerung ohne jelbititändige 
Bedeutung, während eine andere, freilih in ihrer Herleitung ſehr viel 
einfachere und populärere Anjicht das Wort, ähnlich wie postscenium u. A., 
aus post und limen erflärt und die Beziehung beider Worte in ihrer 
Bereinigung dadurch beftimmt, „ut quar a nobis alienata sunt cum ad 
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hostem pervenerint et ex suo tamquam limine exierint, dein cum re- 
dierint post ad idem limen, postliminio videantur rediisse.“*) 

Dad Wort PBoftliminium ift nun — mie der nächſte Paragraph 
zeigen wird — zur Bezeichnung der im Folgenden zu behandelnden 
Lehre gewählt worden, obgleih die Römer ihm eine viel engere, eine 
ganz andere Bedeutung beilegten. Es ift üblich) geworden, diejes Recht 
der Rückkehr, der Wiederherftellung Poftliminium zu nennen.?) Der 
Augdrud wird jedoch noch heute in ſehr verjchiedenem Sinne gebraudt. 
Eine große Anzahl Gelehrter denkt dabei auch gegenwärtig ausſchließlich 
an den Hal, daß ein Land oder eine Bevölferung, einzelne Perjonen 
oder Güter, welche während des Krieges in feindliche Gewalt gerathen 
waren, wieder von derjelben ohne Friedensſchluß befreit merden.*) 
Diefe Auffaflung, welche fih 3. B. auch bei Bluntfchli findet, iſt eine 
zu enge; vielmehr ijt der richtigen, u. U. von Rhillimore, Halled 
und Calvo vertretenen Anficht nad) der Ausdrud in einem weiteren 
Sinne anwendbar, nämlich ſowohl in dem eben erwähnten Falle, wie 
für die Lehre, welche die Normen zur Entjcheidung der im Friedensſchluſſe 
nicht ausdrüdlich berührten Rechtsfragen enthält. 

Die Lehre vom ſogenannten Boftliminiun bietet daher zunächft erjtens 
die für den Fall der thatſächlichen Rüderoberung allein maßgebenden 
Rechtsſätze, denen diefelbe Bedeutung zukommt, wie allen völkerrechtlichen 
Normen; die in dieſer Yehre entwidelten Sätze bilden aber zugleich zweitens 
das Auslegungsmittel für alle Entjcheidungen hinfichtlich jener Wirkungen 
des Friedens, die nicht ausdrüdlich im Friedensinſtrumente feſtgeſetzt find; 
injofern aber dieſe Sätze aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen jich ergeben, 
fünnen ſie auch Drittens als allgemeine Richtichnur für die theoretische und 
praftiiche Beitimmung der Wirkungen des Friedens dienen. 

Nach allen diefen Richtungen, für alle diefe Fälle ift die innere 
Natur der Rechtsſätze die nämliche. Tas Pojtliminium kommt nidt 
nur außerhalb des Friedensſchluſſes, es kommt auch, abgeſehen von 
den ‚sriedensbejtunmungen, zur Anwendung. Der Grundgedanke, welcher 
die Lehre vom Poſtliminium trägt, tjt für beide der erwähnten Fälle 
der gleihe. Immer handelt es fi) darum, daß Perſonen, Sachen oder 
Verhältniſſe von der Gewalt des Feindes befreit find und im ihre alte 
Ordnung zurüdiehren. An dem einen Falle ijt die Rückkehr nur eine 
thatjächliche, und dag mwecjelnde Kriegsglück kann inöglicherweije zu er- 
neuter Störung der Rechtsordnung führen, in den andern alle üt 
durch den Friedensihluß die allgemeine Wicderberftelung der Red? 
vrdnung ausgejprochen, und es Handelt jih Darum, das allgemeine 
Princip des Friedens im Einzelnen zur Geltung zu bringen, auch für die 
Verhältniſſe, welche nicht ausdrücklich geregelt werden fonnten oder 
follten. Immer aber ift der Grundgedanke der, daß wohlermworbene 
Rechte durch feine einjeitige Willkür, durch feine feindliche Gewalt ver 
nichtet werden fünnen, daß die Gewalt allein dauernde Rechte nicht zu 
zu begründen vermag, daß Staatögewalt wie Privateigentdum nur nad 
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beitimmten Formen und Regeln des Völkerrechts erworben werden können.) 
Der Staat kann vorübergehend in der Ausübung feiner Gewalt be- 
fchränkt, der einzelne Bürger aus feinen im Occupationsgebiete befegenen 
Gütern verdrängt werden — das Recht jelbit bleibt ihm, es ift geftört 
und gehemmt, aber nicht verloren und vernichtet; jo bald die äußeren 
Hindernifje bejeitigt, erfteht e& wieder in voller Kraft; freilich lebt nur 
das Necht als ſolches wieder auf, nicht wird das in der Zwiſchenzeit 
vom Feinde thatſächlich Entzogene wiedererlangt. 

Dies ift die Bedeutung des jus postliminii. Der Etreit, ob das⸗ 
felbe eine „Fiction“ ſei, ift ein ziemlich gleichgültiger. Man bat fich 
daran gewöhnt, es fo zu bezeichnen, da im Römiſchen Rechte es regel. 
mäßig mit der fietio legis Corneliae zujammen genannt wird, auch jchon 
die Smititutionen von einer Fiction fprechen („fingit eum“ ete., Inst. I., 
12, 5). Für die Löſung praftifher ragen ift dies bedeutungslos. 
Ob man dies Recht ald Ausnahme von einer Regel betrachten, ob man 
legtere feithalten und eine Fiction annehmen, oder ob man vielleicht mit 
Javolenus (fr. 23, Dig. de a. vel o. p.) von einem jus singulare 
ſprechen will, — der juriftiide Kern der oben entwidelten Sätze iſt 
niemals der, daß das während der Lccupation Erworbene überhaupt 
nicht erworben fei, jondern daß hier der justus titulus fehlt und darum 
ein Bindicationdrecht des urjprünglich Berechtigten beiteht. 


1) Holgendorff (Encyliopädie ©. 1245; nennt Poftliminiun „die Gefammt. 
heit der die Thatſache der feindlichen Gewalt negierenden Wirkungen.” 

”, So Bovethius, Comm. 1. IV. Ueber die Ableitung war ſchon zu Ciceros 
Beiten Streit. Cic. Top. 8, vgl. Grotius III, 9, Annotata zu 31. Zu den An 
hängern der erfteren Anficht, welche die Endfilbe „liminium“ etwa wie daß „timus“ 
in „legitimus" betrachteten, gehörte der Juriſt Cerviug. — Pris. part XII. 
vers. Aen. Il!., 69; Plutarch, Quaest. Rom, c.V.; Dirksen, Manuale, 
p. 135; Forcellini, Lexicon, ed. de Vit {1868‘, IV., p. 756. Ueber weitere 
Erklärungen in dem Einne, daß zunädjft eine locale Bedeutung, demnächſt eine 
rechtliche angenommen wird, ij. Göttling, Geſch. der Röm. Staatsverfaflung, 
©. 117. Weitere Nachweiſe in den im nächſten Paragraphen angel. Schriften 
von Haſe ©. 9, von Young ©. 5b. 

2) Treffend Hall, Intern. law, $ 162: „The above rule is based upon 
what is called, by an unnecessarily imposing name, the right of postlimin., 
from a samewhat distant analogy to the jur postlimin. of Roman law. 
Properly it is difficult to see that the so vulled right has any ground for 
claimiug existence as such” etc. 

) Bluntſchli, Battel, Martend Bergbohm S. 516, Kent für die 
engere Faſſung des Begriffes. Tagegen bei. Phillimore 8539, Galvo 8 237, 
Halled XXXV. 54, wo E. 763 der enge Zuſammenhang zwiichen yriedensichluß 
und Boftliminium betont wird. 

) Hall a. a. D. Eine treffende juriſtiſche Ausführung, dat der Eroberer 
fefbft — durch die Friedensbedingungen, wonach er ein Gebiet „fich abtreten läßt“ - -. 
zugiebt, daß er zum Erwerbe noch eines Rectstitels bedarf. finden mir in 
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den Protokollen der Deutſchen Bundesverſammlung 1838, S. 6 1. Bel ud 
Bando, de Ranneval, Bhillimore ©. 785, N. 9. Ueber die im Uebrigex 
jehr vericdhiedenen Berjuhe das Boftliminium zu begründen „Yrlicht der Simsten, 


u 


das Eigenthum zu ichüen, souverainete des nations ete., ĩ. Bartela x . r 
&alvo 32978; ridtig Hefiter, Basquale Fiore. S. auch Halleck 33,3 


$ 181. 
Geihichte des Begriffes. Das Römiſche Redt. 


Xiterarur und Berwetfungen: Cujacıus, Obs. IV. 9, XL 3, XXVL2. 
XXVIL 3 1 j. w. — Puchta, Juſtitut. I. SS 220, 223, 211. — Soße, 
Iuftitut., 35 24. 51. — Dirffen, Berm. Schriften J. 218. — Bruns. 
Kt. Schriften L, 48. — Pernice, Labeo I. ©. 358350 jehr reichhaltig‘. 
Haſe, Das jus postliminii 11851). — Young, De jure postliminii quod 
en res pertinet Tifjert. Berlin 1854). — Bechmann, Das jus postliminii 

13, behandelt nur das perfönliche Boftliminium). — Quellen: GajusL, 
s =. Inst. £. 1235, IL, 1 $ 17, Dig. XLLX, 15, Cod. VIIL, 51. Cod. 
Theodos. XV., £ — Berzeichniß der Quellen bei Haie €. 243 ff. 'woyu 
fr. 10 Dig. XXVIIL, 3 Hinzuzufügen if). 


Es it hier miht möglih, eine ausführliche Togmengejchichte in 
Bezug auf dag Poftliminium zu geben. immerhin dürfte einleitung:- 
weile auf die Grundjäge des Römiſchen Rechts hingewieſen werden müjlen. 
Tiejelben finden zwar befanntli im heutigen Völkerleben keine An: 
wendung mehr, die Lehre jedoh hat ſich im Anſchluß an Dieielben 
entwidelt. 

Tas Altrömiihe Kriegsredt erfannte den Grundſatz an, daß dem 
‚seinde gegenüber die Uccupation von Perjonen und Sachen im volliten 
Umfange erlaubt jei. Bar doch dies die Anjchauung, die das ganze 
Alterthum, Urientalen, Griechen und Römer beherrjchte.!) Der gefangene 
Feind wurde Sklave, die genommene Sache verfiel dem Sieger zu un 
beijchränftem Eigenthum. Die ſcharfe und folgerichtige Anwendung 
dieſes Satzes mußte auf Schwierigkeiten ſtoßen, wenn das wechſelnde 
Kriegsglück eroberte Sachen wieder in die Gewalt der Römer, gefangene 
Bürger zu den heimathlichen Penaten zurückführte. In dieſem Falle 
nahm man an, daß der befreite Römer, ſowie daß beſtimmte Gegenſtände 
in ihren früheren Zuſtand zurückkehrten, gleich als ob er niemals unter 
brochen gewejen wäre. Das Recht, wodurd der freigewordene Gefangene 
feine frühere Stellung, bejtimmte Saden ihren früheren Herrn wieder 
erhielten, nannte man Roftliminium. Zunächſt bezeichnet postliminium 
redire fediglid die Rückkehr nah Rom oder in die Heimat mit der 
daran gefnüpften Folge, daß Alles wieder in den alten Stand kommt. 
Der Freie wird wieder frei, der Deportirte wieder Ddeportirt, die 


Geſchichte des Begriffes. Das Römische Recht. 827 


geitohlene Sache wieder res furtiva und ujucapionsunfähig.?) Dem 
zurüdgelehrten Bürger werden alle Rechte reitituirt, an Sachen leben 
alle Rechte wieder auf, kurz, der Zmwilchenzuftand wird als nicht vor- 
handen angejehen. Es erfolgte aljo nicht nur Zurüdgabe, fondern das 
Poftliminium übte eventuell auch rüdwirkende Kraft. Cntichieden ift jept 
durch die Heimkehr, was als in der „Schwebe” befindlich betrachtet 
werden konnte, daher man auch die ‚solgen der Kriegögefangenjchaft mit 
der hereditas jacens zujammenftellte.”) Die Folgen diejer Rückkehr find 
aber feine durch Fictionen künftlich bergejtellte.e Sie regeln ſich viel- 
mehr aus den Grundſätzen des Römiſchen Staatsredhts und aus dem am 
Schluß de3 vorigen Paragraphen angedeuteten Gedanken, daß dem Erwerb 
dur” occupatio bellica der justus titulus fehle. Erſt jeit der geit 
Julians tritt der Gedanke der Fiction in den Vordergrund, melden die 
Juſtinianiſche Geſetzgebung aufgenommen hat.*) 

Am genaueiten Hat Paulus das Weien des Römiſchen Poſt⸗ 
liminium gelenntzeichnet: 

„Postliminium est jus amissae rei recipiendae ab extraneo et 
statum pristinum restituendae inter nos ac liberos populos regesque 
moribus ac legibus constitutum. Nam quod bello amisimus aut etiam 
citro bellum, hoc si rursus recipiamus, dicimus postliminio recipere. 
Idque naturali aequitate introductum est, ut, qui per injuria ab 
extraneis Jdetinebatur. is, ubi in fines suos rediisset, pristinum jus 
suum reciperet.“ 

Hierin iſt zugleich gejagt, daß das Poltliminium nur im Kriege 
mit anderen Völkern, nicht 3. B. im Bürgerkriege, Anwendung findet.°) 

Im Einzelnen war nun die Wirkung des Roftliminium eine ſehr 
verjchiedenartige und hat zu mannigfachen Unterjuchungen Anlaß gegeben, 
die und bier zu weit führen würden. Es mögen jedoch die Grundzüge 
der Lehre mit ein paar Worten hervorgehoben werden. Die Tuellen 
bieten eine reiche Auswahl von Enticheidungen, welche uns die wieder⸗ 
belcbende Kraft des Poſtliminium zu vergegenmwärtigen geeignet find. Tiefe 
äußert ſich zunächit hinfichtlicd der Perjon, indem ſich das Poſtliminium 
auf die Standesrechte, samilienrechte u. j. w. eritredt.e) Kehrt der ge- 
fangene Hausvater zurüd, jo lebt die patria potestas wieder auf, mit 
allen ihren vermögensrechtlihen Wirkungen, fehrt der Hausjohn zurüd, 
fo erfolgt der juriftiich jehr viel einfachere Wiedereintritt in Die väter: 
lihe Gewalt; kehren Vormund oder Mündel zurüd, jo Icbt die Vor⸗ 
mundichaft wieder auf, aber ohne rüdwirkende Kraft. Aber auch Sachen 
werden von dieſem Rechte der Rüdziehung ergriften, und zwar find une 
verichiedene Verzeichniſſe ſolcher überliefert, Grunditüde fielen in das 
— am leidhtejten nachweisbare — Eigenthum des früheren Herrn zurüd, 
aber aud alle dinglichen Rechte daran (Piandredt, Servituten) lebten 
wieder auf. Bon beweglichen Sachen fehren in das Eigenthum zurüd: 
Kriegs: und Transportſchiffe (naves longae et onerariae), Saumtbiere, 
Pferde und das Heergeräth, jelbitverjtändlih auch Sklaven und Skla⸗ 
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vinnen. Folgerichtig fielen auch die von leßteren in der Gefangenſchaft 
geborenen Rinder jure postliminii dem Herren der Mutter zu.?) 

Das antife PBoftliminium der Römer konnte bereit? im Mittelalter 
nicht mehr zur Anwendung gebracht werden, weil die Kriegögefangen- 
ſchaft nicht mehr die perjönlichen Rechte der Kriegsgefangenen zeritürte. 
Die Erörterung diefer Tragen fand trogdem immer im Anjchluß an das 
Römische Recht ftatt und wurde von den Pandektiften zu den oben auf. 
geführten Titeln der Anftitutionen und Digeften geboten. Sehr eifrig 
icheint man fi mit diefem Gegenftande im UWebrigen nicht beichäftigt 
zu haben. Das kanoniſche Recht hebt zivar bei feiner Begriffsum- 
grenzung des Völkerrechts (Dist. 1, qu. 9) die „postliminia* hervor, 
aber die Gloſſen geben dazu nur ganz unbedeutende Erläuterungen. 
Daß eine ziemliche Unklarheit herrſchte, geht deutlich aus dem erften 
Sate von Hugo Grotius hervor: „.. et de postliminio nihil ferme 
sani prodiderunt hi qui retro actis saeculis juris cognitionem professi 
sunt. Accuratius haec res a veteribus Romanis tractata est, sed saepe 
confuse nimis ete.“ (II., 9, $ 1).) Immerhin begann man, wenn 
auch meiftentheilg unter Verwerthung der aus dem Alterthum entnommenen 
Fälle, diefe Lehre eingehend zu erörtern, jo 3. B. au Gentilis IIL, 17, 
Ayala in feinem „Jus belli ac paeis.“?) Allerdings wußte man auch jetzt 
noch, troß der das Beuterecht einſchränkenden Umgeftaltung des Kriegsrechtes 
fih nicht anders zu helfen, um dem Eigenthümer fein Eigenthum wieder 
zu verichaffen, als durch die Sätze der Römiſchen Auriften, eine interefjante 
Illuſtration für den Einfluß des Römiſchen Rechtes auf die Europäiſche 
Welt!) 

Aber auch der enge Zufammenhang im Entwidelungsgange dieier 
Lehre mit den Wandlungen der ftaatsrechtlihen Anschauungen muß be 
achtet werden. Wenn man fid) immer noch an das Römiſche Recht 
hielt, jo war dies natürlih in jener Epoche, die ja befanntlich überall 
eine Vermiſchung ſtaats- und privatrechtlicher Anſchauungen aufwies, die 
ein öffentliches Necht noch nicht kannte. Darf es und wundern, daß in 
diejer Zeit auch die Unterwerfung der Völker und die Wiederherftellung 
geftörter NRechtöverhältnifje nach dem Kriege mit dem civiliftifchen Maß- 
Itabe gemefjen wurde, da man ja auch die Stellung des Regierung? 
nachfolgerd zum Vorgänger in jolcher Weife behandelte? Ulle Anord 
nungen des vecupirenden Yeindes unterliegen hiernach folgerichtig der 
aufbebenden Kraft des Poftliminiums, und die Gefährlichkeit diefer Auf 
faffung wurde nur dadurch gemildert, daß man lebtered eben nur außer: 
halb des Friedens anerkannte, fonjt aber jo eingehende Normen auf 
ftellte, wie fie 3. B. der Ryswicker Frieden Art. XLVI. enthält. 

Die Bedenflichkeit der gefennzeichneten Anfchauungen jollie der 
Melt durch ein Ereigniß klar werden, welches wie fein anderes für die 
Entwidelung Diefer Lehre von Bedeutung war, durch den Fall der 
og. Weſtphäliſchen Domänenfäufer und der Heſſen-Caſſelſchen Staats 
capitalien (vgl. $ 187). Das Königreih Wejtphalen, durch Napolcon? 
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Gewalt begründet, verſchwand 1813 in Folge des Sieged von Xeipzig 
aus der Reihe der Staaten, und die früheren Fürſten wurden wieder 
eingejeßt. Dieje betrachteten num die fiebenjährige Zmwifchenregierung als 
eine blos uſurpatoriſche und glaubten die Rechtöbeftändigkeit der von ihr 
vorgenommenen Handlungen nicht anerkennen zu müflen. Die vieljeitige 
Erörterung der Tragen in der Prefie und die einjchneidende Bedeutung 
ihrer Beantwortung für das Rublicum und jein Vermögen zeigte fo 
recht, wie die alte „poſſeſſoriſche Auffaſſung“ der Tinge vor der modernen 
Gedankenreihe der jtaatsbürgerlihen Epoche weichen mußte. Ein Sturm 
der Entrüftung ging durch Deutichland, als die reftaurirten Fürften das 
während der Zwiſchenregierung rite veräußerte Staatseigenthum fich 
fraft des „Poſtliminium“ aneignen wollten. Dieſes Ereigniß belehrte die 
Welt, wie die Fälle der Ufurpation und Occupation jcharf zu fcheiden 
feien und wie man für den erjteren nicht die Grundjäge vom Poftliminium 
in Anwendung bringen könne. Uber noch weiterhin wirkten dieſe Er- 
eignifle klärend, indem fie zur Erkenntniß bradten, daß auch unter 
fremder Occupation der Staat mit feinen taujendfältigen Bedürfnifien 
fortleben und daß in Folge deſſen auc die AnwendAng des Boitliminium 
auf Negierungshandlungen vielfadhe Einſchränkung erleiden müfle. 

Es ift richtig, daB der Kernpunct uunſerer Xehre hierdurch ver- 
ihoben war und diejelbe jegt jtets im Zuſammenhang mit der „Zwiſchen⸗ 
berrichaft“ behandelt wurde. Trohdem erhielt die Willenichaft durch 
Erörterung diefer Fragen reiche Förderung, inebejondere durch die Re- 
ferate in der Deutichen Bundesverjammlung und die feinjuriftiichen Ab⸗ 
Bandlungen Pfeiffer's (vgl. Literatur zu $ 187). Cine monographifche 
Beurtheilung der gejammten Poſtliminiumslehre vom völferrechtlichen 
Standpuncte erfolgte jedoch nicht, während in wenigen Sahrzehnten 
drei Monographien über das Römiſche Poftliminium erjchienen! Mit 
feinem juriftiichen Tacte und großer Sachfenntniß verjucdhte dann PBhilli- 
more dieſe Lehre zu erfallen, und enthält bereits die 1. Auflage jeines 
Wertes die ausführlichite Behandlung diefer Yehre in der neueiten 
Beriode. Faſſen wir neben der Theorie die Gerichtzpraris ind Auge, 
jo verdienen insbefondere die Rechtsiprüce der Amerikaniſchen Gerichte, 
welche gerade PBhillimore in ausgedehnten Maße vermwerthet, ſowie 
die Entſcheidungen des Frauzöſiſchen Caſſationzvofes nah 1870 Her- 
vorhebung (f. a. S 184). 
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) Fr.5 $1 Dig. XLL, 1, Fr. 17, Inst. IL, 1, Gajus ID. S 69, IV. 
86. Ueber die Orientaliihen Anſchauungen vgl. Michaelis, Mojaifches Recht J. 
254 ff. (5. Mof. 20), über die der Hellenen Jl., IX., 328, Polyb. IV., 67, Gilbert, 
Griechiſche StaatsalterthHümer, 1885, II, ©. 396, über die der Römer Osen- 
brüggen, De jure belli ac pacis Romanorum, 1836, ©. 4 ff., Sell, ?ie 
Necuperation der Römer, 1837, Müller-Joch mus, Geſchichte des Völlerrechts 
im Alterthum, 1848, ©. 131 ff. 

2) Fr. 12 $ 15, Fr. 27 Dig. XLIX., 15. Citate bei Bernice, R. 5 fi. 

3) Vgl. Better, Pandekten I, 8 35, Beilage; au) Behmann jpridt 
von „Schwebe” (vgl. bei. ©. 83). 

% Inst. I. 1285, 1.1817, Fr. 16, 18 Dig. XLIX., 15 (Ulpian), Fr. 12, 
Dig. XXVIIL 1, (Julian). ©. bei. Bernice, N. 66. Bgl.auh Behmann$ 12, 
IV., Abſ. II. V. S. 79. (Demelius, Redtsfiction, ©. 75 ff. — berührt übrigens 
das Poſtliminium nicht.) 

59) Cujac., Observat. lib. XXVL, 2, Hafe ©. 20 ff. 

® Sehr ausführlih über das Bofiliminium hinſichtlich des paterfamilias 
Behmann ©. 15 ff. (und die Stellung des Hausjohnes in der Zwiſchenzeit 
©. 27), das des Hausjohnes ©. 34, des VBormundes, Mündeld ©. 43. Ueber die 
Wirkung des Poftliminiums auf die Ehe f. ebenda ©. 44 und Haje ©. 8. 
Nah) der ftets mit Ddiejer Lehre zufammen erörterten fictio legis Corneliae 
wurde angenommen, daß die in feindlicher Gefangenſchaft Berftorbenen in Be 
ziehung auf ihre Beerbung und in Beziehung auf Iehtwillig angeordnete Bor- 
mundjchaften, jo behandelt werden jollten, wie wenn fie al3 Römijche Bürger 
verftorben wären (die „Rüddatirung” bes Todes ftammt nicht vom Geſetz — Fr. 12 
Dig. XXVII. 1 — fondern von der Jurisprudenz. Bgl. Behmann ©. Sf. 
Hafe ©. 180 ff.) 

5) Fr. 20 Dig. I. 5, Haje ©. 158. Ueber einen andern Fall (Anſpruch des 
in der Gefangenichaft geborenen Kindes einer statulibera) j. Behmann ©. 51; 
Verzeichniffe von Gegenjtänden bei Cicero und Feſtus, |. auh Puchta, Inſt. 
a. a. 

®) Ayala, De jure et officiis belli I, c. 5, 8 33 ff. 

») Sn der folgenden Zeit wurde der Ausdrud „postliminium“ oft in ganz 
jeltjamer Weiſe verwendet, jo 3. B. behauptet, da3 „jus sacrorum“ ſei ben 
Deutihen Fürften durch „postliminium“ zurüderworben. Eine dieſe Anfidt 
widerlegende von einem Sejuiten herrührende Heidelberger Diflertation von 1757 
Gallade, Fictum postliminium juris sacrorum per instr. pacificationum 
imperii principibus restituti. Xn wieder anderer Bedeutung z. B. J. T. Werner 
vom Jure postliminii der Deutiden Auswanderer zc., Lemgo 1801. 

10) „It must be regarded as a striking illustration of the sway of Roman 
law over the European mind, that the lawyers have taken this road to help 
the first owner to his property after recapture.“ (Woolsey p. 258.) 
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Das Preußiſche A. L.R. enthält einige, aber auch nicht erjchöpfende 
Beitimmungen,*) das Franzöſiſche Recht fchweigt, das Sächſiſche und 
Deiterreichiiche bürgerliche Geſetzbuch überlaffen, ausweislich der Motive, 
diefe Fragen ausdrüdfich dem Völkerrecht,“) ebenfo verfährt der Entwurf 
eines bürgerlichen Gejegbuches für das Deutfche Reich,‘) und ein forg- 
fältiges Studium der in der Anmerkung aufgeführten Gejeßeöquellen und 
Commentare iſt vielleicht geeignet, den Leugnern bes Völkerrechts zu 
bemweifen, daß das Beitehen eines folchen wenigitend von den großen 
Geſetzgebungen unferer Zeit vorausgefeßt oder anerfannt wird. 


) Bon einem firhenredtlichen Poftliminium kann nicht wohl geſprochen 
werden, wie e8 3. B. die in $ 181, N. 9, citirte Differtation thut. Wan könnte 
höchjteng etwa an die Reconciliatio einer durch Blutthaten polluirten Sirde, 
benten (Hinſchius, Kirdhenredht IV., 1, ©. 328). Für das firdhliche Gebiet 
gelten, weil öffentlich -rechtliches Gebiet, die völkerrechtlichen Sätze, daß ſich 
durch Eroberung an den Eigenthumsverhältniffen nichts ändere, nad) der unten 
8 184 citirten Entſcheidung des Deutſchen Reichsgerichts, nicht. 

2) Hallam, Histoire de la litt. de l’Europe, 1840, III, 309. Bgl. 
Brodhaus im Rechtslexikon IIL., 99. 

») H. Grotiusl. c. 88 15. 19, Heffter $ 189. 

9) A. L.R. 1, 9, 88 198, 199. „Unbewegliches Eigenthum ift niemals em 
Gegenstand der Beute. Bewegliche Sachen, die der Feind meggenommen und 
veräußert hat, kann der vorige Eigenthümer gegen Critattung desjenigen, was 
dafür gezahlt worden, zurüdjordern.” Vgl. die Erläuterungen zu diejen Para- 
graphen und dem ganzen V. Abjchnitt von I., 9, insbej. bi Koh, AU.L.R., 1884, 
I., ©. 521, Rönne, Ergänzungen zum A. UR., Klein IL, ©. 218, Gans, 
Beiträge J. S. 155. Fälle: Striethorft, Ardiv, Bd. 53, ©. 316. Bd. 82, 
©. 166. Erörterung der ragen: wie lange zurüdgefordert werden Tann, von 
wen, was Rechtens jei, wenn die Sache verbraucht und was, wenn fie mit Bor- 
theil weiter veräußert, vgl. Rönne a. a. DO. und das Schreiben de3 Oſtpreuß. 
Prov.-Departement3 vom 8. Mai 1808 — Rabe IX., S. 195 — betr. den von 
den Bürgern einzuziehenden Nachſchuß für das vom Feinde unter den Yactorei- 
preifen erlaufte Salz. 

> Code civil 2279. Motive und Erläuterungen zu $ 232 des Sächſiſchen 
GB. (für dag ältere Recht ſ. Haubold 8 181, N. d.). Oeſterr. B. G.B. 8 402 
(Dienftreglement vom 9. Aug. 1873, 391, 2., Mil.-Str.-G.-B. 264, 492 fj., 733). 
Vgl. Stubenraud, Gommentar I, ©. 495. Ueber den nicht mehr anwend- 
baren Sat des Bayr. L. R. IL, 3, 5 6, ſ. Roth, Syſtem des Bayr. Privat. 
rehts II., €. 171, 8 140. Reyſcher, Württemb. Recht, 3 289. Außerdem 
Befeler $ 89, Stobbe Bd. I., ©. 591 u. j. w. 

° Motive zu dem Entmwurfe eines bürgerlichen Gejephuches für das Deutjche 
Reich Bd. IIT., ©. 370. („Zu einer Regelung :c. ... iſt ohne Zweifel das 
bürgerliche Geſetzbuch nicht der geeignete Ort“) 
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Das Preußiſche AU. 2.-R. enthält einige, aber auch nicht erichöpfende 
Beitimmungen,*) das Franzöfifche Recht ſchweigt, das Sächſiſche und 
Deiterreichifche bürgerlihe Geſetzbuch überlaffen, ausweislich der Motive, 
dieſe Fragen ausdrüdlich dem Völkerrecht,“) ebenfo verfährt der Entwurf 
eines bürgerlichen Gejegbuches für das Deutfche Reich,“) und ein forg- 
fältige8 Studium der in der Anmerkung aufgeführten Geſetzesquellen und 
Commentare iſt vielleicht geeignet, den Leugnern des Völkerrechts zu 
beweifen, daß das Beitehen eines foldhen wenigitend von den großen 
Geſetzgebungen unferer Zeit vorausgefeßt oder anerkannt wird. 


1) Bon einem firchenrechtlihen Poftliminium Tann nicht wohl gejprocen 
werden, wie e8 3. B. die in $ 181, N. 9, citirte Differtation thut. Man könnte 
höchftend etwa an die Reconciliatio einer durch Blutthaten polluirten Kirche, 
denen (Hinfhius, Kirchenrecht IV., 1, ©. 328). Für das kirchliche Gebiet 
gelten, weil öffentlich -rechtliches Gebiet, die völferrechtlihen Sätze, dab ſich 
durch Eroberung an den Eigenthumsverhältniffen nichts ändere, nach der unten 
8 184 citirten Entſcheidung des Deutſchen Reichsgerichts. nicht. 

2) Hallam, Histoire de la litt. de l’Europe, 1840, III., 309. Bgl. 
Brodhaus im Rechtslexikon III, 99. 

») H. Grotius |. c. 88 15. 19, Heffter $ 189. 

) A. L.⸗R. J., 9, 88 198, 199. „Unbeweglicdhes Eigentum ift niemals ein 
Gegenitand der Beute. Bewegliche Sachen, die der Feind weggenommen und 
veräußert hat, kann der vorige Eigenthiümer gegen Erftattung desjenigen, was 
dafür gezahlt worden, zurüdfordern." Vgl. die Erläuterungen zu diejen Bara- 
graphen und dem ganzen V. Abjchnitt von I., 9, insbeſ. bei Koh, A. L.R., 1884, 
1., ©. 521, Rönne, Ergänzungen zum A. L.R., Klein IL, ©. 218, Gans, 
Beiträge I., ©. 155. Fülle: Striethorft, Ardhiv, Bd. 53, ©. 316. Bd. &2, 
S. 166. Erörterung der Fragen: wie lange zurüdgefordert werden kann, von 
went, was Rechtens jei, wenn die Sadje verbraucht und was, wenn fte mit Bor: 
theil weiter veräußert, vgl. Rönne a. a. DO. und das Schreiben bes Oſtpreuß. 
PBrov.-Departement3 vom 8. Mai 1808 — Rabe IX., ©. 195 — betr. den von 
den Bürgern einzuziehenden Nachſchuß für das vom Feinde unter den Factorei— 
preilen erfaufte Salz. 

) Code eivil 2279. Motive und Erläuterungen zu 8 232 des Sächſiſchen 
G.B. (für dag ältere Recht |. Haubold 8 181, N. d.). Oeſterr. B. G.B. 8402 
(Dienftreglement vom 9. Aug. 1873, 391, 2., Mil.Str.&.8. 264, 492 ff., 733). 
Vgl. Stubenraud, Commentar I, ©. 495. Ueber den nicht mehr anwend- 
baren Sag des Bayr. LR. IL, 3, 8 6, j. Roth, Syitem des Bayr. Privat- 
rechts II., ©. 171, 8 140. Reyſcher, Württemb. Redt, 8 289. Außerdem 
Beieler 8 89, Stobbe Bd. II, ©. 591 u. ſ. w. 

*% Motive zu dem Entmwurfe eines bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche 
Neih Bd. IIT., ©. 370. („Zu einer Regelung :c. .. ift ohne Zweifel das 
bürgerliche Gejetbuch nicht der geeignete Ort“.) 
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Borausfegungen und Anwendungsfälle des Poftliminium. 


Literatur: Bluntfhli SS 728—7%0. — Martens (Üeberf. v. Bergbohm) 
II. ©. 546. — Hall 8 165. — Halleda.a. O. 886. 10, 11. — Woolſey 
a. a. D. — Battel 88 207, 208, 211—216. — Calvo 88 2984 —2487. 


Das Poitliminium tritt zunächft ein in dem Falle, dab eine tenıpo- 
räre Beſetzung eines Gebietes durch den Feind, eine Occupation, aufhört. 
Dies kann, abgejehen von Friedensſchluſſe, auf verfchiedene Weile ge- 
fhehen.!) Gntweder entfernt fich der Feind von jelbft aus dem beſetzten 
Gebiete oder er wird durd die Bevölkerung des Landes verjagt: cr 
wird dur Die legitime Regierung und deren Alliirte oder durch eine 
dritte Macht vertrieben. In allen Fällen ftellt ſich die zerftörte Rechts⸗ 
ordnung wieder ber, aud) erlangt, abgejehen von dem lebten Falle, Die 
frühere Regierung die Staatsgewalt wieder. 

Bojtliminium bei Alliirten. Daß das Poſtliminium gegenüber 
Alliirten Plab greift, kann als unzweifelhaft gelten. Die mit une 
Berbündeten find mit uns eind. Es iſt aljo gleichgültig, ob cin Terri- 
torium durch ihre Kriegsmacht oder durdy die unjere von Feinde befreit 
wird. Wenn Perjonen, Sachen oder Einrichtungen unter die Gewalt 
unjerer Verbündeten gelangen, jo ift das jelbitverjtändlich ebenjo gut, 
als ob fie in unfere Gewalt kämen.?) 

Pojtliminium bei Befreiung durch eine dritte Madıt. 
Etwas anders aber liegt nun der leßtere Fall, der der Befreiung des er: 
oberten Landes durch eine dritte Macht, welche weder die rechtmäßige 
Staatsgewalt des befreiten Yandes, noch ein Bundesgenoſſe desſelben ift. 
Hier verjteht fih die Wiederbelebung der früheren Verfaſſung und Re 
gierung des Landes — man fieht, es handelt ſich hier ſtets um das 
Roftliminiunm des öffentlichen Rechte ---- nicht von jelber. Bielmehr iſt 
— nah Bluntihli se Formulirung — Die befreiende Macht, welche 
inzwijchen die Kriegsgewalt handhabt, berechtigt, bei der neuen Reguli⸗ 
rung der öffentlichen Zuftände mitzuwirken. Denn die fremde Macht, 
welche ihre Kräfte an die Befreiung jenes Yandes ſetzt, das nicht mehr 
im Stande ift, fich jelbit zu befreien, hat ipso facto ein gewiſſes Recht, 
daß die Neuordnung der Tinge mit Berüdfichtigung auch ihrer politischen 
Intereſſen erfolge. 

Die Erörterung diefer Rechtsfrage knüpft jtets an cinen Fall der 
Europäiſchen Ztaatsprarie aus dem Anfang dieſes Jahrhunderts an. 
Bei der Eroberung Italiens durch Napoleon wurde auch die Republik 
Genua 1797 niedergeworfen und 1805 dem Vicekönigreich Italien ein- 
verleibt. Am 26. April 1814 erfolgte durdy eine Engliſche Flotte unter 
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sequently the Genoese territory as a French province, conquered from the 
French government which as regarded them had become the sovereign of 
Genoa. But England stood in no such position: in her eye the republic 
of Genoa still of right subsisted. Genoa ought to have been regarded by 
England as a friendly state, oppressed for a time by the common eneny, 
and entitled to reassume the exercise of her sovereign rights as soon as 
that enemy was driven from her territory by a friendly force.“ GBgl. 
Mackintosh’s Miscell. Works, p. 703, Hall, Intern. law, ©.420.) Bluntjäli 
8 729, erwähnt auch die Verhandlungen Preußens mit dem Herzog von Auguſten 
burg über Scleswig-Holftein, worüber Verf. fi) der Bemerkung Halls €. 42, 
Note 1, anſchließt. 

) Battel 8 208. Auch Phillimore III, $ 404, ©. 606, Teugnet de} 
Poftliminium für Neutrale. Yälle: The Sophia, 6 Rob., Rep. p. 138, The 
Amistad de Rues, 5 Wheaton, Rep. p. 3%. 

>) Einen Fall diejer Art vgl. in Seuff.'s Archiv AIL., Nr. 147. (Erd 
O.“H.G. Mannheim vom 12. Februar 1857.) 


$ 184. 
Arten des Poftlimininm. 


A. Das perfönliche Poftliminium (Straf rechtliches 
Boftliminium). 


Literatur und VBerweijungen zu SS 184—186: Bluntihli SS 737 fi. — 
Heffter SS 189, 190. — Klüber, Bölferredt, S 258. — PBhillimor: 
©. 812 ff. -- Calvo 8 2980 ff. — Litta, L’oceupazione, ©. 48 fi. — 
Meermann, Recht der Eroberung, 1774; Rechtliche Bemerkungen über da: 
Necht der Eroberung und Erwerbung im Kriege, 1814. — Bfeiffer, Rei 
der Striegseroberung, 1823. — Fälle aus der Praxis zu SS 184—1%: 
Aus Alterthum und Mittelalter: Quinctiliani institutioues 


oratoriae, V., c. W. — Bourdon, De chirographo Thessalorum, citir 
bei Bfeiffer, Kriegseroberung, €. 175. Weiteres ebenda ©. 178, Noted. — 
Polybii Hist. exc. 55. — Dio Cassius, Hist. rom. lib. 41, c. 50, vgl. 


Cocceji, Diss. de jure vietoriae, $ 33. — 9. Grotius UI, 83.4, 85. 
— Alb. Gentilis III, 5. — Papouius, Recueil d’arrets notables des 
cours souveraines de France V., 6, No.2. — Ph. Decins, Consilia, c. 3. 
— Matthaeus de Afflictis, decisiones Neapolitanae, No. 150. Nähere: 
hierüber bei Pfeiffer a. a. D., ©. 165— 237. — Ueber den Heſſen-Caſſel⸗ 
Fall vgl. unten S 187. — Neuere Engliſch-Amerikaniſche Braris: 
Pitt Cobbet, Leading-cases, S. 104 ff., 135 ff. — Bay's Reports uf 
cases II., 299. -- Dodson s Adnı. Rep. I., 249, 396, 451. — Durnford 
and East’ s Rep. VIII. 548 (Pottsv. Bell). — Edward's Adm. Ber. 
I., 60 (Nuestra Seiiora de los Dolores). — Gallison’s Rep. (Boston 1845 
II., p. 500 ff, — Johnson’s Rep. XX., 213. — Maule and Selvyn» 
Rep. VI., 92 ff., 1814—1829 (Wolffv. Oxholm\. — Peter's Rep.VI. 
S6 ff., IH., 100, 157 ff. — Robinson’s Adm. Rep. I., 180, 196, IV.. 5. 
V.. 105. — 7 Jurist, N. 5. 350, 1860 (Wäadeer v. East India-Company . 
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insbej. aber ((reenhood, The doctrine of public policy in the law of 
contracts. (Chicago 1886.) €. 370—80, Curti’s Reports of decisions in 
the Nupreme Court of the U. St., I. 103, IV. 391, V. 503 ff., VIL 332, 
und Knapp s Rep. of cases argued and determined before... H.M.M.H. 
Privy Council, 1829—1836, I, 345 ff,, IL, 23, 51, 295, 301, 364 ff. (vgl. 
Bhillimore, Halled, Kent, Comment.) — Reichsgerichtliche Ent- 
iheidung, III. Sen. 343,85, 9. April 1886: Bolze, Praxis des D. R.G. 
in Eivilfahen, Bd. III. Frühere Deutfche Enticheidungen find mehrfach in den 
zu 8 187 angeführten Werfen citirt. — Entfheidungen Franzöſiſcher 
Gerichte: Antereflanter Fall einer Verfügung Napoleond mährendb der 
100 Zage, 1815, Journal des debats etc. vom 26. März 1823. Rad) dem 
Kriege 1870/71: Daltoz 1871 I. (80, 262) 358, II. 132, III. 2, 187211. 
229, 1873 I. 159, I. 7, III. 7, 1874 I. 261, I. 177, III. (4, 19) 45, 1875 
I. 164, 209, 245, 299, II. 204, III. 101. Weitere Citate 1875 L. p. 126, 
Note 2. Bergl. auch oben $ 144 ff. 

Literatur und Berweijungen zu 8 184: Heffter 8 189. — Bluntſchli 
8 609 ff. 737. — Wheaton IV., 2, 8 15. — Calvo 2922, Grotius 
III., 8. 9, 13. — Vgl. auch die zu 8 182 angeführte Schrift Bechmann's. 
welche lediglich die Rechtsverhältniſſe der Gefangenen während der Gefangen⸗ 
ſchaft und nad der Rückkehr nach R. R. unter Verwerthung der Begriffe 
„Schwebe“ und „Rüdziehung“ behandelt. 


Das Römiſche Recht kannte eine doppelte Art des Poſtliminium, ein 
perſönliches und ein ſachliches. In erſterer Hinſicht muß der Römiſche 
Rechtsbegriff als völlig antiquirt erſcheinen, nachdem die Anſchauung, 
welche im Kriegsgefangenen den Sklaven ſah, geſchwunden iſt. Nach 
Römiſchem Rechte erlangte der Freigewordene alle Rechte wieder, ward 
wieder Träger des patria potestas, Vater ſeines Hauſes und Gatte ſeiner 
Gattin. Wenn das Römiſche Recht für die Ehe einen neuen Conſens 
gefordert zu haben ſcheint, ſo war ſolche Beſtimmung bereits durch die 
chriſtliche Kirche (C. 34 4. 1. 2.) umgewandelt worden: im modernen 
Rechte aber hätten alle derartigen Sätze keine Bedeutung, jo wenig wie 
die über den Beginn des Poſtliminium, den Ausichluß gewiſſer Perjonen 
von diefem Beneficium u. ſ. w. So hat man wohl die Aufitellung einer 
Begriffsfategoric, wie dir des postliminium personarum, zumeilen für völlig 
unnüg erllärt. Und doch fünnen auch wir von einem jolchen, wenn aud) 
in ganz anderem Sinne, als die alten Römer, jprehen. Na, es dürfte 
vielleicht dieje Kategorie weiter zu fallen jein, als cs gewöhnlich geichiebt. 

Auch Heute bezeichnet das postliminium personarun die Nüdtehr der 
Perſon zun vollen freien Genuß der durch die Nriegenoth juspendirten 
Befugniſſe. Dieſe legteren find eben nur juspendirt, nicht erloihen: Tas 
moderne Poſtliminium bedeutet nicht Niederberitellung des Rechtes, jondern 
nur Befeitigung der Hemmniſſe; alle perjönlichen Rechte, an deren Aus» 
übung der Striegegefangene gehindert war, können nun wieder frei von 
ihm ausgeübt werden. Wejentlich aber iſt, daß fein Recht während der 
Gefangenſchaft überhaupt nicht aufgehoben war. Ter Kriegsgefangene 
kann einen Verwalter bejtellen. Güter veräußern, fann über ſein Ber- 
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mögen unter Xebenden oder Durch legten Willen verfügen ZSı wa 
alle dieje jeine Nechte mwabrnebmen kann, wird lediglich vor der im: 
fächlichen Verhältniſſen und von den Geſetzen des Teindlicher Sum: 
abhängen. So ipriht 3. B. S 44 des Deutiden Reihimilipiys 
ganz allgemein „Nriegsaefangenen und Geijeln”, jo lange dieſetber ib a 
der Gewalt des indes befinden, die Befugniß des Miliärenceeee 
zu. Es bedarf beute feiner Action, um dem Kriegsgefangener die u 
ländijchen bürgerliben Recdte zu erhalten. Diejelben geben iberkem 
nicht verloren; es kann. wenigitens für Erhaltung der Rrivamche. 5 
der Zwiſchenzeit gelorgt werden. und der volle Genuß aller Rede m 
durch die Befreiung von jelbit ein, der perſönliche Stame ıı mE 
Augenblid der Nüdfehr an unverändert. Während der Kriensgeiangee 
nach früheren Anicbanungen ein Unfreier war, gilt er im modernen Rede 
einfach als Abweſender, und es fommen auf ihn die zahlreichen Grm 
füge in Anwendung. welche das Privat: und Proceßrecht birikılih 
der Behandlung Abwejender aufjtellt. 

Während day Geſagte bauptiächlich die privatrechtlichen NRerbälmite 
betrifft, kann andererſeits von einen perjönlichen Boltliminium ganz bein 
ders mit Bezug anf die öffentliche Rechtsſtellung des Individuums geivrocher 
werden. Zunächſt bandelt es ſich bierbei auch un die NRedhtsverhälume 
der Nricgägefangenen. Die hierauf bezüglichen Fragen find ia 
Art. 16-80 der Yincoln- Lieber jchen Kriegsartikel in ziemlich allgemein 
anerkannter Weile gelöjt worden. Tas Poſtliminium finder Damadı 
für Kriegsgefangene nach dem Ariedensichluffe ftatt. Aber anch ibee 
thatſächliche Befreiung während Des Krieges giebt ihnen alle öffentliche 
Mechte und lichten wieder. Die praftiiche Folge ift von auferordert 
licher Bedeutung: werden Diefelben von neuem gefangen, jo können ie 
zwar einer ſorgfältigen Verwahrung unterliegen, aber wegen der inzwiſchen 
erfolgten Antheilnabme am Kriege nicht geitraft werden. Durch die 
geglückte Befreiung aus der feindlichen Gewalt, auch durch die Rettung 
zu Neutralen, lebt in dem bisher Gefangenen auch die ſtaatsbürgerliche 
licht und das heilige Necht wieder auf, für fein Vaterland die Waffen 
zu führen, obne daß er dadurch Gefahr liefe, bei einer neuerlichen 
Gefangennahme der Wohltbaten der modernen Kriegshaft verluitig zu 
gehen. Anders verhält es ſich freilid, wenn etiva eine Entlaſſung auf 
Ehrenwort erfolgt it. Tann kann eine Friegegerichtliche Beſtrafung nad 
den allgemeinen Grundſätzen des „fies etiam hosti servanda* jtattfinden. 

Analoge Anwendung finden dieſe Grundfäße auf Geifeln und andere 
Perſonen, welche aus der feindlichen Gewalt befreit werden. 

Abgeſehen von diejen mit der oben (Bd. IV. S. 423) behandelten 
Xehre von der Kriegsgefangenjchaft in Verbindung ftchenden Rechten kann 
das Poſtliminium aud) hinjichtlich anderer öffentlich-rechtlicher Verhältniſſe 
in Betracht kommen; vor allem iſt eine Fortdauer des friiheren Status 
auch in Bezug auf Aemter anzuerkennen. Der Gefangene verliert diejelben 
nicht; wie weit die Damit verbundenen Vortheile, die in der Zwiſchen 
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zeit zu beziehen gewejen, reclamirt werden können, it eine Frage des 
inneren Staatörehts. Das Römiſche Recht ſchloß dergleichen Anſprüche, 
3- B. auf den in der Zwilchenzeit fällig gewejenen Sold aus, doch können 
Billigfeit und Etaatsverfafjung anderes mit fi) bringen. Durchaus Ddie- 
felben Sätze müfjen für diejenigen Perjonen gelten, welche im Occupations⸗ 
gebiete perfönliche Rechte Hatten und jenes Gebiet verließen, z. B. Beamte, 
welche vom Feinde durch andere erjegt wurden. 

Vielleicht darf bemerkt werden, daß, wie es ein Poitliminium für 
phyfiſche Perſonen giebt, auch ein jolches für juriftiiche Rerfonen an- 
genommen werden kann. Hier find fogar die juriftiihen Conftructionen 
bedeutend einfacher. Denn die juriltiiche Perſon kann in ſolchem alle 
nad) ihrem Tode im wahrſten Sinne des Wortes wiederaufleben. Eine 
Körperichaft (Eiſenbahngeſellſchaft, Innung, Berficherungsgefellichaft 2c.) kann 
durch den occupirenden Staat aus mannigfadhen Gründen unterdrüdt und 
nad) Beendigung der Occupation in alle ihre Rechte wieder eingejegt werden. 

Noch in einer anderen Nichtung, als bisher, möchten wir von der 
Anwendung des Poſtliminium jprechen, obwohl dies in der Theorie noch 
nicht geichehen if. Man darf wohl die Grundiäge vom Koftliminium 
theilweile auch auf das Gebiet des Strafrehts ausdehnen. Nicht 
nur für jene perjönlichen Rechte, deren wir Erwähnung gethan, aud) 
in Bezug auf die bürgerlichen Pflichten, inBezug auf die ftrafrechtliche Ver: 
antiwortlichkeit und Haftbarkeit giebt es ein Pojtliminium. Hier erheben 
fi) allerdings die Schwierigiten ragen, welche wohl im Stande find, die 
Aufmerkſamkeit des Criminaliſten auf ſich zu Ienten. Zunächſt kann 
es keinem Zweifel unterworfen ſein, daß wegen der vor der Occupation 
begangenen Strafthaten auch nach derſelben eine Verfolgung ſtattfinden 
kann. Hier handelt es ſich nicht um eine Unterbrechung der Verjährung, 
fondern um ein Ruben derielben. Tie rechtliche Unmöglichkeit des Proceß⸗ 
beginns oder der Fortſetzung desjelben ijt hier der Grund des aufgehobenen 
Verjährungslaufes. Die Rechtefrage zeigt einige Analogie mit dem Falle 
des auf hoher See begangenen Telicts, für welchen 3. B. Art. 100, 2 
der Deutichen Scemannsordnung die Normen aufitellt. Die rechtliche Feit- 
ftellung wird ſich in ſolchen Fällen ſtets darauf zu eritreden haben, ob 
wirflid die Möglichkeit der Verfolgung unterbrochen, die ordentliche 
Rechtſprechung gänzlich gehemnit war. 

Sehr viel ſchwieriger iſt die Enticheidung hinlichtlidy der während 
der Occupationszeit ſelbſt im XÜccupationsgebiete begangenen gemeinen 
Delicte der eigenen Staatsangehörigen, jelbitveritändlich jo weit nicht die 
Kriegsgerichtebarleit des oecupirenden Feindes in Betracht kommt.!) Zoll 
man jagen, der Feind habe jedenfalls die Ztrafgewalt für das Uccupations. 
gebiet in vollem Umfange gehabt, und jo weit er fie nicht ausgeübt, ſei 
für eincd anderen Staates Straigewalt fein Raum geblieben, oder joll 
man das Strafrecht des betr. Staates als meiterbeitebend erachten? Tie 
Praxis, welche mehrfady Gelegenheit hatte, ſich mit dieſer Frage zu 
beichäftigen, bietet uns injofern geringen Anhalt, als ſich die Entijchei- 
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dungen der Gerichtähöfe verfchiedener Staaten ſchnurſtracks gegenüberftehen. 
Die Franzöſiſchen Gerichte Haben die lettere, die Amerikaniſchen Geridhtz- 
höfe die erftere Anficht angenommen. Insbeſondere handelte es ſich bei 
ſolchen Enticheidungen um Zollceontraventionen. Waaren, die in occupirtes 
Gebiet des Staates X eingeführt find, gelten nad der Amerikaniſchen 
Auffafiung nicht in den Staat X eingeführt, und der Zollcaffe des letzteren 
fommt ein Poftliminium nicht zu Gute, während nach der Entjcheidung 
des Pariſer Caſſationshofes gerade Zollgejege, Forſtgeſetze u. ſ. m. ver- 
bindlich bleiben.?) 

Wir enticheiden und grundfäglich zunächſt dahin: Das Strafrecht des 
vecupirten Staates bleibt bejtehen, fo weit ed nicht ausdrüdfich oder that- 
fächlich aufgehoben iſt. So weit die occupirende Macht eine Kriegsgerichts— 
barkeit ausübt, kann für die diejer unterworfenen Delicte jpäter nicht eine 
Berfolgung eintreten. Keineswegs aber werden dadurch alle übrigen 
Delicte für ftraflos erklärt, mithin ift eine fpätere Verfolgung wegen 
gemeiner Vergehen nad) Aufhebung der Dccupation möglich. Sn 
Bezug auf das Berwaltungs und Molizeiftrafrecht, insbejondere aud 
binfichtlich der Verlegungen des Finanzrecht3 wird die Beftrafung jedod 
von der Prüfung der thatjächlihen Verhältniffe abhängig fein; fie wird 
ausgejchlofjen fein, jofern der occupirende Staat etwa ein Verwaltungs: 
gebiet in feinem ganzen Umfange feiner Gewalt unterftellt hat, wie dies 
hinfichtlich der Ausnutzung der Finanzquellen meift der Fall ift. Im 
Uebrigen jedoch hieße die Anerkennung der Straflofigkeit für das ganze 
Gebiet des Strafrechts nicht nur dem unglüdlicden Befiegten die Mittel 
nehmen, gegen fich jelbit gerichtete Strafthaten jpäter zu ahnden, Tondern 
ed hieße überhaupt das Unrecht janctioniren und das Occupationsgebiet 
zu einer Freiftatt unjittlicher Handlungen machen. So ift die Anerkennung 
des Boftliminium in diefem Sinne zwar gewiſſermaßen ein privilegium 
odiosum der durch die Kriegsgejege nicht getroffenen Delinquenten, aber 
eine Forderung der Gerechtigkeit. 


1) Der unten S 186, Note 6, berührte Fall bietet auch jtrafrechtliches Intereſſe. 
Die Franzöfiihen Gerichte erfannten, daß, wenn auch der Eroberer Verkäufe von 
Bäumen aus Domantalforften vornähme, doc fein Franzoſe dürfte „s’en rendre 
adjudicataire,.... si non en encourant les rigueurs de la loı penale“. Erkenntniß 
vom 27. Augujt 1872, Daltoz II.,186. Bgl. Sranzöfiiches Decret vom 9. Februar 
1871, Aufredhthaltung der Forititrafgejege betreffend. Unterbrechung der Criminal: 
verjährung findet nicht ohne Weiteres ftatt; j. Dalloz 1871,1., 358, und insbei. 
III., 92. Ueber den Fall des Grafen PBlaten-Hallermund ſ. Forsvth, 
Constitutional opinions, ©. 335, Pitt Cobbet, Cases, ©. 155. Aehnlich 
8 Wheaton, Rep. 588 Bgl. auch oben Bd. II., 8 12, Note 1. Daß in er 
oberten Gebieten über denfelben Gegenſtand nicht zwei Gejebgebungen gelten 
fönnen, ift nachgewiejen in Hirths Annalen 1874, ©. 529. 

2) Hinfihtlih der Anwendung de3 Poftliminium auf Bollcontra- 
pentionen ftehen ſich die Anfichten der Franzöſiſchen und Amerilaniichen Gerichts 
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böfe gegenüber. Rad einer Entiheidung des Franzöſiſchen Caſſationshofes 
(Dalfoz 1872, II., S. 185, 27. Yuguft 1872; vgl. auch 1871, IL., 132) bleiben 
auch im oceupirten Gebiete alle Zollgefehe ꝛc. beſtehen; wogegen nad Amerikani⸗ 
fher Auffafjung der Import in das vom Feinde bejegte Gebiet nur den von 
dieſem erhobenen Gebühren unterworfen ift. „That goods imported into it are 
not imported in the United States; and are subject to such duties only as 
the conqueror may impose . . that the jus postliminii do not applv to 
such a case; and that goods previously imported do not become liable to 
pay duties to the l'. S. by the resumption of their sovereignty over the 
eonquered territory.” gl. inbef. U. S. v. Rice. Wheaton, Rep. IV. 246, 
Curti, Rep. IV. 391, U. S. v. Hayward, Gallisons, Rep. II, >, 
Wheaton p. 580, Phillimore p. 874. 


g 185. 

B. Tas jadhlihe Poftliminium. Privatrechtliches 
Boftliminium. 

Riteratur und Bermweiiungen: Heffter 88 1%, 191. - Bluntidli 
88 739— 741. — Krauß ccitirt zu $ 180%. — Young (citirt zu 8 181. — 
Hall 8 138. — Bhillimore 8 595. — Calvo 38 2980, 2981. — 
Bfeiffer, Recht der Kriegseroberung, S. 41 ff. -- Corsi, Üccupazione, 


85,68 — Litta S. 47 ff. -- Nic. de Landa S. Wh. — 
Rouard de t'ard, La guerre continentale et la propriete, Paris 1875, 
insbei. ©. 26 ff. Bgl. oben S. 836. 


Das Pojtliminium, ſoweit es bisher beſprochen wurde, erfolgt durch 
den Wiedereintritt des Rriegsgefangenen oder anderer Perjonen in frühere 
Rechtöverhältnifie. Ten gegenüber ericheint das ſachliche Poftliminium als 
Wiedererlangung der vom Feinde in Beichlag genommenen Sachen. Während 
das Römiſche Recht uriprünglidy nur in Bezug auf eine beſtimmte Reihe 
von Begenftänden die Wohlthat des Poſtliminium gewährte, und fogar 
3.8. den feinen Unterſchied von Kriegs: und Transportſchiffen gegenüber 
Bergnügungsgondeln machte, kann nad) moderner, bereits jeit Hugo de 
Groot Herrihender Auffaſſung grundſätzlich kein Gegenitand als poſt⸗ 
Iiminiumsunfähig angejchen werden. Faſt könnte man freilich meinen, 
das moderne Zeitalter, welches das Beuterecht in einem durchaus anderen 
Einne kennt, könne den NRechtsbegriff des Poitliminium für dae Privat- 
eigenthum entbehren. Immerhin giebt es in jedem Nriege Fälle genug, 
wo eine Aneignung fremden Eigenthums jtattfindet und wo das Kofte 
fiminium mit feiner correctiven Tendenz als Handhabe zur Wicderher- 
ftellung der geitörten Rechtsordnung dienen kann; insbejondere aber machen 
— nad Stoerfs zutreffender Bemerkung — die mittelalterlich rechtloien 
Zujtände des Zeefriegs den gänzlichen Verzicht auf dieſes juriftiiche Hülfge 
mittel unmöglich. 
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Tas Roitliminium wirft binfichtli des Grundeigenthume: iſt 
dasielbe wührend des Krieges dem Eigenthüner entzogen, und gelangt es 
wieder unter die Autorität des befreundeten Staates zurüd, jo erlangt 
auch iener jein Cigenthum wieder. Nur eine ausdrüdliche Beftimmung 
des Friedens könnte das Gegentheil bewirken, und es würde dann nad) 
dem Rechte des betr. Staates — etwa nach den Enteignungsgejegen — 
Kreichädigung zu gewähren fein. Wohl werden die öffentlichen Rechte 
und Pflichten durch die Occupation berührt, nicht aber die privatredt:- 
lichen Beziehungen. Der häufigite Fall iſt der, daß die Privaten einfad 
aus ihren Beſitzungen verdrängt, die letzteren zu militärifchen Zwecen 
denuge werden. In diefem Falle kann der Eigenthümer nach Vertreibung 
des Feinde fich einfach wieder in Belig feines Grundftüdes fegen: wie 
weit er für jene Benutzung eine Entjchädigungsforderung an Staat oder 
Gemeinde hat, iſt Feine Trage des internationalen Rechtes.!) Eine wirt. 
liche Aneignung privaten Grundeigenthums wird Heutzutage jelten fein; 
ipricht doch ſchon das Allgemeine Preußische Landrecht I., 9 8199 aus, 
daß unbemwegliched Eigenthum nicht Gegenftand der Erbeutung fein kann.) 
Trogdem müſſen wir auch einen jolden Fall ins Auge faffen. Es kann 
3 8. jehr leicht ein Mißverjtändnig über die Eigenthumsverhältnifie 
beim Eroberer obmwalten ; fo hielt man u. U. bei der Bejegung Straßburgs 
Ende September 1870 das Schloß irrthümlicherweije zuerft für Etaat- 
eigenthum. Hat num etiva eine DBeräußerung von Privatgrundjtüden 
Seitens des Feindes ftattgefunden, To iſt eine folche unbedingt nichtig und 
die Rindication zugelaffen, unter der Vorausſetzung, daß Meliorationen 
eriegt werden. Wie die Veräußerungen von Grundftüden ſelbſt, fo find 
auch die von Pertinenzien und von dinglichen Rechten, Servituten ꝛc. zu 
beurtheilen. Der Eroberer wird vielleicht, durch die Kriegsnoth gezwungen, 
Das Recht haben, die Früchte zu verkaufen, Pachtgelder einzuziehen, nicht 
aber über derartige dingliche Rechte dauernde Verfügungen zu treffen, 
etwa die Ausübung des Jagdrechtes?') zu verpadten u. ſ. mw. 

JIu Bezug auf die beweglidhen Sachen fann ebenfall3 von einem 
Poſtliminium gefprochen werden. Bluntfchli erflärt, daß auch dieſe 
bis zum Friedensſchluſſe von den verlegten Eigenthümer zurüdgenommen 
werden fünnen, wenn die feindliche Gewalt verdrängt ijt. Vorbehalten 
bleiben Die privatrechtlichen Beichränfungen, welche der dinglichen Ber- 
ſolgung beweglicher Sachen im Wege jtehen, und die Bejtimmungen zu 
Wunjten des redlichen Verkehrs, welche den Erwerber fchügen. Unter 
den beiveglichen Sachen, welche nach dem legten Deutich-Franzöfiichen Kriege 
den rechtmäßigen Eigenthümern zurüdgegeben wurden, ift bejonders das 
Malerial der Eifenbahnen zu erwähnen‘) Zum Zwecke der großen 
laugenentransporte mußten etwa 15 000 Wagen der Franzöſiſchen Eijen- 
igetelliehaften nach Deutſchland verbracht werden, welche nach dem 
gcden zurücgeliefert wurden. Die für all dies in Anwendung kommen: 
Nu Wrundſätze Stehen in jo engem Zujammenhang mit der Lehre vom 
wu der Striegführenden über dad Wrivateigentbum im Occupation: 
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gebiete, daß eine abgejonderte Behandlung unmöglich ift und hierfür auf 
die obige Darftelung Queder' 3 ©. 482 ff., 496 ff. verwiefen werden muß. 

In wie weit dag Poftliminium im Seekriege wirkt (jus recuperationis, 
droit de recousse ou de reprise), ijt an anderer Stelle (IV., ©. 593, 835) 
erörtert und kann bier ebenfall3 übergangen werden. 

Erwähnt fei nur noch der all, daß Sachen feindlicher Unterthanen 
fih beim Ausbruche des Krieges in der eigenen Gewalt des anderen 
friegführenden Theiles befinden. Nach modernem Rechte follen Diele 
Saden aud ferner den Schuß des Staates genießen, in dem ſie fich 
befinden, und dem Eigenthümer verbleiben. Könnte jedoch dadurd, daß 
fie in freien Verkehr blieben, dem Feinde Vortheil erwachſen, oder künnte 
ein NRothfall eine Benützung zu eigenem Unheil hervorrufen, jo dürfte 
immer nur eine Beſchlagnahme ftattfinden, und es wirde hier — nad) 
Aufhörung des Kriegszuſtandes — eine Neftitution (auch eine Art Poft- 
liminium) einzutreten haben. (Vergl. Frankfurter Frieden Urt. 12.) 

Daß ebenſo wie für die beweglichen und unbeweglichen Saden ein 
Boftliminium auch für immaterielle Güterrechte wirkten könne, ergiebt 
fih aus den allgemeinen Orundfägen. Zu werden insbeſondere die Inhaber 
von Patenten in ihre früheren Rechte eingejegt, u. A. wurde in Bezug 
auf die Wahrnehmung der Friſten für Patenterneuerung”) von der Fran⸗ 
zöftihen Negierung 18370 eine bejondere Verordnung erlaſſen. 

Obligations-Rechte erleiden durch den Krieg feine Nenderung und 
bleiben auch während der Kriegsgefangenfchaft oder andere durch den Krieg 
veranlaßte Verhinderung wirkſam, der Berhinderte jei Gläubiger vder 
Schuldner, und cd mag der Feind die Forderung vom Schuldner ein- 
gezogen Haben oder nicht. Im ftrengften Zinne des Wortes kann Dies 
überhaupt nicht geſchehen, fondern der Schuldner nur mit Hinblid auf 
jene obligatorijche Berpflichtung zu einer der legteren gleichwerthigen Zahlung 
gezivungen werden. Ties ijt ein Unglüd für ihn, giebt ihm höchitens 
eine eventuelle Einrede (vergl. unten $ 187 a. E.), befreit ihn jedoch nicht, 
denn die Forderung befteht in dem rechtlichen Bande zwiichen Schuldner 
und Gläubiger, und des Yebteren Recht kann ohne jeinen Willen nicht 
verloren gehen: das find übrigens Tragen, die lediglich dem Civilrechte 
angehören. Auch ijt es unmöglich, die Frage, ob und wie ‚sorderungs- 
rechte occupationsfähig find, im Einzelnen zu prüfen." Nur jo viel jei 
bemerkt, daß von cinem Rojtliminium i. e. S., wie es gerade bier im 
Anſchluß an einen Fall aus dem clajjischen Alterthum, an cine Amphnf: 
tionenenticheidung mit Vorliebe erörtert wurde, bier nicht Die Rede fein 
fann. Längſt iſt anerkannt, daß die Gewalt über die Rerion des Bläubigers 
nicht ein jus exigendi jeiner Schulden giebt, und daß Forderungsrechte, als 
etwas Unkörperliches, überhaupt nicht Gegenſtand der orcupatio bellica ſind. 
Unzweifelhaft bleibt, was früher ebenfalls bejtritten wurde, der Gläubiger 
auch danı im Beſitze jeiner ‚sorderung, wenn die Tocumente, Die über 
die ‚sorderung auggeltellten Urkunden, die Schuldverichreibungen verloren 
oder erobert jind: dieſe jind Mittel das Necht zu beweiſen, nicht Träger 


wAeleı Ss "Orga mer m mr wer Schuiburtmmde und 
ws dr med wm Meigupenung onerr. 


Sie run ns Borttimmum ;z Wentter uler geitürten Erivatredte 
rt n rm mm nn en eomer Summe ame totcher Wirkung and 
B :12:.323:: "ır : Dem Ze vreber. Nicht zur da der Ver— 
ubrungaauf vnärztd er [ccmanmme zum auch ulle anderen Ariflen 
”zsı Sewmisgedohea mie werL ae ya Rerfahren umterbroden. 
Zeiss alaeer Je Sec me, me TZeımcde miloroeeßordmung, 
'don jweißer Perzmacrger. eis werden 'ulde m Zinzelralle eriahen, 
Bee yes ,„ PR .*,- ers Je Hegezmg er actionalen Rerrbeidigung 
web.‘ 

“les ir Je marmzhciber Bezetunger Geſagte det in jener 
gaizeı Kusseörnıg ur” )Jas Trrsamermügensteeht des Staats hauptes 
am) ‘er Zar Ürneddung Ius rtiche Erivamgur if naturgemäß 
rt ändern Izıe 13 Je Fade rider Keriumer der Kriegsgewalt au! 
zeſezt Ic Aut T me ser eur. daij ein Erivatgur beichlag- 
sagw- De seriager 001. als egierss geichehen. io wird das Poft- 
Banazım gersı °3 ve or Ersuzzhre er Bürger wirfiam. _Le droit 
de zoaanetr 13 =T-r 11 nesimüee Ges Irmees ne par les biens qu'ls 
prasertert en nat ie zum. -" ua Dur les Diens qu'ils possedent 
Re SE nern? 


2/3 1272 ID. 

S zien sie, Rız5 3 ne Reys’äer. Burttembergiſches Red, 
3 zu, Rote . Bis Sei Gm ame tie; Po Eheaion den Begriff des 
Bortiminiam Far unaınzendber au? Ermoeigersum Teil dies überhaupt nidt 


erober: werten anne. Bl. Leens der Beredt:zrız über Immobilien in3beiondere 
Bhilfimore 254% III. Z. »3. Em ‘er berühmter Wall, der über die 
yrantz ni ternturs mad= Britin goverr.rs after the Declaration of 
Indegendencehs *ne American: yärenzüälfigerflärt: Harcourt v. Gaillard. 
7 Curtis Amer. Rep. p. 332. Bol. Ehillimore S. 815 

', Ueber das Jagdredt vgl. Franz. Decrer vom 13. 15 September 1810, 
und Talloz 1875, II. 24 Phillimore S. SiS. 
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verhält es fich freilih, wenn etwa Inhaberpapiere occupirt find. Die Frage, ob 
dann vielleicht ein Aufgebotsverfahren ftattfinden dürfe, verdiente eine eingehende 
Unterfinchung. Weber die Rüdgabe occupirter Obligationen finde ich unter neueren 
Friedensſchlüſſen die Beſtimmung des Art. 17 des Friedens mit Bayern vom 
22. Auguft 1866. 

®, Deutihe C. P.O. SS 222 u. 224. Das Franz. Decret vom 9. Geptbr. 
1870 beftimmte: „Toutes prescriptions et peremptions en matiere civile, tous 
les delais impartis pour attaquer ou signifier des d@cisions des tribunaux etc. 
sont suspendus pendant la durce de la guerre.* Decret vom 3./b. October, 
Art. 2: „Il est accord« A dater de la cessation de la guerre un delai egal & 
celui qui restait à courir au moment oü elle a et# declarce.” Bgl. Dalloz 
1870, IV., 95, Geſetz vom 26. Mai 1871 (Documents I., &. 364). Gtreitfrage: 
Dalloz 1875, I., ©. 209. 

", Siren XVIL., L, ©. 211. 


$ 186. 
C. Tas Boftliminium des öffentlichen Rechtes. 


Literatur: Heffter 8188. — Bluntſchli SS 731-733. — Stoerk, Jurift. 
Blätter a. a. D., ©. 486. — Hall SS 163, 164. — Calvo 3 2989. — 
Ruble, A. de l’armee et l’administrativun allemande en L'hampagne, 
Paris, Hachette 1872 (enthält ©. 113— 261 alle wichtigen Nctenftüde). 
Corsi, T’occupazione, ©. 98- 198. Bgl. auch die Lit. zu 8 118 oben ©. 510. 


Tas antike Poſtliminium trug vorzugsweiſe einen privatrechtlichen 
Charakter: heute findet der Reititutionsgedante ganz beionders jeine An- 
wendung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, und während jener 
Rechtsbegriff wohl gar als entbehrlich bezeichnet werden konnte, ijt das 
Boftliminium öffentlich rechtlichen Charakters in jeiner vollen Bedeutung 
allgemein anerkannt. In diefer Anerkennung ijt der Fortſchritt der 
ftaatlihen Anfchauungen am deutlichiten erfennbar. Daß der Staat als 
folder auch unter fremder Gewalt fortlebe, ijt der Grundgedanke des 
öffentlich-rechtlichen Poſtliminiums dev Gegenwart. 

Tas frühere Staatsverhältniß tritt wieder in Kraft, jo bald ein 
Kriegführender ein in Beſitz genommenes Gebiet des Gegners verläßt. 
In Bezug auf die Art der Gewaltausübung Zeitene Dee occupirenden 
Feindes find verichiedene Möglichkeiten vorhanden. Es hat vielleicht eine 
Occupation jtattgefunden, bei welcher lediglich Nriegerecht geübt und nur, 
joweit es der Krieg erforderte, die Verwaltung geführt worden iſt; oder 
der occupirende Etaat hatte von vornherein die Abjicht. das beiepte Gebiet 
fi) einzuverleiben.!) Im legteren alle kann wohl. wenn jene Abfidht 
verwirklicht wird, die Einrichtung einer Verwaltung als Begiun endgül- 
tiger Befißnahme gelten; wie aber, wenn jenes Gebiet nun nicht einver- 
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leibt wird? Man braudt bier nicht nur daran zu denken, da der 
Feind wieder vertrieben wird, vielmehr iſt zu beachten, daß von vorn- 
herein niemals ganz genau feititeht, bi8 zu welcher Grenze eine Einverleibung 
itattfindet, daß bei der endgültigen Feſtſetzung im Frieden noch mander 
Austaufh von Orenzgemeinden vorgenommen wird.) dür alle diee 
Gebiete, für alle dieſe Fälle gelten die gleichen Regeln: andere Rechtsſätze 
ergeben fih nur für den im Schlußparagraphen erwähnten Fall der 
Ufurpation. Bei den eben gedachten Fällen handelt es ſich immer darum, 
daß die Herrichaft des Feindes weder durch einen Friedenzjchluß bejtätigt, 
noch anderweitig zu einem anerkannten NRechtözuftand geworben ift. Hier 
iſt das Boftliminium zugelaſſen und bedeutet im Allgemeinen die Erneuerung 
des vorherigen Rechtszuſtandes: keineswegs aber jchließt dieſe Erneuerung 
eine Nichtigkeit für alle Regierungsacte in fih. Vielmehr müſſen diefe 
nach ihrer rechtlichen Natur unterfchieden werden und man formulirte eine 
allgemeine Regel dahin, daß diejelben, foweit fie bloſe Gerichts und 
Berwaltungsacte find, in Kraft bleiben, dagegen, jofern fie den Ber- 
faſſungszuſtand betreffen oder iiberhaupt einen politifchen Charakter haben, 
unwirkſam werden. 

Die Maßnahmen der Occupationsgewalt verfolgen gewöhnlich einen 
zweifachen Zweck. Die einen ſtehen in engſter directer Verbindung mit 
dem Kriege und werden geradezu durch die Erreichung beſtimmter Kriegs 
zwede bedingt: die Fürjorge für die Truppen, die Verwaltung der Eifen- 
bahnen, die Beichaffung von Geldmitteln u. |. w. gehören Hierher. Eine 
andere Gruppe von Verwaltungshandlungen erfolgt weſentlich im Intereſſe 
der Bevölferung, um die jchädlidyen Folgen des Krieges für diefe erträglid 
zu machen, um aud) inmitten der Kriegsnoth eine geregelte Verwaltung 
zu erhalten. Bei feiner diefer Maßnahmen darf die nur proviſoriſche 
Berechtigung der vecupirenden Macht vergeſſen twerden; jo bald fie etwas 
thut, was über dag Sriegsrecht hinausgeht, eine Negierungshandlung 
vorninmit, die die volle Souveränetät vorausſetzt, kommt das Poftliminium 
zur Wirkſamkeit. 

Man wird aber in Bezug auf die einzelnen Bermwaltungsacte haupt: 
ſächlich drei materielle Gebiete unterjcheiden können: Die eigentlichen 
Regierungsacte von politiicher Bedeutung, die Verwaltungsacte ohne jolche, 
d. h. die Acte der inneren Verwaltung und Polizei, ſowie die der 
Nechtöpflege, und dritten die Maßnahmen auf dem Gebiete der wirth- 
\haftlihen uud Finanzverwaltung. 

1. Die politifhe Regierung — jo weit von einer folchen die Rede 
jein kann — wird ja während der Occupation auch von der Kriegs— 
gewalt geführt. Hier find die Anordnungen in feiner Weile für die 
Zukunft verbindlih. Jede Nenderung der Verfaflung fällt ipso jure mit 
Aufhören der Occupation fort, und es hängt ganz don dem Staatäredhte 
des betreffenden Steate® ab, wie weit die frühere Verfaſſung wieder 
herzustellen ift. Auf dieſem Gebiete fann der Feind jo wenig dauernd gültige 
Anordnungen treffen, wie auf dem der auswärtigen — ohnedies mohl 
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völlig aufgehobenen — oder der militäriichen Verwaltung; wie überhaunt 
alle organifatoriihen Maßnahmen nur vorübergehende Wirkung haben 
fönnen. 

2. Anders verhält es fich auf dem Gebiete der Berwaltung i.e. ©. 
und insbefondere auf dem der Rechtspflege. Lin Gejeggebungsrecht hat 
der Eroberer nur für die Zeit der Occupation, und jedes Geſetz kann 
fpäter aufgehoben werden unter billiger Berüdfichtigung der dadurch etwa 
begründeten PBrivatrechte. Die einmal getroffenen Verwaltungsanordnungen 
und die gefällten gerichtlichen Enticheidungen können aber nicht ohne Weiteres 
aufgehoben oder umgeftoßen werden. Der Eroberer war ermädtigt, die 
Berwaltung zu ordnen, ihre Fortführung lag nicht ſowohl in feinem wie 
im öffentlichen Intereſſe. Daß Hier das Geſchehene anerfannt werden 
muß, ergiebt fih aus der Fortdauer der jtaatlihen Bedürfniffe der 
Bevölkerung. Tie Caſſation der inzwiichen gefällten Urtheile müßte zu 
den größten Berwirrungen führen. Es wird fidh bier alio im Weient- 
lihen um die Frage handeln, vb relativ rechtmäßig befegte Gerichte 
entichieden haben;”) fofern dies der Fall war, fann von einer ſpäteren 
Cafſation der Urtheile, nachdem vielleicht überall das Perjonal der Berichte 
gewechjelt, nicht die Rede fein. Selbitverjtändlich bleiben die Civil wie 
Strafurtheile nur beitehen, ſofern ſie feine Beziehung zur Politik haben. 
Sofern aber der Eroberer vielleiht eine regelmäßige Verwaltung und 
AYuftiz nicht organifirt Hat, oder Die Urganilation diejer Zweige jtaatlicher 
Thätigkeit nicht in Function geblieben iſt, knüpfen alle adminijtrativen 
und procefiualen Handlungen, jo 3. B. Wahrnehmung von Friſten, 
Grmittelungen*) u. j. w. an das vor dem Kriege Geſchehene an. 

3. Sanz bejondere Schwierigkeiten ergeben ich, jo bald es jid um 
Maßnahmen des Eroberers im Gebiete der jtaatd- und volfswirthichaft- 
lihen Berwaltung handelt. Allen Acten des Eroberes bindende Kraft 
zufprehen, bieße die Willkür der vccupirenden Heerführer und Civil⸗ 
beamten fanctioniren, alle Seichäfte für nichtig erklären, würde eine 
große Erſchwerung der Verwaltung bedeuten; die fragen aber den bürger- 
lichen Gerichten allein zu überlafien, it darum unmöglich, weil die in 
einem Staate gefällte Entſcheidung — wie ein vit angeführtes, nad) 
dieſer Richtung hin aber wenig befanntes Beilpiel beweitt - in anderen 
Staaten nit „für vollitredbar erklärt” werden wird. Das Völkerrecht 
wird Daher wenigitens verinchen müſſen, leitende Normen aufzuftellen. 

Zunächſt ſteht feit, daß die während der Tccupationszcit erfolgten 
Leiftungen nicht noch einmal gefordert werden dürfen: eine Berechtigung 
zu einer rüdwärts wirkenden Ausübung der Regierungsrechte iſt nicht 
anzuerlennen, gezahlte Steuern u. ſ. w. gelten ala dem Ztaate gezahlt. 
Inſoweit wirkt aljo ein Rojtliminium nit. Wohl aber kann kraft 
eines jolchen eine Windication und WRejtitution jtattfinden. wenn Der 
(Eroberer etwa Staatzeigenthum veräußert, belaitet, verpfändet. Ztaate- 
capitalien eingezogen hat u. ſ. w. Der Eroberer bat offenbar das Recht, 
ftaatlicyes Eigenthum in Belip zu nehmen, die Fruchte zu vercipiren und 
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zu veräußern, aber er kann feine Verfügung treffen, welche das dauernde 
Eigenthum vorausjegt.?) In Bezug auf die Beurtheilung der vom Eroberer 
vorgenommenen Handlungen fommt jedoch die Frage, ob derfelbe mit 
Recht oder Unrecht vorgegangen, nicht jo ſehr in Betracht, wie man 
zuweilen annimmt. Veräußerungen der Staatögüter u. dergl. find abjolut 
nichtig: aber auch alle anderen Handlungen des Feindes, welche aus 
dem Genuſſe der Finanzquellen des Staates fih ergeben, find zwar 
während der Dccupation gültig, brauchen jedoch vom Augenblide der 
Aufhebung lesterer nicht mehr anerkannt zu werden. Für die Zukunft 
wirtende Verträge kann jomit der Eroberer überhaupt nicht abſchließen. 
Verkauft er die Ernte einer Domäne, verpachtet er eine Jagd, ſchließt 
er Abholzungsverträge, jo gilt dies alles eben nur für die Zeit, während 
der er die Gewalt bat. Sobald diefe feine, jo zu Jagen außerordentliche, 
BZuftändigfeit aufhört, tritt die normale Staatögewalt mit allen ihren 
Rechten wieder ein.d) Der Privatmann, der ſich in folche Geſchäfte mit 
der occupirenden Macht einläßt, thut Dies immer auf feine Gefahr (vgl. 
Wheaton a. a. O., ©. 683). Selbſt wenn bei Abholzungsverträgen wie 
bei den viel beiprochenen, welche Die Deutiche Regierung 1870 abichloß, 
es fih um einen normalen Schlag handelte, würde fein Staat eine ſolche 
Berfügung des Eroberers ohne Weiteres anerkennen.) Wohl Hat dieſer 
den Uſufructus; er kann aber nicht über zukünftige Früchte Verträge 
Ichließen, kann nicht Verträge fchließen, die, wie möglicherweife Abholzungen, 
die Subſtanz jelbjt treffen, kann wenigſtens dies alles nur, jo lange er 
jelbft die Gewalt Hat, nicht aber mit Wirkjamfeit über die Zeit der 
Eroberung hinaus. Die Anerkennung jolcher noch nicht vollftändig erfüllter 
Berträge hängt fomit von dem wieder zu feinem alten Rechte gelangenden 
Staate ab, und man darf hier vielleicht — ohne Mißverftändniflen bei 
ſolchem Bergleiche ausgeſetzt zu fein, — mit Stoerf jagen, daß der Staat 
ih bei der Enticheidung, ob er Thatjachen der Zwiſchenherrſchaft als 
aufgehoben anfehen oder anerfennen wolle, von ähnlichen Gründen beitim- 
men lafjen werde, wie jene find, welde im Shiteme des Privatredts 
die Ratificirung einer auftragslofen Gejchäftsführung fordern. 


!) Ueber den Unterfchied von „bejegtem” und „erobertem” Gebiet. Bluntſchli 
in Holkendorff’3 Jahrb. J., ©. 306 ff. 

7) Bgl. die Grenzfeftfegungen im Frankfurter Frieden oder die Conventionen. 
betr. Raon und Mpricourt vom Auguft 1872 (Martens XX., 882), Nüdgabe 
der Eroberungen z. B. im Frieden von Ryswick, von Amiens. 

2) Bgl. 3.8. die Erfenntniffe der Franz. Cour de cassation vom 18. April 
1826 (Journal du Palais) und 21. September 1871 (Journ. de droit crim., 9111. 
Jenes erkennt ein 1794 unter Englifcher Decupation in Corfica gefälltes Urtbeil. 
dies einen Sprud) des cour d’assises in Colmar vom November 1870 für gültig an 
Andererjeit3 vgl. 3. B. eine Anerfennung aller Urtheile der Occupationsmadt im 
Frieden von Lima, Art. 13. Weitergehend ſchon Franz. Erflärung von 1769. 
Qgl. Revue de droit intern. 1872, ©. 635. 
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) Bgl. 3. ©. über eine durch Occupation verhinderte Hausſuchung Dalloz 
1872, I., 286. 

8) Weber die Berechtigung des Dccupierenden in dieſer Richtung (dgl. Rote 7) 
fpricht fi) das Erlenntniß des Franzöſiſchen Lafjationshofes vom 16. Mai 1873 
dahin aus: „En admettant que la guerre permette à une partie belligerante, 
soit de s&questrer les biens de l’&tat dont les armées occupent les territoires, 
soit d’en percevoir et m&me d’en vendre les fruits, elle ne saurait l’autoriser 
& disposer definitivement de ces biens; notamment des arbres de haute 
füutsie que leur nature et la legislation qui les regit assimilent au fonds 
lui-m&me; specialement, sont nulles la vente que durant la guerre de 1870 
le commandant d’un corps d’occupation ennemi a faite, dans une foret 
domaniale, d’arbres anciens röserves, lors des coupes annuelles et la revente 
qui en a été consenti & un tiers par l’acheteur.“ 

°), Butreffend formulirt Pitt Cobbet ©. 141 das Brincip: „Although acts 
done in a country by an invader cannot be nullified in so far as they have 
produced effects during the occupation, they become inoperative so soon 
as the legitimate government is restored.“ 

?) Der vielfach erörterte Fall, betreffend die von Preußen im Jahre 1870 
geichloflenen Abholzungsverträge lag thatjächlich folgendermaßen: Am 24. October 
1870 verlaufte das Deutiche Gouvernement, vertreten durch Graf Billers, 
Civilcommiſſar in Lothringen, an die Banlird Sackur und Sameljohn in 
Berlin 15000 minbeftens 5 Meter hohe Eichen (von 50 Eentimeter Durchmeſſer, 
1 Meter 25 Gentimeter vom Boden gemeſſen) aus den Domanialforften des Depar- 
tement3 de la Meuje und de la Meurthe per Stüd 3 Thaler. Am 8. November 
cedirten die Käufer ihr Hecht an die Firma Mohr & Haas in Mannheim, welche 
nah Fällung von WOO Bäumen ihr reitirendes Hecht an den p. Hasfeld in 
Nancy am 15. März 1871 durch Bertrag übertrugen und zwar gegen Zahlung 
von 40 Francs pro Baum und außerdem 140000 Francs allgemeiner Koften. 
Hapfeld zahlte 150000 Francs baar und verpflichtete ſich im Uebrigen ſchriftlich 
für 300000 Yrancd. Nachdem ein Theil der Bäume noch während der Occupation 
gejält war, wollten die Ceſſionare ihr vermeintliches Hecht auch nad Aufhören 
derfelben geltend maden. Die Franzöſiſche Regierung verhinderte Dies jedoch, 
erhob überdies diplomatischen Widerjpruh und ließ die Erflärung desielben in 
das Schlußprotololl der Zufagübereintunft zum Frankfurter Frieden ‘11. Tecember 
1871) aufnehmen (Martens XX., ©. 868. Danach wurde den betreffenden 
Abholzungscontracten jede rechtliche Wirfiamfeit abgeiprodhen und jede Verant⸗ 
wortlichleit abgelehnt. Bgl. Dalloz; 1872, II. 229 ff. (185, Eiren 1872, 
p. 173 (vgl. Dalloz 1874, II., 177, Eiren 1875, IL. 267. 362;, Calvo & 1911, 
29%, Rolin-Jaequemyns, Revue de droit intern. 1871, p. 3837, 1873 
p. 252, Clunet, Journ. de droit intern. prive, 1874, p 126, Corſi p. 180, 
Hall 8 163, ©. 419, Pitt Cobbet. Cases S. 141, Rote Gefiden's zu 
Heffter ©. 292 7. Aufl., S. 279%, Bluntidhli in Holtzendorff's Jahrbuch 1., 
©. 313, unter Verwerthung der guten Artilel der „Köln. Zeitung; unbedingt für 
die Berechtigung des Erobererd: Litta. Loeceupazione, S. 21-26 
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8 187. 
Fortſetzung. (Aus der Staatspraxis.) 


Literatur und Verweiſungen: Die Literatur über die Hefien-Eafjelichen 
Fälle ift faſt unüberſehbar. Die befte aller Schriften: Pfeiffer, Das Redt 
der Kriegseroberung in Beziehung auf Stantscapitalien, enthält zugleih 
S. VII. fi: ein vollftändiges Verzeichniß der bis 1823 erfchienenen (zwanzig 
Schriften. Die jpätere Literatur findet fi) am vollftändigften bei Klüber. 
Deffentliches Hecht des Deutichen Bundes, 8 169, N. e., und 8 253, W. a. 
und b. Vgl. auch die Citate in Kirchenheim's Lehrbuch des Staatsrechts. 
S. 198, N. 2, und Rönne, Preuß. Staatsrecht J. S. 177, N. 1. Eine 
breitere Erörterung der Sachlage insbeſondere in ber 1. Aufl. von Rotted 
und Welder’s Staatslerifon s. v. Domänenkäufer (IV., ©. 476—521 von 
Murhard). Werthvolle juriſtiſche Auseinanderſetzungen über dieſe und ver- 
wandte Fragen in den Protokollen der Deutſchen Bundesverſammlung 
insbeſondere 1818 ©. 41, 51, 1819 ©. 478, 1820 ©. 560, 1823 (5. Juni 
1823) ©. 243—278, (4. December) ©. 643 ff. (& 90, 100, 164), 1827 827, 
1828 €. 33, 1830 ©. 23, 1831 ©. 106, 1835 ©. 1153, 1838 ©. 666. -- 
Bon ausländiihen Werken am eingehendften Bhillimore III., ©. 841-832. 


Bei der Erörterung der Fragen über die Wirkſamkeit des Boftliminium 
hinfihtlich der Staatscapitalien und Domänen wurden in der erften 
Hälfte dead Jahrhunderts die Fälle der ſogenannten Weſtphäliſchen 
Tomänentäufer herangezogen, und es ijt nöthig, dieſelben auch hier 
zu beleuchten. Diefelben bieten nicht nur ein allgemeines Interefje, fondern 
führen ung zugleich zur Schlußbetradhtung, indem fie iiber die Grenzlinie 
zwijchen der völferrechtlichen Lehre vom Poſtliminium und der ftaats 
rechtlichen von Interregnum helles Licht verbreiten. 

Der Thatbeftand dieſer Fälle, die wie kaum eine Etreitfrage die 
Federn der damaligen Juriſten in Bewegung jegten, ijt folgender, wobei 
nleih Anfangs hervorgehoben werden möge, daß es fich im wefentlicen 
um zwei juriftifch ftreng zu trennende Gruppen von Fällen handelt. 

1. Nachdem im Xahre 1806 Kurheſſen von Napoleon erobert wer, 
blieb dasſelbe bi8 Ende 1807 unter franzöfifcher Militäradminiftration. 
Später wurde es zum Königreich Weſtphalen gejchlagen, als deffen König 
im Tilfiter Friedensſchluß Jéröme, der Bruder Napoleons, ausdrüdlid 
anerkannt ward. Durch einen Vertrag zwiſchen Napoleon und Jcröme, 
d. d. Berlin, den 22. April 1808 (Martens. Supplem. T. V. p. 34) 
wurde über die Activ-Capitalien der Fürften und Stände derjenigen 
Linder, aus welchen dag Königreich Weitphalen gebildet tworden, eine 
befondere Beltinnmung getroffen. Danah wurden alle Staats-Capi— 
talien, welche von Fürſten oder Privatperfonen, die nicht Unterthanen 
des Königs von Weitphalen jeien, gejchuldet worden, dem Franzöſiſchen 
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Kaifer aus der Sriegseroberung zugeſprochen; alle übrigen Bapitalien 
jollten dem König abgetreten werden. Unter verjchiedenen Modificationen 
folgten ähnliche Verträge mit dem Fürft-Primas u. A. m. (Martens, 
Supplem. V. p. 241, VII. p. 185.) 

Der König von Weftphalen bediente fi) nun aller Mittel, um die 
legteren, ihm zugeſprochenen Staatzcapitalien von feinen Unterthanen durch 
Anwendung der ihm zuftehenden Staatsgewalt einzuziehen. Napoleon 
tonnte Hinfichtlich der erftermähnten Eapitalien nicht das Gleiche thun, 
da die Schuldner ihm nicht unmittelbar unterworfen waren. So ließ 
er fich theilweife auf Verhandlungen ein und begnügte fich meiftens mit 
einem Theil der Schuld, für das Ganze Duittung gewährend. Als 
Kechtstitel Napoleon wurde angegeben „que par suite de la conquete 
l’empereur a confisqu& au profit de son «domaine extraortlinaire les 
ercances ... et a declare qu’il entendait qu’aucun debiteur ne püt se 
libé rer valablement qu’au tresor du dit domaine“. Sodann wurde zuge- 
fichert „la garantie la plus formelle et la plus entiere a N. N. contre 
toutes recherches, demandes et pretentions, soit de la part de l'ex- 
Electeur de Hesse, soit de tout autre detenteur du titre original.“ Als 
nun 1813 die Wiedereinfegung des Kurfürften erfolgte, leugnete derfelbe 
die Giltigkeit jener Zahlungen und erkannte die Schuldner nicht ale 
dadurch befreit an. 

2. Zu fcheiden von dem eben erwähnten alle, der, wie jchon in 
der Darftellung ſelbſt erfichtlih gemacht wurde, zwei rechtlich ganz 
verichiedene Fälle in fich fchließt, ift der Tall der fogen. Weitphälifchen 
Tomänenläufer. Der genannte König von Weitphalen hatte während 
feiner jehsjährigen Regierung viele Tomänen veräußert. Als der Kurfürft 
von Heſſen zurückkehrte, erlich derfelbe am 14. Jan. 1814 eine Verord— 
nung, wodurch alle während feiner Abmwejenheit vorgenommenen Veräuße- 
rungen von furfürftlihen Kammergütern für null und nichtig erflärt 
wurden. Zugleich wurde die Finanzbehörde (Rentlammer) angewieſen, 
ſich, nöthigenfalls mit Gewalt, wieder in den Beſitz jener Güter zu ſetzen. 
Durch dieſe Verordnung wurde eine nicht geringe Anzahl von Familien 
Kurheſſiſcher Staatsbürger mit dem Verluſt ihres Vermögens bedroht. 
Nachdem das von den Kurbejfifhen Ständen an den Kurfürften gerichtete 
fräftige Promemoria vom 26. April 1816 unbeadtet, fowie mehrfache 
Eingaben an die Teutfche Bundesverfammlung ohne Erfolg blieben, und 
nachdem dag Erfenntniß des Kurheſſiſchen Oberappellatiensgerichts von 
27. Juni 1818 unentwegt die Nechtsgültigkeit der vom Zwiſchenregenten 
innerhalb der Grenzen der Staateverwaltung vorgenommenen Handlungen 
anerkannt hatte, erfchien am 31. Juli 1818 eine kurfürftliche Verordnung, 
welche fih als autbentifche Auslegung der früheren Verordnung von 
1814 bezeichnete. In dieſer Verordnung (vgl. oben S. 829) wurden 
den Richtern die Grundſätze vorgezeichnet, welche ihnen bei Beurtbeilung 
von Rechtsſtreiten, Die das frühere Königreich Weitphalen beträfen, zur 
Nichtſchnur dienen follten. Die Rechtfertigung dieſer Verordnung ſowie 
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ber geſammten Handlungsweiſe der Regierung überuabız der Error 
der Rechte Dr, Hobert in Marburg in einer 119 chzz Angede dei 
Werfaffers und Verlegers erjchienen Schrift, alt Gegemichritzen eridnenen 
Die zu den trefflichiten juriftiichen Monographien gehörenden Arbeiten 
Wteiffers, von denen eine fogar dem Aurfüriten gemidmer wurde: 
Die mannigfachen Wefchwerden der Tomänenläufer bei der Bundes 
verſammlung hatten troß häufiger Verhandlungen und trog der Berwen- 
dung des Wilrttenbergifchen Gejandten von Wangenheim — welder 
nach feinem berilhmten Bericht und Votum vom 5. Juni 1823 ſogar 
ana Frankfurt abberufen wurde — keinen Erfolg. 

Die juriſtiſche Entfcheidung diefer Fälle iſt offenbar eine verichiedene: 

u) Hinſichtlich der an Napoleon gezahlten Gapitalien können die 
Schuldner felbft die erweigliche Zahlung nur unter der Vorausjegung, . 
dafı Diefelbe durch 3wang erfolgt fei, als Befreiungsgrund gegen den 
urſprünglichen Gläubiger geltend machen; Hinfichtlich der noch gar nicht 
fallig geweſenen Schuldraten Tann ſelbſt erlittener Zwang nicht in Betracht 
kommen;, möqlicherwveife jedoch können die Schuldner die geleifteten Theil- 
zahlungen als Mittel, dem Gläubiger ſelbſt dad noch Ausftehende zu 
erbalten, nach den Grundſätzen über die versio in rem qualificiren. 

I) Durchaus don dieſen Entfcheidungsgründen verjchieden, unter fid 
aber nleichartig, find Die Wefichtspuncte, von denen aus die beiden andern 
Falle zu beurtheilen find, der al, daß Kurheſſiſche Unterthanen an den 
Nonig von Wejtphalen Yablung geleiftet und der Fall der Domänen. 
kauſer. Für beide find die Gründe des erwähnten Erkenntniſſes vom 
27. Juni ISIS durchaus zutreffend. Die Kurheſſiſchen Unterthanen ind 
durch Die au Jeroͤme geleiftete Zahlung vollkommen befreit, und die 
durch Jerome erfolgten Domänenderäußerungen ſind durchaus giltig. 
Man kann nicht Die Jeit der militärtichen Belegung Heſſens bis 1801 
mit dem nachher geordneten öffentlichen Zuſtande des neuen Staates 
aleichſitellen Juriſtiſch war dieſer feine plaisanterie de royaume: vie: 
mehr Dat auch während der Abweſenheit des rechtmäßigen Regenten der 
Hemſiſihe tnat weiter beſtanden, beziehungsweiſe iſt er in den größeren 
Sitauldverband übergegangen. Somit war der neue Herrſcher im wirt: 
ibhen Wenn Dev Staatigewalt, kraft deren er auch Gegenſtände der 
Duatstrrinogens veraußern konnte. Dies it. schreibt Pfeiiter, Ne 
wine gewißk ungekunſtelte. auf den lauteriten Begriffen von Dem rest 
tuben Verbaltuiß zwiſchen Furſt amd Volk berubende Schlußfolge. wi 
Nie vom Kurbeſſiſchen Uberappellationsgericht ausgeiprocene Erfeaz=* 
uytb motiwirt bar! 
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Hürften, ſowohl in der Ausübung der Souveränetät, ald auch in der Benugung 
des Staatdeigenthums, allein er erwirbt dadurch weder jene, noch dieſes 
der leidende Gehorſam . . darf nicht weiter gehen als die Nothwendigkeit er- 
heiſcht.“ . . Da und jofern der Anlauf von Staatögütern auf freiem Willen 
beruht, ift er in ber Regel unerlaubt. Die Eroberung des Landes ift Regierungs- 
veränderung der That, nicht dem Rechte nad. „Die Anhänger diejer Lehre ver- 
wedjeln die Ausübung mit der Erwerbung, den Kriegsitand mit dem Friedens⸗ 
ftand, den feindlihen Beſitz mit ber rechtlichen Begierungsnachfolge” (E. 660). 
BZutreffend ift dies jedenfalls für die blofe Occupation. Die Frage aber, ob nur 
ſolche vorliege, ift Hier nicht entichieden. Der einfachite Ausweg (de lege ferenda) 
wäre aud Hier die Annahme des Princips des Preuß. U. L.R. I., 9, 8 19, 
geweien. 


& 188. 
Boftliminium und Zwiſchenherrſchaft. 


Literatur: Heffter$185, 188. — Bluntfhli 8731. - Martens(Bergbohm) 
©. 547. — Calvo 2988. — Pfeiffer. Recht der Kriegseroberung. €. 65 ff., 
280 ff — Brockhans, Legitimitätöprincip, 1865. - Brie, Legitimation, 
1866. — Kirchenheim, Lehrbuch des Etaatsredhtd, S 43, III. S. 197. 


Die Klarlegung des Thatbeitandes des Hessen-Uassel-case hat erficht- 
lich gemacht, wie irrig die gerade bei diefer Gelegenheit fo beliebte Heran- 
ziehung des Poftliminiumbegriffes war, und es handelt fich zum Schlufle 
nur darum, Scharf zu betonen, daß eben in folchen Fällen wie den 
erörterten der Eroberung der Heſſiſchen Staatscapitalien und des Ber: 
faufes der Weitphäliichen Tomänen, jener Begriff keine Anwendung 
finden Tann. 

(Ein Kriegführender, der fich in den Beſitz eines Gebietes geſetzt, kann 
es bei dem Status quo belaſſen und ſich auf die thatjächlichen Vortheile 
der Kriegsoccupation beſchränken; er kann eine proviloriihe Verwaltung 
einrichten ohne die Abficht, das eroberte Yand dauernd jeiner Herrichaft 
zu unterwerfen oder mit dieſer Abficht: in allen diefen "Fällen tritt nad 
Vertreibung des Croberers das frühere Recht wieder in Kraft und fann 
von einem Boftliminium geſprochen werden. 

Keineswegs aber Tann dies gejcheben, wenn der Groberer ſich alle 
Herrichaftsrechte aneignet mit der zweifellojen Abſicht, den früberen 
Herriher ganz und für alle Zukunft anezujchließen, mit einen Worte, 
wenn er die Eouveränetät erlangt. Man nennt diejen Fall gewöhnlich 
Ulurpation und verjteht darunter die gewaltiame Einnahme eines 
fremden Gebietes, welche von der Art und der Tauer ijt, Daß der lljur: 
pator berechtigt wird, fich für den rechtmäßigen Regenten zu balten und 
alle Herrichaftsbefugnifje der ordentlichen Staatsgewalt auszuüben. Wenn 
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einer folchen Regierung ein Ende bereitet wird, fo müſſen die früheren 
NRechtöverhältniffe durch Geſetz wiederhergeitellt werden, aber nur durch 
Sefeg — und dies ift nicht mehr eine Frage der Rechtſprechung und 
Rechtswiſſenſchaft, fondern der Berfaflungd- und Gejeßgebungspolitit. 
Im Uebrigen bewahren alle Regierungsacte ihre — ſtaats⸗ und 
privatrechtlihde — Gültigkeit. Die Acte des Ufurpator® haben für die 
feiner Herrſchaft thatfählih Unterworfenen gleiche Kraft wie die Xcte 
einer legitimen Staatögewalt: er hat Gejehgebung und Berwaltung, er 
bat die Verfügung über das Staatsgut, wie der ‚legitime Herrſcher. Ob 
eine Staatögemwalt „legitim“ oder „illegitim” ift — mie man fich aus. 
zudrüden pflegt — ift für die Entjcheidung über die rechtliche Wirkſam⸗ 
feit der Negierungsacte nicht von Belang, und wir haben uns auf Diele 
Streitfragen, welche mehr jtaatörechtlicher Natur, nicht einzulafien. Die 
Ausübung der Etantögewalt hängt — die muß nun einmal anerkannt 
werden und iſt allgemein anerfannt — nicht vom rechtmäßigen Erwerbe, 
fondern vom thatjächlichen Befite ab. Auch die illegitime factiſche Staats: 
gewalt jegt den Staat fort, vertritt ihn, erzeugt ihm Rechte und Ber- 
bindlichkeiten. Einerſeits ijt dies feitzuhalten, andererfeit3 iſt Die Grenze 
zwilchen Occupation und Ujurpation Tcharf zu ziehen, d. 5. zwiichen dem 
Anwendungsfall und dem Ausjchluß des PBoitliminium. Man darf dies 
vielleicht in der Weife thun, daß man den Gegenfab von Eroberung 
und Rechtsnachfolge hervorhebt. robert wird dag Land, nicht der 
Staat ſelbſt. Selbjt wenn ein ganzes Land ovccupirt und alle feine 
Bewohner gefangen wären, wäre darum noch nicht die Staatsgewalt 
occupirt. Diejelbe iſt überhaupt fein Gegenitand der Occupation. Soll 
fie wirklich dem Sieger erworben werden, jo gehört dazu ein ganz anderer 
Titel, der Titel der Rechtsnachfolge. Ob eine folche ftattjindet, ob 
wirklich corpore et animo die Staatsgewalt bejejjen wird, ob nicht eine 
vorläufige Bemächtigung, fondern eine dauernde Ufurpation, ein „Inter: 
regnum“ vorliegt, dag iſt eine nicht nur völferrechtlide Frage. Als 
Rechtsnachfolger aber kann der Sieger num auch den eroberten Staat 
als den einigen betrachten, diefer Staat gehört ihm an mit aller feiner 
Gewalt, feinem Bermögen, feinen Forderungen, jeinen Berpflichtungen. 
Bermöge der Succeſſion ift er an die Stelle des früheren Regenten ge 
treten, vermöge der, in Folge der Occupation, aber durch einen Hinzuge- 
fommenen Titel erworbenen Staatögewalt, nicht vermöge des Factums 
der Occupation. Wo aber eine folche Rechtsnachfolge ftattgefunden hat, 
fann der Begriff des Poſtliminium nicht mehr in Anwendung kommen. 


Trud der Verlagsanſtalt und Truderei Altien:Gejellichaft 
(vorm. 3. F. Richter) in Hamburg. 


Yerlagsanfali und Brunerei 4.6. - (uormals 3. . Rider) in Sanbarg. 
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Der Hypnotismus 


und Die verwandten Zufände 


vom Standpunkte der gerichtlichen Medicin 


von 


Dr. Gilles de la Bourette 


Chef de clinique de maladies du systtme nerveux A la Balpetriere, ancien 
preparateur du cours de medldecine legale A la Faculte de Paris. 





Autorifirte deutfche Ueberſetzung. 


Mit einem Vorwort von Profefjor 3. M. Charcot (de l'Iustitut). 
Gr. 8” (IV u. 546 ©.) Preis 9 ME. geh., 11 Mt. eleg. geb. 


Ter Berfafler bat die ſeltene Kunſt verftanden. bei der BVehandlung der fo ichwierigen 
Materie mit einer fiets gewahrten ftrengen Wiflenichaftlichkeit eine vo feſſelnde und aud für den 
Nichtfachmann verſtaͤndliche Tiktion gu verbinden. daB fein Werk in Frankreich nicht nur bei 
den Aerzten und Juriften, fondern auch brı dent gebildeten Laienpublikum einen reihenden 
Abiap gefunden bat. Die vorzügliche Ueberiegung bürgt für einen äbnlichen Grfolg in Teutich 
land. da befanntlich auch bier ın allen Kreiſen der (Webildeten das lebhaftefte Anterefle für die 
Refultate vorhanden ift. weiche die Wiflenichaft auf dem verhältnißmäßig noch io wenig befann: 
ten Gebiete des Hupnotismus zu verzeichnen bat. Faft bie zum Ende der fiebensiger Jahre 
bezogen ſich die Beichreibungen des Hnpnotiemusg und ber ihm verwandten Zuftände auf dem 
mehr oder weniger tiefen Schlafzuſtand, wobri die verichiedenen Yuflände ın einem großen Wirt 
warı durchemander geworfen waren. Kine ergentlih wiſienſchaftliche Anſchauung von Diefen 
Tingen beginnt erft mit Den Unteriuchungen der berühmten Aerzte Brad und Charcot fih Yahn 
in brechen. 

Nachdem der Berfafier. ein Schuler Chbarcor 3 uf Deficn Standpunkte er im großen 
Ganzen fieht. einen biftoriich kritiſchen Rüudblid auf die veriduedenen Anſichten über den Sup 
notiemus bie au Charcot geworfen bat. unterzieht er die von Charcot iomwır von anderen be 
deutenden Gelehrten der Jeytzeit uber den Hnpnotiemue und Defien verwandte Zuſtände wıe 
Somnambuliemue und Öpfterie erzielten Reiultate einer ausführlihen Beiprechung. Gleich 
(harcot gebt er habeı von dem (rundiagce ane Da unter den bopnotifirbaren Individuen die 
bofteriihen den erften Blap einnehmen und daß bei durchaue Weiunden der Hnpnotiemus 
fih überhaupt nicht bervorbringen lafle 

In den beiden legten Theilen des Werker welche von dem Kupen und den Glelabren Des 
Hppnotiamus. beim. Dem Snpnotitmus dor dem (Weiege handeln. wırd bargeleyi, daß der 
Hupuotiamue für die Webandlung der ausgeiprockenen Oniterie vou großem Nugen leın fann. 
während er andererieitz auch außerordentlich ſchädlich su sırlen vermag. da c> bei Bertonen. 
Die zur Hyſterie beanlagt find. nichte gieb:. was geeigneter wäre. fie zur Entwickelung zu 
bringen. alö der Onpnotiemus Die Yabi der durch planloſe bnpnotiidbe Erperimente herper- 
geruienen nerpdien Anfdle ıft eine tet große ſo dak das Hupnotiſtren nur ben ersten ge 
ftarter jein follte. Biersu kommt noch der Umſtand daß viellab an bupnotifirten Berionen 
Zuttlichleitäverbrecben verübt werden. Aus diejem Grunde muß der Gerichtaarıt ſowie aud ber 
Nichter Mittel baben, unter Umftänden au erfennen ob eme Rerien. weicht vorgiebt ım 
bupnotifirtem Yuftande vergewaltigt zu fein. die Wabrbeit Iprıht oder nicht Die Leier des 
Werter von de la Zourette werben nicht vergeblich nad derartiger Fingerzeigen ſuchen, die 
ihnen gebotenen vielmebr zu fdhägen wiſſen. (Neterm.) 
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